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Einleitung. 

L   Begriff  des  öffentlichen  Gesundheitswesens,  seine 
Aufgaben  und  deren  Durchfuhrung  im  Allgemeinen.^) 

Begriff  des  öffentlichen  Oesundheitswesens.  Die  Sorge 
für  die  persönliche  Gesundheit  ist  an  und  für  sich  Sache  des 
Einzelnen;  erst  da  wo  dessen  Macht  und  Kraft  nicht  aus- 
reichen, sich  selbst  gegen  Krankheiten  oder  sonstige  gesund- 
heitliche Gefahren  zu  schützen  und  sich  die  Lebensbedin- 
gungen zu  sichern,  die  ihm  zur  Erhaltung  seiner  Gesundheit  und 
Erhöhung  seiner  Widerstandsfähigkeit  zum  erfolgreichen 
Kampf  ums  Dasein  befähigen,  beginnt  die  Fürsorge  der  Ge- 
sanmitheit,  des  Staates,  seiner  Organe  und  Gemeinwesen  (Pro- 
vinzen, Bezirke,  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.).  Je  besser  es 
aber  mit  der  Gesundheit  der  Einzelnen  bestellt  ist,  je  höher 
die  Verhältnissziffer  der  körperlich  und  geistig  Gesunden  im 
Vergleich  zu  derjenigen  der  Gebrechlichen  und  Kranken  ist, 
desto  günstiger  gestaltet  sich  auch  die  öffentliche  Ge- 
sundheit, die  physische  Wohlfahrt  des  ganzen  Volkes. 
Deshalb  haben  Massnahmen  in  ihrem  Interesse  vielfach  gleich- 
zeitig den  Schutz,  die  Förderung  oder  Wiederherstellung  der  per- 
sönlichen Gesundheit  im  Auge,  und  wie  von  dieser  das  phy- 
sische und  wirthschaftliche  Wohlergehen  der  Einzelnen  ab- 
hängt, so  bildet  die  öffentliche  Gesundheit  die  erste  und  wich- 
tigste Voraussetzung  für  das  Glück,  die  Wehrkraft,  den  Wohl- 
und  Fortbestand  des  Staates  und  seiner  Bevölkerung.  Das 
öffentliche  Gesundheitswesen  umfasst  somit  alle  Massnahmen 
und  Einrichtungen,  die  dazu  dienen,  jenes  ungemein  werth- 
voUc  Gut  nicht  nur  zu  erwerben  und  zu  erhalten,  sondern  auch 
zu  vermehren;  es  ist  dies  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  des 
Staates,  zu  deren  Lösung  ihm  von  der  wissenschaftlichen 
Hygiene,  der  Gesundheitslehre,  der  Weg  vorgezeichnet  wird. 

0  Vergleiche  die  ausführlichere  Abhandlung  des  Verfassers  hierüber  in 
dessen  »Oeffentliches  Gesundheitswesen;  Allgemeiner  Theil.  III.  Abth.  des 
sechsten  Bandes  des  Hand-  und  Lehrbuchs  der  Staatswissenschaften«;  Leipzig 
1901;  Verlag  von  C  L.  Hirschfeld. 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  Irztliche  Sachverständige.  II*  1 


Die  Entwicklung  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  wird  dem- 
gemäss  in  erster  Linie  von  den  Fortschritten  und  Forschungs- 
ergebnissen der  Wissenschaft  beeinflusst,  aus  denen  der  Ge- 
setzgeber die  entsprechenden  Konsequenzen  zu  ziehen  hat,  vor- 
ausgesetzt, dass  sich  diese  zu  sicheren  Resultaten  verdichtet 
haben,  und  sich  die  darauf  begründeten  Massnahmen  sowohl 
nach  der  rechtlichen,  als  materiellen  Seite  praktisch  durch- 
führen lassen.  Allerdings  kann  der  Staat  nicht  immer  die  Er- 
ledigung theoretischer  Streitfragen  auf  dem  Gebiete  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  abwarten,  sondern  er  muss  mitunter 
auf  empirischem  Wege,  auf  Grund  praktischer  Erfahrungen 
und  Beobachtungen  vorgehen.  Dass  auch  auf  diesem  Wege 
grosse  und  dauernde  Erfolge  erzielt  werden  können,  dafür 
giebt  die  Entwicklung  des  Gesundheitswesens  bis  in  die  Neu- 
zeit hinein  schlagende  Beispiele. 

Mit  dem  von  Gellius  schon  im  Jahre  136  n.  Chr.  in 
seinen  „Noctes  Atticae**  aufgestellten  Grundsatze:  „Es  ist 
besser  Krankheiten  zu  verhüten  als  zu  heilen"  sind  die  Auf- 
gaben des  öffentlichen  Gesundheitswesens  zutreffend 
gekennzeichnet.  Es  soll  in  erster  Linie  alle  Hindernisse,  die 
sich  der  physischen,  wirthschaftlichen  und  geistigen  Entwick- 
lung eines  Volkes  in  den  Weg  stellen,  ergründen  und  beseitigen, 
eme  Aufgabe,  für  die  noch  heute  die  vortrefflichen  Worte 
des  grossen  Hygienikers  Peter  Frank  gelten: 

»Man  suche  mit  einer  gewissen  Unverdrossenheit  zuerst  alle  Ursachen  unseres 
Verderbens  und  das  schleichende  Gift  in  den  Adern  auf  und  entwickle  den 
Status  morbi,  worunter  die  Menschheit  seufzt.  Man  mache  sich  den  Verlust,  den 
ein  Staat  jährlich  auf  diese  oder  jene  Art  an  Menschen  zu  erleiden  hat,  so  be- 
kannt, als  den  jährlichen  Zuwachs  an  Bürgern,  und  man  lerne  so  mehr  und 
mehr,  den  reichen  Werth  des  Menschen  kennen.  Man  lasse  durch  menschen- 
freundliche Aerzte  die  Natur,  Lage  und  Beschaffenheit  des  geringsten  Dörfchens 
erforschen,  dessen  Krankheiten  nebst  deren  Ursachen  mit  Genauigkeit  nachsuchen, 
das  Verhältniss  der  Geschlechter,  der  verschiedenen  Menschenklassen,  der  Ge- 
burten zu  den  Todesfällen  u.  s.  w.  berechnen,  und  so  über  jeden  Distrikt  eine 
Art  besondere  Geographie  anfertigen,  welche  die  Grenzen  des  Lebens  und  des 
Todes,  die  Breite  und  Länge  der  gefährlichen  Seeen  und  der  sichersten  Wege 
zwischen  den  Klippen,  woran  so  viele  Tausende  aus  blosser  Unwissenheit  scheitern, 
angeben;  die  Rettung  von  Menschen  muss  als  eine  grössere  That  erscheinen, 
als  die  Eroberung  einer  Provinz  durch  Bürgerblut" 

Der  Schwerpunkt  der  vorbeugenden  Thätigkeit 
des  öffentlichen  Gesundheitswesens  liegt  jedenfalls  in  der  Ve  r- 
hütung  von  Krankheiten,  insbesondere  ansteckender  Krank- 
heiten, und  zwar  nicht  nur  der  von  auswärts  eingeschleppten 
Weltseuchen,  wie  Cholera,  Pest,  gelbes  Fieber  und  Pocken, 
sondern  vor  allem  auch  der  einheimischen  Seuchen  wie  Typhus, 
Diphtherie,  Scharlach,  Tuberkulose  u.  s.  w.,  die  bekanntlich 
weit  grössere  Opfer  als  jene  fordern.  Gesundheit  und  Leben 
sollen  eben  nicht  erst  im  Falle  der  Gefahr  geschützt  werden, 
denn  dann  ist  es  oft  zu  spät;  weit  wichtiger  ist  es  rechtzeitig 
die  erforderlichen  Vorbeugungsmassregeln  zu  treffen,  damit 
der  Ausbruch  einer  Seuche  verhindert  oder  im  Keime  erstickt 
wird.   Diese  Förderung  ist  aber  gleichbedeutend  mit  der  Sorge 


')  System  der  vollständigen  medizinischen  Polizei,    l.  Th.  S.  81.    Mannheim 
1779—1789. 
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für  Reinhaltung  der  Luft,  des  Bodens  und  des  Wassers,  wie 
der  Hebung  der  allgemeinen  Lebensbedingungen  in  Bezug  auf 
Wohnung,  Ernährung,  Körperpflege  u.  s.  w.,  mit  der  Besse- 
rung der  sozialen  und  Erwerbsverhältnisse,  mit  der  Beseiti- 
gung aller  sonstigen  gesundheitsschädlichen  Missstände  und 
Einwirkungen,  gegen  die  der  Einzelne  wehrlos  ist  und  durch 
welche  die  Gesammtgesundheit  beeinträchtigt  wird.  Die  vor- 
beugenden Aufgaben  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  sind 
daher  ausserordentlich  mannigfaltig;  sie  greifen  fast  in  alle 
Gebiete  der  Verwaltung  (Bau-,  Gewerbe-,  Armen-,  Unterrichts- 
u.  s.  w.  Wesen)  ein  und  erfordern  demgemäss  zu  ihrer  Lösung 
ein  eingehendes  Studium  aller  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse:  Klima,  Luft,  Boden,  Grundwasser,  Bauart  der 
Ortschaften  und  Wohnungen,  Beseitigung  der  Abfallstoffe, 
Trinkwasserversorgung,  Nahrungsmittclverkehr,  Jugendaus- 
bildung, Arbeit  und  Beschäftigung,  Gewerbe,  Handel  und  Ver- 
kehr, Beerdigungswesen,  Sitten-  und  Lebensgewohnheiten  der 
Bevölkerung  u.  s.  w.,  um  rechtzeitig  nicht  nur  die  daraus  für 
die  öffentliche  Gesundheit  erwachsenden  Gefahren,  sondern 
auch  die  Mittel  zu  deren  Abhülfe  kennen  zu  lernen. 

Neben  dieser  vorbeugenden  Thäti^keit  hat  das  öffentliche 
Gesundheitswesen  auch  auf  dem  Gebiete  des  Heilwesens 
für  Bereitstellung  derjenigen  Einrichtungen  und  Mittel  zu 
sorgen,  die  es  den  Einzelnen  nicht  nur  ermöglichen,  ihre  ge- 
schädigte Gesundheit  soweit  als  möglich  wieder  herzustellen, 
sondern  auch  bei  normalen  körperlichen  Vorgängen  (z.  B. 
Geburten)  die  erforderliche  sachverständige  Hülfe  zu  finden. 
Dahin  gehört  also  die  Sorge  für  geeignetes  Heilpersonal  (Rege- 
lung der  Berufsausbildung  und  Berufsausübung  der  Aerztc 
und  Zahnärzte,  des  niederen  Heilpersonals,  der  Hebeammen, 
Heilgehülfen  u.  s.  w.),  für  Bereitstellung  und  gute  Beschaffen- 
heit der  Heilmittel  (Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Arznei- 
mitteln und  Giften),  für  Krankenpflege  und  geeignete  Heil- 
anstalten, in  denen  ausser  armen  und  alleinstehenden  Kranken, 
auch  solche  Kranke  Aufnahme  finden  können,  zu  deren  Hei- 
lung eine  Anstaltsbehandlung  unbedingt  erforderlich  ist  (z.  B. 
bei  Geisteskranken  oder  behufs  Vornahme  grosser  chirurgischer 
Operationen  u.  s.  w.),  oder  bei  denen  die  öffentliche  Sicher- 
heit (bei  gemeingefährlichen  Geisteskranken)  oder  Gesundheit 
(bei  ansteckenden  Krankheiten)  eine  solche  verlangt.  Wie  wir 
später  noch  sehen  werden  (s.  Abschnitt  II  der  Einleitung), 
ist  diesem  Zweige  des  öffentlichen  Gesundheitswesens,  dem 
sogenannten  Medizinalwesen  früher  eine  weit 
grössere  Aufmerksamkeit  gewidmet,  als  der  viel  wichtigeren 
prophylaktischen  Thätigkeit  desselben,  dem  S  a  n  i  t  ä  t  s  - 
wesen;  in  vielen  Hand-  und  Lehrbüchern  findet  auch  jetzt 
noch  eine  strenge  Scheidung  zwischen  Medizinal-  und  Sanitäts- 
polizei statt;  unseres  Erachtens  lässt  sich  eine  solche  aber 
gar  nicht  durchführen,  denn  eine  ganze  Reihe  in  das  Gebiet 
des  Medizinal  Wesens  fallende  Massregeln  z.  B.  Bau  von 
Krankenanstalten  für  ansteckende  Kranke,  die  Bestimmungen 
über  den  Verkehr  mit  Giften,  die  Sorge  für  ausreichendes  und 
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tüchtiges  Heil-  und  Krankenpflegepersonal  u.  s.  w.  tragen 
gleichzeitig  einen  sanitären  Charakter,  währaad  unagekehrt 
sanitäre  Massregeln  vielfach  Heilzwecke  verfolgen  oder 
wenigstens  die  Heilung  von  Krankheiten  wesentlich  fördern. 
Wir  werden  deshalb  im  Nachstehenden  die  bisher  übliche 
Trennung  des  Gesundheitswesens  in  die  obengenannten  Ge- 
biete, obwohl  sie  auch  in  der  Dienstanweisung  für  die  Kreis- 
ärzte festgehalten  ist,  fallen  lassen. 

Die  Durchführung  der  Aufgaben  des  öffentlichen  Ge- 
sundheitswesens im  Allgemeinen.  Das  öffentliche  Gesund-^ 
heitswesen  bildet  einen  Theil  der  inneren  Verwaltung,  also 
derjenigen  Verwaltungsthätigkeit  des  Staates,  deren  Aufgabe 
die  Förderung  der  Volksinteressen  ist.  Diese  Thätigkeit  ist 
in  erster  Linie  polizeilicher  Natur;  sie  umfasst  speziell  die  Wohl- 
fahrtspolizei, der  die  Sicherung  und  Erhöhung  des  mensch- 
lichen Wohlbefindens  obliegt.  Demgemäss  decken  sich  auch 
die  zur  Durchführung  der  Aufgaben  des  öffentlichen  Gesund- 
heitswesens erforderlichen  Behörden  mit  denen  der  all- 
gemeinen inneren  Verwaltung  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
ihnen  in  der  Regel  noch  besondere  medizinisch-tech- 
nische Einzelbeamte  oder  Kollegialbehörden  als  berathende 
Organe  beigegeben  sind  und  zwar  meist  in  allen  Instanzen, 
in  der  ausführenden  unteren  sowohl,  als  in  den  aufsichtsfüh- 
renden oberen.  Sämmtlichen  Instanzen  steht  das  Recht  zu, 
die  von  ihnen  auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  für 
nothwendig  erachteten  Massnahmen  und  Reformen  der  be- 
stehenden Gesetze  durch  allgemeine  oder  spezielle,  von  Fall 
zu  Fall  zu  erlassende  Verordnimgen,  Verfügungen,  An- 
weisungen u.  s.  w.,  die  sich  fast  ausnahmslos  als  Ge-  und 
Verbote  charakterisieren,  durchzuführen  und  diese  Durch- 
führung durch  Geldstrafen  erforderlichenfalls  durch  Haft- 
strafen zu  erzwingen  oder  auf  Kosten  der  Betheiligten  durch 
einen  Dritten  bewirken  zu  lassen.  Auch  von  dem  Recht  der 
Enteignung  muss  nicht  selten  zur  Ausführung  gesundheit- 
licher Massregeln  Gebrauch  gemacht  werden;  wo  es  sich  um 
das  Allgemeinwohl  handelt,  muss  eben  das  Interesse  des  Ein- 
zelnen zurücktreten. 

Der  verwaltungsrechtliche  Weg  in  sanitären 
Fragen  unterscheidet  sich  somit  wenig  oder  gar  nicht  von 
demjenigen  auf  anderen  Verwaltungsgebieten;  entsprechend 
den  vielseitigen  und  in  die  verschiedensten  Zweige  der  Ver- 
waltung eingreifenden  Aufgaben  des  öffentlichen  Gesundheits- 
wesens sind  aber  die  gesetzlichen  Unterlagen  für  die 
zu  ergreifenden  Massregeln  sehr  mannigfaltig;  denn  sie  finden 
ihre  Stütze  nicht  nur  in  der  eigentlichen  Gesundheitsgesetz- 
gebtmg,  sondern  in  zahlreichen  anderen  Gesetzen,  wie  Straf- 
gesetzbuch, Arbeiterschutz-,  Gewerbe-,  Bau-,  Schul-,  Nahrungs- 
mittel- u.  s.  w.  Gesetzgebung.  Dadurch  wird  die  Handhabung 
des  öffentlichen  Gesundheitswesens  selbstverständlich  sehr 
erschwert,  besonders  wenn,  wie  im  Deutschen  Reich  und  in 
Preussen,  kein  umfassendes  Gesundheitsgesetz  wie  in  England, 
Italien,  Ungarn  u.  s.  w.  besteht,  sondern  die  geltenden  Vor- 
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Schriften  in  einer  grossen  Anzahl  von  Einzelgesetzcn,  Verord- 
nungen u.  s.  w.  zerstreut  sind.  Die  Durchführung  der  gesimd- 
heitHchen  Massregeln  stösst  ausserdem  häufig  insofern  auf 
gfrosse  Schwierigkeiten,  als  diese  vielfach  in  die  persönliche 
Freiheit  und  in  das  Eigenthum  des  Einzelnen,  sowie  in  die 
Rechte  und  das  Vermögen  von  Korporationen  oder  Gemeinden 
tief  eingreifen  und  neue  finanzielle  Lasten,  Verkehrsbeschrän- 
kungen u.  s.  w.  mit  sich  bringen.  Um  so  mehr  ist  es  erforder- 
lich, nur  solche  anzuordnen,  die  sich  bereits  durch  die  prak- 
tische Erfahrung  als  wirksam  erwiesen  haben  und  deren  Wirk- 
samkeit nach  den  wissenschaftlichen  Untersuchungen  zweifel- 
los ist,  da  durch  etwaige  spätere  Misserfolge  nicht  nur  die 
amtliche  Autorität,  sondern  auch  die  Bestrebungen  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  überhaupt  Schaden  erleiden.  Das 
gesetzliche  Vorgehen  muss  deshalb  stets  durch  sorg- 
fältig angestellte  und  alle  Gesichtspunkte  berücksichtigende 
Ermittelungen  thunlichst  unanfechtbar  begründet,  anderseits 
aber  auch  konsequent  und  zielbewusst,  sowie  frei  von  jeder 
Unentschlossenheit  und  ängstlichen  Nachgiebigkeit  gegen 
Sonderinteressen  sein;  insbesondere  darf  niemals  vergessen 
werden,  dass  gerade  auf  gesundheitlichen  Gebieten  nichts  be- 
denklicher ist  als  halbe  Massregeln,  die  mehr  Schaden  als 
Nutzen  stiften.  Die  gleichen  Gesichtspunkte  müssen  auch 
für  das  Eingreifen  der  Gesundheitsbehörden 
und  für  die  von  den  technischen  Gesundheitsbe- 
amten zu  machenden  Vorschläge  massgebend  sein; 
namentlich  ist  hierbei  stets  den  gegebenen  örtlichen  Verhält- 
nissen, liebgewordenen  Gebräuchen  und  Gewohnheiten,  sowie 
den  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  der  Privatpersonen  oder  Ge- 
meinden u.  s.  w.  gebührend  Rechnung  zu  tragen  und  über 
die  Grenzen  des  unbedingt  Nothwendigen  nicht  hinauszugehen. 
Desgleichen  empfiehlt  sich  ein  taktvolles  und  schrittweises 
Vorgehen,  das  sich  ebenso  durch  Vermeidung  jeder  über- 
stürzenden Ungeduld  und  zaghaften  Wankelmüthigkeit,  als 
durch  ruhige  und  nachhaltige  Ausdauer  in  dem  Betreiben  noth- 
wendiger  hygienischer  Massregeln  auszeichnet.  Man  muss  sich 
nicht  sofort  durch  die  scheinbare  Undurchführbarkeit  der- 
selben oder  durch  die  dagegen  vorgebrachten  zahlreichen  Be- 
denken zurückschrecken  lassen;  bei  näherer  Betrachtung  sind 
die  Schwierigkeiten  oft  gamicht  so  erheblich,  als  man  anfangs 
geglaubt  hat.  Umgekehrt  soll  man  aber  auch  die  Durchfüh- 
rung anscheinend  geringfügiger  Massnahmen,  gerade  wegen 
ihrer  Unerheblichkeit  nicht  unterlassen;  denn  dafür,  dass  aus 
geringen  Ursachen  oft  die  schwersten  Folgen  entstehen,  giebt 
es  auf  keinem  Gebiete  mehr  zutreffende  Beispiele,  als  auf  dem- 
jenigen der  öffentlichen   Gesundheitspflege. 

Die  Erfahrung  lehrt  weiterhin,  dass,  jemehr  die  Lehren 
der  Hygiene  und  die  Ergebnisse  der  hygienischen  Forschung 
in  allen  Volksschichten  Verbreitung  finden  und  Gemeingut 
werden,  desto  eher  auch  die  Ansprüche  der  öffentlichen  Ge- 
sundheitspflege von  den  betheiligten  Kreisen  als  berechtigt 
anerkannt  werden  und  deren  Mitwirkung  auf  diesem  Gebiete 


—    6    — 

gesichert  wird.  Auf  diese  Mitwirkung  der  Bevölkerung  ist 
aber  von  Seiten  der  Gesundheitsbehörden  der  grösste  Werth 
zu  legen;  deshalb  dürfen  sie  sich  nicht  die  grosse  Mühe  ver- 
driessen  lassen,  jene  durch  gemeinverständliche  Beleh- 
rungen in  Wort  und  Schrift  (Bekanntmachungen,  Flug- 
blätter, kurzgefasste  Schriften,  Vorträge  u.  s.  w.)  über  gesund- 
heitliche Fragen  aufzuklären  und  in  ihr  ein  grösseres  Ver- 
ständniss  dafür  wachzurufen;  denn  in  diesem  Verständniss 
liegt  die  kräftigste  Triebfeder  für  sanitäre  Massregeln  und  eine 
grosse  Gewähr  für  ihre  Durchführung. 

Eine  wesentliche  Unterstützung  auf  gesundheitlichem  Ge- 
biete können  die  Behörden  auch  durch  die  Aerzte  und, 
namentlich  in  der  Lokalinstanz,  durch  Gesundheitskom- 
missionen erfahren,  die  aus  Ortsangesessenen  gebildet 
werden  und  in  Folge  dieser  Zusammensetzung  ebenfalls  dazu 
beitragen,  dass  das  Interesse  für  die  öffentliche  Gesundheits- 
pflege die  verschiedenen  Schichten  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft immer  mehr  durchdringt.  Dasselbe  gilt  von  den  Ver- 
einen für  öffentliche  Gesundheitspflege,  die 
durch  sachgemässe  Erörterungen  sanitärer  Angelegenheiten 
sowohl  den  aufsichtsführenderi  Verwaltungs-  und  Gesundheits- 
behörden als  auch  den  Kommunal-  und  Verwaltungsbehörden 
werthvolle  Anregungen  und  Unterlagen  zu  gesundheitlichen 
Massnahmen  geben  und  dadurch  deren  Durchführung  wesent- 
lich erleichtem  können.  Die  Gesundheitsbehörden  sollten  sich 
daher  derartigen  Vereinen  gegenüber  nicht  ablehnend  verhalten, 
sondern  im  Gegentheil  ihre  Thätigkeit,  sowie  diejenige  anderer 
ähnlicher  Vereine,  z.  B.  für  Schulhygiene,  gegen  Missbrauch 
alkoholischer  Getränke,  für  Armenkrankenpflege,  für  Errich- 
tung von  Volksheilstätten,  für  Erbauung  von  Arbeiterwoh- 
nungen u.  s.  w.  thunlichst  fördern  und  sich  dieselben  zu 
eigenen  Zwecken  nutzbar  machen. 

Die  Durchführung  gesundheitlicher  Massregeln  hängt 
femer  in  vielen  Fällen  nicht  zum  geringsten  Theil  von  der  Be- 
reitstelltmg  der  dazu  erforderlichen  finanziellen  Mittel 
ab,  da  sie  häufig  mit  recht  erheblichen  Kosten  verknüpft  ist. 
So  lange  diese  jedoch  die  Leistungsfähigkeit  der  betreffenden 
Personen,  Gemeinden  u.  s.  w.  nicht  überschreiten,  werden  sie 
nicht  als  Hinderniss  für  die  Ausführung  der  betreffenden  An- 
ordnungen gelten  können ;  anders  liegen  aber  die  Verhältnisse, 
wenn  jenes  thatsächlich  der  Fall  ist,  wie  solches  leider  oft 
genug  vorkommt.  Hier  sollte  man  dann  versuchen,  die  Last 
auf  breitere  Schultern  zu  übertragen,  also  auf  Gemeinden,  wenn 
Privatpersonen  in  Frage  kommen,  oder  auf  grössere  Verbände 
(Kreise,  Provinzen,  Staat),  falls  es  sich  um  Gemeinden  oder 
kleinere  Verbände  handelt.  Auf  diese  Weise  können  auch 
leistungsunfähige  Personen  oder  Gemeinden  des  Vorteils  ge- 
sundheitlicher Einrichtungen  theilhaftig  und  damit  der  Grund- 
satz zur  Geltung  gebracht  werden,  (£iss  von  deren  Genuss 
Mittellosigkeit  niemals  ausschliessen  sollte.  Dies  Verfahren 
hat  auch  den  nicht  zu  unterschätzenden  Vortheil,  dass  die  Be- 
nutzung der  betreffenden  Einrichtungen  eine  weit  ausgiebigere 
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als  sonst  ist.  Es  möge  in  dieser  Hinsicht  nur  an  die  Wirkung 
des  Gesetzes  vom  ii.  Juli  1891  erinnert  werden,  das  den 
Landarmenverbänden  die  Pflicht  zur  Errichtung  und  Er- 
haltung von  Anstalten  zur  Unterbringung  bedürftiger  Gebrech- 
licher (Geisteskranker,  Idioten,  Epileptiker,  Taubstummer  und 
Blinder)  auferlegt,  während  die  Verpflegungskosten  zu  min- 
destens zwei  Drittel  von  den  Kreisen  und  höchstens  zu  einem 
Drittel  von  den  Ortsarmenverbänden  getragen  werden  müssen. 
In  Folge  dieses  Gesetzes  ist  jetzt  der  bei  weitem  grösste  Theil 
derartiger  Gebrechlichen  der  Anstaltspflege  überwiesen,  wäh- 
rend früher  die  Gemeinden  eine  solche  der  hohen  Kosten  wegen 
nicht  gewährten.  Ebenso  sollten  die  Gebühren  für  die  Be- 
nutzung sanitärer  Einrichtungen,  wenn  solche  von  Seiten  des 
Staates,  der  Gemeinden  oder  sonstiger  Korporationen  über- 
haupt erhoben  werden,  so  niedrig  bemessen  werden,  dass  auch 
die  weniger  bemittehe  Bevölkerung  im  Stande  ist,  dieselben 
unschwer  zu  leisten;  denn  sonst  wird  dadurch  der  von  den 
Einrichtungen  erhoffte  Erfolg  für  die  öffentliche  Gesundheit 
erheblich  beeinträchtigt.  Jedenfalls  dürfen  dieselben  niemals 
als  Finanzquelle  angesehen  und  gehandhabt  werden,  sondern 
im  Gegentheil,  wenn  überhaupt  Gebühren  erhoben  werden,  — 
was  an  sich  durchaus  berechtigt  ist  —  sollte  bei  ihrer  Fest- 
setzung der  aus  der  betreffenden  Anlage  für  die  öffentlfche 
Gesundheit,  also  für  die  Gesammtheit,  erwachsende  Vortheil 
mit  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Nach  dieser  Richtung 
hin  muss  der  Staat  stets  mit  gutem  Beispiele  vorangehen; 
denn  er  hat  schliesslich  den  grössten  Nutzen  davon.  Gerade 
auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  ist  es  oft 
äusserst  schwierig,  eine  Grenze  zwischen  allgemeinem  staat- 
lichen und  kommunalem  oder  örtlichem  Interesse  zu  ziehen; 
man  braucht  sich  nur  die  Bekärnpfung  ansteckender  Krank- 
heiten zu  vergegenwärtigen,  von  deren  Erfolg  doch  nicht  nur 
das  Erlöschen  der  Seuche  am  Ausbruchsorte,  sondern  vor 
allem  auch  die  Verhütung  ihrer  weiteren  Ausbreitung  auf 
andere  Orte  und  Bezirke  bezw.  über  den  ganzen  Staat  abhängt. 
Trotzdem  hat  gerade  in  Preussen  bisher  der  Grundsatz  ge- 
herrscht, dass  die  aus  jener  Bekämpfung  erwachsenden  Kosten 
in  erster  Linie  den  Gemeinden  zur  Last  fallen,  ein  Grundsatz, 
der  leider  nur  zu  oft  dahin  geführt  hat,  dass  ein  rechtzeitiges 
Eingreifen  tmterblieben  ist.  So  zweckmässig  die  Uebert ragung 
der  aus  gesundheitlichen  Massnahmen  erwachsenen  Lasten 
auf  breitere  Schultern  ist,  so  verderblich  kann  urngekehrt 
die  Abwälzung  derselben  auf  schwächere  Schultern  werden, 
und  die  dadurch  vielleicht  erzielte  Ersparniss  für  die  Finanzen 
des  Staates  mehr  als  doppelt  und  dreifach  wieder  aufgewogen 
werden  durch  den  Schaden,  den  das  Allgemeinwohl  in  Folge 
dessen  erleidet. 

Der  wirthsc haftliche  Wer th  gesundheitlicher 
Einrichtungen  und  Massnahmen  wird  überhaupt 
noch  viel  zu  sehr  unterschätzt.  Man  braucht  sich  nur  zu  ver- 
gegenwärtigen, dass  z.  B.  in  Deutschland  im  Jahre  1898  durch- 
schnittlich fast  8,8  Millionen  Personen,  etwa  der  sechste  Theil 
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der  Gesammtbevölkerung  gegen  Krankheit  versichert  waren 
und  auf  jeden  Versicherten  durchschnittlich  0,36  Erkrankungs- 
fälle, 5,94  Krankheitstage  mit  Krankengeld  oder  Behandlung 
in  Krankenanstalten  und  Mk.  14,60  Unkosten  entfielen.  Die 
Gesammtsumme  der  letzteren  betrug  rund  128  Millionen;  auf 
mindestens  den  gleichen  Betrag  ist  aber  ausserdem  der  Ver- 
lust an  Arbeitslohn  zu  schätzen.  Wenn  es  daher  durch  Schaf- 
fung besserer  gesundheitlicher  Verhältnisse  für  die  Arbeiter 
gelingt,  die  Zahl  der  Krankheitstage  nur  um  5  p/o  herunterzu- 
setzen, so  würde  eine  Ausgabe  von  mindestens  6  Millionen 
erspart  und  eine  Einnahme  in  glieicher  Höhe,  also  zusammen 
12  Millionen  gewonnen  sein.  Nicht  minder  eklatant  tritt  der 
volle  wirthschaftliche  Nutzen  hygienischer  Einrichtungen  durch 
Herabsetzung  der  Sterblichkeit  hervor.  In  Preussen  sind  z.  B. 
in  den  Jahren  1870/1879  durchschnittlich  28,4  %q  (die  Todt- 
geborenen  eingeschlossen),  in  den  Jahren  1880/ 1889  26,5  o/^^ 
der  Bevölkerung  gestorben,  in  den  Jahren  1 890/1 899  dagegen 
nur  23,6  o/qq,  also  4,8  %o  ^^^^  rund  jedes  Jahr  150000  Personen 
weniger  als  in  dem  Jahrzehnt  1870/79  bei  einer  Bevölkerung 
von  rund  33  Millionen.  Rechnet  man  nun  mit  Rochard^) 
den  ökonomischen  Werth  eines  Menschen  auf  1097  Frs.  zz-: 
SSo  Mark,  so  ergiebt  sich  in  Folge  der  geringeren  Sterblichkeit 
ein  positiver  Gewinn  von  rund  130  Millionen  Mark.  Aller- 
dings ist  dieser  nicht  allein  auf  Rechnung  gesundheitlicher 
Massregeln  zu  setzen,  da  erfahr ungsgemäss  Morbidität  und 
Mortalität  den  Fortschritten  des  Wohlstandes  und  der 
Zivilisation  auch  ohnedem  zu  folgen  pflegen;  dass  aber  jene 
hierbei  eine  sehr  wichtige  Rolle  mitspielen,  dafür  spricht 
nicht  allein  die  Thatsache,  dass  die  allgemeine  Abnahme  der 
Sterblichkeit  von  dem  Zeitpunkte  an  datirt,  wo  dem  öffentlichen 
Gesundheitswesen  eine  grössere  Aufmerksamkeit  gewidmet  ist 
-  1870— 1874  :  29,50/00,  1874— 1879  :  27,40/00,  1880— 1884  : 
27,1  %0'  ^Iso  durchschnittlich  28,00/0,  dagegen  1885 — 1889: 
2S>97oo>  1890—1894:24,60/00  und  1895—1899:22,50/00  — 
sondern  auch  der  Umstand,  dass  die  Sterblichkeit  in  den  Land- 
gemeinden sich  jetzt  ungünstiger  als  in  den  Städten  stellt, 
seitdem  diese  bessere  hygienische  Einrichtungen  getroffen 
haben,  während  das  platte  Land  in  dieser  Hinsicht  zurück- 
geblieben ist.  So  starben  in  Preussen  von  1000  Einwohnern 
(die  Todtgeborenen  eingeschlossen)  während  der  Jahre: 

in  den 

überhaupt  Stadtgemeinden        Landgemeinden 

1870/74                29,5  31,5  28,2 

1875/79                27,4  29,1  26,6 

1880/84                27,1  28,0  26^6 

1885/89                25,9  26,2  26,7 

1890/94                24,6  24,6  24,7 

1895/9')                22,5  22,4  22,6 

Also  innerhalb  30  Jahren  hat  sich  die   Sterblichkeit  um 
nicht  weniger  als  3,5  %o  "^^  Gunsten  der  Städte  verschoben. 


^)  La  valeur  economique  de  la  vie  hiimaine.  Paris  1885. 
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»Es  ist  das  sicherste  Zeichen  für  den  sittlichen  und  wirthschaftiichen  Fort- 
schritt eines  Volkes,  wenn  sich  in  demselben  die  Erkenntniss  vertieft,  nidit  nur 
von  der  ethischen,  sondern  auch  von  der  volkswirthschaftlichen  Bedeutune 
jedes  einzelnen  Mitmenschen  für  die  Gesammtheit  und  dementsprechend 
auch  die  Werthschätzung  des  Menschenlebens  sowohl  seitens  des  Staates  wie 
seitens  sämmtlidier  Volksgenossen  in  immer  höherem  Masse  Platz  greift.  Ge- 
sundheit bedeutet  Schaffenskraft  und  Arbeitsfreudigkeit  nicht  nur  für  den  ein- 
zelnen Menschen,  sondern  auch  für  ein  ganzes  Volk,  welches  mit  zunehmendem 
äusseren  Wohlbefinden  in  gleichem  Ma^  befähigt  wird,  die  ihm  durch  seine 
Geschäfte  und  die  naturlichen  Bedingungen  des  Lindes  zugewiesenen  Aufgaben 
zu  erfüHen.« 

Dieser  vortrefflichen  Worte  des  Staatssekretärs  des  Innern, 
Graf  von  Posadowsky-  We h n e r ,  bei  Eröffnung  der  ersten 
konstituirenden  Sitzung  des  Reichsgesundheitsrathes  (am  20. 
März  1901)  mögen  die  Staatsmänner  stets  eingedenk  sein  imd 
insonderheit  bei  der  Aufstellung  des  Etats  für  Gesundheits- 
wesen eine  recht  offene  Hand  haben  —  es  gilt  dies  auch 
für  die  Gemeinden  und  sonstigen  Selbstverwaltungskörper,  — 
dann  werden  die  Früchte  für  das  Allgemeinwohl  nicht  aus- 
bleiben; denn  nirgends  ist  ein  Kapital  besser  angelegt  und 
bringt  höhere  Zinsen,  als  zur  Förderung  der  öffentlichen  Ge- 
sundheit ! 


IL  Geschichtliche  Entwickelung 

des  öffentlichen  Gesundheitswesens,  insbesondere 

in  Preussen  und  im  Deutschen  Reich. 

Die  wissenschaftliche  Hygiene  ist  bekanntlich  im  Ver- 
gleich zu  ihrer  älteren  Schwester,  der  gerichtlichen  Medizin, 
ein  recht  junger  Zweig  der  medizinischen  Wissenschaft,  während 
sich  die  praktische  Hygiene,  die  öffentliche  Gesundheitspflege 
in  ihren  ersten  Anfängen  bis  in  das  früheste  Alterthum 
zurückverfolgen  lässt.  Der  natürliche  Menschenverstand  einer- 
seits der  Kampf  um  das  Dasein,  namentlich  gegen  feindliche 
Nachbarvölker  anderseits,  lehrten  die  Menschen  bald  den 
Werth  aller  zur  Kräftigim'g  der  Gesundheit  und  Erhöhung  der 
Widerstandsfähigkeit  der  Einzelnen  dienenden  Hülfsmittel 
erkennen  und  schätzen.  Mit  dem  Fortschreiten  der  Kultur, 
der  grösseren  Sesshaftigkeit  der  Völker  und  dem  engen  Zu- 
sammenwohnen wurde  ihre  Aufmerksamkeit  aber  auch  auf 
die  daraus  für  die  Allgemeinheit  erwachsenden  gesundheit- 
lichen Gefahren  hingelenkt  und  die  Nothwendigkeit  öffent- 
licher Massnahmen  zu  deren  Bekämpfung  anerkannt.  So  ent- 
wickelte sich  mit  und  neben  der  persönlichen  Gesundheits- 
pflege allmählich  die  öffentliche,  gleichsam  Hand  in  Hand 
gehend  mit  den  Fortschritten  der  Zivilisation.  Ihre  ersten 
Anfänge   findet    man    bereits    bei    den    ältesten    Kultur- 
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Völkern,  den  Chinesen,  Indiem,  Persern,  Aegyptern  und 
vor  Allem  bei  den  Juden;  denn  die  mosaische  Gesetzgebung 
hat  in  vielen  Punkten,  namentlich  in  Bezug  auf  Reinhaltung 
des  Körpers,  Regelung  des  Geschlechtslebens  und  Sicherung 
einer  gesunden  Nachkommenschaft,  Verhütung  von  Krank- 
heiten, Reinhaltung  von  Luft,  Boden  und  Wasser,  rationelle 
Ernährung  u.  s.  w.  den  gesundheitlichen  Anforderungen  in 
hervorragendem  Masse  Rechnung  getragen.  Man  braucht 
nur,  wie  Gu^neau  de  Musy  mit  Recht  bemerkt,  in  den 
5  Büchern  Moses  überall  das  Wort  „unrein"  in  medizinisch- 
hygienischem Sinne  als  „gesundheitsgefährlich"  und  dem- 
gemäss  „rein**  als  „gesund**  zu  nehmen,  so  wird  man  in  der 
Bibel  geradezu  ein  modernes  Sanitäts  -  Reglement  zu  lesen 
glauben. 

Während  nun  die  altorientalischen  Völker  die  hygienischen 
Massregeln  meist  mit  dem  Reliq^ionskultus  verbunden  hatten 
und  ihre  Beachtung  von  den  gleichzeitig  die  Rolle  der  ge- 
setzgebenden Staatsmänner  spielenden  Priestern  zur  religiösen 
Gewissenspflicht  gemacht  war  —  ein  Verfahren,  das  ihre  Durch- 
führung wesentlich  erleichterte,  —  war  die  öffentliche  und 
private  Gesundheitspflege  bei  den  Griechen  und  Römern 
nicht  durch  Religionsvorschriften,  sondern  durch  einzelne  ge- 
setzliche Massnahmen  geregelt.  Im  Allgemeinen  trat  jedoch 
bei  den  Griechen  die  Sorge  für  die  öffentliche  Gesundheit  gegen- 
über der  auf  die  Abhärtung  des  Körpers  abzielenden  persön- 
lichen Gesundheitspflege,  die  in  der  Gesetzgebung  Lykurgs 
am  schärfsten  zum  Ausdruck  kommt,  in  den  Hintergrund  im 
Gegensatz  zu  den  Römern,  die  überall,  wohin  sie  ihren  Fuss 
setzten^  um  sich  dauernd  niederzulassen,  ihre  Grundsätze  in 
Bezug  auf  Kanalisation,  Wasserleitung  und  öffentliche  Bäder, 
die  noch  jetzt  als  Vorbild  dienen  könnten,  zur  Geltung  brachten. 
Mustergültig  waren  bei  den  alten  Römern  besonders  die 
Wasserleitungen,  bei  deren  Anlage  sie  keine  Mühe  und  Kosten 
scheuten.  Wir  finden  bei  ihnen  auch  die  Anfänge  einer  ge- 
regelten Beaufsichtigimg  der  gesundheitlichen  Massregeln 
durch  besondere  Beamte,  Aedilen  bezw.  Curatores  —  Aediles 
cereales,  Curatores  aquorum,  Curatores  alvei  et  riparum,  — 
die  den  Verkehr  mit  Getreide  und  Lebensmitteln,  das  Bau- 
und  Begräbnisswesen,  die  Kanalisation  und  Wasserversorgung 
u.  s.  w.  zu  kontrollieren  hatten,  also  gleichsam  als  Sanitäts- 
beamte fungierten. 

Mit  dem  Siege  des  Christenthums  über  das  Heidenthum 
gerieth  die  öffentliche  Gesundheilspflege  leider  in  Verfall, 
wenn  auch  nicht  in  dem  Masse,  wie  vielfach  angenommen 
wird.  Krankheiten  und  Volksseuchen  wurden  zwar  allgemein 
als  Strafen  Gottes  angesehen  und  in  Gebet  oder  Teufelsbe- 
schwörung das  Allheilmittel  dagegen  erblickt;  desgleichen 
lief  die  christliche  Lehre  von  der  Verachtung  des  irdischen 
Lebens  und  des  Körpers,  die  in  übertriebener  Askese,  in  der 
Ueberwindung  des  Ekels  und  der  Unreinlichkeit,  in  Kastei- 
ungen, Geisselungen,  Fasten  u.  s.  w.  zum  Ausdruck  kam^ 
den  hygienischen  Grundsätzen  zuwider;  anderseits  verdanken 
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wir  aber  der  christlichen  Nächstenliebe  und  Barmherzig- 
keit die  Grundlage  der  jetzigen  Fürsorge  für  Kranke  mid 
Gebrechliche.  Die  Kirche  und  ihre  Vertreter  wetteiferten  im 
Mittelalter  gewissermassen  mit  den  Vertretern  der  welt- 
lichen Macht,  Krankenanstalten  als  fromme  Stiftungen 
zu  errichten;  gleichzeitig  machten  zahlreiche  ihänuliche  und 
weibliche  christliche  Orden  (Johanniter-,  Templer-,  Lazarus-, 
Deutscher,  Heiliger  Geist-  u.  s.  w.  Orden,  Elisabetherinnen, 
Schwestern  des  heiligen  Joseph,  der  heiligen  Martha  u.  s.  w.) 
sowie  Laiengenossenschaften  (Kalenderbrüderschafte  n,Begharden 
und  Beghinen)  die  Krankenpflege  zu  ihrer  Lebensauf- 
gabe. In  dieser  Thätigkeit  der  Beghinen  und  Begharden  ist  in 
Deutschland  gleichsam  der  Anfang  der  Gemeindekran- 
kenpflege zu  erblicken. 

Hand  in  Hand  mit  der  Fürsorge  für  Kranke  .ent- 
wickelte sich  auch  eine  regere  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete des  Heilwesens.  Schon  im  Jahre  1 232  wurden 
vom  Kaiser  Friedrich  11.  durch  eine  besondere  Medi- 
zinalordnung Vorschriften  über  die  Prüfung  der  Aerzte, 
Chirurgen,  Apotheker  und  Drogisten  getroffen,  wonach  z.  B. 
ärztliche  Praxis  nur  nach  zurückgelegter  Staatsprüfung  und 
nach  längerer  Thätigkeit  bei  einem  praktischen  Arzte  —  also 
nach  einem  sogenannten  praktischen  Jahre  —  ausgeübt  werden 
durfte.  Es  entstanden  weiterhin  medizinische  Fakultäten; 
desgleichen  wurden  Medizinal-  und  Arzneitaxen  erlassen;  es 
gab  auch  ein  Arzneibuch  als  Richtschnur  für  Apotheken,  die 
nachweislich  schon  im  12.  Jahrhundert  in  Deutschland  vor- 
handen waren.  Dagegen  ist  in  Bezug  auf  die  Verhütung 
von  Krankheiten  aus  der  Zeit  des  Mittelalters  wenig  zu 
melden,  obwohl  in  keinem  Zeitalter  die  Völker  derartig  durch 
Seuchen  —  Aussatz,  Syphilis  und  vor  allem  durch  die  Pest  . — 
heimgesucht  und  dezimirt  wurden  als  damals.  Es  gab  zwar 
zahlreiche  Pesthäuser,  Lazarus-,  Heilige  Geist-  und  Jürgen-Hos- 
pitäler, deren  Einrichtung,  Ausstattung,  Verwaltung  u.  s.  w. 
jedoch  in  hygienischer  Hinsicht  sehr  viel  zu  wünschen  übrig 
liess;  desgleichen  waren  fast  überall  sogenannte  Aussatz-  und 
Pestverordnungen  erlassen,  aber  es  fehlte  den  polizeilichen 
Anordnungen  in  Folge  der  herrschenden  Unkenntnis  über  das 
eigentliche  Wesen  der  Seuchen  die  sachgemässe  Unterlage. 
Der  Durchfuhrung  gesundheitlicher  Massregeln  standen 
ausserdem  religiös  -  mystische  Anschauungen,  sowie  einge- 
fleischte Gewohnheiten  der  Bevölkerung  gegenüber;  auch 
mangelte  es  an  besonderen  Organen  zu  ihrer  Ausführung  und 
Ueberwachung ;  dieselbe  ruhte  vielmehr  ausschliesslich  in 
Händen  von  Laien,  die  man  wegen  ihrer  angeblichen  Unbe- 
fangenheit für  geeigneter  dazu  hielt,  als  die  Aerzte,  bei  denen 
allerdings  in  Folge  dessen  wenig  oder  gar  keine  Neigung  war, 
sich    um    die    öffentliche    Gesundheitspflege    zu    bekümmern. 

Nur  nach  einer  Richtung  hin  bietet  das  Mittelalter, 
abgesehen  von  der  bereits  vorher  erwähnten  Krankenfür- 
sorge, noch  einen  gewissen  Lichtpunkt:  das  ist  die  Ueber- 
wachung     des      Verkehrs      mit      Lebensmitteln. 
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Schon  Karl  der  Grosse  hat  in  dieser  Hinsicht  Vor- 
schriften erlassen  und  ebenso  sind  spätere  Kaiser,  z.  B.  Frie- 
drich IL,  durch  strenge  Verbote  gegen  Fälschung  von  Nah- 
rungs-  und  Genussmitteln,  gegen  Verkauf  von  schlechtem 
Fleisch,  verfälschtem  Wein  u.  s.  w.  vorgegangen.  Insbesondere 
haben  es  aber  die  deutschen  Städte  versucht,  durch  Rechts- 
ordnungen über  die  Beaufsichtigung  der  Bäcker,  Metzger, 
Mehlhändler,  Fischer  u.  s.  w.  für  gesunde  und  unverfälschte 
Beschaffenheit  der  Nahrungsmittel  zu  sorgen.  In  Freiburg  i.  Br. 
gab  es  z.  B.  schon  im  Jahre  1120  eine  Fleischordnung,  in 
Augsburg  wurde  1276  der  Schlachthauszwang  eingeführt 

Auch  in  den  dem  Mittelalter  zunächst  folgenden  Jahr- 
hunderten war  von  irgend  welchen  wesentlichen  Fortschritten 
auf  sanitären  Gebieten  wenig  zu  spüren;  manche  in  dieser  Hin- 
sicht früher  gemachten  Anläufe  geriethen  vielmehr  völlig  zum 
Stillstand,  was  bei  den  durch  die  vielen  Religionskriege,  ins- 
besondere durch  den  30  jährigen  Krieg  zerrütteten  Verhält- 
nissen fast  aller  deutschen  Staaten  und  Gemeindewesen  nicht 
zu  verwundem  war.  Allerdings  gab  es  in  Deutschland  schon 
in  Folge  emer  vom  Kaiser  Sigismund  im  Jahre  1426  ge- 
troffenen und  durch  den  Reichstag  im  Jahre  15 12  erneuerten 
Verordnung  in  den  Reichsstädten  besoldete  Stadtärzte, 
Physiker,  die  gegen  die  Seuchen  alles  Erforderliche  veran- 
lassen sollten;  aber  ihre  Thätigkeit  in  dieser  Hinsicht  war 
keine  phrophylaktische,  sondern  lediglich  eine  kurative.  Nur 
in  medizinalpolizeilicher  Hinsicht  scheinen  sie  eine  grössere 
Thätigkeit  entwickelt  zu  haben,  wie  denn  überhaupt  die  ersten 
Anfänge  einer  staatlichen  Regelung  des  Gesundheitswesens 
in  dem  Erlass  von  Medizinalordnungen  bestanden, 
die  sich  wie  im  Mittelalter  hauptsächlich  auf  die  Beaufsichti- 
gung des  Heilwesens,  insbesondere  des  Heilpersonals  —  Aerzte, 
Apotheker,  Heildiener,  Hebammen  —  und  der  Kurpfuscherei 
erstreckten.  Eine  für  das  ganze  Reich  geltende  Medizinal- 
ordnung existirte  jedoch  nicht,  sondern  jeder  Staat,  jede  freie 
Reichsstadt  oder  reichsunmittelbare  Herrschaft  hatte  eine 
eigene  Medizinalordnung.  Auch  im  Kurfürstenthum  Bran- 
denburg wurden  vom  Kurfürsten  Johann  Georg  im 
Jahre  1563  verschiedene  Verordnungen  betreffs  Ueberwachung 
der  Apotheken,  Feststellung  der  Arzneipreise  und  Ueber- 
wachung der  Heilanstalten  erlassen;  mit  der  letzteren  wurden 
aber  nicht  Aerzte,  sondern  die  Pfarrer  beauftragt. 

Die  tiefen  Wimden,  die  der  30  jährige  Krieg  in  Deutsch- 
land geschlagen  hatte,  sowie  das  fortwährende  Auftreten  von 
Seuchen  brachten  bei  den  staatlichen  und  kommunalen  Be- 
hörden aber  allmählig,  wenn  auch  langsam,  die  Erkenntniss, 
dass  zur  Heilung  jener  Wunden,  zur  Hebung  des  Wohlstandes 
der  Bevölkerung  mehr  als  bisher  dem  gesundheitlichen  Wohle 
desselben  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden  müsse.  Der 
grosse  Kurfürst  FriedrichWilhelm  trug  diesem  Gesichts- 
punkte durch  das  Edikt  vom  12.  Oktober  1685  Rechnung,  das 
die  Grundlage  für  die  Entwicklung  des  Gesundheitswesens  in 
Preussen  bildet  Durch  dasselbe  wurde  eine  Zentral-Medizinal- 
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behörde,  das  Collegium  medicum,  angeordnet,  dem  die 
Anfsicht  über  das  ganze  Heil-  und  Hülfspersonal,  die  Prüfung 
der  Aerzte  und  Apotheker,  die  Ueberwachung  des  Arznei- 
mittelhandels u.  s.  w.  oblag,  während  ein  im  Jahre  17 19  in's 
Leben  gerufenes  Collegium  sanitatis  die  epidemischen 
Verhältnisse  des  Landes  überwachen  sollte.  Unter  König 
Friedrich  Wilhem  L  erfolgte  dann  der  Erlass  des  „all- 
gemeinen und  neu  eingeschärften  Medizinal-Ediktes"  vom 
27.  September  1725,  dem  ein  schon  im  Jahre  1694  vom  Colle- 
gium medicum  ausgearbeiteter  Entwurf  als  Grundlage  gedient 
hat  und  das  für  damalige  Zeit  eine  Musterleistung  darstellte, 
obwohl  auch  in  ihm  fast  ausschliesslich  das  Heilwesen  geregelt 
wurde,  wie  sich  schon  aus  der  Einleitung  ergiebt,  die  folgender- 
massen  lautet: 

„Wir  Friedrich  Wilhelm  u.  s.  w.  thun  kund  und  fügen  hiermit  jeder- 
männigh'ch  zu  wissen,  nachdem  Wir  mit  besonderem  Missrallen  vernommen, 
Weichergestalt  allen  von  Uns  hiebevor  ergangenen  heilsamen  Edictis  und  Ver- 
ordnungen in  Medidnalibus  ohngeachtet  bisher  in  der  Medicin,  Chirui^ie 
und  Plurmacie  allerhand  schwierige  Unordnungen  und  höchst  gefährliche  Miss- 
bräuche annoch  beibleiben,  auch  dass  sich  I^ute  von  allerhand  Stand,  Pro- 
fessionen und  Handwerker  finden,  welche  sich  zum  grössten  Verderb  und 
Nachtheii  Unserer  Unterthanen,  des  innerlichen  und  äusserlichen  Curierens 
anmassen,  ja  gar  Medicamente  selbsten  präpariren,  und  solche  an  die  Patienten 
austheilen  und  verkaufen,  und  dadurch  viele  Menschen  um  ihre  Gesundheit 
und  Wohlfahrt,  ja  gar  um  Leib  und  Leben  bringen:  als  finden  Wir  allerdings 
höchst  nöthig,  dass  ein  solches  in  der  Medicin  eingeschlichenes  Unwesen  und 
Missbrauch,  ein  vor  allemahl  gänzlich  abgeschaffet  werde."  *) 

In  dem  Edikt  wurden  die  durch  Edikt  vom  4.  September 
1724  für  jede  Provinz  eingesetzten  Provinci al-Collegia 
Medica,  denen  die  Aufsicht  über  das  Medizinalwesen  in  der 
Provinz,  die  Prüfung  der  Aerzte,  Apotheker,  Bader  und  Heb- 
ammen, die  Kontrole  der  Apotheken,  sowie  die  Begutachtung 
medizinisch-forensischer  Fälle  übertragen  war,  sowie  das  Ber- 
liner Collegiiun  medicum  unter  Bezeichnung  „Ober- Col- 
legium medicum"  als  Oberaufsichtsbehörde  beibehalten. 
Letzteres  bestand  unter  dem  Vorsitze  eines  Staatsministers 
aus  den  Leib-  tmd  Hofärzten,  den  ältesten  Praktikern  in  Berlin, 
dem  ordentlichen  Physikus,  dem  Hofapotheker  und  je  zwei 
chirurgischen  und  pharmazeutischen  Assessoren,  während  das 
Provinzial-Medizinal-KoUegium  sich  aus  einem  Kriegs-  und 
Domänenrath  (Regierungsrath)  als  Direktor,  je  zwei  Aerzten, 


^)  Das  Edikt  umfasst  3  Hauptabschnitte^  in  denen  die  Pflichten  und  Rechte 
des  Ooer-CoUegium  medicum  und  der  Provinzial-CoHegia  medica,  der  Medici, 
Land-  und  Stadtphysid,  der  Chirurgen  und  Amtschirureen  festgelegt  sind,  hierzu 
eine  Anlage,  welche  die  Bestimmungen  über  Apotheker,  Materialisten,  Bader, 
Hebammen,  Marktschreier,  Zahnärzte  u.  s.  w.  enthalt  Zu  dem  Edikt  sind  bald 
darauf  (z.  B.  unter  1.  Februar  1726  und  am  22.  April  1727)  noch  einige  Königl. 
Verordnungen  erlassen,  in  denen  besonders  darauf  hingewiesen  wurde,  dem 
Unwesen  der  Kur-  und  Arzneipfuscherei  mit  aller  Energie  entgegen  zu  treten. 
De^leichen  ist  es  später  durch  neuere  Bestimmungen  über  das  Prüfun^wesen, 
Qebührentaxen  u.  s.  w.  ersetzt;  da  es  aber  niemals  in  extenso  gesetzlich  auf- 
gehoben ist,  so  haben  seine  Bestimmungen  nach  dem  Urtheil  des  Ober- 
verwaltungsgeridits  vom  29.  März  1897  el^nso  noch  Geltung,  wie  diejenigen 
der  späteren  Königl.  Verordnungen,  insofern  sie  nicht  durch  neuere  Reichs-  oder 
Landesgesetz^  ausser  Kraft  gesetzt  sind. 
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Chirurgen  und  Apothekern  zusammensetzte.  Beide  Behörden 
waren  in  ihrer  Tiiätigkeit  vollständig  selbstständig,  und  die 
Regierungen,  Magistrate,  Gerichte  u.  s.  w.  ausdrücklich  an- 
gewiesen, sich  in  die  ^,Inquisitiones  Medicinales"  nicht  zu 
mischen.  Dasselbe  galt  betreffs  der  Collegia  sanitatis 
von  denen  seit  1762  ebenfalls  ein  Ober-Collegium  sani- 
tatis und   Provinzial-KoUegien  bestanden. 

Diese  Trennung,  der  Medizinal-  und  Gesundheitspolizei 
war  bei  den  übrigen  Instanzen  des  Gesundheitswesens  (Regie- 
rung und  Landrath)  und  den  diesen  beigegebenen  medizinisch- 
technischen Beamten  (Regierungs-  und  Medizinalräthe  oder 
Kreisphysiker)^),  die  ebenso  wie  diejenigen  der  Ober-  und  Pro- 
vinzial-KoUegien sämmtlich  nur  im  Nebenamte  angestellt  waren, 
nicht  durchgeführt;  sie  erwies  sich  auch  sehr  bald  als  unprak- 
tisch, so  dass  die  betreffenden  Kollegien  im  Jahre  1799  unter 
der  Bezeichnung  „Ober-CoIIegium  medicum  et  sani- 
tatis** und  „Provinzial-CoUegia  medica  et  sani- 
tatis** vereinigt  wurden.  Desgleichen  stellte  sich  die  völlige 
Lostrennung  des  Gesundheitswesens  von  der  Verwaltung  als  un- 
haltbar heraus;  ein  im  Jahre  181 5  gemachter  Versuch,  auch 
bei  den  Regierungsbehörden  „Sanitäts  -  Kommissionen**  einzu- 
richten, die  unter  Leitung  der  durch  die  Verordnung  wegen 
verbesserter  Einrichtung  der  Provinzialbehörden  vom  30.  April 
181 5  neu  geregelten  und  dem  Oberpräsidenten  unterstellten 
Provinzial-Medizinal-KoUegien  sowie  unter  der  Direktion  des 
Regierungs-  und  Medizinalraths  stehen  sollten,  kam  daher  gar- 
nicht  zur  vollständigen  Durchführung  und  wurde  schon  zwei 
Jahre  später  durch  die  Regierungsinstruktion  vom  23.  Oktober 
18 17  wieder  fallen  gelassen.  Jedenfalls  führte  das  an  sich  be- 
rechtigte Bestreben,  das  Gesundheitswesen  mit  dem  Verwal- 
tungssystem in  engste  Verbindung  zu  bringen,  schon  zu  Be- 
ginn des  19.  Jahrhunderts  dahin,  dass  durch  Allerhöchste  Ordre 
vom  16.  Dezember  1808  das  Ober-Collegium  medicum  et  sani- 
tatis aufgehoben,  an  seiner  Stelle  eine  Abtheilung  für 
das  Medizinalwesen  im  Ministerium  eingerichtet,  und 
diesem  die  neugebildete  wissenschaftliche  Deputation 
für   das    Medizinalwesen   als   berathendes    und   begut- 

*)  Ursprünglich  hiessen  die  Aerzte  allgemein  Physici  (Meister  der  Physik), 
später  jedoch  nur  diejenigen,  denen  die  Beaufsichtigung  des  Medizinalwesens 
von  den  Magistraten  (Stadtphysiker)  oder  von  den  Landständen  (Kreis-  oder 
Landphysiker)  übertragen  war.  Sie  waren  Kommunal-  oder  ständische  Beamte 
im  Nebenamt  und  fungirten  gleichzeitig  als  Gerichtsärzte,  meist  auch  als  Armen- 
ärzte. Durch  Verordnung  vom  5.  Dezember  1764  wurde  dann  bestimmt,  dass 
die  von  den  Magistraten  und  Landständen  als  Physici  gewählten  Personen  noch 
vorher  ein  ihnen  vom  Ober-Collegium  medicum  gestelltes  Thema  medico-legale 
oder  physicum  ausgearbeitet  haben  mussten ;  ihre  Anstellung  erfolgte  ausserdem 
durch  die  betreffende  Kriegs-  und  Domänenkammer  vom  Generaldirektoriuni. 
Durch  die  Verordnung  vom  16.  Dezember  1808,  die  Regierungsinstruktion  vom 
26.  Dezember  1808  und  das  Edikt  vom  30.  Juli  1812  nebst  Reskript  vom 
12.  Januar  1813  wurde  den  Kreisständen  und  Städten  das  Recht  zur  Anstellung 
von  Physikern,  die  damals  f a  t  in  allen  Kreisen  und  grösseren  Städten  vorhanden 
waren,  entzogen  und  der  Regierung  übertragen.  Die  betreffenden  Beamten 
gehörten  seitdem  zu  den  unmittelbaren,  vom  Staate  besoldeten,  aber  nur  im 
Nebenamte  angestellten  Staatsbeamten. 
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achtendes,  aber  ihm  unterstelltes  Organ  beigegeben  wurde, 
deren  Zusammensetzung,  Wirkungskreis  und  Geschäftskreis 
jedoch  erst  durch  Instruktion  vom  23.  Januar  18 17  geregelt 
wurde.  Kurze  Zeit  darauf  fand  dann  in  Folge  von  Ueber- 
lastung  des  Ministeriums  des  Innern  die  Errichtung  eines 
eigenen  Ministeriums  für  Kultus  und  Unter- 
richt (durch  Allerhöchste  Ordre  vom  3.  November  1817) 
statt,  dem  auch  das  Medizinalwesen  zum  Theil  überwiesen 
wurde,  während  die  Aufsicht  über  das  ganze  Sanitätswesen, 
die  Sorge  für  die  Gelegenheit  zur  ärztlichen  Hülfe  u.  s.  w. 
dem  Ministerium  des  Innern  verblieb.  Trotz  einer  scharfen 
Abgrenzung  der  betreffenden  Ressorts  durch  Allerhöchste 
Ordre  vom  29.  Januar  1825  stellte  sich  aber  sehr  bald 
das  Unhaltbare  dieses  Zustand  es  heraus;  die  Folge  davon 
war,  dass  schliesslich  die  gesammte  Medizinalverwaltung 
mit  Einschluss  der  Sanitätspolizei,  jedoch  unter  Ausschluss  des 
Militär-Medizinalwesens,  für  das  schon  damals  eine  besondere 
Abtheilung  im  Kriegsministerium  gebildet  war,  dem  Mini- 
sterium der  geistlichen  und  Unterrichtsangelegenheiten  durch 
nachstehende  Allerhöchste  Ordre  vom  22.  Juni  1849  zugetheilt 
wurde: 

,,Auf  den  Bericht  des  Staats-Ministeriums  vom  18  d.  M.  genehmige  ich 
hierdurch  unter  Aufhebung  der  Ordre  vom  29.  Januar  1825  die  Ueberweisung 
der  gesammten  Medizinal-Verwaltung  mit  Einschluss  der  medizinal-  und 
Sanitätspolizei,  an  den  Minister  der  Unterrichts  und  Medizinal-Angelegenheiten, 
mit  der  Massgabe,  dass  der  Letztere  in  allen  Fällen,  in  welchen  durch  An- 
ordnungen in  der  Medizinal-Verwaltung  die  Interessen  anderer  Ressorts  betroffen 
werden,  vor  der  Entscheidung:  sich  mit  den  betheiligten  Ministem  zu  benehmen 
und  nadi  Lage  der  Umstände  gemeinschaftlich  mit  ihnen  zu  handeln  hat.  Ins- 
besondere ist  der  Lehrplan  der  Thierarzneischule,  vor  dessen  Genehmigung 
durch  den  Minister  der  Med  izinal- Angelten  hei  ten  den  Ministern  des  Krieges 
und  für  landwirthschaftliche  Angelegenheiten  zur  Äusserung  mitzutheilen,  auch 
mit  denselben  jede  organische  Verfügung  über  die  Ausbildung  der  Thierärzte 
vorher  zu  berathen  Mit  der  Ausführung  dieses  durch  die  Gesetz-Sammlung 
bekannt  zu  machenden  Erlasses  sind  die  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten 
und  des  Inneren  beauftragt" 

Seit  diesem  Erlass  ist  das  öffentliche  Gesundheitswesen,  ab- 
gesehen von  dem  Veterinärwesen,  das  durch  Allerhöchste  Ordre 
vom  27.  April  1872  dem  Ministerium  für  landwirthschaftliche 
Angelegenheiten  überwiesen  wurde,  der  Oberaufsicht  des 
Kultusministeriums  unterstellt  geblieben,  im  Gegensatz  zu  fast 
allen  anderen  Staaten,  in  denen  es  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  verbunden  ist,  zu  dessen  Ressort  es  auch,  abgesehen 
von  dem  ärztlichen  Bildungswesen,  als  ein  wesentlicher  Theil 
der  Wohlfahrtspolizei  unbedingt  gehört.  Diese  anormale  Ver- 
bindung hat  seiner  Entwicklung  nicht  zum  Vortheil  gereicht 
und  jedenfalls  neben  anderen  Ursachen  mit  dazu  beigetragen, 
dass  das  preussische  Medizinalwesen,  das  im  18.  Jahrhundert 
für  damalige  Verhältnisse  als  Muster  gelten  konnte,  in  der 
zweiten  Hälfte  des  darauffolgenden  Jahrhunderts  von  den 
meisten  anderen  Staaten,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Orga- 
nisation seiner  Behörden  überflügelt  wurde.  Weit  schwerer 
fällt  allerdings  für  diesen  Stillstand  ein  anderer  Umstand  ins 
Gewicht,  das  ist  der  verhältnissmässig  geringe   Einfluss,  der 
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den  Aerzten  auf  die  Entwicklung  des  öffentlichen  Gesundheits- 
wesens damals  eingeräumt  wurde.  Von  Seiten  der  Verwal- 
tung wurde  eben  an  dem  Grundsatz  festgehalten,  dass  nicht 
der  medizinisch-technische  Fachmann  bei  allen  gesundheit- 
lichen Massregeln  die  leitende  Rolle  zu  spielen  habe,  son- 
dern der  mit  juristischem  Verstände  ausgestattete,  wissen- 
schaftlichen Fortschritten  häufig  misstrauisch  gegenüber- 
stehende Verwaltungsbeamte  in  aufsichtführender,  und  der 
meist  aus  dem  Militärstande  hervorgegangene,  mangelhaft 
vorgebildete,  engherzige  und  bureaukratische  Polizeibeamte 
in  ausführender  Instanz.  Die  Folge  davon  war,  dass  alle  An- 
regungen von  fachmännischer  Seite  meist  auf  unfruchtbaren 
Boden  fielen  oder  gleichsam  im  Keime  erstickt  wurden  durch 
alle  möglichen,  kleinlichen  verwaltungsrechtlichen,  juristischen 
oder  finanziellen  Bedenken  sowie  durch  das  geringe  Verständ- 
niss  und  Interesse,  was  behördlicherseits  den  Fragen  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  entgegengebracht  wurde.  An  der- 
artigen Anregungen  hat  es  aber  von  ärztlicher  Seite  auch  in 
jener  Zeit  nicht  gefehlt;  denn  die  grossen  Fortschritte  der 
medizinischen  Wissenschaft  und  deren  Hülfswissenschaften 
(Botanik,  Chemie,  Physik  u.  s.  w.)  blieben  auch  auf  den  wissen- 
schaftlichen Ausbau  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  namenv 
lieh  mit  Rücksicht  auf  die  Verhütung  und  Bekämpfung  der 
Volksseuchen  nicht  ohne  Einfluss.  Wissenschaft  und  Verwal- 
tung gingen  jedoch  vorläufig  noch  nebeneinander  her,  ohne 
dass  die  Lehren  der  ersteren  die  gebührende  Beachtung, 
fanden,  und  ihre  Vertreter,  die  Aerzte,  eine  massgebende 
Stellung  einnahmen.  Nur  betreffs  der  Bekämpfung  der  Pocken 
haben  die  Regierungen  sehr  bald  die  praktischen  Konsequenzen 
der  gegen  Ende  des  i8.  Jahrh.  durch  Jenner  gemachten  Ent- 
deckung der  Schutzpockenimpfung  gezogen,  und  es 
muss  besonders  hervorgehoben  werden,  dass  gerade  in  Preussen 
von  Anfang  an  seitens  der  leitenden  Behörden  der  hohe  ge- 
sundheitliche Werth  jener  grössten  wissenschaftlichen  Er- 
rungenschaft des  vorletzten  Jahrhunderts  anerkannt  und  mit 
aller  Energie  auf  die  allgemeine  Einführung  der  Schutzpocken- 
impfung lungewirkt  wurde.  Abgesehen  von  diesem  Vorgehen 
und  der  Neuregelung  des  Apothekerwesens  durch  die  revi- 
dirte  Apotheker  -  Ordnung  vom  ii.  Oktober  1801  ist  jedoch 
in  Bezug  auf  die  Entwicklung  des  öffentlichen  Gesundheits- 
wesens in  Preussen  zu  Anfang  des  letzten  Jahrhunderts  wenig. 
Erfreuliches  zu  melden. 

Das  mangelnde  Interesse  der  Behörden  und  der 
Bevölkerung  für  gesundheitliche  Fragen  hatte  aber  den 
weiteren  Nachtheil,  dass  auch  das  Interesse  der  Aerzte  und 
Medizinalbeamten  dafür  erlahmte,  und  die  letzteren  ihre 
Hauptaufgabe  nicht  in  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  als  Gesimd- 
heitsbeamte,  sondern  als  Gerichtsärzte  sahen.  In  Folge  dessen, 
fehlte  das  treibende  Element;  selbst  das  Hereinbrechen  der 
Cholera  im  Jahre  1831  vermochte  nur  für  kurze  Zeit  Behörden^ 
Gemeinden  u.  s.  w.  aus  ihrer  Indifferenz  gesundheitlichen 
Missständen  gegenüber  aufzurütteln  und  zur  Anordnung  ge- 
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eigneter  Schutzmassregeln  nicht  nur  gegen  die  Cholera  allein, 
sondern  auch  gegen  andere  Volksseuchen  zu  veranlassen. 
Das  da^mals  in  Preussoi  erlassene  Regulativ  vom  8.  August 
1835,  betreffend  Massregeln  gegen  die  Verbreitung  an- 
steckender Krankheiten,  bildet  eigentlich  die  letzte  hervor- 
ragende und  umfassendere  gesetzgeberische  Leistung  auf  ge- 
sundheitlichem Gebiete,  der  lange  Jahre  hindurch  ein  voll- 
standiger  Stillstand  folgte,  welcher  um  so  auffallender  war, 
als  sowohl  das  wiederholte  Auftreten  von  Volksseuchen, 
speziell  der  Cholera  in  den  Jahren  1846,  1865  ^^^  1866,  wie 
das  rasche  Anwachsen  der  Bevölkerung,  das  Emporblühen  der 
Industrie,  die  Uebervölkerung  der  meist  eng  gebauten  Städte, 
die  völlig  umgeänderten  Verkehrsverhältnisse,  die  eine  Ver- 
schleppung der  Seuchen  wesentlich  begünstigten,  kurz  und 
gut,  eine  grosse  Zahl  wichtiger  Momente  einen  vermehrten 
Schutz  der  öffentlichen  Gesundheit  verlangten  und  in  schla- 
gender Weise  ad  oculos  bewiesen,  wie  bitter  sich  Gleichgültig- 
keit gegen  derartige  Gefahren  an  dem  Wohle  der  Gesammt- 
heit  rächt.  Insbesondere  entsprach  die  Organisation  der  Medi- 
inalbehörden,  namentlich  in  der  unteren  Instanz  nicht  mehr 
ften  gesteigerten  Ansprüchen  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege, ein  Mangel,  der  sich  von  Jahr  zu  Jahr  immer  fühlbarer 
machte,  je  mehr  die  grossartigen  Errungenschaften 
der  wissenschaftlichen  Gesundheitslehre  ganz 
neue  erfolgreiche  Wege  für  die  praktische  Hygiene  und  die 
öffentliche  Gesundheitspflege  eröffneten. 

Beruhten  bis  zur  Mitte  des  letzten  Jahrhunderts  noch 
alle  gesundheitlichen  Anordnungen  mehr  oder  weniger  auf 
praktischen  Erfahrungen  und  Beobachtungen,  so  ist  in  seiner 
zweiten  Hälfte  die  exakte  Wissenschaft  dieser  Empirie  nicht 
nur  nachgefolgt,  sondern  ihr  sogar  vorangeeilt.  Die  Hygiene 
bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  noch  das  Stiefkind  der  sogenannten 
Staatsarzneikunde,  gleichsam  kümmerlich  das  Leben  fristend, 
trotz  der  Bemühungen  mancher  Aerzte  und  Sanitätsbeamten, 
ihr  den  gebührenden  Einfluss  im  öffentlichen  Leben  zu  ver- 
schaffen, hat  in  Folge  der  bahnbrechenden  Untersuchungen 
der  Neuzeit  —  es  mögen  in  dieser  Beziehung  nur  die  Namen 
V.  Pettenkofer,  Koch,  Pasteur  genannt  werden  — 
eine  ausserordentliche  Entwicklung  erfahren,  ihre  Zwillings- 
schwester, die  gerichtliche  Medizin,  überflügelt,  und  sich  von 
dieser,  wenigstens  wissenschaftlich,  vollständig  losgesagt,  so 
dass  nur  noch  in  einzelnen  Staaten  —  auch  m  Preussen  — 
eine  Art  Personalunion  zwischen  beiden  in  Bezug  auf  die  be- 
treffenden technischen  Beamten  besteht.  Durch  R.  Kochs 
lind  seiner  Schüler  klassische  Untersuchungen  namentlich  auf 
bakteriologischem  Gebiete,  haben  wir  genauere  Kenntniss  von 
jenen  kleinen  Lebewesen,  Mikroorganismen,  erhalten^  die  als 
Erreger  der  verbreitetsten  und  gefährlichsten  Infektionskrank- 
heiten das  Leben  der  Menschen  fortwährend  bedrohen,  und 
sind  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  den  Kampf  gegen  diese 
Krankheiten  auf  rationeller  Grimdlage  mit  ganz  anderem  Er- 
folge als  bisher  aufzunehmen. 

Rapmund,  Der  bctmtete  Arzt  und  ftrzttiche  Sacfaveratandige.  U*  2 
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Nicht  minder  haben  die  grossartigen  Fortschritte  der 
anderen  Zweige  der  Medizin,  sowie  die  medizinischen  Hülfs- 
wissenschaften,  der  Technik  und  Industrie  die  Wege  für  ein 
erfolgreiches  Vorgehen  auf  sanitärem  Gebiete  geebnet.  Es 
möge  in  dieser  Hinsicht  nur  daran  erinnert  werden,  dass  erst 
durch  die  zum  Spezialfach  ausgebildete  Morbiditäts-  und 
Mortalitätsstatistik  der  zif f ermässige  Nachweis  für  das 
Eingreifen  und  für  die  Erfolge  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege  gegeben,  durch  die  Fortschritte  der  Chemie  eine 
wirksame  Kontrolle  des  Verkehrs  mit  Nahrungs-  und  Genuss- 
mitteln, sowie  durch  diejenige  der  Thierheilkunde  eine 
geregelte  Fleischbeschau  ermöglicht  wurde,  und  dass  die  nicht 
minder  ausserordentlichen  Fortschritte  auf  allen  Gebieten  der 
Technik  in  hervorragender  Weise  dazu  beigetragen  haben, 
die  hygienischen  Bestrebungen  in  Bezug  auf  die  Beleuchtung, 
Heizung,  Lüftung,  auf  gesunde  Wohnungen  und  Arbeits- 
stätten, auf  Trinkwasserversorgung  und  unschädliche  Beseiti- 
gung aller  Abfallstoffe,  auf  Reinhaltung  der  Wasserläufe  u.  s. 
w.  in  wirksamster  Weise  zu  fördern. 

Diese  Errungenschaften  der  hygienischen  Wissenschaft 
sind  nicht  ohne  befruchtende  Rückwirkung  auf  die  Gestal- 
tung des  öffentlichen  Gesundheitswesens  und  auf  das  Vor- 
gehen der  staatlichen  und  kommunalen  Organe  geblieben.; 
überall  machte  sich  mehr  oder  weniger  das  Bestreben  gelten(j, 
ihnen  thunlichst  Rechnung  zu  tragen,  wenn  auch  in  dieser 
Hinsicht  noch  Manches  zu  wünschen  übrig  blieb.  Während 
man  aber  in  einzelnen  Kulturstaaten,  z.  B.  in  England,  Italien, 
Ungarn,  Rumänien  u.  s.  w.  umfassende,  den  gesimdheitlichen 
Anforderungen  entsprechende  Gesundheitsgesetze  schuf,  suchte 
man  diesen  Anforderungen  in  dem  inzwischen  wieder  neu- 
erstandenen Deutschen  Reiche  und  in  Preussen  durch  einzelne 
Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  gerecht  zu  werden. 

Von  dem  ihm  nach  Artikel  4,  No.  5  der  Reichsverfassung 
vom  16.  April  1871  zustehenden  Rechte,  die  Verwaltung  und 
Beaufsichtigung  der  Medizinalpolizei  zu  leiten,  hat  das 
Deutsche  Reich  verhältnissmässig  früh,  wenn  auch  nicht  im 
ausgedehnten  Masse,  Gebrauch  gemacht.  Schon  im  Jahre 
1874  wurde  unter  dem  8.  April  das  Impfgesetz  erlassen; 
wenige  Jahre  später  folgte  das  Nahrungsmittelgesetz 
vom  14.  Mai  1879  nebst  den  verschiedenen  Ergänzungs- 
gesetzen, und  auf  Grund  der  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni 
1869  bezw.  I.  Juli  1883  wurden  die  Ausübung  der  Heil- 
kunde, die  Niederlassungsfreiheit  des  Heilpersonals,  die 
Prüfungsvorschriften  für  Aerzte,  in  denen  seit  dem  Jahre  I887 
die  Hygiene  als  besonderes  Prüfungsfach  anerkannt  wurde, 
für  Zahnärzte  und  Apotheker,  die  Konzessionierung 
von  Privat-Kranken-,  Entbindungs-  und  Irren- 
anstalten, sowie  der  Verkehr  mit  Arzneimitteln 
ausserhalb  der  Apotheken  einheitlich  für  das  ganze  Reich 
geregelt.  In  allerneuester  Zeit  hat  die  Reichsgesetzgebung 
dann  auf  zwei  äusserst  wichtigen  Gebieten  des  Gesundheits- 
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vesens:  der  Fleischbeschau  und  der  Seuchen- 
bekämpfung —  Gesetze  vom  3.  und  10.  Juni  1900  — 
^üigegrinen,  und  in  diesen  Gesetzen  die  Forschungen 
und  Ergebnisse  der  hygienischen  Wissenschaft  möglichst 
berücksichtigt;  desgleichen  ist  im  Jahre  1876  die  Errichtung 
eines  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes  und  im  letzten 
Jahre  die  Bildung  eines  Reichsgesundheitsrathes  er- 
folgt, der  an  Stelle  der  dem  Gesundheitsamte  früher  bei- 
gegebenen ausserordentlichen  Mitglieder  getreten  ist  Ausser- 
dem hat  die  Reichsgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des 
Arbeiterschutzes  (Kranken-,  Unfall-  und  Invaliditäts- 
versicherung) und  der  Gewerbehygiene  einen  äusserst 
segensreichen  Einfluss  zur  Hebung  der  Volksgesundheit 
ausgeübt. 

In  Preussen  hat  man  dagegen  zunächst  weit  weniger 
als  in  den  anderen  deutschen  Bundesstaaten  die  gesetz- 
geberischen Konsequenzen  aus  den  Fortschritten  der  Gesund- 
heitslehre gezogen  und  diesen  eigentlich  nur  insoweit  Rech- 
nung getragen,  als  es  die  Ausführung  der  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung bedingten  gesundheitlichen  Massregeln  er- 
*  forderte.  Nur  in  Bezug  auf  das  medizinische  Bil- 
dungswesen hat  die  preussische  Staatsregierung  durch 
Bereitstellung  von  mustergültigen  Kliniken,  Instituten  und 
anderen  Unterrichtsmitteln,  vor  allem  durch  Schaffimg 
hygienischer  Lehrstühle  und  Institute  an  allen 
Landesuniversitäten  in  hervorragender  Weise  ihre  Pflicht 
und  Schuldigkeit  gethan.  Im  Gegensatz  zu  dieser  die 
grösste  Anerkennung  verdienenden  Freigebigkeit  auf  dem 
Gebiete  des  medizinischen  Unterrichts  machte  sich  aber 
leider  die  grösste  Sparsamkeit  auf  anderen  Gebieten  des  staat- 
lichen Gesundheitswesens,  sowie  das  Bestreben,  die  für  ge- 
sundheitliche Massregeln  entstehenden  Kosten  den  Provinzen, 
Kreisen  und  Gemeinden  zu  übertragen,  bemerkbar,  ein  Be- 
streben, das  zwar  in  der  bestehenden  Gesetzgebung,  nament- 
lich in  dem  auch  in  den  neuen  Provinzen  eingeführten  Polizei- 
gesetz vom  10.  März  1850  (§  3)  seine  gesetzliche  Unterlage 
findet,  aber  zweifellos  wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  dass 
auf  gesundheitlichem  Gebiete  vieles  beim  Alten  blieb,  beson- 
ders auf  dem  platten  Lande,  während  sich  die  Gemeindever- 
tretungen der  Städte  und  zwar  nicht  nur  der  Grossstädte,  son- 
dern auch  vieler  Mittel-  und  Kleinstädte,  die  Fortschritte  der 
wissenschaftlichen  Hygiene  zu  Nutzen  machten  und  in  Bezug 
auf  Trinkwasserversorgung,  Kanalisation,  Abfuhr,  Kranken- 
anstalten und  andere  gesundheitliche  Einrichtungen  viel- 
fach Hervorragendes  leisteten.  Am  verkehrtesten  war  aber 
diese  Sparsamkeit  von  Seiten  des  Staates  den  Gesund- 
heitsbeamten gegenüber,  von  deren  Thätigkeit  in 
erster  Linie  die  Anregung  und  Durchführung  gesundheit- 
licher Massregeln,  und  damit  auch  die  Hebung  und  För- 
derung der  physischen  Volkswohlfahrt  abhängt.  Die  Spar- 
samkeit ging  ausserdem  Hand  in  Hand  mit  der  Scheu, 
diesen   Beamten    grössere    Machtvollkommenheiten   und   eine 
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erweiterte  Thätigkeit  einzuräumen,  ohne  die  an  eine  er- 
folgreiche Wirksamkeit  derselbefx  nicht  zu  denken  ist. 
Mit  den  gesteigerten  Anforderungen  der  wissenschaftlichen 
Hygiene  wurden  allerdings  die  Anforderungen  in  Bezug 
auf  die  wissenschaftliche  Ausbildung  der  Medizinalbeamten 
durch  entsprechende  Prüfungsordnungen  und  die  Ansprüche 
in  Bezug  auf  ihre  amtliche  Thätigkeit  gesteigert;  aber  die- 
selbe blieb  nach  wie  vor  eine  nebenamtliche  und  völlig  wx- 
zulänglich  honorirte.  Der  Gesundheitsbeamte  musste  in  erster 
Linie  Privatpraxis  treiben,  und  seine  Tüchtigkeit  wurde  nament- 
lich von  den  unteren  Verwaltungsbeamten  nicht  nach  seiner 
von  diesen  nicht  gern  gesehenen  Thätigkeit  auf  hygienischem 
Gebiete,  sondern  lediglich  nach  seinen  Heilerfolgen  als  Arzt 
und  dem  Umfang  seiner  ärztlichen  Praxis  geschätzt.  Jeden- 
falls war  neben  anderen  Mängeln  —  nicht  mehr  zeitgemässe 
Organisation  der  jetzigen  berathenden  kollegialen  Fachbehör- 
den, besonders  in  der  Provinzialinstanz,  Fehlen  staatlicher  Unter- 
guchungsanstalten  in  allen  Instanzen,  Leitung  des  ganzen  Ge- 
sundheitswesens durch  einen  juristisch,  statt  medizinisch-tech- 
nisch ausgebildeten  Direktor  u.  s.  w.  —  die  völlig  unzuläng- 
lidie  Stellung  der  Kreismedizinalbeamten  der  reformbedürf-* 
tigste  Punkt  der  preussischen  Medizinalverwaltung.  Als  solcher 
ist  er  auch  seit  Jahrzehnten  allseitig  angesehen  und  deshalb 
nicht  nur  von  den  betheiligten  Kreisen  —  Medizinalbeamten 
und  Aerzten,  unterstützt  durch  die  Fachpresse  — ^  sondern  aucK 
von  der  Landesvertretung  und  von  der  Tagespresse  eine  Um- 
gestaltung der  Medizinalbehörden,  besonders  in  der  unteren 
Instanz,  als  unbedingt  nothwendig  gefordert. 

Schon  in  der  48.  Sitzung  der  Nationalversammlung  vom 
I,  September  1848  wurde  eine  Reform  des  Medizinalwesens^) 
in  Preussen  verlangt,  und  seitdem  ist  diese  Forderung  stets 
Gegenstand  der  öffentlichen  Diskussion  gewesen,  imd  ihre 
Berechtigung  auch  von  Seiten  der  Staatsregierung  anerkannt; 
aber  trotz  wiederholter  Anträge  in  den  gesetzgebenden 
Körperschaften^)  hat  es  fast  ein  halbes  Jahrhundert  gewährt. 


')  Zwei  Jahre  vorher  war  bereits  eine  im  Auftrage  des  Kultusministers 
V.  Eichhorn  von  dem  damaligen  vortragenden  Rath  im  Kultusministerium, 
Oeh.  Med.  Rath  Prof.  Dr.  Schmidt,  verfasste  Denkschrift  irDie  Reform  der 
Medizinalverfassung  Preussens«  den  Königlichen  R^ierungcn  durch  Eriass  vom 
24.  Juli  1846  zur  gutachtlichen  Aeusserung  zugesandt. 

^  So  beschloss  z.  B.  am  27.  Januar  1868  das  Haus  der  Abgeordneten  auf 
den  Antrag  des  Abg.  Dr.  Virchow,  die  Königliche  Regierung  aufzufordern: 
„Die  Organisation  der  Medizinalbehörden  im  ganzen  Staate  einer 
Prüfung  zu  unterwerfen  und  dabei  insbesondere  die  Frage  zu  erwägen, 
ob  nicht  die  Stellen  der  Kreiswundärzte  und  der  Provinzial-Medizinal- 
koll^ien  ganz  aufgaben,  und  dafür  die  Gehälter  und  der  Geschäftskreis 
der  Kreisphysiker  und  der  Regierungsmedizinalräthe  aufzubessern,  bezüglich 
zu  erweitern  seien." 

Ebenso  wurde  in  den  folgenden  Jahren  von  demselben  Abgeordneten 
sowohl  als  von  den  Abg.  Dr.  Thilenius,  Dr.  Oneist,  Wachler,  Graf 
V.  Schwarzkopf  u.  s.  w.  jene  Forderung  wiederholt  und  von  dem  Abgeordneten- 
hause ähnliche  Beschlüsse  gefasst,  z.  B.  am  8.  Febr.  1878  und  20.  Febr.  1879, 
wo  Petitionen  von  Medizinalbeamten,  in  denen  um  Reorganisation  der  Medizinul- 
Verwaltung  gebeten  wurde,  der  Staatsr^erung  zur  Berücksichtigung  überwiesen 
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ehe  derselben  Rechnung  getragen  ist.  Man  geht  wohl  nicht 
zu  weit,  wenn  man  annimmt,  dass  die  Wiederkehr  der  Cholera 
in  den  Jahren  1892/93  und  die  damals  von  Neuem  eklatant 
hervorgetretene  Unzulänglichkeit  des  preussischen  Medizinal- 
wesens den  Stein  endlich  in  ein  derartiges  Rollen  gebracht 
hat,  aus  dem  er  glücklicher  Weise  nicht  wieder  heraus- 
gekommen ist.  Den  letzten  Anstoss  hierzu  gab  ein  An- 
trag  der   Abgeordneten    Dr.    Kruse    und    Dr.    Martens: 

,,Die  Königliche  Staatsregiening  zu  ersuchen,  in  kürzester  Frist  den  seit 
langer  Zeit  in  Aussicht  gestellten  Gesetzentwurf  über  die  Medizinalreform  vor- 
zul^en,  welche  insbesondere  das  Verhältniss  der  Kreisphysiker  dahin  regelt, 
dass  dieselt>en  unter  Beschränkung  ihrer  Privatpraxis  und  entsprechender  Er- 
höhung ihres  als  pensionsfähi^  festzusetzenden  Oehalts  in  höherem  Masse  als 
bisher,  den  Aufgaben  der  genchlichen  Medizin  und  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege sich  widmen  können," 

der  am  4.  Mai  1895  zur  Berathung  gelangte  und  schliesslich 
nach  Befürwortung  von  Vertretern  aller  pohtischen  Parteien 
in  einer  von  dem  Abg.  Graf  Douglas  abgeänderten  Form: 

„Die  Königliche  Staatsr^erung  zu  ersuchen,  dem  Landtag  möglichst  bald 
einen  Gesetzentwurf  vorzul^en,  der  eine  den  jetzi^^en  Ansprüchen  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  entsprechende  Reorganisation  der  Medizinalbehörden 
in  allen  Instanzen  herbeiführt/ 

einstimmig  angenommen  wurde.  Die  Folge  dieses  Antrages 
war,  dass  im  Jahre  darauf  der  damalige  Kultusminister  D. 
Dr.  Bosse  eine  besondere  Konferenz  zur  Vorberathung  des 
Projekts  einer  Medizinalreform  einberief,  die  vom  8.  bis  13. 
Juni  1 896  stattfand,  und  von  der  dem  Antrage  des  Abgeordneten 
hauses  gemäss  „Grundzüge  über  die  Umgestaltung 
der  Medizinalbehörden'*  in  allen  Instanzen  mit  Aus- 
nahme der  Zentralinstanz  ausgearbeitet  wurden.  Diese  Grund- 
züge wurden  dann  einer  im  Frühjahr  des  folgenden  Jahres  vom 

wurden  mit  dem  Ersuchen,  in  einer  der  nächsten  Sessionen  einen  Gesetzentwurf 
aber  die  Reorganisation  des  Preussischen  Medizinalwesens  vorzulegen.  Alle 
diese  Beschlüsse  waren  stets  einstimmig  oder  mit  grosser  Majorität  gefasst;  sie 
führten  auch  zur  Ausarbeitung  verschiedener  Gesetzentwürfe  im  Kultusministerium 
(z,  B.  im  fahre  1878  und  1884  unter  den  Ministern  Falk  und  v.  Gossler),  aber 
ihre  Durchführung  scheiterte  immer  an  allen  möglichen  Bedenken,  die  in  erster 
Linie  wohl  finanzieller  Natur  waren. 

*)  Nach  diesen  Grundzügen  sollte  die  bisherige  Verbindung  der  tech- 
nischen Medizinalorgane  mit  den  Behörden  der  allgemeinen  Landesverwaltung 
beibehalten,  die  ersteren  aber  mit  den  Organen  der  Selbstverwaltung  in  eine 
Innere  Verbindung  gebracht  werden.  In  jeder  Provinz  sollten  ein  oder  mehrere 
öffentliche  hygienische  Untetsuchungsanstalten  auf  Kosten  der  Provinz  bereit- 
gestellt, und  die  Provinzial-Medizinalkollegien  ebenso  wie  das  Amt  der  Kreis- 
wundärzte aufgehoben  werden.  Als  berathende  und  begutachtende  Oi^gane 
waren  für  den  Regierungspräsidenten :  Bezirksgesundheitsräthe,  für  den  Landrath : 
Kreisgcsundheitsräthe,  und  für  die  Ortspolizeibehörden:  Ortsgesundheitsräthe 
vorgesehen;  technischer  Berather  des  Landraths  sollte  wie  bisher  der  Kreis- 
physikus  (Kreisarzt)  sein,  dieser  aber  künftig  zu  den  vollbesoldeten  und  voll- 
beschäftigten Staatsbeamten  gehören,  seine  Amtsthätigkeit  wesentlich  erweitert 
und  durch  Zusammenl^img  kleinerer  Kreise  zu  einem  Kreisarztbezirk  ver- 
grössert,  sowie  ihm  die  Ausübung  der  Privatpraxis  verboten  werden.  Auch 
die  Abtrennung  der  gerichtsärztlichen  Thätigkeit  von  den  Dienstgeschäften  des 
Kreisarztes  und  die  Anstellung  besonderer  Gerichtsärzte  durch  die  Justizverwaltung 
war  in  den  Grundzügen  vorgeschlagen. 
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Minister  einberufenen  freien  Konferenz,  der  sogenannten  Mai-» 
konferenz,  zur  weiteren  Beratbung  vorgelegt,  die  sich,  ab- 
gesehen von  den  Mitgliedern  der  ersten  Konferenz,  aus  ver-» 
schiedenen  Aerzten,  Medizinalbeamten  und  Mitgliedern  der 
beiden  Häuser  des  Landtages  unter  Berücksichtigung  aller 
politischen  Parteien  zusammensetzte.  In  dieser  Konferenz  fand 
die  in  den  Grundzügen  beabsichtigte  Verbindung  der  Selbst- 
verwaltungsorgane mit  den  staatlichen  Organen  der  Medizinal-* 
Verwaltung  durch  Bezirks-  und  Kreisgesundheitsräthe  gar  keinen 
Beifall,  selbst  die  Zweckmässigkeit  von  Ortsgesundheitsräthen 
wurde  vielfach  bezweifelt,  und  die  Nothwendigkeit  von  öffent- 
lichen hygienischen  Untersuchungsanstalten  zwar  allgemein  an- 
erkannt, ihre  Errichtung  aber  als  Sache  des  Staates  tmd  nicht 
der  Provinz  bezeichnet.  Während  man  gegen  die  Aufhebung 
der  Kreiswundarztstellen  keine  Bedenken  hatte,  wurden 
solche  jedoch  vielfach  gegen  den  Fortfall  der  Provinzial- 
MedizinalkoUegien,  die  beabsichtigte  Abtrennung  der  ge- 
richtsärztlichen Thätigkeit  und  die  Zusammenlegung  mehrerer 
Kreise  zu  einem  Kreisarztbezirk  geäussert.  Uebereinstimmend 
wurde  dagegen  einer  Erweiterung  der  amtlichen  Befugnisse 
und  eine  finanzielle  Besserstellung  der  Kreisphysiker  für 
dringend  nothwendig  erachtet;  nur  in^Bezug  auf  das  Verbot 
der  Privatpraxis  trat  insofern  eine  grosse  Meinungsverschieden- 
heit hervor,  als  die  Mehrzahl  der  Laienmitglieder  der  Kon- 
ferenz gegen,  die  Mehrheit  der  Aerzte  aber  für  ein  solchek 
Verbot  eintraten.^) 

Unter  Berücksichtigung  der  bei  den  Verhandlungen 
der  Maikonferenz  zu  Tage  getretenen  Wünsche  und  An- 
sichten wurde  nunmehr  im  Kultusministerium  unter  Zu- 
ziehung der  Mitglieder  der  ersten  vorberathenden  Konferenz 
ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  der  sich  nur  auf  die 
Dienststellung  des  Kreisarztes  und  die  Bildung 
von  Gesundheitskommissionen  erstreckte,  in  dem 
aber  noch  an  der  Abtrennung  der  gerichtsärztlichen  Ge- 
schäfte von  den  Amtsgeschäften  des  Kreisarztes  und  an  dem 
generellen  Verbot  der  Privatpraxis  für  diesen  Beamten  fest- 
gehalten wurde.  In  den  späteren  kommissarischen  Verhand- 
lungen mit  den  Vertretern  der  betheiligten  Ministerien  wurden 
jedoch  wiederum  gerade  gegen  diese  beiden  Forderungen  Be- 
denken erhoben,  die  als  berechtigt  anerkannt  wurden  und 
zum  Fallenlassen  derselben  führten.  Mit  dieser  Abänderung 
gelangte  dann  der  Gesetzentwurf  im  Jahre  1899  zur  Vor- 
lage bei  dem  Abgeordnetenhause  und  wurde  von  diesem  so- 
wohl, wie  später  von  dem  Herrenhause  mit  einigen  Abände- 
rungen angenommen,  von  denen  die  wichtigste  diejenige  war, 
dass  da,  wo  es  besondere  Verhältnisse  fordern,  vollbesoldete 
Kreisärzte^  denen  die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxb 
untersagt  ist,  angestellt  werden  können.  Ausserdem  wturde  dem 
Minister   die    Befugniss    eingeräumt,   in    Stadtkreisen    die   als 

')  Betreffe  dieser  Fraee,  die  bis  zuletzt  den  wichtigsten  Punkt  bei  der 
Reform  bildete,  s.  die  ausführlichere  Erörterung  derselben  im  I.  Abschnitt, 
Kap.  1,  S.  28. 
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Kommunalbeamte    angestellten    Stadtarzte     mit    der     Wahr- 
nehmung der  Aufgaben  des  Kreisarztes  zu  beauftragen. 

Es  erübrigt  sich,  an  dieser  Stelle  auf  die  einzelnen  Bestim- 
mungen des  sog.  Kreisarztgesetzes,  auf  die  darüber  gepflogenen 
parl^entarischen  und  sonstigen  Verhandlungen  näher  einzu- 
gehen; es  wird  dies  später  an  zutreffender  Stelle  geschehen. 
Jedenfalls  bedeutet  das  Gesetz,  das  am  i6.  September  1899 
erlassen  und  am  i.  April  1901  in  Kraft  getreten  ist,  mit  den 
zu  dessen  Ausführung  erlassenen  Dienstanweisungen 
für  die  Kreisärzte  (vom  23.  März  1901)  und  Gesund- 
heitskommissionen (vom  13.  März  1901)  den  wichtigsten 
Fortschritt,  den  das  preussische  Gesundheitswesen  im  letzten 
Jahrhundert  erfahren  hat,  und  bildet  gleichzeitig  eine  vorzüg- 
liche Grundlage,  auf  der  dasselbe  mit  Erfolg  weiter  ausgebaut 
werden  kann.  Diesem  Fortschritte  gegenüber  treten  andere, 
z.  B.  die  Bildung  von  Aerztekammern  (1888)  und  ärzt- 
lichen Ehrengerichten  (1900),  die  Schaffung  eines 
Apothekerrathes  (1896)  und  die  Bildung  von  Apo- 
.thekerkammern  (1900),  die  Errichtung  einer  staatlichen 
.Versuchs-  und  Prüfungsanstalt  für  die  Zwecke 
der  Wasserversorgung  und  Abwässerbeseiti- 
gung (1901)  sowie  sonstige  hier  nicht  einzeln  auf  zu- 
jährende  Neuerungen  auf  dem  Gebiete  des  H  ebammen- 
"^esens,  der  Ueberwachung  des  Arzneimittel- 
und  Giftverkehrs,  der  Kranken-  und  Irrenfür- 
sorge u.  s.  w.  an  Bedeutung  zurück.  Bleibt  auch  noch  Manches 
zu  wünschen  übrig,  so  vor  allen  Dingen  eine  zeitgemässe 
Neuregelung  der  gesetzlichen  Massnahmen  in  Bezug  auf  die 
Bekämpfimg  der  einheimischen  Seuchen,  die  Leitung  des  Ge- 
sundheitswesens durch  einen  eigenen  medizinisch-technisch  vor- 
gebildeten Direktor,  die  Ueberweistmg  desselben  an  das  Mi- 
nisteritun des  Innern,  die  Umgestaltung  der  jetzigen  kollegialen 
Fachbehörden  in  der  mittleren  und  obersten  Instanz,  ausgiebigere 
Ausstattung  der  verschiedenen  Instanzen  mit  staatlichen  Unter- 
suchungsanstalten u.  s.  w.,  so  hat  sich  doch  das  Gesammtbild 
des  öffentlichen  Gesundheitswesens  in  Preussen  an  der  Jahr- 
hundertwende tmgemein  zu  seinem  Vortheü  verändert.  Hoffent- 
lich lassen  die  noch  erforderlichen  weiteren  Fortschritte  in  dem 
neuenl  Jahrhundert  nicht  ebensolange  auf  sich  warten  als  in 
dem  vergangenen! 


Erster  Abschnitt. 


Organisation 

des  öffentlichen  Gesundheitswesens,  sowie 

Zuständigkeit,  Rechte  und  Pflichten  der  ' 

Gesundheitsbehörden  im  Deutschen  Reich 

und  in  Preussen. 

* 

I.  Die  verschiedenen  Instanzen  der  Gesundheits- 
behörden; die  Stellung,  Vorbildung  u.  s.  w.  der 
technischen  Gesundheitsbeamten  im  Allgemeinen. 

Die  Thätigkeit  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Gesundheitswesens  ist,  abgesehen  von  dem  medizinischen  Aus- 
bildungswesen, wesentlich  polizeilicher  Natur  und  bildet,  wie 
bereits  vorher  (s.  S.  oo)  hervorgehoben  ist,  einen  Theil  der 
innerenVerwaltung,  speziell  der  Wohlfahrtspolizei;  dem- 
gemäss  fallen  auch  die  ai3  demselben  thätigen  Behörden  mit 
denen  jener  Verwaltung  zusammen ;  nur  in  Preussen  ist  dies  bei 
der  Zentralinstanz  nicht  der  Fall,  da  diese  mit  dem  Kultusmini- 
sterium vereinigt  ist.  Uebereinstimmend  mit  allen  anderen  Zwei- 
gen der  Verwaltung  unterscheidet  man  auch  hier  obere,  mitt- 
lere und  untere  Instanzen,  von  denen  die  beiden  ersteren  die 
leitenden  und  aufsichtsführenden,  die  letzteren  die 
ausführenden  darstellen.  Allen  diesen  Instanzen  sind  m e - 
dizinisch-technische  Einzelbeamte  oder  Kol- 
legialbehörden als  berathende  Organe  beigegeben;  die 
letzteren  setzen  sich,  besonders  in  der  unteren  Instanz,  meist 
aus  Laien  zusammen. 

Während  in  einzelnen  Staaten,  z.  B.  in  England,  Ungarn 
u.  s.  w.,  gerade  in  Bezug  auf  das  öffentliche  Gesundheitswesen 
besonders  in  der  unteren,  ausführenden  Instanz  das  Prinzip 
der  vollsten  Selbstverwaltung  herrscht,  beruht  die  Organisation 
desselben  im  Deutschen  Reich  und  in  Preussen  auf  dem  Grund- 
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satze  strenger  staatlicher  Zentralisation  und  Ver- 
waltung, nur  in  der  unteren  und  mittleren  Instanz  ist,  wie 
wir  später  sehen  werden,  den  Gemeinden  und  Selbstverwal- 
tungsorganen, der  Kreis-  und  ProvinzialverwaUung,  eine  ge- 
wisse Mitwirkung  (z.  B.  bei  Erlass  von  Polizeiverordnungen) 
eingeräumt;  desgleichen  stellen  die  in  Preussen  in  der  Lokal- 
instanz vorgesehenen  Gesundheitskommissionen  eine  Verbin- 
dung der  Selbstverwaltung  und  der  staatlichen 
Gesundheits Verwaltung  dar  und  sind  als  kommunale 
Hülfsorgane  derselben  anzusehen.  Eine  solche  Angliederung 
der  Selbstverwaltungsorgane  an  die  staatlichen  Gesundheits- 
behörden ist  aber,  wie  in  der  Begründung  zum  Kreisarztgesetz 
(Abschnitt  „Gesundheitskomraissionen*')  sehr  richtig  ausgeführt 
wird,  gerade  in  der  Lokalinstanz  von  besonderem  Werthe,  da  hier 
die  Bedürfnisse  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  am  unmittel- 
barsten und  lebhaftesten  hervortreten,  und  anderseits  die  An- 
forderungen des  wirthschaftlichen  Lebens  eine  besondere  Be- 
rücksichtigung verlangen.  Die  Anregung,  Berathung  und  Vor- 
bereitung gesundheitlicher  Massnahmen  durch  die  orts-  und 
sachkundigen  Mitglieder  der  Gesundheitskommissionen  hat 
ausserdem  flicht  nur  den  Vorzug,  dass  dadurch  eine  er- 
schöpfende und  korrekte  Peststellung  der  thatsächlichen  Unter- 
lagen für  jene  bewirkt  wird,  sondern  auch  den  nicht  minder 
grossen  Vortheil,  dass  die  Geneigtheit  der  Selbstverwaltungs- 
körper zur  Bewilligung  der  für  die  Einführung  gesundheit- 
licher Verbesserungen  erforderlichen  Mittel  in  wirksamer 
Weise  gefördert  wird.  Im  Uebrigen  bietet  sich  den  Selbst- 
verwaltimgskörpern  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Ge- 
sundheitspflege durch  die  ihnen  obliegende  Sorge  für  ge- 
sundheitliche Einrichttmgen  im  Interesse  der  betreffenden 
Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.,  z.  B.  durch  Errichtung  und 
Unterhaltung  von  Krankenhäusern  und  sonstigen  Heil-  und 
Pflegeanstalten,  durch  Anlage  von  Wasserleitungen  oder 
Kanalisationen,  Bereitstellung  von  hygienischen  Untersuch- 
ungsämtern ü.  s.  w.  ein  ebenso  segensreiches  als  un- 
beschränktes Feld  ihrer  Thätigkeit,  bei  dem  sie  nur  der  Auf- 
sicht der  staatlichen  Gesundheitsbehörden  unterstellt  sind.  Diese 
Aufsicht  darf  allerdings  nicht  in  kleinliche  polizeiliche  Bevor- 
mundung ausarten;  sie  bewirkt  sonst  oft  gerade  das  Gegen- 
theil,  da  erfahrungsgemäss  an  sich  willfährige  und  opferwillige 
Gemeinden  nichts  mehr  verdriesst,  als  wenn  ihnen  in  derarti- 
gen Fragen  nicht  genügender  Spielraum  zur  selbstständigen 
Thätigkeit  belassen  wird.  Damit  soll  jedoch  die  Nothwendig- 
keit  einer  staatlichen  Aufsicht  nicht  im  Entfern t^^sten  bestritten 
werden;  denn  ohne  eine  solche  würden  entweder  gar  keine, 
oder  nur  halbe  imd  imwirksame  oder  völlig  verkehrte  und  kost- 
spielige Massnahmen  getroffen  werden. 

Aus  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  öffentlichen  Ge- 
sundheitswesens im  Allgemeinen,  wie  speziell  in  Preussen  sehen 
wir  in  Bezug  auf  die  Mitwirkung  der  medizinisch-technischen 
Qesundheitsbeamten,  dass  diese  bei  der  Handhabung  des  öffent- 
lichen Gesundheitswesens  in  den  verschiedenen  Instanzen  früher 


—  26  — 

eine  verhältnissmässig  geringe  gewesen  ist,  und  dass  erst  von 
dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  medizinische  Wissenschaft  be- 
gonnen Imt,  ihre  Aufmerksamkeit  der  öffentlichen  Gesimd- 
heitspflege  zuzuwenden,  und  man  von  Seiten  der  staat- 
lichen und  kommunalen  Behörden  angefangen  hat,  den 
wissenschaftlichen  Forschungsergebnissen  Rechnung  zu  tragen, 
die  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete  datiren.  Man  sollte 
unter  diesen  Umständen  annehmen,  dass  die  technischen 
Gesundheitsbeamten  die  erste  Rolle  bei  allen  gesundheit- 
lichen Fragen  spielen  müssten;  dies  war  bisher  aber 
keineswegs  der  Fall,  sondern  ihr  Einfluss  ein  verhältnis- 
mässig geringer  und  völlig  abhängig  von  dem  jeweiligen 
Interesse  und  Verständniss,  das  von  den  betreffenden  Verwal- 
tuhgsbeamten  jenen  Fragen  entgegengebracht  wurde.  Wenn 
sich  dieses  Verhältniss  nun  auch  in  jüngster  Zeit  zu  Gunsten 
der  Medizinalbeamten  verschoben  hat,  und  dies  in  Preussen 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Kreisarztgesetzes  jedenfalls  noch 
immer  mehr  der  Fall  sein  wird,  so  muss  doch  an  dieser  Stelle 
nochmals  betont  werden,  dass  das  öffentliche  Gesundheitswesen 
am  besten  fährt,  wenn  in  der  Zentralinstanz  seine  Leitunjg  dem 
sachverstandigen  Techniker  übertragen  ist,  und  der  Jurist  erst 
an  zweiter  Stelle  als  administrativer  Beirath  kommt,  eine  For- 
derung, die  um  so  unbedenklicher  zu  erfüllen  ist,  als  ja  tan 
der  Spitze  des  betreffenden  Ministeriums  doch  stets  ein  Jurist 
oder  Verwaltungsbeamter  bleiben  wird,  da  die  Zeiten  für  ein 
besonderes  Medizinalministerium  jedenfalls  noch  in  weiter  Feme 
liegen.  In  den  mittleren  und  unteren  Instanzen  werden  die  Ge- 
sundheitsbeamten allerdings  mit  Rücksicht  auf  die  Organisation 
der  inneren  Verwaltung  eine  völlig  unabhängige  und  leitende 
Stellung  nicht  einnehmen,  sondern  nach  wie  vor  nur'  die 
technischen  Beiräthe  der  zuständigen  Behörden  sein  können,; 
es  muss  ihnen  aber,*  wie  es  jetzt  im  Kreisarztgesetz  ge- 
schehen ist,  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht 
der  Initiative  und  für  gewisse  Fälle,  z.  B.  mit  Rücksicht 
auf  die  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten,  auch  das 
Recht  der  Exekutive  eingeräumt  werden,  damit  in  solchen 
Fällen  die  Durchführung  ihrer  Anordnungen  keine  unlieb- 
same Verzögerung  erfährt.  Vor  Allem  ist  es  aber  nöthig, 
dass  ihre  Stellung  eine  thunlichst  unabhängige  ist,  sowohl 
den  Verwaltungsbehörden,  als  dem  Publikum  gegenüber. 
Der  Gesundheitsbeamte  darf  in  Bezug  auf  seih  etwaiges 
amtliches  Eingreifen  nicht  von  dem  Ermessen  der  ersteren 
abhängig  sein,  sondern  muss  kraft  seines  Amtes  verpflichtet 
sein,  sich  aus  freiem  Antriebe  über  die  gesundheitlichen 
Verhältnisse  seines  Bezirkes  nach  allen  Richtungen  hin  zu 
imterrichten ;  denn  nur  dann^kann  er  in  Wirklichkeit  ein 
Pfleger  und  Wächter  der  öffentlichen  Gesundheit  sein  und  der 
vornehmsten  Aufgabe  seines  Amtes:  Volkskrankheiten  zu  ver- 
hüten und  in  ihren  Anfängen  zu  ersticken,  gerecht  werden.  In- 
sonderheit .gilt  dies  von  dem  Gesundheitsbeamten  der 
unteren  Instanz,  dem  Kreisarzt  in  Preussen.  Die  Be- 
fürchtung, dass  hierdurch  den  Polizei-  und  Verwaltungsorganen 
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erhebliche  Mehrarbeiten,  den  Gemeinden  grosse  Kosten  ent- 
stehen werden,  ist  keineswegs  zutreffend;  denn  die  letzteren 
werden  durch  die  erzielten  Vortheile  für  das  gesundheitliche 
Allgemeinwohl  wieder  mehr  als  aufgewogen,  und  die  ersteren 
durch  die  erweiterte  berathende  und  überwachende  Thätigkeit 
der  Gesimdheitsbeamten  von  einem  Theil  der  ihnen  sonst  zu- 
fallenden Arbeit  entlastet.    Allerdings  erfordert  diese  Thätig-' 
keit  die  Kraft  eines  ganzen  Mannes,  wenn  sie  den  Ansprüchen 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  genügen  soll ;  denn  je  mehr 
sich  die  Ueberzeug^img  Bahn  bricht,  dass  gelegentliche  Mass- 
regeln allein  nicht  zur  Hebung  der  Volksgesundheit  ausreichen, 
desto  mehr  muss  das  Schwergewicht  des  öffentlichen  Gesund- 
heitsdienstes gerade  in  die  Thätigkeit  des  technischen  Gesund- 
heitsbeamten gelegt  werden,  der  in  erster  Linie  darüber  zu 
wachen  hat,  dass  keine  sanitären  Missstände  einreissen,  und 
sich  kein  Nährboden  für  Seuchenkeime  entwickeln  kann.    Es 
bedarf  somit  seiner  umsichtigen  und  unermüdlichen  Vorsorge, 
seiner  steten  Wachsamkeit  und  unerschütterlichen,  durch  keine 
Rücksichten  eingeschränkten  Initiative  auf  allen  Gebieten  der 
öffentlichen  Gesimdheitspflege;  er  muss  der  leider  noch  stark 
vorhandenen  Indolenz  und  Ignoranz  des  Publikums  in  allen  ge- 
sundheitlichen Fragen  entgegen  treten,  belehrend  durch  Wort 
und  Schrift,  warnend   und  aufklärend  bei  jeder  Gelegeijheit. 
Dass  eine  derartige  Menge  von  Geschäften  auch  der  Fähigste 
nicht  im  Nebenamt  zu  verrichten  vermag,  unterliegt  keinem 
Zweifel;   deshalb   sollte  auch   der   Gesundheitsbeamte 
nicht    nur    in    der    oberen    und    mittleren    Instanz,    wie    das 
schon    längst    in    Preussen    der    Fall    gewesen    ist,    sondern 
auch  in  der  unteren  Instanz  stets  im  Hauptamte 
angestellt,    ausreichend   besoldet    und    von   der 
ärztlichen    Privatpraxis    losgelöst    sein,    so    dass 
er  völlig  unabhängig  vom  Publikum  ist,  und  sich  ebenso  wie 
andere  technische  Beamte  ähnlicher  Kategorien  —  Gewerbe- 
inspektoren,   Kreisbauinspektoren    u.    s.    w.    —    nur    seinen 
amtlichen     Verpflichtimgen     widmen     kann.       Gegen     seine 
Loslösung  von  der  Privatpraxis    sind    bekanntlich 
sowohl    bei    den    Vorberathungen    über    das    Kreisarztgesetz, 
als  bei  den  Verhandlungen  über  dasselbe  im  Abgeordneten- 
hause   die    verschiedensten    Einwände    erhoben.      Einer    der 
hauptsächlichsten    war    der,    dass    ein    Arzt,    dem    die    Ver- 
bindung   mit    dem    Krankenbette,    mit    dem    „grünen    Baum 
des  Lebens"  fehle,  Gefahr  laufe,  zum  verknöcherten  Stuben- 
gelehrten  und   Theoretiker    herabzusinken;    der    Gesundheits- 
beamte   soll    aber    Krankheiten    „verhüten**,    nicht    „heilen"; 
er  soll  sich  nicht  mit  dem  kranken  Menschen  beschäftigen, 
sondern  mit  den  gesimdheitlichen  Zuständen  und  Einrichtungen, 
die  eine  Verbessenmg  erheischen.    Dazu  ist  aber  eine  gleich- 
massige  Beobachtung  und  Bearbeitung  der  einschlägigen  Ma- 
terien erforderlich,  die  nur  bei  einem  Beamten  zu  erwarten  steht, 
dessen  Zeit  nicht  durch  andere  Nebengeschäfte  in  Anspruch 
genonmien  wird.    Zu  dieser  Beobachtung  bedarf  es  weiterhin 
genauer  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle,  eingehender  Er- 
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mittelungen,  so  dass  die  weitere  Befürchtung,  ein  von  der  ärzt- 
lichen Praxis  losgelöster  Gesundheitsbeamter  werde  seine 
Thätigkeit  hauptsächlich  im  Bureau  und  Laboratorium  finden, 
also  nur  vom  grünen  Tische  aus  arbeiten,  völlig  hinfällig  ist. 
Sein  Arbeitsgebiet  ist  ein  eminent  praktisches,  das  ihn  mit  allen 
Schichten  der  Bevölkerung  in  stete  Berührung  bringt,  das 
sicherste  Mittel  gegen  bureaukratische  Auffassung.  Vor  allem 
fordert  aber  die  unbedingt  nothwendige  Unparteilichkeit  und 
Unabhängigkeit  des  Gesundheitsbeamten  seine  Loslösung  von 
der  Privatpraxis,  damit  er  ohne  Rücksicht  auf  seine  privaten 
Verhältnisse  seinen  amtlichen  Pflichten  obliegen,  nicht  nach 
rechts  oder  links  zu  schauen  und  zu  erwägen  braucht,  ob  er 
sich  nicht  etwa  bei  seinem  für  die  Betheiligten  mitunter  un- 
bequemen und  zu  Kosten  Veranlassung  gebenden  Vorgehen  in 
seiner  Privatpraxis  schaden  könnte.  Desgleichen  wird  er  in 
den  praktischen  Aerzten  eine  ganz  andere  Unterstützung  und 
Beihilfe  auf  sanitätspolizeilichem  Gebiete  finden,  wenn  er  ihnen 
nicht  mehr  als  Konkurrent  in  der  Privatpraxis  gegenübertritt; 
die  Mitwirkung  der  Aerzte  ist  aber  eine  der  wichtigsten  Vor- 
bedingungen für  seine  erspriessliche  amtliche  Thätigkeit,  für 
die  gedeihliche  Durchführung  hygienischer  Verbesserungen, 
prophylaktischer  Massnahmen  u.  s.  w.^) 

Soll  der  Gesundheitsbeamte  allen  an  ihn  herantretenden, 
ebenso  umfangreichen  und  vielseitigen,  als  wichtigen  Aufgaben 
gewachsen  sein,  dann  muss  er  für  seine  amtliche  Thätigkeit 
eine  gründliche  Vorbildung  genossen  und  sich  darüber 
durch  Ablegung  einer  entsprechenden  staatsärztlichen 
Prüfung  ausgewiesen  haben.  Neben  ausreichender  fach- 
licher Vorbildung  sowohl  in  wissenschaftlicher, 
als  in  praktischer  Hinsicht  soll  er  aber  auch  die  er- 
forderhchen  Kenntnisse  auf  verwaltungsrechtlichem  Gebiete  be- 
sitzen; denn  er  ist  nicht  nur  Techniker,  sondern  in  gewissem 
Sinne  auch  Verwaltungsbeamter.  Seine  amtliche  Thätigkeit 
greift  in  alle  Verwaltungsgebiete  hinein  und  bringt  ihn  mit  den 
verschiedensten  Behörden  in  Berührung,  sie  stellt  an  ihn  er- 
hebliche Anforderungen  an  praktischer  und  formeller  Er- 
fahrung, Takt,  Lebensklugheit,  Verantwortung  u.  s.  w.,  und 
wenn  er  auch  als  Träger  der  Gesundheitslehre  in  erster  Linie 
ein  streng  wissenschaftlich  gebildeter  Mann  sein  soll,  so  muss 
er  doch  als  Träger  des  Gesundheitswesens,  in  dem  er  nicht 
bloss  als  Sachverständiger  neben  Verwaltungs-  und  Polizei- 
behörden zu  fungiren,  sondern  auch  selbstständig  einzugreifen 
hat,  wenigstens  innerhalb  seines  Arbeitsgebietes,  auch  von  der 
praktischen  Ordnung  des  öffentlichen  Rechtes  soviel  wissen, 
dass  die  zwischen  Hygiene  und  Verwaltung,  Jurist  und  Arzt 
bestehende  Kluft  überbrückt  wird.  Dazu  bedarf  es  aber 
einer  staatswissenschaftlichen,  administrativen 
Durchbildung  des  Gesundheitsbeamten;  „denn  der 
grosse  und  entscheidende   Uebergang   von   der  theoretischen 

*)  Vergl.  den  offiziellen  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  preussischen 
Medizinalbeamtenvereins  von  1897  über  die  Medizinalreform;  Beilage  zur  Zeil- 
schrift für  Medizinalbeamte;  Jahrg.  1897,  Seite  61—67. 
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Gesundheitslehre  zu  dem  praktischen  Gesundheitswesen 
empfängt  erst  Substanz  und  Kraft,  wenn  auch  der  Medi> 
ziner  wenigstens  in  den  Grimdzügen  weiss,  was  Verwaltung, 
Gesetz,  Regierung  xmd  Selbstverwaltung  sind;  mögen  die- 
selben seinem  Mikroskope  und  Arbeitszimmer  noch  so  fremd 
sein,  m  der  Gemeinde,  auf  der  Strasse,  in  der  Fabrik 
kann  er  sie  nicht  entbehren*'.*)  Man  hat  jetzt  in  Preussen 
mit  bestem  Erfolg  hygienische  Kurse  für  höhere  Verwaltungs- 
beamte eingeführt,  um  diese  mit  den  praktischen  Ergebnissen 
der  wissenschaftlichen  Gesundheitslehre  bekannt  zu  machen 
und  ihr  Interesse  für  deren  Nutzanwendung  zum  Besten  des 
Allgemeinwohls  wachzurufen;  nicht  minder  zweckmässig 
wurden  umgekehrt  für  die  medizinisch-technischen  Beamten 
verwaltungs  recht  liehe  Kurse  sein,  die  sich  recht 
gut  mit  den  fachwissenschaftlichen  Fortbildungs- 
kursen verbinden  Hessen  und  jedenfalls  wesentlich  dazu  bei- 
tragen würden,  dass  der  Techniker  nicht  Anordnungen  vor- 
schlägt, die  sich  mit  Rücksicht  auf  die  bestehende  Gesetz- 
gebimg, also  vom  administrativen  Standpunkte  aus,  nicht 
durchführen  lassen.  Der  Geschäftsgang  würde  dadurch  sicher- 
lich sehr  erleichtert  und  beiden  Theilen  —  dem  Verwaltungs- 
beamten wie  dem  Gesundheitsbeamten  —  mancher  Aerger  und 
manche  Arbeit  erspart  bleiben! 

Die  Gesundheitsbehörden  bedürfen  endlich  für  ihre 
Thätigkeit  Untersuchungsanstalten,  deren  Aufgaben  nicht 
nur  in  der  Kontrolle  des  Nahrungsmittel  Verkehrs,  sondern 
auch,  und  zwar  in  weit  höherem  Masse,  in  dem  ungleich 
wichtigerem  und  ausgedehnterem  Gebiete  der  praktischen 
Hygiene,  des  Seuchenschutzes  im  weitesten  Sinne  des  Wortes 
liegen.  Insonderheit  fallen  hierher  die  bakteriologische  Fest- 
stellung der  ersten  Erkrankungen  an  ansteckenden  Krank- 
heiten (Cholera,  Diphtherie,  Typhus  u.  s.  w.),  die  Ermittelung 
der  verdächtigen  derartigen  Krankheiten,  die  Offenlegung 
sanitärer,  der  Verschleppung  von  Seuchen  Vorschub  leisten- 
der Mbsstände,  die  sachgemässe  Prüfung  aller  in  Bezug  auf 
Wasserversorgung  und  Reinhaltung  der  Ortschaften,  Beseiti- 
gung der  Abfallstoffe,  Wohnungs-,  Schul-,  Fabrik-  u.  s.  w. 
Hygiene  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  u.  s.  w.  Die 
Untersuchimgsanstalten  sind  somit  unbedingt  nothwendige 
technische  Hülfsorgane,  Gesundheitsbehörden,  die  in  keiner 
Instanz  fehlen  sollten  und  am  zweckmässigsten  dem  technischen 
Gesundheitsbeamten  in  irgend  einer  Form  angegliedert  wer- 
den^ da  dieser  mit  Rücksicht  auf  seine  sonstige  amtliche 
Thätigkeit  im  Stande  ist,  nur  die  einfacheren  physikalischen 
chemischen  und  bakteriologischen  Untersuchungen  von  Wasser, 
Luft,  Boden  u.  s.  w.  vorzunehmen.  Während  das  Deutsche 
Reich  sehr  bald  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  staatlichen 
Untersuchungsanstalt  anerkannte,  und  in  Folge  dessen  das 
Kaiserliche  Gesundheitsamt  errichtet  wurde,  hat  Preusseö  die 


>)    Siehe    Dr.    Lorenz    von  Stein:   Das  Gesundheitswesen.  2.  Auflage. 
Stuttgart  1882,  S.  7. 
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Sorge  dafür,  abgesehen  von  den  hygienischen  Instituten  bei 
den  Universitäten,  völlig  den  Gemeinden  überlassen  und  erst 
in  jüngster  Zeit  jener  Förderung  durch  Errichtung  des  hygie- 
nischen Instituts  in  Posen,  und  der  staatlichen  Versuchs-  und 
Prüfungsanstalt  für  die  Zwecke  der  Wasserversorgung  und 
Abwässerbeseitigung  in  Berlin  etwas  Rechnung  getragen. 
Gerade  hier  sollte  aber  der  Staat  mit  seinen  Mitteln  eintreten 
und  wenigstens  für  jede  Aufsichtsinstanz  (Provinz  imd  Regie^ 
rung)  eine  solche  Untersuchungsanstalt  einrichten;  ausserdem 
dürfte  eine  der  Zentralleitung  unterstellte  Landesuntersuchungs- 
anstalt nicht  fehlen,  der  u.  a.  die  Aufgabe  zufallen  müsste,  cQe 
in  den  einzelnen  Bezirken  imd  Untersuchungsanstalten  ge- 
machten Beobachtungen  und  Erfahrungen  nachzuprüfen,  über 
die  Zuverlässigkeit  und  praktische  Verwendbarkeit  hygienischer 
Untersuchungsmethoden  und  Massregeln  endgültig  zu  ent- 
scheiden, die  Klärung  wissenschaftlicher  Streitfragen  anzu- 
streben, bestimmte  Normen  für  sanitäre  Untersuchungen,  An- 
forderungen u.  s.  w.  auszuarbeiten  u.  dergl.  mehr.  Diese  Lan- 
desuntersuchungsanstalt würde  ausserdem  der  geeignetste  Ort 
für  die  bakteriologisch-hygienische  Ausbildung  und  Fortbildung 
der  staatlichen  Gesundheitsbeamten  sein.  —  In  der  unteren  In- 
stanz des  Gesundheitswesens  kommt  allerdings  das  örtliche 
Interesse  bei  der  Errichtung  solcher  Untersuchungsanstalten 
neben  dem  allgemeinen  staatlichen  Interesse  wesentlich  in 
Frage;  deshalb  sollten  dieselben  entweder  vom  Staate  mit 
Zuschuss  von  den  Gemeinden  oder  umgekehrt  von  den  Ge- 
meinden mit  Zuschuss  vom  Staate  eingerichtet  werden;  jeden- 
falls werden  die  Gemeinden  dann  viel  eher  zur  Bewilli^ng  von 
Geldmitteln  zu  diesen  Zwecken  bereit  sein.  Das  Haupterfordemiss 
ist  aber  bei  allen  diesen  Anstalten,  dass  ihre  Benutzung  nicht 
durch  hohe  Gebühren  illusorisch  gemacht  wird;  gerade  hier 
gilt  es,  an  dem  bereits  früher  (s.  S.  7)  hervorgehobenen  Grund- 
satze festzuhalten:  derartige  Gebühren,  wenn  sie  überhaupt 
erhoben  werden,  so  niedrig  zu  bemessen,  dass  sie  auch  der 
weniger  Bemittelte  leisten  kann. 


.II.  Die  Organisation  des  öffentlichen 

Gesundheitswesens,  sowie  die  Zuständigkeit, 

Rechte  und  Pflichten  der  Gesundheitsbehörden  im 

Deutschen  Reiche. 

B.  Dil  Zuständigkeit  iet  Reiclit  uii  iat  Virliältiitt  der 
Reiclisgetetzgeiinng  zur  Laiditgesetzgebuig. 

Artikel  4  der  deutschen  Reichsverfassung  vom  16.  April 
1871  bestimmt: 
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„Der  Beaufsichtigung  seitens  des  Reiches  und  der  Gesetzgebung  des- 
selben unterh'egen. 

15.  Massregeln  der  Medizinal-  und  Veterinärpolizei/' 

Durch  diese  Bestimmung  ist  die  Medizinal-  und  Sanitäts- 
polizei zwar  Gegenstand  der  Reichsgesetzgebung  geworden, 
aber  die  Zuständigkeit  der  Landesbehörden  auf  dem  Gebiete 
des  Gesundheitswesens  keineswegs  aufgehoben.  Dieselben  sind 
vielmehr  nach  wie  vor  berechtigt,  medizinal-  und  sanitäts- 
polizeiliche Verordnimgen  u.  s.  w.  zu  erlassen,  so  lange 
das  Reich  von  jener  Bestimmung  der  Reichsverfassung 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat;  denn  Reich sgesetze 
gehen  nach  Artikel  2  der  Verfassung  den  Landes- 
gesetzen vor  und  bestehende  Landesgesetze  treten,  inso- 
weit sie  mit  erlassenen  Reichsgesetzen  unvereinbar  sind,  ausser 
Kraft,  d.  h.  Reichsrecht  bricht  Landesrecht.  Voll- 
ständig überlassen  der  Landesgesetzgebung  ist  dagegen  die 
Organisation  und  die  Verwaltung  des  Gesundheitswesens,  so- 
wie die  eigentliche  Ausführung  der  gesundheitlichen  Mass- 
regeln, auch  der  vom  Reiche  an|2reordneten;  im  letzteren  Falle 
allerdings  nach  Massgabe  der  dafür  von  diesem  gegebenen 
AusführungsvorschrifteiL 

Anfangs  hat  das  Reich  in  gesundheitlichen  Angelegen- 
heiten eine  grosse  gesetzgeberische  Thätigkeit  nicht  entfaltet, 
wenigstens  nicht  unmittelbar;  denn  abgesehen  von  dem 
Reichsimpfgesetz  vom  8.  April  1874  ui^d  dem  Nahrungsmittel- 
gesetz vom  14.  Mai  1879  nebst  den  verschiedenen,  dazu  nach- 
träglich erlassenen  Ergänzungsgesetzen  sind  nur  auf  Grund 
der  Reichs-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  bezw.  i.  Juli 
1883  einheitliche  Vorschriften  über  die  Ausübung  der 
Heilkunde^  die  Niederlassungsfreiheit  der  Aerzte  u.  s.  w.  (§§  i 
und  6),  die  Prüfung  der  Aerzte,  Zahnärzte  und  Apotheker 
(§§  29,  40  und  53'>  die  Konzessionirung  von  Privat-,  Kranken-, 
Entbindungs-  una  Irrenanstalten  (§§  30  und  53)  sowie  über 
den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  ausserhalb  der  Apotheken  (§  6, 
Abs.  2  und  §  56)  erlassen.  Erst  in  allerneuester  Zeit  hat  die 
Reichsgesetzgebung,  ebenso  wie  sie  dies  bereits  im  Jahre  1880 
in  Bezug  auf  die  Bekämpfung  der  Viehseuchen  gethan  hat 
(Gesetz  vom  23.  Juni  1880),  auch  in  Bezug  auf  die  Bekämpfung 
der  Volksseuchen  (Gesetz  vom  30.  Juni  1900)  eingegriffen  und 
ausserdem  die  Fleischbeschau  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1900 
für  das  ganze  Reich  geregelt;  ein  Vorgehen,  das  im  Interesse 
der  gerade  in  sanitärer  Hinsicht  dringend  erwünschten,  thun- 
lichst  einheitlichen  Gesetzgebung  hoffentlich  nur  den  Anfang 
zu  weiteren  derartigen  Massnahmen  bildet.  Mittelbar  hat 
das  Reich  jedoch  nach  vielen  Richtungen  hin  einen  bedeuten- 
den Einfluss  auf  die  Gesundheitsgesetzgebung  der  Einzel- 
staaten ausgeübt,  indem  zahlreiche  sanitäre  Anordnungen  der 
letzteren,  z.  B.  die  Vorschriften  zur  Sicherung  der  gehörigen 
Ausführung  des  Impfgeschäftes,  über  die  Abgabe  scharfwir- 
kender Arzneistoffe  sowie  über  die  Beschaffenheit  und  Be- 
zeichnung der  Arzneigläser  und  Standgef ässe  in  den  Apotheken, 
über  den  Giftverkehr,  über  Kranken-  und  Leichentransport  auf 
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Eisenbahnen  u.  s.  w.,  lediglich  auf  Beschlüssen  des  Bundes- 
raths,  Erlassen  oder  Rundschreiben  des  Reichskanzlers  be- 
ruhen, in  denen  die  leitenden  Grundsätze  für  die  betreffenden 
Massnahmen  aufgestellt  sind  und  ihre  weitere  Ausführung 
durch  Verordnungen,  Vorschriften  u.  s.  w.  gleichen  Inhalts 
den  Landesbehörden  überlassen  ist.  Nicht  vergessen  werden 
darf  endlich  die  Reichsgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des 
Arbeiterschutzes  (Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenversicherung) 
und  der  Gewerbehygiene,  die  vielen  Staaten  zum  Vorbild 
gedient  hat. 

Reichsgesetze  erlässt  der.  Kaiser  im  Namen  des 
Deutschen  Reiches  {An.  17  der  Verfassung)  nach  zuvoriger 
Zustimmung  des  Reichstages  und  des  Bundesrathes  (Art.  5 
der  Verfassung).  Neben  denselben  können  vom  Bundes- 
rat he  selbstständig  ohne  Zustimmung  des  Reichstages  die 
zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforderlichen  allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen  getroffen 
werden  (Art.  7  der  Verfassung).  Eine  gleiche  Befugniss  steht 
dem  Kaiser  insoweit  zu,  als  ihm  die  Regelung  eines  Gegen- 
standes besonders  übertragen  ist  (z.  B.  der  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln ausserhalb  der  Apothekefi  nach  §  6,  Abs.  2  der  Gewerbe- 
ordnung), oder  nur  Gegenstände  der  Verwaltung  zu  ordnen 
sind.  Die  Reichsgesetze  erhalten  ihre  verbindende  Kraft  erst 
durch  die  Verkündigung  im  Reichsgesetzblatte;  die  Aus- 
führungsverordnungen u.  s.  w.  werden  dagegen  im  Zentral- 
blatt für  das  Deutsche  Reich  veröffentlicht. 


B.  Orgaiiisation  iir  Getuidbeitsbolitriii  Im  Diutteliii  Riiek. 

(Reichskanzler,  Reichsamt  des  Innern,  Gesundheitsamt, 
Reichsgesundheitsrath.) 

Die  Thätigkeit  des  Reiches  auf  dem  Gebiete  des  Gesund- 
heitswesens ist  den  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  ge- 
mäss lediglich  eine  aufsichtsführende;  demzufolge 
sind  auch  die  betreffenden  Reichsbehörden  ausschliesslich 
zentral.  An  ihrer  Spitze  steht  der  Reichskanzler,  der  nadi 
Artikel  15  der  Reichsverfassunig  die  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze zu  überwachen,  sowie  die  Verwaltung  und  Beaufsichti- 
gung der  dem  Reiche  verfassimgsmässig  zugewiesenen  Ange- 
legenheiten zu  leiten  hat;  demselben  sind  die  einzelnen,  von 
Staatssekretären  geleiteten  Reichsämter  unterstellt.  Das  öffent- 
liche Gesundheitswesen  gehört  zu  dem  Geschäftskreis  der 
ersten  Abtheilung  des  durch  Allerhöchsten  Erlass  vom 
12.  August  1867  gebildeten  Reichsamtes  des  Innern  mit  dem 
Staatssekretär  des  Innern  als  Chef,  der  in  den  Ange- 
legenheiten seines  Ressorts  mit  der  Vertretung  des  Reichs- 
kanzlers beauftragt  ist. 

Bei  Ausübung  des  dem  Reiche  zustehenden  Aufsichts- 
rechtes in  Sachen  des  Gesundheitswesens  machte  sich  sehr 
bald  das  Fehlen  einer  eignen  technischen  Behörde  geltend. 
Schon  im  Jahre  1872  wurde  daher  die  Bildung  einer  solchen 
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vom  Reichskanzler  in  einer  besonderen  Denkschrift  (vom 
9.  April  1872)  gefordert;  die  Eröffnung  des  Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes,  das  dem  Reichskanzleramt  (Reichsamt  des 
Innern)  als  technische  berathende  Behörde  beigegeben  und 
ihm  unmittelbar  unterstellt  ist,  erfolgte  jedoch  erst  im  April 
1876.   Dasselbe  hat  die  Aufgabe: 

„Das  Reichskanzleramt  sowohl  in  der  Ausübung  des  ihm  verfassunss- 
massig  zustehenden  Aufsichtsrechts  über  die  Ausführung  der  in  den  Kreis  der 
Medizinal-  und  Veterinärpolizei  fallenden  Massregeln,  als  auch  in  der  Vor- 
bereitung der  weiter  auf  diesem  Gebiete  in  Aussicht  zu  nehmenden  Oesetu;ebung 
zu  unterstützen;  zu  diesem  Zwecke  von  den  hierfür  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten bestehenden  Einrichtungen  Kenntniss  zu  nehmen,  die  Ausübungen  der 
im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  ergriffenen  Massnahmen  zu  be- 
obachten und  in  geeigneten  Fällen  den  Staats-  una  Gemeindebehörden  Auskunft 
zu  ertheilen,  die  Entwicklung  der  Medizinalp[esctzeebung  in  ausserdeutsdien 
Ländern  zu  verfolgen,  sowie  eine  genügende  medizinische  Statistik  für  Deutschland 
herzustellen." 

Das  Gesundheitsamt^)  ist  jedoch  nicht  nur  eine  technische 
berathende  Behörde,  sondern  bildet  gleichzeitig  ein  tech- 
nisches zentrales  Untersuchungsamt  für  Zwecke  des  öffent- 
lichen Gesundheitswesens.  Seit  zwei  Jahren  liegt  ihm  ausser- 
dem die  technische  Begutachtung  und  experimentelle  Beur- 
theilung  der  auf  dem  Gebiete  des  Pflanzenschutzes  zu  losenden 
Aufgaben  ob,  so  dass  zur  Zeit  drei  Abtheilungen  bestehen: 
die  naturwissenschaftliche  Versuchsabtheilung 
(I)  mit  je  einem  chemischen,  allgemein  hygienischen,  bakte- 
teriologischen  und  pharmakologisch-physiologischen  Labora- 
torium, die  medizinische  Abtheilung  (II)  und  die 
biologische  Abtheilung  für  Land-  und  Forst- 
wirt h  s  c  h  a  f  t  (III),  die  ebenfalls  mit  den  erforderlichen  Labo- 
ratorien ausgestattet  ist.  Das  Gesundheitsamt  stellt  somit  ein 
ständiges  Vermittelungsorgan  zwischen  der  reinen  Wissenschaft 
und  dem  öffentlichen  Leben  dar;  seine  Mitwirkung  wird  bei 
der  Vorbereitung,  Vertretung  und  Durchführung  von  Gesetzes- 
vorlagen und  Anordnungen  auf  allen  Gebieten  in  Anspruch 
genommen,  soweit  dabei  gesundheitliche  Interessen  in  Frage 
kommen.  Die  Thätigkeit  des  Gesundheitsamtes  ist  auch  in 
wissenschaftlicher  Hinsicht  eine  sehr  umfassende;  ein  Bild 
davon  gewähren  die  von  ihm  seit  1881  in  zwangslosen  Heften 
herausgegebenen  „Arbeiten  aus  dem  Kaiserlichen  Gesundheits- 
amte**, in  denen  die  grösseren  wissenschaftlichen  Arbeiten  ver- 
öffentlicht werden,  und  die  seit  1894  ebenfalls  in  zwangs- 
losen Heften  freigegebenen  „Medizinal-statistischen  Mitthei- 
lungen**; von  den  ersteren  sind  bisher  17  Bände  in  der  Stärke 
von  30 — 40  Bogen,  von  den  letzteren  6  Bände  erschienen. 
Ausserdem  werden  von  dem  Gesundheitsamte  seit  1877  die 
wöchentlich  erscheinenden  „Veröffentlichungen  des  Kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes'*  herausgegeben,  die  Mittheilungen 
über  den  Gesundheitszustand  und  Gang  der  Volkskrankheiten  im 
In-  und  Auslande,  über  zeitweilige  Massregeln  gegen  ansteckende 

1)  Die  Geschäftsräume,  I-aboratorien  u.  s.  w.  des  Gesundheitsamtes  be- 
finden sich  in  einem  eigenen,  neueingerichteten  Dienstgebäude  (Berlin  N.W., 
Klopstockstrasse  19/20. 

Rapmund.  Der  beamtete  Arzt  und  arztliche  Sachverstandige.     II*  3 
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Krankheiten  und  Thierseuchen  sowie  Gesetze  und  allgemeine 
.Verwaltungsanordnungen,  wichtige  gerichtliche  Entschei- 
dungen auf  sanitärem  Gebiete  u.  s.  w.  bringen.  Endlich  hat 
sich  das  Gesundheitsamt  die  Abfassung  gemeinverständlicher 
Druckschriften,  Belehrungen,  Anleitimgen  angelegen  sein 
lassen;  zu  nennen  sind  hier  insbesondere  das  Gesundheitsbüch- 
lein, die  Denkschrift  über  Blattern  und  Schutzimpfung,  das 
Tuberkulose-Merkblatt  u.  s.  w.i) 

Das  ständige  Personal  des  Gesundheitsamtes  setzte 
sich  zu  Anfang  des  Jahres  i^i  zusammen  aus  dem  P  r  ä  s  i  - 
deuten^)  (juristisch  vorgebildeten  Verwaltungsbeamten),  17 
im  Hauptamt  angestellten  ordentlichenMitgliedern") 
(8  Medizinern,  3  Chemikern,  3  Botanikern,  je  i  Thierarzt, 
Zoologen  und  Juristen),  14  festangestellten  und  16  einstweilig 
beschäftigten  wissenschaftlichen  Hülfsarbeitern,*)  dar- 
unter 4  kommandirte  Sanitätsoffiziere  und  1  Militärrossarzt 
des  aktiven  Dienststandes. 

Früher  gehörten  dem  Gesundheitsamte  noch  36  ausser- 
ordentliche Mitglieder  an,  die  auf  je  5  Jahre  vom* 
Kaiser  ernannt  wurden  und  theils  hochstehende  Verwaltungs- 
Medizinalbeamte  der  einzelnen  Bundesstaaten,  theils  hervor- 
ragende Vertreter  der  für  die  Arbeiten  des  Amtes  in  Betracht 
kommenden  Zweige  der  Wissenschaft  und  Technik  waren. 
Dieselben  wurden  nach  Erforderniss  zu  Berathungen  über 
einzelne  besonders  wichtige  Fragen  herangezogen;  sehr  häufig 
erfolgte  aber  auch  die  Zuziehung  sonstiger  Vertreter  der  be- 
theiligten Wissenschaften,  Industrien  u.  s.  w.,  namentlich  wenn 
es  sich  um  die  Vorbereitung  von  Gesetzentwürfen  u.  s.  w. 
handelte.  Die  eine  Stellung  in  den  obersten  Medizinalver- 
waltungsbehörden einnehmenden  ausserordentlichen  Mitglieder 
bildeten  mit  einigen  weiteren,  vom  Reichskanzler  berufenen 
Sachverständigen  (Professoren  der  Medizin,  Pharmakologie  und 
pharmazeutischen  Grossindustrie)  unter  dem  Vorsitz  des 
Direktors,  die  durch  Bekanntmachung  des  Bundesrathes  vom 
17.  Februar  1887  ins  Leben  gerufene  „ständige  Kom- 
mission für  Bearbeitung  des  Deutschen  Arznei- 

*)  Sämmtlich  erschienen  im  Verlage  von  Jiil.  Springer- Berlin.  Den  Kreis- 
ärzten werden  nach  den  Ministerialerlassen  vom  6.  April  1898  und  15.  April  1899 
die  „Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes"  zu  dem  ermässigten 
Abonnementpreise  von  7,50  Mk.  geliefert,  wenn  die  Bestellung  durch  die  Hand 
des  Regierungspräsidenten  erfolgt,  der  zum  1.  Oktober  jeden  Jahres  ein  Vtr- 
zeichniss  derjenigen  Kreisärzte  der  Zentralinstanz  einzureichen  hat,  die  für 
das  nächste  Jahr  die  Veröffentlichungen  zu  abonniren  wünschen.  Die  Zu- 
sendung derselben  erfolgt  dann  durch  die  Registratur  der  Medizinalabtheilung 
des  Ministeriums. 

*)  Nach  der  Kabinetsordre  vom  4.  Dezember  1899  führt  der  jeweilige  Vorstand 
des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes  die  Amtsbezeichnung  ,.Präsident."  Er  hat 
den  Rang  der  Räthe  2.  Klasse,  falls  ihm  persönlich  kein  höherer  verliehen  ist, 
und  bezieht  das  Gehalt  der  Ministerialdirelctoren  (15000  Mark.) 

«)  Dieselben  führen  den  Titel  „Regierungsrath"  bezw.  Geheimer  Regierungs- 
rath";  sie  haben  den  Rang  der  Räthe  IV.  Klasse  und  erhalten  ein  Genalt  von 
4500—7500  Mk.  nebst  Wohnungsgeldzuschuss,  die  drei  Abtheilungsvorsteher 
ausserdem  eine  persönliche  Zulage  von  1000  Mark.  In  dem  Etatsentwurf  für 
1902/1903  sind  mr  diese  Abtheilungsvorsteher  Direktorenstellen  vorgesehen. 

♦)  Das  Gehalt  der  technischen  Hülfsarbeiter  beträgt  2400-4800  Mark. 
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buches.  Diese  ausserordentlichen  Mitglieder  sowie  die 
ständige  Pharmakopoekommission  sind  jetzt  in  dem  auf  Grund 
des  §  43  des  Reichsseuchengesetzes*)  gebildeten  Reichsgesund- 
heitsräth  aufgegangen;  der  aus  77  hervorragenden  wissen- 
schaftlichen Autoritäten  und  aus  den  erfahrensten  Beamten 
der  Landesmedizinalverwaltung  besteht^,  die  von  dem 
Bundesrath  gewählt  werden.  Die  Schöpfung  einer  solchen 
dauernden,  in  sich  geschlossenen  Körperschaft,  die  ver- 
möge ihrer  Zusammensetzung  den  Behörden,  der  ärztlichen 
Welt  und  dem  Publikum  gegenüber  volle  Gewähr  besitzt,  in 
ihren  einzelnen  Mitgliedern  mit  der  Verwaltung  unausgesetzt 
Fühlung  und  für  deren  Bedürfnisse  volles  Verständniss  hat, 
den  Widerstreit  der  wissenschaftlichen  Meinungen  und  prak- 
tischen Vorschläge  in  ihren  durch  zusammenhängende  Er- 
fahrungen getragenen  Berathungen  lösen  und  im  Bedarfsfall 
ohne  Zeitverlust  in  Thätigkeittreten  kann,  hat  sich  für  die  Reichs- 
verwaltung um  so  nothwendiger  herausgestellt,  als  sie  unter  Um- 
ständen in  die  Lage  kommt,  zwischen  den  abweichenden  An- 
schauungen der  Landes-Medizinalbehörden  den  Ausgleich  her- 
beiführen zu  müssen  und  zu  diesem  Zwecke  die  Autorität  einer 
hoch  angesehenen  Vertretung  von  Wissenschaft  und  Praxis 
bedarf,  auf  die  sie  sich  stützen  kann.  Für  die  Bevölkerung  liegt 
ausserdem  in  einem  solchen  Organe,  das  nicht  einseitig  zu 
sammengesetzt  sein  kann,  dem  Einfluss  einzelner  Verwaltungs- 
stellen entzogen  ist  und  etwaigen  überspannten  Anforderungen 
der  Wissenschaft  wie  der  Verwaltung  gleich  unabhängig  gegen- 
übersteht, die  beste,  aber  auch  nothwendige  Gewähr  dafür, 
dass  ihr  namentlich  auf  Grund  des  Reichsseuchengesetzes  nur 
angemessene  Pflichten  auferlegt  werden,  und  die  Durchführung 
dieses  Gesetzes  in  gleichmässigen  und  vorsichtigen  Bahnen 
geschieht,  was  um  so  mehr  erforderlich  ist,  als  gerade  in 
Seuchenzeiten  Anforderungen  an  den  Einzelnen  wie  an  die 
Gemeinden  gestellt  werden  können,  die  von  den  Betheiligten 
nicht  immer  als  bequeme  Last  empfunden  und  gern  getragen 
werden.    Auch  dem  Auslande  gegenüber  ist  ein  solcher  Bei- 

^)  Der  betreffende  Paragraph  lautet: 

„In  Verbindung  mit  dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  wird  ein  Reichs- 
Gesundheitsrath  gebildet  Die  Geschäftsordnung  wird  vom  Reichskanzler  mit 
Zustimmung  des  Bundesraths  festgestellt.  Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesr 
rath  gewählt. 

Der  Reichs-Gesundheitsrath  hat  das  Gesundheitsamt  bei  der  Erfüllung  der 
diesem  Amt  zugewiesenen  Aufgaben  zu  unterstützen.  Er  ist  befugt,  den 
Landesbehörden  auf  Ansuchen  Rath  zu  ertheilen.  Er  kann  sich,  um  Auskunft 
zu  erhalten,  mit  den  ihm  zu  diesem  Zwecke  zu  bezeichnenden  Landesbehörden 
unmittelbar  in  Verbindung  setzen,  sowie  Vertreter  absenden,  welche  unter  Mit- 
wirkung der  zuständigen  Landesbehörden  Aufklärungen  an  Ort  und  Stelle 
einziehen". 

2)  Der  Reichs-Gesundheitsrath  setzt  sich  zur  Zeit  zusammen  aus  7  Ver- 
waltungsbeamten, 39  Medizinern  (darunter  sind  17  Medizinalbeamte,  16  Uni- 
versitätsprofessoren, je  2  Militärärzte,  ärztliche  Leiter  von  grösseren  Kranken- 
anstalten und  praktische  Ärzte),  5  Vertretern  der  Thierarzneikunde  (2  beamteten 
und  3  Vorstehern  von  thierärztlichen  Hochschulen)  13  Vertretern  der  Chemie 
(Universitätlsehrcm,  Nahrungsmittelchemikern  und  chemischen  Grossindustri- 
ellen), 3  Apothekern,  1  Geologen,  4  Vertretern  des  Ingenieur-  und  Baufaches, 
2  Gewerberäthen  und  3  Vertretern  der  Landwrthschaft. 

3' 
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rath,  dessen  Autorität  und  Ansehen  nicht  bestreitbar  ist,  notb- 
wendig,  wenn  es  darauf  ankommt,  übertriebenen,  den  Verkehr 
in  ungerechtfertigter  Weise  erschwerenden  Absperrungsnmss- 
regeln  entgegenzutreten  (s.  Begründung  zu  §  43  des  Reichs- 
seuchengesetzes) . 

Für  die  Thätigkeit  des  Reichsgesundheitsrathes  ist  vom 
Reichskanzler  mit  Zustimmung  des  Bundesrat hes  im  März  1901 
nachstehende   Geschäftsordnung  erkissen: 

ä.  1.  Der  Reichs-Oesuhdheitsrath  besteht  aus  den  vom  Bundesrathe 
ten  Mitgliedern.  Der  Vorsitzende  und  dessen  ständifiier  Stellvertreter 
werden  vom  Reichskanzler  (Reichsamt  des  Innern)  aus  der  Zahl  der  Mitglieder 
ernannt. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  erfolgt  auf  je  5  Jahre.  Mitglieder,  welche  sich 
zur  Zeit  der  Wahl  in  emer  amtlichen  Stellung  befinden,  scheiden  vor  Ablauf 
ihrer  Wahlperiode  aus,  sobald  sie  aufhören  in  amtlicher  Stellung  zu  sein.  Die 
während  der  Dauer  einer  Wahlperiode  gewählten  Mitglieder  gehören  dem 
Reichs-Gesundheitsrathe  nur  bis  zum  Ende  dieser  Periode  an. 

§.  2.  Zu  den  Verhandlungen  über  einzelne  Gegenstände  können  Mit- 
dieder  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamts  und  andere  auf  Sondergebieten  er- 
nhrene  Sachverständige,  deren  Theilnahme  von  dem  Vorsitzenden  für  zweck- 
dienlich gehalten  wird,  zugezomi  werden. 

Den  Reichs-  und  Landes^entralbehörden  steht  es  frei,  zu  den  Berathungen 
Vertreter  zu  entsenden.  Zu  diesem  Behufe  sind  den  I^desre^erungen  die 
Berathungsgeeenstände  und  der  Beginn  der  Berathuneen  mitzutheilen.  Die  ab- 
geordneten >/ertreter  sind  dem  Vorsitzenden  des  Reidis-Qesundheitsraths  recht- 
zeitig namhaft  zu  machen. 

§.  3.  Dem  Reichs-Gesundheitsamte  liegt  ob,  das  Kaiserliche  Gesundheits- 
amt bei  der  Erfüllung  der  ihm  auf  dem  Gebiete  der  Medizinal-  und  Veterinär- 
polizei zugewiesenen  Aufgaben  zu  unterstützen.  Er  ist  befugt,  den  Landes- 
oehörden  auf  Ansuchen,  welche  durch  die  zuständigen  Landes-Zentralbehörden 
übermittelt  werden,  Rath  zu  ertheilen.  Er  kann  sich,  um  Auskunft  zu  erhalten, 
mit  den  ihm  zu  diesem  Zwecke  zu  bezeichnenden  Landesbehörden  unmittelbar 
in  Verbindung  setzen,  sowie  im  Benehmen  mit  diesen  Behörden  Vertreter  ab- 
senden, welche  unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Landesbehörden  Aufklärungen 
an  Ort  und  Stelle  einziehen. 

§.  4.  Der  Vorsitzende  vertritt  den  Reichs-Qesundheitsrath  nach  aussen, 
führt  die  laufenden  Geschäfte  und  veranlasst  die  zur  Vorbereitung  und  Aus- 
führung von  Beschlüssen  erforderlichen  Massnahmen. 

Die  Mitglieder  werden  vor  ihrer  ersten  Dienstleistung  mittelst  Hand- 
schlags an  Eidesstatt  auf  die  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Amtsobliegenheiten 
verpflichtet 

Die  Mitglieder  versehen  ihr  Amt  als  Ehrenamt,  erhalten  jedoch,  soweit 
sie  nicht  in  B^lin  wohnen,  für  die  Dauer  ihrer  durch  die  Sitzungen  bedingten 
Abwesenheit  vom  Wohnorte  Tagegelder  und  Reisekosten  nach  den  Sätzen  für 
die  vortragenden  Räthe  der  obersten  Reichsbehörden.  ^)  In  gleicher  Weise  er- 
halten die  gemäss  §.  2.  Abs.  1  zugezogenen  Sachverständigen  Entschädigung. 
Denjenigen  Mitgliedern  und  Sachverständigen,  welche  ihren  Wohnsitz  in  Berlin 
haben,  kann  nach  Bestimmung  des  Reichskanzlers  fReichsamt  des  Innern)  für 
die  aus  ihrer  Theilnahme  an  den  Sitzungen  erwachsenden  Baarauslagen  eine 
Pauschalentschädigung  gewährt  werden. 

§.  5.  Der  Reichs-Gesundheitsrath  beräth  in  seiner  Gesammtheit  oder 
in  Ausschüssen. 

Ausschüsse  werden  gebildet  für: 

1.  Gesundheitswesen  im  Allgemeinen,  —  insbesondere  soweit  Wohnung, 
Heizung,  Lüftung,  Beleudtung,  Bekleidung,  Schule,  Bäder,  Bestattung 
und  Beförderung  von  Leichen  in  Betracht  kommen; 

2.  Emährungswesen,  ausschliesslich  Fleischbeschau; 

3.  Wasserversorgung  und  Besichtigung  der  Abfallstoffe,  -  einschliesslich  der 
Reinhaltung  von  Gewässern; 

^)  Diese  Sätze  stimmen  mit  denjenigen  für  die  preussischen  vortragenden 
Räthe  (II.  und  III.  Rangklasse)  überein. 
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4.  Gewerbehygiene; 

5.  Seuchenbel^pfung,  —  einschliesslich  Desinfektion  ; 

6.  Heilwesen  im  Allgemeinen.  —  insbesondere  Unterbringung,  Behandlung 
und  Beförderung:  von  Kranken,  Angelegenheiten  des  Heupersonals; 

7.  Heilmittel,  -  einschliesslich  des  Verkehrs  mit  Giften; 

8.  Schiffs-  und  Tropenhygiene  j 

9.  Veterinärwesen,    —    einschliesslich  Thierseuchenstatistik,    Angelegenheiten 
des  Veterinärpersonals  und  Fleicht)eschau. 

Der  Reichs-Gesundheitsrath  in  seiner  Gesammtheit  theilt  die  Mitglieder 
den  Ausschüssen  zu.  Die  während  der  Dauer  einer  Wahlperiode  ge^^lten 
Mitglieder  werden  vorläufig  von  dem  Vorsitzenden  einem  Ausschusse  zugewiesen. 
Zu  den  Sitzungen  der  einzelnen  Ausschüsse  können  Mitglieder  anderer  Au^ 
Schüsse  zu|;ezogen  werden. 

'  In  dienstlichen  Ange^genheiten  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamts  kann 
der  Bdrath  einzelner  Mitglieder  des  Reichs-Gesundheitsamts  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

§.  6.  Der  Vorsitzende  bestimmt^  ob  eine  Angel^enheit  einem  Ausschuss 
oder  mehreren  Ausschüssen  gemeinsam  zu  unterbreiten  ist 

Die  Einberufung  des  Reichs  -  Gesundheitsraths  in  seiner  Gesammtheit 
bedarf  der  vorgängigen  Genehmigung  des  Reichskanzlers  (Rdchsamt  des  Innern). 

Der  Vorsitzende  verthdlt  den  Arbeitsstoff,  ernennt  erforderlichenfalk 
Berichterstatter  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  oder  der  nach  §.  2,  Abs.  1  zu- 
gezogenen Sachverständigen,  beraumt  die  Sitzungen  an,  erlässt  die  Einladungen 
hierzu  unter  Mittheilung  der  Tagesordnung,  sowie  nöthigenfalls  der  zur  Er- 
läuterung dienenden  Vorlagen  und  leitet  die  Verhandlungen.  Für  den  Fall 
der  Behinderung  des  Vorsitzenden  wählen  die  Ausschüsse  aus  ihrer  Mitte  Ver- 
treter des  Vorsitzenden. 

§.  7.  Die  Sitzungen  sind  nicht  öffentlich.  Ueber  die  Verhandlungen  ist 
unbeschadet  der  Berichterstattung  an  die  vorgesetzte  Dienststelle  Verschwiegen- 
heit zu  beobachten,  soweit  nicht  hiervon  im  einzelnen  Falle  vom  Vorsitzenden 
des  Reichs-Gesundheitsamt  entbunden  wird. 

§.  8.  Die  Beschlüsse  werden  durch  die  Mehrheit  der  Abstimmenden  ge- 
fasst.    Bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Vorsitzende  den  Ausschlag. 

Stimmberechtigt  sind  die  anwesenden  Mitglieder  (§.  1  Are.  1)  und  die 
Berichterstatter.  Den  gemäss  §.  2,  Abs.  1  zugezogenen  Sachverständigen  kann 
durch  Beschluss  der  Versammlung  für  den  Gegenstand  der  Tagesordnung 
Stimmrecht  verliehen  werden. 

§.  9.  Die  von  dem  Reichs-Gesundheitsrath  oder  von  dessen  Ausschüssen 
erstatteten  Gutachten  müssen  ersehen  lassen,  wer  an  den  entscheidenden  Be- 
lathungen  Theil  genommen  hat,  und  wer  als  Berichterstatter  dabei  thätig  ge- 
wesen ist  Anträge,  welche  zwar  nicht  eine  Mehrheit,  aber  doch  mehr  als  ein 
Drittel  der  stimmberechtigten  Theinehmer  auf  sich  vereinigt  haben,  müssen 
in  dem  Gutaditen  unter  Angabe  der  dafür  geltend  gemachten  Gründe  erwähnt 
werden;  abgesehen  hiervon  ist  jedes  Mitglied  berechtigt,  seine  von  dem  Mehr- 
heitsbeschluss  abweichende  Auffassung  in  einem  Sondergutachten  niederzulegen. 

Ueber  den  Gang  der  Berathungen  ist  eine  Niederschrift  aufzunehmen, 
zu  welchem  Zwecke  der  Vorsitzende  für  Zuziehung  eines  geeigneten  Beamten 
Sorge  zu  tragen  hat 

Die  Bureau-  und  Schreibarbeiten  werden  im  Kaiserlichen  Gesundheits- 
amt erledigt. 

Die  Mitgliedschaft  zum  Reichsgesundheitsrathe  ist  somit 
eine  ehrenamtliche^);  Vorsitzender  ist  der  Präsident  des  Ge- 
sundheitsamtes. Ausser  den  durch  die  Geschäftsordnung  vor- 
gesehenen Ausschüssen  sind  noch  verschiedene  Unter- 
ausschüsse gebildet  und  zwar  zu  den  unter  No.  i,  2  und 
9  aufgeführten  Ausschüssen  je  einer,  zu  3  je  einer  für  Wasser- 
versorgung und  Beseitigung  der  Abfallstoffe,  zu  5  je  einer  für 
Pojcken-  und  Impfwesen,  für  Pest,  Tuberkulose  und  für  Des- 


0  Dassell)e  gilt  für  die  Mitglieder  des  bei  dem  Gesundheitsamte 
ausserdem  gebildeten,  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommenden  Beiraths  für 
Fragen  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
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Infektion,  zu  7  je  ein  medizinischer  und  ein  pharmazeutischer 
Unterausschuss  für  das  Deutsche  Arzneibuch  (an  Stelle  der 
früheren  standigen  Pharmakopoekommission),  sowie  ein 
solcher  für  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  innerhalb  und  ausser- 
halb der  Apotheken  einschliesslich  des  Verkehrs  mit  den  Giften. 

Ausser  dem  Gesundheitsamt  besteht  seit  dem  Jahre  1898 
noch  in  der  zum  auswärtigen  Amt  gehörenden  Kolonial- 
Abtheilung  eine  Unterabtheilung  für  das  Me- 
dizinalwesen mit  einem  Arzt  als  Leiter;  ferner  ist  auf 
Veranlassung  des  Reiches  von  der  Stadt  Hamburg  ein  In- 
stitut für  Schiffs-  und  Tropenkrankheiten  ein- 
gerichtet, das  am  1.  Oktober  1900  ins  Leben  getreten  ist  imd  bei 
dem  sich  das  Reich  durch  Vereinbarung  vom  29.  Juni  1899^) 
gegen  Gewährung  eines  jährlichen  Zuschusses  eine  Mitwirkimg 
bei  der  Stellenbesetzung,  namentlich  des  Chefarztes,  sowie  die 
Ueberlassung  von  mindestens  5  Arbeitstischen  gesichert  hat  für 
diejenigen  Aerzte,  die  behufs  ihrer  Ausbildung  von  der  Kolo- 
nialabtheilung dorthin  entsandt  werden. 

Das  Reich  gewährt  auch  sonst  vielfach  Zuschüsse  für 
wissenschaftliche  Untersuchungen  und  Forschungen,  z^  B. 
für  Erforschung  der  Cholera,  Pest,  Lepra  u.  s.  w.;  der  Reichstag 
hat  sich  zu  allen  derartigen  Etatspositionen  stets  sehr  entgegen- 
kommend gezeigt,  und  z.  B.  in  seiner  letzten  Session  auch  einen 
Beschluss  gefasst,  wonach  im  nächsten  Etatsjahre  1902/1903  eine 
Summe  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  eingestellt  werden  soU.^ 

Für  statistische  Zwecke  besteht  ein  besonderes  statis- 
tisches Amt,  in  dem  auch  die  allgemeine  Geburts-  und 
Sterblichkeits-Statistik  bearbeitet  wird. 


III.  Organisation  des  öffentlichen  Gesundheits- 
wesens und  der  Gesundheitsbehörden  in  Preussen; 
deren  Zuständigkeit,  Rechte  und  Pflichten. 

Die  Organisation  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  und 
der  Gesimdheitsbehörden  in  Preussen  beruht  auf  denselben 
Grundsätzen  wie  die  der  allgemeinen  Landesverwaltung  über- 
haupt. Eine  gewisse  Kenntniss  von  diesen  Gnmdsätzen  ist  auch 
für  den  technischen  Gesundheitsbeamten  erforderlich;  denn  mit 


^)  Nach  dieser  Vereinbarung  wird  der  Chefarzt  des  Instituts,  dessen  Stelle 
thunlichst  mit  dem  Amte  des  Hafenarztes  verbunden  sein  soll,  von  dem 
Senate  der  Stadt  Hambui|;  im  Einvernehmen  mit  der  Kolonialabtheilung:  er- 
nannt, de^leichen  ein  klinischer  und  ein  chemischer  Assistent,  ausserdem  hat 
die  Kolonialabtheilung  das  Recht  einen  externen  medizinischen  Assistenten 
an  das  Institut  zu  senden,  sowie  mindestens  5  Aerzte  zu  ihrer  Ausbildung. 
Der  jährliche  Zuschuss  betn^  im  Etatsjahre  1901/1902:  20500  Mk. 

>)  In  dem  Etaisentwurf  für  1902/1903  sind  auch  150000  Mk.  zur  Förderung 
der  Erforschung  und  Bekämpfung  der  Tuberkulose  eingestellt. 
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Rücksicht  auf  seine  amtliche  Thätigkeit  bedarf  er,  wie  dies  bereits 
im  vorigen  Abschnitt  (s.  S.  29)  näher  ausgeführt  ist,  nicht 
bloss  einer  gründlichen  fachmännischen  Durchbildung,  sondern 
muss  auch  mit  den  einschlägigen  verwaltungsrechtlichen  Be- 
stimmungen einigermassen  vertraut  sein.  Deshalb  soll  hier  zu- 
nächst ein  Ueberblick  über  diese  Bestimmungen  und  Vor- 
«chriften  gegeben  werden,  soweit  sie  für  das  Gesundheits- 
wesen und  die  Gesundheitsbeamten  in  Betracht  kommen. 


K  Dil  Irgaiisatiii  iir  alliiaiiiii  Laiiisvirvaltuii  uii  iir 

Virvaltiiitbibtriii,  sivii  iirii  ZutUiiiikiit  ia  Alliiaiiiii 

iii  ii  in  virsebiiiittii  littaizii  iitir  Birieksiebtiiuii  iir 

iiisebU|i|ii  Kisitz|ibui|. 

I.  Verfassung  und  Staatsbehörden  im  Allgemeinen. 

Die  Staatsform  in  Preussen  beruht  auf  konstitutioneller 
Grundlage  und  ist  durch  die  Verfassung  vom  31.  Januar  1850 

(G.-S.,  S.  17)  geregelt.  Während  früher  Gesetze  in  Form 
von  Edikten,  Königlichen  Verordnungen,  Allerhöchsten 
Ordres  vom  König  allein  erlassen  wurden,  ist  jetzt  zu  jedem 
Gesetze  die  Uebereiiistimmung  des  Königs  und  beider  Häuser 
des  Landtages  erforderlich  (Art.  62  der  Verf.);  nur  wenn  die 
Aufrechtefhaltung  der  Sicherheit  oder  die  Beseitigung  eines 
ungewöhnlichen  Nothstandes,  wozu  z.  B.  auch  der  Ausbruch 
einer  verheerenden  Volksseuche  gerechnet  werden  dürfte, 
es  dringend  erfordern,  können  unter  Verantwortlichkeit  des  ge- 
sammten  Staatsministeriums  Verordnungen,  die  der  Verfassung 
nicht  zuwider  laufen,  mit  Gesetzeskraft  erlassen  werden;  die- 
selben sind  jedoch  dann  den  Kammern  bei  ihrem  Zusammentritt 
sofort  zur  Genehmigung  vorzulegen  (Art.  63  der  Verf.).  Eine 
Zustimmung  des  Landtages  ist  auch  bei  der  Peststellung  des 
jährlichen  Etats  erforderlich  (Art.  99.  der  Verf.);  desgleichen 
bedürfen  Etatsüberschreitungen  der  nachträglichen  Genehmigung 
der  Kammern  (Art.  104  der  Verf.).  Der  König  befiehlt  die  Ver- 
kündigung der  Gesetze;  erst  nach  dieser  Bekanntmachung 
sind  dieselben  verbindlich  (Art  45  und  106  d.  Verf.).  Gesetzes- 
kraft haben  femer  die  auf  Grund  des  Art.  45  d.  Verf.  zur  Aus- 
führung der  Gesetze  erlassenen  Königlichen  Verord- 
nungen vorausgesetzt,  dass  sie  in  vorgeschriebener  Form 
bekannt  gemacht  sind.  Rechts-  und  Verwaltung s - 
Verordnungen  können  auch  von  den  Zentralbehörden  er- 
lassen werden,  soweit  sie  dazu  vom  Könige  kraft  der  ihm 
zustehenden  vollziehenden  Gewalt  (Art.  45.  der  Verf.)  oder  durch 
das  Gesetz  für  den  einzelnen  Fall  oder  allgemein  ermächtigt 
sind.  Eine  solche  allgemeine  Ermächtigung  ist  den  Ver- 
waltungsbehörden auch  für  den  Erlass  von  Polizeiverord- 
nungen (s.  S.  47)  gesetzlich  eingeräumt. 
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Die  Veröffentlichung  der  Gesetze  geschieht  durch 
die  Preussische  Gesetzsammlung^);  die  Königlichen 
Verordnungen,  sowie  Verordnungen,  Bekanntmachungen  u.  s. 
w.  der  Zentralbehörden  werden  gleichfalls  durch  diese  bekannt 
gegeben,  zum  Theil  aber  auch  durch  den  Staatsanzeiger^ 
oder  durch  das  Ministerialblatt  für  die  gesammte 
innereVerwaltung  oder  durch  die  für  einzelne  Ministerien 
vorhandenen  besonderen  Ministerialblätter.  Für  die  Medizinal- 
verwaltung gilt  jetzt  nach  dem  Ministerialerlass  vom  i8.  April 
1901  als  amtliches  Publikationsorgan  das  Ministerial- 
blatt für  Medizinal-  und  medizinische  Unter- 
richts-Angelegenheite  n.^)  Die  Polizeiverordnungen 
und  sonstigen  Verfügungen,  Anweisungen  u.  s.  w.  der  Provin- 
zial-  und  Bezirksbehörden  werden  in  den  Amtsblätter n^) 
der  zustandigen  Regierung,  diejenigen  der  Kreis-  und  Orts- 
behörden in  den  zu  amtlichen  Bekanntmachungen  bestimmten 
Kreisblättern   veröffentlicht. 

Die  Staatebehorden  teilen  sich  in  Zentral-,  Mittel- 
(Provinzial-,  Bezirks-  und  Kreis-)  und  Orts- 
(Lokal-)  Behörden. 

Die  Zentralbehörden  bilden  die  verschiedenen  M  i  - 
nisterien^  von  denen  für  das  Gresundheitswesen  in  erster 
Linie  das  Ministerium  für  geistliche,  Unterrichts-  und  Medizinal- 
angelegenheiten in  Betracht  kommt,  daneben  hauptsachlich 
auch  das  Ministerium  des  Innern.  Jedes  Ministerium  ist  an  sich 
selbststandig;  um  die  ertorderliche  Einheit  der  Verwaltung  her- 
zustellen, dient  das  aus  dem  Ministerpräsidenten,  dessen  Stell- 
vertreter und  sämmtlichen  Ministem  bestehende  Staats- 
ministerium,  dem  die  Berathung  der  Gesetzentwürfe 
und  Anordnungen  von  allgemeinem  Interesse,  der  allgemeinen 
Verwaltungsübersichten,  Pläne  und  Etats,  sowie  die  Entschei- 
dung von  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Ministem 
und  die  letzte  Entscheidung  in  Disziplinarsachen  obliegt. 

Die  Provinzialbehörde  bildet  der  Oberprä- 
s  i  4  e  n  t ,  die  Bezirksbehörde  der  Regierungspräsident 
imd  die  Bezirksregierung,  die  Kreisbehörde  der 
Landrath;  jeder  dieser  Behörde  sind  zur  Mitwirkung  bei 
den  Geschäften  der  allgemeinen  Landesverwaltung  Kollegien 
mit  Laienmitgliedem  beigegeben :  Provinzialräthe,  Be- 
zirksausschüsse, Kreis-  und  Stad  t  aussch  üsse, 
von  denen  die  beiden  letzteren  zugleich  als  Verwaltungs- 
gerichte wirken,  während  als  oberste  Instanz  im  Verwaltungs- 
streitverfahren das  Oberverwaltungsgericht  fimgirt, 
das  als  selbstständige  Oberbehörde  unmittelbar  unter  dem 
Staatsministerium  steht,  und  dessen  Mitglieder  zu    einer    Hälfte 


1)  Die  Königlichen  Staatsbehörden,  also  auch  die  Kreis-  und  Gerichts- 
ärzte, erhalten  die  Gesetzsammlung  und  das  Amtsblatt  der  zuständigen  Regierung 
unentgeltlich  (Staatsministerialbeschluss  vom  28.  November  1861 ;  M.Bl.  1362,  S.  1). 

*)  Dasselbe  erscheint  nach  Bedarf,  im  Allgemeinen  aber  monatlich  einmal, 
in  dem  Verlage  der  Besser 'sehen  Verlagsbuchhandlung  (Berlin  W.,  Leipziger- 
Strasse  33/34)  und  ist  in  der  Postzeitungsliste  unter  No.  4970a  eingetragen.  Der 
Preis  stellt  sich  auf  6  Mark  für  das  Jahr. 
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für  das  Richteramt,  zur  anderen  für  die  höhere  Verwaltung 
beiähigt  sein  müssen  (§§  17—303  des  Ges.  vom  a.  August  1880; 
G.-S.,  S,  ^27). 

Der  durch  Kabinetsordre  vom  20.  März  181 7  (G.-S.,  &  67) 
zuerst  eingeführte  Staatsrath,  der  aus  den  über  18  Jahr  alten 
Königlichen  Prinzen,  den  Ministem,  Peldmarschällen,  dem  Prä* 
sidenten  der  Oberrechnungskammer,  dem  Geh.  Kabinetsrath» 
dem  Chef  des  Militärkabinets,  den  Oberpräsidenten  und  komman- 
direnden  Generälen,  soweit  sie  in  Berlin  anwesend  sind,  und  aus 
den  durch  besonderes  Vertrauen  berufenen  Staatsdienern  be- 
steht, und  dessen  Aufgabe  in  der  Begutachtung  besonders 
wichtiger  Gesetze  und  Verordnungen  besteht,  tritt  nur  sehr 
selten  in  Thätigkeit. 

2.  Allgemeine  Landesverwaltung. 

Die  jetzige  Organisation  der  Landesverwaltung  ist  haupt- 
sächlich durch  das  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesver- 
waltung vom  30.  Juli  1883^)  (G.-S.,  S.  195)  geregelt  Das- 
selbe bestimmt: 

Erster  Titel:  Orundlage  der  Organisation. 

§  3.  Die  Geschäfte  der  allgemeinen  Landesverwaltung  werden,  soweit  sie 
nicht  anderen  Behörden  überwiesen  sind,  unter  Oberleitung  der  Minister, 
in  den  Provinzen  von  den  Oberpräsidenten,  in  den  Regierungsbezirken  von 
den  Regierungspräsidenden,  in  den  Kreisen  von  den  Land  rät  h  engeführt. 

Die  Oberpräsidenten,  die  Regierungspräsidenten  und  die  Landräthe  handeln 
innerhalb  ihres  Geschäftskreises  seTbststänaig  unter  voller  pet^nlicher  Verant- 
wortlichkeit, vorbehaltlich  der  kollegialischen  Behandlung  der  durch  die  Gesetze 
bezeichneten  Angelegenheiten. 

§  4.  Zur  Mitwirkung  bei  den  Geschäften  der  allgemeinen  Landesver- 
waltung nach  näherer  Vorschrift  der  Gesetze  bestehen  für  die  Provinz  am  Amts- 
sitze des  Oberpräsidenten  der  Provinzialrath,  am  Amtssitze  des  Regierunes- 
präsidenten der  Bezirksaus  sc  huss,  für  den  Kreis  am  Amtssitze  des  üindraüis 
der  Kreisausschuss. 

An  die  Stelle  des  Kreisausschusses  tritt  in  den  durch  die  Gesetze  vorge- 
sehenen Fallen^  in  den  Stadtkreisen,  in  welchen  ein  Kreisausschuss  nicht 
besteht,  der  Stadtausschuss,  in  den  einem  Landkreise  angehörigen  Städten 
mit  mehr  als  10000  Einwohnern  der  Magistrat  (kollegiale  Gemeindevorstand). 

In  Stadtgemeinden,  in  welchen  der  Bürgermeister  allein  den  Gemeinde- 
vorstand bildet*),  treten  für  die  in  dem  zweiten  Absätze  bezeichneten  Fälle  an 
die  Stelle  des  Magistrats  der  Bürgermeister  und  die  Beigeordneten  als  Kollegium. 

§  7.  Die  Verwaltungsgerichtsbehörde  (Entscheidung  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren) wird  durch  die  Kreis-  (Stadt-)  Ausschüsse,  Bezirks- 
ausschüsse als  Verwaltungseerichte,  sowie  durch  das  in  Berlin  für  den  ganzen 
Umfang  der  Monarchie  bestehende  Oberverwaltungsgericht  ausgeübt. 

Zweiter  Titel.    Verwaltungsbehörden. 

Provinzialbehörden,  Oberpräsident,  Provinzialrath. 
§  8.    An  der  Spitze  der  Verwaltung  der  Provinz  steht  der  Oberpräsi- 
dent.   Demselben   wird   ein   Oberpräsidiah'ath   und  die  erforderliche  Anzahl 
von  Räthen  und  Hülfsarbdtem  beigegeben,  welche  die  Geschäfte  nach  seinen 

1)  Das  zunächst  für  die  östlichen  Provinzen  erlassene  Gesetz  ist  später 
in  die  Provinzen  Hannover,  Westfalen,  Schleswig-Holstein,  Hessen-Nassau  und 
die  Rhdnprovinz  durch  entsprechende  Bestimmungen  der  betreffenden  Krets- 
ordnungen,  (s.  S.  60)  und  in  aie  Provinz  Posen  durch  das  Gesetz  vom  19.  Mai  1889 
(O.  S.,  S.  108)  eingeführt,  so  dass  es  jetzt  für  die  ganze  Monarchie  gilt 

*)  Also  nicht  überall,  sondern  nur  in  den  gesetzlich  festgel^en  Fällen 
(s.  §§  109  u.  114  des  Zuständigkeitsgesetzes,  S.  50  u.  51). 

•)  Z.  B.  in  der  Rheinprovinz. 


—  42  — 

Anweisungen  bearbeiten.  Auch  ist  der  OberpräsidentO  befugt,  die  Mitglieder 
der  an  seinem  Amtssitz  befindlichen  Regierung,  sowie  die  dem  Regierungs- 
präsidenten daselbst  beigegebenen  Beamten  (§  19,  Abs.)  zur  Bearbeitung  q^r 
ihm  übertragenen  Geschäfte  heranzuziehen'). 

Die  Stellvertretung  'des  Oberpräsidenten  erfolgt  durch  den  Oberprä- 
sidialrath. 

§  10.  Der  Provinzialrath  besteht  aus  dem  Oberpräsidenten  bezw. 
dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden  und  einem  von  dem  Minister  des  Innern 
auf  die  Dauer  seines  Hauptamtes  am  Sitze  des  Oberpräsidenten  ernannten 
höheren  Verwaltungsbeamten  bezw.  dessen  Stellvertreter  und  aus  fünf  Mitgliedern, 
welche  vom  Provinzialausschusse  aus  der  Zahl  der  zum  ProvinzialTandtage 
wählbaren  Provinzialangehörigen  gewählt  werden.  Für  die  letzteren  werden  in 
gleicher  Weise  fünf  Stellvertreter  gewählt. 

Regierungspräsident,  Bezirksregierung  und  Bezirksausschuss. 

§  18.  Die  Regierungsabtheilung  des  Innern  wird  aufgehoben.  Die  Ge- 
schäfte derselben  werden,  soweit  nicht  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  ab- 
weichende Bestimmungen  getroffen  sind,  von  dem  Regierungspräsidenten 
mit  den  der  Regierung  zustehenden  Befugnissen  verwaltet. 

§  19.  Dem  R^ierungspräsidenten  wird  für  die  ihm  persönlich  über- 
tragenen Angelegenheiten  ein  Oberregierungsrath  und  die  erforderliche  Anzahl 
von  Räthen  und  Hülfsarbeitem,  von  denen  mindestens  einer  die  Befähigung 
zum  Richteramte  haben  muss,  beigegeben,  welche  die  Geschäfte  nach  seinen 
Anordnungen  bearbeiten.«) 

Diese  Beamten  können  zugleich  bei  der  Regierung  beschäftigt  werden  und 
nehmen  an  den  Plenarberathungen  derselben  nach  Massgabe  der  für  die  Re- 
gierungsmitglieder bestehenden  Vorschriften  Theil  *). 

^)  Massgebend  für  den  Geschäftskreis  des  Ober  Präsidenten  ist  auch  jetzt 
noch  die  Instruktion  vom  31.  Dezember  1825  (G.  ä.  1826,  S.  1);  danach  hat 
er  die  allgemeine  Aufsicht  über  die  Behörden  der  Provinz,  vertritt  die  obersten 
Staatsbehörden  in  besonderem  Auftrage,  wie  bei  ausserordentlichem  Anlass  oder 
bei  Gefahr  im  Verzuge  und  verwaltet  unmittelbar  die  über  den  Bereich  einer 
[Regierung  hinaus  oder  über  die  ganze  Provinz  sich  erstreckenden  Angelegen- 
heiten. Er  hat  auch  die  Aufsicht  über  die  Provinzialverwaltung  auszuüben. 
(Prov.-  Ord.  vom  29.  Juni  1875,  Ges.  S.,  S.  335). 

2)  Der  Reg.-  und  Med.-Rath  am  Amtssitze  des  Oberpräsidenten  kann  so- 
mit zur  Bearbeitung  derartiger  Geschäfte  jederzeit  herangezogen  werden ;  als  Ober- 
aufsichtsbehörde ist  der  Oberpräsident  aber  auch  befugt,  die  Reg.-  und  Med.- 
Räthe  an  den  übrigen  Bezirksregierungen  der  Provinz  durch  Vermittelung  der 
zuständigen  Reg.-Präsidenten  mit  der  Erledigung  solcher  Geschäfte  zu  l^uf- 
tragen. 

»)  Die  Regierungs-Instruktion  vom  23.  Oktober  1817  (G.  S.,  S.  248, 
sowie  die  Vorschriften  der  Kabinetsordre  vom  31.  Dezember  1825  (G.  S.  1826,  S.  5) 
betreffend  eine  Abänderung  in  der  bisherigen  Organisation  der  Provinzial- 
behörden  haben  allerdings  besonders  durch  die  neuere  Landesverwaltungsffesetz- 
gebung  wesentliche  Abänderungen  erfahren,  bilden  aber  gleichwohl  nooi  die 
Grundlage  für  die  Geschäftsführung  des  R^erungspräsidenten  und  der  beiden 
beibehaltenen  Abtheilungen  der  Bezirksregierung  (für  Kirchen-  und  Schulsachen 
[Abth.  II]  und  direkte  Steuern,  Domänen  und  Forsten  [Abth.  III].  Während  aber 
früher  in  allen  Abtheilungen  die  Geschäfte  kollegialisch  bearbeitet  wurden, 
geschieht  dies  jetzt  nur  noch  in  diesen  beiden  Abtheilungen;  denn  in  der 
Mheren  Abtheilung  des  Innern  (Abth.  I),  der  jetzigen  Präsididabtheilung,  wozu 
nach  der  R^.-Instruktion  alle  Hoheits-,  Militär-,  Kommunal-,  Polizei-,  Ge- 
sundheits-,  Bau-,  Armen-,  landwirthschaftlichen,  Gewerbe-,Verkehrs- und  statistischen 
Sachen  gehören,  hat  der  Regierungspräsident  stets  das  entscheidende  Votum  und 
die  volle  persönliche  Verantwortlichkeit  für  die  Verfügungen,  die  ihm  bei- 
gegebenen Räthe  haben  dagegen  nur  berathende  Stimme.  Dies  schliesst  in- 
dessen die  persönliche  Verantwortlichkeit  derselben  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  wie  sie  in  den  §§  34—36  der  Regierungs-Instruktion  zum  Aus- 
druck gebracht  sind,  nicht  aus. 

*)  Der  Reg.-  und  Med.-Rath  kann  demnach,  wie  dies  meist  der  Fall  ist, 
sowohl  in  der  Kirchen-  und  Schulabtheilung,  als  in  derjenigen  für  direkte 
Steuern,  Domänen  und  Forsten  mit  beschäftigt  werden;  er  hat  dann  in  den 
von  ihm  mitbearbeiteten  Sachen  volles  Stimmrecht. 
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Die  Mitglieder  der  Regierung  können  von  dem  Regierungspräsidenten  zur 
Bearbeitung  der  ihm  übertragenen  Geschäfte  herangezogen  wenlen. 

§  20.  Die  Stellvertretung  des  Regierungspräsidenten  in  F-ällen  der  Be- 
hinderung erfolgt  durch  den  ihm  beigegebenen  Oberregierungsrath  und, 
wenn  auch  dieser  behindert  ist,  durdi  einen  Oberregierungsrath  der  Bezirks- 
r^erung*). 

$  24.  Der  Regierungspräsident  ist  befujg^t,  Beschlüsse  der  Regierung  oder 
einer  Abtheilung  derselben,  mit  welchen  er  nicht  einverstanden  ist,  ausser  Kraft 
zu  setzen  und,  sofern  er  den  Aufenthalt  in  der  Sache  für  nachtheilig  erachtet, 
auf  seine  Verantwortung  anzuordnen,  dass  nach  seiner  Ansicht  verfahren  werde. 
Andernfalls  ist  höhere  cntscfaeidung  einzuholen. 

Auch  ist  der  Regierungspräsident  befugt,  in  den  zur  Zuständigkeit  der 
Regierung  gehörigen  Angelegenheiten  an  Stelle  des  Kollegiums  unter  persön- 
licher V^antwortlichkdt  Verfügungen  zu  treffen,  wenn  er  die  Sacne  für 
eilbedürftig  oder,  im  Falle  seiner  Anwesenheit  an  Ort  und  Stelle,  eine  sofortige 
Anordnung  für  erforderlich  erachtet.*) 

§  28.  Der  Bezirksausschuss  besteht  aus  dem  Regierungspräsidenten 
als  Vorsitzenden  und  aus  sechs  Mits;liedem. 

Zwei  dieser  Mitglieder,  von  denen  eins  zum  Richteramte,  eins  zur  Be- 
kleidung von  höheren  Verwaltungsämtem  befähigt  sein  muss,  werden  vom 
Könige  auf  Lebenszeit  ernannt  Aus  der  Zahl  dieser  Mitglieder  ernennt  der 
König  gleichzeitig  den  Stellvertreter  des  Regierungspräsidenten  im  Vorsitz  mit 
dem  Titel  »Verwaltungsgerichtsdirektor''. 

Die  vier  anderen  Mitglieder  des  Bezirksausschusses  werden  aus  den  Ein- 
wohnern seines  Sprengeis  durch  den  Provinzialausschuss  gewählt.  In  gleicher 
Weise  wählt  letzterer  vier  Stellvertreter,  über  deren  Einberufung  das  Ocschäfts- 
regulativ  bestimmt. 

• 
Kreisbehörden. 

§  36.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  des  Kreises  steht  der  Landrath. 
Derselbe  führt  den  Vorsitz  im  Kreisausschusse.^ 

8  37.  Der  Stadtausschuss  besteht  aus  dem  Bürgermeister  bezw.  dessen 
gesetzlichem  Stellvertreter  als  Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern,  welche  vom 
Magistrate  (koUegialischem  Oemeindevorstande)  aus  seiner  Mitte  für  die  Dauer 
ihres  Hauptamtes  gewählt  werden. 

Stellung  der  Behörden. 

§  48.  Die  dienstliche  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  des  Krets- 
(Stadt-)  Ausschusses  wird  von  dem  Regierungspräsidenten,  in  Berlin*)  von 
dem  Oberpräsidenten,  die  Aufsicht  über  die  ueschäftsführung  des  Bezirks- 
ausschusses von  dem  Oberpräsidenten,  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung 
des  Provinziah^athes  von  dem  Minister  des  Innern  geführt 

Vorstellungen  gegen  geschäftliche  Aufsichtsverfügungen  des  Regierungs- 
präsidenten unterliegen  den  endgültigen  Aufsichtsverfügungen  des  Oberpräsidenten, 
Vorstellungen  g^:en  die  Aufsichtsverfügungen  des  Oberpräsidenten  der  end- 
gültigen ^schiussfassung  des  Ministers  des  Innern. 

Die  Aufsichtsbehörden  sind  zur  Vornahme  allgemeiner  Oeschäftsrevisionen 
befugt. 


1)  Der  Regierungspräsident  kann  in  Folge  dessen  nicht  durch  einen  ihm 
beigegebenen  Regierungsrath,  auch  nicht  «auffragswdse",  vertreten  werden. 

*)  Die  Bestimmung  soll  hauptsächlich  dazu  dienen,  der  Bezirksverwaltung 
4ie  nöthige  Einheit  zu  erhalten,  so  dass  der  Präsident,  der  nicht  nur  im  Plenum, 
sondern  auch  in  den  einzelnen  Abtheilungen,  sobald  er  an  deren  Sitzungen 
Ihdlnimmt,  den  Vorsitz  führt,  den  Mittelpunkt  der  ganzen  Verwaltung  bildet. 

*)  Betreffs  des  Geschäftskreises  des  Landraths  und  des  Kreisaus- 
schusses s.  die  betreffenden  Bestimmungen  der  Kreisordnung,  S.  62  u.  63. 

*)  Für  Berlin  sind  die  Behörden  in  dem  Landesverwaltungsgesetz 
(§§41-47)  besonders  geregelt  Danach  ist  der  Oberpräsident  von  Branden- 
burg zugleich  Oberpräsident  von  Berlin  und  führt  ausserdem  an  Stelle  des 
Regierungspräsidenten  die  Staatsaufsicht  in  Oemeindeangelegenheiten,  während 
im  Uebrigen  der  Polizeipräsident  von  Berlin  an  Stelle  des  Regierungspräsidenten 
tritt    Desgleichen  besteht  für  Berlin  ein  besonderer  Bezirksausschuss. 
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Dritter  Tit«l:  Verfahren  In  Verwaltunssaiften. 

In  diesem  Abschnitt  des  Landesverwaltungsgesetzes  ^  30-126)  wird* 
bestimmt,  in  welcher  Weise  Verfügungen  (Bescheide,  Beschlüsse)  in  Verwaltungs- 
sachen angefochten  werden  können.  An  sich  ist  in  Verwaltungssachen  jede 
formlose  Beschwerde  an  die  höhere  Aufsichtsinstanz  zulassig,  bis  an  den 
Minister,  und  diese  Beschwerde  ist  an  keine  Frist  gebunden;  desgleichen  kann 
nach  §  56  Abs.  3  jede  staatliche  Aufsichtsbehörde  Verfügungen  der  nach- 
geordneten Behörden  ausser  Kraft  setzen  oder  diese  mit  entsprechender  An- 
weisung versehen.  Im  Uebrigen  bestimmt  das  Gesetz,  dass  zur  ersten  Anfechtung 
einer  Verfügung  in  der  Regel  die  Beschwerde,  in  Streitsachen  die  Klage  dient 
und  die  erstere  ausgeschlossen  ist,  soweit  die  letztere  zugelassen  ist,  wie  z.  B. 
gegen  polizeiliche  Verfügungen  (s.  S.  45).  Die  Frist  für  beide  beträgt  zwei 
Wochen.  Die  Anbringung  der  Beschwerde  und  Klage  hat  aufschiebende  Wirkung;, 
die  angefochtene  Verfügung  u.  s.  w.  kann  jedoch  zur  Ausführung  gebracht 
werden,  sofern  diese  nach  dem  Ermessen  der  Behörde  ohne  Nachtheil  für  das 
Gemeinwesen  nicht  ausgesetzt  bleiben  kann  (§  53).  Welche  Angelegenheiten 
dem  Verwaltungsstreit-  oder  dem  Beschlussveriahren  unterliegen,  ist  gesetzlich  vor- 
geschrieben; Kreis-  (Stadt-)  Ausschuss  und  Bezirksausschuss  entscheiden  in 
beiden,  das  Oberverwaltungsgericht  dagegen  nur  im  Verwaltungsstreit^'erfahren,  der 
Provinziahath  nur  im  Beschlussveriahren  (§  54).  Im  Verwaltungsstreitver- 
fahren können  unzulässige  oder  unbegründete  Klagen  durch  Bescheid  zurück- 
gewiesen oder  ohne  mündliches  Verfahren  entschieden,  umgekehrt  aber  auch 
bei  begründeten  Ansprüchen  dem  Beklagten  durch  Bescheid  die  Klaglosstellung 
des  Klägers  aufgegeben  werden  (§  64).  Das  Gericht  ist  befugt,  Untersuchungen 
an  Ort  und  Stelle  zu  veranlassen,  Zeugen  und  Sachverständige  zu  laden 
und  eidlich  zu  vernehmen  (§  76),  hinsichtlich  deren  Verpflichtung  zur  Ver- 
nehmung die  Bestimmungen  der  bürgerlichen  Prozessgesetze  mit  der  Massgabe 
Anwendung  finden,  dass  im  Falle  des  Ungehorsams  die  zu  erkennende  Qeld- 
busse  den  Betrag  von  150  Mark  nicht  übersteigen  darf  (§  78).  Gegen  erst- 
instanzliche Endurtheile  des  Kreisausschusses  findet  die  Berufung  an  den 
Bezirksausschuss  und  gegen  erstinstanzliche  Endurtheile  des  Bezirksausschusses 
Berufung  an  das  Oberverwaltungsgericht  statt;  gegen  zweitinstanzliche  End- 
urtheile des  Bezirksausschusses  ist  unter  gewissen  Voraussetzungen  Revision 
an  das  Oberverwaltungsgericht  zulässig  (§§  82—99).  Im  Beschlussverfahren 
kann  der  Vorsitzende  in  Fallen,  die  keinen  Aufschub  zulassen  oder  in  denen 
die  Sach-  und  Rechtsverhältnisse  klar  li^^en,  falls  die  Zustimmung  des  Kollegiums 
nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  ohne  diese  selbstständig  Verfügungen 
erlassen  oder  Bescheide  ertheilen  (§  117);  desgleichen  können  an  den  Ver- 
handlungen unter  Zustimmung  des  Kollegiums  technische  Staats-  oder 
Kommunalbeamte  mit  berathender  Stimme  theilnehmen  (§  II83.  Für  die 
Vernehmung  von  Sachverständigen  finden  die  ersterwähnten  Bestimmungen 
statt.*)    Gegen  die  Beschlüsse  des  Kreis-  (Stadt-)  Ausschusses  findet  innerhalb 

*)  Betreffs  der  Kosten  im  Verwaltungsstreit-  und  Beschlussverfahren  sind 
die  Bestimmungen  der  §§  103  und  124  des  Landesverwaltungsgesetzes  mass- 
gebend. Danadn  hat  im  Verwaltungsstreitverfahren  der  unterli^ende 
Theil  die  Kosten  und  die  baaren  Auslagen  des  Verfahrens  wie  des  obsiegenden 
Theils  zu  tn^en,  also  auch  diejenigen  für  die  Gebühren  der  Sachverständigen 
(§  103).  Das  Beschlussverfahren  ist  für  die  Betheiligten  an  sich  kostenfrei; 
jedoch  können  die  durch  Anträge  und  begründete  Einwendungen  er- 
wachsenden Gebühren  für  Zeugen  und  Sachverständige  demjenigen  auferle^ 
werden,  der  den  Antrag  gestellt  oder  den  Einwand  erhoben  hat.  Die  sonstigen 
Kosten  und  baaren  Auslagen  fallen  demjenigen  zur  Last,  der  nach  gesetzli^er 
Bestimmung  die  Amtsunkosten  der  Behörde  zu  tragen  hat,  also  bei  Kreis- 
und  Stadtausschfissen  dem  Kreis  bezw.  der  Stadt,  bei  Bezirksausschüssen  dem  Staat 


-  45  — 

zwd  Wochen  Beschverde  an  den  Bezirksausschuss,  gegen  Hie  in  erster  Instanz 
gefossten  Beschlösse  des  letzteren  innerhalb  derselben  Frist  Beschwerde  an  den 
Provinzialrath  statt,  sofern  die  Beschlüsse  nicht  endgültig  sind.  G^;en  die  Be- 
schlösse des  Provinzialraths  ist  in  einigen  Fallen  Beschwerde  an  den  Minister  zu- 
lässig ^  121).  Endgültige  Beschlüsse  des  Provinzialraths,  Bezirksausschusses  oder 
Kreisansschusses  kann  der  OberprSsident  bezw.  Regierungspräsident  oder  Land- 
rath  mittels  Klage  beim  Oberverwaltungsgericht  anfechten,  falls  sie  die  Befug- 
nisse der  Behörde  überschreiten  oder  die  bestehenden  Rechte,  namentlich  über 
die  Zuständigkeit  der  Behörden  verletzen. 

Viertor  Titol:  Reclitoiiilttol  gßgßa  pollMttlche  Verffagungeii. 
§   127.   Gegen  polizeiliche  Verfügungen*)  der  Orts-^  und  Kreispolizei- 
behörden ^  findet,  soweit  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  Anderes  bestimmt^  die 
Beschwerde  statt  und  zwar: 

a)  Gegen  die  Verfügungen  der  Ortspolizeibehörden  auf  dem  Lande  oder 
einer  zu  einem  L^dkreise  gehörigen  Stadt,  deren  Einwohnerzahl  bis  zu 
10000  Einwohnern  beträgt,  an  den  Landrath  und  gegen  dessen  Bescheid 
an  den  Regierungspräsidenten; 
^)  gegen  die  Verfügungen  der  Ortspolizeibehörden  eines  Stadtkreises,  mit 
Ausnahme  von  Beriin,  einer  zu  einem  Landkreise  gehörigen  Stadt  mit 
mehr  als   10000   Einwohnern,  oder  des  Landratht  an  den  Regierungs- 
präsidenten, und  gegen  dessen  Bescheid  an  den  Oberpräsidenten, 
c)  g^[cn  ortspolizeiliche  Verfügungen  in   Berlin  an  den  Oberpräsidenten. 
Gegen  den  in  letzter  Instanz  ergangenen  Bescheid  des  Regierungspräsidenten 
beziehungsweise  des  Oberpräsidenten  findet  die  Klage  bei  dem  Oberverwaltungs- 
gerichte statt. 

Die  Klage  kann  nur  darauf  gestützt  werden, 

1.  dass  der  angefochtene  Bescheid  durch  Nichtanwendung  oder  unrichtige 
Anwendung  des  bestehenden  Rechts,  insbesondere  auch  der  von  den 
Behörden  mnerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  Verordnungen  den 
Kläger  in  seinen  Rechten  verletzt; 

2.  dass  die  thatsächlichen  Voraussetzungen  nicht  vorhanden  sind,  welche 
die  Polizeibehörde  zum  Erlasse  der  Vmügung  berechtigt  haben  würden. 

Die  Entscheidung  ist  endgfltig  unbesoiadet  aller  privatrechtlichen 
Verhältnisse. 

§  128.  An  Stelle  der  Beschwerden  in  allen  Fallen  des  §  127  findet  die 
Klage  statt,  und  zwar 

a)  gegen  die  Verfügungen  der  Orts|X)lizeibehörden  auf  dem  Lande  oder 
einer  zu  einem  Landkreise  gehörigen  Stadt,  deren  Einwohnerzahl  bis 
zu  10000  Einwohnern  betri^,  bei  dem  Kreisausschusse 

b)  gegen  die  Verfügungen  des  Landraths  oder  der  Ortspolizeibehörden 
eines  Stadtkreises  oder  einer  zu  einem  Landkreise  gehörigen  Stadt  mit 
mehr  als  10000  Einwohnern  bei  dem  Bezirksaussdiusse. 

Die  Klage  kann  nur  auf  die  gleichen  Behauptungen  gestützt  werden,  wie 
die  Klage  bei  dem  Oberverwaltungsgenchte  (§  127,  Abs.  3  und  4). 

§  129.  Die  Beschwerde  im  Falle  des  8  127,  Absatz  1  und  die  Klage  im 
Falle  des  §  128  sind  bei  derjenigen  Behörofe  anzubringen,  gegen  deren  Ver- 
fügung sie  gerichtet  sind. 

Die  &hörde,  bei  welcher  die  Beschwerde  oder  Klage  angebracht  ist,  hat 
dieselbe  an  diejenige  Behörde  abzugeben,  welche  darüber  zu  beschliessen  oder 
zu  entscheiden  hat.  Der  Beschwerdeführer  beziehungsweise  Kläger  ist  hiervon 
in  Kenntniss  zu  setzen. 

0  Die  »polizeilichen  Verfügungen"  unterscheiden  sich  von  den 
Polizeiverordnungen  dadurch,  dass  sie  einen  bestimmten  Fall  und  meist  auch 
eine  bestimmte  Person  im  Auge  haben,  der  sie  zugestellt  werden,  während  jene 
sich  an  die  Allgemeinheit  richten  und  demgemäss  veröffentlicht  werden.  Sie 
charakterisiren  sich  als  Ge-  und  Verbote  und  rechtfertigen  sich,  sobald  nach 
dem  Polizeigesetz  vom  11.  März  1860  fs.  S.  53)  ein  polizeiliches  Einschreiten 
angezeigt  ist.  Alles,  was  Gqgenstana  einer  Polizeiverordnung  sein  kann, 
kann  daher  auch  Gcs^nstand  einer  polizeilichen  Verfügung  werden. 

*)  Betreffs  der  Ortspolizeibehörden  s.  S.  53,  Anm.  1. 

^  Kreispolizeibenörde  ist  der  Landrath. 
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Die  Frist  zur  Einlegung  der  Beschwerde  und  zur  Anbringung  der  Klage 
gen  die  polizeiliche  Vmügung,  sowie  gegen  den  auf  Beschwmle  ergangenen 
cheid  betragt  zwei  Wochen. 
Die  Anbringung  des  einen  Rechtsmittels  schliesst  das  andere  aus. 
§  130.  G^en  polizeiliche  Verfügungen  des  Regierungspräsidenten  findet 
innerhalb  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  den  Oberpräsidenten  und  g^^en  den 
vom  Oberpräsidenten  auf  die  Beschwerde  erlassenen  Bescheid  innerhalb  gleicher 
Frist  die  Klage  bei  dem  Oberverwaltungsgericht  nadi  Mas^;abe  der  Bestimmun- 
gen des  §  127,  Absatz  3  und  4  statt. 

POnffter  Titel:  Zwangbefu^Use. 

§  132.  Der  Regierungspräsident, <)  der  Landrath,  die  Ortspolizeibehörde 
und  Gemeinde-  (Guts-)  Vorstener  (-Vorstand)  sind  berechtigt,  die  von  ihnen  in 
Ausübung  der  obrigkeitlichen  Gewalt  getroffenen,  durch  ihre  gesetzlichen  Be- 
fugnisse gerechtfertigten  Anordnungen*)  durch  Anwendung  folgender  Zwangs- 
mittel durchzusetzen: 

1.  Die  Behörde  hat,  sofern  es  thunlich  ist,  die  zu  erzwingende  Handlung 
durch  einen  Dritten  ausführen  zu  lassen  und  den  vorläufig  zu  be- 
stimmenden Kostenbetrag  im  Zwangswege  von  den  Verpflichteten 
einzuziehen. 

2.  Kann  die  zu  erzwingende  Handlung  nicht  durch  einen  Dritten 
geleistet  werden,  —  oder  steht  es  fest,  dass  der  Verpflichtete  nicht  im 
Stande  ist,  die  aus  der  Ausführung  durch  einen  Dritten  entstehenden 
Kosten  zu  tragen,  —  oder  soll  eine  Unterlassung  erzwungen  werden, 
so  sind  die  Behörden  berechtigt,  Geldstrafen  anzudrohen  und  fest- 
zusetzen, und  zwar 

a)  die  Gemeinde-  (Guts-)  Vorsteher  bis  zur  Höhe  von  fünf  Mark; 

b)  die  Ortspolizeibehörden  und  die  städtischen  Gemeindevorsteher 
(-Vorstände)  in  einem  Landkreise  bis  zur  Höhe  von  sechzig  Mark; 

c)  die  Landräthe,  sowie  die  Polizeibehörden  und  Gemeinde-Vor- 
steher (-Vorstände)  in  einem  Stadtkreise  bis  zur  Höhe  von  ein- 
hunderiundfünfzig  Mark; 

d)  der   Regierungspräsident  bis  zur  Höhe  von  dreihundert  Mark. 

Gleichzeitig  ist  nach  Massgabe  der  §§  28,  29  des  Strafgesetz- 
buches für  das   Deutsche  Reich  die  Dauer  der  Haft  festzusetzen, 
welche  für  den   Fall  des  Unvermögens  an  die  Stelle  der  Geld- 
strafe treten  soll.    Der  Höchsbetrag  dieser  Haft  ist 
in  den  Fällen  zu  a        Ein  Tag, 
t,    „         $,       if  b  -^  Eine  Woche, 
«     »         »       »    c     -  Zwei  Wochen, 
n    tf         »       II  d  —  Vier  Wochen, 
Der  Ausführung  durch  einen  Dritten  (No.  1),  sowie  der  Fest- 
setzung einer  Strafe  (No.  2)  muss  immer  eine  sdiriftliche  Androhung 
vorhergehen;    in    dieser   ist,   sofern    eine    Handlung  erzwungen 
werden  soll,   die  Frist  zu  bestimmen,  innerhalb  weloier  die  Aus- 
führung gefordert  wird. 

3.  Unmittelbarer  Zwang  darf  nur  angewendet  werden,  wenn  die  An- 
ordnung ohne  einen  solchen  unausführbar  ist. 

§  133.  Gegen  die  Androhung  eines  Zwangsmittels  finden  dieselben 
Rechtsmittel  statt,  wie  gegen  die  Anordnungen,  um  deren  Durchsetzung  es  sich 
handelt.  •)    Die  Rechtsmittel   erstrecken  sich  zugleich  auf  diese  Anordnungen, 


*)  Die  Zwangsbefugniss  der  Regierungen  (Abtheilungen  II.  u.  III.)  nach 
§  11  der  Instruktion  vom  23.  Oktober  1817  in  Verbindung  mit  §  48  der 
Verordnung  vom  26.  Dezember  18ü8  (G.  S.,  S.  1817,  S.  282^)  bleiben  unberührt 
Dieselben  können  danach  ebenfalls  Strafbefehle  bis  300  Mark  oder  vier  Wochen 
Gefängniss  erlassen  und  vollstrecken. 

^  Wenn  eine  Handlung  oder  Unterlassung  bereits  durch  Gesetze  oder 
Polizeiverordnungen  mit  Strafe  bedroht  ist,  so  ist  eine  Strafandrohung  auf 
Grund  des  §  132  unzulässig,  dagegen  nicht  die  Anwendung  des  unmittelbaren 
Zwanges,  z,  B.  die  Zwangsimpfung. 

^J  Also  Beschwerde  oder  Klage  bei  Verfügungen  der  Orts-  und  Kreis- 
polizeioehörde,  Beschwerde  mit  darauffolgender  Klage  gegen  solche  des 
Regierungspräsidenten. 
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sofern  dieselben  nicht  bereits  Gegenstand  eines  besonderen  Beschwerde-  oder 
Verwaltungsstreitverfahrens  geworden  sind. 

Gegen  die  Festsetzung  und  Ausführung  eines  Zwangsmittels  findet  in 
allen  Fallen  nur  die  Beschwmle  im  Aufsichtsw^e  innerhalb  zwei  Wochen  statt 

Haftstrafen,  welche  an  Stelle  einer  Geldstrafe  nach  §  132,  No.  2,  festgesetzt 
sind,  dürfen  vor  ergangener  endgültiger  Beschlussfassung  oder  rechtskräftiger  Ent- 
scheidung auf  das  eingelegte  Rechtsmittel  beziehungsweise  vor  Ablauf  der  zur 
Einlegung  desselben  bötimmten  Frist  nicht  vollstreckt  werden. 

Sechster  Titel:  Pollzelverordnuagsrecht. 

§  136.  Soweit  die  Gesetze  ausdrücklich  auf  den  Erlass  besonderer  polizei- 
licher Vorschriften  (Verordnungen,  Anordnungen,  Reglements  u.  s.  w.)  durch 
Zentralbehörden  verweisen,  sind  die  Minister  befugt,  innerhalb  ihres  Ressorts, 
dergleichen  Vorschriften  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  oder  für  ein- 
zelne Theile  derselben  zu  erlassen  und  gegen  die  Nichtbefolgung  dieser  Vor- 
schriften Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  einhundert  Mark  anzudrohen. 

Die  gleiche  Befugniss  steht  zu: 

1.  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Betreff  der  Uebertretungen 
der  Vorschriften  des  Eisenbahnpolizei-Reglements; 

2.  dem  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  in  Betreff  der  zur  Regelung 
der  Strom-Schifffahrts-  und  Hafenpolizei  zu  erlassenden  Vorschriften, 
sofern  dieselben  sich  über  das  Gebiet  einer  einzelnen  Provinz  hinaus 
erstrecken  sollen. 

Zum  Erlasse  der  im  §  367,  No.  5  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich  gedachten  Verordnungen  sind  auch  die  zuständigen  Minister  befugt.*) 

§  137.  Der  Oberpräsident  ist  befugt,  gemäss  §§  6.  12  und  15  des 
Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung  vom  11,  März  1850»)  (G.  S.,S.  265)  be- 
ziehungsweise der  §§6,  12  und  13  der  Verordnung  vom  20.  September  1867 
(G.  S.,S.  1529)»)  und  des  Lauenburgischen  Gesetzes  vom  7.  Januar  1870  (Offizielles 
Wochenbl.,  S.  13)  für  mehrere  Kreise,  sofern  dieselben  verschiedenen  Regierungs- 
bezirken angehören,  für  mehr  als  einen  R^ierungsbezirk  oder  für  den  Umfang 
der  ganzen  Provinz  gültige  Polizeivorschriften*)  zu  erlassen  und  gegen  die 
Nichtbefolgung  derselben  Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  sechzig  Mark  an- 
zudrohen. 

Die  gleiche  Befugniss  steht  dem  Regierungspräsidenten   für  mehrere 
Kreise  oder  für  den  Umfang  des  ganzen  Regierungsbezirks  zu. 

Die  Befugniss  der  Regierung  zum  Erlasse  der  Polizeivorschriften  wird 
aufgehoben. 

I  138.  Die  Befugniss,  Polizeivorschriften  über  Gegenstände  der  Strom- 
Schifffahrts-  und  Hafenpolizei  zu  erlassen,  steht,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
des  §  136,  Abs.  2,  No.  2  ausschliesslich  dem  Regierungspräsidenten  und,  wenn 
die  Vorschriften  sich  auf  mehr  als  einen  Regierungsbezirk  oder  auf  die  ganze 
Provinz  erstrecken  sollen,  dem  Oberpräsidenten,  soweit  aber  mit  der  Verwaltung 
dieser  Zweige  der  Polizei  besondere,  unmittelbar  für  den  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  ressortirende  Behörden  beauftragt  sind,  den  Letzteren  zu.  Die 
Befugniss  des  Regierungspräsidenten  erstreckt  sich  auch  auf  den  Erlass  solcher 
Polizei  Vorschriften  für  einzelne  Kreise  und  Theile  derselben. 

Für  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Verordnungen  können  Geldstrafen 
bis  zu  sechzig  Mark  angedroht  werden. 

§  139.  Die  gemäss  §§  137,  138  von  dem  Oberpräsidenten  zu  erlassenden 
Polizeivorschriften  oedürfen  der  Zustimmung  des  Provinzialraths,  die  von  dem 
Regierungspräsidenten  zu   erlassenden  Polizeivorschriften  der  Zustimmung  des 


.  1)  Diese  Vorschriften  brauchen  nach  dem  Urtheil  des  Kammergerichts 
voiil  8.  August  1901  (Zeitschr.  f.  Med.  B.,  Beil.  17,  S.  211)  keinesw^  in  Form 
von  Polizeiverordnungen  erlassen  zu  sein,  sondern  es  genügt,  wenn  sie  sich 
als  behördliche  Verordnungen  charakterisiren. 

*)  S.  Seite  53. 

^  Durch  die  Königl.  Verordnung  vom  20.  September  1867  ist  das  Polizei- 
gesetz in  die  neuen  Provinzen  eingeführt. 

*)  Gehörig  publizirte,  den  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  erlassene 
Polizeiverordnungen  stehen  in  Bezug  auf  Wirksamkeit  den  Gesetzen  gleich;  sie 
können  daher  auch  nicht  im  Wege  der  Beschwerde  oder  Klage  im  Verwaltungs- 
strafverfahren angefochten  werden. 
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Bezirksausschusses.  In  Fallen,  welche  keinen  Aufschub  zulassen,  ist  der  Ol)er- 
Präsident,  sowie  der  Regierungspräsident  befugt,  die  Polizeivorschrift  vor  Einholung 
der  Zustimmung  des  Provinzialraths  beziehungsweise  des  Bezirksausschusses  zu 
erlassen.  Wird  diese  Zustimmung  nicht  innerhalb  drei  Monaten  nach  dem  Tage 
der  Publikation  der  Polizeivorschrift  ertheilt,  so  hat  der  Oberpräsident  beziehungs- 
weise der  Regierungspräsident  die  Vorschrift  ausser  Kraft  zu  setzen. 

§  140.  Polizeivorschriften  der  in  den  §§  136,  137  und  138  bezeichneten 
Art  sind  unter  der  Bezeichnung  „Polizeiverordnung*'  und  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Bestimmungen  des  §  136  beziehungsweise  der  §§  137  oder  138, 
sowie  in  den  Fällen  des  §  137  auf  die  in  demselben  angezogenen  gesetzlichen 
Bestimmungen  durch  die  Amtsblätter  derjenigen  Bezirke  bekannt  zu  madien, 
in  welchen  dieselben  Geltung  erlangen  sollen. 

§  141.  Ist  in  einer  gemäss  §  140  verkündeten  Polizeiverordnung  der  Zeitpunkt 
bestimmt,  mit  welchem  dieselbe  in  Kraft  treten  soll,  so  ist  der  Anfang  ihrer 
Wirksamkeit  nach  dieser  Bestimmung  zu  beurtheilen,  enthält  aber  die  verkün- 
dete Polizeiverordnung  eine  solche  Zeitbestimmung  nicht,  so  beginnt  die  Wirk- 
samkeit derselben  mit  dem  achten  Tage  nach  Ablauf  desjenigen  Tages,  an 
welchem  das  betreffende  Stück  des  Amtsblattes,  welches  die  Pohzeiverordnung 
verkündet,  angegeben  worden  ist. 

§  142.  Der  Landrath  istbefugt,  unter  Zustimmung  des  Kreisausschusses, 
nach  Mas^abe  der  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Poiizeiverwaltung  vom 
11.  März  1850*)  beziehungsweise  der  Verordnung  vom  20.  I>ezember  1867  und 
des  Lauenburgischen  Gesetzes  vom  7.  Januar  1870  für  mehrere  Ortspolizeibe- 
zirke oder  für  den  ganzen  Umfang  des  Kreises  gültige  Folizeivorschriften  zu 
erlassen  und  gegen  die  Nichtbefolgung  derselben  Geldstrafen  bis  zum  Betrage 
von  dreissig  A^k  anzudrohen. 

8  143.  Ortspolizeiliche")  Vorschriften  (§§  5  ff.  des  Gesetzes  vom 
11.  März  1850  b^ehungsweise  der  Verordnungen  vom  20.  September  1867 
und  des  Lauenbuigischen  Gesetzes  vom  7.  Januar  1870),  soweit  sie  nicht  zum 
Gebiet  der  Sicherheitspolizei  gehören,  bedürfen  in  Städten  der  Zustimmung 
des  Gemeindevorstandes.  Veiiagt  der  Gemeindevorstand  die  Zustimmung,  so 
kann  dieselbe  auf  Antrag  der  Behörde  durch  Beschluss  des  Bezirksausschusses 
ergänzt  werden. 

In  Fällen  welche  keinen  Aufschub  zulassen,  ist  die  Ortspolizeibehörde 
befugt,  die  Polizeivorschrift  vor  Einholung  der  Zustimmung  des  Gemeinde- 
vorstandes zu  erlassen.  Wird  diese  Zustimmung  nicht  innerhalb  vier  Wochen 
nach  dem  Tage  der  Publikation  der  Polizeivorschrift  ertheilt,  so  hat  die  Be- 
hörde die  Vorschrift  ausser  Kraft  zu  setzen. 

Ingleichen  hat  der  R^emngspräsident  über  die  Art  der  Verkündigung 
orts-  und  kreispolizeilicher  Vorschriften,  sowie  über  die  Form,  von  deren  Be- 
obachtung die  uültigkeit  derselben  abhän^,  zu  bestimmen.'') 

§  143.  Die  B^ugniss,  orts-  und  kreispolizeiliche  Vorschriften  ausser  Kraft 
zu  setzen,  steht  dem  Regierungspräsidenten  zu.  Mit  Ausnahme  von  Fällen, 
welche  keinen  Aufschub  zulassen,  dari  diese  Befugniss  nur  unter  Zustimmung 
des  Bezirksausschusses  ausgeübt  werden. 

Bei  der  Befugniss  des  Ministeis  des  Innern,  jede  (orts-,  kreis-  und  bezirks- 
oder  provinzial-)  polizeiliche  Vorschrift,  soweit  Gesetze  nicht  entg^enstehen, 
ausser  Kraft  zu  setzen  (§  16  des  Ges.  vom  11.  März  1850,  §  14  der  Verordnung 
vom  20.  September  1867  beziehungsweise  des  Lauenburgischen  Gesetzes  vom 
7.  Januar  1870),  behält  es  sein  Bewenden. 

§  144.  In  Stadtkreisen  ist  die  Ortspolizeibehörde  befugt,  gegen  die  Nicht- 
befolgung der  von  ihr  erlassenen  polizeilichen  Vorschriften  Geldstrafen  bis  zum 
Betrage  von  dreissig  Mark  anzudrohen.  Im  Uebrigen  steht  die  Ertheilung  der 
Genehmigung  zum  Erlasse  ortspolizeilicher  Vorschriften  mit  einer  Strafandrohung 
bis  zum  Betrage  von  dreissig  Mark  gemäss  §  5  des  im  §  137  angezogenen 
Gesetzes  dem  Regierungspräsidenten  zu. 


0  Siehe  S.  53. 

^  Ortspolizeiliche   Vorschriften   können   auch  für  einen  Theil  einer  Ge- 
meinde erlassen  werden. 

^  Z.  B.  Bekanntmachung  durch  Amts-  oder  Kreisblatt  u.  s.  w. 
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3.  Zuständigkeitsg^esetz. 

Aus  dem  Gesetz  über  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
und Verwaltungsgerichtsbehorden  vom  i.  August  1883 
(G.  S.,  S.  137)  interessiren  hier  hauptsächlich  die  nachstehenden 
Bestimmungen,  betreffend  die  Aufsicht  des  Staates  über 
die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  Amtsver- 
bände, der  Landgemeinden,  der  Aemter  in  der  Provinz 
Westfalen,  der  Bürgermeistereien  in  der  Rheinprovinz  und  der 
Gutsbezirke,  sowie  über  die  städtischen  Gemeindean- 
gelegenheiten und  über  die  Zwangsetatisirung. 

§  5.  Die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Verwaltung  der  Angelegen- 
heiten der  Amtsvorstände  wird  unbeschrankt  der  vorstehenden  Bestimmungen 
in  erster  Instanz  von  dem  Landrath  als  Vorsitzenden  des  Kreisausschusses,  in 
höherer  und  letzter  Instanz  von  dem  Regierungspräsidenten  geübt. 

§  7.  Die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Verwaltung  der  städtischen 
Gemeindeangelegenheiten  wird  in  erster  Instanz  von  dem  Regierungs- 
präsidenten, in  höherer  und  letzter  Instanz  von  dem  Oberpräsidenten  geübt, 
unbeschränkt  der  in  den  Gesetzen  geordneten  Mitwirkung  des  Bezirksausschusses 
und  des  Provinzialrathes. 

Für  die  Stadt  Berlin  tritt  an  Stelle  des  Regierungspräsidenten  der  Ober- 
präsident, an  die  Stelle  des  Oberpräsidenten  der  Minister  des  Innern,  für  die 
nohenzollemsche  Lande  tritt  an  die  Stelle  des  Oberpräsidenten  der  Minister  des 
Innern. 

Beschwerden  bei  den  Aufsichtsbehörden  in  städtischen  Gemeindeangelegen- 
heiten sind  in  allen  Instanzen  innerhalb  zweier  Wochen  anzubringen. 

§  15.  Beschlüsse  der  Gemeindevertretung  oder  des  koUegialischen  Ge- 
meindevorstandes, welche  deren  Befugnisse  überschreiten  oder  die  Gesetze  ver- 
letzen, hat  der  Gemeindevorstand,  böw.  der  Bürgermeister,  entstehenden  Falles 
auf  Anweisung  der  Aufsichtsbehörde  mit  aufschiebender  Wirkung,  unter  An- 
gabe der  Gründe,  zu  beanstanden.  Gegen  die  Verfügung  des  Gemeinde- 
vorstandes (Bürgermeisters)  steht  der  Gemeindevertretung,  bezw.  dem  koUegia- 
lischen Gemeindevorstande,  die  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  zu. 

Die  in  den  Gemeindeverfassungsgesetzen  begründete  Befugniss  der  Auf- 
sichtsbehörden, aus  anderen  als  den  vorstehend  angegebenen  Gründen  eine  Be- 
anstandung der  Beschlüsse  der  Gemeindevertretung  ^er  des  koUegialischen  Ge- 
meindevorslandes herbeizuführen,  wird  aufgehoben. 

§  18.    Auf  Beschwerden  und  Einsprüche  betreffend 
1.   das  Recht    zur    Mitbenutzung   der   öffentlichen   Gemeindeanstalten, 


beschliesst  der  Gemeindevorstand. 

Gegen  den  Beschluss  findet  die  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren 
statt. 

§  19.  Unterlässt  oder  verweigert  eine  Stadtkern  ein  de,  die  ihr  gesetz- 
lich obliegenden,  von  der  Behörde  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit 
festgestellten  Leistungen  auf  den  Haushaltsetat  zu  bringen  oder  ausserordent- 
lich zu  genehmigen,  so  verfügt  der  Regierungspräsident  unter  Anführung  der 
Gründe  die  Eintragung  in  den  Etat,  bezw.  die  Feststellung  der  ausserordent- 
lichen Ausgabe. 0  '    '  .:    •  - 

Gegen  die  Verfügung  des  Regierungspräsidenten  steht  der  Gemeinde 
Klage  bei  dem  Oberverwaltungsgerichte  zu, 

§  24.  Die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Verwaltung  der  Angelegen- 
heiten der  Landgemeinden,  die  Aemter  in  Westfalen  und  der  Bürger- 
meistereien in  der  Rhein provinz,  sowie  der  Gutsbezirke  wird  unbe- 
schadet der  Vorschriften  der  Kreisordnungen  und  die  in  den  Gesetzen  geordnete 
Mitwirkung  des  Kreisausschusses  und  des  Bezirksausschusses  in  erster  Instanz 
von  dem  Landrathe  als  Vorsitzender  des  Kreisausschusses,  in  höherer  und  letzter 
Instanz  von  dem  Regierungspräsidenten  geübt. 


•  ^)  Betreffs  Zwangsetatisirung  Landgemeinden  gegenüber  siehe  Anmerkung  2 
auf  Seite  158. 

Rapmnnd,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.    II*  4 
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Beschwerden  bei  den  Aufsichtsbehörden  in  den  weitergehenden  Angelegen- 
heiten sind  in  allen  Instanzen  innerhalb  2  Wochen  anzubringen. 

Weiterhin  kommen  für  das  Gesundheitswesen  noch  die 
§§  109— 131  (Titel  XVI)  über  Gewerbepolizei  (Geneh- 
migung gewerblicher  Anlagen,  Ertheilung  von  Kon- 
zessionen undderen  Zurücknahme,  öffentliche  Schlacht- 
häuser) in  Betracht.*)     Die  Bestimmungen  lauten: 

A.  Gewerbliche  Anlasen. 

§  109.  Der  Kreis-  (Stadt-)  Ausschuss,  in  den  einem  Landkreise  an- 
gehörenden Städten  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern i)  der  Magistrat  (kolle- 
gialische  Gemeindevorstand),  beschliesst  über  Anträge  auf  Genehmigung  zur 
Errichtung  oder  Veränderung  gewerblicher  Anlagen  (§§  16—25  der  Gewerbe- 
Ordnung),  soweit  konzessionspflichtige  Anlagen  der  nachbezeichneten  Art  in 
Frage  stehen: 

Gasbereitungs-  und  Gasbewahrungsanstalten,  Anstalten  zur  Destillation  von 
Erdöl,  Anlagen  zur  Bereitung  von  Braunkohlentheer,  Steinkohlentheer  und 
Koaks,  Asphaltkochereien  und  Pechsiedereien,  Glas-  und  Russhütten,  Kalk-, 
Ziegel-  und  Gypsöfen,  Metallgiessereien,  Hammerwerke,  Schnellbleichen,  Fimiss- 
siedereien,  Stärkefabriken,  Stärkesyrupfabriken,  Wachstuch-,  Darmsaiten-,  Dach- 
pappen- und  Dachfilzfabriken,  Darmzubereitungsanstalten,  Leim-,  Thran-  und 
Seifensiedereien,  Knochenbrennereien,  Knochendarren,  Knochenkochereien  und 
Knochenbleichen,  Hopfenschwefeldarren,  Zubereitungsanstalten  für  Thierhaare, 
Talgschmelzen,  Schlächtereien,  Gerbereien,  Abdeckereien,  Strohpapierstofffabriken, 
Neuanlagen  für  Wassertriebwerke,  Fabriken,  in  weichen  Dampfkessel  oder 
andere  Blechgefässe  durch  Vernieten  hergestellt  werden,  Anstalten  zum  Im- 
prägniren  von  Holz  mit  erhitzten  Theerölen,  Kunstwollefabriken  und  D^p-as- 
tabriken,  endlich  Dampfkessel  mit  Ausnahme  der  für  den  Gebrauch  auf  Eisen- 
bahnen bestimmten  Lokomotiven  und  der  zum  Betriebe  auf  Bergwerken  und 
Aufbereitungsanstalten  bestimmten  Dampfkessel,  Anlagen  zur  Destillation  oder 
zur  Verarbeitung  von  Theer  und  Theerwasser*),  Anstalten  zum  Trocknen  und 
Einsalzen  ung^erbter  Thierfelle.*) 

Im  Falle  fernerer  Ergänzung  des  Verzeichnisses  der  konzessionspflichtigen 
Anlagen  gemäss  §  16,  letzter  Absatz,  der  Reichsgewerbeordnung  bleibt  die  Be- 
stimmung darüber,  für  welche  der  in  das  Verzeichniss  nachträglich  aufgenommenen 
Anlagen  der  Kreisausschuss  (Stadtausschuss,  Magistrat)  zuständig  ist.  König- 
licher Verordnung  vorbehalten. 

§  110.  Der  Bezirksausschuss  beschliesst  über  Anträge  auf  Genehmigung 
zur  Errichtung  und  Veränderung  gewerblicher  Anlagen,  soweit  die  Beschluss- 
nahme  darüber  nicht  nach  §  109  dem  Kreis-  (Stadt-)  Ausschusse  (Magistrat) 
überwiesen  ist.*) 

Der  Beeirksausschuss  beschliesst  ferner  im  Einvernehmen  mit  dem  zu- 
ständigen Oberbergamte  über  die  Zulässigkeit  von  Wassertriebwerken,  welche 
zum  Betriebe  von  Bergwerken  oder  Aufbereitungsanstalten  dienen  (§  59 
Absatz  3  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  28.  Juni  1865,  G.  S.,  S.  705. 

§  111.  Der  Bezirksausschuss  beschhesst  auf  Antrag  der  Ortspolizeibehörde 
darüber,  ob  die  Ausübung  eines  Gewerbes  in  Anlagen,  deren  Bietrieb  mit  un- 


^)  S.  §§  4  und  37  des  Landesverwaltungsgesetzes;  S.  42  und  43. 

2)  Bek.  vom  31.  1.  u.  24.  4.  1885  (R.  G.  Bl.,  S.  8  u.  92)  sowie  Verordn. 
vom  11.  Mai  1885  (G.  S.,  S.  277). 

8)  Bek,  vom  16.  7.  1888  (R.  G.  Bl.,  S.  218)  und  Verordn.  vom  16.  9.  1888, 
(G.  S.,  S.  325). 

*)  Dahin  gehören  Schiesspulver-Fabriken,  Anlagen  zur  Feuerwerkerei  und 
zur  Bereitung  von  Zündstoffen  aller  Art,  Anlagen  zur  Gewinnung  roher  Metalle, 
Rost-Oefen,  chemische  Fabriken,  Poudrette-  und  Düngerpul veitabriken,  Kali- 
fabriken, Anlagen  zur  Herstellung  von  Celluloid,  Cellulosefabriken  (Bek.  vom 
15.  2.  und  1.  4.  1886,  R.  G.  Bl.,  S.  28  u.  68),  Anlagen,  in  denen  Albumin- 
oapier  hergestellt  wird  (Bek.  vom  16.  7.  1886  u.  vom  5.  1.  1887,  R.  G.  Bl. 
S.  209  u.  S.  4;  1888),  Verbleiungs-,  Verzinnungs-  und  Verzinkungs-Anstalten 
(Bek.  vom  16.  7.  1888  u.  2.  1.  1889,  R.  G.  Bl.,  S.  218  u.  S.  1 ;  1889). 
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gewöhnlichem  Geräusch  verbunden  ist,  an  der  gewählten  Betriebsstätte  zu 
untersagen  oder  nur  unter  Bedingungen  zu  gestatten  ist  (§  27  der  Reichs- 
gewerbe-Ordnung). 

§  112.  Die  Befugniss,  gemäss  §  51  der  Reichs-Oewcrbeordnung  die 
fernere  Benutzung  einer  gewerblichen  Anlage  wegen  überwiegender  Nachtheile 
und  Gefahren  für  das  Gemeindewohl  zu  untersagen,  steht  dem  Bezirks- 
ausschusse zu. 

§  113.  In  Fallen  der  §§  109—112  findet  die  Beschwerde  an  den  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  statt.  Sofern  bei  Neuanlagen  Landeskulturinteressen 
in  Betracht  kommen,  ist  der  Minister  für  Landwirthsdiaft  zuzuziehen. 

B.  Gewerbliche  Konzeseiooen, 

§  114.  Ueber  Anträge  zur  Ertheilung  der  Erlaubniss  zum  Betriebe  der 
Gastwirthschaft  oder  Schankwirthschaft,  zum  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus,  sowie  des  Gewerbes  zum  Handel  mit  Giften  (§§  33,  34  der 
Reichsgewerbeordnung)  beschliesst  der  Kreis-  T Stadt-)  Ausschuss. 

Wird  die  Erlaubniss  versagt,  so  steht  dem  Antragsteller  innerhalb  zwei 
Wochen  der  Antrag  auf  mündliche  Verhandlung  im  Verwaltungsstreitverfahren 
vor  dem  Kreis-  (Stadt-)  Ausschusse  zu. 

Ueber  Anträge  auf  Ertheilung  der  Erlaubniss  zum  Betriebe  der  Gast- 
wirthschaft, zum  Ausschänken  von  Branntwein  oder  von  Wein,  Bier  oder 
von  anderen  geistigen  Getränken,  sowie  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder 
Spiritus,  ist  zunächst  die  Gememde-  und  die  Ortspolizeibehörde  zu  hören. 
Wird  von  einer  dieser  Behörden  Widerspruch  erhoben,  so  darf  die  Ertheilung 
der  Erlaubniss  nur  auf  Grund  mündlicher  Verhandlung  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren erfolgen. 

Die  Entsoieidung  des  Bezirksausschusses  ist  endgültig. 

In  den  zu  einem  Landkreise  gehörigen  Städten  mit  mehr  als  10  000  Ein- 
wohnern tritt  an  die  Stelle  des  Kreisausschusses  der  Magistrat  (kollegialischc 
Gemeindevorstand). 

§  115.    Ueber  Anträge  auf  Ertheilung: 

a)  der  Konzession  zu  Privat-Kranken-,  Privat-Entbindungs- 
und  Privat-Irrenanstalten  (§  30,  Absatz  1,  der  Reichsgewerbe- 
ordnung) beschliesst  der  Bezirksausschuss. 

Gegen  den  die  Konzession  (Erlaubniss)  versagenden  Beschluss  findet 
innerhalb  2  Wochen  der  Antrag  auf  mündliche  Verhandlung  im  Verwaltungs- 
streitverfahren statt. 

Für  die  im  Verwaltungsstreitverfahren  in  den  Fällen  zu  a  zu.  treffenden 
Entscheidungen  sind  die  von  den  Medizinalaufsichtsbehörden  innerhalb  ihrer 
gesetzlichen  Zuständigkeit  getroffenen  allgemeinen  Anordnungen  über  die  ge- 
sundheits-polizeilichen  Anforderungen,  welche  an  die  baulichen  und  sonstigen 
technischen  Einrichtungen  der  unter  a  bezeichneten  Anstalten  zu  stellen  sind, 
massgebend. 

§  117.  Gegen  Verfügungen  der  unteren  Verwaltungsbehörden,  durch  welche 
Reichsangehörigen  der  Legitimationsschein  zum  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen (§  58  No.  1  und  2  der  Reichsgewerbeordnung)  versagt  worden  ist,  findet 
innerhalb  zwei  Wochen  die  Klage  bei  dem  Bezirksausschusse  statt.  Ueber  An- 
träge w^en  Ertheilung  von  Legitimationsscheinen  für  alle  anderen  Arten  des 
Gewerbebetriebes  im  Umherziehen  beschliesst  der  Bezirksausschuss.  Gegen  den 
versagenden  Beschluss  findet  innerhalb  zwei  Wochen  der  Antrag  auf  mündliche 
Verhandlung  im  Verwaltungsstreitverfahren  statt. 

§  118.  In  den  Fällen  der  §§  115,  116  und  117  ist  g^en  die  Endurtheile 
des  Bezirksausschusses  uur  das  Rechtsmittel  der  Revision  zulässig. 

§  119.  Der  Kreisausschuss,  in  Stadtlaeisen  und  in  den  zu  einem  Land- 
kreise gehörigen  Städten  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  der  Bezirksausschuss, 
entscheidet  auf  Klage  der  zuständigen  Behörde: 

1.  über  die  Untersagung  des  Betriebes  der  im  §35  der  Reichs- 
gewerbeordnung und  der  im  §  37  a.  a.  O.  gedachten  Gewerbe*), 

2.  über  die  Zurücknahme  von  Konzessionen  zum  Betriebe  der 
Gast-  und  Schankwirthschaft,  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  und 
Spiritus,  sowie zum  Handel  mit  Giften  (§  53  a.  a.  O.). 

*)  Darunter  fällt  der  Handel  mit  Drogen  und  chemischen  Präparaten, 
die  zu  Heilzwecken  dienen,  der  Kleinhandel  mit  Bier. 

4* 
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§  120.  Der  Bezirksausschuss  entscheidet  auf  Klage  der  zuständige» 
Behörden  über  die  Zurücknahme: 

1.  Der  im  vorstehenden  §  119  Nr.  2  nicht  gedachten,  in  §  53  der 
Reich^ewerbeordnung  aufgeführten  Approbationen,  Genehmi- 
gungen und  Bestattungen. 

6.    Der  Prüfungszeugnisse  der  Hebammen  (§  30,  Absatz  2  a.  a.  O.) 

§  121.  Insofern  durch  Reichsgesetz  bestimmt  wird,  dass  ausser  den  in  §§> 
114—120  aufgeführten  Gewerbetreibenden  noch  andere  einer  Konzession 
(Approbation,  Genehmigung,  Bestallung)  zum  Gewerbebetriebe  bedürfen,  oder 
nocn  andern  Gewerbetreibenden  der  Gewerbebetrieb  untersagt,  oder  die  ihnen 
eriheilte  Konzession  zurückgenommen  werden  kann,  so  wird  die  zur  Ertheilung 
der  Konzession,  Untersagung  des  Gewerbebetriebes,  beziehungsweise  Zurück- 
nahme der  Konzession  zustandige  Behörde  durch  Königliche  Verordnung 
bestimmt. 

P.  Oeffentliche  Schlachthäuser. 

§  131.    Der  Bezirksausschuss  beschliesst: 

1.  über  die  Genehmigung  der  auf  Grund  der  §§  1—4  des  Gesetzes  vom 
18.  März  1868,  betreffend  die  Errichtung  öffentlicher,  ausschliesslich 
zu  benutzender  Schlachthäuser  (G.  S.  277)i)  gefassten  Gemeinde- 
beschlüsse, sowie  über  die  Bestätigung  von  Verträgen  zwischen  einer 
Gemeinde  und  einem  Unternehmer  in  Betreff  der  Errichtung  eines 
öffentlichen  Schlachthauses.    (§  12  a.  a.  O.); 

2.  über  Entschädigungsansprüche  der  Eigenthümer  und  Nutzberechtigten 
von  Privatschlachtanstalten  wegen  des  ihnen  durch  die  Errichtung 
öffentlicher,  ausschliesslich  zu  benutzender  Schlachthäuser  zugefügten 
Schadens  (§§  9—11  a.  a.  O.) 

In  den  Fällen  zu  1  findet  die  Beschwerde  an  den  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe,  in  den  Fällen  zu  2  nur  der  ordentliche  Rechtsweg  gemäss  §  11  a. 
a.  O.  statt. 

4.  Polizeigesetzgebung. 

Massgebend  für  die  Befugnisse  und  Aufgaben  der 
Polizei  ist  zunächst  die  Vorschrift  des  Allgemeinen  Land- 
rechts Th.  IL,  Tit  17,  §  io:2) 

»Die  nöthigen^)  Anstalten  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Sicher- 
heit*) und  Ordnung  und  zur  Abwendung  der  dem  Publiko  oder  einzelnen 
Mitgliedern  desselben*)  bevorstehenden  Gefahr«)  zu  treffen,  ist  das  Amt  der 
Polizei." 


1)  S.  fünften  Abschnitt;  Kapitel  ^Schlachthäuser«. 

^  Diese  Bestimmung  gilt  nicht  nur  im  Gebiete  des  Allgemeinen  Land- 
rechts, sondern  als  Preussisches  Landrecht  für  die  ganze  Monarchie  (Urth.  d. 
O.-V.-G.  vom  11. 12. 1890). 

^  Es  ist  in  jedem  Einzelfalle  zu  prüfen,  ob  die  polizeilich  anzuordnenden 
Massnahmen  auch  wirklich  «nöthig«  sind;  die  Polizei  handelt  unrechtmässig, 
sofern  sie  weiter  als  nöthig  ist,  in  die  Rechte  des  von  ihren  Anordnungen  Be- 
troffenen eingreift    (Urth.  d.  O.-V.-G.,  I.  S.,  vom  4.  6.  1897). 

*)  Die  Polizeibehörde  ist  demgemäss  mit  Rücksicht  auf  die  ihr  obliegende 
Sorge  für  die  öffentliche  Sicherheit  berechtigt,  anzuordnen,  dass  vorlaufig 
festgenommene  und  in  Polizeihaft  gebrachte  Personen  dem  sog.  Berti llonschen 
Messungen  unterzogen  werden    (Urth.  d.  O.-V.-G.,  IV  S.,  vom  2.  6. 1899). 

*)  Das  Gesetz  kennt  also  keinen  Unterschied,  ob  eine  Schädigung  all- 
gemeiner Interessen  oder  einer  einzelnen  Person  in  Frage  kommt;  der  Einzelne 
bleibt  ein  Glied  des  Publikums,  dessen  Schutz  der  Polizei  anvertraut  ist  (Urth. 
d.  O.-V.-G.  vom  17.  Juni  1890). 

^  Die  Befugniss  der  Polizei  erstreckt  sich  nur  auf  die  Abwendung  einer 
bevorstehenden  »Gefahr«,  keineswegs  aber  auch  auf  die  Verhütung  von  Be- 
lästigungen und  sonstigen  Nachtheilen.  »Gefahr  im  Sinne  des  §  10,  Th.  II, 
Tit.  17  des  Landrechts  ist  ein  solcher  Zustand  der  Dinge,  der  die  ßesorgniss 
begründet,  dass  ein  schädigendes  Ereigniss  eintreten  werde;  sie  ist  nicht  gleich- 
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Der  Polizei  liegt  somit  die  Bekämpfung  der  durch  Ereig- 
nisse oder  Rechtsverletzungen  herbeigeführten  Gefahren  für  Leben^ 
Gesundheit  und  Vermögen  ob;  ihre  Thätigkeit  ist  theils  vor- 
beugend, theils  abwehrend,  wie  dies  besonders  in  dem  Gesetz 
über  die  Polizeiverwaltung  vom  ii.  März  1850,  (G.  S., 
S.  261),  eingeführt  in  die  neuen  Provinzen  durch  Kgl.  Ver- 
ordnung vom  20.  September  1867  (G.  S.,  S.  265),  zum  Ausdruck 
kommt. 

§  1.  Die  örtliche  Polizei  Verwaltung  wird  von  den  nach  den  Vorschriften 
der  Gesetze  dazu  bestimmten  Beamten^)  im  Namen  des  Königs  geführt  — 
vorbehaltlidi  der  im  §  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes  voigesehenen  Ausnahme. 
Die  Ortspolizeibeamten  sind  verpflichtet,  die  ihnen  von  der  vorgesetzten 
Staatsbehörde  in  Polizeiangel^enheiten  ertheilten  Anweisungen  zur  Ausführung 
zu  bringen.  Jeder  der  sich  in  ihrem  Verwaltungsbezirke  aufhält  oder  daselbst 
ansässig  ist,  muss  ihren  polizeilichen  Anordnungen  Folge  leisten. 

bedeutend  mit  »Nachtheil*  oder  0 Belästigung";  ein  polizeiliches  Einschreiten 
lässt  sich  daher  nur  rechtfertigen,  wenn  der  Nachweis  einer  Gefahr  für  Leib, 
Leben,  Gesundheit  oder  Vermögen  des  zu  Schützenden  erbracht  wird.«  (Urth.  d. 
O.-V.-G.  vom  27.  Dez.  1882  und  15.  Okt.  1894.)  Es  bedarf  jedoch  zu  diesem 
Einschreiten  nicht  erst  des  Eintritts  einer  Gesundheitsschädlichkeit,  sondern  es 
genügt  schon  das  »Bevorstehen*,  das  „Drohen*  einer  solchen.  Demzufolge 
ist  z.  B.  eine  Polizeibehörde  berechtigt,  die  Benutzung  gesundheitsschädlichen 
Wassers  durch  Schliessung  eines  Brunnens  zu  verhindern,  auch  wenn  noch 
Niemand  in  Folge  des  Gebrauchs  dieses  Wassers  erkrankt  ist.  (Urth.  d.  O.-V.-G., 
LS.,  vom  10.  12.  1897  und  21.  2.  1899.) 

Ueber  die  Befugnisse  und  Aufgaben  der  Polizei  auf  gesundheit- 
lichem Gebiete  mögen  die  nachstehenden  Entscheidungen  des  Oberverwal- 
tungsgerichts als  Beispiele  dienen.  Danach  kann  sie  das  Ableiten  ungereinifi[ter 
Abwässer  in  einen  Graben  verbieten  (Urth.  d.  III.  S.  vom  19.  Januar  1901),  die  Be- 
seitigung unterirdischer,  den  gesundheitlichen  Anforderungen  nicht  entsprechender 
Kanalanlagen  (Urth.  d.  III.  S.  vom  8.  2.  1898),  sowie  die  ordnungsmässige  Samm- 
lung und  Entfernung  der  Fäkalien  auf  Grundstücken  (Urth.  d.  IV.  S.  vom  1. 4. 1896) 
anordnen,  die  Ableitung  von  jauche  auf  die  Strasse  oder  das  Nachbargrundstück, 
femer  das  Ausgiessen  übelriechender  Flüssigkeiten  in  die  Rinnsteine  verbieten 
(Urth.  vom  23.  November  u.  2.  Dezember  1891),  das  Lagern  von  Dünger  zum 
Schutze  einer  Wasserversorgungsanstalt  (Urth.  vom  28.  3. 1899),  sowie  von  Fellen, 
Häuten  oder  Knochen  auf  einem  Grundstücke  wegen  Gefährdung  der  Gesund- 
heit der  Anwohner  (Urth.  vom  13.  12.  1894  und  10. 12.  1895)  untersagen,  die 
Schaffung  öffentlicher  Bedürfnissanstaiten  durch  die  Gemeinde  (Urth.  v.  3. 6. 1885), 
die  Herstellung  einer  der  Zahl  der  Hausbewohner  entsprechenden  Anzahl  von 
Klosets  (Urth.  d.  IV.  S.  v.  3.  Juli  1895),  die  Entfernung  von  Schweinen  aus  den 
Ställen  einer  mit  Schweinehaltung  verbundenen  Molkerei  wegen  übler  Gerüche 
<Urt.  d.  III.  S.  vom  28.  12.  1895),  die  Schliessung  einer  Wasserleitung  oder  eines 
Brunnens  (Urth.  d.  I.  S.  vom  10.  12.  1897  u.  21.  2. 1899)  anordnen,  das  Feilbieten 
künstlicher  Mineralwässer,  die  nicht  aus  destilliertem  Wasser  oder  reinen  Salzen 
hergestellt  sind  (Urth.  d.  III.  S.  vom  8. 10.  1898),  die  Benutzung  einer  Kegel- 
bahn, das  Zerschlagen  eiserner  T-Träger  nach  10  Uhr  Abends,  wegen  des  da- 
durch hervorgerufenen,  gesundheitsgerahrdenden  Geräusches  (Urth.  d.  III.  S.  vom 
10. 10.  und  7.  11.  1900)  verbieten,  das  Publikum  ge^en  das  unreelle  und  gefähr- 
liche Treiben  der  Kurpfuscher  oder  Schwindeldrogisten  warnen  (Urth.  d.  I.  S. 
vom  11.  3.  1891  u.  29. 11.  1898)  u.  s.  w. 

*)  Ortspolizeibehörden.  Die  örtliche  Polizei  wird  in  den  Städten, 
soweit  sie  hier  nicht  einer  Königlichen  Behörde  übertragen  ist  (s.  Anmerk.  2) 
von  dem  Bürgermeister,  in  der  Provinz  Hannover  vom  Magistrat  verwaltet. 
Auf  dem  Lande  fungiren  als  Ortspolizeibehörden  in  den  älteren  Provinzen  Ost- 
und  Westpreussen,  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien  und  Sachsen,  die  Amts- 
vorsteher, (Gemeinde-  und  Gutsvorsteher  sind  ihre  Organe,  (Kr.-Ord.  vom 
13.  12.  1875,  ^  46  u.  59  bezw.  §§  90, 91  und  123,  der  Landgemeindeordnung  vom 
3.  Juli  1891,  O.  S.,  S.  233;  s.  S.  60  u.  61  u.  58),  in  der  Provinz  Posen:  die  Distrikts- 
kommissare (Instrukt.  vom  9.  August  1887),  in  der  Provinz  Schleswig-Holstein : 
die  Amtsvorsteher  (Kr.-Ord.  vom  26/5  1888  §§  32  u.   folg.),  in  der  Provinz 
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'  §  2.  In  Gemeinden,  wo  sich  eine  Bezirksr^erung,  ein  Land-,  Stadt-  oder 
Kreisgericht  befindet,  sowie  in  Festungen  und  in  Gemeinden  von  mehr  als 
10000  Einwohnern,  kann  die  örtliche  Polizeiverwaltung  durch  Beschluss  des 
Ministers  des  Innern  besonderen  Staatsbeamten  übertragen  werden*).  Auch  in 
anderen  Gemeinden  kann  aus  dringenden  Gründen  dieselbe  Einrichtung  zeit- 
weise eingeführt  werden. 

§  3.  Die  Kosten  der  örtlichen  Polizeiverwaltung  sind,  mit  Ausnahme  der 
Gehälter  der  von  der  Staatsr^erung  im  Falle  der  Anwendung  des  §  2 
angestellten  besonderen  Beamten  von  den  Gemeinden  zu  bestreiten^ 

§  4.  Ueber  die  Einrichtungen,  welche  die  örtliche  Polizeiverwaltung  er- 
fordert, kann  der  Regierungspräsident  besondere  Vorschriften  erlassen. 

Die  Ernennung  aller  Polizeibeamten,  deren  Anstellung  den  Gemeinde- 
behörden zusteht,  bedarf  der  Bestätigung  der  Staatsr^ierung.«) 

§  5.  Die  mit  der  örtlichen  Polizei  Verwaltung  beauftragen  Behörden  sind 
befugt,  nach  Berathung  mit  dem  Gemeindevorstande  ortspolizeiliche,  für 
den  Umfang  der  Gemeinde  gültige  Vorschriften  zu  erlassen  und  gegen  die 
Nichtbefolgung  derselben  Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  9  Mark  anzudrohen. 

Hannover:  die  Landräthe  bezw.  deren  Hülfsbeamte  (Gemeinde-  und  Gutsvorsteher 
haben  als  deren  Organe  auch  eine  Reihe  polizeilicher  Geschäfte  zu  versehen 
(Kr.-Ord.  vom  6.  5.  1884  §§  24—36),  in  der  Provinz  Westfalen :  die  Amtmänner 
(Kr.-Ord.  vom  31.7.  1886,  §§  27-39),  in  der  Provinz  Hessen-Nassau:  die 
Bürgermeister  (Kr.-Ord.  vom  7.  6.  1885,  §§  27—29),  in  der  Rheinprovinz  eben- 
falls die  Land-Bürgermeister  (Kr.-Ord.  vom  30.  5.  1887,  §  28). 

*)  Königliche  Polizeiverwaltungen  sind  zur  Zeit  vorhanden  m 
Königsberg  i./Pr.,  Danzig,  Berlin  mit  Charlottenburg,  Rixdorf  und  Schöneberg, 
Potsdam,  Stettin,  Posen,  Breslau,  Magdeburg,  Kiel,  Hannover,  Göttingen,  Celle, 
Kassel,  Hanau,  Frankfurt  a./M.,  Wiesbaden,  Coblenz,  Cöln  und  Aadien.  Die 
Vorsteher  derselben  heissen  Königliche  Polizeidirektoren  bezw.  Polizeipräsidenten; 
der  Berliner  Polizeipräsident  hat  auch  landespolizeiliche  Funktionen;  s.  S.  43, 
Anm.  4. 

•)  Die  Kosten  der  örtlichen  Polizei  werden  in  den  Stadtgemeinden  mit 
Königlichen  Polizei  Verwaltungen  jetzt  vom  Staate  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  20.  4,  1892  (G.-S.,  S.  87)  gegen  Zahlung  einer  gesetzlich  festgesetzten, 
von  den  betreffenden  Gemeinden  zu  entrichtenden  Pauschalsumme  getragen; 
auch  in  der  Provinz  Hannover  fallen  sie  zum  Theil,  in  der  Provinz  Posen  voll- 
ständig dem  Staate  zur  Last;  in  allen  übrigen  Orten  und  Bezirken  den  Ge- 
meinden. Die  Kostenfrage  ist  aber  gerade  auf  gesundheitlichem  Gebiete  nicht 
immer  leicht  zu  entscheiden,  da  sie  davon  abhängt,  ob  es  sich  um  eine  orts- 
polizeiliche oder  landespolizeiliche  Massregel  handelt;  in  letzterem  Falle  hat 
stets  der  Staat  die  Kosten  zu  tragen.  Massgebend  hierfür  ist  dasZiel,  welches  die  poli- 
zeilichen Anordnungen  verfolgen.  So  lange  diese  nur  bezwecken,  die  Oe- 
meinddnteressen  bezw.  solche  der  nachbarlich  örtlichen  Gemeinden  polizeilich  zu 
schützen,  z.  B.  die  Entstehung  und  Verbreitung  von  Krankheiten  innerhalb 
eines  bestimmten  Ortes  zu  verhüten  oder  zu  bekämpfen,  haben  sie  einen 
ortspolizeiiichen  Charakter,  doch  wenn  sie  hierüber  hinausgehen,  z.  B.  der 
Einschleppung  von  Krankheiten  in  das  Staatsgebiet  oder  ihrer  Verbreitung  von 
Gegend  zu  Gegend  entg^enwirken  sollen,  sind  sie  als  landespolizeiliche  anzu- 
sehen (Urth.  d.  O.  V.O.  vom  6.  1.  1894  und  vom  21.  2.  1899).  Je  nachdem 
das  eine  oder  andere  Interesse  überwiegt,  wird  die  Anordnung  in  zweifelhaften 
Fällen  als  eine  orts-  oder  landespolizeiliche  anzusehen  sein.  Ins  Gewicht  fällt 
dabei  auch,  von  welcher  Behörde  sie  getroffen  ist,  jedoch  ist  dieses  Moment 
niemals  ausschlaggebend.  Vernachlässigt  z.  B.  eine  Ortspolizeibehörde  ihre 
Pflicht,  und  gesdmeht  die  Durchführung  einer  ortspolizeilichen  Massregel  auf 
Anordnung  der  Aufsichtsbehörde,  so  hat  sie  gleichwohl  die  Kosten  dafür  zu 
tragen.  Ebensowenig  werden  orispolizei liehe  Akte  nicht  zu  solchen  der  Landes- 
ponzei,  wenn  sie  auf  eine  allgemeine  oder  spezielle  Anordnung  der  vorgesetzten 
Behörden  erfolgt  sind  (Urth.  d.  O.V.  G.,I.S.,  vom  11.  2.  1896),  oder  wenn  die 
Landespolizeibehördc  in  dringenden  Fällen,  in  denen  die  Verordnung  an  die 
nachgeordnete  Behörde  zum  Einschreiten  keine  Gewähr  des  rechtzeitigen  Erfolges 
darbietet,  an  Stelle  der  Ortspolizeibehörde  verfügt  hat. 

»)  Also  nach  §  7  des  Zuständigkeitsgesetzes  (s.  S.  49)  in  den  Städten  der- 
jenigen des  R^erungspräsidenten,  auch  wenn  sie  mehr  als  10000  Einwohner 
haben. 
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Die  Strafdrohung  kann  bis  zu  dem  Betrage  von  30  Mark  gehen,  wenn 
der  Regierungspräsident  seine  Genehmigung  dazu  ertheilt  hat.^) 

§  6.  Zu  den  Gegenständen  der  ortspolizeilichen  Vorschriften  gehören: 
c  der  Markiverkehr  und  das  öffentliche  Feilhalten   von  Nahrungsmitteln. 

e.  das  öffentliche  Interesse  in  Bezug  auf  die  Aufnahme  und  Beherbergung 
•von  Fremden;  die  Wein,  Bier  und  Kaffeewirthschaften  und  sonstige  Einrich- 
tungen zur  Verabreichung  von  Speisen  und  Getränken; 

f.  Sorge  für  Leben  und  Gesundheit; 

i.  alles  andere,  was  im  besonderen  Interesse  der  Gemeinden  und  ihrer 
Angehörigen  polizeilich  geordnet  werden  muss. 

§  8.  Von  jeder  ortspolizeilichen  Verordnung  ist  sofort  eine  Abschrift  an 
die  zunächst  vorgesetzte  Staatsbehörde  einzureichen. 

§  9.  Ersetzt  durch  §  145  des  Landesverwaltungsgesetzes  vom  30  Juli  1883; 
s.  S.  48. 

§  10.  Die  Bestimmungen  der  §§  8  und  9  finden  auch  auf  die  Abänderung 
oder  Aufhebung  ortspolizeilicher  Vorschriften  Anwendung. 

p  11.  Die  Regierungspräsidenten  sind  befugt^  für  mehrere  Gemeinden 
ihres  Verwaltungsbezirks  ocler  für  den  ganzen  Umfang  desselben  gültige  Poli- 
zeivorschriften zu  erlassen  und  gegen  die  Nichtbefolgung  derselben  Geldstrafen 
bis  zu  dem  Betrage  von  30  Mark  anzudrohen. 

§  12.  Die  Vorschriften  des  Regierungspräsidenten  §  11  können  sich  aut 
die  im  §  6  dieses  Gesetzes  angeführten  und  alle  anderen  Gegenstände  be- 
ziehen, deren  polizeiliche  Regelung  durch  die  Verhältnisse  der  Gemeinden 
oder  des  Bezirks  erfordert  wird. 

§  15.  Es  dürfen  in  den  polizeilichen  Vorschriften  §§  5  und  11  keine 
Bestimmungen  aufgenommen  werden,  welche  mit  den  Gesetzen  oder  den  Ver- 
ordnungen einer  höheren  Instanz  im  Widerspruch  stehen. 

§  16.  Der  Minister  des  Innern  ist  befugt,  soweit  Gesetze  nicht  cntg^en- 
stehen,  jede  polizeiliche  Vorschrift  durch  einen  förmlichen  Beschluss  ausser 
Kraft  zu  setzen. 

Die  Genehmigung  des  Königs  ist  hierzu  erforderlich,  wenn  die  polizei- 
liche Vorschrift  von  dem  Könige  oder  mit  dessen  Genehmigung  erlassen  war. 

§  17.  Die  Polizeirichter  —  jetzt  Schöffengerichte  -  haben  über  alle  Zu- 
widerhandlungen gegen  polizeiliche  Vorschriften  §§  5  und  11  zu  erkennen  und 
dabei  nicht  die  mtnwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit,  sondern  nur  die  ge- 
setzliche Gültigkeit  jener  Vorschriften  nach  den  Bestimmungen  der  §§  5,  11  und 
15  dieses  Gesetzes  in  Erwägung  zu  ziehen. 

§  18.  Für  den  Fall  des  Unvermögens  des  Angeschuldigten  ist  auf  ver- 
hältnissmässige  Gefängnissstrafe  --  jetzt  Haft  (nach  dem  Str.  G.  B.)  —  zu  er- 
kennen*) 

§  19.  Die  bisher  erlassenen  polizeilichen  Vorschriften  bleiben  so  lange  in 
Kraft,  bis  sie  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  aufgehoben  werden. 

§  20.  Die  den  Polizeibehörden  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zustehende 
Exekutionsgewalt  wird  durch   die  vorstehenden    Bestimmungen   nicht  berührt 

Jede  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  ihre  polizeilichen  Verfügungen  durch 
Anwendung  der  gesetzlichen  Zwangsmittel  durchzusetzen. 

Wer  es  unterlasst  dasjenige  zu  thun,  was  ihm  von  der  Polizeibehörde 
in  Ausübung  dieser  Befugniss  geboten  worden  ist,  hat  zu  gewärtigen,  dass  es 
auf  seine  Kosten  zur  Ausführung  gebracht  werde  --  vorbehaltlich  der  etwa 
verwirkten  Strafen  und  der  Verpfliditung  zum  Schadenersatze*). 

Die  Polizei-  und  Sicherheitsbeamten  sind  weiterhin  nach 
§  127,  Abs»  2  der  Str.-Proz.-Ordnung  zur  vorläufigen  Fest- 
nahme einer  Person  befugt,  wenn  diese  einer  strafbaren  That 

*)  §  5  ist  nur  mit  den  durch  §8  136  und  folg.  des  Landesverwaltungs- 
gesetzes vom  30  Juli  1883  (s.  S.  47)  bedingten  Abänderungen  noch  gültig. 

^  Vergl.  §  137  des  Landesverwaltungsges.  vom  30.  7.  1883;  s.  S.  47. 
Abs.  2  des  §  11  ist  durch  die  §§  140  und  141  des  eben  genannten  Gesetzes 
ersetzte;  s.  S.  47. 

«)  Massgebend  hierfür  sind  §§  28—29  des  Strafgesetzbuches.  Danach  ist 
mindestens  auf  1  Tag  zu  erkennen;  im  Uebrigen  sind  je  1—15  Mark  einer  ein- 
tägigen Freiheitsstrafe  gleich  zu  achten. 

*)  Bezüglich  der  Zwangsbefugniss  der  Polizeibehörden  u.  s.  w.  sind  jetzt 
die  §§  182  und  133  des  L  V.  G.  vom  30.  7.  1883,  (s.  S.  46)  massgebend. 
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und  zugleich  der  Flucht  oder  einer  unerlaubten  Einwirkung 
auf  Thatbestand  und  Beweismittel  dringend  verdächtig  ist,  und 
Gefahr  im  Verzuge  obwaltet  Desgleichen  können  sie  Personen 
in  polizeiliche  Verwahrung  nehmen,  sobald  deren  eigener 
Schutz  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit,  Sicherheit  und  Ruhe 
solches  erforderlich  machen;  es  muss  jedoch  spätestens  im  Laufe 
des  folgenden  Tages  die  Freilassung,  oder  das  zur  Ueberweisung 
an  die  zustehende  Behörde  Erforderliche  veranlasst  werden  (Ges. 
vom  12*  Febr.  1850,  G.  S.,  S.  45).  Als  Hilfsorgane  der  Staats- 
anwaltschaft,^) steht  den  Ortspolizeibehörden  bei  dem  Verdacht 
einer  bestimmten  strafbaren  Handlung  femer  das  Recht  der 
Durchsuchung  einer  Wohnung  auf  Grund  der  §§  102  u.  iii 
der  Strafprozessordnung  zu,  wenn  Gefahr  im  Verzuge  vorliegt 
und  die  Auffindung  von  Beweismitteln,  z.  B.  bei  Revisionen  von 
Drogenhandlungen,  bezweckt  ist  Es  sind  dazu  möglichst  ein 
Gemeindebeamter  oder  zwei  Gemeindemitglieder  zuzuziehen; 
die  Durchsuchung  kann  aber  auch  in  Abwesenheit  des  Besitzers 
stattfinden,  sobald  ein  Vertreter  oder  ein  erwachsener  Angehö- 
riger, Hausgenosse  oder  Nachbar  zugezogen  ist 

Ebenfalls  als  Hilfsorgane  der  Staatsanwaltschaft  sind  die 
Ortspolizeibehörden  auch  zur  Beschlagnahme  von  Gegen- 
ständen berechtigt,  die  im  Strafverfahren  als  Beweismittel  der 
Uebertretung  dienen  können  oder  der  Einziehung  unterliegen; 
sie  müssen  dem  Besitzer  aber  in  jedem  Falle  ein  Verzeichniss 
der  beschlagnahmten  Gegenstände  ausfertigen  (§§  94,  98  u.  107 
der  Strafprozessordnung.) 

Um  endlich  die  meist  einfach  liegenden,  geringeren  Ueber- 
txetungen  leichter,  schneller  und  ohne  grosse  Kosten  im  gericht- 
lichen Strafverfahren  erledigen  zu  können,  ist  den  Ortspolizei- 
behördeh  durch  Gesetz  vom  23.  April  1883  (G.  S.,  S.  63)  das 
Recht  eingeräumt,  wegen  der  in  ihrem  Bezirke  verübten,  und 
in  ihren  Verwaltungsbereich  fallenden  Uebertretungen,  polizei- 
liche Strafverfügungen  bis  zu  30  Mark  Geldstrafe  oder 
3  Tagen  Haft,  zu  erlassen  und  die  Einziehung  der  etwa  ver- 
wirkten Gegenstände  zu  verfügen  (§  i  des  Ges.).  Diese  Ver- 
füffungen  sind  rechtskräftig,  wenn  nicht  binnen  einer  Woche 
nach  der  Bekanntmachung  auf  gerichtliche  Entscheidung  an- 
getragen wird. 

Ueber  die  Berechtigung  der  Polizeibehörden  zur  Vorladung 
und  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen 
siehe  I.  Band,  S.  27. 

5*   Kommunalgesetzgebung. 

Die  in  Preussen  bestehende  Kommunalgesetzgebung 
beruht  im  Grossen  und  Ganzen  auf  dem  Grundsatz  der  Selbst- 
verwaltung und  zwar  sowohl  in  den  Verbänden  niederer  (Ge- 
meinden und  Städten),  als  höherer  Ordnung  (Kreisen  und  Pro- 

0  Nach  dem  Minist.-Erlass  vom  15,  September  1879  (Min.-Bl.  f.  i.  V.,  S.  269) 
kömien  jedoch  nur  Bürgermeister,  Polizeiinspektoren,  Polizeikomraissare,  Amt- 
männer, Guts-  oder  Gemeindevorsteher  als  Hilfsorgane  der  Staatsanwaltschaft 
fungiren,  aber  nicht  Polizeisergeanten  oder  Gensdarmen. 


-  57  — 

vinzen).  Alle  diese  Verbände  sind  mit  körperschaftlichen  Rechten 
und  eigenen,  aus  der  Mehrheitswahl  der  Betheiligten  hervorgehen- 
den Organen  ausgestattet,  von  denen  die  einen — Gemeinde-,  Stadt- 
verordnetenversammlungen, Kreis-  und  Provinziallandtage  —  die 
Verwaltungüberwachen,  während  diese  selbst  von  enger  begrenzten 
Vertretungskörpem  —  Magistraten,  Kreis-,  Provinzialausschüssen 
—  geführt  wird,  die  Vorbereitung  und  Ausführung  aber  gewählten 
Einzelbeamten  —  Gemeindevorstehern,  Bürgermeistern,  Land- 
räthen  und  Landesdirektoren  —  übertragen  ist  Alle  Gemeinde-, 
Kreis-  und  Provinzial-Angehorigen  sind  zur  Mitbenutzung  der 
öffentlichen  Einrichtungen  und  Anstalten  der  betreffenden 
Kommunalverbände  nach  Massgabe  der  dafür  bestehenden  Be- 
stimmungen berechtigt,  anderseits  aber  nicht  nur  zur  Theil- 
nahme  an  den  Gemeindeabgaben  und  Lasten,^)  sondern  auch 
zur  Annahme  unbesoldeter  Aemter  in  der  Gemeinde-,  Stadt- 
u.  s.  w.  Verwaltung  oder  Vertretung  anzunehmen.^) 

a.  Landgemeindeordnung. 

Zu  den  Landgemeinden  gehören  alle  Gemeinden,  auf  welche 
die  Städteordnungen  keine  Anwendung  finden.  Für  die  sieben 
ostlichen  Provinzen  ist  die  Landgemeindeordnung  vom  3.  Juli 
1891  (G.  S.,  S.  233)  massgebend,  die  im  Allgemeinen  mit  den- 
jenigen für  die  Provinzen  Schleswig-Holstein  vom  4.  Juli  1892 
(G.  S.,  S.  147),  Hessen-Nassau  vom  4.  August  1807  (G.  S.,  S.  301) 
und  HohenzoUem  vom  3.  Juli  1900  (G,  S.,  S.  189)  übereinstimmt 
Aus  diesen  Landgemeindeordnungen  interessiren  hier  besonders 
die  Bestimmungen,  wonach  der  Gemeindevorsteher,  in  selbst- 
ständigen Gutsbezirken  der  Gutsvorsteher,  das  Organ  des 
Amtsvorstehers   bezw.   Distriktskommissarius    u.  s.  w.   für   die 


1)  Die  betreffende  Bestimmung  findet  sich  in  allen  Landgemeindeordnungen 
(z.  B.  in  §  8  derjenigen  für  die  alten  Provinzen  vom  3.  7.  1891),  Städteord- 
Hungen  (z.  B.  tn  §  4  derjenigen  für  die  alten  Provinzen  vom  30.  5.  1853), 
Kreisordnungen  (z.  B.  in  §§  7  und  9  der  Kreisordnung  für  die  östlichen 
Provinzen  vom  13.  12. 1872)  und  in  der  Provinzalordnung  vom  29.  6.  1875. 

•)  Gemäss  §  65  der  ebengenannten  Landgemeindeordnung,  bezw.  §  74 
der  Stadteordnung  und  §  8  der  Kreisordnung.  Ar  Ablehnung  eines  solchen 
Amtes  berechtigen  nach  diesen  §§  nur  folgende  Entschuldigungsgründe: 

1.  anhaltende  Krankheit; 

2.  Geschäfte,  die  eine  häufige  oder  lange  dauernde  Abwesenheit  vom 
Wohnorte  mit  sich  bringen; 

3.  ein  Alter  über  sechzig  Jahre; 

4.  die  Verwaltung  eines  anderen  öffentlichen  Amtes  bezw.  eines  unmittel- 
baren Staatsamtes; 

5.  sonstige  besondere  Verhältnisse,  welche  nach  dem  Ermessen  der 
Gemeinde-  (Stadt-  oder  Kreis)versammlung  eine  endgültige  Ent- 
schuldigung b^;ründen; 

6.  ärztliche  oder  wundärztliche  Praxis  (dieser  Entschuldigungsgrund  ist 
aber  nur  in  der  Stadteordnung  vorgesehen). 

Nicht  wählbar  sind  für  Gemeindevertretung  bezw.  Magistrat  und  Stadt- 
verordnetenversammlung diejenigen  Beamten  und  die  Mitglieder  derjenigen 
Behörden,  durch  welche  die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Gemeinden  oder 
Städte  ausgeübt  wird  (§  53  der  Landgemeindeordnung  und  §§  17  und  30  der 
Städteordnung).  Die  Kreismedizinalbeamten  fallen  nicht  unter  diese  Beamten, 
wohl  aber  die  Regierungs-  und  Medizinalräthe.  Für  unbesoldete  Kreis-  und 
Provinzialämter  ist  eine  derartige  Bestimmung  nicht  vorgesehen. 
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Polizei  Verwaltung  ist^)  —  in  Hessen -Nassau  fällt  den  Bürger- 
meistern der  Landgemeinden  überhaupt  die  Handhabung  der 
Ortspolizei  zu  — ,  sowie  dass  nachbarlich  belegene  Gemeinden 
und  selbstständige  Gutsbezirke  behufs  Wahrnehmung  einzelner 
kommunaler  Angelegenheiten  zu  besonderen  Verbänden  (sog. 
Zweckverbänden  [§  128  u.  folg.])  vereinigt  werden  können, 
und  dass,  wenn  eine  Gemeinde  u.  s.  w.  es  unterlässt,  oder  sich 
verweigert,  die  ihr  gesetzlich  obliegenden,  von  der  Behörde 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  festgestellten  Leis- 
tungen auf  den  Voranschlag  zu  bringen  oder  ausserordentlich 
zu  genehmigen,  die  Zwangsetatisirung  von  der  Aufsichts- 
behörde (Landrath,  in  letzter  und  höchster  Instanz:  der  Regie- 
rungspräsident) verfügt  werden  kann.  (§  i4i).2) 

In  den  beiden  westlichen  Provinzen  Westfalen  und  Rheinland 
gelten  noch  die  älteren  Landgemeindeordnungen  vom  19.  März 
1856  (G.S.,  S.  265)  und  23.  Juli  1845  (G.  S.,  S.  523),  die  aller- 
dings inzwischen  mehrfach  abgeändert  sind.  Ihr  Hauptunter- 
schied besteht  gegenüber  den  in  den  westlichen  Provinzen  darin, 
dass  hier  mehrere  Gemeinden  zu  grösseren  Gemeinde  verbänden 
(Amtsbezirken,  Landbürgermeistereien)  vereinigt  sind^ 
denen  ein  vom  Oberpräsidenten  unter  Mitwirkung  der  Selbstver- 
waltungskörper ernannter  Amtmann  bezw.  Bürgermeister  vorsteht. 
Hierbei  soll  zwar  auf  ehrenamtliche  Bestallung,  ebenso  wie  in 

*)  Die  betreffenden  Bestimmungen  der  L  G.  O.  lauten: 

§  90.  Der  Gemeindevorsteher  ist,  sofern  er  nicht  zugleich  selbst  das 
Amtsvorsteheramt  bekleidet,  das  Organ  des  Amtsvorstehers  für  die  Polizei- 
verwaltung. 

In  dem  gleichen  Verhältnisse  steht  der  Gemeindevorsteher  in  der  Provinz 
Posen  zu  dem  Distriktskommissarius. 

Der  Gemeindevorsteher  hat  vermöge  dessen  das  Recht  und  die  Pflicht, 
da,  wo  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit  ein 
sofortiges  polizeiliches  Einschreiten  nothwendig  macht,  das  dazu  Erforderliche 
vorläufig  anzuordnen  und  ausführen  zu  lassen. 

§  91.    Der  Gemeindevorsteher  hat  insbesondere  das  Recht  und  die  Pflicht: 

1.  der  vorläufigen  Festnahme  und  Vernehmung  einer  Person  nach  den 
Vorschriften  des  §  127  der  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche 
Reich  vom  1.  Februar  1877  (R.  G.  Bl.,  S.  258)  und  des  §  6  des 
Gesetzes  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  vom  12.  Februar  1850 
(G.  S.,  S.  45}, 

2.  die  unter  Polizeiaufsicht  stehenden  Personen  zu  beaufsichtigen, 

3.  die  ihm  von  dem  Amtsvorsteher  (Distriktskommissarius),  der  Staats- 
oder Amtsanwaltschaft  aufgetragenen  polizeilichen  Massregeln  aus- 
zuführen und  Verhandlungen  aufzunehmen. 

§  123,  Der  Besitzer  eines  selbständigen  Gutes  (Gutsvorsteher)  hat 
insbesondere  die  in  den  §§  90  und  91  aufgeführten  obrigkeitlichen  Befugnisse 
und  Pflichten  entweder  in  Person  oder  durch  einen  von  ihm  zu  bestellenden, 
zur  Uebemahme  des  Amtes  als  Gutsvorsteher  befähigten  Stellvertreter  auszuüben 
Der  Letztere  muss  seinen  beständigen  Aufenthalt  im  Gutsbezirke  oder  in  dessen 
unmittelbarer  Nähe  haben. 

*)  Der  §  141  der  L.  G.  O.  betreffs  die  Zwangsetatisirung  bestimmt: 

»Unterlässt  oder  verweigert  eine  Landgemeinde,  ein  Gutsbezirk  oder  ein 
Gemeindeverband  die  ihnen  gesetzlich  obliegenden,  von  der  Behörde  innerhalb 
der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  festgestellten  Leistungen  auf  den  Voranschlag 
zu  tragen  oder  ausserordentlich  zu  genehmigen,  so  verfügt  der  Landrath  unter 
Anführung  der  Gründe  die  Eintragung  in  den  Voranschlag  oder  die  Fest- 
stellung der  ausserordentlichen  Ausgabe. 

(jegen  die  Verfügung  des  Landraths  steht  der  Gemeinde,  dem  Besitzer 
des  Gutes,  sowie  dem  Verbände  die  Klage  bei  dem  Bezirksausschusse  zu. 
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den  alten  Provinzen  bei  den  Amtsvorstehern,  Bedacht  genommen 
werden,  bisher  sind  diese  Beamten  aber  fast  ausschliesslich  aus 
dem  subalternen  Beamtenthum  oder  aus  pensionierten  Offizieren 
hervorgegangen.  Die  Hannoversche  Landgemeindeordnung 
vom  28.  April  1859  entspricht  im  Grossen  und  Ganzen  den- 
jenigen in  den  alten  Provinzen. 

b.  StädteordnuDg. 

Die  gesammten  Städteordnungen  zeigen  in  den  einzelnen 
Provinzen  nicht  so  viele  Verschiedenartigkeiten,  wie  die  Landge- 
meindeordnungen;  sie  beruhen  sämmtlich  auf  dem  Grundsatze 
voller  Selbstverwaltung,  die  für  die  sieben  östlichen  Provinzen 
unter  dem  30.  Mai  1858  erlassene  Städteordnung  hat  auch  denje- 
nigen für  die  Provinz  Westfalen  vom  19.  März  1856  (G.  S.,  S.  237), 
für  die  Rheinprovinz  vom  15.  Mai  1856  (G.  S.,  S.  406),  für  die  Pro- 
vinzen Schleswig-Holstein  vom  14.  April  i869  (G-  S.,  S.  589)  und 
Hessen-Nassau  vom  4,  August  1897  (G.  S.,  S.  254)  als  Vorbild 
gedient ;  bei  der  rheinischen  Städteordnung  besteht  nur  insofern 
ein  Unterschied  gegenüber  den  übrigen,  als  hier  kein  Magistrat 
vorgesehen  ist,  sondern  die  Geschäfte  desselben  von  dem  Bürger- 
meister versehen  werden,  der  auch  den  Vorsitz  in  der  Stadt- 
verordnetenversammlung führt  und  dem  ein  oder  mehrere  Bei- 
geordnete zur  Seite  stehen.  Die  für  die  Provinz  Hannover 
geltende  Städteordnung  vom  24.  Juni  1858  unterscheidet  sich 
von  jenen  besonders  dadurch,  dass  der  Bürgermeister  und  die  Mit- 
glieder des  Magistrats  (Senatoren)  von  diesem  und  einer  gleichen 
2^hl  von  Bürgervorstehern  in  vereinigter  Versammlung  auf 
Lebenszeit  gewählt  werden,  während  deren  Wahl  in  den  andern 
Provinzen  von  den  Stadtverordnetenversammlungen  allein  und 
nur  auf  12  Jahre  für  die  besoldeten,  auf  6  Jahre  für  die  unbesoldeten 
geschieht 

Aus  den  Städteordnungen  kommen  hier  hauptsächlich  in  Be- 
tracht die  Bestimmung,  dass  die  Stadtverordnetenver- 
sammlung die  Stadtgemeinde  vertritt  und  die  Verwaltung  über- 
wacht (§§  35  bis  37),  der  Magistrat,  in  dem  der  Bürgermeister 
den  Vorsitz  führt,  die  Ortsobrigkeit  und  Gemeindeverwaltungs- 
behorde  bildet,  als  solche  die  Beschlüsse  der  Stadtverordneten 
vorzubereiten  und  auszuführen,  die  Stadt  nach  aussen  zu  ver- 
treten und  die  Gemeindebeamten  anzustellen  hat  (§  56 — 61), 
während  dem  Bürgermeister  ausser  der  Leitung  und  Beauf- 
sichtigung der  ganzen  Stadtverwaltung,  die  Handhabung  der 
Ortspolizei,  die  Verrichtungen  eines  Hülfsbeamten  der  gericht- 
lichen Polizei  und  der  Staatsanwaltschaft  sowie  des  Amtsan- 
waltes, und  die  Führung  aller  örtlichen  Geschäfte  der  Kreis-, 
Bezirks-,  Provinzial-  und  allgemeinen  Staatsverwaltung,  insbe- 
sondere die  Führung  der  Standesregister  obliegt  Mit  Geneh- 
migung des  Regierungspräsidenten  kann  jedoch  ein  Theil  dieser 
Geschäte  auch  einem  anderen  Magistratsmitgliede  übertragen 
werden  (§  6a);  desgleichen  können  zur  dauernden  Verwaltung 
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oder  Beaufsichtigung  einzelner  Geschäftszweige  u.  s.  w.  beson- 
dere Deputationen  gebildet  werden.^) 

Die  Au  f  sich  t  desStaates  über  die  Verwaltung  der  städtischen 
Angelegenheiten  wird  in  erster  Instanz  von  dem  Regierungs- 
präsidenten, in  höherer  und  letzter  Instanz  von  dem  Ober- 
präsidenten geführt;  Zwangetatisirungen  sind  imter  den 
gleichen  Voraussetzungen  wie  bei  den  Landgemeinden  (s.  §§  7 
und  19  des  Zuständigkeitsgesetzes,  S.  49). 

c  Kreisordnung. 

Mehr  als  die  Land-  und  Stadtgemeindeordnungen  interessirt 
epeziell  den  Gesundheitsbeamten  die  Kreisordnung,  da  er  den 
Kreisbehörden  —  Landrath,  Kreisausschuss  und  Kreistag  — 
als  technischer  Berather  zur  Seite  stehen  soll.  Die  Grundlage 
der  Kreisverwaltung  bildet  die  Kreisordnung  für  die  ostiichen 
Provinzen  vom  13.  Dezember  1872  in  der  Fassung  vom 
19.  März  1881  (G.  S.,  S-  155);  die  hier  interessirenden  Be- 
stimmungen derselben  lauten: 

11.  Theil:  Von  der  Qliederung  und  den  Aemtern  des  Kreises. 
I.  Abschnitt.    Allgemeine  Bestlniniung:en. 

§  21.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  des  Kreises  steht  der  Landratii, 
an  der  Spitze  der  Verwaltung  des  Amtsb^irkes  der  Amtsvorsteher,  an  der 
Spitze  der  Verwaltung  der  Gemeinden  der  Gemeindevorsteher.  Für  den  Be- 
reich eines  selbständigen  Gutsbezirks  führt  der  Gutsvorsteher  die  dem  Ge- 
meindevorsteher obliegende  Verwaltung. 

VI.  Abschnitt.    Von  den  Amtsbezirken  und  dem  Amte  des 
Amtsvorstehers. 

§  46.  Die  Polizei  wird  im  Namen  des  Königs*)  geübt. 

§  47.  Behufs  Verwaltung  der  Polizei  und  Wahrnehmung  anderer  öffentlicher 


*)  Die  betreffende  Bestimmung  (§  59  der  Städteordnung  für  die  sieben 
östlichen  Provinzen,  §  64  derjenigen  für  Hessen-Nassau,  §§  66—70  derjenigen 
für  Schleswig-Holstein,  §  77  derjenigen  für  Hannover,  §  59  derjenigen  für 
Westfalen  und  §  54  derjenigen  für  Rheinland)  lautet: 

„Zur  dauernden  Verwaltung  oder  Beaufsichtigung  einzelner  Geschäfts- 
zweige, sowie  zur  Erledigung  vorübergehender  Aufträge  können  besondere  De- 
putationen ^Kommissionen)  entweder  Bios  aus  Mitgliedern  des  Magistrats  oder 
aus  Mitgliedern  beider  Gemeindebehörden  oder  aus  letzteren  und  aus  stimm- 
fähigen Bürgern  gewählt  werden.  Zur  Bildung  gemischter  Deputationen 
(Kommissionen)  aus  beiden  Stadtbehörden  ist  der  übo-einstimmende  Beschluss 
beider  erforderlich. 

Zu  diesen  Deputationen  und  Kommissionen,  welche  übrigens  in  allen 
Beziehungen  dem  Magistrat  (in  der  Rheinprovinz  dem  Büi^ermeister)  unter- 
geordnet sind,  werden  die  Stadtverordneten  und  stimmfähigen  Büre^er  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  gewählt,  die  Magistratsmitglieder  dagegen  von 
dem  Bürgermeister  (von  dem  Magistrat  in  Hessen-Nassau)  ernannt,  welcher 
auch  unter  letzteren  den  Vorsitzenden  zu  bezeichnen  hat  (wenn  er  nicht  selbst 
den  Vorsitz  bekommt  [Hessen-Nassau];  in  der  Rheinprovinz  hat  der  dazu  von 
ihm  beauftragte  Beigeordnete  den  Vorsitz  zu  führen). 

Durch  statutarische  Anordnungen  können  nach  den  eigenthümlichen 
örtlichen  Verhältnissen  besondere  Festsetzungen  üb«-  die  Zusammensetzung  der 
bleibenden     Verwaltungsdeputationen     (Kommissionen)     getroffen     werden.« 

1)  Die  Krdsordnnngen  für  die  Provinzen  Schleswig-Holstein  vom 
26.  Mai  1888  (G.  S.,  S.  139),  für  Hannover  vom  6.  Mai  1884  (G.  S.,  S.  181), 
Westfalen  vom  31.  Juli  1886  (G.  S.,  S.  217),  Hessen-Nassau  vom  7.  Juni  1885 
(G.  S.,  S.  193)  und  für  die  Rheinprovinz  vom  30.  Mai  1887  (G.  S.,  S.  219), 
haben  eigentlich  nur  in  B^ug  auf  die  Verwaltung  der  Ortspolizei  einige 
wesentliche  Abweichungen  (s.  S.  53,  Anm.  1.) 
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Angelegenheiten  vird  jeder  Kreis,  mit  Ausschluss  der  Städte,  in  Amtsbezirke 
getheilt*). 

§  50.  Die  Organe  der  Amtsverwaltung  in  den  Amtsbezirlcen  sind 
nach  näherer  Vor^rift  dieses  Gesetzes  der  Amtsvorsteher  und  der  Amts- 
ausschuss.^ 

§  52.  Zu  den  Befugnissen  des  Amtsausschusses  gehört 

2.  die  Beschlussfassung  über  diejenigen  Polizeiverordnungen,  welche 

der   Amtsvorsteher    unter   Mitwirkung   des  Amtsausschusses  zu  erlassen 

befugt  ist; 

4.  die  Bestellung,  sowie  die  Wahl  besonderer  Kommissionen  oder 
Kommissarien  zur  Vorbereitung  und  Ausführung  von  Beschlüssen  des 
Amtsausschusses; 

5.  die  Beschlussfassung  über  sonstige  Angelegenheiten,  welche  der 
Amtsvorsteher  aus  dem  Kreise  seiner  Amt^fugnisse  dem  Amtsausschusse 
zu  diesem  Zwecke  unterbreitet. 

§  56.   Der  Amtsvorstehcr  wird  vom  Oberpräsidenten  ernannt. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grund  von  Vorschlägen  des  Kreistages,  in 
welche  aus  der  Zahl  der  Amtsgehörigen  die  zu  Amtsvorstehem  befähigten 
Personen  aufzunehmen  sind. 

In  denjenigen  Amtsbezirken,  die  nur  aus  einer  Gemeinde,  oder  einem 
selbständigen  Gutsbezirke  bestehen,  ist  der  Gemeinde-  bezw.  Guts  Vorsteher 
zugleich  Ämtsvorsteher. 

§  57.  Für  jeden  Amtsbezirk  wird  nach  den  für  die  Ernennung  des  Amts- 
vorstehers  geltenden  Bestimmungen  (§  56)  ein  Stellvertreter  des  letzteren 
ernannt. 

§  59.  Obliegenheiten  des  Amtsvorstehers.  Der  Amtsvorsteher 
verwaltet : 

1.  die  Polizei,  insbesondere  die  Sicherheits-,  Ordnungs-,  Sitten-,  Gesund- 
heits-,  Gesinde-,  Armen-,  W^e-,  Wasser-  (ausser  Strom-,  Schifffahrts-  und 
Hafenpolizei),  Feld-,  Forst-,  nscherei-,  Gewerbe-,  Bau-,  Feuerpolizei  u.  s.  w., 
soweit  sie  nicht  durch  besondere  Gesetze  dem  Landrathe  oder  anderen  Beamten 
übertragen  ist; 

2.  die  sonstigen  öffentlichen  Angelegenheiten  des  Amtes  nach  näherer 
Vorschrift  dieses  Gesetzes. 

§  60.  Der  Amtsvorsteher  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  da,  wo  die 
Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung,  Ruhe  und  Sicherheit  sein  Einschreiten 
nothwendig  macht,  das  Erforderliche  anzuordnen  und  ausführen  zu  lassen.^) 

§  62.  Das  durch  die  §§  5  ff.  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1850  (G.  S., 
S.  265)2)  der  Ortspolizeibehörde  für  den  Umfang  einer  Gemeinde  ertheilte 
Recht  zum  Erlass  von  Polizeistrafverordnungen  wird  auf  den  Amtsvorsteher 
mit  der  Massgabe  übertragen,  dass  er  nicht  nur  für  den  Umfang  einer  einzelnen 
Gemeinde  oder  eines  einzelnen  Gutsbezirkes,  sondern  auch  fiir  den  Umfang 
mehrerer  Gemeinden  oder  Gutsbezirke  und  für  den  Umfang  des  ganzen  Amts- 
bezirkes unter  Zustimmung  des  Amtsausschusses  derartige  Verordnungen  zu 
erlassen  befugt  ist. 

Versagt  der  Amtsausschuss  die  Zustimmung,  so  kann  derselbe  auf  Antrag 
des  Amtsvorstehers  durch  Beschluss  des  Kreisausschusses  ergänzt  werden.  Der 
Beschluss  ist  endgültig. 

§  63.  Der  Amtsvorsteher  hat  in  dem  seiner  Verwaltung  anheimfallenden 
Angelegenheiten  das  Recht  der  vorläufigen  Straffestsetzung  nach  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  23.  April  1883.») 


*)  Die  Amtsvorsteher  werden  jedoch  dadurch  ebenso  wenig  wie  der  Büi^er- 
mdster  in  den  Städten  königliche  Beamte,  und  dürfen  daher  auch  nicht  das 
Prädikat  „Königlich"  führen. 

*)  In  Westfalen:  Aemter;  in  der  Rheinprovinz:  Landbüi^ermeistereien; 
In  der  Provinz  Hannover  ist  eine  solche  Theilung  der  Kreise  in  Unterbezirke 
gar  nicht  vorgesehen,  da  hier  die  Ortspolizei  vom  Landrath  verwaltet  wird. 

*)  In  Westfalen:  der  Amtsmann  und  die  Amtsversammlung;  in  der  Rhein- 
provinz: der  Bürgermeister  und  die  Bürgermeisterei-Versammlung. 

^)  Wegen  der  Zwangsbefugnisse  des  Amtsvorstehcr  s.  §  132  d.  L  V.  G.,  S.  46. 

»)  Siehe  S.  54. 

»)  Siehe  S.  56. 


i; 
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§  67.  Die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  der  Amtsvorsteher  führt 
der  Landrath  als  Vorsitzender  des  Kreisausschusses. 

§  70.  Soweit  die  Kosten  der  Amtsverwaltung  durch  die  vom  Staate 
überwiesenen  Beträge  ihre  Deckung  nicht  finden,  trägt  dieselben  das  Amt. 

§  73.  Unterlässt  oder  verweigert  ein  Amtsverband  die  ihm  gesetzlich  ob- 
liegenden, von  der  Behörde  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  fest- 
gestellten Leistungen  auf  den  Haushaltsetat  zu  bringen  oder  ausserordentlich 
zu  genehmigen,  so  verfügt  der  Landrath  unter  Anführung  der  Gründe  die 
Eintragung  in  den  Etat,  bezw.  die  Feststellung  der  ausserordentlichen  Ausgabe. 

5.  Abschnitt:   Von  dem  Amte  des  Landraths. 

74.    Der  Landrath  wird  vom  Könige  ernannt. 
)er  Kreistag  ist  befugt,   für  die  Besetzung  des  erledigten  Landrathsamtes 
geeignete  Personen,   welche  seit   mindestens  einem  Jahre  dem   Kreise  durch 
Grundbesitz  oder  Wohnsitz  angehören,  in  Vorschlag  zu  bringen. 

§  75.  Behufs  Stellvertretung  des  Landraths  werden  von  dem  Kreis- 
tage aus  der  Zahl  der  Kreisangehörigen  zwei  Kreisdeputirte  auf  je  sechs  Jahre 
gewählt.  Dieselben  bedürfen  der  Bestätigung  des  Oberpräsidenten.  Sie  sind 
vom  Landrathe  zu  vereidigen. 

Für  kürzere  Verhinderungsfälle  kann  der  Kreissekretär  als  Stellvertreter 
eintreten. 

§  76.  Amtliche  Stellung.  Der  Landrath  führt  als  Organ  der  Staats- 
regierung die  Geschäfte  der  aligemeinen  Landesverwaltung  im  Kreise  und  leitet 
als  Vorsitzender  des  Kreistages  und  des  Kreisausschusses  die  Kommunalverwaltung 
des  Kreises. 

§  77.  Soweit  die  Rechte  und  Pflichten  des  Landraths  nicht  durcji 
das  gegenwärtige  Gesetz  abgeändert  sind,  behält  es  bei  den  darüber  bestehenden 
Vorschriften  auch  femer  sein  Bewenden.*) 

Demgemäss  hat  der  Landrath  auch  fem  er  die  gesammte  Polizei  Verwaltung 
im  Kreise  und  in  dessen  einzelnen  Amtsbezirken,  Gemeinden  und  Gutsbezirken 
zu  überwachen.  2) 

111«  Titel.    Von  der  Vertretung  und  Verwaltung  des  Kreises. 
3.  Abschnitt:   Von  den  Vertretungen  und  Geschäften  des  Kreistages. 

§  115.  Die  Geschäfte  des  Kreistages.  Der  Kreistag  ist  berufen,  den 
Kreiskommunalverband  zu  vertreten,  über  die  Kreisangelegenheiten  nach  näherer 
Vorschrift  dieses  Gesetzes,  sowie  über  diejenigen  Gegenstände  zu  berathen  und  zu 
beschliesseh,  welche  ihm  zu  diesem  Behufe  durch  Gesetze  und  Königliche  Ver- 
ordnungen überwiesen  sind  oder  in  Zukunft  durch  Gesetz  überwiesen  werden. 

§  116.    Insbesondere  ist  der  Kreistag  befugt: 

1.  nach  Massgabe   des  §  20 reglementarische  Anordnungen 

zu  treffen; 3) 

3.  Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Verpflichtung  oder  im  Interesse  des 
Kreises  zu  beschliessen  und  zu  diesem  Behufe  über  das  dem  Kreise  gehörige 
Grund-  beziehungsweise  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  aufzunehmen 
und  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  zu  belasten; 

5.  den  Kreishaushalts-Etat  festzustellen ; 

6.  die  Grundsätze  festzustellen,   nach   welchen   die  Verwaltung  ...... 

der  Kreiseinrichtungen  und  -Anstalten  zu  erfolgen  hat; 

7.  die  Einrichtung  von  Kreisämtern  zu  beschliessen,  die  Zahl  und  Be- 
soldung der  Kreisbeamten  zu  bestimmen; 

^)  Nach  der  Instmktion  vom  31.  Dezember  1816  erstreckt  sich  der  Wirkungs- 
kreis des  Landraths  auf  alle  Verwaltungszweige,  für  welche  keine  besonderen 
Beamten  bestellt  sind.  Er  ist  dem  Königlichen  Regierungspräsidenten  direkt 
unterstellt. 

2)  Soweit   er  nicht  selbst,  wie  z.  B.  in   der  Provinz  Hannover  die  Orts- 

Eolizei  ausübt;  in  dieser  Provinz,  stehen  auch  die  sogenannten  selbständigen 
tädte  unter  10  000  Einwohner  in  Polizeisachen  unmittelbar  unter  dem 
Regierungspräsidenten,  während  in  den  anderen  Provinzen  alle  Kreisangehörigen 
Städte,  aucn  die  über  10000  Einwohner,  in  Polizeisachen  dem  Landrath  unter- 
stellt sind. 

«)  Z.  B.  über  besondere  Einrichtungen  (Krankenanstalten  u.  s.w.)  des  Kreises; 
Derartige  Reglements  bedürfen  nicht  der  Bestätigung  von  Aufsichtsbehörden; 
sie  dürfen  aber  den  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  widersprechen. 
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8.  die  Wahlen  zum  Kreisausschusse  (§  130)  und  zu  den  durch  das  Gesetz 
für  Zwecke  der  allgemeinen  Landesverwaltung  angeordneten  Kommissionen  zu 
vollziehen,  sowie  besondere  Kommissionen  und  Kommissare  für  Kreiszwecke 
zu  bestellen  (§  167); 

9.  Outachten  über  alle  Anjjelegenheitcn  abzugeben,  die  ihm  zu  diesem 
Bdiufe  von  den  Staatsbehörden  überwiesen  werden; 

10.  die  durch  Gesetz  oder  Königliche  Verordnung  (§  115)  ihm  übertragenen 
sonstigen  Geschäfte  wahrzunehmen. 

§  118.  Berufung  des  Kreistages  und  Leitung  der  Verhand- 
lungen auf  demselben.  Der  Landrath  beruft  die  Kreistagsabgeordneten 
zum  Kreistage  durch  besondere  Einladungsschreiben,  unter  Angabe  der  zu 
verhandelnden  Gegenstände,  führt  auf  demselben  den  Vorsitz,  leitet  die  Ver- 
handlungen und  handhabt  die  Ordnung  in  der  Versammlung.  In  Behinderungs- 
fallen übernimmt  der  dem  Dienst-  l^ziehungsweise  Lebensalter  nach  älteste 
anwesende  Kreisdeputirte  den  Vorsitz. 

Mit  Ausnahmen  dringender  Fälle,  in  welchen  die  Frist  bis  zu  drei  Tagen 
abgekürzt  werden  darf,  muss  die  Einladung  sämmtlichen  Kreistagsabgeordneten 
mindestens  14  Tage  vorher  zugestellt  werden.  Gegenstände,  die  nicht  in  die 
Einladung  zum  Kreistage  aufgenommen  sind,  können  zwar  zur  Berathung 
gelangen,  die  Fassung  emes  bindenden  Beschlusses  über  dieselben  darf  jedoch 
erst  auf  dem  nächsten  Kreistage  erfolgen. 

Von  einem  jeden  anzusetzenden  Kreistage  hat  der  Landrath  dem  Regierungs- 
präsidenten unter  Einsendung  einer  Abschrift  des  Einladungsschreibens  Anzeige 
zu  machen. 

§  120.  Die  Sitzungen  des  Kreistages  sind  öffentlich.  Für  einzelne 
Gegenstände  kann  durch  einen  in  geheimer  Sitzung  zu  fassenden  Beschluss  der 
Versammlung  die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen  werden.  \ 

§  122.  An  Verhandlungen  über  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Kreises 
darf  derjenige  nicht  theilnehmen,  dessen  Interesse  mit  dem  des  Kreises  in 
Widerspruch  steht. 

§  123.  Die  Mitglieder  des  Kreisausschusses,  welche  nicht  Mitglieder  des 
Kreistages  sind,  werden  zu  den  Versammlungen  des  Kreistages  eingeladen  und 
haben  in  denselben  berathende  Stimme. 

§  125.  Abfassung  und  Veröffentlichung  der  Kreistagspro- 
tokolle. Ueber  die  Beschlüsse  des  Kreistages  ist  eine  besondere  Verhancflung 
aufzunehmen,  in  welcher  die  Namen  der  dabei  anwesend  gewesenen  Mitglieder 
aufgeführt  werden  müssen.  Diese  Verhandlung  wird  von  dem  Vorsitzenden 
und  von  wenigstens  drei  Mitgliedern  des  Kreistages  vollzogen,  welche  zu  diesem 
Behufe  von  der  Versammlung  vor  dem  Beginne  der  Verhandlung  zu  bestimmen 
und  in  letzterer  aufzuführen  sind. 

Dem  Regierungspräsidenten  ist  eine  Abschrift  des  Protokolls  einzureichen. 

4.  Abschnitt:    Von   dem  Kreisausschusse»    seiner   Zusammensetzuns 

und  seinen  Qeschlften  in  der  Kreiskommunal-  oder  allgemeinen 

LandesTerwaltung. 

§  130  Allgemeine  Stellung.  Zum  Zwecke  der  Verwaltung  der  An- 
gel^enheiten  des  Kreises  und  der  Wahrnehmung  von  Geschäften  der  allge- 
meinen Landesverwaltung  wird  ein  Kreisausschuss  bestellt. 

§  131.  Zusammensetzung.  Der  Kreisausschuss  besteht  aus  dem 
Landrathe  und  sechs  Mitgliedern,  welche  von  der  Kreisversammlung  aus  der 
Zahl  der   Kreisangehörigen   mit  absoluter    Stimmenmehrheit   gewählt  werden. 

§  134.  Die  Oescriäfte  des  Kreisausschusses.  Der  Kreisausschuss 
hat: 

1.  die  Beschlüsse  des  Kreistages  vorzubereiten  und  auszuführen,  soweit 
damit  nicht  andere  Kommissionen,  Kommissarien  oder  Beamte  durch  Gesetz 
oder  Kreistagsbeschluss  beauftragt  werden; 

2.  die  Kreisangelegenheiten  nach  Massgabe  der  Gesetze  und  der  Beschlüsse 
des  Kreistages,  sowie  in  Gemässheit  des  von  diesem  festzustellenden  Kreis- 
haushalt-Etats zu  verwalten; 

3.  die  Beamten  des  Kreises  zu  ernennen  und  deren  Geschäftsführung 
zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen. 

4.  sein  Gutachten  über  alle  Angelegenheiten  abzugeben,  welche  ihm  von 
den  Staatsbehörden  überwiesen  werden; 
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5.  diejenigen  Geschäfte  der  allgemeinen  Landesverwaltung  zu  führen^ 
welche  ihm  durch  Gesetz  übertragen  werden. 

§  136.  Der  Landrath  leitet  und  beaufsichtigt  den  Geschäftsgang  des  Aus- 
schusses und  soiigt  für  prompte  Erledigung  der  Geschäfte. 

Der  Landrath  beruft  den  Kreisaussdiuss  und  führt  in  demselben  den 
Vorsitz  mit  vollem  Stimmrechte.  Ist  der  Landrath  verhindert,  so  geht  der  Vor- 
sitz auf  seinen  Stellvertreter  über.  Ist  dies  der  Kreissekretär,  so  führt  nicht 
dieser,  sondern  das  hierzu  vom  Ausschusse  gewählte  Mitglied  den  Vorsitz, 

§  137.  Der  Landrath  führt  die  laufenden  Geschäfte  der  dem  Ausschuss 
übertragenen  Verwaltung.  Er  bereitet  die  Beschlüsse  des  Ausschusses  vor  und 
trägt  für  die  Ausführung  derselben  Sorge.  Er  kann  die  sclbstständige  Be- 
arbeituug  einzelner  Angelegenheiten  einem  Mitgliede  des  Kreisausschusses 
übertragen. 

Er  vertritt  den  Kreisausschuss  nach  Aussen,  verhandelt  Namens  desselben 
mit  Behörden  und  Privatpersonen,  führt  den  Schriftwechsel  und  zeichnet  alle 
Schriftstücke  Namens  des  Ausschusses. 

S.  Abschnitt:   Von  den  Krelskommissarlen. 

§  167,  Für  die  unmittelbare  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  einzelner 
Kreisinstitute,  sowie  für  die  Besorgung  einzelner  Kreisangelegenheiten  kann  der 
Kreistag  nach  Bedürfniss  besondere  Kommissionen  oder  Kommissare  aus  der 
Mitte  der  Kreisangehörigen  bestellen,  welche  ebenso,  wie  die  durch  das  Gesetz 
für  Zwecke  der  allgemeinen  Landesverwaltung  angeordnete  Kommissionen,  ihre 
Geschäfte  unter  Leitung  des  Landraths  besorgen. 

Der  Landrath  ist  befugt,  jederzeit  den  ßerathungen  der  Kreiskommissionen 
beizuwohnen  und  dabei  den  Vorsitz  mit  vollem  Stimmrecht  zu  übernehmen,, 
soweit  nicht  hierüber  hinsichtlich  der  für  Zwecke  der  allgemeinen  Landesvcr- 
waltung  angeordneten  Kommissionen  etwas  Anderes  gesetzlich  bestimmt  ist. 

IT.  Titel.    Von  den  SUdtkrelsen. 

169.  In  denjenigen  Kreisen,  welche  nur  aus  einer  Stadt  bestehen  (Stadt- 
kreise), werden  die  Geschäfte  des  Kreistages  und  des  Kreisausschusses,  die  des 
letzteren,  soweit  sich  dieselben  auf  die  Verwaltung  der  Kreiskommunal-An- 
gelegenheiten  beziehen,  von  den  städtischen  Behörden  nach  den  Vorschriften 
der  ötädteordnung  wahrgenommen. 

§  170.  In  den  Stadtkreisen  tritt  an  Stelle  des  Kreisausschusses  zur  Wahr- 
nehmung von  Geschäften  der  allgemeinen  Landesverwaltung  in  den  durch  die 
Gesetze  bezeichneten  Fällen  der  nach  den  Vorschriften  der  ^  37  ff.  des  Gesetzes 
über  die  allgemeine  Landesverwaltung  gebildete  Stadtausschuss.  *) 

V.  Titel.  Von  der  Oberaufsiclit  Aber  die  Kreisverwaltung. 

§  177.  Aufsichtsbehörden.  Die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Ver- 
waltung der  Angelegenheiten  der  Landkreise  wird  von  dem  Regierungspräsi- 
denten, in  höherer  und  letzter  Instanz  von  dem  Oberpräsidenten  geübt,  un- 
beschadet der  in  den  Gesetzen  angeordneten  Mitwirkung  des  Bezirksausschusses 
und  des  Provinzialrathes. 

§  180.  Zwangsweise  Etatisirung  gesetzlicher  Leistungen  durch 
den  Regierungspräsidenten.   Entspricht  seinem  Inhalte  nach  §  73;  s.S. 62. 

c.  Provinzialordnung. 

Die  Provinzialverbände  fallen  mit  den  staatlichen  Pro- 
vinzial-Verwaltungsbezirken  zusammen.  Für  ihre  Verwaltung 
ist  in  den  östlichen  Provinzen  die  Provinzialordnung 
vom  29.  Juni  1875  in  der  Fassung  vom  22.  März  1881  (G.  S.^ 
S.  176)  massgebend;  für  die  westlichen  Provinzen  sind  besondere, 
aber  auf  gleicher  Grundlage  beruhende  Provinzialverordnungen 
erlassen:  für  die  Prov.  Hannover  unter  dem  7.  Mai  1884  (G.  S., 
S.  237)^),   für  die  Prov.  Hessen-Nassau  unter  dem  8.  Juni  1885 

1)  Siehe  S.  43. 

2)  Hier  bildet  der  Landesdirektor  mit  den  zugeordneten  höheren  Beamten  — 
Schatzräthen  —  eine  Kollegialbehörde,  das  Landesdirektorium. 
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(G.  S.,  S.  242)  \  für  die  Prov.  Westfalen  unter  dem  i.  Aug.  1886 
(G.S.,  S.  254),  für  die  Rheinprovinz  unter  dem  i,  Juni  1887 
(G.  S.,  S.  249)  und  für  die  Prov.  Schleswig-Holstein  unter  dem 
27.  Mai  1888  (G.  S.,  S.  191).  In  Posen  gilt  noch  das  Ges. 
wegen  Anordnung  der  Provinzialstände  vom  27.  März  1824 
(G.  S.,  S.  141)  mit  den  Abänderungen,  den  es  durch  das  Gesetz 
über  die  allgemeine  Landesverwaltung  u.  s.  w.  in  der  Provinz 
Posen  vom  19.  Mai  1889  i^'  S«»  S-  ^^8)  erfahren  hat 

Die  Organe  der  Pro vinzial Verwaltung  sind:  der  Pro- 
vinziallandtag,  der  Provinzialausschuss  und  der  Landeshaupt- 
mann (Landesdirektor).  Der  Provinzialland  tag  (§§  9 — 44) 
wird  alle  zwei  Jahre  mindestens  einmal  vom  Könige  berufen; 
als  Kgl.  Kommissar  fungirt  der  Oberpräsident,  Der  Landtag 
vertritt  die  Provinz,  stellt  die  Verwaltungsgrundsatze  (Statuten 
und  Reglements,  (§  8),  den  Voranschlag  für  den  Provinzialhaus- 
halt  und  die  Einrichtung  der  Provinzialämter  fest  Er  wählt 
die  oberen  Provinzialbeamten  und  hat  die  ihm  von  der  Staats- 
regierung überwiesenen  Gesetze  und  sonstigen  Gegenstände 
zu  begutachten.  Der  Provinzialausschuss  (§§  45—61),  der 
sich  aus  einem  Vorsitzenden,  7 — 13  vom  Provinziallandtage  ge- 
wählten Mitgliedern  und  dem  Landeshauptmann  zusammen- 
setzt,  hat  die  Beschlüsse  des  Provinziallandtages  vorzubereiten 
und  auszuführen,  die  Provinzialanstalten  nach  Massgabe  der 
Gesetze,  der  auf  Grund  der  Gesetze  erlassenen  Kgl.  Verord- 
nungen und  der  von  dem  Provinziallandtage  beschlossenen  Regle- 
ments zu  verwalten,  die  Provinzialbeamten  zu  ernennen,  soweit 
ihreErnennung  nicht  dem  Provinziallandtage  zusteht,  und  deren  Ge- 
schäftsführung zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen,  ferner  Gut- 
achten über  alle  Angelegenheiten  abzugeben,  welche  ihm  von 
dem  Minister  oder  dem  Oberpräsidenten  überwiesen  werden. 

Die  Wahrnehmung  der  laufenden  Geschäfte  liegt  dem 
Landeshauptmann  (Landesdirektor,  §§87 — 92)  ob,  der  vom 
Provinziallandtage  auf  6 — 12  Jahre  zu  wählen  ist  und  vom 
König  bestätigt  werden  muss.  Er  hat  die  Geschäfte  des  Rro- 
vinzialausschusses  vorzubereiten  und  für  deren  Ausführung 
Sorge  zu  tragen;  er  ist  der  Dienstvorgesetzte  von  sämmtlichen 
Provinzialbeamten  und  vertritt  den  Provinzialverband  nach 
Aussen.  Es  können  ihm  nach  näherer  Bestimmung  des  Pro- 
vinrialstatuts  zur  Mitwirkung  bei  Erledigung  der  Geschäfte 
der  gesammten  oder  einzelner  Zweige  der  kommunalen  Pro- 
vinrialverwaltung  noch  andere  vom  Provinziallandtage  zu 
wählende  obere  Beamte  (Landesräthe)  mit  berathender 
oder  beschliessender  Stimme  beigeordnet  werden  (§  93).  Für 
die  unmittelbare  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  einzelner 
Anstalten,  sowie  für  Wahrnehmung  einzelner  Angelegenheiten 
des  Provinzialverbandes  können  endlich  noch  besondere  Kom- 
missionen   oder   Kommissare   bestellt   werden,    über    deren 


*)  In  dieser  Provinz  bestehen  unter  dem  Provinzial verbände  noch  zwei,  den 
Reg  -  Bezirken  Kassel  und  Wiesbaden  entsprechende  Bezirksverbände  mit 
Kommunallandtagen,  Landesausschüssen  und  Landeshauptleuten  als  Organen. 
Die  Mitglieder  beider  Kommunallandtage  bilden  den  Provinziallandtag. 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.    II*  5 
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Einsetzung,    Zuständigkeit   u.  s.  w.    der    Provinziallandtag   be- 
schliesst  (§  99). 

Die  staatliche  Aufsicht  über  die  Angelegenheiten  der 
Provinzialverbände  wird  vom  Oberpräsidenten,  in  höherer  Instanz 
von  dem  Minister  des  Innern  geübt  Der  Oberpräsident  ist 
befugt,  an  den  Berathungen  des  Provinzialausschusses  oder 
der  Provinzialkommissionen  entweder  selbst,  oder  durch  einen 
zu  seiner  Vertretung  abgeordneten  Staatsbeamten  Theil  zu 
nehmen  (§§  114 — 117).  Er  führt  insbesondere  nach  dem  Aller- 
höchsten Erlass  vom  12.  Mai  1897  (G.  S.,  S.  227)  die  gesund- 
heitspolizeiliche Aufsicht  über  die  Provinzialanstalten  und  kann 
sich  hierzu  der  Mitwirkimg  des  Reg.-  und  Medizinalraths  der 
betreffenden  Regierung  bedienen  (s.  S.  42,  Anm.  2). 

Der  Genehmigung  der  zuständigen  Minister  bedürfen 
ferner:  die"  vom  Provinziallandtage  zu  beschliessenden  Regle- 
ments für  I.  Landarmen-,  Korrigenden-  und  Erziehungs-,  2.  Irren-, 
Taubstummen-  und  Idiotenanstalten,  3.  Hebammenlehranstalten 
und  4.  Versicherungsanstalten,  insoweit  sich  die  Bestimmungen 
beziehen  auf  die  Aufnahme,  Behandlung  und  Entlassung  bezw. 
Unterricht  der  in  den  Anstalten  i  und  2  untergebrachten  Per- 
sonen, auf  die  Aufnahme,  den  Unterricht  und  die  Prüfung  der 
Hebammenschülerinnen  (3)  und  auf  die  Organisation  und 
Verwaltungsgrundsätze  der  Versicherungsanstalten  (5)  (§  120). 
Ebenso  wie  allen  anderen  Kommunalverbänden  steht  auch  den 
Provinzialverbänden  gegenüber  der  Aufsichtsbehörde,  hier  dem 
Oberpräsidenten,  das  Recht  der  Zwangsetatisirung  unter  den  üb- 
lichen Voraussetzungen  zu  (§  121). 

Die  Provinzialverbände  sind  für  das  öffentliche  Gesund- 
heitswesen insofern  von  grosser  Bedeutung,  als  ihnen  nach 
§  128  der  Provinzialordnung  und  durch  das  Dotationsgesetz 
vom  8.  Juli  1873  (G.  S.,  S,  497)  die  Fürsorge  für  Landarme, 
Geisteskranke,  Taubstumme,  Blinde  und  Idioten,  sowie  die  Unter- 
stützung milder  Stiftungen  und  Wohlthätigkeitsanstalten,  durch 
das  Gesetz  vom  13.  März  I878  (G.  S.,  S.  132)  die  Fürsorge  für 
die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  übertragen  ist  Nach 
dem  Gesetz  vom  11.  Juli  1891  (G.  S.,  S.  300)  sind  die  Provin- 
zialverbände als  Landarmenverbände  weiterhin  verpflichtet,  für 
Bewahrung,  Kur  und  Pflege  der  hülfsbedürftigen  Geistes- 
kranken, Idioten,  Epileptischen,  Taubstummen  und  Blinden, 
soweit  dieselben  der  Anstaltspflege  bedürfen,  in  geeigneten 
Anstalten  Fürsorge  zu  treffen;  desgleichen  sind  sie  befugt, 
die  Fürsorge  für  Sieche  unmittelbar  zu  übernehmen.  Auch 
bei  der  Ausführung  des  neuen  Gesetzes  über  die  Fürsorge- 
erziehung Minderjähriger  vom  2.  Juli  1900  (G.  S.,  S.  264) 
haben  die  Provinzialverwaltungen  mitzuwirken  und  ins- 
besondere für  die  Errichtung  von  Erziehungs-  und  Besserungs- 
anstalten zu  sorgen,  soweit  es  an  Gelegenheit  fehlt,  die  Zög- 
linge in  geeigneten  Familien  oder  in  öffentlichen,  kirchlichen 
und  privaten  Anstalten  unterzubringen;  sie  erhalten  zu  den 
dadurch  entstehenden  Kosten  aus  der  Staatskasse  einen  Zu- 
schuss  in  Höhe  von  zwei  Dritteln  derselben. 
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C.   Die  Irgaiisatioi  dis  Iffiitliebii  EisoRdbiitswisiRS  oid  dir 
Gosiiidbiitsbibirdei  ii  du  virsebiediieD  InstanzeR. 

I.  Zentralbehörden. 

Die  gesammte  Medizinalverwaltung  ist  in  Preussen,  aus- 
schliesslich des  Militär-Sanitätswesens  durch  Kabinetsordre 
vom  22.  Juni  1840.  (G.  S.,  S.  338)^)  dem  Minister  der  geist- 
lichen-, Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  unter- 
stellt, dessen  Zuständigkeit  in  dieser  Beziehung  sich  nach 
den  Allerhöchsten  Verordnungen  vom  16.  Dezember  1808^ 
(§  16;  G.  S.  1806/1810,  S.  351)  und  vom  13.  Mai  1867  (G.  S., 
S.  667)')  erstreckt  auf: 

l.  die  oberste  Leitung  der  gesammten  Medizinalverwaltung  mit  Einschluss 
der  Medizinal-Sanitäts-  und  Vetcrinärpolizei,  mithin  auf  die  Ueberwachung 
sämmtlicfaer  zum  Qesundheitsschutze  der  Staatsangehörigen  getroffenen  oder  zu 
treffenden  Massregeln  und  alle  die  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  fördernden 
Errichtungen  und  Anstalten; 

2  die  Aufsicht  über  das  Zivil-Medizinal-  und  [Veterinärnersonal]^),  die 
Verwendung  desselben  im  Staatsdienst,  die  Begutachtung  über  kunstfehler  der 
Medizinalpersonen  und  die  Handhabung  der  Disziplinargewalt; 

3.  das  Prüfungswesen  sämmtlicher  Medizinalpersonen  und  die  Erwerbung 
des  Rechts  zur  Atisübung  der  ärztlichen,  wundärztlichen,  geburtshilflichen  und 
zahnärztlichen  Praxis; 

4.  die  Bedingungen  für  die  Anle^ng  und  den  Geschäftsbetrieb,  sowie 
für  die  Visitation  der  Apotheken,  die  Feststellung  der  Arzneitaxe,  den  Debet 
der  Arzneiwaaren ; 

5.  die  Aufsiclit  über  alle  öffentlichen  und  Privat-Kranken-  und  Bade- 
anstalten. 

Die  vorstehend  aufgeführten  Gegenstände  bilden  den  Ge- 
schäftskreis der  III.  Abtheilung  des  Ministeriums,  der  Ab- 
theilung für  Medizinalangelegenheiten;  das  medizinische 
Prufungswesen  ist  derselben  nur  insoweit  unterstellt,  als 
die  Prüfungskommission  von  ihr  unter  Mitwirkung  der  ersten 
Unterrichtsabtheilung  (für  höhere  Schulen  und  Universitäten, 
Abtheilung  IIa)*)  ernannt,  und  die  ertheilten  Approbationen  in 
der  Medizinal-Abtheilung  ausgefertigt  werden.  Von  den  anderen 
Abtheilungen  des  Kultus-Ministeriums  sowie  von  den  übrigen 
Ministerien  wird  die  Medizinal-Abtheilung  betheiligt  werden,^) 
sobald  das  gesundheitliche  Interesse  bei  Angelegenheiten  ihres 
Ressorts    in  Frage   kommt. ^  Umgekehrt  ist  die  Medizinal- Ab- 

»)  Siehe  Seite  15. 

2)  Durch  die  Verordnung  wurde  statt  des  bisherigen  Ober-Collegium  me- 
dicum  et  sanitatis  die  Medizinalabtheilung  in  dem  Ministerium  des  Innern  ein- 
gerichtet und  deren  Geschäftskreis  bestimmt. 

■)  Diese  Verordnung  regelt  die  Zuständigkeit  des  Ministers  der  u.  s.  w. 
Med.-Angelegenheiten  in  den  neuen  Provinzen  entsprechend  derjenigen  in  den 
alten  Provinzen. 

*)  Das  Veterinärwesen  ist  durch  Allerhöchste  Ordre  vom  27.  4.  1872 
(0.  S,,  S.  594)  dem  landwirthschaftlichen  Ministerium  überwiesen. 

•)  Einer  der  medizinisch-technischen  vortragenden  Räthe  ist  als  ständiger 
Korreferent  bei  dieser  Abtheilung  beschäftigt  uud  gleichzeitig  Mitglied  der  ärzt- 
lichen und  zahnärztHchen  Prüfungskommission,  ein  anderes  Mitgliä  der  pharma- 
zeutischen Prüfungskommission. 

•)  So  ist  z.  B.  ein  medizinisch-technischer  vortragender  Rath  Mitglied  der 
technischen  Deputation  für  das  Veterinärwesen,  de^leichen  ist  ein  teomischer 
Rath  ständiges  Mitglied  der  aus  Vertretern  der  betheiligten  Ministerien  beste- 
henden Kommission  für  die  Prüfung  von  Kanalisationsprojekten  u.  s.  w. 

5* 
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theilung  verpflichtet,  bei  sanitären  Fragen,  bei  denen  die  Inter- 
essen Ariderer  Ministerien  oder  Abtheilungen  des  Kultusministe- 
riums betroffen  werden,  sich  vor  der  Entscheidung  mit  den  be- 
theiligten Ministerien  oder  Abtheilungen  zu  benehmen.  Am 
häufigsten  konkurrirt  naturgemäss  das  Ministerium  des  Innern 
mit  dem  der  Medizinalang^legenheiten  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Gesunjdheitswesens,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
jenem  noch  einige  Zweige  desselben,  wie  Prostitutionswesen, 
Nahrungsmittelpolizei,  Kanalisation  und  Abfuhrwesen,  Gesim,d- 
heitspflege  in  den  Gefängnissen  u.  s  w.  unmittelbar  unterstellt 
sind,  und  die  Medizinalabtheilung  hier  nur  das  Korreferat  hat. 
Es  ist  deshalb  auch  bereits  wiederholt  im  Abgeordnetenhause 
die  Abtrennung  der  Medizinalabtheilung  von  dem  an  sich  viel 
zu  sehr  überlasteten  Kultusministerium  und  Ueberweisung  der- 
selben an  das  Ministerium  des  Innern  angeregt  worden;  die 
darüber  bisher  zwischen  den  betheiligten  Ministerien  gepfloge- 
nen Verhandlungen  haben  aber  noch  nicht  zu  einem  Abschluss 
geführt.  Im  öffentlichen  Interesse  sowohl,  als  im  Interesse 
eines  schnelleren  Geschäftsganges  ist  eine  solche  Abtrennung 
sicherlich  erwünscht;  denn  abgesehen  von  dem  medizinischen 
Ausbildungswesen  hat  das  Gesundheitswesen  mit  dem  Kultus 
nichts  gemein,  dagegen  recht  viel  mit  der  inneren  Verwaltung, 
zu  der  es  überhaupt  gehört 

Die  Medizinalabtheilung  besteht  aus  einem  Dirigenten  (Ver- 
waltungsbeamten), der  in  der  Regel  die  Stellung  eines  Ministe- 
rialdirektors einnimmt,  5  vortragenden  Käthen  —  4  medizinisch- 
technischen (Geh.  Medizinal-  oder  Geh.  Ober-  Medi- 
zin a  1  r  ä  t  h  e^)  imd  einem  Justitiar  —  dem  jedesmaligen  Gene- 
ralstabsarzt der  Armee  und  mehreren  technischen  Hülfsarbei- 
tern  (z.  Z.  4,  darunter  je  ein  Psychi,ater,  praktischer  Arzt,  Medi- 
zinalbeamter und  Apotheker).  Die  vortragenden  Räthe  werden 
vom  König  ernannt  und  meist  aus  dem  Kreise  der  Regie- 
rungs-  und  Medizinalräthe  genommen;  jedoch  ist  nicht  immer 
an  diesem  Grundsatze  festgehalten,  und  die  Ernennung  auch 
nicht  stets  von  dem  Bestehen  der  kreisärztlichen  Prüfung  ab- 
hängig gemacht. 

Dem  Minister  unmittelbar  unterstellt  und  der  Me- 
~^dizinalabtheilung  als  berathende,  kollegiale  Fachbehörden 
beigegeben  sind:  die  wissenschaftliche  Deputation  für  das 
Medizinalwesen,  die  technische  Kommission  für  pharmazeu- 
tische Angelegenheiten  und  der  Apothekerrath. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Me- 
dizinalwesen, durch  Allerhöchste  Ordre  vom  16.  Dezember 
1808  (G.  S.  1806/1810,  S.  361)  ins  Leben  gerufen,  setzt  isich 
zusammen  aus  einem  Direktor,  der  in  der  Regel  der  je- 
weilige Direktor  der  Medizinal- Abtheilung   ist,      und  14   or- 

*)  Der  Titel  „Geheimer  Ober-Medizinalrath"  bedingt  keine 
Aenderung  der  dienstlichen  Stellung,  sondern  nur  eine  Rangerhöhung  (Rath 
II.  Klasse),  während  die  Geheimen  Medizinalräthe  den  Rang  der  Käthe  III.  Klasse 
haben.  Das  Gehalt  der  technischen  Räthe  beträgt  ausser  Wohnungsgeldzuschuss 
(1200  M.)  7500—  11000  M.  (Höchstgehalt  in  12  Jahren  bei  5  Altersstufen: 
7500,  8400.  9500.  10200.  11000  M.) 
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deutlichen,  im  Nebenamt  angestellten,  vom  König  ernann- 
ten Mitgliedern,*)  einem  Juristen   [dem  zeitigen  Dirigenten  der 
Medizinalabtheiluug],  4  vortragenden  technischen  Käthen,  8  me- 
dizinischen Professoren  und  einem  Professor  der  Chemie  an  der 
Berliner  Universität     Hierzu    kommen    noch    12    ausserordent- 
liche Mitglieder  als  Vertreter  der  durch  die  Konigl.  Verordnung 
vom  15.  Mai  1887  (G.  S.,  S.  169)  ins  Leben  gerufenen  Aerzte- 
kammer.*)     Die   wissenschaftliche  Deputation  hat  die  Aufgabe, 
die    Nutzbarmachung    der   ieweiligen    Ergebnisse    der    medizi-  -^ 
nischen   Wissenschaft   für  die  Zwecke  des  praktischen  Lebens    / 
zu    ermitteln,   sich    über   alle    ihr    von    dem  Medizinalminister   .. 
vorgelegten  Fragen  und  Verhandlungen  gutachtlich  zu  äussern  ^ 
und   diesem    auch   aus  eigenem  Antriebe  auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  Vorschläge  zur  Abstellung 
von    Mängeln    zu    machen.     Sie  bildet  femer  in  gerichtlich- 
medizinischen  Angelegenheiten    die    oberste    sachver- 
ständige   Behörde   und   ist   gleichzeitig  Prüfungsbehörde 
für  das  staatsärztliche  Examen.     Ihre  Thätigkeit  ist  durch 
die   nachstehende    Geschäftsanweisung    vom    9.    Oktober 
1888  (Min.  BL,  S.  193)  geregelt: 

§  1.  Die  Wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinalwesen  ist  eine 
berathende  wissenschaftliche  Behörde.  Sie  hat  die  Aufgabe,  der  Medizinal- 
Verwaltung  für  ihre  Zwecke  die  Benutzung  der  zu  jeder  gegebenen  Zeit  durch 
die  Entwicklung  der  medizinischen  Wissenschaft  gelie&ten  Ergebnisse  zu 
erleichtern  und  als  oberste  sachverständige  Fachbehörde  in  gerichHich  -  medizi- 
nischen Angelegenheiten  thätig  zu  sein. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  hat  demgemäss 

1.  über   alle    ihr    vom    Minister    der    Medizinal -Angelegenheiten    zur 

^  Begutachtung  vorgelegten   Verhandlungen,  Vorschläge   oder   Fragen  / 

sich  vom  Standpunkt  der  medizinischen  Wissenschaft  zu  äussern,  und  , 
insbesondere  die  vom  Minister  ihr  auf  Ersuchen  der  Gerichtsbehörden  jf 
aufgetragenen  geriditlich-medizinischcn  Obergutachten  zu  erstatten;')/ 

2.  aus  eigenem  Antrieb  dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  ^ 
Vorschläge  zur  Abstellung  von  Mängeln  zu  machen,  weldie  nach 
ihrer  Ansicht  bei  vorhandenen  Einrichtungen  für  die  Zwecke  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  bestehen,  auch  neue  Massnahmen  in 
Anregung  zu  bringen,  welche  ihr  geeignet  erscheinen,  die  Zwecke  der 
MedizinaT-Verwaltung  zu  fördern. 

§  2.  Ausserdem  hat  die  Wissenschaftliche  Deputation  die  Prüfungen  der 
Aerzte  behufs  Erlangung  der  Befähigung  zur  Anstellung  als  Medizinalbeamte 
gemäss  den  bestehenden  Vorschriften  auszuführen. 


*)  Zur  Zeit  nimmt  der  Direktor  der  Abtheilung  IIa  des  Kultusministeriums 
(für  höhere  Schulen  und  Universitäten)  die  Stellung  des  Direktors  der  Wissen- 
schaft!. Deputation  ein.  Er  erhält  eine  Remuneration  von  1500  M.,  die  ordent- 
lichen Mitglieder  eine  solche  von  je  1200  M. 

^  Nach  §  3  dieser  Verordnung  sind  zu  den  Sitzungen  der  Provinzial- 
MedizinalkoUegien  und  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medizinal- 
wesen, in  denen  allgemeine  Fragen  oder  besonders  wichtige  Gegenstände  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  zur  Berathung  stehen,  oder  in  denen  über  Anträge 
der  Aerztekammem  beschlossen  wird,  Vertreter  der  Aerztekammem  als  ausser- 
ordentliche Mitglieder  mit  berathender  Stimme  zuzuziehen.  Ob  ein  solcher  Fall 
vorliegt,  bestimmt  bei  dem  Provinzial-Medizinal-Kollegium  dessen  Vorsitzender, 
bei  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medizinalwesen  der  Minister. 
Als  Vertreter  in  dem  ersteren  hat  jede  Aerztekammer  zwei,  als  Vertreter  in  der 
letzteren  eins  ihrer  Mitglieder  und  für  jedes  gewählte  Mitglied  je  einen  Stell- 
vertreter zu  wählen. 

')  Diese  Ersuchen  der  Gerichtehöfe  sind  aber  nicht  direkt  an  die  Wissen- 
schaftliche Deputation,  sondern  an  den  Minister  zu  richten. 
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Bis  auf  Weiteres  bewendet  es  in  dieser  Beziehung  bei  dem  Regulativ  für 
die  Pf  üfung  behufs  Erlangung  der  Befähigung  zur  Anstellung  als  Kreisphysikus 
vom  1«).  Mai  1875  und  dessen  Ei^änzungen.  *) 

§  3.    Die  Deputation  besteht: 

1.  aus  einem  Direktor, 

2.  aus  ordentlichen  Mitgliedern, 

3.  aus  ausserordentlichen  Mitgliedern. 

Allerhöchste  Verordnung  vom  25.  Mai  1887,  betreffend  die  Einrichtung  einer 
ärztlichen  Standesvertretung.)  ^ 

Der  Direktor  und  die  ordentlichen  Mitglieder  werden  bei  ihrer  Einführung 
mit  Verweisung  auf  die  sonst  schon  geleisteten  Amtseide  durch  Handschlag  auf 
die  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten,  insbesondere  auf  die  Pflicht  der  Amtsver- 
schwiegenheit verpflichtet. 

Auf  diese  Pflicht  sind  auch  die  ausserordentlichen  Mitglieder  bei  ihrem 
Eintritt  ausdrücklich  hinzuweisen. 

Im  Falle  des  Bedürfnisses  können  von  dem  Minister  der  Medizinal- 
angelegenheiten zur  Entlastung  der  ordentlichen  Mitglieder  Hülfsarbeiter  ein> 
berufen  werden,  welchen  der  Direktor  die  Erledigung  solcher  Arbeiten,  zu  denen 
sie  besonders  geeignet  sind,  aufträgt. 

Zu  einzelnen  Berathungen  dürfen  nach  erfolgter  Genehmigung  des 
Ministers  von  dem  Direktor  besondere  Sachverständige  (Gelehrte,  Techniker) 
hinzugezogen  werden,  von  deren  Betheiligung  eine  förderliche  Information  der 
Deputation  über  den  zur  Berathung  stehenden  Gegenstand  zu  erwarten  ist. 

§  4.  Der  Direktor  regelt  den  Geschäftsgang  in  der  Deputation.  Er  hat 
dabei  die  von  dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  getroffenen  Bestim- 
mungen genau  zu  beachten.  In  Verhinderungsfällen  wird  er  durch  das 
anwesende  dienstälteste  Mitglied  vertreten,  sofern  seitens  des  Ministers  nicht 
anderweitige  Verfügung  getroffen  wird.  Alle  Anträge  auf  Erstattung  von  Gut- 
achten oder  auf  Aeusserungen  über  zweifelhafte  Fragen,  welche  von  anderen 
Behörden  oder  von  Privatpersonen  an  die  Deputation  oder  den  Direktor 
gelangen,  sind  dem  Minister  zur  Verfügung  vorzulegen. 

§  5.  Die  Aufträge,  welche  der  Minister  der  Deputation  ertheilt,  werden 
an  den  Direktor  abg^eben. 

Der  Direktor  überträgt  die  Bearbeitung  einzelnen  Mitgliedern  und  sorgt 
für  die  schleunige  Erledigung. 

§  6.  Für  die  Bearbeitung  aller  wichtigeren  Sachen,  zu  denen  die  gericlitlich- 
medizinischen  Obergutachten  in  Strafsachen  stets  zu  rechnen  sind,  hat  der 
Direktor  ausser  einem  Referenten  einen  oder  mehrere  Korreferenten  zu  ernennen. 

Es  bleibt  ihm  jedoch  überlassen,  für  die  Bearbeitung  derartiger  Gutachten, 
wenn  er  denselben  eine  besondere  Wichtigkeit  beilegt,  zwei  Referenten  zu 
ernennen,  von  denen  jeder  unabhängig  von  dem  anderen  ein  besonderes  Gut- 
achten auszuarbeiten  und  dem  Direktor  versiegelt  einzureichen  hat.  Zur  Ver- 
minderung der  Schreibarbeit  ist  dem  zweiten  Referenten  jedoch  das  Entwerfen 
einer  Geschichtserzählung  in  der  Regel  zu  erfassen. 

§  7.  In  den  §  6  bezeichneten  Sachen  hat  der  Referent  eine  vollständige, 
übersichtliche  und  zusammenhängende,  dem  Akteninhalt  entsprechende  Dar- 
stellung des  Thatbestandes  auszuarbeiten,  insofern  eine  solche  nicht  bereits  in 
einem  der  Vorgutachten  enthalten  ist  und  auf  diese  Darstellung  Bezug  genommen 
werden  kann.  Diesem  Referate  (Geschichtserzählung)  hat  er  sein  schriftliches 
Votum  unter  eingehender,  auch  für  Nichtmediziner  verständlicher  Ausfühnmg 
der  Gründe  anzufügen  und  am  Schluss  das  Gutachten  und  die  Antwort  auf  die 
gestellten  Fragen  in  bestimmter  Fassung  in  Vorschlag  zu  bringen.  Dem 
Referenten  steht  frei,  Referat  und  Votum  in  der  Form  auszuarbeiten,  dass  die 
Arbeit  als  Entwurf  für  das  Gutachten  des  Koll^ums  benutzt  werden  kann. 

Referat  und  Votum  werden  den  Korreferenten  mit  den  Vorverhandlungen 
zuge  teilt.  Die  Korreferenten  unterziehen  die  letzteren,  sowie  Referat  und 
Votum  ihrer  eingehenden  Prüfung.  Im  Fall  vollständigen  Einverständnisses 
genügt  ihre  Mitvollziehung  der  Arbeit  des  Referenten.  Fassun^nderungcn 
oder  Aenderungen,  welche  zwar  sachlicher  Art  aber  von  geringerer  Erheblichkeit 
sind,  können  von  dem  Korreferenten  am  Rande  des  Referats  vorgeschlagen 
werden.     Stimmen   die    Korreferenten   dem    vom   Referenten   vorgeschlagenen 

J1  Ersetzt  durch  die  Kreisarzt-Prüfungsordnung  vom  30.  März  1901. 
^  Siehe  Anmerkung  2  auf  S.  69. 
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Outachten  aber  nicht  bei,  oder  halten  sie  erhebliche  Aeiiderungen  in  der  Be- 
gründung für  erforderlich,  so  haben  sie  ihre  Aenderungsvorschläge  in  einem 
besonderen  Schriftsatze  (Korreferat)  eingehend  darzulegen  und  zu  begründen. 
Nach  der  Bearbeitung  durch  die  Korreferenten  ist  die  Sache  mit  den  Akten 
der  Geheimen  Medizmalregistratur  des  Ministeriums  (unter  Adresse  der  Wissen- 
schaftlichen Deputation)  zuzustellen,  welche  sie  dem  Direktor  vorlegt. 

In  der  Sitzung  tragen  der  Referent  das  von  ihm  abgefasste  Referat  und 
Votum  mit  den  von  den  Korreferenten  dazu  gemachten  Randbemerkungen  und 
die  Korreferenten,  falls  sie  eingehendere  Aenderungsvorschläge  zu  machen 
gehabt  haben,  diese  in  der  R^el  selbst  vor. 

§  8.  In  Fallen,  in  denen  nur  ein  Referent  ernannt  worden  ist,  findet  der 
erste  Absatz  des  §  7  entsprechende  Anwendung.  Ohne  schriftliches  Votum 
und  Vorüw^in  der  Sitzung  darf  kein  erfordertes  Gutachten  abgegeben  werden. 

§  9.  Die  Aufgaben  zu  den  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  (§  2)  werden 
von  einem  Referenten  entworfen  und  vorgetragen;  die  Zensuren  über  die 
Arbeiten  von  einem  Referenten  mit  eingehender  Begutachtung  schriftlich 
entworfen,  einem  Korreferenten  zur  Prüfung  und  Aeusserung  vorgelegt  und 
sodann  dem  Kollegium  in  der  Sitzung  mitgetheilt.  Falls  nicht  beide  Zensoren 
der  Arbeit  mindestens  das  Prädikat  »genü^nd"  eriheilen,  bedarf  es  auch  einer 
Vorlesung  der  ausgearbeiteten  Oründe.  Die  Examinatoren  für  den  praktischen 
und  den  mündlichen  Prüfungsabschnitt  ernennt  der  Direktor. 

§  10.  Zu  den  Sitzungen  der  wissenschaftlichen  Deputation,  welche  in 
der  R^el  an  einem  bestimmten  Wochentage  je  nach  Bedarf  stattfinden,  werden 
i'ie  ordentlichen  Mitglieder  durch  den  Direktor  besonders  eingeladen.  Das 
Nichterscheinen  eines  Mitgliedes  bedarf  einer  Entschuldigung  mit  Angabe  des 
Behinderungsgrundes. 

§  11.  In  der  Regel  einmal  jährlich  erfolgt  nach  Bestimmung  des  Ministers 
der  Medizinalangel^enhelten  auf  Vorschlag  der  Wissenschaftlichen  Deputation 
der  Zusammentritt  des  durch  Einberufung  der  ausserordentlichen  Mitglieder 
(§  3)  erweiterten  Kollegiums. 

§  12.  Die  Wissenschaftliche  Deputation  hat  zur  Ausführung  des  §  11 
bis  zum  1.  März  jedes  Jahres  dem  Minister  einen  bezüglichen  Vorschlag  unter 
Mittheilung  der  Tagesordnung  zu  machen. 

Bei  dem  Vorschlage  der  Zeit  für  den  Zusammentritt  des  erweiterten 
Kollegiums  ist  zu  beachten,  dass  derselbe  thunlichst  nicht  in  den  Universitäts- 
ferien erfolgen  soll. 

Was  die  in  die  vorzuschlagende  Tagesordnung  aufzunehmenden  Gegen- 
stände betrifft,  so  ergiebt  sich  im  AUgememen  die  Art  derselben  aus  §  3,  Abs.  1 
der  Allerh.  Verordn.  v.  25.  Mai  1887. 

§  13.  Sofern  im  Laufe  des  Jahres  der  Wissenschaftlichen  Deputation 
Sachen  zur  gutachtlichen  Aeusserung  zugehen,  für  welche  dem  Referenten  oder 
einem  anderen  Mi^liede  die  Erörterung  in  dem  erweiterten  Kollegium 
empfehlenswerth  erscheint,  ist  zunächst  darüber  Beschluss  zu  fassen,  ob  dieser 
Ansicht  beigetreten  wird;  bejahendenfalls  ob  die  spezielle  Sache  den  dadurch 
entstehenden  Aufschub  gestattet.  Trifft  auch  dies  nach  dem  Beschlüsse  zu,  so 
ist  die  Sache  alsbald  mit  dem  entsprechenden  Antrage  dem  Minister  der 
Medizinalangelegenheiten  vorläufig  unerledigt  zurückzureichen. 

Bei  eiligeren,  aber  besonders  wichtigen  Sachen  dieser  Art  hat  die  Depu- 
tation die  Einberufung  der  Vertreter  der  Aerztekammem  zu  einer  ausserordent- 
lichen Sitzung  zu  beantragen.  Andererseits  wird  auch  der  Minister  der  Medi- 
zinalangelegenheiten im  Laufe  des  Jahres  zur  Vorlage  gelangte  Sachen,  deren 
Erörterung  in  dem  erweiterten  Kollegium  ihm  erspriesslicn  erscheint,  der 
Wissenschaftlichen  Deputation  zur  Kenntnissnahme  und  Benutzung  bei  der 
Aufstellung  des  Entwurfs  der  Tagesordnung  zugehen  lassen 

§  14.  Bei  Ueboreichung  des  Entwurfs  zur  Tagesordnung  ist  von  der 
Wissenschaftlichen  Deputation  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  derselben  eine 
besondere  Vorlage  beizufügen,  welche,  nachdem  der  Minister  die  Tagesordnung 
genehmigt  hat,  vervielfältigt  und  sämmtlichen  Mitgliedern  der  Deputation  von 
der  Sitzung  zugestellt  wird. 

§  15.  Ueber  die  Verhandlungen  in  den  Sitzungen  des  erweiterten  Kollegiums 
ist  ein  Protokoll  zu  führen.  Dasselbe  muss  den  wesentlichen  Inhalt  der  Be- 
rathungen  und  die  gefassten  Beschlüsse  nach  ihrem  Wortlaute  enthalten.  Das 
Protokoll  ist  zu  verlesen  und  von  dem  Direktor  und  dem  Protokollführer  zu 
unterschreiben. 
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§  16.  Nach  Abschluss  der  Verhandlungen  des  erweiterten  Kollegiums 
überreicht  der  Direktor  mittelst  Berichts  dem  Minister  die  beschlossenen  Gut- 
achten und  Anträge  nebst  den  Protokollen. 

§  17.  Die  Beschlüsse  der  Wissenschaftlichen  Deputation  werden  durch 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des 
Direktors. 

Die  ausserordentlichen  Mitglieder,  sowie  die  Hülfsarbeiter  und  die  gemäss 
des  §  3  zu  einzelnen  Berathungen  etwa  hinzugezogenen  Personen  haben  eine 
berathende  Stimme. 

§  18.  Der  Abstimmung  unterliegen  nicht  nur  die  Endergebnisse  der 
Gutachten  und  Beschlüsse,  sondern  auch  die  Begründungen  in  oer  von  dem 
Referenten  vorjgeschlagenen  Fassung.  Sind  bei  Ausführung  der  Gründe  von 
einander  abweichende  Ansichten  zu  Tage  getreten,  so  kann  die  Minderheit 
verlangen,  dass  ihre  Ansicht  in  der  Ausiührung  zu  entsprechendem  Ausdruck 
gelange.  Dem  Direktor  liegt  es  ob,  insbesondere  auf  clie  Uebereinstimmung 
der  thatsächlichen  Angaben  in  den  Gutachten  mit  den  aktenmässigen  Unter- 
lagen, auf  die  Beachtung  der  in  Betracht  kommenden  Gesetze  und  auf  die 
Genauigkeit  der  Redaktion  das  Augenmerk  zu  richten. 

§  19.  Die  in  Strafsachen  auf  den  Vortrag  eines  Referenten  und  eines 
oder  mehrerer  Korreferenten  erstatteten  Gutachten,  sowie  die  über  wichtigere 
administrative  oder  wissenschaftliche  Fragen  abgegebenen  gutachtlichen  Aeusse- 
Tungtn  sind  von  dem  Direktor  und  sämmtlidien  bei  der  Verhandlung  der 
Sache  in  der  Sitzung  anwesenden  Mitgliedern  zu  unterschreiben. 

Für  andere  Beschlüsse  und  Berichte,  insbesondere  für  die  auf  den  Vortrag 
nur  eines  Referenten  erstatteten  Gutachten,  für  die  Superrevisionsbemerkungen 
zu  den  Obduktionsverhandlungen,  für  die  Aufgaben  zu  den  schriftlichen 
Prüfungsarbeiten  (§  2)  und  für  die  Zensuren  dieser  Arbeiten  genügt  die  Unter- 
schrift des  Direktors  und  der  betreffenden  Referenten  bezw.  Korrrferenten. 

§  20.  Welche  Sachen  der  Direktor  ihrer  Wichtigkeit  wegen  etwa  vor  dem 
Vortrage  bei  allen  Mitgliedern  zirkuliren  lassen  will,  hängt  von  seinem 
Ermessen  ab. 

Früher  lag  der  wissenschaftlichen  Deputation  auch  eine 
regelmässige  Superrevision  der  Obduktions-  und  Ge- 
müthszustands-Verhandlungen  ob;  durch  den  Ministerialerlass 
vom  i6.  September  1887  ist  diese  jedoch  aufgehoben,  und  findet 
eine  Superrevision  jetzt  nur  dann  statt,  wenn  der  Regierungs- 
und Medizinalrath  oder  das  Medizinalkollegium  eine  Verhandlung 
aus  einem  möglicher  V^^eise  für  die  Rechtsprechung  oder  das 
Strafverfahren  erheblichen  Grunde  beanstandet,  abgesehen  von 
den  verhältnissmässig  seltenen  Fällen,  wo  die  Verhandlungen 
behufs  Kontrolle  des  Revisionsverfahrens  von  der  Deputation 
eingefordert  werden.*) 

Die  seit  dem  Jahre  1832  eingesetzte  technische  Kommis- 
.sion  für  pharmazeutische  Angelegenheiten,  die  zur  Zeit  aus 
einem  vortragenden  Geheimen  Medizinalrath  (in  der  Regel  dem 
Referenten  für  diese  Sachen)  als  Vorsitzenden,  dem  bei  der 
Medizinalabtheilung  als  Hülfsarbeiter  beschäftigten  pharmazeu- 
tischen Assessor  und  drei  vom  Minister  zu  Mitgliedern  ernannten, 
in  Berlin-Charlottenburg  ansässigen  Apothekern  besteht,  dient 
als  Beirath  für  die  laufenden  Angelegenheiten  auf  diesem  Gebiete^), 
während  der  durch  Allerhöchste  Verordnung  vom  29.  April  1896 

0  Siehe  Schlusssatz  des  Erlasses  vom  16.  September  1887,  S.  90. 

2)  Der  Geschäftsgang  für  diese  Kommission  ist  durch  die  nach- 
stehende Instruktion  vom  27.  Oktober  1849  geregelt: 

§  1.  Die  technische  Kommission  für  pharmazeutische  Angelegenheiten 
ist  eine  konsultative  Behörde,  welche  auf  Erfordern  des  Ministers  der  Medizinal- 
Angelegenheiten  in  pharmazeutischen  Angelegenheiten  Gutachten  abzugeben 
hat.  Der  bisherige  Name:  Kommission  zur  Bearbeitung  der  Arznei-Taxe, 
welcher  für  den  Geschäftskreis  derselben  zu  eng  ist,  fällt  \Kftg. 


—  73  — 

ins  Leben  gerufene  Apothekerrath ,  der  sich  aus  dem 
Direktor  der  Medizinalabtheilung  als  Direktor,  den  technischen 
vortragenden  Käthen  der  Medizinalabtheilung,  sowie  aus  je  vier 
besitzenden  und  nicht  besitzenden,  von  dem  Minister  zu 
Mitgliedern  ernannten  Apothekern,  zusammensetzt,  der  Medizi- 
nalverwaltung in  Organisations-  und  in  Verwaltungsfragen,  die 
das  Apothekenwesen  betreffen,  als  Berather  zur  Seite  steht,  sich 
über  die  ihm  in  dieser  Beziehung  vom  Medizinalminister  vor- 
gelegten Fragen   gutachtlich  äussern   und   auch    aus   eigenem 

§  2.  Die  Kommission  besteht  aus  einem  Dirigenten,  welchen  der  Minister 
der  etc.  Medizinal-Angeles;enheiten  in  der  Rcs;el  aus  einem  Rathe  der  Medizinal- 
Abthdlung  des  Ministeriums  auswählen  wird  und  mindestens  drei,  von  dem 
Minister  aus  der  Zahl  der  hier  wohnhaften  Apotheker  auf  drei  Jahre  zu  er- 
nennenden Mitgliedern.  Die  nach  Ablauf  dieser  Frist  Ausscheidenden  können 
wieder  ernannt  und  etwa  saumige  Mitglieder  auch  vor  Ablauf  der  dreijährigen 
Frist  ihres  Auftrages  enü}unden  weraen.  Die  Zuziehung  ausserordentlioier 
Hilfsarbeiter  erfolgt  auf  Antrag  des  Dirigenten  durch  den  Minister. 

§  3.  Der  Dirigent  und  die  Mitglieder  werden  bei  ihrer  Einführung  auf 
die  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten  und  die  Pflicht  der  Amtsverschwiegenheit 
insbesondere  vemflichtet. 

§  4.  Die  stelle  des  Dirigenten  und  der  Mitglieder  der  Kommission  sind 
Ehrenämter  und  werden  als  solche  unentgeltlich  verwaltet. 

§  5.  Alle  Geschäfte  der  Kommission  werden  ihr  von  dem  Minister  der 
etc.  Medizinal-Angel^[enheiten  aufgetragen,  so  dass  sie  mit  keiner  andern  Be- 
hörde in  offizieller  Verbindung  steht  und  demnach  auch  nur  mit  dem  Minister 
zu  korrespondiren  hat.     ^ 

§  6.  Der  Oeschäft^ang  ist  möglichst  einfach  zu  gestalten  und  wird,  so- 
weit nicht  in  gegenwärtiger  Instruktion  oder  sonst  eine  bestimmte  Norm  vor- 
geschrieben ist,  von  dem  Dirigenten  geregelt  und  kontrollirt. 

§  7.  Die  Aufträge,  welche  die  Kommission  erhält,  werden  derselben  in  der 
R^el  durch  Marginaldekrete,  welche  der  Minister  oder  der  Direktor  der 
M^izinal-Abtheilung  vollzogen  hat,  zugefertigt.  Sie  werden  dem  Dirigenten 
behändigt,  der  sie  zuschreibt,  und  zur  Eintragung  in  das  Journal  der  Kommission, 
welches  an  jedem  Vortragstage  dem  Dirigenten  vorgelegt  wird,  und  zur  weiteren 
Beförderung  an  die  Registratur  der  Medizinal -Abtheilung  des  Ministeriums 
übersendet. 

§  8.  Es  steht  dem  Dirigenten  frei^  dieselbe  Sache  —  mit  möglichst 
gleichmässiger  Qeschäftsverthdlung  —  emem  oder  zwei  Referenten,  oder 
einem  Referenten  und  einem  Korrrferenten  zuzuschreiben. 

§  9.  Zur  Einhaltung  eines  prompten  Geschäftsganges  werden  die  zuge- 
schriebenen Sachen  von  den  Referenten,  resp.  Korreferenten,  wenn  irgend 
möglich,  jedesmal  in  der  nächsten  Sitzung  zum  Vortrag  gebracht  und  bei 
Memungsverschiedenheit  wird  abgestimmt,  wobei  die  Stimme  des  Dirigenten  für 
den  Fall  der  Stimmengleichheit  den  Ausschlag  giebt. 

8  10.  Keine  Sache  darf  ohne  den  Vortrag  abjgemacht  werden  und  jedes 
Gutachten  wird  von  sämmtlichen  anwesenden  Mitgliedern  in  der  Sitzung  voll- 
zogen. 

§  11.  Zu  jeder  Sitzung,  welche  durchschnittlich  alle  14  Tage  in  dem 
Lokale  des  Ministeriums  der  Medizinal-Angelegenheiten  in  einer  Abendstunde 
stattfinden  wird,  ladet  der  Dirigent  schriftlich  ein.  Die  Zahl  der  Sitzungen 
bestimmt  sich  nach  den  vorliegenden  Geschäften. 

§  12.  In  jeder  Sitzung  wird  ein  Protokoll,  in  welchem  die  vorgetrajgenen 
Sachen  verzeichnet  sind,  geführt.  Die  Sitzungs-Protokolle  werden  dem  Minister 
am  1.  Juni  und  1,  Dezember  jeden  Jahres  vorgel^. 

§  13.  Jedem  Mitgliede  steht  es  frei,  bei  abweichender  Meinung  von  dem 
Conclusum  der  Kommission  ein  Votum  separatum  dem  Gutachten  beizufügen. 

§  14.  Die  Gutachten  und  sonstigen  Berichte  der  Kommission  werden 
unter  Rückgabe  der  etwa  mitgetheilten  Aktenstücke  von  dem  Dirigenten  br.  m. 
dem  Minister  vorgelegt.  Die  Protokolle  und  sonstigen  Schriftstücke  der  Kommission 
werden  in  der  Registratur  der  Medizinal-Abtheilung  verwahrt.  Die  Kommission 
hat  demnach  keine  besondere  Registratur. 


.       —  74  — 

Antriebe  Vorschläge  zur  Abstellung  von  Mängeln  in  Bezug  auf 
das  Apothekenwesen  machen  oder  Massnahmen  zu  dessen 
Förderung  anregen  solU).  Die  Mitgliedschaft  ist  eine  ehren- 
amtliche. 


*)  Die  Geschäftsanweisung  für  den  Apothekerrath  vom  12.  Mai 
1896  lautet: 

§  1.  Der  Apothekerrath  ist  eine  berathende  Behörde.  Er  hat  die  Auf- 
gabe, der  Medizinai-Verwaltung  in  Organisations-  und  Verwaltungsfragen,  welche 
das  Apolhekerwesen  betreffen,  als  Beirath  zu  dienen  und  Gutachten  zu  erstatten. 

Demgemäss  hat  der  Apothekerrath 

1.  über  alle  ihm  von  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten  vorge- 
legten Verhandlungen,  Vorschläge  oder  Fragen  sich  gutachtlich  zu  äussern, 

2.  aus  eigenem  Antriebe  dem  Minister  Vorsthläge  zur  Abstellung  von 
Mängeln  in  Bezug  auf  das  Apothekerwesen  zu  machen,  auch  neue  Massnahmen 
in  Anregung  zu  bringen,  welche  ihm  geeignet  erscheinen,  das  Apothekerwesen 
zu  fördern. 

§  2.    Der  Apothekerrath  besteht: 

1.  aus  dem  Direktor  der  Medizinal-Abtheilung  des  Ministeriums  der  geist- 
lichen etc  Angelegenheiten  als  Direktor, 

2.  aus  den  technischen  vortragenden  Räthen  der  Medizinal-Abtheilung, 
8.  aus  vier  Apothekenbesitzem, 

4.  aus  vier  approbirten,  nichtbesitzenden  Apothekern  als  Mitgliedern. 

Der  Direktor  wird  vom  König,  die  Mitglieder  werden  vom  Minister  der 
Medizinal-Angelegenheiten  ernannt,  und  zwar  diejenigen  aus  dem  Apotheker- 
stande auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren.  Der  Direktor  und  die  Mitglieder  werden 
bei  ihrer  Einführung  mit  Verweisung  auf  die  sonst  etwa  geleisteten  Amtseide 
durch  Handschlag  auf  die  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten,  insbesondere  auf  die 
Pflicht  der  Amtsverschwiegenheit,  verpflichtet.  * 

§  3.  Der  Direktor  und  die  in  Berlin  wohnhaften  Mitglieder  erhalten  keine 
Besoldung  oder  Entschädigung,  die  auswärtigen  Mitglieder  dagegen  Tagegelder 
und  Reisekosten  nach  den  im  Art.  I  §  2  I  No.  1  A  und  B  der  Verordnung, 
betreffend  die  Tagegelder  und  die  Reisekosten  der  Medizinalbeamten  vom 
17.  September  1876  (G.-S.  S.  411),  vorgeschriebenen  Sätzen  (jetzt  nach  den 
Sätzen  des  Gesetzes  vom  24.  März  1873  und  Artikel  I  des  Gesetzes  vom 
21.  Juni  1897). 

§  4.  Der  Apothekerrath  wird  von  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegen- 
heiten in  der  Regel  jährlich  einmal  berufen. 

Der  Direktor  erlässt  die  erforderlichen  Einladungen  zu  den  Sitzungen. 
Das  Nichterscheinen  eines  Mitgliedes  bedarf  einer  Entschuldigung  mit  Angabe 
des  Behinderungsgrundes. 

§  5.  Der  Apothekerrath  ist  beschlussfähig,  wenn  ausser  dem  Direktor 
oder  seinem  Stellvertreter  und  einem  der  technischen  vortragenden  Räthe  min- 
destens vier  der  Mitglieder  aus  dem  Apothekerstande  anwesend  sind. 

§  6.  Die  Beschlüsse  des  Apothekerraths  werden  durch  Stimmenmehrheit 
gefasst.    Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Direktors. 

§  7.  Der  Direktor  regelt  den  Geschäftsgang  des  Apothekerraths.  Er  hat 
dabei  die  von  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten  getroffenen  Be- 
stimmungen genau  zu  beachten. 

In  Behinderungsfällen  wird  er  durch  den  anwesenden  dienstältesten  tech- 
nischen vortragenden  Rath  vertreten,  sofern  seitens  des  Ministers  nicht  ander- 
weitige Verfügung  getroffen  wird. 

Alle  Anträge  auf  Erstattung  von  Gutachten  oder  auf  Aeusserung  übet 
zweifelhafte  Fragen,  welche  von  anderen  Behörden  oder  von  Privatpersonen  an 
den  Apothekerrath  oder  den  Direktor  gelangen,  sind  dem  Minister  zur  Ver- 
fügung vorzulegen. 

§  8.  Die  Aufträge,  welche  der  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten 
dem  Apothekerrath  ertheilt,  werden  an  den  Direktor  abgegeben. 

Der  Direktor  überträgt  die  schriftliche  Bearbeitung  je  zwei  Mitgliedern  als 
Referenten  und  Korreferenten  und  sorgt  für  die  Erledigung. 

Die  von  dem  Minister  dem  Apothekerrath  zur  Berathung  überwiesenen 
Vorlagen  werden  nebst  den  Referaten  vervielfältigt  und  den  Mitgliedern  vor  der 
Sitzung  zugestellt 
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Unmittelbar  unterstellt  sind  dem  Minister  weiterhin  noch 
die  medizinischen  und  pharmazeutischen  Prütungskommis- 
sionen  an  den  Universitäten,  die  Direktion  des  Königlichen 
Charit^-Krankenbauses  in  Berlin,  die  aus  einem  höheren 
Militärarzt  und  einem  höheren  Verwaltungsbeamten  besteht  und 
die  Verwaltung  des  Krankenhauses  nach  Mass^abe  einer  vom 
Minister  erlassenen  Dienstanweisung  leitet,  sowie  die  seit  1764 
bestehende  ständige  Kommission  zur  Aufrechterhaltung  der 
Hofapotheke»  welche  die  Aufsicht  über  die  Hofapotheke  und 
die  Apotheke  des  Charit6-Krankenhauses  führt  und  sich  aus 
einem  Königlichen  Leibarzt,  einem  Apotheker  und  Verwaltungs- 
beamten zusammensetzt. 

Auch  das  im  Jahre  1891  errichtete  und  mit  der  Charite 
verbundene  Institut  für  Infektionskrankheiten^),  das  nicht 
allein  der  theoretischen  Wissenschaft  behufs  Erforschung  der 
Krankheitserreger,  sondern  auch  der  klinischen  Praxis  dient, 
und  demzufolge  aus  einer  wissenschaftlichen  und  Kranken- 
abtheilung besteht,  ressortirt  unmittelbar  vom  Ministerium.  Es 
wird  von  einem  ärztlichen  Direktor  geleitet,  unter  dem  zwei 
Abtheilungsvorsteher,  ein  Leiter  der  chemischen  Abtlieilung 
und  die  erforderliche  Anzahl  von  Assistenten  stehen;  mit  ihm 
ist  eine  Abtheilung  für  Schutzimpfungen  gegen  Tollwuth^) 
vereinigt  Ebenso  ist  das  im  Jahre  1899  in  Frankfurt  a.  M. 
unter  finanzieller  Betheiligimg  der  Stadt  errichtete  staatliche 
Institut  für  experimentelle  Therapie  (mit  einem  ärztlichen 
Direktor  an  der  Spitze,  zwei  wissenschaftlichen  Mitgliedern  und 
drei  Assistenten)  dem  Minister  direkt  unterstellt,  desgleichen 
alle  Konigl.  Anstalten  zur  Gewinnung  thierischer  Lymphe^), 
wenn  bei  den  letzteren  auch  die  Erlasse  durch  die  Hand  des 
Regierungspräsidenten  gehen  Dagegen  untersteht  das  hygie- 
nische Institut  in  Posen^)  dem  Oberpräsidenten,  das   Lepra- 

In  der  Sitzung  trägt  der  Referent  das  von  ihm  verfasstc  Referat  vor,  der 
Korreferent  nur  die  von  ihm  etwa  zu  machenden  Aenderungsvorschläge. 

Keine  Sache  darf  ohne  Vortrag  erledigt  werden. 

§  9.  Ueber  die  Verhandlungen  in  den  Sitzungen  des  Apothekerraths  ist 
ein  Protokoll  zu  führen.  Dasselbe  muss  den  wesentlichen  Inhalt  der  Be- 
rathungen  und  die  gefassten  Beschlüsse  nach  ihrem  Wortlaut  enthalten. 

Das  Protokoll  ist  nach  Abschluss  der  Verhandlungen  von  einer  Kommission 
zu  redlgiren  und  zu  unterschreiben;  diese  Kommission  besteht  aus  dem  Direktor, 
dem  Protokollführer  und  einem  von  dem  Direktor  zu  bestimmenden  Mitgliede 
des  Apothekerraths.  Einwendungen  gegen  das  Protokoll  können  bei  dem 
Direktor  angebracht  werden. 

§  10.  Nach  Abschluss  der  Verhandlungen  des  Apothekerraths  überreicht 
der  Direktor  mittels  Berichts  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten  die 
beschlossenen  Gutachten  und  Anträge  nebst  den  Protokollen. 

Diese  und  die  sonstigen  Soiriftstücke  werden  in  der  Registratur  der 
Medizinal-Abtheilung  des  Ministeriums  aufbewahrt. 

*)  Vergleiche  zweiten  Abschnitt,  I. 

^  Siehe  zweiten  Abschnitt  IL;  Kapitel  über  Tollwuth,  bezw.  über  Impfung. 

^)  Dieses  Institut  ist  im  Jahre  1899  errichtet.  In  der  Begründung  der  be- 
treffenden Etatsposition  heisst  es:  „Die  Errichtung  eines  staatlichen  hygienischen 
Instituts  in  der  Stadt  Posen  ist  für  die  gesundneitlichen  und  medizinischen 
Verhältnisse  der  Provinz  Posen  von  grosser  Bedeutung.  Dasselbe  wird  ebenso 
zur  Vermeidung  gesundheitegefährdender  und  zur  Durchführung  gesundheits- 
fördernder Massnahmen  innerhalb  der  Provinz,  wie  zur  wissenschaftlichen  An- 
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heim  in  MemeP)  dem  Regierungspräsidenten,  so  dass  bei  diesen 
beiden  staatlichen  Instituten  die  Zentralinstanz  nur  die  Ober- 
aufsicht führt. 

Direkt  vom  Minister  ressortirt  endlich  ist  auch  die  erst  vor 
Kurzem  (i.  April  1901)  neu  eingerichtete  Königliche  Versuchs- 
und Priifungsanstalt  für  Wasserversorgung  und  Abwässer- 
beseitigung (Berlin  SW.,  Kochstrasse  73)  für  deren  Aufgaben^ 
Organisation  u.  s.  w.  die  nachstehende,  von  den  betheiligten 
Ministerien  (für  Med.-Angel.,  öffentL  Arb.,  Finanzen,  Landwirth- 
schaft,  Handel  u.  Gew.  und  des  Innern)  erlassene  Geschäfts- 
anweisung nebst  Gebührenordnung  vom  27.  August  1901 
massgebend  ist: 

a.    Qeschlftsanweisunnic» 

§1.  Allgemeine  Aufgaben.  Die  Königliche  Versuchs- und  Prüfungs- 
anstalt für  Wasserversorgung  und  Abwässerbeseitigung  hat  folgende  Aufgaben: 

1.  die  auf  dem  Gebiete  der  Wasserversorgung  und  Beseitigung  der  Ab- 
wässer und  Abfallstoffe  sich  vollziehenden  Vorgänge  in  Rücksicht  auf  deren 
gesundheitlichen  und  volkswirthschaftlichen  Werm  zu  verfolgen; 

2.  dahin  gehörige  Ermittelungen  und  Prüfungen  im  allgemeinen  Interesse 
aus  eigenem  Antriebe  zu  veranlassen; 

3.  Untersuchungen  über  die  in  ihren  Geschäftsbereich  fallenden  Ange- 
legenheiten im  Auftrage  der  Ministerlen  und  auf  Antrag  von  Behörden  und 
Privaten  gegen  Gebühr  auszuführen ; 

4.  den  Zentralbehörden  auf  Erfordern  des  vorgesetzten  Ministeis  Auskunft 
zu  ertheilen  und  einschlägige  Gutachten  im  öffentlichen  Interesse  zu  erstatten. 

§  2.  Spezielle  Aufgaben.  Im  Einzelnen  umfasst  die  Geschäfts- 
thätigkeit   bis    auf   Weiteres  folgende  Angelegenheit: 

A.  Auf  dem  Gebiete  der  Wasserversorgung. 

1.  Die  planmässige  wissenschaftliche  und  technisdie  Prüfung  und  Durch- 
führung bestehender  und  neuer  Verfahren  der  Wasser^jewinnung  und  der 
Wasserreinigung,  sowie  der  Grundsätze  für  die  quantitative  Bestimmung  und 
deren  Sicherstellung. 

2.  Aüskunftertheilung  und  sanitätstechnische  Berathung  auf  Antrag  von 
staatlichen  und  kommunalen  Behörden,  sowie  von  Privaten  übo*  bestehende  oder 
geplante  Wasserversorgungsanlagen. 

3.  Die  wissensdiaftlich  -  technische  Prüfung  des  Betriel)es  von  Wasser- 
werken. 

4.  Die  Untersuchung  von  Wasserproben. 

Auch  liegt  es  der  Anstalt  ob,  sich  eine  möglichst  genaue  Kenntniss  der 
geologisch  -  hydrologischen  Verhältnisse,  sowie  der  Besdiaffenheit  des  Obcr- 
flächenwassers  im  Bereiche  der  Monarchie  an  der  Hand  der  vorhandenen  Auf- 


regung und  beruflichen  Förderung  der  ärztlichen  Kreise  und  zur  allgemeinen 
Verbreitung  hjrgienischer  Kenntnisse  in  Stadt  und  Land  dienen.  Vor  allem 
bildet  das  Institut  eine  Schutzwehr  gegen  das  künftige  Eindringen  von  Volks- 
krankheiten wie  Flecktyphus,  Cholera,  Kindbettfieber,  Pocken,  Pest,  Tollwuth 
u.  s.  w.  über  die  Grenze. 

Als  Aufgaben  des  Instituts  lassen  sich  im  Einzelnen  betrachten:  Kontrolle 
und  Verbesserungen  der  Wasserversorgungsanlagen,  Lösung  der  Frage  der  zweck- 
mässigen Beseitigung  der  Abfallstofre,  bodenuntersuchungen  für  öffentliche 
Bauten,  Begutachtung  von  Wohnungen,  hygienische  Uebcrwachung  gewerblicher 
Betriebe,  Verhütung  und  Bekämpfung  von  Infektionskrankheiten,  fiüfung  und 
Begutachtung  von  üesinfektionsapparaten,  Sektionen  von  Leichen,  Abhaltung 
von  Fortbildungskursen  auf  hygienischem  und  bakteriologischem  Gebiete,  patho- 
logisch-anatomische Demonstrationen,  populäre  Vorträge  u.  s.  w. 

Das  Institut  umfasst  eine  hygienisch  bakteriologische  und  eine  pathologisch- 
anatomische Abtheilung.  Die  erstere  wird  vom  Direktor,  die  letztere  von  einem 
pathologischen  Anatomen  geleitet  werden ;  ausserdem  sind  Assistenten,  darunter 
ein  Chemiker  vorgesehen«. 

0  Siehe  den  zweiten  Abschnitt  II;  Kapitel  über  Lepra. 
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Schlüsse  und  nöthigenfalls  durch  Vornahme  eigener  Untersuchungen  und  Be- 
sichtigungen oder  auf  dem  Wege  der  Nachfn^e  an  geeigneter  zuverlässiger 
Stelle  zu  verschaffen  und  sich  so  nach  und  nach  zur  Sammelstelle  herauszubilden, 
welche  Auskünfte  hierüber  geben  kann. 

E    Auf  dem  Gebiete  der  Beseitigung  von  Abwässern  und 
Abfallstoffen. 

1.  Die  planmissige  wissenschaftlich-technische  Prüfung  der  wichtigeren 
bestehenden  und  etwa  neu  auftauchenden  Verfahren  zur  Reinigung  von  Ab- 
wässern auf  ihre  Wirksamkeit  und  Anwendbarkeit,  wobei  zugleich  deren  metho- 
dische Ellgründung  und  Vervollkommnung,  und  die  Auffindung  neuer  Verfahren 
erstrebt  werden  müssen. 

2.  Die  Aufstellung  von  Arbeitsplänen  zu  etwa  erforderlichen  Prüfungen 
für  Abwässer  besonderer  Art  und  Ausführung  der  Prüfungen. 

3.  Sanitäts- technische  Berathung  bd  staatlichen,  kommunalen  und  ge- 
werblichen Entwässerungsanlagen. 

4.  Untersuchungen  von  Abwässerproben,  Müll-  und  sonstigen  Abfallstoffen, 
Bodenproben,  Hlterstoffen,  Klärmitteln. 

5.  Systematische  Feststellung  der  Einwirkung  der  verschiedenartigen 
Wässer  auf  die  Wasserläufe  in  chemischer  und  biologischer  Hinsicht  (Fauna, 
Flora,  Fischzucht);  Aufstellung  von  Grundsätzen  für  die  Reinhaltung  der 
Wasserläufe  unter  Berücksichtigung  ihrer  verschiedenen  Beschaffenheit  und  Be- 
nutzung, sowie  der  Kennzeichen  tur  die  genügende  Reinheit  der  in  die  Flüsse 
einzuleitenden  Abwässer  hinsichtlich  der  verschlammenden,  fäulnissfähigen, 
toxischen  und  infektiösen  Beimengungen. 

6.  Ueberwachung  der  von  der  Aufsichtsbehörde  an  den  Betrieb  und  die 
Leistung  von  Reinigungsanlagen  gestellten  Forderungen  auf  Antrag  der  Be- 
thdligten. 

7.  Feststellung  der  Einwirkung  der  Schmutzwässer  auf  den  Boden,  Aus- 
nutzung der  Dungstoffe,  Anforderungen  an  den  Reinheitsgrad  von  abflicssenden 
Drainwässem. 

Die  einschlägige  Litteratur  des  In-  und  Auslandes  soll  seitens  der  Anstalt 
studirt,  bemerkenswerthe  Angaben  dem  vorgeordneten  Minister  bekannt  gegeben 
und  hierbei  gebotenenfalls  Vorschläge  für  die  weitere  Verfolgung  gemacht 
werden. 

§  3.  Vorgesetzter  Minister.  Die  Anstalt  untersteht  dem  Minister 
der  Medizinalan^Iegenheiten. 

§  4.  Ministerial-Kommission.  Alle  Vierteljahr  tritt  eine  aus  den 
Vertretern  aller  betheiligten  Ministerien  (Ministerium  der  Medizinalangelegen- 
heiteiL  des  Innern,  für  Landwirthschaft,  Domänen  und  Forsten,  für  Handel 
und  Gewerbe,  der  öffentlichen  Arbeiten,  der  Finanzen)  zusammengesetzte  Kom- 
mission zusammen,  welcher  über  die  Geschäftsthätigkeit  Bericht  zu  erstatten  ist. 
Dieser  Kommission  ist  auch  der  Voranschlag  der  Anstalt  vor  dessen  Ein- 
reichung bei  dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten,  der  Entwurf  der 
Gebührenordnung  und  etwaige  auf  den  Geschäfts-  und  Aufgabenkreis  der  An- 
stalt bezügliche  Vorschläge   zur  Begutachtung  vorzulegen. 

§  5.  Der  Leiter  der  Anstalt  wird  von  dem  Minister  der  Medizinal- 
angelegenheiten ernannt.*)  Ihm  li^  die  Ueberwachung  desgesammten  Geschäfts- 
betriebes ob.  Er  hat  für  die  ErMigung  der  der  Anstalt  von  dem  vorgeordneten 
Minister  überwiesenen  Aufträge  Sorge  zu  tragen  und  in  Zweifelsfällen  die  der 
Anstalt  oder  deren  Leiter  unmittelbar  zukommenden  Auftrage  dem  Minister  zur 
Bestimmung  über  ihre  Behandlung  vorzulehnen. 

Der  Leiter  der  Anstalt  ist  zugleich  Vorsitzender  der  Ministerial- 
Kommission  (§  4)  und  als  solcher  in  den  Grenzen  der  Zweckbestimmung  der 
Anstalt  behufe  Aufrechterhaltung  der  lebendigen  Wechselbeziehung  mit  der 
Praxis  befugt,  mit  Vertretern  und  Sachverständigen  aus  den  an  der  Anstalts- 
thätigkeit  interessirten  Kreisen  (Gemeinden,  Industriellen,  Technikern  pp.)  in 
Verbmdung  zu  treten  und  in  Gemeinschaft  mit  ihnen  zu  berathen,  inwieweit 
die  Anstalt  den  gestellten  Aufgaben  genügt,  oder  welche  Wege  zur  vollständigen 
Lösung  einzuschlagen  sind. 

§6.  Der  Vorsteher  der  Anstalt  wird  von  dem  Minister  der  Me- 
dizinal-Angel^enhdten  ernannt. 

1)  Zur  Zeit  ist  der  vortragende  Rath  im  Minist,  d.  Med.-Angelegenheiten 
Geh.  Ob.-Med.-Rath  Dr.  Schmidmann,  Leiter  der  Anstalt. 


—  78  — 

Ihm  liegt  die  Führung  des  inneren,  insbesondere  technischen,  Geschäfts- 
betriebes ob,  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  in  der  Anstalt  vorzunehmenden 
Arbeiten  und  trägt  die  Verantwortung  für  ihre  sachgemässe  Ausführung.  Die 
ihm  von  dem  Leiter  übermittelten  Auftrage  hat  er  zu  bearbeiten;  die  ihm 
sonst  von  behördlicher  oder  privater  Seite  zugehenden  Anträge  hat  er  dem 
Leiter  vorzulegen,  welcher  das  Weitere  veranlasst. 

Die  in  der  Anstalt  beschäftigten  wissenschaftlichen  Mitglieder  und  Hülfs- 
arbeiter,  sowie  der  Sekretär  sind  üim  unterstellt. 

Zur  Annahme  des  Unterpersonals  ist  der  Vorsteher  selbstständig  befugt, 
auch  ist  er  mit  Zustimmung  des  Leiters  ermächtig,  freiwillige  HülTsarbeitcr 
zur  Beschäftigung  in  der  Anstalt  zuzulassen.  Eine  Honorirung  der  Thätigkeit 
solcher  Hülfsarbeiter  findet  in  der  Regel  nicht  statt. 

§  7.  Der  Vorsteher  ist  ermächtigt,  über  die  sachlichen  Fonds  der  An- 
stalt innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  und  nach  näherer  Massgabe  der  daselbst 
getroffenen  Bestimmungen  zu  verfügen. 

Die  Anweisung  an  die  Kasse  hat  er  vorzubereiten,  mit  der  Richtigkeits- 
und Inventarisationsbescheinigung  zu  versehen  und  dem  Leiter  zur  Vollziehung 
vorzulegen. 

§  8.  Der  Vorsteher  hat  den  Viertel jahrsbericht,  sowie  am  Schlüsse  des 
Etatsjahres  einen  Jahresbericht,  welcher  die  hauptsächlichsten  wissenschaftlichen 
und  praktischen  Ergebnisse  des  Etatsjahres  enthalten  soll  (§  ♦),  zu  entwerfen 
und  rechtzeitig  dem  Leiter  einzureichen.  Femer  liegt  ihm  ob,  alljährlich  den 
Etatsentwurf  für  das  nächste  Jahr  aufzustellen  uud  spätestens  bis  zum  1.  April 
dem  Leiter  vorzulegen. 

§  9.  Stellvertretung  des  Vorstehers.  Im  Falle  der  Verhindenmg 
des  Vorstehers  tritt  das  älteste  wissenschaftliche  Mitglied  als  Vertreter  ein,  so- 
fern  nicht  der  Leiter  die  Stellvertretung  durch  ein  anderes  Mitglied  bestimmt. 

Erscheint  es  nach  Lage  der  Verhältnisse  geboten,  zur  Stellvertretung  des 
Vorstehers  eine  nicht  der  Anstalt  angehörige  Persönlichkeit  heranzuziehen,  so 
ist  die  Entscheidung  des  Ministers  einzuholen 

§  10.  Annahme  des  wissenschaftlichen  pp.  Personals.  Die 
wissenschaftlichen  Mitglieder,  Hülfsarbeiter  und  der  Bureau-Hülfsarbeiter  werden 
in  der  Regel  mit  dreimonatlicher  Kündigung,  das  Unterpersonal  mit  Utägiger 
Kündigungsfrist  angenommen. 

In  den  über  den  Dienstantritt  aufzunehmenden  Verhandlungen  ist  hervor- 
zuheben, dass  grobe  Pflichtverletzung,  insbesondere  Verletzung  des  Dienst- 
geheimnisses zur  sofortigen  Entlassung  berechtigt. 

§  11.  Dienstgeheimniss.  Alle  in  der  Anstalt  beschäftigten  Personen 
haben  das  Dienstgeheimniss  zu  wahren,  sie  dürfen  insbesondere  über  die  an- 
gestellten Versuche  und  ihre  Resultate  keinerlei  Mittheilungen,  sei  es  mündlich 
oder  schriftlich,  an  dritte  Personen  gelangen  lassen. 

Bei  ihrem  Eintritt  in  den  Dienst  sind  sie  besonders  auf  die  Wahrung  des 
Dienstgeheimnisses  und  seine  Bedeutung  hinzuweisen. 

§  12.  Ausserdienstliche  Thätigkeit.  Dem  Vorsteher,  den  wissen- 
schaftlichen Mitgliedern  und  Hülfsarbeitem  ist  jede  Nebenthätigkeit  auf  dem 
zum  Geschäftsbereich  der  Anstalt  gehörigen  Gebiet,  insbesondere  die  Erstattung 
von  Gutachten,  Anstellung  von  Versuchen  und  dergleichen  untersagt. 

Werden  die  vorstehenden  Personen  vor  die  Gerichte  als  Sachverständige 
geladen,  so  haben  sie  dem  Minister  ungesäumt  Anzeige  zu  erstatten.  Die 
Veröffentlichung  von  Arbeiten  der  Anstalt  ist  nur  mit  Zustimmuug  des  Leiters 
zulässig.  Mittheilungen  aus  dem  Arbeitsgebiete  der  Anstalt  können  nur  mit 
Genehmigung  des  Anstaltsleiters  erfolgen.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Abhaltung 
von  öffentlichen  Vorträgen  über  einschlägige  Themata. 

§  13.  Zuweisung  und  Erleaigung  der  Aufträge.  Die  von 
den  Zentralbehörden  gemäss  §  1  Ziffer  4  ausgehenden  Aufträge  für  die  An- 
stalt  erfolgen  durch  den  Minister  der  Medizinalangelegenheiten. 

Alle  sonstigen  Aufträge  sind  an  die  Anstalt  unmittelbar  zu  richten. 
Die  Aufträge  sind  nach  der  Reihenfolge  des  Einganges  zu  erledigen,   so- 
weit nicht  die  Eilbedürftigkeit  eines  Auftrages  oder  Zweckmässigkeitsgründe  des 
Betriebes  eine  Abweichung  rechtfertigen.    Die  von  Reichs-  und  Staatsbehörden 
ausgehenden  Aufträge  sind  im  Allgemeinen  als  schleunige  zu  behandeln. 

Ergiebt  sich  bei  der  Bearbeitung  der  Aufträge  die  Nothwendigkeit  einer 
thatsächlichen  Aufklärung,  so  ist  der  Vorsteher  ermächtigt,  die  erforderlichen 
Rückfragen  an  den  Auftraggeber  unmittelbar  zu  richten,  sei  es,  dass  es  sich  um 
private  oder  um  behördliche  Aufträge  handelt. 
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Sofern  ein  Auftrag  wegen  Ueberbfirdung  des  Personals  oder  aus  sonstigen 
Gründen  nicht  rechtzeitig  ausgeführt  werden  Tcann,  oder  der  Beginn  der  Aus- 
führung auf  länger  als  2  Monate  voraussichtlich  verschoben  werden  muss,  hat 
der  Vorsteher  unter  Darlegung  der  Gründe  unverzüglich  dem  Leiter  Anzeige 
zu  machen. 

§  14.  Ausstellung  von  Befundscheinen,  Untersuchungs- 
berichten, Gutachten  und  ihre  Behändigung.  Die  von  der 
Anstalt  auszustellenden  und  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehenden  Zeugnisse 
über  die  vollzogenen  Prüfungen  hat  der  Vorsteher  zu  zeichnen.  Die  Zeugnisse 
haben  sich  bei  den  von  Privaten  veranlassten  Arbeiten  der  Regel  nach  auf  die 
Angabe  der  thatsächlichen  Ergebnisse  der  Untersuchung  zu  beschränken  und 
sollen  in  etwaigen  Schlüssen  nicht  über  das  hinausgehen,  was  durch  den 
jeweiligen  Stand  von  Wissenschaft,  Technik  und  praktischer  Erfahrung  that- 
sächlicn  begründet  werden  kann.  Ein  Urtheil  über  die  Brauchbarkeit  des 
Prüfungsgegenstandes  für  bestimmte  praktische  Zwecke  ist  für  gewöhnlich 
nicht  und  nur  mit  Zustimmung  des  Anstaltsleiters  abzugeben,  auch  ist  bei 
Abfassung  der  Schriftstücke  zu  beachten,  dass  der  Entscheidung  der  etwa 
demnächst  zuständigen  Behörde  nicht  vorgegriffen  werden  darf. 

In  zweifelhaften  Fällen  ist  die  Entscheidung  des  Anstaltsleiters,  bei  An- 
gelegenheiten von  allgemeiner  Bedeutung  die  Zustimmung  der  Ministenal- 
Kommission  einzuholen. 

So  weit  es  sich  um  Arbeiten  für  Private  handelt,  ist  der  Vorsteher  er- 
mächtigt, die  Zeugnisse  dorthin  unmittelbar  zu  übermitteln.  Die  auf  behörd- 
liche Aufträge  bezüglichen  Ausarbeitungen  sind  dem  Leiter  vorzulegen,  welcher 
die  Aushändigung  der  Zeugnisse  veranlasst. 

§  15.  Das  Amtssiegel  führt  in  der  Mitte  den  preussischen  Adler  und 
trägt  die  Umschrift  » Königliche  Versuchs-  und  Prüfungsanstalt  für  Wasser- 
versorgung und  Abwässerbeseitigung". 

§  16.  Gebühren.  Den  Zeugnissen  (§  14)  ist  die  Gebühren-Rechnung 
beizufügen,  welche  der  Vorsteher  nach  Massgabe  des  Tarifs  aufzustellen  und 
mit  der  Bescheinigung  der  Richtigkeit  zu  versehen  hat.  In  der  Rechnung  ist 
zugleich  die  Kasse  zu  bezeichnen,  an  welche  die  Zahlung  zu  leisten  ist. 

Die  Einforderung  eines  Kostenvorschusses  ist  zulässig. 

b.   Qebflhren-Ordnung. 
!•  Allgemeine  Bestimmunsen. 

1.  Die  in  der  Gebühren -Ordnung  festgesetzten  Beträ]p;e  schliessen  die 
Vergütung  für  die  bei  der  Untersuchung  verbrauchten  Stoffe  und  benutzten 
Apparate,  sowie  für  die  Ausfertigung  des  Befundscheines  mit  kurzem  aus  der 
Untersuchung  sich  ergebenden  Schlussurtheil  in  sich.  Darüber  hinausgehende 
gutachtliche  Aeusserungen  auf  Grund  des  Befundes  (Untersuchungsberichte) 
werden  ebenso  wie  ausführliche  Gutachten  (vergl.  IV)  nach  Massgabe  der  da- 
rauf verwendeten  Zeit  besonders  berechnet. 

2.  Für  Untersuchungen,  welche  in  der  Gebühren-Ordnung  nicht  vor- 
gesehen sind,  werden  die  Gebühren  unter  Berücksichtigung  der  aufgewendeten 
Zeit  und  Materialien  nach  den  Beträgen  für  analoge  Untersuchungen  festgesetzt. 

3.  Die  als  Anhalt  unter  III  gegebenen  Muster  von  Analysen  und  der 
Gebührenaufstellung  können  nicht  für  alle  Fälle  massgebend  sein.  Es  ist  des- 
halb zweckmässig,  bei  der  Einsendung  eines  Untersuchunesgegenstandes  zugleich 
Veranlassung  und  Zweck  des  Antrages  auf  Untersuchung  anzugeben,  damit 
hiemach,  soweit  die  Einzelbestimmungen  vom  Auftraggeber  nicht  angegeben 
sind,  von  der  Anstalt  beurtheilt  werden  kann,  welche  Stoffe  und  in  welcher 
Weise  dieselben  zu  bestimmen  sind. 

4.  An  Stelle  der  Einzelberechnung  kann  eine  Pauschalgebühr  vereinbart 
werden,  wenn  es  sich  um  Untersuchungen  über  einen  längeren  Zeitraum  oder 
um  fortlaufende  Kontrollen  handelt 

5.  Werden  zur  Erledigung  eines  Auftrages  bei  derselben  Probe  mehr  als 
3  Einzelbestimmungen  ausgeführt,  so  kann  eine  Ermässigung  des  Gesammt- 
preises  für  die  Untersuchung  von  10  «/o,  bei  mehr  als  6  Einzelbestimmungen 
von  15%,  bei  mehr  als  12  Einzelbestimmungen  von  20%  g^ewährt  werden. 
Weitere  Ermässigungen  können  mit  Genehmigung  des  Ministers  zugebilligt 
werden,  sofern  die  Verhältnisse  im  Einzelfalle  dies  rechtfertigen. 


—  so- 


ll.  Binzelbestimmunicea. 

a)  chemische. 


Gegenstand. 


quali- 

quan- 

tativ 

titativ 

M. 

M. 

— 

5 

2 

2 

6 

— 

4 

3 

7 

2 

8 

— 

40 

— 

7 

— 

4 

— 

4 

— 

25 

5 

10 

3 

8 



9 

1 



— 

5 

— 

6 

___ 

4 

— 

3 

Gegenstand. 


quali- 
tativ 
M. 


quan^ 

titativ 

M. 


Abdampfrückstand    .    .    . 

Aeussere  Beschaffenheit 
(Farbe ,  Geruch ,  Ge- 
schmack, Klarheit)     .    . 

Ammoniak 

Asche 

Chlor 

Eisen 

Elementaranalyse  .... 

Fett 

Glfihrfickstand 

Härte,  titrimetisch    .    . 

Humus 

(Bestimmung  nach  dem  Verfahren 
von  Loges.) 

Kali 

Kalk 

Kieselsäure 

Kohlensäure 

Kohlensäure,  gebunden     . 
Kohlensäure,  gesammt  .    . 
Kohlensäure,      nach 
Schcibler 


Magnesia 

Medianische  Bodenanalyse 
(für  jede  einzelne  Korngröne.) 

Natron 

Oxydirbarkeit 

Phosphorsäure  .... 
Phosphorsäure,  löslich  . 
Reaktion    ...... 

Sand 

Salpetersäure 

Salpetrige  Säure.    .    .    . 

Sauerstoff 

Schwefelsäure 

Schwefelwasserstoff .    .    . 

Stärke    

Stickstoff 

Suspendirte  Stoffe  .    .    . 

Thonerde 

Trockensubstanz.  .  .  . 
Verbrennliches  .  .  .  . 
Verdaulichkeit  .  .  .  . 
Wasseraufsaugungsvermö- 

gen • 

Zucker 


8 
6 

12 
6 
8 
8 

6 

10 
8 
8 
8 
8 

12 
8 
6 

10 
4 

20 

15 

5 

8 


Komgrösse 

b)  Botanische  oder  zoologische  Untersuchung. 
5  Mark  und  darüber,  je  nachdem  ein  grösserer  Zeitaufwand  oder  umständliche 
Kulturverfahren  nothwendig  sind. 

c)  Bakteriologische  Untersuchung. 
10  Mark  und  darüber,  je  nachdem  der  Aufwand  an  Zeit  und  Material  es  recht- 
fertigt. 

III.   Beispielsweise  Qebflhreiiauf Stellung^)  für  Qesainnitanalyseii. 


A.  Wasser. 

1.  Prüfung  auf  Brauchbarkeit 
als  Trinkwasser  —  einzu- 
sendende Menge  3  Liter. 


Aeussere  Beschaffenheit  .    . 

2  M. 

Ammoniak 

qualitativ 

2    » 

Chlor    .... 

quantitativ 

7    „ 

Eisen     .    .    . 

1» 

8    „ 

Kalk 

tt 

8    ^ 

Magnesia  .    .    . 

m 

8    . 

Oxydirbarieit 

m 

6    ^ 

Reaktion    .    .    . 

m 

2    ^ 

Salpetersäure  .    . 

qualitativ 

2    „ 

Salpetrige  Säure 
Schwefelsäure 

» 

2      n 

m 

2    „ 

Schwefelwasserstoff        » 

2    „ 

Sa. 

51  M. 

Bei  Ausführung  der  bakteriologischen 

und  event.  erforderiichen   botanischen 

und  zoologischen  Untersuchungen  kom- 
men noch  die  in  den  Einzelbestim- 
mungen ausgeworfenen  Gebühren  zur 
Anrechnung. 

2.  Prüfung  auf  Brauchbarkeit 
als  Kesselspeisewasser  — 
einzusendende  MengeSLiter. 

Abdampfrückstand.    .    .    .  5  M. 

Chlor In 

Kalk 8    „ 

Kohlensäure 6    » 

Magnesia 8    « 

Schwefelsäure 8    « 

Suspendirte  Stoffe  ....  6    « 

Temporäre  Härte  .    .    .    .  4    ,» 

Eisen 8    ,» 


Sa.  50  M. 


*)  Gemäss  Ziffer  5  der  Allgemeinen  Bestimmungen  (1)  können  von  den 
angesetzten  Beträgen  10  o/o,  15  o/o  oder  20  o/o  in  Abrechnung  gebracht  werden. 
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3.  Ausführliche  Untersuchung 

—     einzusendende     Menge 

10  Liter. 

Atxlanipfrückstand  ....    5  M. 

Aeussere  Beschaffenheit  .    .    2  M. 

Ammoniak     .     .  quntitativ    6    » 

Chlor     ....  n  In 

Eisen     ....        »  8  » 

Glühröckstand A  ^ 

Kali quantitativ  10  » 

Kalk n  8  • 

Kohlensaure,  gebunden  .    .  5  « 

Kohlensäure,  gesammt    .    .  6  « 

Magnesia   .    .    .  quantitativ  8  » 

Natron  ....         »  12  • 

Oxydirbarkeit 6  » 

Reaktion 2  „ 

Salpetersäure  .    .  quantitativ  10  „ 

Salpetrige  Säure          •  8  n 

Schwefelsäure              •  8  „ 

Schwefelwasserstoff,  qualitativ  2  » 

Stickstoff 8  „ 

Suspendirte  Stoffe  .    ._ .    .  6  ^ 

Sa.  131  m; 

Bei  Ausführung  der  bakteriologischen 
und  event.  erforderlichen  botani^en  u. 
zoologischen  Untersuchungen  kommen 
noch  die  in  den  Einzelb Stimmungen 
ausgeworfenen  Gebühren  weiter  zur 
Anrechnung. 

B.  Abwasser. 

1.  Prüfung    des    Reinigungs- 
effektes    einer     Kläranlage 

-  einzusendende     Menge 
3  Liter. 

Aeussere    Beschaffenheit   in 
verschiedenen   Konzentra- 
tionen und  in  3  Zeiträumen  12  M. 
Ammoniak     .    .  quantitativ    6    „ 
Chlor    ....  «  7    . 

Oxydirbarkeit 6    » 

Reaktion 2    » 

Schwefelwasserstoff,  qualitativ  2    » 

Stickstoff 8  M. 

Suspendirte  Stoffe  .    .    .    .    6   » 
S.  49  M. 

Bei  Ausführung  der  bakteriologischen 
u.  s.  w.  wie  bei  No.  1  u.  2. 

2.  Ausführliche  Untersuchung 

—  einzusendende      Menge 
10  Liter. 

Abdampfrückstand  ....    5  M. 
Aeussere   Beschaffenheit    in 
verschiedenen   Konzentra- 
tionen und  in  3  Zeiträumen  12    IT 
Ammoniak     .    .  quantitativ    6   „ 
Chlor    ....  „  7    ^ 

Eisen     ....         „  8   „ 

Glührückstand,  gesammt.    .    4   n 
Glührückstand   der   suspen- 

dirten  Stoffe 4   . 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche 


Kali quantitativ  10  M. 

Kalk .  8  • 

Natron  ....         »         12  ^ 

Oxydirbarkeit 6  i, 

Phosphorsäure    .  quantitativ    8  m 

Reaktion 2  » 

Salpetersäure  .    .  quantitativ  10  „ 

Salpetrige  Säure.         »  %  n 

Sauerstoff  ...         »  8  » 

Schwefelsäure.    .         »  8  » 

Schwefelwasserstoff,qualitativ    2  » 

Stickstoff 8  , 

Suspendirte  Stoffe  .    .    .    .    6  » 

Sa.  142  M. 

Bei  Ausführung  der  bakteriologischen 
u.  s.  w.  wie  bei  No.  1  u.  2. 

C.  Abtalistofffe. 

1.  menschliche  Auswürfe  (Fä- 
kalien) —  einzusendende 
Menge  3  kg. 

Ammoniak      .    .  quantitativ    6  M. 

Asche Am 

Kali quantitativ  10   „ 

Phosphorsäure    .         »  8   » 

Stickstoff 8   • 

Trockensubstanz .    .    .    .    .    4   , 
Sa.  40  M. 

2.  Mengedünger  (Kompost  — 
einzusendende  Men^e  3  kg. 

Ammoniak     .    .  quantitativ    6  M. 

Asche 4   , 

Kali quantitativ  10  „ 

Phosphorsäure 8   » 

Stickstoff 8   • 

Trockensubstanz .    .    .    .    .    4   » 
Sa.  40  M, 

3.  Poudrette  -  einzusendende 
Menge  1  kg. 

Ammoniak     .    .  quantitativ    6  M. 

Asche 4   , 

Kali quantitativ  10   „ 

Phosphorsäure 8   » 

Schwefelsäure 8   » 

Stickstoff 8   . 

Trockensubstanz .    .    .    .    .    4   ir 
Sa.  48  M. 

4.  Hausmüll. 

a)  auf    landwirthschaftlichen 
Werth     —     einzusendende 
Menge  5  kg. 
Ammoniak.    .    .  quantitativ    6  M. 

Asche 4   » 

Kali quantitativ  10   » 

Kalk n  8   „ 

Phosphorsäure,  eesammt  »       8    » 
Phosphorsäure,  loslich      »       8   » 

Stickstoff 8   « 

Trockensubstanz _4   » 

Sa.  56  MT 

Sachverständige.    II*  6 
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b)  auf   Brennbarkeit   —   ein- 
zusendende Menge  10  kg. 
Trockensubstanz .    .    .    .    *    4  M. 
Verbrennliches    .    .    .    .    .  20   „ 
Sa.  24  M. 

5.  Schlachthof-  u.  Abdeckerei- 
Abfälle  -  einzusendende 
Menge  3  kg. 

a)  auf  Düngerwerth: 
Ammoniak .    .    .  quantitativ    6  M. 

Asche 4   . 

Kali quantitativ  10   » 

Phosphorsäure 8   « 

Stickstoff 8   ir 

Trockensubstanz.    .    .    .    .    4   0 

Sa.  40  M. 

b)  auf  Futterwerth: 

Asche 4M. 

Fett quantitativ    7   » 

Kalk 8   . 

Phosphorsäure    .         »  8   • 

Sand 6   . 

Stickstoff 8   . 

Trockensubstanz 4   » 

Verdaulichkeit    .  quantitativ  15   » 
Sa.  60  M. 

Bei  Ausführung  der  bakteriologischen 
11.  s.  w.  wie  bei  No.  1  u.  2. 
6.  Klärschlamm. 
a)  auf    landwirthschaftlichen 
Werth   —    einzusendende 
Menge  3  kg. 
Ammoniak.    .    .  quantitativ    6  M. 
Asche 4   . 


Kali quantitativ  10  M. 

Kalk „  S   „ 

Phosphorsäure,  gesammt  »        8   • 
Phosphorsäure,  löslich      »        8    » 

Stickstoff 8   ^ 

Trockensubstanz.    .   j__j, .    4   ^ 

Sä;~56lÄ". 
b)  auf  Brennwerth: 

Trockensubstanz 4M. 

Verbrennliches    .    .   ^ .    .  20   , 

Sa.  24  M. 
D.  Boden    —    einzusendende 
Menge  2  kg. 
Humus  ....  quantitativ  25  M. 

Kali •  10   • 

,  Kalk 8   , 

Phosphorsäure    .         «  8   » 

Stickstoff    .    .    .        j, 8_^ 

Sa.  59  M. 
Bei    Ausführung   der  mechanischen 
Analyse   kommen    für    jede    einzelne 
Komgrösse  6  Mark  zur  Anrechnune. 

Bei  Ausführung  der  bakteriologischen 
u.  s.  w.  wie  bei  No.  1.  u.  2. 

B.  PUtermateriallen  und  KUrmlttel 

-  einzusendende  Menge  je 
nach  Ausdehnung  der  Unter- 
suchung, 
flltrationsrahigkeit    je   nach 
Aufwand  an  Zeit  und  Ma- 
terial   M. 

Komgrösse 3   • 

Wasseraufsaugungsvermögen    5   « 


IV.   Qtttachten. 

Outachten  werden  nach  der  aufgewendeten  Zeit  und  Arbeit  in  der  Weise 
bezahlt,  dass  für  je  einen  Tag  Arbeitsaufwand  eines  Sachverständigen  30  M.  in 
Anrechnung  gebracht  werden.  Derselbe  Satz  gilt  für  etwaige  Etesichtigungen 
an  Ort  und  Stelle,  welche  für  die  Vorbereitung  des  Outachtens  nothwendig 
sind.  In  letzterem  Falle  sind  ausserdem  Tagegelder  und  Reisekosten  nach 
Massgabe  der  Sätze  des  Artikels  1,  §§  1  und  4  des  Oesetzes  vom  21.  Juni  1897 
zu  vergüten.  Für  die  Begutachtung  erforderliche  Untersuchungen  werden  nach 
den  Sätzen  der  Oebühren- Ordnung  besonders  berechnet. 

Der  Minister  übt  weiterhin  die  allgemeine  Staatsauf- 
sicht über  den  Aerztekammer-*)  und  Apothekerkammer- 
Ausschuss^  aus;  desgleichen  ist  der  jedesmalige  Leiter  der 
Medizinalabtheilung  Vorsitzender  des  ärztlichen  Ehrenge- 
richtshofes, und  hat  ein  rechtskundiger  Kommissar  des  Mi- 
nisters die  Verrichtungen  der  Anklage  bei  diesem  Gerichtshofe 
wahrzunehmen*). 


^)  §  7  der  Minist-Verordnung  betreffend  Bildung  eines  Aerztekammer- 
ausschusses  vom  6.  Januar  1896  (O.  §.,  S.  1^;  s.  auch  XII.  Abschnitt,  I.,  Kapitel 
über  Aerztekammem. 

•)  §  18  der  Königl.  Verordnung  betreffend  Bildung  von  Apothekerkainmem 
vom  2.  Februar  1901;  s.  Absch.  XIII,  I.  N 

*)  §§  43  u.  45  des  Gesetzes  über  ärztliche  Ehrengerichte  vom  28.  No- 
vember 1899;  s.  XII.  Absch.,  I.,  Kapitel  über  Aerztekammem. 
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Als  Oberaufsichtsbehörde  steht  dem  Minister  das  Recht 
zu,  innerhalb  der  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  dem  Gebiete 
des  Gesundheitswesens  für  die  gesammte  Monarchie  oder  für 
einzelne  Theile  des  Staates  Verordnungen,  Anordnungen, 
Anweisungen  u.  s.  w.  zu  erlassen  oder  aufzuheben;  desgleichen 
wird  ihm  meist  die  Ausführung  der  sein  Ressort  betref- 
fenden Gesetze  in  diesen  selbst  übertragen,  wenn  solches  nicht 
Konigl.  Verordnung  vorbehalten  bleibt^). 

Zur  Veröffentlichung  der  ministeriellen  Verorduun- 
gen,  Anweisungen,  Verfügungen  und  Bekanntmachun- 
gen dient  ausser  dem  Staatsanzeiger  und  dem  Ministerialblatt 
für  die  gesammte  innere  Verwaltung  in  neuester  Zeit  auch  das 
Ministerialblatt  für  Medizinal  und  medizinische  Unterrichts- 
Angelegenheiten^.  Wissenschaftliche  Arbeiten,  insbe- 
sondere Obergutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation 
für  das  Medizinal wesen  u.  s.  w.  werden  meist  iii  der  \'iertel- 
jahreschrift  für  gerichthche  Medizin  und  öffentliches  Sanitats- 
wesen') oder  in  dem  „Klinischen  Jahrbuch"*)  veröffentlicht. 

Der  Medizinaletat  hatte  bisher  in  Preussen  namentlich 
im  Vergleich  zu  den  übrigen  Positionen  des  Kultusministeriums 
eine  verhältnissmässig  geringe  Höhe  von  nicht  2  Millionen. 
Er  bildet  den  Titel  125  des  gesammten  Staatshaiishaltsetat  und 
umfasst  ausser  den  Besoldungen  für  die  Mitglieder  des  Prov. 
Medizinalkollegien,  die  Reg.-  und  Med.-Räthe,  Kreisniedizinal- 
beamten,  die  Ausgaben  für  die  Charit^-Krankenhäuser,  für  die 
Institute  für  Infektionskrankheiten  zu  Berlin  und  für  experi- 
mentelle Therapie  zu  Frankfurt  a.  M.,  für  das  h>gienische 
Institut  in  Posen,  für  die  Anstalten  zur  Gewinnung  von  Thier- 
lymphe  für  sanitatspolizeiliche  Zwecke  (Lepraheim,  Bekämpfung 
der  Cholera  und  Granulöse),  Apothekenrevisionen,  Quarantane- 
anstalten  u.  s.  w.  Seit  1901  hat  er  eine  sehr  erfreuliche 
Steigerung  erfahren  (um  i  Million);  überhaupt  sind  die  Kammern 
in  den  letzten  Jahren  sehr  entgegenkommend  gewesen,  wenn  es 
galt,  Geldmittel  für  sanitäre  Zwecke,  auch  wissenschaftlicher 
Natur,  zu  bewilligen;  sie  sind  nur  nicht  allzu  oft  in  die 
Lage  gekommen,  derartige  Forderungen  zu  genehmigen 
Hoffentlich  wird  dies  in  Zukunft  häufiger  der  Fall  seini 

2.  Provinzialbehorden. 
(Oberpräsident  und  Provinzial-Medizinal-Kollegium.) 

Der  an  der  Spitze  der  Verwaltung  der  Provinz  stehende 
Oberprasident  ist  nach  §  i  der  Instruktion  für  die  Ober- 
präsidenten vom  31.  Dezember  1825  (G.-S.,  1826,  S.  1)  und 
§  8  des  Landesverwaltungsgesetzes  (s.  S.  41)  zuständig  für  alle 
über  die  gesammte  Provinz  oder  über  den  Bereich  eines  Re- 
gierungsbezirkes hinaus  sich  erstreckenden  Angelegenheiten 
des  öffentlichen  Gesundheitswesens;  ausserdem  hat  er  als  Auf- 
sichtsinstanz   nicht  nur  die  Thätigkeit  der  staatlichen  Bezirks- 


? 


S.  Seite  39. 

S.  Anmerkung  2  auf  S.  40. 
')   Verlag  von  August  Hirschwald  in  Berlin. 
*)  Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena. 
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und  Unterbehorden,  sondern  nach  §  114  der  Provinzialordnung 
(s.  S.  56)  auch  diejenige  der  provinzialständischen  Verwaltung 
auf  diesem  Gebiete  zu  überwachen.     Er  hat  insbesondere 

1)  das  Recht,  mit  Zustimmung  des  Provinzialrathes  gültige  gesundheits- 
und  medizinalpolizeiliche  Vorschriften  für  die  ganze  Provinz  oder 
mehrere  Regierungsbezirke  derselben  oder  für  mehrere,  verschiedenen 
Regierungsbezirken  angehörende  Kreise  zu  erlassen  g  137  des  Landes- 
verwaltungsgesetzes, s.  S.  42); 

2)  die  gesundheitspolizeiliche  Aufsicht  über  die  provinzialständischen 
Irren-,  Blöden-,  Blinden-,  Taubstummen-,  Entbindungs-  usw.  Anstalten 
zu  führen  (Kabinetsordre  vom  12.  Mai  1897,  G.-S.,  S.  227) ;») 

3)  die  Konzessionirung  neuer  Apotheken  (§11,  No.  4b  der  Instruktion 
vom  31.  Dezember  1825)  und  Filialapotheken  (Min.-Erlass  vom  4.  Mai 
1895)  zu  genehmigen,  sowie  die  an  den  Staat  zurückgefallenen  Apo- 
thekengerechtigkeiten bereits  bestehender  oder  verlegter  Apotheken 
wieder  zu  verleihen  (Min.-Erlass  vom  5.  September  1894)  und  die  Fort- 
führung genehmigter  Filialapotheken  (z.  B.  beim  Besitzwechsel  der 
Mutterapotheken)  zu  gestatten  (Min.-Erlass  vom  18.  April  1893);^) 

4)  den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Geschäfte  in  den  Provinzial-Medi- 
zinalkollegien  ; 

5)  die  allgemeine  Staatsaufsicht  über  die  Aerztekammem  und  deren 
Vorstand,  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  des  ärztlichen  Ehren- 
gerichts, bei  dem  im  Strafverfahren  sein  Beauftragter  die  Anklage  zu 
vertreten  hat  (§  13  der  Allerh.  Verordnung  betr.  die  Einrichtung  einer 
ärztlichen  Standesvertretung  vom  25.  Mai  1887^  und  §§  12  u.  22  des 
Gesetzes  betreffend  die  ärztlichen  Ehrengerichte  u.  s.  w.  (s.  zwölften 
Abschnitt,  I.,  Kapitel  Aerztekammem  u.  Ehrengerichte); 

6)  die  allgemeine  Staatsaufsicht  über  die  Apothekerkammem  (§11  der 
Allerh.  Verordnung  vom  2.  Februar  1901  (s.  XIII.  Abschnitt, 
I.,  Apothekenwesen). 

Ein    besonders    medizinisch-technischer    Beamter    ist 
dem  Oberpräsidenten  nicht  beigegeben;   er  kann  jedoch   nach 
§  8  des  Landesverwaltungsgesetzes  den  an  seinem  Amtssitz  an- 
gestellten Regierunfi^s-  und  Medizinakath   der  betreffenden  Re- 
gierung, sowie  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Regierungs- 
präsidenten auch  die  Reg.-  und  Medizinalräthe  an    den  übrigen 
Bezirksregierungen   zur  Bearbeitung  der    ihm    obliegenden    in 
das    Gesundheitswesen    einschlagenden   Geschäfte    heranziehen 
1  (s.  Anm.  2  auf  S.  42).^)    Dagegen  besitzt  er  in  dem  ihm  unter- 
I  stellten  Provinzial-Medizinalkollegium  eine  medizinisch-sach- 
/  verstandige  und  berathende  Kollegialbehörde,  die  in  der  Regel 
aus   dem    Regierungs-    und    Medizinalrath    am    Amtssitze    des 


^)  Dieselbe  lautet:  *  Auf  den  Bericht  vom  7.  d.  M.  will  ich  hierdurch  ge- 
nehmigen, dass  die  Ausübung  der  gesundheitspolizeilichen  Aufsicht  über  die 
Prov.-Anstalten dem  Geschäftskreis  des  Obapräsidenten  überwiesen  wird." 

■)  Durch  Min.-Erlass  vom  15.  November  1897  ist  dann  angeordnet,  dass  der 
Oberpräsident  bei  Handhabung  dieser  Aufsicht  den  zuständigen  R^erungs-  und 
Medizinalrath  oder  einen  anderen  geeigneten,  insbesondere  psychiatrischen  Sach- 
verständigen zur  technischen  Mitwirkung  heranziehen  soll. 

8)  Betreffs  des  Wortlautes  der  hier  angeführten  Verordnungen  s.  den 
XIII.  Abschnitt  I;  Apothekenwesen. 
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Oberpräsidenteni),  drei  ordentlichen,  im  Nebenamt  angesteHlca    i 
medizinischen  Mitgliedern  (Medizinalräthen^  und   drei   Me-  / 
dizinalassessoren,  darunter  je  ein  Apotheker  und  einThier-l 
arzt,  besteht,  zu  denen  in    ausserordentlichen    Sitzungen    nochl 
zwei  von  der  Aerztekammer  gemäss  §  3  der  Konigl.  Verordnung 
vom  13.  Mai  1887  ^^  wählende  auserordentliche  Mitglieder  hin- 
zutreten').    Für  den  Wirkungskreis   der  durch  Allerhöchste 
Verordnung  vom  22.  September  1867  (G.  S.,  S.  1570)  auch  in 
den  neuen  Provinzen  eingerichteten  Provinzial-Medizinal- Kolle- 
gien ist  die  nachstehende,  allerdings  vielfach  durch  spätere  Be- 
stimmungen abgeänderte  Instruktion  vom  23.  Oktober  1817 
(G.  S.,  S.  285)  massgebend: 

§  1.  Wirkungskreis.  Die  Medizinal-Kollegien  sind  rein  wissenschaftlich 
und  technisch  rathgebende  Behörden  für  die  Regierungen  und  Gerichte  im  Fache 
der  gerichtlichen  Medizin  und  haben  mithin  keine  Verwaltung. 

§  2.  Ihre  Obliegenheiten  und  Befugnisse  sind  demnach  hauptsächlich 
folgende : 

1.  Die  Angabe  und  Begutachtung  allgemeiner  Massregeln  zur  Beförderung 
der  Kultur  der  medizinischen  Wissenschaften  und  Kunst; 

2.  die  Entwerfung  oder  Beurtheilung  allgemeiner  Pläne  zur  Vervoll- 
kommnung des  Medizinal-Polizeiwesens  der  Ftovinz,  und  insbesondere 
die  Revision  der  Medizinalordnungen,  Reglements,  Taxen  u.  s.  w., 
auch  die  Abgabe  gutachtlicher  Vorschläge  zu  deren  Berichtigung; 

3.  betiifft  Prüfung  der  Medizinalpersonen  (ist  aufgehoben); 

4.  die  Beurtheilung  gerichtlich-medizinischer  Falle,  die  Prüfung  der  Ob- 
duktionsr-Verhandlungen  ;^) 

5.  die  Angabe  und  Prüfung  allgemeiner  Heilungs-,  Verhaltungs-,  und 
Sicherungsmassregeln  bei  ausbrechenden  Seuchen  unter  Menschen 
und  Thieren; 

6.  die  Untersuchung  technischer  Gegenstande,  welche  für  das  Medizinal- 
wesen wichtig  sind,  z.  B.  die  Analysen  der  Mineralwässer  u.  s.  w. 

7.  Zusammenstellung  von  Generalwerken  u.  s.  w.;  (ist  aufgehoben  durch 
Min.-Erl.  vom  1.  luli  1848). 

§  3.  Die  Medizinal-Kollegien  sollen  mindestens  aus  fünf  Mitgliedern 
(Räthen  und  Beisitzern)  bestehen,  unter  denen  sich  jederzeit  ein  wissenschaft- 
lich gebildeter  Wundarzt  und  Pharmazeut  und,  wo  solches  zu  erreichen  m^- 

^)  Der  Regierungs-  und  Medizinalrath  am  Amtssitze  des  Ober- 
präsidenten ist  vermöge  seines  Amtes  Mitglied  des  Medizinalkollegiums  und 
wird  dazu  nicht  erst  besonders  ernannt.  Er  nimmt  an  den  Sitzungen  mit 
vollem  Stimmrecht  Theil,  rangirt  unter  den  Räthen  des  Koll^iums  nach  seinem 
Dienstalter  und  erhält  aber  für  die  ihm  übertragenen  Geschäfte  kein  besonderes 
Gehalt.  Deshalb  sind  ihm  auch  eigentlich  forensische  Arbeiten  nicht  zu  über- 
tragen, sondern  nur  solche  Sachen,  welche  entweder  ein  Verwaltungs-Interesse 
haben,  oder  bei  welchen  durch  seine  Vermittelung  Schriftwechsel  vermieden 
werden  kann,  zur  speziellen  Bearbeitung  zuzutheilen.  Femer  ist  auch  auf  den 
Umfang  der  von  ihm  bei  der  Regierung  zu  bearbeitenden  Geschäfte  angemessene 
Rücksicht  zu  nehmen  (Min.-Erl.  vom  19.  12.  1841). 

35  Die  ordentlichenMitglieder  (Medizinalräthe)  erhalten  ein  nicht  pensions- 
fähiges Gehalt  von  600—1200  Mark,  die  Medizinalassessoren  ein  solches 
von  600—1050  Mark;  erstere  haben  nach  der  Verordnung  vom  7.  2.  1817  (G.S., 
S.  7)  den  R  a  n  g  der  Regierungsräthe,  also  der  Räthe  IV.  Klasse,  letztere  nach  dem 
Min.  Erl.  vom  8.  September  1819  den  Rang  der  Regierungsassessoren,  also  der  Räthe 
V.  Klasse,  falls  ihnen  nicht  persönlich  ein  höherer  Rang  verliehen  ist.  Als 
Auszeichnune;  wird  den  ärztlichen  Mitgliedern  der  Titel  „Geheimer  Medizinal- 
rath" verliehen,  den  pharmazeutischen  Assessoren  der  Titel  „Medizinal- 
rath". Das  Bestehen  der  staatsärztlichen  Prüfung  ist  für  die  Ernennung 
zum  Mitglied  des  Provinzial-MedizinalkoUegiums  nicht  erforderlich;  die  Er- 
nennung erfolgt  durch  den  Minister. 

*)  Siehe  Anmerkung  3  auf  S.  69. 

*)  Auch  auf  die  gerichtsärztlichen  Gutachten  in  Entmündigungssachen 
ausgedehnt. 
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lieh,  auch  eiti  Mitglied,  welches  wissenschaftlich  und  praktisch  in  der  Ent- 
bindungskunst  erfahren  ist*),  sowie  ein  Thierarzt  befinden  muss. 

Die  darin  angestellten  Aerzte  haben  in  allen  Angelegenheiten  eine  volle 
Stimme,  die  übrigen  Mitglieder  selbige  aber  nur  bei  denjenigen  Gegenständen, 
welche  ihre  besondere  Kunst  oder  Wissenschaft  betreffen^,  und  unter  dieser  Ein- 
schränkung ist  sonst  die  Verfassung  koU^ialisch. 

§  4.  Der  jedesmalige  Ober-fiäsident  der  Provinz  ist  zugleich  Präsident 
des  Medizinal-Kollegiums  und  leitet  dessen  Geschäftsführung,  die  so  viel  wie 
möglich  nach  der  Analogie  der  Regierungs-Instruktion  einzurichten  ist,  welche 
ebenfalls  in  Ansehung  der  Disziplinarvorschriften  und  der  diesfälligen  Ver- 
hältnisse des  Präsidenten  zu  den  Mitgliedern,  sowie  dieser  unter  sich  und  zu 
den  Subalternen  Anwendung  findet  soweit  es  die  Verschiedenheit  der  Geschäfts- 
verhältnisse gestattet.  Die  Ausfertigungen  werden  ^durch  die  Unterbeamten  des 
Ober-Präsidenten besorgt 

Ist  der  Ober-Präsident  abwesend  oder  wird  er  sonst  an  der  eigenen  Leitung 
der  Geschäfte  behindert,  so  wird  er  durch  seinen  Stellvertreter  vertreten.') 

§  ■».  Da  die  Medizinal-Kollegien  mit  der  Verwaltung  der  Medizinal- 
polizei selbst  nichts  zu  thun  haben,  vielmehr  diese  den  R^ierungen  ungetheiit 
verbleibt,  so  stehen  sie  mit  den  letzteren  also  auch  in  keinem  eigentlichen 
Dienstverhältnisse.  Abgesehen  von  der  Zustellung  der  vierteljährlichen  Samm- 
lungen der  Obduktionsverhandlungen,  welche  direkt  seitens  der  R^ierungs- 
Präsidcnten  bewirkt  wird,*)  wickelt  sich  der  Verkehr  über  G^enstände  des 
Medizinalfaches  auf  dem  r^:ulären  Dienstw^e  zwischen  dem  Ober-Präsidenten 
und  dem  Regierungs-Präsidenten  ab. 

Der  Wirkungskreis  der  Provinzial-MedizinalkoUegien  hat  sich 
jedoch  im  Laufe  der  Zeit  ganz  anders  gestaltet,  als  er  nach  §  2  der 
vorstehenden  Instruktion  gedacht  war;  denn  es  sind  nicht  allein 
die  hier  unter  No.  3  und  7  aufgeführten  Obliegenheiten  und 
Befugnisse  formell  aufgehoben,  sondern  auch  die  unter  No.  i 
und  2,  5  und  6  angegebenen  Obliegenheiten  durch  die  ver- 
änderten V^erhältnisse  mehr  oder  weniger  hinfällig  geworden. 
Nur  in  einer  Beziehung  hat  sich  ihre  Thätigkeit  —  allerdings 
auch  mir  auf  dem  Papier  —  erweitert,  indem  ihnen  durch 
§  33  der  allgemeinen  Anweisung  über  den  Betrieb  von 
Apotheken  u.  s.  w.  vom  16.  Dezember  1893  (s-  später:  Apotheken- 
wesen) die  Entscheidung  in  denjenii^en  Fällen  übertragen  ist, 
wo  ein  beamteter  Arzt  auf  Anfertigung  einer  Verordnung 
besteht,  der  Apotheker  aber  solche  wegen  zu  grosser  Ueber- 
schreitung  der  Maximaldose  oder  wegen  eines  anderen  Irrthums 
beanstanden  zu  müssen  glaubt.  Die  Ursache  der  geringen 
Thätigkeit  der  Medizinalkollegien  auf  gesundheitlichem  Gebiete 
liegt  theils  in  ihrer  Zusammensetzung,  vor  Allem  aber  darin, 
dass  die  eigentliche  ausübende  Aufsichtsbehörde  in  Angelegen- 
heiten des  Gesundheits-  und  Medizinalwesens  nicht  der  Ober- 
präsident, sondern  der  Regierungspräsident  ist,  und  sich  in 
Folge  dessen  eine  medizinisch-teclinische  Kollegialbehörde  für 

^)  last  in  allen  Medizinalkollegien  ist  auch  ein  Psychiater. 

*^.  Dies  gilt  besonders  von  den  pharmazeutischen  und  thierärztlichen  Mit- 
gliedern, die  auch  nur  ganz  ausnahmsweise  zu  den  Sitzungen  herangezogen 
werden.  Promovirte  Aerzte  haben  dagegen,  auch  wenn  sie  nur  als  Mäizinal- 
assessoren  fungieren,  stets  volles  Stimmrecht  (Min.-Erl.  vom  16.  7.  1833). 

8)  Stellvertreter  des  Ober-Präsidenten  ist  also  der  Ober-Präsidialrath 
(s.  §  8  des  Landesverwaltungsgesetzes,  S.  42J.  Bis  zum  Jahre  1847  war  es  der 
dem  Medizinal-Koll^ium  angehörende  R^erungs-  und  Medizinalrath ;  durch 
Allerhöchste  Ordre  vom  6.  Dezember  1841  ist  aber  die  obige  Abänderung  ge- 
troffen. 

*)  Diese  Zustellung  hat  jetzt  zu  Folge  des  Min.-Erl.  vom  28.  2.  1895, 
monatlich  zu  erfolgen  (s.  S.  93). 
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den  ersteren  mehr  oder  weniger  erübrigt  Nach  den  s.  Z.  der 
sogenannten  Maikonferenz  vorgelegten  Gnindzügen  für  die 
Reform  des  preussischen  Medizinalwesens  sollten  daher  auch  die 
Provinzial  -  Medizinalkollegien  aufgehoben  werden  (s.  Anm.  i 
auf  S.  2i);  wenn  dies  trotzdem  nicht  geschehen  ist,  saist  dies  ledig- 
lich darauf  zurückzuführen,  dass  man  die  Beibehaltung  einer  medi- 
zinisch-technischen Kollegialbehörde  behufs  Abgabe  von  gerichts- 
ärztlichen Obergutachten,  sowie  behufs  Revistöri'äTIef "Verhand- 
lungen über-Qbduktioncn  ^«d  Ocmüthsznstandsuntersuchungen  / 
für  unbeatugt  riothig- hielt.  Wir  kSnnen  diese  Ansicht  aus  denfrüher 
bereits  ausgeführten  Gründen  (s.  I.  Bd.,  S.  7)  nicht  theilen;  will 
man  aber  die  Kollegien  trotzdem  beibehalten,  so  bedürfen  sie 
in  Bezug  auf  ihre  Zusammensetzung  und  ihren  Wirkungskreis 
einer  gründlichen  Reform,  insbesondere,  wenn  sie  in  sanitärer 
Hinsicht  mehr  als  bisher  als  rathgebende  Behörde  herangezogen 
werden  sollen.  Nothwendig  ist  es  vor  Allem,  dass  alle  bei  den  ein- 
zelnen Bezirksregierungen  in  der  Provinz  angestellten  Regierungs- 
und Medizinalräthe  Mitglieder  des  Provinzial-MedizinalkoUegiums 
sind,  und  nicht  bloss  derjenige  am  Amtssitze  des  Ober- 
präsidenten; ausserdem  müsste  aber  auch  ihre  Mitgliederzahl 
durch  geeignete  Sachverständige  auf  hygienischem  Gebiete 
vermehrt  werden. 

Zur  Zeit  bewegt  sich  also  die  Thätigkeit  des  Provinzial- 
MedizinalkoUegiums  fast  ausschliesslich  auf  forensischem  Gebiete 
innerhalb  der  durch  §  2  No.  4  der  Instruktion  gegebenen 
Grenzen  und  ist  einmal  eine  obergutachtliche,  anderseits  eine 
revidirende.  Betreffs  der  Abgabe  von  gerichtlich-medi- 
zinischen   Obergutachten    kann    auf  die  Ausführungen  im 

I.  Band,  S.  8,  Bezug  genommen  werden;  es  möge  hier  nur 
nochmals  betont  werden,  dass  derartige  Obergutachten  in  straf- 
und  zivilrechtlichen  Fällen  sowohl  von  den  Gerichten,  als  von 
den  Parteien  beantragt  werden  können;  in  Unfallsachen  da- 
gegen nur  iu  besonderen  Fällen,  in  denen  ein  überwiegendes 
öffentliches  Interesse  vorliegt^).  Das  Obergutachten  wird  unent- 
geltlich erstattet.  Desgleichen  verdient  erwähnt  zu  wer- 
den, dass  für  die  Gerichte  auch  jetzt  noch  neben  dem  §  83 
der  Strafprozessordnung  (s.  I.  Bd.,  S.  20),  der  in  wichtigeren  i 
Fällen  die  Einholung  des  Gutachtens  einer  Fachbehörde  vor- 
schreibt,    die    §§    173—177   der   alten   Kriminalordnung    vom  \ 

II.  Dezember  1805  über  die  Abgabe  der  „Gutachten  der  CoUegii 
medici"  verbindlich  sind.^) 

0  Diese  Gesuche  sind  dann  nicht  direkt  an  das  Provinzial-Medizinal- 
kollegium,  sondern  ebenso  wie  bei  sanitätspolizeilichen  Angelegenheiten  an  den 
Oberpräsidenten  zu  richten. 

')  Danach  soll  ein  solches  Gutachten  eingeholt  werden:  wenn  Obduktions- 
gericht  und  Obduktionsprotokoll  in  Bezug  auf  das  aus  dem  Thatbestande  her- 
geleitete Urtheil  wesentlich  differiren,  oder  die  Obduzenten  sich  nicht  getrauen, 
ein  bestimmtes  sachverständiges  Urtheil  abzugeben,  oder  unter  einander  in 
ihrem  Urtheil  nicht  übereinstimmen,  oder  sich  in  dem  erstatteten  Obduktions- 
berichte Dunkelheiten  und  Widersprüche  bdinden,  die  auf  eine  befriedigende 
Weise  nicht  zu  heben  sind  und  anderseits  neu  begründete  Zweifel  gegen  die 
Richtigkeit  des  abg^ebenen  Gutachtens  aufkommen  lassen. 


\ 
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Die  Gesuche  der  Gerichtsbehörden  um  Obergutachten  sind 
unmittelbar  an  das  Provinzial-  Medizinalkollegium  zu  richten; 
aber  nicht  eher,  „als  bis  die  zur  Kenntniss  eines  vollständigen 
Thatbestandes  unerlässlichen  Vorermittehingen  erfolgt  sind,  und 
die  zunächst  berufenen  Sachverständigen  eine  nach  Form  wie 
Inhalt  erschöpfende  Darstellung  aller  ihrer  Beobachtungen  ge- 
geben haben"  (Erl.  d.  Justizministers  vom  31.  Januar  i896,  mit- 
getheilt  d.  Erl.  d.  Med.-Min.  vom  12.  2.  1896). 

Für  die  Revision  von  Obdnktionsverhandlungen^ 
Obduktionsberichten  und  gerichtsärztlichen  Gut- 
achten in  Entmündigungssachen  ist  jetzt  massgebend 
der  Min.-Erlass  vom  16.  September  1887,  betreffend 
Abänderung  des  Verfahrens  der  regelrechten  technisch  wissen- 
schaftlichen Kontrolle  der  gerichtlichen  Obduktionsverhandlungen, 
der  folgenden  Wortlaut  hat: 

Indem  ich  Ew.  Hochwohlgeboren  beigeschlossen  2  Exemplare  (Anl.)  einer 
unterm  heutigen  Datum  an  alle  Provinzial-Medizinal-Kollegien  erlassenen  Ver- 
fügung, dural  welche  das  Verfahren  der  regelmässigen  technisch-wissenschaft- 
lichen Kontrolle  der  gerichtlichen  Obduktions-Verhandlungen  abgeändert  wird, 
zur  gefälligen  Kenntnissnahme  zugehen  lasse,  mache  ich  ergebenst  noch  be- 
sonders darauf  aufmerksam,  dass  hierdurch  die  Bestimmungen  der  Zirkular- 
Verfügungen  vom  20.  März  1819  und  vom  9.  Februar  1882»)  über  die  Prüfung 
jeder  einzelnen  Verhandlung  durch  den  R^erungs-Medizinalrath  und  über  die 
Revisionen  der  von  demselben  beanstandeten  Verhandlungen  nicht  berührt 
werden,  und  spreche  ich  das  Vertrauen  aus,  dass  die  Regierungs-Medizinalräthe 
auch  femer  in  vollem  Bewusstsein  der  grossen  Verantwortlichkeit  bei  Aus- 
führung dieser  Prüfung  verfahren  werden. 

Von  den  von  dem  Medizinal-Kollegium  eingegangenen  Revisions-Be- 
merkungen ist  Kenntniss  zu  nehmen,  und  smd  die  als  für  die  Rechtssprechung 
wesentlich  hervorgehobenen  Bemerkungen,  sowie  auch  diejenigen,  welche  sich 
etwa  erst  bei  der  Kenntnissnahme  als  in  dieser  Beziehung  wesentliche  heraus- 
stellen, ungesäumt  der  zuständigen  Gerichtsbehörde  und  den  betreffenden  Ob- 
duzenten  mitzutheilen,  die  übrigen  Bemerkungen  nur  den  letzteren,  fortan  aber 
auch,  um  den  Bemerkungen  emen  höheren  werth  zu  verleihen,  soweit  die- 
selben sich  auf  spezielle  Angaben  in  den  Obduktions-Verhandlungen  beziehen, 
nach  Bedarf  gleichzeitig  eine  Abschrift  der  bezüglichen  Stellen  der  Protokolle 
bezw.  Berichte  beizufügen. 

Hinsichtlich  der  Einsendung  der  Revisions-Bemerkungen  der  Medizinal- 
Kollegien  und  der  zugehörigen  Verhandlungen  behufs  diesseitiger  Prüfung  wird 
besondere  Verfügung  in  jedem  Falle  vorbehalten. 

Anlage. 

In  dem  bisherigen  Verfahren  der  technisch  -  wissenschaftlichen  Revision 
der  gerichtsärztlichen  Obduktionsverhandlungen  sind  allmählich,  mit  dem  natur- 
gemäss  wachsenden  Umfange  dieses  Geschäftes  steigend,  erhebliche  Unzuträg- 
lichkeiten und  Nachtheile  für  die  Zwecke  der  Kontrolle  fühlbar  geworden. 
Letztere  hat  die  Aiifjgabe^.  einerseits  zu  verhindern,  dass  durch  unrichtige  0-Ut- 
achten  der  Gerichtsärzte"  ei li  nachtheiliger  Einfluss  auf  die  Rechtssprechung  in 
Strafsachen  ausgeübt  werde,  andererseits  durch  die  den  t)t)dtize«ett  "zu  TTieil 
werdende  Kritik  dieselben  zu  sorgfältigerem  Arbeiten  anzuhalten  oder  fort- 
bildend auf  sie  einzuwirken. 

Der  erstere  Zweck  ist  ein  so  wichtiger,  dass  in  dieser  Beziehung  die 
Kontrolle  nicht  wesentlich  abgeschwächt  werden  darf,  und  es  verbleibt  nierin 
der  Hauptsache  nach  bei  den  durch  die  Zirkular-Verfügungen  vom  20.  Män^  1819 
und  9.  Februar  1882  getroffenen  Bestimmungen.  Insbesondere  hat  denigemäss 
auch  femer  der  Regierungs-Medizinalrath  jede  einzelne  Obduktions-Verhandlung 
sogleich  nach  dem  Eingange  zu  prüfen  und  ist  jede  Verhandlung,  welche  von 


»)  Siehe  Seite  92,  Anm.  1. 
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ihm  aus  einem  möglicher  Weise  für  die  Rechtsprechung  oder  das  Strafverfahren 
erheblichen  Grunde  beanstandet  wird,  unter  sofortiger  Benachrichtigung  der 
zustandigen  Gerichtsbehörde  der  doppelten  Revision  durch  das  Medizinal- 
Kollegium  und  durch  die  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinalwesen 
zu  unterwerfen;  ausserdem  ist  auch  jede  erst  bei  der  regelmässigen  Kontrolle 
durch  das  Medizinal-Koll^ium  in  der  angegebenen  Richtung  sich  ergebende 
Beanstandung,  unter  Benachrichtigung  der  zuständigen  Gerichtsbehöi^e,  der 
besonderen  Superrevision  durch  die  Wissenschaftliche  Deputation  zu  unter- 
ziehen. Diese  Einrichtung  hat  sich  vollkommen  bewährt,  und  es  ist  deshalb! 
unbedingt  an  derselben  festzuhalten.  ' 

Dagegen  ist  der  Nutzen,  welcher  von  der  Einwirkung  der  regelmässigen 
Superrevision  auf  das  Verfahren  *  der  Obduzenten  erwartet  worden  ist,  in  dem 
erhofften  Masse  und  in  einem  richtigen  Verhältnis  zu  dem  Aufwand  an  Zeit 
und  Mühe,  welche  diese  Kontrolle  erfordert,  nicht  erzielt  worden.  Einen 
Hauptgrund  hierfür  bildet  die  unvermeidliche  Langwierigkeit  des  Revisions- 
ganges durch  die  verschiedenen  Instanzen,  in  Folge  derer  die  Obduzenten  die 
erinnernden  und  belehrenden  Bemerkungen  erst  zu  einer  so  späten  Zeit  er- 
halten, dass  sie  dann  häufig  nicht  mehr  wissen,  worauf  die  letzteren  sich  be- 
ziehen, zumal  sie  Abschriften  der  Obduktions-Protokolle  zur  Vergleichung  in 
der  Regel  nicht  besitzen.  Femer  aber  hat  sich  das  Revisionsverfahren  der 
Medizinalkollegien  nicht  selten  theils  als  ein  zu  peinliches,  theils  als  ein  zu 
laxes  erwiesen,  und  es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  hierbei  der  Umstand, 
dass  auf  diese  Revision  noch  eine  Superrevision  nachfolgt,  durch  Abschwächung 
der  Selbstständigkeit  und  des  Bewiisstseins  der  Verantwortlichkeit  in  wesent- 
lichem Grade  ungünstig  mitgewirkt  hat. 

Zur  Behebung  der  hervorgetretenen  Uebelstände  habe  ich  beschlossen, 
das  Revisionsverfahren  dadurch  zu  vereinfachen  und  zu  beschleunigen,  dass  die 
regelmässige  Superrevision  durch  die  Wissenschaftliche  Deputation  in  Wegfall 
komifif.  ' 

Es  geschieht  dies  in  dem  Vertrauen,  dass  die  Königlichen  Medizinal- 
KoUegien  bei  der  Revision  die  wichtigen  Zwecke  derselben  um  so  bewusster 
im  Auge  behalten  und  insbesondere  in  jedem  Falle  auf  das  Sorgfältigste  das 
Gutachten  auf  seine  Richtigkeit  prüfen  werden.  Hinsichtlich  der  technischen 
Kontrolle  der  Art  der  Ausführung  der  Obduktion  und  der  Beschreibung  der 
Befunde  wird  hierdurch  einerseits  wiederholt  auf  die  unterm  22.  August  184*)*) 
erlassene  Verfügung  hingewiesen  und  den  Medizinal-Kollegien  zur  Pflicht  ge- 
macht, nicht  ohne  genügende  Rücksichtnahme  auf  die  oft  schwierigen  Ver- 
hältnisse, unter  denen  die  Obduzenten  die  Leichenöffnungen  auszuführen 
haben,  mit  Pedanterie  unwesentliche  Auslassungen  und  Abweichungen  von  den 
Bestimmungen   des  Regulativs,   welche   im  konkreten  Falle  gerechtfertigt  oder 


")  Der  Minist-Eriass  vom  22.  August  1849  lautet:  »Bei  Durchsicht  der  von 
den  Königlichen  Medizinal-Kollegien  eingesendeten  Begutachtungen  der  Ob- 
duktionsverhandlungen hat  sich  eine  Ungleichheit  in  der  Beurtheilune  der 
letzteren  bemerkbar  gemacht.  Mehrere  Königliche  Medizinal-Kollegien  haben 
die  den  Revisionen  zu  Grunde  liegende  Absicht  richtig  aufgefasst  und  die  Ver- 
handlungen vom  medizinisch-gerichtlichen  Standpunkte  aus  genau,  doch  ohne 
jede,  dem  richterlichen  Zweck  fem  li^ende  und  unwesentliche  Unterlassung 
streng  zu  rügen,  beurtheilt  Andere  haben  dagegen  in  ihren  Kritiken  in  zu  all- 
gemeiner, für  die  Belehmng  unzureichender  Weise  sich  ausgesprochen,  und 
noch  andere  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  zu  sehr  ins  Einzelne  gehend, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse,  unter  welchen  das  mühsame  Geschäft 
gerichtlicher  Sektionen  mehrentheils  vollbracht  wird,  selbst  dann,  wenn  dabei 
den  Fordemngen  der  gerichtlichen  Behörden  genügt  und  der  forensische  Zweck 
vollständig  erfüllt  worden,  in  ausführlichem,  oft  scharfem  Tadel  sich  aus- 
gelassen. Eine  solche  Kritik,  welche  die  mit  der  Ausübung  des  Amtes  ver- 
bundenen Anstrengungen  nicht  gehörig  würdigt  und  ihnen  die  gebührende 
Anerkennung  versagt,  verfehlt  den  Zweck  der  Belehrung,  entmuthigt  besonders 
die  jüngeren  Gerichtsarzte  und  führt  endlich  zur  Nichtbeachtung  aller,  auch 
der  begründeten  Ausstellungen.  Hiemach  veranlasse  ich  die  Königl.  Medizinal- 
Kollegien,  ihre  Begutachtungen,  unbeschadet  deren  Gründlichkeit  und  Genauig- 
keit, doch  so  einzurichten,  dass,  wenn  nur  dem  gerichtlichen  Zwecke  vollständig 
genügt  worden,  unwesentliche  Auslassungen  nicht  weiter  oder  mit  Schonung 
gerügt  und  praktisch  tüchtige  Arbeiten  als  solche  anerkannt  werden.* 
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sehr  enfschuldbar  erscheinen,  zu  rügen,  wodurch  die  Obduzenten  entmuthigt 
und  sdiliesslich  einem  völligen  Indifferentismus  gegenüber  den  Revisions- 
Bemerkungen  entg^ngeführt  werden  können,  andererseits  aber  auch  die  Er- 
wartung ausgesprocnen,  dass  die  Medizinalkollegien  es  sich  werden  angelegen 
sein  lassen,  die  Gerichtsärzte  zu  einem  ordnungsmässigen  Verfahren  bei  der 
Obduktion  und  der  Abfassung  der  Protokolle  durch  ihre  Revisions-Bemerkungen 
anzuhalten. 

Behufs  grösserer  Sicherung  einer  den  dort  bezeichneten  Gesichtspunkten 
entprechenden  Revisionsarbeit  bestimme  ich  hiermit,  dass  die  Medizinal-Kollegien 
fortan  bei  der  Revision  der  ObduktionsrVerhandlungen  nach  schriftlicher  Be- 
arbeitung jeder  Sammlung,  sowie  jeder  besonders  eingegangenen  Verhandlung 
durch  einen  Referenten  und  einen  Korreferenten  und  nach  mündlichem  Vortrag 
der  Referate  in  der  Sitzung  über  die  den  Obduzenten  mitzutheilenden  kritischen 
Bemerkungen,  sowie  die  abzugebenden  Outachten  ordnungsmässig  Beschluss  zu 
fassen  hal^n.  Die  festgestellten  Bemerkungen  sammt  den  zugehörigen  Ver- 
handlungen sind  den  Herren  Regierungs-Präsidenten  bezw.  Königlichen  Re- 
gierungen unter  deutlicher  Bezeichnung  derjenigen  Stellen  der  Verhandlungen, 
auf  welche  sich  die  Bemerkungen  beziehen,  mitzutheilen  und  dabei  diejenigen 
unter  den  letzteren  hervorzuheben,  welche  entweder  beanstandete  für  die  Redit- 
sprechung  wesentliche  Punkte  betreffen  und  in  solchen  Fällen  ungesäumt  der 
zuständigen  Gerichtsbehörde  vorgel^  werden  sollen,  oder  für  die  Beurtheilung 
der  Dienstführung  der  Obduzenten  von  besonderer  Bedeutung  sind. 

Um  über  das  von  den  Medizinal-Kollegien  geübte  Revisions-Verfahren 
in  Kenntniss  zu  bleiben,  werden  die  Revisions-Bemerkungen  der  einzelnen 
Medizinal-Kollegien  nebst  den  zugehörigen  Verhandlungen  von  Zeit  zu  Zeit 
diesseits  eingefordert  und  einer  Prüfung  unterzogen  werden. 

Dieser  Erlass  bezieht  sich  allerdings  nur  auf  die  bereits 
im  Jahre  1813^)  eingeführte  Revision  der  Verhandlungen  und 
Gutachten  über  Obduktionsverhandlungen,  da  die  Superrevision 
über  Gemüthszustandsbeobachtungen  schon  früher  durch  Erlass 
vom  2.  Juni  i869  aufgehoben  war,  und  diese  Verhandlungen 
unmittelbar  der  Regierung  zurückgesandt  wurden.  Nur  in  den- 
jenigen Fällen,  die  ein  besonderes  wissenschaftliches  oder  psycho- 
logisches Interesse  darbieten,  sind  die  Verhandlungen  auch  jetzt 
noch  der  wissenschaftlichen  Deputation  einzusenden;  denn  diese 
Bestimmung  ist  durch  den  Erlass  vom  16.  September  1897  nicht 
aufgehoben.  Im  Uebrigen  findet  dieser  auch  auf  die  durch  die 
Erlasse  vom  31.  Januar  und  5.  Juni  1818*)  eingeführte  Revision 
der  Gemüthszustandsverhandlungen  sinngemässe  Anwendung. 

Nach  den  zur  Zeit  geltenden  Bestimmungen  haben  also 
die  Gerichtsbehörden  alle  Verhandlungen  über  Obduk- 
tionen imd  Gemüthszustandsuntersuchungen,  fem  er  alle  Ob- 
duktionsberichte und  Gutachten  in  Entmündigungssachen,  auch 
C.ie  von  praktischen  Aerzten  erstatteten,  an  den  für  den  be- 
theiligten Medizinalbeamten  oder  Arzt  zuständigen  Regierungs- 
präsidenten')   einzusenden    und    zwar    sofort  nach   Eingang 

')  Im  Erlass  vom  16.  Oktober  1813  werden  die  Gerichte  angewiesen,  in 
allen  Kriminal  -  Untersuchungssachen ,  in  welchen  eine  Obduktion  eines 
Leichnams  erfolgt  ist,  die  aufgenommenen  Sektions-Protokolle  und  medizinischen 
Outachten  abschriftlich  der  Regierung  der  Provinz  mitzutheilen. 

*)  Im  Erlass  des  Justizministers  vom  31.  Januar  1818  werden  die  Gerichts- 
behörden angewiesen,  in  allen  Fällen,  in  denen  der  Gemüthszustand  eines 
Mensdien  ärztlich  untersucht  wird,  die  aufgenommenen  Protokolle  und  von 
den  Physikern  und  Aerzten  erstatteten  Gutachten  dem  Medizinalkollegium  der 
Provinz  abschriftlich  zu  übersenden,  jedoch  nach  dem  Erlass  vom  5.  Juni  1818 
nicht  direkt,  sondern  ebenso  wie  die  Sektionsprotokolle  und  Gutachten  durch 
die  Hand  der  Regierung. 

•)  Viele  Genchtsbehörden  haben  die  Gewohnheit,  die  Abschriften  dei*  Ver- 
]  r.ndlungcn  stets  an  den  für  das  Gericht  zuständigen  Regierungspräsidenten  zu 
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der  Verhandlungen,  eine  Anordnung,  die  nicht  immer  Beachtung 
findet  und  in  Folge  dessen  von  dem  Justizminister  den  Ge- 
richtsbehörden gegenüber  wiederholt  in  Erinnerung  gebracht 
ist*)  Die  einzusendenden  Abschriften  sind  weiterhin  nach 
dem  Erlass  des  Justizministers  vom  29,  Oktober  1847  Qust 
Min.-Bl.,  S.  321)  vor  ihrer  Absendung  zu  koUationiren  und  von 
dem  mit  der  Kollationirung  beauftragten  Beamten  besonders  zu 
attestiren,  eine  Vorschrift,  die  sehr  häufig  nicht  befolgt 
wird,  deren  Beachtung  aber  unbedingt  erforderlich  ist,  weil  ohne 
eine  wirklich  genaue  Wiedergabe  der  Verhandlungen  und  Gut- 
achten die  Sicherheit  für  ihre  richtige  Beurtheilung  fehlt  Da  sich 
aber  trotz  der  Kollationirung  in  denselben  verhältnissmässig 
häufig  zahlreiche  und  zwar  nicht  selten  sinnentstellende,  fiC 
die  Beurtheilung  der  abgegebenen  Gutachten  bedeutungsvolle 
Fehler  finden,  ist  den  Medizinalbeamten  durch  Min.-Erl.  vom 
17.  Mai  1871  anheimgegeben,  „sich  von  den  Gerichtsbehörden 
resp.  Kanzleien  derselben  die  Vorlage  der  Abschriften  ihrer 
Obduktionsverhandlungen  u.  s.  w.  behufs  Kollationirung  vor 
deren  Absendung  an  die  Königliche  Regierung  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  ej:wirken".  Ausserdem  soll  der  Reg.-  und 
Medizinalrath  nach  dem  Min.-Erlass  vom  10.  Dezember  1886: 

„sobald  er  bei  der  Prüfung  der  eingegangenen  Abschrift  einer  Verhandlung 
einen  Inhalt  vorfindet,  welcher  in  ihm  den  Verdacht  eines  Diktat-,  Schreib-  oder 
Abschriftfehlers  erweckt,  der  für  Beurtheilung  des  abgegebenen  Gutachtens  von 
Bedeutung  erscheint,  unverzüglich  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  Abschrift  dem 
betreffenden  Kreisphysikus  (jetzt  Kreisarzt)  zur  Prüfung  und  zur  etwaigen  Rich- 
tigstellung des  etwaigen  f^ehlers  unter  demnächstiger  Rückreichung  übersandt, 
und  eventuell  die  Gerichtsbehörde  von  dem  Fehler  und  der  Richtigstellung  in 
Kenntniss  gesetzt  wird." 

Dem  Regierungs-  und  Medizinalrath  liegt  überhaupt 
die  erste  Revision  aller  derartigen  beim  Regierungspräsidenten 
eingehenden  Verhandlungen  ob;  er  hat  nach  dem  Min.-Erlass 
vom  20.  März  1819: 

senden,  gleichgültig  ob  dieser  auch  für  den  betheiligten  Arzt  zuständig  ist;  die- 
selben sind  dann  urschriftlich  an  die  richtige  Stelle  weiter  zu  geben. 

^)  Die  Anordnung  beruht  auf  den  Erlassen  des  Justizrainisters  vom 
3.  Januar  und  6.  März  1840,  in  denen  die  Gerichtsbehörden  angewiesen  sind, 
„die  Mittheilung  der  Abschriften  der  Verhandlungen  und  Gutachten  über  Ob- 
duktionen und Gemüthszustandsuntersuchungen  gleich  nach  deren  Aufnahme 
bezw.  Erstattung  sofort  zu  bewirken,  da  der  Zweck  der  Revision  nur  mit  Sicher- 
heit erreicht  werden  kann,  wenn  den  Königlichen  R^ierungen  die  Abschriften 
zeitig  genug  zugehen,  um  von  der  Revision  der  Obduktions-Verhandlungen 
und  Boichte  theiU  für  die  Beaufsichtigung  der  gerichtlichen  Aerzte,  theils  zur 
Bezeichnung  etwa  begangener  Fehler,  welche  auf  die  gerichtliche  Untersuchung 
von  Einfluss  sein  können,  erfolgreiche  Anwendung  zu  machen." 

Die  Beachtung  dieser  Anordnung  ist  wiederholt  von  dem  Justizminister 
den  Gerichtsbehörden  gegenüber  in  Erinnerung  gebracht,  zuletzt  durch  den  Erl.  vom 
16.  März  1895,  in  dem  es  heisst:  „Nach  einer  Mittheilung  des  Herrn  Ministers 
usw.  Medizinalangelegenheiten  gelangen  die  dem  Regierungspräsidenten  —  in 
Berlin  dem  Polizeipräsidenten  —  einzusendenden  Abschriften  der  gerichtlichen  Ver- 
handlungen über  Gemüthszustands-  und  Leichenuntersuchungen  häufig  so  spät 
an  die  Stellen,  dass  in  Folge  dessen  der  Zweck  der  Einsendung,  eine  technische 
Nachprüfung  der  Verhandlungen  zu  ermöglichen,  nicht  immer  erreicht  wird. 
Ich  nehme  hiermit  Veranlassung,  die  allgemeinen  Verfügungen  vom  3.  lanuar 
und  6.  März  1840,  nach  denen  die  Uebermittelung  der  vorerwähnten  Abschriften 
an  die  Verwaltungsbehörden  ohneSäumnisszu  erfolgen  hat,  den  Justizbehörden 
erneut  in  Erinnerung  zu  bringen". 
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y^gleich  nach  dem  Eingange  der  Gutachten  zu  prüfen,  ob  sie  so  wesent- 
liche Mängel  und  Unrichtigkeiten  enthalten,  dass  davon  ein  nachtheiliger  Ein- 
fliiss  auf  die  Kriminaluntersuchung  oder  das  prozessualische  Verfahren  zu  be- 
sorgen ist.  In  solchen  Fällen  hat  die  Regierung  das  betreffende  Gericht  sofort 
von  dem  entstandenen  Bedenken  zu  benachrichtigen,  das  angefochtene  Gutachten 
aber  an  das  Medizinal-KoUegium  zu  befördern,  welches  unverzüglich  die  Prüfung 
desselben  vorzunehmen  und,  wenn  es  gleichfalls  Unrichtigkeiten  darin  findet, 
davon  sogleich  die  Regierung  ausführlich  zur  ferneren  Benachrichtigung  der 
Gerichtshöfe  zu  unterrichten  hat." 

Die  Beachtung  dieses  Erlasses  ist  ebenfalls  wiederholt  in 
Erinnerung  gebracht,^)  zuletzt  durch  den  vorher  mitgetheilten  Er- 
lass  vom  i6.  September  1887  ^s.  S.  88).  Der  Regierungs-  und  Medi- 
zinal-Rath  hat  femer  auf  die  Bescheinigung  der  KoUatio- 
nirung  der  Abschrift  seitens  der  einsendenden  Gerichtsbehörden 
zu  achten,  desgleichen  darauf,  dass  bei  Gutachten  in  Ent- 
mündigungssachen auch  das  dazu  gehörige  Protokoll  über 
die  Vernehmung  des  zu  Entmündigenden  abschriftlich 
beigefügt  ist^)  EndUch  ist  es  auch  seine  Sache,  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Absendung  der  Verhandlungen  und  Gutachten  an  das 
Medizinalkollegium  jeden  Monat')  rechtzeitig  erfolgt,  wobei 
dieselben  über  Obduktionen  undGemüthszustandsuntersuchungen 
nach  dem  Min.-Erl.  vom  i5.Februar  i877getrennt  in  je  einem  Hefte 

„nach  den  Kreisen,  bezw.  nach  den  Namen  der  Physiker  (jetzt  Kreis-  und  Ge- 
richtsärzte), welche  die  Leichen-Untersuchung  vorgenommen  oder  das  Gutachten 
erstattet  haben,  alphabetisch  zu  ordnen  sind  und  danach  auch  die  tabellarische 
Uebersicht  aufzustellen  ist.  Die  Nummerfolge  der  letzteren  muss  der  Ordnung 
in  dem  Hefte  entsprechen." 

Betreffs  der  Form  der  nach  dem  Min.-Erl.  vom  16.  April 
1840  beizufügenden  tabellarischen  Uebersichten  S.  94 
und     S.    95.     Sind    praktische    Aerzte    bei    den    Obduktionen 

>)  Z.  B.  in  dem  Min.  Erl.  vom  9.  Februar  1882  (Min.-Bl.,  S.  29),  in  dem 
auch  angeordnet  war,  dass  die  Medizinalkollegien  die  von  dem  Regierungs-  und 
Medizinalrath  beanstandeten  Berichte  und  Gutachten  unter  abschnftlicher  Mit- 
theilung der  gutachtlichen  Beurtheilungen  an  den  Minister  behufs  Superrevision 
durch  die  Wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinalwesen  sofort  einzu- 
reichen und  gleichzeitig  den  Regierungeu  die  Revisionsbemerkungen  behufs 
Benachrichtigune  der  Gerichte  unverzüglich  mitzutheilen  haben.  Jetzt  sollen 
diese  davon  direkt  in  Kenntnis  gesetzt  werden;  s.  Erl.  v.  28.  Februar  1895,  S.  93. 

*)  Schon  durch  die  allgemeine  Verfügung  des  Justizministers  vom  10.  März 
1887  (just.-Min.-Bl,  S.  129)  war  die  Einsendung  dieser  Protokolle  angeordnet; 
durch  Erlass  vom  8.  August  1894  (Just.-Min.-Bl.,  S.  241),  —  sämmtlichen  Ober- 
präsidenten durch  Erl.  d.  Min.  für  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  7.  September  1894 
mitgetheilt  — ,  ist  dann  diese  Vorschrift  wiederholt  und  ausdrücklich  bestimmt, 
„dass  den  Mittheilungen  der  ärztlichen  Gutachten  an  die  Regierungs-Präsidenten 
in  Zukunft  stets  eine  Abschrift  der  über  die  persönliche  VemeSmung  aufge- 
nommenen Protokolls  beizufügen  ist.  Hat  eine  solche  Vernehmung  nicht 
stattgefunden,  so  ist  dies  unter  Angabe  der  Gründe,  weldie  hierfür  massgebend 
gewesen  sind,  in  dem  Uebersendungsschreiben  ausdrücklich  zu  vermerken." 

Diese  Vorschrift  ist  dann  im  §  15  der  allgemeinen  Verfügung  vom  27.  No- 
vember 1899  über  das  Verfahren  bei  Entmündigungen  w^en  Geisteskrankheit 
und  w^en  Geistesschwäche  (s.  I.  Bd.,  S.  365)  ausdrücklich  aufrecht  erhalten. 

^  Früher  erfolgte  die  Einsendung  vierteljährlich,  durch  Min. -Erlass  vom 
28.  Februar  1895  ist  jedoch  angeordnet;  „dass  die  Sammlungen  der  den  Re- 
gierungs-Präsidenten und  dem  Polizei-ftisidenten  zu  Berlin  zuzustellenden  Ab- 
schriften der  Verhandlungen  über  gutachtliche  Gemüthszustands-  und  Leichen- 
untersuchungen nach  Prüfung  derselben  durch  den  Regierung  und  Medizinal- 
rath   monatlich  an  die  zuständigen  Provinziiu-Medizinalkollegien  ein- 
zusenden sind."     Betreffs  der  weiteren  ^Stimmungen  dieses  Erlasses  s.  S.  9a. 
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oder  Gemüthszustandsuntersuchungen  betheiligt  gewesen,  so 
ist  in  der  Uebersicht  ein  Vermerk  darüber  zu  machen,  ob  sie 
staatsärztlich  approbirt  sind;  bei  einer  Betheiligung  von 
Militärärzten  ist  eine  Angabe  über  ihre  Dienststellung  er- 
forderlich. 

Die  Grundsätze,  die  bei  der  Revision  der  Verhandlungen 
und  Gutachten  durch  die  Provinzial-MedizinalkoUegien  zu  beob- 
achten sind,  ergeben  sich  aus  dem  bereits  mitgetheilten  Min.-Erl. 
vom  i6.  September  1897  (s.  S.  88).  Die  Revision  hat  nach  dem 
Min.-Erl.  vom  28.  Februar  1895  „alsbald  nach  Eingang  der 
Verhandlungen  mit  gewohnter  Pünktlichkeit"  zu  geschehen. 

Dieser  Erlass  bestimmt  dann  betreffs  der  Mittheilung 
der  Revisionsbemerkungen  weiterhin: 

„Da  die  Medizinal-KoUegien  gleichzeitig  von  uns  veranlasst  worden  sind, 
wenn  sie  bei  der  Revision  der  ihnen  zugehenden  Verhandlungen  erhebliche 
Irrthümer  oder  Unrichtigkeiten  vorfinden,  und  ebenso,  wenn  sie  zu  den  ihnen 
von  dem  Regierungs-Präsidenten  bezw.  dem  Polizei-Präsidenten  zu  Berlin  zuge- 
stellten Verhandlungen,  welche  etwa  durch  den  Regierungs-  und  Medizinalrath 
wegen  Unrichtigkeit  der  Gutachten  beanstandet  worden  sind,  Revisionsbe- 
merkungen zu  machen  haben,  nicht  nur  den  Bestimmungen  der  Rundveriügung 
vom  9.  Februar  1882 1)  gemäss  an  mich  zu  berichten  und  den  Regierungs-Präsi- 
denten bezw.  dem  Polizei-Präsidenten  zu  Berlin  Mittheilung  zu  machen,  sondern 
gleichzeitig  auch  der  betreffenden  Gerichtsbehörde*)  Kenntniss  zu  geben,  so  ent- 
fällt fortan  für  den  Regieruns^s-Präsidenten  und  den  Polizei-Präsidenten  zu 
Berlin  die  Verpflichtung,  ihrerseits  die  Gerichtsbehörden  von  der  Beanstandung 
zu  benadirichtigen.  Letzteres  gilt  auch  von  den  Superrevisions-Bemerkungen 
der  wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medizinalwesen,  welche  nöthigen- 
falls  von  hier  aus  den  Gerichten  mitgetheilt  werden  sollen." 

Die  Beachtung  dieser  Vorschrift  scheint  übrigens  nicht 
überall  eingehalten  zu  werden;  wenigstens  werden  noch  häufig 
die  Regierungspräsidenten  bei  Rücksendung  der  Verhandlungen 
u.  s.  w.  ersucht,  den  betreffenden  Gerichtsbehörden  von  ein- 
zelnen Revisionsbemerkungen  Kenntniss  zu  geben,  während 
dies  nach  dem  vorstehenden  Erlasse  stets  direkt  geschehen  soll. 
Noch  mehr  verdient  allerdings  die  Bestimmmung  streng  be- 
achtet zu  werden,  wonach  den  Gerichtsbehörden  nur  die  für 
das  Untersuchungs  verfahren  und  die  Rechtsprechung  er- 
heblichen Bemerkungen  mitgeteilt  werden  sollen;  denn 
sonst  könnte  das  Ansehen  und  die  Autorität  der  betreffenden 
Kreis-  und  Gerichtsarzte  in  einer  für  ihre  Stellung  als  gerichts- 
ärztliche Sachverständige  nicht  erwünschten  Weise  geschädigt 
werden.  Den  betheiligten  Aerzten,  gleichgiltig  ob  beamtet 
oder  nicht  beamtet,  hat  der  Regierungspräsident  sämmtliche 
Revisionsbemerkungen  der  Medizinalkollegien  mitzutheilen, 
und  zwar  unter  Beifügung  der  betreffenden  Verhandlungen 
und  Gutachten  gegen  deren  alsbaldige  Rückgabe  (Min.-Erl. 
vom  5.  Dezember  1895).  Hält  ein  Mediziualbeamter  die  von 
dem  Medizinalkollegium  ausgeübte  Kritik  für  unberechtigt,  so 
bleibt  es  ihm  unbenommen,  seine  abweichende  Ansicht  in  ent- 
sprechend begründeter  Eingabe  zur  Geltung  zu  bringen;  die- 
selbe ist  selbstverständlich  bei  seiner  vorgesetzten  Behörde,  dem 
Regierungspräsidenten,  einzureichen. 

>)  Siehe  Anmerkung  1  auf  S.  92. 

*)  Die  betreffende  Gerichtsbehörde  ist  diejenige,  welche  die  Abschrift 
der  Protokolle  wie  Gutachten  eingesendet  hat  (Min.-Erl.  vom  9.  Februar  18«2). 
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I.  Uebersicht  Ober  die  im  Monat  Dezember  1901  Im  Regleruagsbezlrke  Minden 


Seiten- 
zahl 
des 

Heftes 

Kreis 

Der  Obduzirten 

Zweck  der 
Obduktion 

.  . 

Lau- 
fende 
No. 

Vor-  und 
Zuname 

Alter 
Jahre 

Stand 

Ort,  an  dem 
die    Obduktion 
bewirkt  wurde 

1 
2 

3 

1/12 
13/20 

21/35 

Pader- 
born 

Höxter 
Bielefeld 

Franz  Peitz 

Neugeboren. 

Kind  weibl. 

Geschlechts 

derunverehel. 

Müller 

Unbekannter 

männlicher 

Leichnam 

35 

etwa 
SOJthr 

Arbeiter 

Feststellung  der 
Todesursache 

desgl. 
desgl. 

Krankenhaus  in 
Delbrück 

Wohnung  der 

unverehel.  Müller 

in  Höxter 

Leichenhalle  des 

städt.  Krankenhauses 

in  Bielefeld 

1.  In  den  Fällen,  wo  unbekannte  Ldchname  obduzirt  worden  sind,  ist  in  die  Rubrik  Vor>  und  Zuiume  zu 

2.  Hinsichtlich  der  Verhandlungen  über  Obduktionen  neugeborener  oder  ungetauft  verstorbener  Kinder  ist 
minnlichen  —  weiblichen  —  Geschlechts. 


j.   Uebersicht  Ober  die  Im  Monat  Dezember  1901  Im  Regierungsbezirke  Minden 


Seiten- 
zahl 
des 

Heftes 

Kreis 

Der  Untersuchten 

Zweck  der 
Untersuchung 

— 

Lau- 
fende 

No. 

Vor-  und 
Zuname 

Alter 
Jahre 

Stand 

Ort,  an  dem 

die  Untersuchung 

bewirkt  wurde 

1 
2 

1/10 
11/18 

Minden 
Bielefeld 

Gustav 
Schäfer 

Karoline 
Rudolf 

47 
27 

Kolon 

unver- 
ehelicht 

Aufhebung  der 
Entmündigung 

Entmündigung 

In  der  Wohnung 

des  Schäfer 

zu  Porta 

Anstalt  Bethel 
bei  Bielefeld 
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•inc6caiic«B^B   VerhandlonfMi    Ober   serlchtliche    Lelcheaantersuchunfeii 


Benennuns:  und 
Sitz  des  untcr- 

^uchenden  und 

requirirenden 

Gerichts 


Namen  und 

Wohnort  der  obdu- 

zirenden  Aerzte 


Datum 


der 
Obduk- 
tion 


des  ab- 
gegebenen 
Obduktions- 
Berichts 


des  Eingangs 
der  Vcr-  ^ 

Handlungen 
bei  dem 

£1 


(Mienings- 
grlsidenten 


Bemerkungen 


Königl.  Amtsgericht 
Delbrück 


Königl.  Amtsgericht 

Höxter, 

auf  Antrag  d.  Herrn 

Ersten  Staatsanwalts 

zu  Paderborn 

Erster  Staatsanwalt 
beim  Königl.  Land- 
gericht in  Bielefeld 


Kreisarzt  Dr.  G.     5.  11.  -  10.  11. 

in  Paderborn  1901  1901 

Kreiswundarzt  z. 
D.  Dr.  B.  in  N. 

Kreisarzt  Dr.  Kl.      2.  10.        4.  11.       11.  11. 
in  H.  1901  1901  1901 

Prakt.  Arzt  Dr. 
H.  in  H.  staats- 
ärztlich approbirt 

Kreisarzt  Dr.  N.      20.  9.        7.  11.        13.  11. 
in  B.  1901         190O         1901 

Prakt.  Arzt  Dr. 
M.  in  B.,  nicht 
staatsärztlich  app. 

setzen:  ein  unbekannter  männlicher  —  weiblicher  —  Leichnam.    Das  mnthmassliche  Alter  ist  stets  anzugeben, 
auf  ihnliche  Weise  in  derselben  Rubrik  das  Geschlecht  zu  bezeichnen ,  nämlich :   ein  neugeborenes  IQnd 


')  Die  Obduktionsver- 
handlung istbercHtin  No.2 
der  Nach  Weisung  für  Monat 
Oktober  - 1  M.  No.  2800  - 
dem  Med.  Koll.  vorgelegt 


elnf etaoc^iienVerhandlttiicen  Aber  ferichtllche  Qemflthszttstands-Untersachunfeii. 


Benennung  und 
Sitz  des  unter- 
suchenden und 
requirirenden 
Gerichts 


Namen  und 
Wohnort  der  unter- 
suchenden Aerzte 


Datum                   1 

der 

des  abge- 

des Einffangi 

Unter- 

gebenen 
Gut- 

bei dem 

suchung 

achtens 

Regierungs- 
prbidenten 

15.  11, 

20.  11, 

28.  11. 

u.  17.11. 

1901 

1901 

1901 

16.  11. 

18.  11. 

30.  11. 

1901 

1901 

1901 

Bemerkungen 


Königl.  Amtsgericht 
in  Minden 


Kreisarzt  Dr.  S. 
in  Minden 


Königl.  Amtsgericht 
in  Bielefeld 


Anstaltsarzt  Dr.  W. 

zu  Bethel,  nicht 

staatsärztlich 

approbirt. 


Von  einer  persönlichen 
gerichtlichen  Vernehmung^ 
des    zu   Entmündigenden 

ist  wegen  Aufregungs- 
zustandes desselben  Ab- 
stand genommen  worden. 


Minden,  den  5.  Dezember  1901. 


Der  Re^erungsprisident* 

In  Vertretung. 
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3-  Bezirksbehorden. 
a)  Resrieninss-Prisident. 

Der  Regierungspräsident  —  in  Berlin  der  Polizeipräsident 
—  bildet,  wie  dies  bereits  vorher  betont  ist,  die  eigentliche  aus- 
übende Aufsichtsinstanz  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Ge- 
sundheitswesens. Sein  Wirkungskreis  ist  im  Allgemeinen  durch 
das  Landesverwaltungsgesetz  (§§  3,  18 — 24;  s.  S.  41  und  42) 
in  Verbindung  mit  der  Regierungsinstruktion  vom  23.  Oktober 
181 7  und  der  Kabine tsordre  über  die  Organisation  der  Pro- 
vinzialbehörden  vom  31.  Dezember  1825  (s.  Anm.  3,  S.  42)  ge- 
regelt Demnach  ist  er  an  Stelle  der  früheren  ersten  (inneren) 
Abtheilung  der  Regierung  getreten;  es  gehören  in  Folge  dessen 
zu  seinem  Ressort  gemäss  §§  2  u.  3  der  ebengenannten  In- 
struktion, bezw.  D.  II  No.  i  der  Kabinetsordre  vom  31. 12.  1825 
nicht  nur  die  eigentlichen 

Medizinal-  und  Gesundheitsangelegenheiten  in  polizeilicher  Hinsicht,  z.  B 
Verkehr  mit  Medikamenten,  Verhütung  von  Kuren  durch  unbefugte  Per- 
sonen, Ausrottung  von  der  Gesundheit  nachtheiligen  Vorurtheilen  und 
Gewohnheiten,  Vorkehrungen  gegen  ansteckende  Krankheiten  und  Seuchen 
unter  Menschen  oderThieren,  Kranken-  und  Irrenhäuser,  Rettungsanstalten, 
Unverfälschtheit  und  Gesundheit  der  Lebensmittel  u.  s.  w. ; 
sondern   auch    nachstehende,   für  das  öffentliche   Gesundheits- 
wesen ebenfalls,  wenn  auch  zumTheil  nur  mittelbar,  in  Betracht 
kommende  Gegenstände: 

1.   diegesammte  Sicherheits-  und  Ordnungspolizei Gefängnisse, 

Straf-  und  Korrektionsanstalten, Hospitäler  und  Armen- 
wesen, und  was  sonst  mit  diesen  Gegenständen  zusammenhängt; 

2 Vorfluth,  Entwässerung  und  Landesmeliorationen; 

3.  die  gesammte  Gewerbepolizei; 

4.  das  gesammte  Bauwesen; 

5.  Sammlung  aller  statistischen  Nachrichten. 

Der  Regierungspräsident  ist  weiterhin  berechtigt,  mit  Zu- 
stimmung des  Bezirksausschusses,  auch  medizinal-  und  ge- 
sundheitspolizeiliche Vorschriften  für  den  ganzen  Regierungs- 
bezirk, oder  für  mehrere  Kreise  desselben  zu  erlassen  (§  137 
des  Landesverwaltungsgesetzes,  s.  S.  47).  Als  technischer  Bei- 
rath  ist  ihm  wenigstens  ein 

b)  Re^ierunss-  und  Medlzlnalrath 

beigegeben.  Bisher  ist  allerdings  nur  bei  dem^  Polizeipräsidium 
in  Berlin  noch  ein  zweiter  Regierungs-  und  Medizinalrath  an- 
gestellt, voraussichtlich  wird  sich  aber  ein  solcher  sehr  bald 
auch  bei  verschiedenen  anderen  grossen  Regierungen  als  noth- 
wendig  herausstellen,  insbesondere  bei  denjenigen  in  Königs- 
berg i.  Pr.,  Potsdam,  Breslau,  Oppeln,  Arnsberg  und  Düsseldorf, 
denen  seit  dem  i.  April  1901  bereits  je  ein  vollbesoldeter  Kreis- 
arzt als  ständiger  Hülfsarbeiter  (s.  später)  überwiesen  ist. 
Der  Regierungs-  und  Medizinalrath  ist  jedoch  nicht  nur  tech- 
nischer Beirath  des  Regierungs-Präsidenten  und  hat  als  solcher 
nach  dessen  Anweisungen  die  ihm  überwiesenen  Geschäfte  zu 
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bearbeiten  (s.  §  19  des  Landesverwaltungsgesetzes),  sondern 
auch  technischer  Beirath  für  die  übrigen  Abtheilungen  der  Re- 
gierung^) und  für  den  Bezirksausschüsse  der  ihn  als  Sach- 
verständigen vorladen,  vernehmen  oder  ihn  zur  Theilnahme  an 
seinen  Verhandlungen  einladen  kann  (§§  76  und  118  des 
L.-V.-G.;  s.  S.  49)  Auch  der  Oberpräsident  ist  berechtigt,  den 
Reg.-  und  Med.-Rath  zur  Erledigung  der  ihm  übertragenen 
Geschäfte  heranzuziehen^;  der  Reg.-  und  Med. -Rath  am  Sitz 
des  Provinzial-Medizinalkollegiums  ist  ausserdem  ex  officio  Mit- 
glied desselben  und  rangirt  unter  dessen  ordentlichen  Mit- 
gliedern nach  seinem  Dienstalter*). 

Ernennung,  Rang,  Diensteinkommen,  Pensionirung, 
Beurlaubung  und  sonstige  Personalangelegenheiten  des 
Reg«-  und  Medizinalraths.  Der  Reg.-  und  Med.-Rath  wird 
von  Sr.  Majestät  dem  König  auf  Vorschlag  des  Medizinal- 
ministers ernannt  und  von  diesem  dann  einer  bestimmten 
Regierung  zur  dienstlichen  Verwendung  überwiesen.  Eine 
Bewerbung  um  diese  Stellung  ist  unzulässig;  Anwartschaft  auf 
sie  haben  besonders  diejenigen  Kreisärzte,  die  sich  als  tüchtig, 
zuverlässig  und  pflichttreu  bewährt  haben  und  von  denen  an- 
zunehmen ist,  dass  sie  es  in  ihrem  neuen  verantwortlicheren 
Amte  an  der  erforderlichen  Initiative  und  Umsicht  nicht  fehlen 
lassen  werden*). 

Wie  alle  übrigen  Regierungsräthe  hat  der  Regierungs- 
und Medizinalrath  den  Rang  der  Räthe  vierter  Klasse  und 
rangirt  im  Regierungs-Kollegium  nach  dem  Datum  seiner  Er- 
nennung; als  Auszeichnung  wird  ihm  in  der  Regel  nach 
lojähriger  Dienstzeit  der  Titel  „Regierungs-  und  Geheimer 
Medizinalrath"  verliehen,  mit  dem  jedoch  eine  Rangerhöhung 
nicht  verbunden  ist. 

Das  Gehalt  der  Regierungs-  und  Medizinalräthe  beträgt 
ebenso  wie  das  der  übrigen  Regierungsräthe  4200  Mark  steigend 
nach  JDienstaltersstufen  in  Zeiträumen  von  je  3  Jahren  auf 
4800,  5400,  6000,  6600  und  den  Höchstbetrag  von  7200  Mark, 
der  also  nach  15  Jahren  erreicht  wird.  Betreffs  Berechnung  des 
Besoldungsdienstalters  bestimmt  der  Min.-Erl.  vom  2.  April  1901: 

,,1.  Das  Besoldungsdienstalter  als  Regierungs-  und  Medizinalrath  wird 
vom  Tage  der  etatsmässigen  Anstellung  als  Regierungs-  und  Medizinalrath  an 
gerechnet. 

2.  Bei  der  Beförderung  eines  vollbcsoldeten  Kreisarztes  zum  Regieruncs- 
und  Medizinalrath  finden  die  allgemeinen  Grundsätze  wegen  Vordatirung  des 
Besoldungsdienstalters  zur  Vermeidung  von  Gehaltseinbussen  mit  der  Mass^be 
Anwendung,  dass  eine  Vordatirung  des  Besoldungsdienstallers  vor  den  Tag 
des  vollendeten  40.  Lebensjahres  nicht  zulässig  ist. 

Hiemach  ist  zu  unterscheiden: 

a.  Wenn  bei  der  Festsetzung  des  Besoldungsdienstallers  das  Lebensalter 
nicht  in  Frage  kommt,  so  wird  dem  Beförderten  von  seiner  Dienstzeit  als  voll- 
besoldeter Kreisarzt  auf  das  Besolduno:sdienstalter  als  Rejgierungs-  und  Me- 
dizinalrath soviel  angerechnet,  dass  er  in  die  seiner  bisherigen  Besoldung  ent- 


1)  Siehe  Anmerkung  3  u.  4  auf  S.  42. 
5  Siehe  Anmerkung  2  auf  S.  42. 
'    «)  Siehe  Seite  84. 

*)  Siehe  auch  Anm.  2  b,  auf  &  103. 

Rapmttnd,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige. 
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sprechende  Stufe  der  neuen  Klasse  oder,  wenn  in  dieser  ein  der  bisherigen 
Besoldung  entsprechender  Gehaltssatz  nicht  vorhanden  ist,  in  die  nächste  höhere 
Stufe  eintritt  und  unter  Berücksichtigung  der  geltenden  allgemeinen  Grundsätze 
in  die  folgende  Stufe  aufsteigt 

b.  würde  bei  Anwendung  der  Bestimmung,  dass  das  Besoldungsdienst- 
alter nicht  vor  den  Zeitpunkt  der  Vollendung  des  40.  Lebensjahres  zurückdatirt 
werden  darf,  der  Beförderte  weniger  Diensteinkommen  beziehen,  als  er  in  der 
bisherigen  Stellung  thatsächlich  gehabt  hat,  so  behält  er  sein  bisheriges  Gehalt 
zwar  bei  oder  tritt,  wenn  eine  dem  bisherigen  Gehaltssatze  entsprechende 
Stufe  in  der  neuen  Klasse  nicht  vorhanden  ist,  in  die  nächste  höhere  Stufe 
dieser  Klasse  ein,  steigt  in  die  folgende  Stufe  aber  erst  nach  Massgabe  seines 
festgestellten  Dienstalters. 

3.  Bei  der  Beförderung  eines  nicht  vollbesoldeten  Kreisarztes  zum 
R^ierungs-  und  Medizinalrath  erfolgt  die  Festsetzung  des  Besoldungsdienst- 
alters nach  denselben  Grundsätzen  wie  unter  2,  indem  angenommen  wird,  der 
nicht  vollbesoldete  Kreisarzt  wäre  vollt>esoldeter  Kreisarzt  von  gleichem  Dienst- 
alter gewesen  und  aus  dieser  Stelle  zum  Regierungs-  und  Medizinalrath  befördert 
worden.  Kommt  hierbei  das  Lebensalter  —  40.  Lebensjahr  -  in  Frage,  so 
erhält  der  Beförderte,  auch  wenn  das  fingirte  frühere  Gehalt  als  vollbesoldeter 
Kreisarzt  höher  ist  als  das  dem  festgesetzten  Besoldungsdienstalter  entsprediende 
Gehalt,  nicht  jenen  lediglich  fingirten  höheren,  sondern  nur  den  ihm  nach 
seinem  Besoldungsdienstalter  zustehenden  Betrag. 

4.  Ergiebt  sich  für  einzelne  vor  dem  1.  April  1901  angestellte  R^'erungs- 
und  Medizinalräthe,  dass  am  1.  April  1901  ihr  Gehalt  hinter  demjenigen  zu- 
rückbleibt, welches  sie  zu  diesem  Zeitpunkte  bei  Bekleidung  der  Stelle  eines 
voUb^oldeten  Kreisarztes  erhalten  hätten,  so  ist  das  Besoldungsdienstalter  unter 
Berücksichtigung  der  vorstehenden  Bestimmungen,  insbesondere  auch  derjenigen 
über  das  Lebensalter,  neu  festzustellen  und  zwar  derart,  dass  angenommen 
wird,  die  Regierungs-  und  Medizinalräthe  wären  erst  am  1.  April  1901  angestellt.« 

Ausser  Gehalt  erhält  der  Reg.-  und  Med.-Rath  den  ihm 
nach  dem  Gesetz  von  12.  Mai  1878^)  zustehenden  Wohnungs- 
gel dzuschuss  der  Beamten  der  4.  und  5.  Rangklasse,  dagegen 
weder  eine  Pauschalsumme  für  Dienstreisen,  noch  eine 
besondere  Dienstaufwands-Entschädigung,  abgesehen  von 
der  allen  Regierungsräthen  gewährten  Schreibgebühr  von 
24  Mark  pro  Jahr ;  nur  die  beiden  Regierungs-  und  Med.-Räthe 
in  Berlin  erhalten  eine  solche  von  je  1200  Mark.  Bei  Dienst- 
reisen stehen  dem  Reg.-  und  Med.-Rath  Tagegelder  und 
Reisekosten  nach  Massgabe  der  Gesetze  vom  2^.  März  1878 
in  der  Fassung  vom  28.  Juni  1875  und  vom  21.  Juni  1897,  bei 
Versetzungen  Umzugskosten  nach  dem  Gesetze  vom 
24.  Februar  1877^)  zu;  ebenso  gelten  für  seine  Pensionirung  und 
für  die  Versorgung  seiner 'Hinterbliebenen,  für  seine 
Disziplinarverhältnisse,  Amtsverschwiegenheit,  An- 
nahme von  Nebenämtern  und  Beurlaubung  die  allgemeinen 
gesetzlichen  Bestimmungen*).  Die  Vertretung  beurlaubter, 
erkrankter  oder  verstorbener  Regierungs-  und  Medizinalräthe 
erfolgt  in  der  Regel  durch  den  Kreisarzt  am  Sitze  der  Regierung, 
soweit  dem  Regierungs-  und  Medizinalrath  ein  ständiger  Hilfs- 
arbeiter (s.  S.  iii)  nicht  beigegeben  ist.  Zur  Bestreitung  der 
dadurch  etwa  entstehenden  Kosten  ist  in  den  Etat  eine  Summe 
von  3000  Mk.  eingestellt;  mit  Rücksicht  auf  die  Kleinheit 
dieses  Betrages  müssen  Anträge  auf  Gewährung  einer  Ent- 
schädigung für  eine  derartige  Vertretung  jedoch  besonders  be- 


^)  Die  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  bei  den  betreffenden 
§§  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  angeführt. 
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gründet  werden  und  sich  in  Bezug  auf  der  Höhe  der  Ent- 
schädigung in  bescheidenen  Grenzen  halten  (Min. -Erl.  vom 
26.  April  1900). 

Die  Dienstobliegenheiten  des  Regierungs-  und  Medizinal- 
raths  als  Referent  oder  Korreferent  decken  sich  im  Allgemeinen 
mit  den  Aufgaben  und  Geschäften  der  Bezirksinstanz  auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Gesundheitswesens.  Trotzdem  der  Re- 
gierungs-Präsident für  die  Erledigung  dieser  Angelegenheiten, 
soweit  sie  nicht  einer  koUegialischen  Beschlussfassung  unter- 
liegen, jetzt  die  alleinige  persönliche  Verantwortung  trägt,  finden, 
wie  in  der  Rundverfügung  vom  9.  Februar  1884  über  die  Ge- 
schäftsführung der  Regierungen  und  Regierungs  -  Präsidenten 
nach  Massgabe  des  Landesverwaltungsgesetzes  (Min.-Bl.,  S.  15) 
unter  III,  Abs.  9  ausdrücklich  ausgeführt  ist, 

»betreffs  der  Verantwortlichkeit  der  ihm  beigiQgebenen  Beamten,  ins- 
besondere der  Referenten  und  Korreferenten,  namentlich  hinsichtlich  der 
rechtzeitigen  Erledigung,  gründlichen  und  vorschriftsmissigen  Bearbeitung 
und  angemessenen  Fassung  der  anzugebenden  Verfügungen  die  Bestimmungen 
in  §§  24,  34  bis  36,  42  .  .  47  .  .  der  Regierungs-Instruktion  vom  23.  Ok- 
tober 1817  auch  femer  Anwendung." 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  und  für  alle  Regierungs- 
räthe  unter  Berücksichtigung  der  vorstehenden  Ausführun|^en 
massgebenden  Bestimmungen  der  Regierungs-Instruktion 
vom  23.  Oktober  1817  (G.  S.,  S.  248)  lauten: 

3.  Abschnitt.    Von  dem  Qeschlftsgange. 

§  22.  Oeschäftsvertheilung.  Jedem  Mitgliede  des  Kollegiums  wird 
in  seiner  Abtheilung  ein  bestimmter  Wirkungskreis  nach  den  Hauptgattungen 
der  Oeschäfte  abgegrenzt Auch  erhält  jedes  Mitglied  einen  Korre- 
ferenten zugeordnet. 

§  24.  Verhältniss  des  Dezernenten  und  Korreferenten.  Inder 
Regel  wird  jede  Sache  von  dem  gewöhnlidien  Dezernenten  und  Korreferenten 
bearbeitet.  Dem  Präsidium  steht  die  Befugniss  zu,  hiervon  Ausnahmen  zu 
machen;  doch  hat  dasselbe,  soviel  als  möglich,  jede  Sache  von  dem  nämlichen 
Mitgliede  bis  ans  Ende  bearbeiten  zu  lassen. 

An  den  Korreferenten  gelangt  die  Sache  zuerst,  der  sich  davon  unter- 
richtet, dies  auf  dem  Stück  bemerß,  oder  sogleich  sein  Gutachten  beifügt. 

Betrifft  die  Sache  einen  technischen  Gegenstand,  so  muss  dieses  der 
R^el  nach  von  dem  betr.  technischen  Mitgliede  geschehen,  und  soviel  insonder- 
heit Bausachen  anbetrifft,  von  demselben  sofort  die  nöthige  Revision  der  An- 
schläge, Zeichnungen  u.  s.  w.  vorgenommen  und  beigefügt  werden,  ehe  die 
Sache  zum  Vortrag  gelangt.*) 

Der  Justitiar  ist  beständiger  Korreferent  in  allen  Sachen,  wodurch  Rechts- 
verbindlichkeiten für  den  Fiskus  entstehen,  und  in  Prozesssachen.  Schriftliche 
Rechtsgutachten  können  von  demselt)en  nur  unter  Mitzeichnung  eines  Direktors 
gefordert  werden. 

Der  Referent  hat  die  eigentliche  Bearbeitung  der  Sache  und  den  Vortrag 
darin;  er  berathet  sich  zuvor  mit  dem  Korreferenten  darüber.  Dem  Korre- 
ferenten müssen  sämmtliche  vom  Referenten  angegebene  Dekrete  und  Aus- 
fertigungen, ohne  Ausnahme,  auch  wenn  sie  zu  den  Akten  gehen,  zur  Mit- 
zeichnung vorgelegt  werden. 

Bei  Veiichiedenheit  der  Meinungen  kann  der  Korreferent  die  seinige 
zwar  auf  dem  Stück  bemerken;  er  darf  aber  darin  ohne  Einverständniss  mit 
dem  Referenten  nichts  abändern,  und  ist  nur  dafür  verantwortlich: 

a)  dass  keine  faktischen  Irrthümer  bei  der  Sache  obwalten; 


')  Die  Prüfung  der  Zeichnungen  u.  s.  w.  hat  der  Reg.-  u.  Med.-Rath 
ebenfalls  bei  Wasserversorgungsanstalten,  Kanalisationsprojekten,  Krankenhäusern 
u.  s.  w.  vorzunehmen  und  auf  den  betreffenden  Vorlagen  zu  bescheinigen. 

7* 
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b)  dass  die  Verfügung  nicht  den  Gesetzen  oder  bestehenden  Vorschriften 
entgegen  sei; 

c)  dass  sie  dem  Beschluss  des  KoU^ums  gemäss  abgefasst  worden, 
wenn  sie  darin  vorgetragen  ist; 

d)  dass  sie  an  sich  schicidich,  klar  und  bestimmt  abgefasst  und  mit  den 
nöthigen  Gründen  unterstützt  worden;  und 

e)  dass  keine  Sache  ohne  Vortrag  abgemacht  werde,  welche  dazu  hätte 
gelangen  sollen  ;i) 

im  Fall  er  es  unterlässt,  dem  Direktor  der  Abtheilung  oder  dem  Präsidenten 
davon  Anzeige  zu  madien,  sobald  der  Referent  sich  weigert,  die  Sache  ab- 
zuändern. 

Verfügungen  an  die  Kasse  müssen  ausserdem  jedesmal  dem  Kassenrath 
der  Abtheilung vorgel^  werden. 

§  25.  Geschäftsgang  zwischen  den  beiden  Abtheilungen. 
Sachen,  die  zum  Geschäftskreise  beider  Abtheilungen  gehören,  werden  von  dem 
Präsidenten  mit  der  Nummer  beider  bezeichnet,  und  alsdann  wird  es  in  jeder 
Abtheilung  ebenso  gehalten,  als  es  vorstehend  vorgeschrieben  worden. 

§  27.  Sachen,  die  vorgetragen  werden  müssen.  Folgende  Gegen- 
stände müssen  stets  zum  Vortrag  gebracht  werden: 

1.  Alle  Sachen  von  Wichtigkeit  oder  besonderem  Interesse  für  die  Ab- 
theilung, z.  B.  Etatsentwürfe  etc.; 

2.  alle  Vorstellungen  und  Beschwerden  gegen  Verfügungen  derselben; 

3.  alle  Entreprise-  oder  andere  Kontrakte; 

4.  alle  Sachen,  wobei  es  darauf  ankommt,  ob  Fiskus  sich  auf  einen 
Rechtsstreit  einlassen,  oder  denselben  anfangen,  oder  gegen  Erkennt- 
nisse Rechtsmittel  ergreifen  soll; 

5.  alle  Geldzahlungen  und  Anweisungen,  insofern  sie  nicht  auf  klaren 
Vorschriften  beruhen; 

6.  alle  vom  Präsidium  ausdrücklich  zum  Vortrage  geschriebenen  Sachen ; 

7.  alle  zur  Abmachung  ohne  Vortrag  geeignete  Sachen,  über  welche  der 
Korreferent  mit  dem  Referenten,  oder  diese  mit  dem  Direktor  nicht 
einverstanden  sind.*) 

§  28.  Stimmfähigkeit  der  Mitglieder  und  Verhalten  derselben 
bei  dem  Vortrage.  Bei  dem  Vortrage,  sowohl  in  dem  Plenum,  als  in  den 
einzelnen  Abtheilungen  werden  die  Sachen  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen 
entschieden,  und  jedes  Mitglied  hat  in  seiner  Abtheilung,  sowie  im  Plenum  eine 
volle  Stimme^)*).  Bei  deren  Gleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Jedes  Mitglied  wird  dem  Vortrage  seine  ganze  Aufmerksamkeit  widmen, 
und  es  werden  während  demselben  alle  anderen  Arbeiten,  selbst  d^s  Unter- 
schreiben, untersagt.   Die  Zahl  und  Zeit  der  Sitzungen  ordnet  das  Präsidium  an. 

4.  Abschnitt«  Von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Res^lemnssbeaniten. 

Allgemeine  Vorschriften. 
§  34.  Verantwortlichkeit.      Da   der   ganze  Geschäftsbetrieb  in   be- 
stimmte,  fest  abgegrenzte  Departements  vertheilt  wird,   und  bei    Ausnahmen 
hiervon  ein  und  dasselbe  Mitglied,  der  Reihe  nach,  die  Sache  von  Anfang  bis 


^)  S.  §  27. 

s)  In  Bebracht  kommen  jetzt  eigentlich  nur  noch  No.  1,  6  u.  7  des  §  27. 

^  In  der  Präsidialabtheilung  kann  der  Präsident  bei  Meinungsverschieden- 
heit abstimmen  lassen;  er  braucht  es  aber  nicht,  da  er  allein  für  seine  Ent- 
schliessungen  die  Verantwortung  trägt  und  ist  demgemäss  auch  nicht  an  das 
Votum  der  Abtheilung  gebunden.  Er  kann  aber  audi  Beschlüsse  der  anderen 
Abtheilung  ausser  Kraft  setzen  (s.  §  24  d.  L.  V.  G.;  s.  S.  93). 

*)Der  Regierungs-  und  Medizinalrath  hat  demnach  volles  Stimm- 
recht in  den  beiden  Abtheilungen  der  Regierung  und  im  Plenum,  jedoch  nur 
in  den  Angelegenheiten,  welche  zu  seinem  Geschäftskreise  gehören  oder  bei 
denen  er  als  Korreferent  betheiligt  ist.  Auch  bei  Disziplinaruntersuchungen, 
die  vor  das  Plenum  der  Regierung  gehören,  stimmen  die  Reg.-  und  Med.-Räthe, 
ebenso  wie  alle  übrigen  tedinischen  Räthe  nur  dann  mit,  wenn  sie  als  Referent 
oder  Korreferent  dabei  betheiligt  sind  (Kabinetsordre  vom  31.  Dezember  1825,  V). 
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zu  Ende  bearbeiten  soll,  auch  ein  jeder  Departementsrath  oder  in  einzelnen 
Sachen  ernannter  Dezernent  die  Befugniss  hat,  in  dem  ihm  angewiesenen 
Geschäftskreise  möglichst  frei  und  selbstständig  zu  wirken,  so  ist  derselbe  nicht 
allein  für  einen  ^nellen  und  ununterbrochenen  Fortgang,  sondern  auch  für 
eine  gründliche,  vorschriftsmässige  Bearbeitung  der  dazu  gehörigen  Gegenstände, 
.  sowie  für  eine  anständige  und  schickliche  Venassung  der  von  ihm  angegebenen 
Verfügungen,  zunächst  und  vollständig  verantwortlidi. 

Von  dieser  prinzipalen  Verantwortlichkeit  wird  auch  Niemand  durch  den 
Beitntt  des  Kollegiums  bei  dem  gehaltenen  Vortrage  befreit  Ist  das  Mitglied  von 
dem  Kollegium  überstimmt  worden,  so  darf  es  den  Beschluss  nicht  vertreten, 
wenn  es  seine  abweichende  Meinune  in  dem  Dekrete  kürzlich  vermerkt,  und 
solches  darunter  von  dem  Vorsitzenden  Präsidenten  hat  bescheinigen  lassen.^ 
Wohl  aber  haftet  das  Mitglied  nachher  vollständig  für  den  weiteren  Betrieb  der 
Sache,  und  eine  zweck-  und  ordnungsmässige  Ausführung  des  Beschlusses. 
Auch  kann  dasselbe  zur  Verantwortung  und  vollen  Vertretung  gezogen  werden, 
wenn  es  sich  in  der  Folge  ausweiset,  dass  es  aus  Unkunde  des  Sachverhältnisses, 
der  Gesetze  oder  Vorschriften,  oder  vielleicht  gar  aus  blossem  Eigensinn  ab- 
weichender Meinung  gewesen,  oder  aber  durch  falsche  und  unvollständige 
Darstellung  das  Kollegium  zu  dem  Beschluss  verleitet  hat. 

§  35.  Bei  Gegenständen  von  besonderer  Wichtigkeit,  oder  bei  Unzu- 
länglichkeit der  Vorschriften  und  Mangel  an  Zeit,  darübn*  höhere  Entscheidung 
einzuholen,  steht  es  jedem  Mitgliede,  wenn  es  die  prinzipale  Verantwortung 
nicht  übernehmen  will,  frei,  das  Sachverhältniss  mit  seiner  Meinung  schriftlich 
aufzusetzen.  Dies  wird  bei  dem  Vortrage  verlesen,  berathen  und  entschieden. 
Alsdann  haftet  der  Dezernent  blos  für  die  vollständige  und  richtige  Darstellung 
des  Sachverhältnisses,  und  dass  insonderheit  keine  Umstände  und  Gesichts- 
punkte von  Erheblichkeit  dabei  übergangen  worden,  für  iden  Beschluss  aber 
nicht  weiter  als  jedes  andere  Mitglied.  Bei  dergleichen  Votis  muss  jedoch  alle 
unnütze  Weitläufigkeit  'möglichst  vermieden,  auch  jedesmal  der  Beschluss  nur 
von  dem  Vorsitzenden  Dirdctor  oder  Präsidenten  darauf  gesetzt  werden. 

§  36.  Nach  dem  Departementsrath  oder  Dezernenten  ist,  insofern  nicht 
etwa  nach  den  obigen  Bestimmungen  die  Verantwortlichkeit  der  Korreferenten 
oder  anderer  Mitglieder,  die  an  der  Sache  Antheil  genommen,  eintritt,  das 
Präsidium  verhaftet,  und  zwar  aus  demselben  zuvörderst  der  Vorsitzende  Direktor 
derjenigen  Abtheilung,  zu  welcher  die  Sache  gehört,  oder,  wenn  es  Sache  des 
Plenums  ist,  der  Präsident.  Demnächst  tritt  erst  die  gemeinschaftliche  Ver- 
tretungsverbindlichkeit der  übrigen  Mitglieder  des  Plenums  oder  der  einzelnen 
Abteilungen  ein,  ie  nachdem  die  Veranlassung  des  Regresses  sich  von  jenem 
oder  diesem  herschreibt. 

§  42.  Besondere  Rechte  und  Pflichten  sämmtlicher  Räthe 
und  Assessoren  überhaupt.  Die  besonderen  Rechte  und  Pflichten  der 
Räthe  und  Assessoren  ergeben  sich  aus  dem  Vorstehenden  von  selbst.  Jeder 
von  ihnen  muss  den  ihm  angewiesenen  Geschäftskreis  mit  Wärme  und  innerer 
Theilname  auffassen  und  mit  Seist,  Würde,  Gründlichkeit  und  Umsicht  verfolgen, 
fem  von  Leidenschaft  und  persönlichen  oder  anderen  Nebenrücksichten.  Es  ist 
nicht  genug,  wenn  sie  sich  blos  auf  die  ihnen  zugeschriebenen  Sachen  be- 
schränken; sie  müssen  auch  aus  eigenem  Antriebe  Gegenstände,  welche  ihnen 
nöthig  und  nützlich  scheinen,  zur  Sprache  bringen,  Sachen  anregen,  die  in  Ver- 
gessenheit zu  gerathen  drohen,  säumige  Behörden  erinnern,  für  den  baldigen 
Abgang  der  von  ihnen  angegebenen  Verfügungen  sorgen,  und  sich  in  fort- 
währender Kenntniss  über  die  örtliche  Lage  der  ihnen  zugewiesenen  Verwal- 
tungsgegenstände und  die  Art  und  Weise,  wie  die  angegebenen  Verfügungen 
ausgeführt  werden,  zu  erhalten  suchen;  kurz,  mit  stets  regem  und  treuem  Eifer 
das  Beste  des  Dienstes  und  das  Wohl  des  Ganzen  wahrnehmen  und  befördern. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  sie  befugt,  die  Geschäftsführung  der  unter  ihnen 
arbeitenden  Beamten  zu  beobachten  und  die  nachlässigen  zurechtzuweisen  .... 

Jeder  Rath  muss  jährlich  einen  Theil  seines  Departements  bereisen  .... 

Jeder  Departementsrath  ist  befugt  und  schuldig,  schon  an  Ort  und  Stelle  das 
Erforderliche  zur  Abstellung  von  Mängeln  zu  verfügen,  und  die  Dienstführung 
der  Kreis-  und  Ortsbehörden  in  Sachen  seines  Departements  zu  revidiren. 


*)  Gilt  nicht  für  die  Präsidialabtheilung. 
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Mängel,  deren  Rüge  ausser  ihrem  Geschäftskreise  liegt,  müssen  sie  gleich- 
wohl nicht  unbeachtet  lassen,  sondern  dem  ftäsidium  bei  eigener  Vertretung 
anzeigen. 

Besondere  Rechte  und  Pflichten  der  MedlzlnalrXthe. 

§.  47.  Der  Medizinalrath  bearbeitet  bei  den  Regierungen  alle  in  die 
Gesundheitspolizei  und  Medizinalpolizei  einschlagenden  Sachen  und 
hat  in  Beziehung  darauf  alle  Rechte,  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten  der 
obigen  Departementsräthe.  Er  muss  die  wichtigeren  Medizinalanstalten  von 
Zeit  zu  Zeit  revidiren*),  auch  das  beachten,  was  aus  der  Instruktion  für  das 
Medlzinalkollegiura  von  heute  auf  ihn  Anwendung  findet.*)  Er  darf  zwar 
medizinische  Praxis  treiben,  aber  nur  insoweit,  dass  seine  Amtsgeschäfte  dabei 
nicht  leiden.^ 

Trotzdem  durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  der 
Regierungsinstruktion  die  Dienstobliegenheiten  des  Regierungs- 
und Medizinalraths  verhältnissmässig  genau  geregelt  waren, 
hatten  sich  diese  doch  allmählich  bei  den  einzelnen  Regierungen 
sehr  verschiedenartig  gestaltet,  je  nachdem  der  Regierungs- 
präsident oder  die  betreffenden  Abtheilungen  der  Regierung 
eine  medizinisch-technische  Mitwirkung  bei  den  einschlägigen 
Sachen  für  nothwendig  erachteten  oder  nicht  Diese  Ungleich- 
heit ist  jetzt  durch  die  Min.-Erlasse  vom  26.  Mai  1899  und 
4.  April  1901  beseitigt;  ausserdem  hat  das  Arbeitsgebiet  des  Re- 
gierungs-  und  Medizinalraths  durch  die  neue  Dienstanweisung  für 
die  Kreisärzte  vom  25.  März  1901  nicht  nur  eine  schärfere  Ab- 
grenzung,  sondern  auch  eine  wesentliche  Erweiterung  erfahren; 
denn  derselbe  ist  naturgemäss  in  allen  Angelegenheiten,  in 
denen  der  Kreisarzt  in  der  Lokal-  oder  Kreisinstanz  mitgewirkt  hat, 
als  Referent  oder  Korreferent  in  der  Aufsichtsinstanz  betheiligt. 
Nach  den  eben  genannten  Ministerialerlassen,  deren  Inhalt 
nachstehend  zusammengefasst  ist,  und  der  kreisärztlichen  Dienst- 
anweisung, deren  Bestimmungen  auch  für  die  Thätigkeit  des 
Regierungs-  und  Medizinalraths  im  Allgemeinen  sinngemässe 
Anwendung  finden,  hat  dieser  zu  bearbeiten: 

1)  Strenggenommen  bedarf  der  Reg.-  und  Med.-Rath  zu  jeder  Dienstreise 
einer  besonderen  Erlaubniss  des 'R^.-Präsidenten;  bei  denjenigen  Dienstreisen, 
für  die  ihm  durch  bestehende  Min.-Erlasse  usw.  ein  genereller  Auftrag  crtheilt 
ist,  z.  B.  für  Apothekenbesichtigungen,  Revisionen  von  Impfterminen,  genügt  jedoch 
eine  sogenannte  Reiseanzeige;  dieselbe  muss  aber  rechtzeitig  erstattet  werden,  damit 
der  Reg.-Prasident  in  der  Lage  ist,  dem  Reg.-  und  Med.-Rath  eventuell  auch 
andere  Aufträge  zu  geben.  Handelt  es  sich  um  unvermuthete  Revisionen  usw.,  so 
ist  diese  Anzeige  stets  als  «vertraulich«  zu  bezeichnen  und  im  verschlossenen 
Umschlag  einzureichen. 

*)  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  auf  die  in  §  5  der  Instruktion  des 
Provinzial-Medizinalkollegiums  vom  23.  Oktober  1817  enthaltene  Vorschrift, 
wonach  der  Regierungs-  und  Medizinalrath  die  Pflicht  hat,  diesem  Nachrichten 
und  Materialien  über  das  Gesundheitswesen  im  Regierungs-Bezirke  mitzutheilen. 
Die  Vorschrift  hat  aber  keine  Bedeutung  mehr  und  ist  deshalb  auch  an  zu- 
treffender Stelle  (s.  S.  85.)  fortgelassen,  da  eine  Mitwirkung  der  Provinzial- 
Medizinalkoll^ien  auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  nicht  mehr  statt- 
findet. 

8)  In  Bezug  auf  die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis,  ist 
der  Reg  -  und  Medizinalrath  denselben  Beschränkungen  unterworfen,  wie  der  nicht 
vollbesoldete  Kreisarzt  (s.  §  27  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte).  Dieselbe 
ist  ihm  zwar  nicht  vollständig  untersagt,  wie  dem  vollbesoldeten  Kreisarzte,  in 
Wirklidikeit  haben  aber  die  Dienstgeschäfte  des  Reg.-  und  Med.-Rathes  all- 
mählich einen  derartigen  Umfang  angenommen,  dass  wohl  kein  derartiger  Beamter 
noch  medizinische  Praxis  treibt. 
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A.    Im  Referat. 

1.  Allgemeine  organische  Einrichtungen  der  Medizinalverwaltung 
in  technischer  Hinsicht»). 

2.  Die  Generalien   und   Personalien  der  beamteten«)  und   nicht 


1)  Dahin  gehören  z.  B.  Berichte  über  beabsichtigte  Umgestaltungen  irgend- 
welcher Einrichtungen  des  Medizinalwesens,  über  Neueinrichtung  von  Kreisarzt-, 
Gerichtsarzt-  oder  Kreisassistenzarzfstellen,  Umwandlung  von  nicht  vollbesoldeten 
Kreisarztsteilen  in  vollbesoldete  u.  s.  w.,  die  vierteljährlich  zu  erfolgende  Ein- 
reichung genereller  und  grundsätzlich  wichtiger  Verordnungen  nnd  Entsdieidungen 
sanitätspolizeilichen  Inludts  an  den  Herrn  Minister  und  zwar  in  2  Exemplaren, 
von  denen  das  eine  für  das  Reichsgesundheitsamt,  das  andere  für  die  Akten  der 
Zentralinstanz  bestimmt  ist  (Min.-Erl.  vom  16.  Jan.  1896),  femer  Bescheinigung 
des  Eingangs  und  der  Abnahme  der  Rechnung  der  Medizinalverwaltung,  sowie 
der  Einnahme  in  dieser  Rechnung  (zum  1.  Juli  j.  J.),  Aufstellung  des  Etats  der 
Medizinalverwaltung  für  je  3  Jahre  (zuerst  wieder  am  1.  April  1903  für  1904/1906), 
Nachweisung  der  fortlaufenden  Unterstützungen  für  Medizinalpersonen  und 
deren  Hinterbliebene  (zum  1.  Juli  jeden  Jahres;  Min.  Erl.  vom  4./2.  1878). 

*)  In  Bezug  auf  die  beamteten  Aerzte  erwachsen  dem  Regierungs- 
und Medizinahathe  insbesondere  folgende  Obliegenheiten: 

a)  Einführung  der  Kreisärzte,  Oerichtsärzte  und  Kreisassistenzärzte 
in  ihr  Amt,  Vereidigung  derselben,  sofern  dies  nicht  früher  geschehen 
ist  (§  6  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März  1901). 

b)  Dauernde  Beaufsichtigung  der  Amts-  und  Geschäftsführung 
der  Kreisärzte,  deren  gesammte  dienstliche  Thätigkeit  der  Reg.-  und 
Medizinalrath   mindestens  alle  drei  Jahre  einmal  an  der  Hand   der 

{ournale  und  Akten  einer  eingehenden,  sich  auch  auf  das  Bureau  und 
nventar  erstreckenden  Revision  zu  unterziehen  hat.  Ueber  das  Er- 
gebniss  ist  eine  Verhandlung  aufzunehmen  und  dem  Regierung 
Präsidenten  einzureichen  (s.  §  10  der  Dienstanweisung  für  die  Kreis- 
ärzte). De^leichen  soll  sich  der  Reg.-  und  Med.-Rath  über  die 
Wünsche  der  im  Amte  befindlichen  Medizinalbeamten  betreffs 
Versetzung  in  eine  ihren  f^higkciten,  Neigungen  oder  Familienver- 
hältnissen entsprechende  Stelle  und  vor  allem  darüber  unterrichten,  ob 
und  welche  Kreisärzte  sich  nach  ihrer  wissenschaftlichen  und  sonstigen 
Tüchtigkeit  zur  Beförderung  in  die  Stellung  eines  Regierungs-  und 
Medizinalraths  eignen.  In  Betracht  kommen  hierfür  besonders  solche 
Kreisärzte,  die  sich  fortlaufend  mit  den  Forschungen  der  medizinischen 
Wissenschaft  auf  hygienischem  und  gerichtsärztlichem  Gebiete  vertraut 
gemacht  und  während  ihrer  bisherigen  amtlichen  Thätigkeit  sich  nicht 
nur  durch  tadelloses  Verhalten  und  geschäftliche  Gewandheit  aus- 
gezeichnet, sondern  auch  einen  praktischen  Blick  für  die  sanitären 
Zustände  ihres  Amtsbezirks,  die  nöthige  Initiative,  Umsicht  und  That- 
kraft  bei  Erledigung  der  ihnen  gestellten  Aufgaben  bekundet  haben, 
dem  Publikum  und  den  Aefzten  gegenüber  eine  angesehene  Stellung 
einnehmen,  die  erforderliche  körperliche  Rüstigkeit  besitzen  und  in 
geregelten  finanziellen  Verhältnissen  leben. 

c.  Führung  des  Vorsitzes  in  den  amtlichen  Konferenzen  der 
Kreisärzte  sowie  Festsetzung  der  Tagesordnung  derselben  nach  An- 
weisung des  Regierungs-Präsidenten  (§  44,  Abs.  3  der  Dienstanweisung 
für  die  Kreisärzte  und  Min.-Erl.  vom  4./7.  1901). 

d.  Sorge  für  die  rechtzeitige  Wiederbesetzung  der  erledigten 
Kreismedizinalbeamtenstellen  nach  Massgabe  des  Min.-Erlasses 
vom  7.  Juli  1898  und  2.  Juli  1902. 

e.  Vorschläge  zur  Verleihung  des  Charakters  als  »Medizinal- 
rath« oder  »Geheimer  Medizinalrath«,  die  nach  dem  Erlass 
vom  10.  Juli  1901  halbjähriich  zum  1.  April  und  1.  Oktober  jeden 
Jahres  dem  Herrn  Minister  einzureichen  sind.  Bei  Vorschlägen  zu 
Ordensauszeichnungen  ist  darauf  zu  achten,  dass  diese  nicht  für 
solche  Beamten  erbeten  werden,  die  entweder  kurz  vorher  befördert 
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beamteten    Aerztei),    der  Zahnärzte,    Apotheker^,    Hebammen,    Heil- 
gehülfen'),  Desinfektoren  und  Leichenschauer. 


sind  cxier  eine  Auszeichnung  erhalten  haben,  oder  bei  denen  ein  Jubi- 
läum oder  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  in  naher  Aussicht  steht. 
1)  Hierher  gehören  z.  B.: 

a.  Vorschläge  zu  Auszeichnungen  und  Titelverleihungen  an 
Aerzte,  für  welche  die  in  Anmerk.  2e,  S.  103  gegebenen  VorSAriften 
sinngemässe  Anwendung  finden.  Vorschläge  zu  Charakterisirungen 
von  Aerzten  als  Sanitätsrath  oder  Geheimer  Sinitätsrath  sind  4  Wochen 
vor  B^inn  eines  Quartals  unter  Benutzung  eines  bestimmten  Formulars 
einzureichen.  Vor  Ablauf  von  20 — ^25  Jahren  nach  Erlangung  der 
Approbation  sollen  Aerzte  nur  in  ganz  vereinzelten,  besonders  zu  be- 
gründenden Ausnahmefällen  vorgeschlagen  werden  und  zwischen  der 
Charakterisirung  als  »Sanitätsrath'  und  derjenigen  als  »Geh.  Sanitätsrath" 
mindestens  ein  Zeitraum  von  10  Jahren  hegen.  Um  eine  thunlichst 
gerechte  Verleihung  der  Titel  in  den  einzelnen  Regierungsbezirken 
zu  ermöglichen,  empfiehlt  es  sich,  dass  jeder  Regierungs-  und 
Medizinalrath  sich  eine  Anciennitätsliste  über  alle  in  seinem  Bezirke 
befindlichen  Aerzte  anl^  und  diese  stets  auf  dem  Laufenden 
erhält.  In  dieser  Liste  wird  zweckmässig  auch  der  Tag  der  Doktor- 
promotion eingetragen,  um  rechtzeitig  über  ein  bevorstehendes  Doktor- 
jubiläum unierrichtet  zu  sein.  Selbstverständlich  ist  die  Anciennität 
nicht  allein  ausschlaggebend  für  die  Charakterisirung  eines  Arztes; 
es  kommen  vielmehr  ebenso  wie  bei  allen  sonstigen  Auszeichnungen 
Tüchtigkeit  im  Beruf,  einwandsfreies  Verhalten,  angesehene  soziale 
Stellung  u.  s.  w.  in  Betracht. 

b.  Kontrolle  der  Zu-  und  Abgänge  aller  Medizinalpersonen  (inkl.  Zahn- 
ärzte und  Apotheker)  und  monatliche  Einreichung  (bis  zum  15.  jeden 
Monats)  der  Veränderungs-Nachweisung  an  die  Geheime  Regi- 
stratur der  Medizinal-Abtheilung  des  Kultusministeriums  (Min.-Erl.  vom 
21./11.  1883);  von  dieser  Nachwcisung  ist  eine  Abschrift  dem  Vor- 
sitzenden der  zuständigen  Aerztekammer  zu  übermitteln  (Min.-Erlass 
vom  8.  Dezember  1899). 

c.  Berichtigung  des  Hirschwald'schen  Medizinalkalenders  auf 
Grund  der  bis  zum  1.  August  jeden  Jahres  einzureichenden  Berichte  der 
Kreisarzte  (Einreichungs-Termin :  bis  15.  September  jeden  Jahres).  Dem 
R^.-Med.-Rath  wird  zu  diesem  Zwecke  nicht  nur  ein  vollständiges 
Exemplar  des  Medizinalkalenders,  sondern  ein  Abzug  der  in  Betracht 
kommenden  Seiten  des  Kalenders  behufs  Eintragung  der  Veränderungen 
zur  Verfügung  gestellt. 

d.  Weitergabe  der  Meldungen  zum  Kreisarztexamen  nach 
Prüfung  der  Unterlagen  auf  ihre  Vollständigkeit  und  Richtigkeit. 
Diejenigen  Aerzte,  welche  das  Kreisarztexamen  bestanden  haben, 
erhalten  ihr  Fähigkeitszeugniss  durch  den  zuständigen  Regierungs- 
präsidenten, um  es  den  Regierungs-  und  Medizinal-Räthen  zu  er- 
möglichen, die  in  ihrem  Bezirk  wohnenden  Aspiranten  für  die 
Medizinalbeamtenlaufbahn  persönlich  kennen  zu  lernen.  Für  einen  jeden 
dieser  Aerzte  ist  auch  eine  Personalakte  anzulegen  und  dauernd  auf 
dem  Laufenden  zu  halten;  s.  auch  Schlusssatz  in  Anm.  2b,  S.  103. 

e.  Annahme  der  von  den  Kreisärzten  gesammelten  Beiträge  zu  den 
Hufeland'schen  Stiftungen  und  Einsendung  derselben  an  das 
Direktorium  (§§  3  u.  4  bezw.  §  3  der  durch  Allerhöchste  Ordre  vom 
21.  November  1830  u.  T.Juli  1857  genehmigten  Statuten,  sowie  Min.- 
Erlass  vom  17.  Februar  1898). 

^  Zu  den  Personalangelegenheiten  der  Apotheker  sind  zu  rechnen: 
Uebertragung  der  Konzessionen  bei  Besitzwechsel  von  Apotheken,  Bestellung 
von  Verwaltern,  Dispensationsgesuche  behufs  Zulassung  zum  Apothekergehülfen- 
examen  (Min.-Erl.  vom  23. /9.  1895)  u.  s.  w. 

*)  Der  Regierungs-  und  Medizinalrath  hat  für  die  Ausfertigung  des  von 
dem  Regierungspräsidenten  auszustellenden  Befähigungszeugnisses  für  die 
»staatlich  geprüften"  Heilgehülfen  zu  sorgen,  deren  Prüfung  selbst  den 
Kreisärzten  obliegt  (s.  §  64  der  kreisärztlichen  Dienstanweisung). 


—     105    — 

3.  Die  Bekämpfung  d^r  Kurpfuscherei. 

4.  Die  Beaufsichtigung  des  Verkehrs  mit  Arzneimitteln  in  Apo- 
theken»), Drogenhandlungen  u.s.w.^  einschliesslich  der  Bekämpfung  der 
Qeheimmittel. 

5.  Das  Hebammenwesen'). 

6.  Die  Verhütung  und  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krank- 
heiten einschliesslich  der  venerischen  und  der  übrigen  übertragbaren 
Krankheiten*),  der  Quarantäneanstalten  und  Auswanderer-Kontrolstationen, 
sowie  der  Desinfektion. 

7.  Das  Impfwesen,  einschliesslich  der  Ueberwachung  der  Impf- 
ärzte»). 


1)  Das  ganze  Apothekenwesen  unterliegt  der  Oberaufsicht  des  Reg,- 
nnd  Med.-Raths;  auf  seme  Obliegenheiten  in  dieser  Hinsicht  wird  später  in  dem 
betreffenden  Abschnitt  näher  eingegangen  werden.  Es  möge  hier  nur  erwähnt 
werden,  dass  er  auch  Vorsitzender  der  Apothekergehülfen-Prüfungskommission 
ist,  während  Diakonissen,  Barmherzige  Schwestern  u.  s.  w.  ihre  Befähigung  zur 
Verwaltung  einer  Dispensiranstalt  in  einer  von  dem  Kreisarzt  und  einem 
Apotheker  abzuhaltenden  Prüfung  nachzuweisen  haben;  das  Befähieungszeugniss 
für  dieselben  hat  jedoch  der  R^erungspräsident  auszustellen.  Zu  den  Auf^ben 
des  Reg.-  und  Medizinalraths  auf  diesem  Gebiete  gehört  femer  die  Sorge  für  die 
rechtzeitige  Neuanlage  von  Apotheken;  nach  erfolgter  Genehmigung  einer 
solchen  Neuanlage  hat  er  das  Bewerbungsverfahren  einzuleiten,  die  Vorschlags- 
listen aufzustellen  u.  s.  w.  Ueber  das  Vorkommen  von  Sublimatvergiftungen 
ist  alljährlich  im  Januar  zu  berichten  (Min.  Erl.  vom  20./11.  96). 

^  Der  Reg.-  und  Medizinalrath  soll  bei  Gelegenheit  der  Apotheken- 
besichtigungen in  Gemeinschaft  mit  dem  pharmazeutischen  Bevollmächtigten  die 
Drogen-  u.  s.  w.  Handlungen  ebenfalls  einer  Besichtigung  unterwerfen 
(Min.-Erl.  vom  2./2.  1894). 

')  Der  Regierungs-  und  Med.-Rath  führt  überhaupt  als  technischer  Beirath 
des  Regierungspräsidenten  die  Oberaufsicht  über  das  ganze  Hebammen  wesen. 
Er  fungirt  auch  abwechselnd  mit  den  anderen  Regierungs-  und  Med.-Räthen 
derselboi  Provinz  als  Vorsitzender  bei  den  Hebammenprüfungen;  desgleichen 
soll  er  sich  durch  Thellnahme  an  den  Nachprüfungen  der  Hebammen  ein 
Urtheil  über  den  Stand  des  Hebammenwesens  in  seinem  Bezirke  bilden.  Ueber 
die  den  Hebammen  nach  40jähriger  tadelloser  Dienstzeit  als  Auszeichnung  ver- 
liehenen »goldenen  Broschen"  ist  im  Januar  jeden  Jahres  dem  Herrn  Mmister 
eine  Nachweisung  einzureichen  (Min.-&1.  vom  5./6.  1901). 

*)  Allwöchentlich  hat  der  Reg.-  und  Med.-Rath  eine  Meldekarte 
über  ansteckende  Krankheiten  an  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  mit  seiner 
Unterschrift  einzusenden.  (Min.  Erl.  vom  15.  Januar  und  23.  Mai  1881);  des- 
gleichen ist  sowohl  an  das  Kaiserliche  Gesuncfheitsamt,  als  an  den  Medizinal- 
minister bei  allen  ersten  Erkrankungsfällen  von  Pocken,  Cholera,  Lepra,  Fleck- 
fieber und  Pest  (Reichsseuchengesetz  vom  30./  11.  1900,  §42),  an  den  letzteren 
auch  beim  grösseren  epidemischen  Auftreten  einer  anderen  ansteckenden 
Krankheit,  sowie  bei  Massenerkrankungen  zu  berichten  (Min.-Erl.  vom 
20./6.  1893). 

Vierteljährlich  (in  der  Zeit  vom  10. — 15.  des  ersten  Quartalmonats)  sind 
dem  statistischen  Amte  die  eingegangenen  Zählkarten  über  Erkrankungen  und  Todes- 
fälle an  Pocken  sowie  über  etwaige  Todesfälle  in  Folge  der  Impfung  einzu- 
senden (Min.  Erl.  vom  28./5  1886  und  27./9.  1895).  Jährlich  ist  femer  dem 
Medizinalminister  über  das  Vorkommen  der  epidemischen  Genickstarre 
(zum  1.  Februar;  Min.  Eri.  vom  19./1.  1887  und  26./11.  1901)  und  über  Biss- 
verletzungen  durch  toi Iwuth kranke  Thiere  (zum  1.  März;  Min.-Erl.  vom 
12./10.  1897,  16.  7.  1898  und  1./3.  1899),  sowie  alle  drei  fahre  über  die  Er- 
folge in  Bezug  auf  die  Bekämpfung  der  Tuberkulose  zu  Berichten,  zum  ersten 
Male  wieder  im  Januar  1903  (Min.-Erl.  vom  15./1.  1898).  Bezüglich  der 
sonstigen  Obliegenheiten  des  Reg.-  und  Med.-Raths  auf  diesem  wichtigen  Gebiete 
wird  auf  den  betreffenden  Abschnitt  des  Buches  verwiesen. 

')  Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Reg.-  und  Med.-Rath  die  Thätigkeit  der 
Impfärzte  periodisch  durch  Theilnahme  an  einem  Impf-  und  Nachschauterminc 
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8.  Die  Fürsorge  für  Kranke  und  Gebrechliche,  soweit  hygienische 
und  sanitätspolizeiliche  Fragen  in  Betracht  kommen,  insbesondere  die 
Beaufsichtigung  der  Krankenhäuser*),  Irrenanstalten*),  Kur-  und  Bade- 
anstalten, Heilbäder»),  ferner  das  Rettungswesen. 

9.  Die  Prüfung  und  Festsetzung  der  Gebühren  und  Rechnungen 
von  beamteten  und  nicht  beamteten  Aerzten,  Chemikern,  Hebammen u. s.w., 
soweit  dieselben  aus  Staatsfonds  zu  begleichen  sind*). 

10.  Die  Prüfung  ärztlicher  Gutachten,  Obduktions-  und  Gemüths- 
zustandsuntersuchungen  *). 

11.  Die  Anfertigung  der  Generalsanitätsberichte«)  sowie  die  Be- 
arbeitung der  Geburts-,  Erkrankungs-  und  Sterblichkeitsstatistik. 

zu  revidiren  (Min.  Erl.  vom  31. /3.  18Q7  und  28./2.  1900).  Zum  1.  April  jeden 
Jahres  hat  er  ausserdem  den  Ocneralimpfbericht  zu  erstatten  (Min.  Erl.  vom 
26./7.  1883), 

»)  Der  Reg.- und  Med.-Rath  hat  nicht  nur  alle  Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten 
periodisch  zu  revidiren,  sondern  auch  die  dem  I2fig.-Präsidenten  zur  ftüfung 
vorzulegenden  Baupftnc  für  öffentfiche  Krankenanstalten  zu  prüfen  und  mit  einem 
Prüfungsvermerk  zu  versehen.  Desgleichen  hat  er  die  ihm  von  dem  Bezirls- 
ausschuss  zur  Begutachtung  vorgelegten  Baupläne  von  derartigen  Privatanstalten 
nach  Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften  zu  prüfen  und  sich  auch 
über  die  Zuverlässigkeit  der  Antragsteller  zu  äussern.  Die  Oberaufsicht  des 
Reg.-  und  Medizinalraths  über  die  Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten  erstreckt  sich 
aber  nur  auf  die  dem  Regierungs- Präsidenten  unterstellten  Anstalten;  zur  Be- 
sichtigung der  Provinzial-Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten  bedarf  es  eines  besonderen 
Auftrages  des  Oberpräsidenten  (s.  Anm.  1  u.  2  auf  S.  84). 

Alljährlich  (im  Januar)  ist  dem  statistischen  Bureau  eine  Nachweisung 
über  die  während  des  abgelaufenen  Jahres  neu  eröffneten  oder  eingegangenen 
Heilanstalten    einzusenden    (Min.   Erl.    vom   23.  April    1880)    und  alle    drei 

Kre  zum  1.  März  (zuerst  wieder  im  Jahre  1903)  ein  Bericht  über  den 
tand  und  Zustand  der  Krankenanstalten,  über  das  Ergebniss  der  Revisionen 
u.  s.  w.  zu  erstatten  (Min.  Erl.  vom  7./3.  1892  und  2.  März  1900). 

2)  Betreffs  der  Irrenanstalten  gilt  dasselbe  was  vorher  in  Anm.  1  über 
die  Krankenanstalten  ausgeführt  ist.  Der  Reg.-  und  Med.-Rath  ist  ausserdem 
Mitglied  der  Besuchskommission  und  hat  auf  Grund  der  von  dieser  erstatteten 
Benchte  dem  R^erungspräsidenten  die  entsprechenden  Vorschläge  zur  Abstellung 
der  von  der  Besuchskommission  in  den  Anstalten  vorgefundenen  Mängel  oder  zur 
Durchführung  der  sonst  von  dieser  als  nothwendig  anerkannten  Massnahmen 
zu  unterbreiten.  Alljährlich  (zum  1.  April)  ist  dem  Herrn  Minister  über  das 
Ergebniss  der  Revisionen ,  den  Zustand  der  betreffenden  Anstalten  u.  s.  w.  unter 
Beifügung  der  vorgeschriebenen  statistischen  Uebersichten  zu  berichten  (Min.  Erl. 
vom  26./3.   1901). 

8)  Kur-  und  Badeanstalten  sowie  Heilbäder  hat  der  Reg.  und  Med.- 
Rath  ebenfalls  periodisch  zu  revidiren. 

*)  Die  hierbei  zu  beachtenden  Grundsätze  werden  an  zutreffender  Stelle 
ausführlich  erörtert  werden.  Früher  waren  die  Reg.-  und  Med. -Räthe  auch 
verpflichtet,  die  Arznei rechnungen,  die  aus  Staatsfonds  bezahlt  werden 
mussten,  zu  revidiren;  durch  Min.-Erl.  vom  26.  April  1900  sind  sie  von  dieser 
Verpflichtung  befreit;  die  Prüfung  ist  seitdem  am  Öitz  eines  Medizinalkollegiums 
dem  pharmazeutischen  Assessor,  an  den  übrigen  Regierungen  dagegen  dem 
pharmazeutischen  Mitglied  der  Apotheken  -  Revisions  -Kommission  gegen  Ge- 
währung einer  bestimmten  Renumeration  übertragen. 

*)  Siehe  vorher  S.  91  und  folg.  sowie  Anm.  1  auf  S.  109. 

<»)  Für  die  Erstattung  der  Generalsanitätsberichte  ist  jetzt  der  nach- 
stehende Min.-Erl.  vom  1.  Oktober  1901  massgebend: 

*  Die  Fortschritte  des  öffentlichen  Gesundheitswesens,  sowie  die  Neuerungen, 
welche  durch  die  Ausführung  des  Kreisarztgesetzes,  insbesondere  durch  die 
Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März  d.  J.,  auf  dem  Gebiete  der 
Medizinalverwaltung  zur  Durchführung  gelangt  sind,  haben  eine  Neugestaltung 
der  von  den  Regierungs-  und  Medizinalräthen  zu  erstattenden  Gesundheits- 
berichte (Generalsanitätsberichte)  nothwendig  gemacht. 
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12.  Die  Vertheilung  von  Prämien  für  die  Wiederbelebung  Schein- 
todter. 

13.  Die  Bearbeitung  des  Verkehrs  mit  Nahrungsmitteln  pp.  im 
Rahmen  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1879  und  der  dazu  ergangenen 
Ergänzungsgesetze. ») 

14.  Sonstige  Geschäfte  nach  dem  Befinden  des  Regierungs- 
präsidenten. 

B.  Als  Korreferent   soll    der  Reslerungsmedisiaalrath   In    folgenden 
Angelefenhelten  bethelllgt  werden: 

1.  Wohnungshygiene  einschliesslich   des  Schlafstellenvesens,   der 
Herbergen,  Massenquartiere,  Asyle  u.  s.  w.  •) 
Z  Trinkwasserversorgung.*) 


Unter  Aufhebung  der  entgegenstehenden  Vorschriften  früherer  Erlasse 
bestimme  ich  daher  Folgendes: 

1.  Der  Qesundheitsbericht  des  Regierungsbezirkes  ist  in  Zukunft  all- 
jährlich von  dem  Regierungs-  und  Medizinalrathe  zu  erstatten.  Die  Berichts- 
zeit ist  das  Kalenderjahr. 

Der  Bericht  ist  bis  zum  1.  Juli  des  nächstfolgenden  Jahres  einzureichen. 

2.  Die  Bearbeitung  des  Berichts  hat  auf  der  Grundlage  und  im  An- 
schlüsse an  den  gemäss  §  117  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  zu  er- 
stattenden Jahresftricht  des  Kreisarztes  zu  erfolgen. 

Die  Berichte  der  Kreisärzte  sind  durch  den  R^ierungs-  und  Medizinalrath 
mit  Uebergehung  von  Einzelheiten,  die  nur  rein  örtliches  Interesse  haben,  und  unter 
Verwerthung  der  eigenen  Beobachtungen  zu  einem  einheitlichen  Bezirksberichte 
in  der  Weise  zu  bearbeiten,  dass  dieser  ein  übersichtliches  Bild  über  den  Stand 
des  Gesundheitswesens  in  dem  Bezirke  gewährt.  Dabei  hat  sich  die  Bericht- 
erstattung auf  die  Ereignisse  des  Berichtjahres  zu  beschränken  und  in  der  Art 
der  Darstellung  erschöpfende  Behandlung  mit  möglichster  Kürze  zu  verbinden. 

3.  Der  Bericht  ist  mit  einseitig  beschriebenen  Halbbogen  einzureichen. 
Am  Kopfe  jeder  beschriebenen  Seite  ist  links  der  Name  des  Bezirkes  und  das 
Bezirksjahr,  rechts  die  Seitenzahl  anzubringen.  Jeder  Hauptabschnitt  des  Be- 
richts ist  auf  einer  neuen  Seite  zu  beginnen.  Die  Haupt-  und  Unterabschnitte 
sind  mit  entsprechenden  Ueberschriften  zu  versehen. 

Ew.  Hochwohlgeboren  wollen  hiemach  das  Erforderliche  veranlassen  und 
dafür  Soige  tragen,  dass  der  Bezirksgesundheitsbericht  für  1901  pünktlich  bis 
zum  1.  Juli  1902  eingereicht  wird. 

nir  den  Zeitraum  von  1898—1900  ist  nach  den  bisherigen  Vorschriften 
zu  berichten". 

*)  In  dieser  Hinsicht  hat  der  Reg.-  und  Med.-Rath  die  Nahrungs- 
mittel-Untersuchungsämter zu  überwachen  und  zu  revidiren,  desgleicnen 
die  Mineralwasscrfabriken,  Molkereien  u.  s.  w.,  sich  femer  an  der 
Kontrolle  der  Fleischbeschau,  insbesondere  der  Schlachthäuser  mitzubetheiligen, 
die  Trichinenschau  zu  überwachen,  zu  diesem  Zwecke  sich  an  den  Nachprüfungen 
der  Trichinenschauer  zu  betheiligen  u.  s.  w.  Zum  1.  Februar  und  1.  August 
jeden  Jahres  sind  halbjährliche  Nachweisuneen  über  das  Ergebniss  der 
Untersuchungen  des  Fleisches  auf  Trichinen  und  Finnen  (Min.-Erlasse 
vom  27./6.  1892  und  1./4.  1896J  sowie  zum  15.  Februar  jeden  Jahres  eine 
jährliche  Nachweisung  über  das  Vorkommen  von  Finnen  bei  den  in  Schlacht- 
häusern geschlachteten  Rindern  und  Kälbern  einzureichen.  (Min.-Erl.  vom 
18./11.  1897).  Vom  1.  April  1903  wird  voraussichtlich  die  Ueberwachung  der 
Trichinenschau  u.  s.  w.  dem  Departementsthierarzt  übertragen. 

*)  Siehe  §8  70—73  der  Dienstanweisung  der  Kreisärzte;  die  Mitwirkung 
der  Kreisärzte  aut  dem  Gebiete  der  Wohnungshygiene  in  erster  Instanz  entspricht 
derjenigen  der  Reg.-  und  Medizinalrathe  in  zweiter  Instanz. 

^  Durch  Erlass  vom  24. ;8. 1899  ist  ausdrücklich  vorgeschrieben,  dass  bei 
Bearbeitung  der  dem  Reg.-Präsidenten  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vor- 
zulebenden Projekte  für  zentrale  Wasscrversorgungsan lagen  stets  der  Reg.-  und 
Medizinalrath  zu  betheilieen  ist;  desgleichen  hat  er  über  deren  Betrieb  in  hygienischer 
Hinsicht  die  Oberaufsicht  zu  führen. 
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3.  Beseitigung  der  Abfallstoffe,  Reinhaltung  der  Ortschaften  und 
öffentlicher  Wasserläufe,  Müllbeseitigung. ») 

4.  Ueberwachung  der  Prostitution.«) 

5.  Qewerbehygiene.») 

6.  Die  hygienische  Aufsicht  über  die  Schlachtereien,  Schlacht-  und 
Viehhöfe,  Marlcthallen,  Abdeckereien.*) 

7.  Die  hygienische  Beaufsichtigung  der  Schulen.«) 

8.  Das  Haltekinderwesen. 

9.  Die  hygienische  Beaufsichtigung  der  Gefängnisse    und  Straf- 
anstalten.») 

10.  Die  Leichenschau  und  das  Begräbnisswesen.') 

11.  Alle  sonstigen   hygienisch    wichtigen  Angelegenheiten,  sowie 


»)  IdSbesondere  ist  der  Reg.-  und  Medizinalrath  bei  der  durch  die 
Aufsichtsbehörde  vorzunehmenden  Prüfung  der  Projekte  für  Kanalisations- 
anlagen als  Korreferent  zu  betheiligen  (Min.-Erl.  vom  30.  März  1896),  desgleichen 
bei  den  in  periodischen  Zwischenräumen  durch  die  Aufsichtsoehördc  aus- 
zuführenden Begehungen  derjenigen  Wasserläufe,  die  bereits  in  erheblichem 
Maasse  verunreinigt  sind,  oder  bei  denen  eine  solche  Verunreinigung  zu  besorgen 
ist  (Min.-Erl.  vom  20./2.  1901). 

2)  Dem  Regierungs-  und  Med.-Rath  liegt  u.  a.  die  Kontrole  der  sitten- 
ärztlichen Untersuchung  der  Prostituirten  ob  (Min.-Eri.  vom  13./5.  1898  und 
22./8.  1900). 

«)  Die  Mitwirkung  des  Reg.-  und  Med.-Raths  auf  dem  Gebiete  der  Oewerbe- 
hygiene  ist,  soweit  es  sich  um  die  Konzessionirung  genehmigungspflichtiger 
Anlagen  handelt,  durch  die  Min.-An Weisung  vom  9./8.  1898  geregelt.  Er 
fungirt  hier  als  medizinisch-technischer  Sachverständiger  des  Bezirksausschusses. 
Für  seine  sonstige  Thätigkeit  in  dieser  Hinsicht  kommt  hauptsächlich  der  Min.- 
Eri.  vom  20.  Dezember  1899  in  Betracht,  desgleichen  finden  die  §§  91—93  der  kreis- 
ärztlichen Dienstanweisung  hierfür  sinngemässe  Anwendung.  Verhältnissmässig 
häufig  ist  er  z.  B.  als  Korreierent  bei  Dispensationsgesuchen  von  einzelnen  Be- 
stimmungen, die  zum  gesundheitlichen  Schutz  der  Arbeiter  auf  Grund  der  Gewerbe- 
ordnung (§§  120a— ej  und  der  dazu  erlassenen  Vorschriften  des  Bundesraths 
getroffen  sind,  betheiligt,  femer  bei  Ertheilung  der  Ermächtigung  an  Aerzte 
behufs  Ausstellung  der  besonders  vorgeschriebenen  Gesundheitsbescheinungen 
für  die  in  gesundheitsgefährlichen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  oder  für 
die  jugendlichen  Arbeiter  u.  s.  w. 

*)  Hier  fungirt  der  Reg.-  und  Med.-Rath  neben  dem  Departementsthierarzt 
als  technischer  Beirath,  soweit  das  gesundheitliche  Wohl  der  Menschen  dafür 
in  Frage  kommt;  siehe  auch  Anm.  1  auf  S.  107. 

*)  In  dieser  Hinsicht  ist,  wie  bereits  vorher  erwähnt,  der  Reg.-  und 
Medizinalrath  medizinisch-technischer  Beirath  der  Schulabtheilung;  seine 
hygienische  Aufsicht  erstreckt  sich  aber  selbstverständlich  nur  auf  die  der 
Regierung  unterstehenden  Schulen;  jedoch  kann  das  Provinzialschulkollegium 
ihm  auch  diese  Aufsicht  über  die  demselben  unterstellten  höheren  Schulen 
(Gymnasien,  Realgymnasien  u.  s.  w.)  übertragen. 

^)  Unter  diese  Aufsicht  fallen  nur  die  Polizeigefängnisse  sowie  die  dem 
Ministerium  des  Innern  und  somit  dem  Reg.-Präsidenten  unterstellten  Königl. 
Strafanstalten.  Diese  hat  der  Reg.-  und  Med.-Rath  mindestens  jährlich 
einmal  zu  revidiren  und  überhaupt  in  allen  Fragen,  die  sich  auf  die  sanitären 
Einrichtungen  der  Anstalt  und  den  Gesundheitszustand  der  Gefangenen  be- 
ziehen, als  Korreferent  zu  fungiren  (Erlass  des  Ministers  des  Innern  vom 
14./4.  1895). 

')  Nach  dem  Min.-Eri.  vom  18.  Oktober  1892  ist  dem  Reg.-  und  Med.- 
Rath  jedes  Gutachten  des  Kreisarztes  über  Neuanlagen  oder  Erweiterungen  von 
Begräbnissplätzen  als  Korreferenten  vorzulegen,  von  ihm  zu  prüfen  und  mit 
einem  Vermerk  über  die  erfolgte  Prüfung  zu  versehen. 
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12.  solche,  bei  denen  medizinisch-technische  Fragen  berührt 
werden. ') 

Die  vorstehenden  Dienstobliegenheiten  des  Regierungs-  und 
Medizinalraths  werden  sich  bei  den  einzelnen  Regierungen  nach 
der  einen  oder  anderen  Richtung  hin  noch  erweitem ;  im  Grossen 
und  Ganzen  sind  sie  aber  jetzt  für  alle  Regierungen  einheitlich 
geregelt,  wodurch  dem  früheren,  nicht  selten  vorkommenden 
Missstande  vorgebeugt  ist,  dass  der  Reg.-  und  Med.-Rath  ledig- 
lich die  Rolle  des  technischen  Handlangers  der  betreffenden 
Verwaltungsreferenten  spielte,  und  ihm  auf  diese  Weise  die 
Freude,  Lust  und  Liebe  zu  seiner  amtlichen  Thätigkeit,  die 
Anregung  zu  eigenem  Schaffen  u.  s.  w.  mehr  oder  weniger 
genommen  wurde.  Nothwendig  für  ihn  ist  es  vor  allem,  dass 
er  sich  über  den  öffentlichen  Gesundheitszustand  seines  Bezirkes 
aufs  Eingehendste  unterrichtet,  die  Durchführung  der  ange- 
ordneten Massregeln  kontroUirt  und  den  Schwerpunkt  seiner 
Thätigkeit  nicht  in  der  Absetzung  von  Verfügungen  und  Er- 
stattung von  Berichten  vom  grünen  Tische  aus  sieht,  sondern 

1)  Dahin  gehört  z.  B.  die  Prüfung  der  Gesuche  hülfsbedürftiger  Unter- 
offiziere und  Mannschaften  um  Beihülfen  aus  den  Mitteln  des  Reichsinvaliden- 
fonds, etu^ger  Pensionsgesuche  u.  s.  w.  vom  medizinischen  Standpunkte  aus. 

Bei  der  Pcnsionirung  von  Qendarmen  hat  der  Reg.- und  Med.-Rath 
nach  dem  Erl.  vom  6.  April  1889  die  Nachprüfung^  des  amtsärztlichen  Gut- 
achtens durch  einen  zustimmenden  Vermerk  zu  bescheinigen.  Sollte  das  Zeug- 
nissfür die  Beurtheilung  des  Krankheitszustandes  die  erforderlichen  Unterlagen  nicht 
bieten,  so  ist  eine  Ergänzung  desselben  durch  den  betreffenden  Medizinalbeamten 
zu  verlangen.  Einer  persönlichen  Untersuchung  des  betreffenden  Gendarmen 
durch  den  Regierungs-  und  Medizinalrath  bedarf  es  hierbei  nicht.  Desgleichen 
kann  der  Reg.-Präsident  den  Reg.-Medizinal-Rath  besiuftragen,  bei  Pensionirungen 
ein  Obergutachten  abzugeben.  Auch  die  etwa  noth wendige  Mitwirkung  desselben 
als  sachverständiger  ^irath  bei  der  Aufsicht  über  die  Krankenkassen- 
versicherung, soweit  solche  dem  Reg.-Präsidenten  zusteht,  und  bei  der 
staatlichen  Unfallversicherung  ist  hierher  zu  rechnen;  in  letzterer  Hin- 
sicht bestimmt  der  Min.-Erl.  vom  13.  Juli  1900: 

»Im  Einverständnisse  mit  den  Herren  Ministem  der  Finanzen,  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  für  Landwirthschaft,  Domänen  und  Forsten,  für  Handel  und 
Gewerbe  und  des  Innern  bestimme  ich,  dass  die  Regierunc^  und  Medizinal- 
räthe  bei  der  Bearbeitung  der  auf  die  staatliche  Unfallversicnerung  bezüglichen 
Angelegenheiten  als  Korreferenten  betheiligt  werden.  Damit  jedoch  hierdurch 
nicht  eine  unerwünschte  Mehrbelastung  dieser  Beamten  entsteht,  ist  bei  denjenigen 
Verfügungen,  welche  zwischen  der  Unfallanzeige  und  der  Festsetzung  der  Rente 
zur  Anstellung  wiederholter  Rückfragen  erlassen  werden,  der  Regel  nach  von 
ihrer  Zuziehung  abzusehen.  Es  genügt  vielmehr,  wenn  den  R^ierungs-  und 
Medizinalräthen  die  neu  eingegangenen  Unfall-Anzeigen,  Berichte  über  den 
Zustand  des  vom  Unfall  Betroffenen,  Aeusserun?en  eines  Arztes  und  alle  zu 
erlassenden  Verfügungen  voi^elegt  werden,  welche  das  Gutachten  eines  Arztes 
zur  Grundlage  haben  oder  sich  auf  die  Thätigkeit  eines  Arztes  beziehen.  Diese 
Anordnung  soll  keine  Veranlassung  für  die  Regierungs-  und  Medizinalräthe 
bieten,  persönliche  Untersuchungen  von  Unfallverletzten  vorzunehmen.  Nur 
solche  Unfallverletzte,  welche  an  dem  Amtsorte  des  Regierungs-  und  Medizinal- 
raths ihren  Wohnsitz  haben,  sollen  demselben  ausnahmsweise,  wenn  dies  bei 
Prüfung  des  vorliegenden  ärztlichen  Gutachtens  sich  als  nothwendig  heraus- 
stellt, in  seinem  Amtszimmer  behufs  körperlicher  Untersuchung  vorgeführt 
werden. 

Ein  Anspruch  auf  ein  Entgelt  steht  den  R^ierungs-  und  Medizinalräthen 
für  ihre  Mitwirlcung  bei  den  Gesoiäften  der  staatlichen  Unfallversicherung  nicht 
zu.  -  Alljährlich  zum  1.  Mai  will  ich  einem  Berichte  darüber  entg^ensehen, 
welchen  Umfang  während  des  vorhergehenden  Rechnungsjahres  die  Thätigkeit 
der  Regierungs-  und  Medizinalräthe  auf  diesem  Gebiete  gehabt  hat.« 
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in  der  örtlichen  und  personlichen  Inspizining  aller  in  Be- 
tracht kommenden  sanitären  Verhältnisse.  Je  mehr  ein  Reg.- 
und  Med.-Rath  seinen  Bezirk  bereist,  je  häufiger  er  Gelegenheit 
hat,  mit  den  Lokalbehorden  in  persönlichen  Verkehr  zu  treten, 
je  mehr  diese,  insbesondere  die  Medizinalbeamten,  einer  Kon- 
trolle durch  ihn  an  Ort  und  Stelle  jederzeit  gewärtig  sein 
müssen,  desto  sorgfältiger  werden  sie  arbeiten,  desto  mehr  sich 
die  Durchführung  der  Gesundheitsgesetzgebung  angelegen  sein 
lassen;  denn  erfahrungsgemäss  wirkt  das  persönliche  und  sach- 
gemässe  Eingreifen  weit  schneller  und  sicherer,  als  langathmige 
Verfügungen,  deren  Zahl  ausserdem  dadurch  in  erfreulicher 
Weise  verringert  wird.  Anderseits  bilden  die  durch  eigene 
Anschauung  und  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  zuständigen 
Behörden  oder  betheiligten  Kreisen  gemachten  Beobachtungen, 
erhaltenen  Anregungen,  gesammelten  Erfahrungen  u.  s.  w.  die 
beste  Grundlage  für  die  amtliche  Thätigkeit  des  Reg.-  und 
Med.-Raths;  sie  bewahren  ihn  nicht  nur  vor  einem  überstürzten 
Vorgehen,  vor  unpraktischen  oder  über  das  Ziel  hinausgehenden 
Vorschlägen,  sondern  befähigen  ihn  auch,  in  gegebenen  Fällen 
die  richtige  Entscheidung  zu  treffen  und  die  geeignetsten  Mass- 
nahmen vorzuschlagen,  mag  es  sich  um  die  Beseitigung  vor- 
handener Missstände  oder  um  die  Besserung  und  Förderung 
der  öffentlichen  Gesundheit  überhaupt  handeln. 

Ebenso  wie  der  Kreisarzt  muss  selbstverständlich  auch 
der  Regierungs-  und  Medizinalrath  im  Besitz  einer  vom  Re- 
gierungs-Präsidenten ausgestellten  Ausweiskarte  sein,  um 
jederzeit  den  Nachweis  seiner  amtHchen  Eigenschaft  bei  den 
von  ihm  vorzunehmenden  Besichtigungen  zu  führen.  Desgleichen 
hat  er  in  Anbetracht  dessen,  dass  er  die  Geschäfts-  und  Amts- 
führung der  Kreismedizinalbeamten  zu  beaufsichtigen  hat,  dar- 
auf zu  achten,  dass  ihm  alle  aus  anderen  Dezernaten  oder  Ab- 
theilungen der  Regierung  an  einen  Kreisarzt  usw.  gerichteten 
Verfügungen  oder  ertheilten  Aufträge  stets  zur  Mitzeichnung 
vorgelegt  werden. 

Mit  seiner  alleinigen  Unterschrift  und  unter  eigener  voller 
Verantwortung  unterzeichnet  der  Reg.-  und  Med.-Rath  nur: 

a)  Als  erster  Bevollmächtigter  bei  den  Besichtungen  der  Apotheken; 
als  solcher  führt  er  auch  ein  Dienstsiegel  gemäss  §  9  der  An- 
weisung zur  amtlichen  Besichtigung  von  Apotheken  u.  s.  w.  vom 
18.  März  1902; 

b)  als  Vorsitzender  der  Apotheker -Qehülfen -Prüfungskommission,  die 
ebenfalls  ein  besonderes  Dienstsiegel  führt; 

c)  als  technischer  Revisor  der  aus  Staatsfonds  zustehenden  Rechnungen 
von  Aerzten,  Hebammen,  Heilgehülfen  u.  s.  w.; 

d)  Vertrauensmann    der  Hufelandschcn  Stiftungen; 

e)  die  wöchentlich  an  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  abzusendenc^en 
Meldekarten  über  ansteckende  Krankheiten; 

f)  den  von  ihm  alljährlich  zu  erstattenden  Generalsanitätsbericht; 

g)  die  von  ihm  über  die  Amts-  und  Geschäftsführung  der  Kreismedizinal - 
beamten  an  den  Reg.-Präsidenten  zu  erstattenden  Berichte,  die  Zeugnisse 
über  die  in  seinem  Dezernate  etwa  beschäftigten  Regierungsreferendare, 
Büreaubeamten  oder  Anwärter,  sowie 


-  111  — 

h)  alle  sonstigen  Berichte,  Gutachten  u.  s.  w,  die  von  ihm  direkt  vom 
Regierungspräsidenten,  oder  durch  dessen  Vermittelung  von  anderen 
Behörden,  dem  Oberpräsidenten  oder  Minister,  eingefordert  werden. 

Der  Reg.-  und  Med-Rath  kann  ebenso  wie  jeder  andere 
Reg.-Rath  schriftliche  oder  mündliche  Anträge,  Wünsche  und 
Beschwerden  von  Privatpersonen  usw.  entgegennehmen,  soweit 
dieselben  sein  Dezernat  betreffen;  er  hat  sie  dann  dem  Re- 
gierungspräsidenten zur  weiteren  Veranlassung  zu  überreichen. 

Für  sein  Verhältniss  zu  den  Verwaltungsgerichten, 
ordentlichen  Gerichten,  dem  Reichsversicherungs- 
amte und  denSchiedsgerichten  derArbeiterversicherung 
finden  dieselben  Grundsätze  wie  für  die  Kreisärzte  (s.  §§  18, 
19  u.  20  der  kreisärztlichen  Dienstanweisung)  Anwendung. 

In  gleicher  Weise  wie  die  Kreisärzte  werden  auch  die  Reg.- 
und  Med.-Räthe  periodisch  zur  Theilnahme  an  Fortbildungs- 
kursen auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege, 
der  gerichtlichen  Medizin  und  Psychiatrie  einzuberufen. 

Zur  Unterstützung  des  Reg.-  und  Med.-Raths  siijd,  wie 
schon  erwähnt  *),  bei  den  einzelnen  grösseren  Regierungen  voll- 
besoldete Kreisärzte  als  ständige  medizinische  Hülfsarbeiter 
angestellt  Nach  dem  Min.-Erl.  vom  4.  April  1901  sollen  diese 
im  ersten  Vierteljahre  zur  Erledigung  aller  vorkommenden 
Geschäfte  derartig  herangezogen  werden,  dass  sie  einen  mög- 
lichst vollkommenen  Einblick  von  dem  ganzen  Umfange  des 
Referats  des  Reg.-  und  Med.-Raths  erhalten.  Es  sind  ihnen 
daher  während  dieser  Zeit  aus  allen  Zweigen  der  Medizinal- 
verwaltung Arbeiten  zur  eigenen  Erledigung,  jedoch  unter  dem 
Korreferat  des  Reg.-  und  Med.-Raths  zu  überweisen.  Nach  Ab- 
lauf des  ersten  Vierteljahres  soll  dagegen  nach  dem  Ermessen 
des  Regierungspräsidenten  eine  Theilung  der  Geschäfte  zwischen 
den  beiden  Medizinalbeamten  stattfinden,  aber  keinesfalls  räum- 
lich nach  einzelnen  Kreisen,  sondern  in  der  Weise,  dass  der 
Reg.-  und  Med.-Rath  hauptsächlich  die  medizinalpolizeilichen, 
der  Hülfsarbeiter  die  sanitätspolizeilichen  Geschäfte  bearbeitet  ^j. 
Der  erstere  hat  ausserdem  in  allen  wichtigeren  Fragen  des 
dem  letzteren  überwiesenen  Referats  als  Korreferent  mitzu- 
wirken und  sich  überhaupt  dessen  Ausbildung  ernstlich  ange- 
legen sein  zu  lassen  und  ihn  während  seiner  ganzen  Amts- 
thätigkeit  mit  Rath  und  That  zu  unterstützen.  Die  ständigen 
medizinischen  Hülfsarbeiter  sind  dem  Regierungspräsidenten 
ebenso  wie  die  Kreisärzte  unterstellt  und  haben  an  diesen  ihre 
dienstlichen  Gesuche  zu  richten. 


*)  s.  Seite  96;  in  dem  Etat  für  1902  ist  auch  noch  bei  der  Regierung  in 
Qumbinnen  ein  ständiger  medizinischer  Hilfsarbeiter  vorgesehen. 

«)  Die  Theilung  der  Geschäfte  findet  in  der  Regel  so  statt,  dass  der 
Regierungs  und  Medizinalrath  im  Referat  die  vorher  (s.  S.  103-108) 
unter  No.  1—5,  8u.l0  (mit  Ausnahme  der  ärztlichen  Gutachten)  11  üedoch  nur 
die  sein  Referat  betreffenden  Abschnitte  des  Qeneralsanitätsberichts)  und  No.  12 
sowie  im  Korreferat  die  unter  No.  1—3  und  8  aufgeführten  Angelegenheiten 
bearbeitet,  während  dem  Hülfsarbeiter  im  Referat  die  unter  No.  6,  7,  9,  10 
Ö'edoch  nur  die  Prüfung  der  ärztlichen  Gutachten).  11  und  13,  sowie  im  Korre- 
ferat die  unter  No.  4—7,  9  und  10  aufgeführten  Geschäfte  zufallen. 
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4«  Kreisbehorden« 

a)  Landrath ;  Konig^liche  und  städtische  Polizeiverwaltung. 
Kreis-  und  Stadtausschuss. 

Der  Landrath  hat  die  gesammte  Polizeiverwaltung*  und 
demgemäss  auch  die  Medizinal-  und  Sanitatspolizei  im  Kreise  und 
in  dessen  Städten,  Amtsbezirken,  Gemeinden  und  Gutsbezirken 
zu  überwachen*),  soweit  er  nicht  selbst  die  Ortspolizei  ausübt 
oder  die  kreisangehörigen  Städte  von  loooo  Einwohnern  in  Polizei- 
sachen unmittelbar  dem  Regierungspräsidenten  unterstellt  sind; 
beides  ist  in  der  Prov.  Hannover  der  Fall*).  Ueber  seine 
Obliegenheiten  auf  gesundheitlichem  Gebiete  bestimmt  die 
Instruktion  vom  31.  Dezember  18163): 

§  40.  Er  muss  auf  alles  achten,  was  auf  Leben  und  Gesundheit  an 
Menschen  und, Vieh  im  Staate  Bezug  hat,  insonderheit  die  Kreisphysiker  und 
Kreiswundärzte  —  jetzt  Kreisarzte  —  in  ihrer  Amtsübung  überall  unterstützen 
und  kontroliren,  die  Schutzblattem-Impfung  befördern  und  durchaus  keine 
Quacksalber  im  Orte  dulden*). 

§  41.  Bei  bestehenden  Krankheiten  muss  der  Landrath  sich  auch  selbst 
darum  bekümmern,  dass  die  Kranken  Hülfe  und  Arznei  erhalten  und  dazu,  sei 
es  durch  ihn  unmittelbar  oder  durch  den  Kreisphysikus  oder  durch  die  Orts- 
behörden, die  unaufschieblichen  Veranstaltungen  getroffen  und  dass  die  Ge- 
sunden möglichst  vor  Ansteckung  gesichert  werden;  sodann  muss  er  unverzüg- 
lich darüber  an  die  Regierung  berichten. 

Auf  die  der  Gesundheit  nachtheilige  Zubereitung  verkäuflicher  Lebens- 
mittel muss  genau  gesehen  und  von  Zeit  zu  Zeit  müssen  mit  Zuweisung  des 
Kreisphysikus  Proben  angestellt  werden.« 

In  Stadtkreisen  tritt  an  Stelle  des  Landraths  die  König- 
liche oder  städtische  Polizeiverwaltung  mit  den  gleichen 
Rechten  und  Pflichten.  Dieselben  haben  durch  das  Kreis- 
arztgesetz keine  Aenderungen  erlitten;  denn  in  §  i  Abs.  5  des- 
selben heisst  es  ausdrücklich: 

»Dem  Landrath  und  der  Polizeibehörde  (im  Stadtkreise)  verbleiben  die 
ihnen  nach  der  geltenden  Gesetzgebung  zustehenden  Befugnisse  in  Angelegen- 
heiten der  Gesundheitspflege. * 

Hierzu  sagt  die  Begründung  zvC  §  i  des  Kreisarztgesetzes: 

»Der  Vorbehalt  im  Abs.  5  sichert  dem  Landrathe  und  den  Polizei- 
behörden auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  den  Bestand  der  ihnen 
durch  die  geltende  Gesetzgebung  beigelegten  Befugnisse.    Insbesondere  verbleibt 

*)  Siehe  §  77,  Abs.  2  der  Kreisordnung;  S.  62. 

*)  Siehe  Anmerkung  2  auf  S.  62. 

3)  Die  Instruktion  für  die  Landrathe  vom  31.  Dezember  1816  ist  aller- 
dings durch  die  Gesetzsammlung  nicht  veröffentlicht  und  hat  demgemäss  keine 
Gesetzeskraft;  trotzdem  ist  sie  neben  den  Bestimmungen  der  Kreisordnung 
(§§  76  und  77;  s.  S.  62)  und  des  Landesverwaltungsgesetzes  (§§  3  und  36,  127, 
128,  132  und  142,  s.  S.  45—48)  als  massgebend  för  den  Wirkungskreis  des 
Landrathes  anzusehen,  dessen  Thätigkeit  als  Organ  der  Landesverwaltung  sich 
darnach  auf  alle  Verwaltungszweige  im  Kreise  zu  erstrecken  hat,  für  die  keine 
besonderen  Beamten  bestellt  sind. 

*)  Nach  Freigabe  der  Ausübung  der  Heilkunde  hat  sich  die  Thätigkeit  des 
Landraths  auch  nur  auf  Ueberwachung  der  Kurpfuscher  zu  erstrecken. 
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.  demselben  auch  in  Zukunft  die  oberste  Leitung  der  Gesundheitsverwaltung  im 
Kreise  und  das  damit  verbundene  obrigkeitliche  Anordnungs-  und  Verord- 
nungsrecht.« 

Das  Anordnungs-  und  Verordnungsrecht  des  Land- 
raths  u.  s.  w.  ist  durch  das  Landesverwaltungsgesetz  geregelt; 
er  kann  demzufolge  auf  gesundheitlichem  Gebiete  den  be- 
stehenden Vorschriften  gemäss  (s.  S.  52  u.  folg.)  polizeiliche  Ver- 
fügungen erlassen  und  deren  Durchführung  unter  Anwendung 
von  Zwangsmitteln  durchsetzen  (§§  127  und  132  des  Landes- 
verwaltungsgesetzes, s.  S.  45  u.  46);  desgleichen  ist  er  unter 
Zustimmung  des  Kreisausschusses  zum  Erlass  von  Polizeiver- 
ordnungen für  mehrere  Ortspolizeibezirke  oder  für  den  ganzen 
Umfang  des  Kreises  berechtigt  und  kann  gegen  deren  Nichtbe- 
folgung  Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  30  Mk.  androhen 
<§  142  des  Landesverwaltungsgesetzes,  s.  S.  48).  Bei  städtischen 
JPolizeiverwaltungen  bedürfen  derartige  Polizeiverordnungen  der 
Zustimmung  des  Gemeindevorstandes.  Vor  Erlass  von  Polizei- 
verordnungen und  sonstigen  allgemeinen  Anordnungen,  welche 
das  Gesundheitswesen  betreffen,  hat  der  Landrath  bezw.  die 
königliche  oder  städtische  Polizeiverwaltung  jedoch  jetzt  den 
Kreisarzt  zu  hören  (s.  §  7  des  Kreisarztgesetzes),  desgleichen  sind 
etwaige,  an  den  Regierungspräsidenten  oder  an  eine  Abtheilung 
der  Regierung  erstattete  Berichte,  in  denen  gesundheitliche  An- 
gelegenheiten des  Kreises  in  Frage  kommen,  vor  ihrer  Absendung 
dem  Kreisarzte  zur  Kenntnissnahme  vorzulegen  (s.  §§12  u.  13 
der  kreisärztlichen  Dienstanweisung), 

Eine  Mitwirkung  des  Kreis-  und  Stadtausschusses,  deren 
Vorsitzender  der  Landrath  bezw.  Bürgermeister  ist,  als  Organe 
der  allgemeinen  Landesverwaltung  findet  auf  gesundheitlichem 
Gebiete  hauptsächlich  bei  der  Konzessionirung  gewerb- 
licher Anlagen,  Untersagung  des  Handels  mit  Drogen 
u.  s.  w.,  die  zu  Heilzwecken  dienen,  Zurücknahme  der  Kon- 
zession zum  Handel  mit  Giften  u.  s.  w.  (§§  109,  114  u.  T19 
des  Zuständigkeitsgesetzes,  s.  S.  50  u.  51)  statt  Der  Kreis- 
ausschuss  hat  ausserdem,  wie  schon  erwähnt,  bei  Erlass  von 
Polizeiverordnungen  für  den  ganzen  Kreis  oder  mehrere  Orts- 
polizeibezirke desselben  seine  Zustimmung  zu  geben;  desgleichen 
können  in  Landgemeinden  mit  weniger  als  5000  Einwohnern 
Gesundheitskommissionen  nur  im  Einverständniss  mit  ihm  von 
dem  Landrath  angeordnet  werden  (s.  §  12,  Abs.  i  des  Kreis- 
arztgesetzes). 

b.  Die  Kreismedizinalbeamten; 

Kreisarzt,  Stadtarzt,  besonderer  Oerichtsarzt  und 
Kreisassistenzarzt. 

Die  medizinisch-technischen  Beamten  in  der  Kreisinstanz 
sind  nach  der  im  Jahre  1901  zur  Durchführung  gelangten  Neu- 
organisation 

I.  die  Kreisärzte,  unter  denen  je  nach  der  Besoldung 
vollbesoldete  und  nicht  vollbesoldete  unter- 
schieden werden, 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  der  ärztliche  Sachverständige.  II*  8 
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2.  die  mit  kreisärztlichen  Funktionen  betrauten  Stadt- 
ärzte, 

3.  die  besonderen  Gerichtsärzte, 

4.  die  Kreisassistenzärzte. 

Die  Grundlage  für  ihre  amtliche  Stellung,  ihre  Rechte 
und  Pflichten  bildet  das  Kreisarztgesetz  vom  16.  Sep- 
tember 18^9.  Auf  den  grossen  Fortschritt,  den  dieses 
Gesetz  für  die  Entwicklung  des  preussischen  Medizinalwesens 
darstellt,  ist  bereits  in  der  Einleitung  (s.  S.  23)  hingewiesen; 
es  bildet  den  ersten  und  wichtigsten  Schritt  zu  der  schon  seit 
länger  als  50  Jahren  angestrebten  und  als  nothwendig  erachteten 
Umgestaltung  der  preussischen  Medizinalverwaltung,  dessen 
Bedeutung  anfangs  in  den  betheiligten  Kreisen  vielfach  unter- 
schätzt und  in  seinem  wahren  Werthe  erst  nach  der  Durch- 
führung des  Gesetzes  und  vor  allem  nach  der  dazu  erlassenen 
Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  anerkannt  ist  Das  magere 
Gerippe  des  Gesetzes  hat  durch  die  letztere  gleichsam  Fleisch 
und  Blut  erhalten;  dabei  zeigt  sich  von  Tag  zu  Tag  immer 
mehr,  dass  dasselbe,  obwohl  es  sich  auf  die  »Dienststellung  des 
Kreisarztes  und  die  Bildung  von  Gesundheitskommissionen» 
beschränkt,  doch  eine  sehr  segensreiche  Rückwirkung  auf  fast 
alle  Zweige  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  und  auf  alle 
übrigen  Instanzen  der  Medizinalverwaltung  ausübt 

Die  Vorgeschichte  des  Gesetzes  ist  schon  bei  der  Schil- 
derung der  geschichtlichen  Entwicklung  des  öffentlichen  Ge- 
sundheitswesens in  Preussen  (s.  S.  20—23)  kurz  berührt;  über 
seinen  Zweck  und  seine  Intentionen  spricht  sich  die  dazu  ge- 
gebene Begründung  (allgemeiner  Theil)  wie  folgt  aus: 

»Der  gegenwärtige  Gesetzentwurf  hat  den  Zweck,  in  Erfüllung  der  dem 
Landtage  von  der  Staatsregierung  wiederholt  gemachten  Zusage  die  für  nöthig 
erachteten  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Meaizinalverfassung  zur  Ausführung 
zu  bringen.  Wenn  der  Entwurf  entgegen  dem  Beschlüsse  des  Hauses  der  Ab- 
geordneten vom  14.  Mai  1896*),  welcher  eine  den  jetzigen  Ansprüchen  der  Ge- 
sundheitspflege entsprechende  Reorganisation  der  Medizinalbenörden  in  allen 
Instanzen  verlangt,  die  Reform  auf  die  Kreis-  und  Lokalinstanz  beschränkt,  so 
liegt  der  Grund  darin,  dass  ein  Bedürfniss,  auch  in  den  Verhältnissen  der 
Zentral-,  Provinzial-  und  Bezirksinstanz  eine  Veränderung  eintreten  zu  lassen, 
nach  den  gemachten  Erfahrungen  nicht  anerkannt  werden  kann.  Die  Angriffe 
richten  sich  in  der  Hauptsache  auch  nur  gegen  das  Physikat,  dessen  zeitige 
Form  als  veraltet  und  für  die  von  Jahr  zu  Janr  sich  steigernden  Aufgaben  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  als  unzureichend  bezeichnet  wird.  Als  besonderer 
Uebelstand  wird  bei  dem  Physikus,  welchen  die  heutige  Rechtslage  auf  dem 
Gebiete  des  Gesundheitswesens  lediglich  auf  die  Ausführung  von  Requisitionen 
des  Landraths  beschränke,  das  geringe  Maass  von  Bewegungsfreiheit  und  die 
unzulängliche  Besoldung  hervorgehooen.  Er  ermangele  in  seiner  amtlichen 
Thätigkeit  jeder  Selbstständigkeit,  er  sei  lediglich  begutachtender  Beamter  und 
nicht  in  der  Lage,  auf  die  Ausführung  der  von  ihm  vorgeschlagenen  sanitären 
Massnahmen  einen  wirksamen  Einfluss  auszuüben.  Von  einem  nennenswerthen 
Erfolge  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  könne  bei  diesen 
Verhältnissen  keine  Rede  sein.    .  .  . 

Der  Zweck  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  ist  die  Verhütung  von 
Krankheiten.  Die  Sorge  für  die  individuelle  Gesundheit  ist  Sache  des  Individuums. 
Die  Verwaltungsthätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Sanitätswesens  beschränkt  sich 
auf  die  Aufgabe,  an  der  Hand  der  Ergebnisse  der  hygienischen  Wissenschaft 
die  Bedingungen  der  allgemeinen  Gesundheit  herzustellen.    Sie  muss  für  ge- 

»)  Siehe  S.  21. 
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sunde  Wohnungen,  für  Reinlichkeit  in  den  Häusern  und  auf  den  Strassen,  für 
gutes  Wasser  und  gute  Luft,  für  die  Beseitigung  gesundheitsgefährlicher  Ein- 
richtungen im  Gewerbebetriebe,  für  die  Femhaltung  gesundheitswidriger  Ein- 
flüsse von  dem  Jugendunterricht  Sorge  tragen.  Die  Einrichtung  der  Wasser- 
versorgung, die  Entfernung  der  Abfallstoffe,  die  Anlage  von  Schulgebäuden 
und  Krankenhäusern,  von  Fabrikgebäuden  werden  in  Bezug  auf  Raumvernältnisse, 
Beheizung,  Beleuchtung,  Luftemeuerung  etc.  in  erster  Reihe  von  Gesichtspunkten 
der  Gesundheitspflege  beeinflusst.  Die  Gesundheitspflege  umgreift  wie  kein 
anderer  Zweig  der  menschlichen  Thätigkeit,  das  ganze  Gebiet  des  Verw^tungs- 
rechts:  sie  beeinflusst  die  Grundsätze  der  Baupolizei,  Strassenpolizei,  Begräbniss- 
polizei, Gewerbepolizei,  des  Unterrichtswesens. 

Im  Falle  des  Ausbruchs  ansteckender  Krankheiten  erwächst  der  Gesund- 
heitspflege die  besondere  Aufgabe,  durch  Anordnung  geeigneter  Massreeeln  der 
Weiterverbreitune  entgegenzutreten  (Isolirung  der  Kranken,  Desinfektionen. 
Schliessung  von  Schulen,  öffentlichen  Vergnügungslokalen  etc.).  Der  Erfolg  ist 
von  dem  rechtzeitigen  Eingreifen  des  Gesundheitsamtes  abhängig,  und  dies 
wiederum  ist  nur  möglich,  wenn  der  Gesundheitsbeamte  von  dem  Ausbruche 
der  Krankheit  sofort  Kenntniss  erhält 

Der  Schwerpunkt  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  liegt  jedoch  weniger 
in  der  Verhinderung  der  Ausdehnung,  als  in  der  Verhinderung  der  Entstehung 
ansteckender  Krankheiten.  Soli  hier  der  Gesundheitsbeamte  eriolgreich  wirken, 
so  ist  ein  fortgesetztes  eingehendes  Beobachten  und  Studiren  der  Gesundheits- 
verhältnisse des  ganzen  Bezirks  unbedingte  Voraussetzung.  Der  Gesundheits- 
beamte muss  Gel^enheit  haben,  seinen  Amtsbezirk  in  Bezug  auf  die  Umstände, 
welche  die  Entstehung  ansteckender  Krankheiten  hervorzurufen  oder  zu  be- 
günstigen geeignet  sind,  gründlich  kennen  zu  lernen.  Er  soll  nicht  nur  die 
klimatischen,  die  Boden-  und  Wasserverhältnisse  genau  studiren,  er  soll  auch 
die  Beschaffenheit  der  Wohnstätten,  besonders  der  Arbeiter-  und  Massen- 
quartiere, die  gewerblichen  Anlagen,  öffentlichen  Anstalten,  Schulen  und  Kranken- 
häuser in  Bezug  auf  Reinlichkeit  und  Salubrität  unter  steter  Kontrolle  halten; 
er  soll  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genussmittein  überwachen  und  in 
seinem  Bezirke  dauernd  alle  Vorgänge  im  Auge  behalten,  welche  für  die  Be- 
urtheilung  der  gesundheitlichen  Verhältnisse  von  Interesse  sind. 

Die  Erfüllung  dieser  Aufgaben  ist  dem  Krdsphysikus  dadurch  erschwert, 
dass  er  nur  gelegentlich  in  Einzelfällen  in  amtliche  Thätigkeit  tritt,  seine  Wirk- 
samkeit als  staatlicher  Medizinalbeamter  also  der  Selbstständigkeit  und  eigenen 
Initiative  entbehrt.  Die  Missstände,  welche  sich  aus  einer  nur  gelegentlichen 
Besorgung  der  Geschäfte  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  ergeben,  liegen  theils 
in  der  Minderwerthigkeit,  welche  jeder  nur  gelegentlich  ausgeführten  Leistung 
anhaftet,  theils  in  dem  Umstände,  dass  die  derzeitige  Einrichtung  nicht  selten 
dahin  führt,  dass  in  Bezug  auf  die  hygienische  Beschaffenheit  der  Schulen, 
Strassen,  Brunnen,  Wohnplätze,  Wasserläufe  u.  s.  w.  eine  Kontrolle  überhaupt 
nicht  stattfindet. 

Ein  grosser  Theil  der  Mängel  der  Gesundheitspflege  ist  femer  auf  die 
ungenügende  hygienische  Vorbildung  und  ein  ungenügendes  Maass  von  Sach- 
verständniss  bei  den  meisten  Physikem  zurückzuführen.  Aus  diesem  Kenntniss- 
mangel kann  den  Physikem,  welche  keine  Gelegenheit  gehabt  haben,  sich  in 
der  Hygiene  theoretisch  und  praktisch  gründlich  auszubilden,  kein  Vorwurf  ge- 
macht werden.  Dem  Bedürfnisse  einer  Ergänzung  des  Wissens  der  Physiker 
nach  der  hygienischen  Seite  hat  die  Königliche  Staatsregiemng  dadurch  abzu- 
helfen versucht,  dass  vor  einigen  Jahren  in  staatlicherseits  eingerichteten  Kursen 
den  Physikem  Gelegenheit  gegeben  wurde,  ihre  hygienischen  Kenntnisse  zu 
vervollkommnen.  Während  früher  durch  einige  Lekföre  leicht  Jeder  sich  das 
aneignen  konnte,  was  man  an  Thatsachen  und  begründeten  Lehren  auf  dem 
Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitslehre  kannte,  bleiben  heute  für  Denjenigen, 
weicher  nur  durch  Lektüre  ohne  einen  begleitenden  Anschauungsunterricht  und 
ohne  eigene  Uebung  in  den  Methoden  die  neuere  Hygiene  kennen  gelemt  hat, 
die  wichtigsten  Abschnitte  so  sehr  dem  Verständniss  entrückt,  dass  bei  ihm  von 
einer  kritischen  Beurtheilung  keine  Rede  sein  kann.* 

Als  zu  verfolgende  Ziele  der  Reform  des  bisherigen 
Kreisphysikats  werden  dann  in  der  Begründung  bezeichnet: 

irDer  künftige  Physikus,  der  »Kreisarzt"  soll  der  staatliche  Qesundheits- 
beamte  des  Kreises  sein.    Soll  er  dieser  Aufgabe  gerecht  werden,  so  muss  die 
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doppelte  Anforderung  gestellt  werden,  dass  die  Kreisarztstellen  nur  mit  Personen 
besetzt  werden,  welche  eine  entsprechende  Vorbildung  genossen  haben  und 
sich  durch  eine  Prüfung  über  deren  Besitz  ausweisen,  und  femer,  dass  das  Amt 
mit  einem  grösseren  Masse  von  Bewegungsfreiheit  ausgestattet  wird,  welche  es 
seinem  Träger  ermöglicht,  durch  die  Oestattung  einer  ausgedehnten  Wirl^amkeit 
und  eines  schnellen  Einschreitens  seine  Fachkenntnisse  zum  Besten  der  Be- 
völkerung in  fruchtbringender  Weise  zu  verwerthen. 

a.  Bei  der  Frage,  wie  die  künftige  Vorbildung  des  Kreisarztes  am 
zweckmässigsten  einzurichten  sein  wird,  ist  der  Schwerpunkt  weniger 
auf  die  Anwendung  feinerer  bakteriologischer  Methoden,  als  darauf 
zu  legen,  dass  der  Kreisarzt  so  gründliche  und  auf  eigene  Anschauung 
basirte  Kenntnisse  in  der  allgemeinen  und  ganz  b^onders  in  der 
praktischen  Hygiene  erwirbt,  dass  er  in  allen  gesundheitlichen  Fragen 
sich  wirklich  urtheilsfähie  fühlt.  Die  Fehler,  welche  in  Angelegen- 
heiten der  öffentlichen  Gesundheitspflege  gemacht  sind  und  noch 
täglich  gemacht  werden,  sind  zum  grössten  Tneil  nicht  darauf  zurück- 
zuführen, dass  die  Physiker  die  eine  oder  die  andere  bakteriologische 
oder  chemische  Methode  nicht  auszuführen  verstanden,  sondern  darauf, 
dass  es  ihnen  an  dem  Maasse  von  Kenntnissen  und  Erfahrungen 
fehlte,  das  sie  zu  sachverständiger  Beobachtung  und  richtiger  Schluss- 
folgerung hätte  leiten  müssen.  Gerade  das  auf  Sachverständniss  und 
eigener  praktischer  Erfahrung  beruhende  selbständige  kritische  Beob- 
achten, welches  zu  einer  richtigen  Behandlung  jedes  einzelnen  Falles 
der  Praxis  führen  muss,  —  das  sollen  die  Kreisärzte  sich  aneignen. 

b.  Zur  Beseitigung  des  beschränkten  Maasses  von  Bewegungsfreiheit 
ist  es  femer  geboten,  dem  Kreisarzte  die  Ermächtigung  zu  er- 
theilen,  unabhängig  von  der  Requisition  der  Behörden 
sich  über  die  sanitären  Verhältnisse  des  Bezirks  zu 
informiren.  Ein  Bedürfniss,  den  Kreisarzt  neben  dem  Recht  der 
selbständigen  Informimng  seines  Bezirks  auf  seine  hygienische  Be- 
schaffenheit auch  mit  obrigkeitlichen  Anordnungs-  und  Exekutiv- 
befugnissen auszustatten,  kann  im  Allgemeinen  nicht  anerkannt 
werden.  Ein  solches  Recht  würde  den  Kreisarzt  ausserhalb  des 
Rahmens  der  allgemeinen  Landesverwaltung  stellen,  und  durch  Ein-, 
richtun^  einer  neben  dem  Landrathe  bestehenden  rein  technisch- 
medizinischen Verwaltung  eine  durch  die  Bedürfnisse  der  Gesund- 
heitspflege nicht  geforderte  Ausnahme  des  Landesverwaltungsrechts 
darstellen.  Ueberdies  würde  hierbei  die  Gefahr  einer  einseitigen, 
überwiegend  von  technisch-theoretischen  Gesichtspunkten  beeinflussten 
Wahm^mun^  der  Geschäfte  der  Gesundheitsverwaltung  nahegelegt. 
Bei  der  bishengen  Einrichtung,  wonadi  dem  Landrathe  als  dem  Organ 
der  allgemeinen  Landesverwaltung  im  Kreise  auch  die  oberste  Leitung 
des  Gesundheitswesens  im  Kreise  zusteht,  ist  es  deshalb  auch  in  Zu- 
kunft zu  belassen.  Der  Schwerpunkt  des  Verhältnisses  des  Kreis- 
arztes zum  Landrathe  beschränkt  sich,  wie  bisher,  darauf,  dass  er  in 
Sachen  des  Gesundheitswesens  der  technische  Berather  des  Landraths 
bleibt,  dass  er,  gestützt  auf  seine  hygienischen  Kenntnisse  und  prak- 
tischen Erfahmngen,  dem  Landrathe  und  den  sonstigen  in  Betracht 
kommenden  Behörden  mit  seinem  sachverständigen  Käthe  zur  Seite 
steht,  ihnen  gegenüber  die  zur  Beseitigung  sanitärer  Missstände  und 
zur  Hebung  des  öffentlichen  Gesundheitszustandes  erforderiichen 
hygienischen  Massnahmen  überzeugend  begründet  und  sie  bei  deren 
Durchfühmng  in  jeder  Weise  unterstützt.  Seine  Vorschläge  sollen 
den  örtlichen  und  finanziellen  Verhältnissen  der  einzelnen  Gemeinden 
Rechnung  tragen,  über  die  Grenzen  des  unbedingt  Nothwendigen 
nicht  hinausgehen  und  sich  vor  Allem  hüten,  Maassnahmen  zu 
empfehlen,  die  sich  nicht  bereits  durch  die  Erfahrung  bewährt  haben. 

c  Obrigkeitliches  Anordnungsrecht  in  Nothfällen.  In  ge- 
wissen Fällen,  insbesondere  bei  ansteckenden  Krankheiten,  ist  es 
wünschenswerth,  dass  der  Kreisarzt  ermächtigt  wird,  an  Stelle  des 
nicht  anwesenden  zuständigen  Organs  die  unbedingt  nothwendigen 
Maassregeln  g^en  die  Weiterverbreitung  der  Krankheit  sofort  an  Ort 
und  Stelle  selbstständig  zu  treffen.  Diesem  Bedürfnisse  ist  durch 
Anerkennung  eines  beschränkten  Maasses  von  subsidiären  Anordnungs- 
befugnissen für  solche  Fälle  Rechnung  getragen. 
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d.  Angiiederung  an  die  Organe  der  Kommunalverwaltung. 
Die  Bemühungen  des  Kreisarztes  um  die  Hebung  der  gesundheitlichen 
Verhältnisse  des  Bezirks  erhalten  femer  durch  die  guten  und  engen 
Beziehungen,  welche  er  zu  den  Selbstverwaltungskörpern  des 
Kreises  unterhält,  eine  wirksame  Unterstützung.  Er  soll  gleich  wie  dem 
Landrathe  auch  dem  Kreisausschusse  ein  ständiger  Berather  sein  und 
auf  Erfordern  an  den  Sitzungen  dieser  Behörden  Thdl  nehmen.  Ist 
es  auch  ohne  Verletzung  der  Grundlagen  der  Kreisordnung  nicht  an- 

Sngig,  ihm  ein  Recht  auf  Zuziehung  zu  den  Kreisausschussverhand- 
ngen  und  ein  Mehr,  als  eine  berathende  Stimme,  bei  dieser  einzu- 
räumen, so  li^  es  doch  in  der  Hand  des  Kreisausschusses  und  seiner 
Vorsitzenden,  den  Kreisarzt  auch  ohne  diese  Voraussetzungen  zu  einem 
lebendigen  Mitarbeiter  in  der  Kreisverwaltune:  zu  machen  und  durch 
Inanspruchnahme  seines  Rathes  bei  jeder  sich  darbietenden  Gelegen- 
heit bei  ihm  das  Bewusstsein  der  Zugehörigkeit  zu  den  berufenen 
Offnen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  zu  wecken  und  zu  stärken. 

e.  Dass  endlich  die  Besoldung,  welche  der  Physikus  zur  Zeit  für  seine 
amtlidie  Thätigkeit  bezieht,  einschliesslich  der  aus  amtlichen  Quellen 
fliessenden  Nebeneinnahmen  auch  schon  nach  Massgabe  der  heutigen 
Verhältnisse  in  manchen  Fällen  unzulänglich  ist  und  der  Aufb^serung 
bedarf,  wird  zugegeben  werden  müssen  und  ist  auch  wiederholt  in 
den  Verhandlungen  des  Landtages  zum  Ausdruck  gekommen. 

In  Gemässheit  der  vorstehenden  Erörterungen  bezweckt  der  Gesetzentwurf, 
in  Bezug  auf  die  Ausgestaltung  der  Dienststellung  des  Kreisarztes  gegenüber 
dem  bestehenden  Rechte  nachstehende  Neuerungen  zur  Einführung  zu  bringen: 
Steigerung  der  Vorbildung,  Aufbesserung  der  materiellen  Stellung 
durch  Erhöhung  der  Besoldung,  soweit  es  erforderlich  ist,  und  Anerkennung 
ihrer  Pensionsfähigkeit,  Anerkennung  eines  grösseren  Maasses  von  Be- 
wegungsfreiheit auf  hygienischem  Gebiete,  Ausstattung  mit  einem  be- 
schränkten Maasse  obrigkeitlicher  Anordnungsbefugnisse,  Angiie- 
derung an  die  Organe  der  Selbstverwaltung. 

Noch  weiter  zu  gehen  und  durch  Untersaeung  der  ärztlichen 
Privatpraxis  und  Erhebung  des  Physikats  zur  Vollbeamtenstellung 
letzteres  auf  eine  ganz  neue  Grundlage  zu  stellen,  kann  als  ein  durch  die 
sanitären  Rücksichten  ausreichend  b^jündetes  Bedürfniss  nicht  erachtet  werden. 
Ob  die  weitere  Entwicklung  der  Verhältnisse  die  Einführung  dieser  Organi- 
sationsform und  die  Loslösung  des  Kreisarztes  von  der  Privatpraxis  nothwendig 
machen  wird,  muss  der  Zukunft  überlassen  bleiben.  Wie  die  Verhältnisse  zur 
Zeit  liegen,  erscheint  ein  soweit  gehender  Eingriff  in  die  bestehende  Organi- 
sation nicht  am  Platze.  Der  Entwurf  beruht  niemach  auf  der  Voraussetzung, 
dass  der  Kreisarzt  in  gleicher  Weise,  wie  der  bisherige  Phjrsikus,  zur  Ausübung 
der  Privatpraxis,  zum  Gebührenbezuge  und  mit  Genehmigung  der  Zentralbe- 
hörde auch  zur  Uebemahme  besoldeter  Nebenämter  berechtigt  ist.  Es  ist 
hierbei  selbstverständlich,  dass  der  Kreisarzt  der  auch  schon  jetzt  bestehenden 
Schranke  unterworfen  bleibt,  dass  er  in  erster  Linie  seine  Zeit  und  Arbeits- 
kraft seiner  amtlichen  Thätigkeit  zuzuwenden  hat.'' 

Mit  diesen  Zielen  in  Bezug  auf  die  Stellung,  die  Rechte 
und  Pflichten  der  technischen  Gesundheitsbeamten  in  der  Kreis- 
instanz erklärte  sich  der  Landtag  zwar  im  Allgemeinen  einver- 
standen; es  traten  aber  doch  in  Bezug  auf  einzelne  Punkte  sehr 
erhebliche  Meinungsverschiedenheiten  zu  Tage,  die  schliesslich  zu 
verschiedenen  Abänderungen  des  vorgelegten  Gesetzentwurfes 
führten.  Insbesondere  bildete  die  Frage  der  Vollbeschäfti- 
gung und  Vollbesoldung  der  Kreisärzte  mit  Verbot 
der  Privatpraxis  einen  sehr  strittigen  Punkt  Während 
diese  namentlich  von  den  dem  ärztlichen  Stande  angehören- 
den Mitgliedern  des  Landtages  und  von  den  liberalen  Parteien 
gefordert  wurde,  hielt  man  von  konservativer  Seite  die  Bei- 
behaltung ärztlicher  Privatpraxis  für  den  Kreisarzt  für  dringend 
geboten;  man  befürchtete  bei  deren  Fortfall  nicht  nur  einen 
grossen    Nachtheil    für    seine    amtliche    Thätigkeit,     da    ihm 
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dann  die  Erfahrungen  als  Privatarzt  fehlten,  sondern  auch  die 
Gefahr  eines  unnöthigen  Eingreifens,  wozu  er  durch  den  Mangel 
an  ausreichender  Beschäftigung  geradezu  verleitet  werde.  Es 
erübrigt  sich,  auf  diese  von  uns  bereits  früher  (s.  S.  i8)  er- 
örterte wichtige  Frage  nochmals  einzugehen;  im  Landtage  kam 
schliesslich  zwischen  den  abweichenden  Anschauungen  ein 
Kompromiss  zu  Stande,  indem  im  §  3  des  Gesetzes  die  Be- 
stimmung aufgenommen  wurde,  „dass,  wo  besondere  Verhält- 
nisse es  erfordern,  vollbesoldete  Kreisärzte  angestellt  werden 
können";  dieselben  sollen  allerdings  nach  Ansicht  der  Mehr- 
heit des  Landtages  stets  die  Ausnahme,  die  nicht  vollbesoldeten 
Elreisärzte  die  Regel  bilden.  Im  Zusammenhange  mit  dieser 
Aenderung  wurde  auch  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass 
der  Medizinalminister  befugt  sein  sollte,  die  als  Kommunal- 
beamte angestellten  Stadtärzte  mit  der  Wahrnehmung  der 
Obliegenheiten  des  Kreisarztes  zu  beauftragen,  sowie  einem 
Kreisarzte  ein  oder  mehrere  kreisärztlich  geprüfte  Aerzte  wider- 
ruflich als  Kreisassistenzärzte  beizugeben,  die  eine  ange- 
messene Remuneration  aus  staatlichen  Fonds  erhalten. 

Zu  lebhaftem  Meinungsaustausch  gab  weiterhin  die  Frage 
der  Reisebefugniss  des  Kreisarztes  Anlass.  Wenn  man  auch 
darin  übereinstimmte,  dass  dazu  nicht  jedesmal  wie  bisher  die 
Requisition  des  Landrathes  erforderlich  sein  dürfe,  so  wurde  doch 
ein  bei  der  zweiten  Lesung  in  der  Kommission  zu  §  5  Abs.  2  (jetzt 
§  6  des  Ges.)  angenommener  Zusatz,  „wonach  der  Kreisarzt  zur 
Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  seinen  Amtsbezirk  auch  ohne 
besonderen  Auftrag  nach  Massgabe  der  ministeriellen  Geschäfts- 
anweisung zu  bereisen  hat",  später  wieder  gestrichen,  obwohl 
die  Regierung  diesen  Zusatz  als  annehmbar  bezeichnet  hatte. 
Man  befürchtete  eben,  dass  eine  derartige  gesetzliche  Reise- 
freiheit dem  Kreisarzte  eine  zu  grosse  Selbstständigkeit  dem 
Landrathe  gegenüber  geben  und  zu  einer  Belästigung  der  Be- 
völkerung führen  könnte.  Damit  ausserdem  durch  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  vermehrten  Dienstreisen  des  Kreisarztes 
die  Gemeinden  nicht  mehr  belastet  würden,  wurde  zu  §  i  noch 
ein  Zusatz  angenommen,  „dass  die  Kosten  der  Reisen,  welche 
der  Kreisarzt  im  Auftrage  des  Regierungspräsidenten  oder  des 
Landraths  ausführt,  der  Staatskasse  zur  Last  fallen". 

Einen  Stein  des  Anstosses  bildete  endlich  im  Herrenhause 
die  Bestimmung,  wonach  der  Kreisarzt  mit  vollem  Stimm- 
recht an  den  Versammlungen  der  Gesundheitskom- 
missionen theilnehmen  sollte;  es  wurde  dies  von  den  Vertretern 
der  Städte  im  Herrenhause  als  ein  unberechtigter  Eingriff  in 
die  Rechte  der  Selbstverwaltung  betrachtet,  da  ein  staatlicher 
Beamter  unmöglich  stimmberechtigtes  Mitglied  einer  nach  der 
Städteordnung  gebildeten  städtischen  Deputation  sein  könne, 
die  möglicher  Weise  auch  eine  verwaltende  Thätigkeit  ausübe. 
Ausserdem  war  man  auch  der  Ansicht,  dass  es  für  die  amtliche 
Stellung  des  Kreisarztes  selbst  zweckmässiger  sei,  wenn  er  nur 
berathende  Stimme  habe,  aber  jeder  Zeit  gehört  werden  müsse. 
Diesen  Bedenken  schloss  sich  das  Herrenhaus  an  und  änderte 
die  betreffende  Bestimmung  des  Gesetzentwurfes  dementsprechend 


—     119    — 

ab;  die  Abänderung  fand  dann  auch  die  Zustimmung  des  Ab« 
geordnetenhauses. 

Völlige  Uebereinstimmung  herrschte  jedoch  in  beiden 
Häusern  des  Landtages  darüber,  dass  den  auf  Wartegeld  ge- 
stellten Medizinalbeamten  ausser  ihrem  vollen  Gehalt  auch 
noch  ein  Theil  (die  Hälfte)  ihrer  Gebühren  aus  dienstlichen 
Verrichtungen  bei  der  Bemessung  des  Wartegeldes  angerechnet 
werden  müsste.  Demzufolge  gelangte  auch  ein  dahingehender 
Antrag  zu  §  15  des  Gesetzes  zur  Annahme. 

Die  ursprüngliche  Absicht,  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
am  I.  April  1900  zu  ermöglichen,  musste  fallen  gelassen  werden, 
da  die  Inangriffnahme  der  erforderlichen  organisatorischen 
Massnahmen  sehr  bald  ausser  Zweifel  stellte,  dass  die  Er- 
ledigung der  hierbei  auftauchenden  Fragen  nicht  rechtzeitig 
möglich  war,  wenn  die  im  Interesse  der  Sache  erwünschte 
ruhige  Erwägung  aller  einschlägigen  Verhältnisse  nicht  ge- 
fährdet werden  und  vor  allem  auch  den  Provinzialbehörden 
Gelegenheit  gegeben  werden  sollte,  sich  über  die  Fragen  zu 
äussern,  welche  die  örtlichen  Verhältnisse  berühren,  wie  Ein- 
theilung  der  Bezirke,  Zusammenlegung  von  Kreisen,  Bedürfniss 
nach  der  Anstellung  vollbesoldeter  Kreisärzte  u.  s.  w.  In 
Folge  dieser  Erwägungen  ist  das  Gesetz  laut  Königl.  Verord- 
nung vom  4.  März  1901  erst  am  i.  April  1901  in  Kraft  ge- 
treten, was  seiner  Durchführung  nur  zum  Vortheil  gereicht 
hat.  Für  diese  kommen  in  erster  Linie  in  Betracht  die  Dienst- 
anweisung  für  die  Kreisärzte  vom  21.  März  1901, 
die  kreisärztliche  Prüfungsordnung  vom  30.  März  1901 
und  die  Geschäftsanweisung  für  die  Gesundheitskom- 
missionen vom  23.  März  190 1,  von  denen  namentlich  die 
erstere  inzwischen  schon  durch  zahlreiche  Erlasse  erläutert 
und  ergänzt  ist.  Ueber  die  durch  das  Kreisarztgesetz  und  die 
ministeriellen  Ausführungsbestimmungen  betreffs  der  Vor-  und 
Fortbildung  der  Medizinalbeamten  sowie  betreffs  ihrer  Dienst- 
obliegenheiten, Rechte  und  Pflichten  geschaffene  Neuregelung 
giebt  die  dem  Landtage  im  Februar  1902  vorgelegte  vor- 
treffliche Denkschrift,  die  nachstehend  im  Auszuge  mitgetheilt 
wird,  Aufschluss: 

I.  Vor-  and  Fortbildung  der  Modizlnalbeamton. 

»Unter  den  Gründen,  welche  für  die  Reform  der  Oi^ganisation  der  Medizinal- 
behörden bestimmend  waren,  stand  an  erster  Stelle  die  in  weiten  Kreisen  der 
Bevölkerung  empfundene  Erkenntniss,  dass  das  Physikat  in  seiner  bisherigen 
Organisation  und  zum  Theil  auch  in  seiner  Personalbesetzung  nicht  geeignet 
war,  eine  den  Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  entsprechende 
Wirksamkeit  zu  entfalten.  Ganz  besonders  war  dies  auf  dem  Gebiete  der  Be- 
kämpfung der  ansteckenden  Krankheiten  offenkundig  geworden,  als  es  sich 
darum  handelte,  die  Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  letzten  Choleraepidemie 
und  zur  Abwehr  gegen  cUe  drohende  Pestgefahr  zu  treffen.  Nicht  minder  tief 
empfunden  war  das  Bedürfniss,  auf  dem  weiten  Gebiete  der  öffentlichen  Ge-* 
Sundheitspflege  eine  grössere  staatliche  Fürsorge  zu  entwickeln  und  vor  allem 
durch  umsiditige,  fachkundige  Gesundheitsbeamte  die  Bedingungen  zur  Ver- 
hütung der  Krankheiten  und  zur  Entwickelung  und  Förderung  der  allgemeinen 
Volksgesundheit  erkennen  und  feststellen  zu  lassen.  Hier  kommt  in  Betracht, 
dass  der  gewaltige  Aufschwung  der  Gesundlieitswissenschaften  tief  auf  die 
praktischen  Verhältnisse  einwirkt.    Die  Chemie  und   Bakteriologie,  welche  in 
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den  letzten  Jahrzehnten  grosse  wissenschaftliche  Triumphe  gefeiert  haben,  sind 
in  den  Dienst  der  praktischen  Hygiene  getreten,  die  rürsore^e  für  eine  gesund- 
heitsgemässe  Wasserversorgung  und  eine  ordnungsmässige  Beseitigung  der  Ab- 
fallstoffe  verlangt  fortlaufende  eingehende  Prüfungen,  Forschungen  und  Unter- 
suchungen über  Wasserentnahmestellen,  Grundwasser,  offene  Wasserläufe,  die 
festen  und  flüssigen  Abfallstoffe.  Die  Bau-,  Wohnungs-  und  Schulhygiene  be- 
ansprucht Feststellungen  über  Bodenbeschaffenheit,  Heizung,  Lüftung  u.  dgL 
Die  polizeiliche  Nahrungsmittelkontrolle  erfordert  komplizirte  chemische  Analysen 
und  Kenntniss  der  schädigenden  Ingredienzien.  Die  zum  Schutze  der  Arbeiter 
erlassenen  gewerbehygienischen  Bestimmungen  bedingen  mannigfache  Prüfungen 
in  hygienischer  und  ärztlicher  Hinsicht  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Fabrilcen  u.  dgl. 

Es  ist  ohne  Weiteres  klar,  dass  eine  den  staatlichen  Interessen  ent- 
sprechende Wahrnehmung  solcher  in  das  Privatleben  und  die  verschiedenen  Ver- 
waltungszweige eingreifenden  Dienstobliegenheiten,  welche  nach  §  1  in  Ver- 
bindung mit  den  §§  6,  7  und  8  des  Kreisarztgesetzes  dem  Kreisarzte  als  staat- 
lichem Gesundheitsbeamten  zugewiesen  sind,  nur  geleistet  werden  können  durch 
einen  entsprechend  vorgebildeten  Beamten.  Nur  wo  Sachkenntniss  neben  ent- 
sprechender Erfahrung  vorausgesetzt  werden  kann,  wird  sich  die  erforderliche 
Ürtheilsfähigkeit  im  gegebenen  Falle  annehmen  lassen;  insbesondere  wird  auch 
nur  in  die  Hand  eines  solchen  Beamten  die  Befueniss  zum  Erlasse  selbstständiger 
Anordnungen  gelegt  werden  können,  wie  sie  der  §  8  bei  gemeingefährlichen 
Krankheiten  durch  den  Kreisarzt  vorsieht. 

Als  erste  Pflicht  der  Medizinalverwaltung  muss  es  angesehen  werden,  die 
Kreisarztstellen  mit  solchen  Beamten  zu  besetzen,  welche  über  das  nöthige  Maass 
von  fachwissenschaftlicher  Ausbildung  sich  angewiesen  haben.  Ebenso  wichtig 
ist  es,  dass  die  Beamten  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  gehalten  werden  und 
ihnen  zur  &gänzung  ihres  Wissens  Gelegenheit  geboten  wird,  soweit  diese  nicht 
bei  ihrer  Dienstbesdiäftigung  gegeben  ist. 

Schon  bisher  ist  die  Medizinalverwaltung  bestrebt  gewesen,  das  Wissen  ihrer 
Medizinalbeamten  durch  Fortbildungskurse  zu  heben.  .  .  .  Auch  weiter- 
hin ist  beabsichtigt,  diese  wissenschaftlichen  Unterweisungen  der  Kreisärzte  in 
den  für  ihr  Amt  wichtigen  Dingen  entsprechend  dem  hervortretenden  Be- 
dürfniss  an  der  Hand  der  Erfahrungen  eintreten  zu  lassen.  Dies  erscheint  um 
so  begründeter,  weil  entsprechend  dem  auch  in  dem  Hause  der  Abgeordneten 
wiederholt  hervorgehobenen  Wunsche,  bei  der  Anstellung  der  Kreiärzte  nach 
Möglichkeit  die  im  Amt  befindlichen  Kreismedizinalbeamten  berücksichtigt 
worden  sind,  die  zum  Theil  ihren  akademischen  Studien  in  einer  Zeit  obge- 
legen haben,  als  die  Hygiene  noch  in  den  ersten  Anfängen  ihrer  Entwickelung 
sich  befand  und  insb^ondere  die  für  die  Infektionskrankheiten  so  wichtige 
bakteriologische  Forschung  fast  unbekannt  war.  Für  diese  Zwecke  der  Fort- 
bildung der  Kreisärzte  in  der  Staatsarzneikunde,  Hygiene,  gerichtlichen  Medizin 
und  Psychiatrie  ist  die  Bereitstellung  einer  Summe  von  26000  M.  im  Extra- 
ordinanum  des  Staatshaushalts-Etats  lür  1902  in  Aussicht  genommen.  An  den 
eingerichteten  Fortbildungskursen  hat  der  Medizinalbeamte  auf  Erfordern  gemäss 
der  Bestimmung  des  §  44  der  Dienstanweisung  theilzunehmen. 

Das  Haup^ewicht  war  darauf  zu  l^en,  im  Rahmen  der  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  16.  September  1899  (§  2)  die  Erfordernisse  über  die  wissen- 
schaftliche Befähigung  zur  Anstellung  als  Kreisarzt  nach  der  veränderten 
Stellung  der  Medizinalbeamten  festzulegen.  Die  Handhabe  hierzu  bot  das  in 
§  2  No.  3  geforderte  B^tehen  der  kreisärztlichen  Prüfung.  Die  Abänderung 
der  bisher  geltenden  Prüfungsordnung  für  die  Physikatsamtskandidaten  vom 
24.  Januar  1896  und  der  Zusatzbestimmung  vom  23.  Februar  1898  ergab  sich 
daher  als  eine  erste  und  nothwendige  Folge  des  Gesetzes.  Die  Vorschrift,  wo- 
nach die  Befähigung  zur  Verwaltung  einer  Medizinalbeamtenstelle  durch  die 
Abl^;ung  der  Präfung  vor  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medizinal- 
wesen verlangt  wird,  konnte  auch  in  die  neue  Prüfungsordnung  übernommen 
werden,  da  zu  ihrer  Aenderung  die  Eriahrungen  keinen  Anlass  boten.  Die 
sonstigen  Bestimmungen  haben  dagegen  eine  durchgreifende  und  der  Neu- 
organisation der  Medizinalverwaltung  angepasste  Umgestaltung  durch  die 
Prüfungsordnung  vom  30.  März  1901*)  erfahren,  in  der  auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege    die  Forderungen    an    das    Wissen    wesentlich 
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erhöht  sind.  Die  öffentliche  Qesundheiispflege  war  nach  der  früheren  Physikats- 
Prüfungsordnung  bei  den  Prüfungsgegenständen  nur  insoweit  berücteichtigt, 
als  die  mündliche  Prüfung  sich  auf  die  Hygiene  zu  erstrecken  hatte  und  eine 
der  beiden  wissenschaftlichen  schriftlichen  Ausarbeitungen  aus  dem  Gebiete 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  oder  aus  dem  der  Psychiatrie  genommen 
wurde.  Nunmehr  ist  angeordnet,  dass  bei  den  schriftlichen  wissenschaftlichen 
Ausarbeitungen  stets  ein  Gegenstand  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  be- 
handelt wird.  Für  die  prakti^e  mündliche  Prüfung  ist  femer  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  ein  besonderer  Abschnitt  eingeräumt,  in  dem  nach  näherer 
Bestimmung  des  §  16  eine  hygienische  Aufgabe  praktisch  zu  lösen  und  ein 
gründliches  Wissen  in  der  Hygiene  einschliesslich  der  Bakteriologie  nachzu- 
weisen ist.  Abgesehen  von  der  Prüfung  ist  auch  durch  die  Bedingung  für  die 
Zulassung  (§  4)  eine  weitere  Sicherheit  für  ein  ausgiebiges  und  gefestigtes 
Wissen  geboten,  indem  u.  a.  ein  hy^enischer  Kursus  in  einem  Universitäts- 
institut des  Deutschen  Reiches  von  mindestens  dreimonatlicher  Dauer  verlangt 
wird.  In  gleichem  Sinne  ist  durch  die  Forderung  eines  dreimonatlichen 
Kursus  in  der  pathologischen  Anatomie  und  gerichtlichen  Medizin,  sowie  eines 
halbjährigen  Praktikums  in  einer  psychiatrischen  Klinik  den  auch  auf  diesen 
Gebieten  gesteigerten  wissenschaftlichen  Ansprüchen  eine  zeitgemässe  Berück- 
sichtigung in  der  neuen  Prüfungsordnung  zu  Theil  geworden.  Für  den  Unter- 
richt in  der  gerichtlichen  Medizin  hat  die  Durchführung  der  Medizinalreform 
die  erwünschte  Gelegenheit  gegeben,  eine  Verbindung  der  Ertheilung  dieses 
Unterrichts  mit  der  gerichtsärztlichen  Praxis  in  besonders  geeigneter  Weise 
dadurch  dauernd  zu  sichern,  dass  durch  den  Staatshaushaltsetat  die  erforder- 
lichen Mittel  zur  Errichtung  ausserordentlicher  Professuren  an  den  Universi- 
täten Königsberg,  Halle,  Breslau,  Marburg  und  Bonn  bereitgestellt  sind,  deren 
Inhaber  zugleich  die  Obliegenheiten  des  Gerichtsarztes  des  Bezirks  wahr- 
zunehmen haben." 

II.  Aufgaben  der  Krelsmedizlnalbeeiiitea«    Dlenstanweltuiig  für  die 
Krelstrzte.    Zweck  der  Dienstanweisung« 

I.  Kreisarzt. 

irDie  dem  Kreisarzte  zugewiesenen  erweiterten  Aufgaben  und  die  viel- 
fachen Berührungen  der  kreisäiitlichen  Thätigkdt  mit  den  anderen  staatlichen 
Ressorts,  den  C%anen  der  Selbstverwaltung,  den  Kommunen  und  Privaten 
machten  eine  eingehende  Regelung  der  Pflichten  und  Rechte  des  kreisärztlichen 
Amtes  zur  unbäingten  Nothwendigkeit.  Dabei  galt  es,  die  Grenzen  der 
gegenseitigen  Befugnisse  in  angemessener  Weise  festzulegen,  ein  ausreichendes 
Mass  von  Bewegungsfreiheit  dem  Medizinalbeamten  zu  sichern,  ein  Zuviel,  das 
zudem  vielfach  mit  finanziellen  Belästigungen  verknüpft  sein  konnte,  zu  ver- 
meiden, das  Gebotene  von  dem  Wünsdienswerthen,  das  praktisch  Durchführ- 
bare von  dem  theoretisch  Erstrebenswerthen  zu  scheiden  und  in  einer  Zweifel 
und  Dunkelheiten  möglichst  ausschliessenden  Form  schriflich  zu  fixiren.  .  .  . 
Dies  ist  durch  die  im  Ministerium  der  Medizinal-Angelegenheiten  entworfene, 
unter  Mitwirkung  der  Vertreter  der  mitbetheiligten  Ressorts  (Ministerium  der 
Finanzen,  des  Innern,  der  Justiz,  für  Handel  und  Gewerbe)  durchberathene 
und  in  endgültiger  Fassung  durch  Eriass  des  Ministers  der  Meaizinal-Angelegen- 
heiten  am  23.  März  1901  auf  Grund  des  §  17  Abs.  2  des  Gesetzes  vom 
16.  September  1899  im  Einverständnisse  mit  den  vorgenannten  Ministerien 
bekannt  gegebene  Dienstanweisung  geschehen.  Dieselbe  legt  im  Einzelnen 
die  Aufgaben  des  Kreisarztes  fest,  für  welche  das  Gesetz  im  §  6  nur  die  Grund- 
züge giebt  Sie  stellt  sich  neben  dem  Gesetz  als  ein  wichtiger  Faktor  der 
Neuorganisation  des  Medizinalwesens  dar,  indem  sie  die  Gesetzesvorschriften 
durch  ihre  Einzelbestimmungen  ergänzt  und  sie  formell  und  materiell  für  die 
praktische  Nutzanwendung  gestaltet. 

Die  gutachtliche  Thätigkeit,  zu  welcher  der  Kreisarzt  auf  Erfordern  der 
zuständigen  Behörden  in  Angelegenheiten  des  Gesundheitswesens  (§  6  Abs.  1 
des  Gesetzes  und  §  34  Nr.  1  der  Dienstanweisung)  verpflichtet  ist,  wird  gegen- 
über dem  Landrath,  den  Ortspolizeibehörden  in  Stadtkreisen,  dem  Kreis-  (Stadt-) 
und  Bczirksausschuss,  den  Organen  der  Selbstverwaltung  (Kreisausschuss,  Kreis- 
tag), den  Gesundheitskommissionen,  den  anderen  technischen  Beamten  des 
Kreises,  den  Qesundheitsbehörden,  dem  Reichsversicherungsamte  und  den  Schieds- 
gerichten für  Arbeiterversicherun^,  den  Bergbehörden  und  Privatpersonen  durch 
oie  §§  12  bis  22  der  Dienstanweisung  des  Näheren  geregelt. 
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Die  Anhörungsverpflichtung  für  die  zuständigen  Behörden  ist  festgelegt 
hinsichtlich  der  Begutachtung  von  Baupolizeiverordnungen  und  Ortsbebauungs- 

f)länen  (§  71),  der  Mitwirkung  bei  der  Konzessionirung  gewerblicher  Anlagen 
§  91),  der  Prüfung  der  Schulbauvorlagen  (§  95),  der  Schliessung  und  Wieder- 
eröffnung von  Schulen  (§  96),  der  Baupläne  bei  Neu-  und  Umbauten  von 
Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten  (S  102),  der  Mitwirkung  bei  der  Konzessionirung 
von  Privatkranken-,  Privatentoindungs-  und  Privatirrenanstalten  (S  103),  der 
Fürsorge  für  Geisteskranke,  Epileptische  und  Idioten  (§§  104, 105),  des  Leichen- 
transportes (§  111),  der  Ausgrabung  von  Leichen  (§  112),  der  Anlegung  und 
Erweiterung  von  BegräbnisspTätzen  (§  113). 

Die  informatorische  Aufgabe  des  Kreisarztes,  der  zufolge  er  die  gesundheit- 
lichen Verhältnisse  des  Bezirkes  zu  beobachten  und  auf  die  Bevölkerung  auf- 
klärend und  belehrend  einzuwirken  hat  (Gesetz  §  6  Nr.  2,  Dienstanweisung 
§  34  Nr.  2),  ist  durch  die  Zuweisung  einer  erheblichen  selbständigen  Thätigkeit, 
durch  eine  grössere  Bewegungsfreiheit,  Kompetenzerweiterung  und  durch  die 
Anordnung  regelmässiger  Besichtigungsreisen  innerhalb  eines  l^timmten  Turnus 
in  den  Bestimmungen  der  Dienstanweisung  wirksam  vorbereitet 

Alle  diese  dienstlichen  Obliegenheiten,  durch  welche  der  Kreisarzt 
Kenntniss  von  den  Verhältnissen  des  Dienstbezirkes  erlangt,  befähigen  ihn 
andererseits  zur  Wahrnehmung  der  weiteren  Aufgabe:  „Die  Durchführung  der 
Gesundheitsgesetzgebung  und  der  hierauf  bezüglichen  Anordnungen  zu  über- 
wachen« rOesetz  §  6  Nr.  3,  Dienstanweisung  §  34  Nr.  3).  Hierbei  lässt  der 
§  40  der  Dienstanweisung  dem  Kreisarzte  die  Freiheit,  bei  Unregelmässigkeiten 
von  geringerer  Bedeutung  durch  geeignete  Vorstellungen  und  Rathschläge  Ab- 
hülfe zu  bewirken. 

Ein  besonderes  Besichtigungsrecht  ist  dem  Kreisarzte  nach  §  39  der 
Dienstanweisung  nur  für  die  seiner  Aufsicht  unterstellten  Institute  und  solche 
anderweiten  Einrichtungen,  welche  im  Interesse  des  Gesundheitswesens  geschaffen 
sind,  eingeräumt. 

Die  in  Erfüllung  der  vorgedachten  Aufgaben  (§  34  Nr.  2  und  3  der 
Dienstanweisung)  ausgeübte  Dienstthätigkeit  gewährt  dem  Medizinalbeamten 
zugleich  die  thatsächlichen  Unterlagen  für  die  ihm  weiter  zufallende  initiative 
Thätigkeit:  Vorschläge  zur  Abstellung  von  Mängeln  zu  machen  und  für  die 
öffentliche  Gesundheit  geeignete  Massnahmen  anzuregen  (Gesetz  §  6  Nr.  4 
und  Dienstanweisung  §  34  Nr.  4).  In  dieser  Richtung  ist  ihm  ausserdem  ein 
weiteres  Einereifen  über  die  überwachende  Thätigkeit  hinaus  bei  der  Erfüllung 
seiner  Aufgabe  ermöglicht,  gemeinnützige  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der 
Wohnung»-  und  Schulhygiene  zu  fördern,  auf  planmässige  Beseitigung  von 
Abfallstoffen  in  grösseren  Gemeinden  hinzuwirken,  Untersuchungen  von 
Nahrungs-  und  Genussmitteln  anzuregen,  die  statutarische  Regelung  des  Heb- 
ammenwesens durch  die  Kreise  herbeizuführen,  den  Bau  von  Bade-  und 
Schwimmanstalten  zu  fördern.  Vor  allen  Dingen  ist  ein  initiatives  selbstständiges 
Handeln  des  Kreisarztes  auf  dem  Gebiete  der  Seuchenverhütung  und  der 
Seuchenbekämpfung  durch  die  vollgeschriebene  direkte  Anzeige  von  dem  Aus- 
bruche einer  weitere  Volkskreise  gefährdenden  Krankheit  und  die  ihm  über- 
tragene Befugniss  gewährleistet,  unverzüglich  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle 
vorzunehmen  und  die  zur  Verhütung,  Feststellung,  Abwwir  und  Unterdrückung 
erforderlichen  vorläufigen  Anordnungen  zu  treffen  (Gesetz  §  8  Abs.  1,  Dienst- 
anweisung §  35,  82-84). 

Die  erheblichen  Fortschritte,  welche  die  Erkennung,  Verhütung  und 
Bekämpfung  der  Seuchen  unter  dem  Einfluss  der  wissenschaftlichen  Hygiene 
gemacht  haben,  lassen  es  nothwendig  erscheinen,  dass  eine  grössere  Anzahl 
Kreisärzte  in  der  Lage  sind,  eine  Reihe  einfacherer  mikroskopischer,  bakterio- 
logischer und  chemischer  Untersuchungen  selbst  vornehmen  zu  können.  Zur 
Anschaffung  der  hierzu  nöthigen  Geräthe  und  Instrumente,  sowie 
zur  Gewährung  von  Beihülfen  an  die  Kreisärzte  zur  eignen  Beschaffung  der- 
selben ist  durch  den  Staatshaushaltsetat  für  1901  die  Summe  von  50000  Mk. 
und  in  den  Entwurf  zum  Staatshaushaltsetat  für  1902  die  Summe  von  25000  Mk. 
eingestellt  worden. 

Es  ist  nicht  beabsichtigt,  jeden  der  493  Kreisärzte  mit  einem  vollen  In- 
strumentarium auszustatten;  vielmehr  schien  es  am  richtigsten,  ein  solches  nur 
den  für  derartige  Untersuchungen  besonders  vorgebildeten  und  geübten  Kreis- 
ärzten zu  gewähren  und  diesen  gleichzeitig  die  Unterstützung  des  Regierungs- 
und Medizinalraths  bei  der  Bekämpfung  von  Seuchen  und  bei  sonstigen  Maass- 
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regeln  aufzugeben.  Die  Ausstattung  besteht  ausser  einem  brauchbaren  Bak- 
terienmikroskop aus  den  zur  Ausführung  der  einfacheren  hygienischen 
Untersuchungsmethoden  erforderhchen  Qeräthen  und  Instrumenten.  S)weit  den 
Kreisärzten  für  die  Beschaffung  dieser  Apparate  und  Instrumente  nicht  lediglich 
Beihülfen  gewährt,  die  Kosten  vielmehr  ganz  aus  der  Staatskasse  bestritten  sind, 
sollen  die  Gegenstände  nicht  Eigenthum  des  betreffenden  Kreisarztes,  sondern 
dem  Inventar  der  Stelle  einverleibt  werden. 

Ausserdem  erschien  es  zweckmässig,  eine  grössere  Anzahl  von  Kreis- 
ärzten mit  leistun^fähigen  Bakterienmikroskopen  auszustatten,  um  sie  in  den 
Stand  zu  setzen,  die  bei  der  Ermittelung  una  Feststellung  von  übertragbaren 
Krankheiten  erforderlichen  einfachen  mikroskopischen  Untersuchungen  sofort  an 
Ort  und  Stelle  ausführen  zu  können.  Zu  diesem  Zwecke  sind  soe;enannte 
Reisemikroskope  angefertigt  worden,  welche  in  einem  Hohschränkdien  und 
einem  dazu  gehörigen  Lederkönerchen  sich  so  verpacken  lassen,  dass  sie  bequem 
auf  Reisen  mitgefuhrt  werden  können,  ohne  zu  leiden  oder  den  Träger  zu  sehr 
zu  belasten.  Zu  jedem  solchen  Mikroskop  wird  ein  in  dem  Schränkchen  ver- 
staubares Etui  mit  mikroskopischen  Instrumenten  geliefert,  welche  zur  Aus- 
führung von  Bakterienuntersuchungen  erforderlich  sind.  Mit  derartigen 
Mikroskopen  sollen  zunächst  72  Kreisärzte  ausgerüstet  werden. 

Man  darf  hoffen,  dass  diese  Anschaffungen  dazu  beitragen  werden,  den 
wissenschaftlichen  Geist  der  Kreisärzte  zu  heben,  ihre  Leistungsfähigkeit  im 
Kampf  gegen  die  Seuchen  zu  stärken  und  die  MedizinalverwaTtung  aktions- 
fähiger und  unabhängiger  zu  machen." 

3«  KrelMSSisteozlrzte. 

«Die  Stellung  des  Kreisassistenzarztes  ist  nicht  als  dauernde  Lebens- 
stellung gedacht,  sondern  als  Durchgangsstellung,  in  der  die  künftigen  Kreis- 
ärzte sich  vorbilden  und  bewähren  sollen.  Die  Anstellung  erfordert  das  Be- 
stehen der  kreisärztlichen  Prüfung,  dagegen  wird  eine  fünfjährige  praktische 
Thätigkeit,  wie  sie  zur  Anstellung  als  Kreisarzt  vorgeschrieben  ist,  nicht  verlangt. 

Die  Kreisassistenzärzte  sind  fheils  Untergebene  des  Kreisarztes,  theils 
dessen  Hülfsbeamte  mit  selbständigem  WirkungsJo-eise;  ihre  Stellung  hat  mit 
derjenigen  des  Kreiswundarztes  nichts  gemein.  In  den  Stellungen  der  Kreis- 
assistenzärzte plant  die  Medizinalverwaltung  einen  Stamm  tüchtiger  Medizinal- 
beamten heranzubilden,  die  unter  Leitung  erfahrener  Kreisärzte  ihr  Wissen 
praktisch  vertieft  haben.  Gerade  unter  diesen  Gesichtspunkten  verbot  es  sich 
von  selbst,  den  Kreisassistenzärzten  die  Praxis  zu  untersajg;en.  Es  kann  vielmehr 
nur  erwünscht  sein,  wenn  der  Kreisassistenzarzt  ärztliche  Praxis  betreibt,  da  sie 
ihm  die  Gelegenheit  bietet,  der  Bevölkerung  näher  zu  treten,  und  die  Ver- 
hältnisse des  Lebens  von  Grund  aus  kennen  zu  lernen.  Hierzu  kommt,  dass 
ihn  seine  Berufsthätigkeit  nicht  ausschliesslich  in  Anspruch  nimmt. 

Ueber  die  Stellung  und  Beschäftigung  der  Kreisassistenzärzte  trifft  der 
§  33  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  Bestimmung  (s.  später)  und  im 
Anschluss  hieran  führt  der  Erlass  des  Min.  der  Med.-Angel.  vom  18.  Mai  1901 
Folgendes  aus: 

„Ich  beabsichtige,  als  Kreisassistenzarzt  nur  solche  Aerzte  zu  bestellen, 
welche  nach  ihrer  Persönlichkeit,  ihren  Kenntnissen  und  Leistungen  eine  Gewähr 
dafür  bieten,  dereinst  tüchtige  Kreisärzte  zu  werden.  Bei  den  Vorschlägen  zur 
Bestellung  von  Kreisassistenzärzten,  aus  welchen  die  künftigen  Medizinalbeamten 
der  Mehrzahl  nach  hervorgehen  werden,  ist  daher  sorgfältig  zu  verfahren,  damit 
dieser  so  wichtigen  Beamtenkategorie  nur  besonders  geeignete  Elemente  zu- 
geführt werden. 

Was  die  Beschäftigung  der  Kreisassistenzärzte  betrifft,  so  muss  dieselbe 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  die  Kreisassistenzärzte  in  alle  Zweige  der  kreis- 
ärztlichen Thätigkeit  einführt.  Ich  erwarte  hiemach,  dass  die  Kreisärzte  die 
ihnen  unterstellten  Assistenzärzte  mit  der  Organisation  und  den  Aufgaben  der 
Medizinal-Verwaltung  vertraut  machen,  in  die  gesammte  Geschäftsführung  ein- 
führen, zur  Besichtigung  von  Gewerbebetrieben,  Schulen,  Krankenanstalten,  Kirch- 
höfen, zur  Musterung  von  Apotheken,  Prüfung  der  Lehrlinge,  Besichtigung  von 
Drogenhandlungen  u.  s.  w.,  soweit  dies  nach  den  Verhältnissen  angängig  und 
zweckmässig  er^eint,  namentlich  auch  bei  der  Ermittelung  und  Bekämpfung 
gemeingefährlicher  und  sonst  übertragbarer  Krankheiten  betneiligen. 

Ich  lege  Werth  darauf,  dass  die  Kreisassistenzärzte  mit  den  Obli^enheiten 
als  zweite  gerichtsärztliche  Sachverständige  in   ihrem   Kreise   betraut  werden. 
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möglichst  einen  Impfbezirk  erhalten,  in  Hafenstädten  zur  gesundheitspolizeilichen 
Autsidit  der  Schiffe  und  zum  Dienste  als  Quarantäneärzte  herangezogen  und 
womöglich  auch  bei  der  Ueberwachung  der  Prostitution  bethdligt  werden. 
Werden  erfahreneren  Kreisassistenzärzten  ausnahmsweise  kreisärztliche  Geschäfte 
zur  selbständigen  Erledigung  übertragen,  so  ist  ihnen  vorher  die  strenge  Be- 
achtung der  „Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte"  zur  Pflicht  zu  machen.  Bevor 
eine  derartige  Uebertragung  stattfindet,  ist  der  Kreisarzt  zu  hören.  Derselbe 
hat  den  Kreisassistenzarzt  über  die  Art,  in  welcher  die  Geschäfte  am  zweck- 
mässigsten  zu  erledigen  sind,  noch  besonders  zu  unterrichten  und  deren  sach- 
gemässe  Erledigung  seinerseits  zu  überwachen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Beurlaubung  von  Kreisärzten  (§  30  der 
D.  A.)  finden  auf  die  Kreisassistenzärzte  mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass 
sie  vor  Nachsuchung  ihres  Urlaubs  sich  der  Zustimmung  des  ihnen  vorgesetzten 
Kreisarztes  zu  versichern  haben.  Dienstliche  Gesuche  an  die  vorgesetzte  Dienst- 
behörde haben  die  Kreisassistenzärzte  durch  die  Hand  des  Kreisarztes  weiter 
zu  geben. 

Zu  den  Sitzungen  der  Gesundheitskommissionen  (§  17  der  D.  A.)  und 
zu  etwaigen  gemeinschaftlichen  Berathungen  der  Kreisärzte  (§  44  daselbst)  sind 
die  Kreisassistenzärzte  nach  Möglichkeit  hinzuzuziehen. 

Die  jährlich  bis  zum  1.  Februar  zu  erstattenden  Berichte  der  Kreisärzte 
(vgl.  §  13  Abs.  3  der  D.  A.)  haben  sich  über  die  Art  der  Beschäftigung  der 
Kreisassistenzärzte,  die  Art,  wie  sie  ihre  Beschäftigung  erledigen,  sowie  über 
ihre  zweckmässige  künftige  Verwendung  zu  äussern  und  sind  seitens  der  Herren 
Regierungs-Präsidenten  abschriftlich  mit  einem  kurzen  Begleitberichte  an  mich 
einzureichen." 

Der  Herr  Justizminister  hat  den  zuständigen  Gerichtsbehörden  die  Bestellung 
der  Kreisassistenzärzte  als  zweite  gerichtsärztliche  Sachverständige  durch  Erlass 
vom  3.  Juli  1901  empfohlen." 

3.  Stadtlrzte  Bit  kreltirztllchea  Obliegenheiten. 

»Für  Stadtkreise  können  gemäss  §  3  Absatz  5  des  Kreisarztgesetzes  die  als 
Kommunalbeamte  angestellten  Stadtärzte  von  dem  Minister  der  Med  .-Angelegen- 
heiten in  geeigneten  Fällen  mit  der  Wahrnehmung  der  kreisärztlichen  Obliegenheiten 
beauftragt  werden.  Nach  den  Bestimmungen  der  Dienstanweisung  (§  32)  wird 
der  Auftrag  widerruflich  ertheilt  und  kann  sich  auf  den  ganzen  Geschättskreis 
oder  nur  auf  einzelne  Geschäftszweige  des  Kreisarztes  erstrecken.  In  Bezug  auf 
die  ihnen  übertragenen  Geschäfte  haben  die  Stadtärzte  die  Pflichten  des  staat- 
lichen Kreisarztes,  wie  sie  durch  Gesetz  und  die  Dienstanweisung  festgesetzt 
sind.  Ob  und  in  welcher  Höhe  staatsseitig  eine  Remuneration  zu  zahlen  ist, 
wird  von  der  in  jedem  Einzelfall  herbeizuführenden  Verständigung  mit  der  be- 
treffenden Stadtgemeinde  abhängen.  Ein  Pensionsanspruch  aus  dem  staatlichen 
Nebenamte  steht  den  Stadtärzten  nicht  zu. 

Bei  der  Einführung  dieser  Organisationsform  war  der  Gedanke  leitend, 
durch  die  Vereinigung  der  staatlichen  und  kommunalen  Aufgaben  auf  gesund- 
heitlichem Gebiete  in  der  Hand  eines  Beamten  wirksame  Erfolge  auf  dem 
Gebiete  der  städtischen  Gesundheitspflege  zu  erzielen.  Die  Uebertragung  der 
sanitären  staatlichen  Aufsicht  auf  den  ärztlichen  Berather  der  Gemeindeverwaltung 
sollte  zugleich  auf  diejenigen  städtischen  Verwaltungen,  welche  für  die  Gesund- 
heitspflege ein  besonderes  Interesse  bethätigen,  einen  Antrieb  ausüben,  einen 
Stadtarzt  anzustellen.  Selbstverständlich  konnte  vom  Standpunkte  der  Staats- 
regierung von  einer  solchen  Geschäftsübertragung  nur  unter  der  Voraussetzung 
die  Rede  sein,  dass 

1.  die  in  Betracht  kommenden  Stadtärzte  die  Voraussetzungen  für  die 
Anstellung  im  staatlichen  Medizinalbeamtendienst  erfüllt  haben  und  dass 

2.  nach  Lage  der  örtlichen  und  persönlichen  Verhältnisse  die  Annahme 
begründet  ist,  dass  die  nebenamtliche  Besorgung  der  kreisärztlichen 
Geschäfte  durch  einen  Kommunalbeamten  nicht  zu  einer  Ver- 
nachlässigung der  Aufgaben  der  Gesundheitspfl^e  oder  zu  einer  Be- 
einträchtigung der  staatlichen  Sanitätsinteressen  mhren  wird. 

Dem  Grundsatze  der  Vereinigung  Stadt-  und  kreisärztlicher  Obliegen- 
heiten wird  in  einigen  Städten  in  der  Weise  Rechnung  getragen,  dass  die 
Königlichen  Kreisärzte  die  Stadtarztgeschäfte  nebenamtlich  wahrnehmen,  so  in 
Hildesheim,  Barmen  und  Elberfeld. 
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Die  Medizinalverwaltung  ist  davon  ausgegangen,  dass  es  richtig  sei,  für 
die  Uebertragung  kreisärztlicher  Funktionen  auf  Stadtärzte  zunächst  Erfahrungen 
zu  sammeln  und  eine  abwartende  Stellung  einzunehmen." 

4*  Besondere  Qerichtsärzte« 

«Durch  Bestellung  der  besonderen  Oerichtsärzte  wird  besonders  den 
Interessen  der  Rechtspflege  gedient,  indem  den  Gerichten  und  dem  recht- 
suchenden Publikum  auch  in  den  Qrossstädten  und  industriellen  B^irken,  in 
denen  der  Kreisarzt  durch  seine  Obliegenheiten  auf  gesundheitlichem  Gebiete 
anderweit  stark  beansprucht  ist,  nach  Möglichkeit  jederzeit  ein  -  auch  in  Eil- 
fallen  nicht   allzoschwer  erreichbarer  -  beamteter  Arzt  zur  Verfügung   steht. 

Ausserdem  ist  von  der  Bestellung  besonderer  Gerichtsärzte  eine  ebenso 
nothwendige,  wie  wünschenswerthe  Förderung  der  gerichtlich-medizinischen 
Wissenschalt  im  Allgemeinen  zu  erhoffen.  Dazu  wird  insbesondere  die  Wahr- 
nehmung der  gerichtsärztlichen  Thätigkdt  durch  Universitätsprofessoren  beitragen.« 

Betreffs  der  näheren  Bestimmungen  über  die  Stellung  der  Gerichtsärzte 
s.  §  9  des  Kreisarztgesetzes  und  Anm.  2  u.  3  auf  S.  133  sowie  §  43  der  Dienst- 
anweisung. 

Die  Ausführungen  der  Denkschrift  über  die  Rang-,  Be- 
5oldungs-  und  Pensionsverhältnisse,  Diensteinkommen 
und  Gebühren,  Amtsunkostenentschädigungen  der  Kreis- 
medizinalbeamten, über  Eintheilung  der  Kreisarztbezirke, 
Gesundheitskommissionen  u.  s.  w.  sind  bei  den  betreffenden 
Bestimmungen  des  Kreisarztgesetzes  und  der  Dienstanweisung 
berücksichtigt. 

Kreisarztgesetz 

vom  16.  September  1899.    (Oe8.-S.  S.  172).')») 

!•  Abschnitt.    Der  Kreisarzt« 

§  I.  Der  staatliche  Gesundheitsbeamte  ist  der  Kreisarzt.') 
Er   ist   der   technische  Berather   des  Landraths,   in  Stadt- 
kreisen der  Polizeibehörde.*) 

Der  Kreisarzt  ist  dem  Regierungspräsidenten  unmittelbar 
unterstellt.^) 

^)  Die  eigentliche  Ueberschrift  des  Gesetzes  lautet:  Gesetz,  betreffend 
die  Dienststellung  des  Kreisarztes  und  die  Bildung  von  Gesund- 
heitskommissionen. 

^  Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  sind  die  hauptsächlichsten  Er- 
läuterungen zum  Kreisarztgesetz  bei  den  einschlägigen  Paragraphen  der 
Dienstanweisung  für  die  Kreisarzte  (s.  S.  137  u.  folg.)  angegeben;  es  wird  deshalb 
auf  diese  verwiesen. 

8)  In  den  Hohenzollernschen  Landen  führen  die  Kreisärzte  noch 
immer  den  bisherigen  Titel  •  Oberamtsarzt*,  obwohl  das  Gesetz  einen  andern 
Titel  als  Kreisarzt  für  den  staatlichen  Gesundheitsbeamten  nicht  kennt,  und 
auch  im  §  13  Abs.  2  des  Gesetzes  keine  derartige  Ausnahme  vorgesehen  ist. 
In  HohenzoUem  hat  man  allerdings  keine  Kreise,  sondern  Oberämter;  der 
staatlich-technische  Schulaufsichtsbeamte  führt  aber  dort  trotzdem  den  Titel 
n  Kreisschulinspektor. « 

^)  Unter  Polizeibehörde  ist  hier  nur  diejenige  in  Stadtkreisen  ge- 
meint, da,  wie  es  in  der  BM:ründung  heisst,  es  selbstverständlich  ist,  dass  die 
königlichen  und  städtischen  Polizei  Verwaltungen  zu  dem  Kreisarzte  in  demselben 
Verhältniss  stehen  wie  der  Landrath  zum  Landkreise.  Betreffs  der  Stellung  der 
Kreisärzte  zu  den  unter  Aufeicht  des  Landraths  stehenden  Ortspolizeibehörden 
auf  dem  Lande  und  in  den  zu  den  Landkreisen  gehörenden  Städten  s.  §  14  der 
Dienstanweisung. 

*)  Dem  Landrath  und  der  Polizeibehörde  ist  der  Kreisarzt  also  nicht 
ainterstellt,  sondern  beigeordnet. 
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Der  Stellvertreter  des  Kreisarztes  in  Behinderungsfällen 
oder  bei  Erledigung  der  Stelle  wird  von  dem  Regierungspräsi- 
denten ernannt.^) 

Dem  Landrath  und  der  Polizeibehörde*)  verbleiben  die 
ihnen  nach  der  geltenden  Gesetzgebung  zustehenden  Befugnisse 
in  Angelegenheiten  des  Gesundheitswesens.') 

Die  Kosten  der  Reisen,  welche  der  Kreisarzt  im  Auftrage 
des  Regierungspräsidenten  oder  des  Landraths  ausführt,  fallen 
der  Staatskasse  zur  Last*) 

§  2.     Die  Anstellung  als  Kreisarzt  erfordert:^) 

1.  den  Nachweis  der  Approbation  als  Arzt;®) 

2.  den  Erwerb  der  medizinischen  Doktorwürde  bei  einer 
preussischen  Universität;  über  die  Zulassung  der  Doktor- 
würde, welche  bei  einer  anderen  Universität  erworben  ist, 
entscheidet  der  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  ;^) 

')  Die  Begründung  sagt  hierzu:  Die  Bestimmung  im  Abs.  4  legt  die 
Regelung  der  Steilvertretüngsfrage  in  die  Hand  des  Ke|:ierungsprasidenten. 
Die  Begrenzung  des  Personenkreises,  auf  welchen  sich  die  Auswahl  zu  be- 
schränken hat,  wird  zweckmässig  der  Ausführung  des  Gesetzes  vorbehalten 
sein  (s.  §  31  der  Dienstanweisung);  für  die  Regel  wird  der  benachbarte  Kreis- 
arzt die  Stellvertretung  zu  übemdimen  in  der  Lage  sein.  Ob  von  vornherein, 
ohne  erst  die  eintretende  Nothwendigkeit  abzuwarten,  ein  Stellvertreter  für  alle 
oder  nur  für  einzelne,  thunlichst  sofort  zu  erledigende  Dienstvorschriften  (z.  B. 
amtsärztliche  Bescheinigungen  für  Leichenpässe  u.  s.  w.)  ernannt  wird,  hängt 
von  den  örtlichen  Verhältnissen  ab. 

8)  Siehe  Anm.  4  auf  S.  125. 

3)  Der  Vorbehalt  im  Abs.  5  soll  dem  Landrathe  und  den  städtischen  Polizei- 
behörden auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  den  Bestand  der  ihnen  durch  die 
geltende  Gesetzgebung  beigelegten  Befugnisse  sichern.  Insbesondere  sollen  ihnen 
auch  in  Zukunft  die  oberste  Leitung  der  Gesundheitsverwaltung  im  Kreise  und 
das  damit  verbundene  obrigkeitliche  Anordnungs-  und  Verordnungsrecht  ver- 
bleiben (s.  S.  u.  113).  Ebensowenig  werden  die  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden 
auf  dem  gesundheitlichen  Gebiete  durch  das  Kreisarztgesetz  beschränkt. 

*)  Dahin  gehören  z.  B.  die  Kosten  für  alle  auf  Grund  der  Dienstan- 
weisung ausgeführten  Dienstreisen.  Durch  diese,  erst  auf  Antrafi"  des  Abg. 
Winck  le  r  von  dem  Abgeordnetenhause  dem  Gesetze  hinzugefügten  Bestimmung 
soll  nach  den  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  zum  Ausdruck  gebracht 
werden,  dass  in  allen  Fällen,  wo  der  Kreisarzt  in  Ausübung  seiner  Stellung  als 
technischer  Berather  des  Landrathes,  oder  von  Amtswegen,  also  nicht  auf  Er- 
suchen einer  Privatperson,  einer  Gemeinde  oder  Ortspolizeibehörde,  sondern 
Kraft  seines  Amtes  Keisen  macht,  die  Kosten  dieser  Reisen  ausnahmslos  von  der 
Staatskasse  getragen  und  nicht  etwa  auf  die  Kommunalverbände  abgewälzt 
werden.  Es  bedeutet  dies  eine  Aenderung  des  bisherigen,  durch  §  1  des  Ge- 
bührengesetzes vom  9.  März  1872  festgelegten  Rechtsgnindsatzes;  denn  darnach 
ist  für  die  Entscheidung  der  Frage,  wer  die  durch  Inanspruchnahme  des 
Medizinalbeamten  entstehenden  Kosten  zu  tragen  hat,  massgebend,  in  wessen 
Interesse  und  n i cht  in  wessen  Auftrage  die  Dienstreise  erfolgt  ist.  Jetzt  bleibt  da- 
gegen bei  denjenigen  Reisen,  die  der  Kreisarzt  im  Auftrage  des  R^erungs- 
präsidenten  oder  des  Landraths  macht,  die  Frage,  in  wessen  Interesse  dies  ge- 
schah, unberücksichtigt;  die  dadurch  entstehenden  Kosten  werden  vielmehr 
stets  vom  Fiskus  getragen,  auch  wenn  die  Dienstreise  im  ortspolizeilichen  In- 
teresse veranlasst  sein  sollte.  Nur  wenn  der  Kreisarzt  auf  unmittelbares  An- 
suchen von  Gemeinden,  Amtsvorstehem  etc  eine  Dienstreise  ausführt,  hat  die 
Gemeinde-  oder  Amtskasse  ebenso  wie  bisher  die  Kosten  zu  tragen. 

*)  Der  §  1  hat  keine  rückwirkende  Kraft;  Aerzte,  die  vor  dem  1.  April 
1901  die  Befähigung  zur  Verwaltung  einer  Kreisphysi katsteile  erhalten  haben, 
sind  auch  für  die  >/erwaltung  einer  Kreisarztstelle  qualifizirt. 

•)  Massgebend  ist  die  neue  ärztliche  Prüfungsordnung  vom  28.  Mai  1901. 

^)  Laut  Bekanntmachung  des  Minist,  der  u.  s.  w.  Med.- Angelegenheiten 
vom  5.  Mai  1900  -  No.  109  des  Deutschen  Reichs-  u.  Preuss.  Staatsanzeigers  — 
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3.  das  Bestehen  der  kreisärztlichen  Prüfung;*) 

4.  den  Ablauf   eines   angemessenen   Zeitraums   nach    der 
Approbation  als  Arzt.*) 

Die  Anstellung  erfolgt  durch  den  Minister  der  Medizinal- 
angelegenheiten. ^ 

§  3.     Die  Besoldimg*)  des  Kreisarztes  ist  pensionsfähig.*) 
Wo    besondere    Verhältnisse    es    erfordern,    können   voll- 
besoldete •)  Kreisärzte  angestellt  werden. 

ist  allgemein  bestimmt,  dass  die  bei  einer  nichtpreussischen  Universität  im 
Deutschen  Reiche  erworbene  medizinische  Doktorwürde  der  an  preussischen 
Universitäten  ertheilten  mit  Bezug  auf  die  Zulassung  zur  kreisärztlichen  Prüfung 
als  gleichstehend  zu  erachten  ist 

An  der  Forderung  der  medizinischen  Doktorwürde  ist  im  Interesse  der 
amtlichen  Autoritätsstellung  des  Kreisarztes  fes^ehalten  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  in  weiten  Kreisen  ein  nicht  promovirter  Arzt  nicht  als  vollwerthig  ange- 
sehen werde. 

1)  Siehe  die  bei  §  3  der  Dienstanweisung  mitgetheilte  Prüfungsordnung 
vom  30.  März  1901;  S.  138  u.  folg. 

')  In  der  Regel  fünf  Jahre  (s.  §  3  No.  4  der  Dienstanweisung).  Die  Be- 
gründung sagt  hierzu:  „Das  Erfordemiss  des  Ablaufes  eines  angemessenen  Zeit- 
raums seit  der  Approbation  als  Arzt  als  Voraussetzung  der  Anstellung  beruht 
auf  der  Erwägung,  dass  es  wünschenswerth  erscheint,  bei  der  Besetzung  der 
Kreisarztstellen  die  Auswahl  auf  Personen  zu  beschränken,  welche  sich  nicht 
nur  über  das  erforderliche  Maass  wissenschaftlicher  Befähigung  ausweisen,  sondern 
auf  Grund  einer  mehrjährigen  Thätigkeit  im  ärztlichen  fi^iifsleben  die  Ver- 
muthung  für  sich  haben,  dass  sie  sich  auch  im  Besitze  der  für  das  Amt  eines 
Kreisarztes  unentbehrlichen  praktischen  Kenntnisse  und  Lebenserfahrungen  be- 
enden. Von  der  gesetzlichen  Festlegung  eines  bestimmten,  z.  B.  eines  fünf- 
jährigen Zeitraums,  und  von  der  Forderung  der  Zurücklegung  einer  Thätigkeit 
als  selbstständiger  praktischer  Arzt  ist  abgesehen;  mit  Rücksicht  aufden 
Wechsel  der  durch  die  jeweiligen  Zeitumstände  bedingten  Verhältnisse  ist  in 
beiden  Beziehungen  die  nähere  Normirung  der  der  Abänderung  leichter  zu- 
gänglichen Ausführungsverordnung  zu  überTassen." 

•)  In  dem  Gesetzentwurf  war  dem  Minister  eingeräumt,  die  Anstellungs- 
Befugniss  auf  die  Oberpräsidenten  zu  übertragen;  das  Abgeordnetenhaus  hat 
diese  Bestimmung  mit  Recht  gestrichen. 

*)  Auch  die  Stellenzulagen  sind  pensionsfähig;  dagegen  nicht  die  Remu- 
nerationen der  Stadtärzte  und  Kreisassistenzärzte. 

ö)  Aus  der  Anordnung  der  Pensionsfähigkeit  der  Besoldung  ergiebt 
sich  in  Konsequenz  der  gesetzlichen  Bestimmungen  (Ges.  vom  10.  Mai  1882, 
G.-S.  S.  298;  s.  später  §  28  der  Dienstanweisung)  von  selbst  der  Anspruch  auf 
Relikten  Versorgung. 

ö)  Die  vollbesoldeten  Kreisärzte  sollen  nach  dem  Gesetze  nur  die 
Ausnahme  bilden.  Ob  an  diesem  Grundsatz  in  Zukunft  festgehalten  werden 
kann,  dürfte  sehr  zu  bezweifeln  sein;  denn  die  Amtsgeschäfte  der  Kreisärzte 
haben  selbst  in  kleinen  Kreisen  eine  derartige  Vermehrung  erfahren,  dass  sie 
auch  hier  fast  die  volle  Arbeitskraft  des  Beamten  in  Anspruch  nehmen. 

Die  dem  Landtage  in  der  Session  1902  vorgelegte  Denkschrift  saj^t  hierzu: 
„Der  dem  Landtage  durch  die  Staatsregierung  vorgelegte  Entwurf  emes  Ge- 
setzes, betreffend  die  Dienststellung  des  Kreisarztes  usw.  hatte  die  vollbesoldeten 
Kreisärzte  nicht  vorgesehen.  Die  Staatsregierung  war  hierbei  der  durch  die 
Ergebnisse  der  vorerwähnten  Maikonferenz  g^estützten  Auffassung  gefolgt,  dass 
der  Medizinalbeamte  von  der  Privatpraxis  im  Interesse  seiner  ärztlichen  Fort- 
bildung nicht  gänzlich  loszulösen  sei  und  dass  die  praktische  ärztltehe  Thätig- 
keit ihn  in  lebendiger  Fühlung  mit  der  Bevölkerung  erhalte.  Daneben  war 
mitbestimmend,  den  Kreisärzten  ein  günstiges  Arbeitsfeld  zu  belassen  und  ihnen 
nicht  durch  den  Mangel  an  angemessener  Beschäftigung  den  Anreiz  zu  einer 
unnöthigen  amtlichen  Thätigkeit  zu  geben.  Dieser  Auffassung  trägt  das  Gesetz 
im  Wesentlichen  auch  in  seiner  jetzt  voriiegenden  Form  Rechnung.  Gleich- 
wohl hatte  die  Staatsregierung  von  vornherem  beabsichtigt,  auch  vollbesoldete 
Kreisärzte  dort,  wo  besondere  Verhältnisse  es  erfordern  sollten,  anzustellen,  war 
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Dieselben  beziehen  ein  festes  Diensteinkommen  unter  Aus- 
schluss von  Gebühren.  Soweit  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften für  gewisse  Verrichtungen  Gebühren  zu  entrichten 
sind,  fliessen  dieselben  zur  Staatskasse,*) 

Die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis  mit  Ausnahme 
von  dringenden  Fällen  und  von  Konsultationen  mit  anderen 
Aerzten  wird  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  untersagt*)  Die 
Annahme  von  Nebenämtern  kann  ihnen  gestattet  werden. 

Für  Stadtkreise  können  die  als  Kommunalbeamte  ange- 
stellten Stadtarzte  vom  Minister  der  Medizinalangelegenheiten 
mit  der  Wahrnehmung  der  Aufgaben  des  Kreisarztes  beauftragt 
werden.') 

§  4.     Der  Amtsbezirk  des  Kreisarztes  ist  der  Elreis. 

Grössere  Kreise  können  in  mehrere  Kreisarztbezirke  zer- 
legt, kleinere  zu  einem  ICreisarztbezirke  zusammengelegt  werden. 
Auch  einzelne  Theile  eines  Kreises  können  einem  benachbarten 
Kreisarztbezirke  zugeschlagen  werden.*) 

§  5.  Dem  Kreisarzt  können  ein  oder  mehrere  kreisärztlich 
geprüfte  Aerzte  widerruflich  als  Assistenten  beigegeben  werden, 


aber  der  Meinung,  dass  es  hierzu  einer  gesetzlichen  Bestimmung  nicht  bedürfe, 
die  Stellen  für  vollbesoldete  Kreisärzte  vielmehr  durch  den  Etat  zu  fordern 
seien.  Die  Staatsregierung  hat  aber  auch  kein  Bedenken  getragen,  dem  Wunsche 
des  Abgeordnetenhauses  nach  Aufnahme  einer  entsprechenden  gesetzlichen  Be- 
stimmung Rechnung  zu  tragen." 

Selbstverständliche,  im  Gesetz  auch  vorgesehene,  Folge  der  Anstellung  voll- 
besoldeter Kreisärzte  ist  das  Verbot  der  Ptivatpraxis  und  der  Ausschluss  von 
Gebührenbezug. 

Eine  abschliessende  Feststellung  derjenigen  Kreisarztbezirke,  deren  be- 
sondere Verhältnisse  die  Anstellung  voilbesoldeter  Kreisärzte  erfordern,  hat  an- 
fesichts  der  noch  im  Flusse  befindlichen  Entwickelung  bisher  nicht  erfolgen 
önnen  und  wird  voraussichtlich  auch  noch  eine  längere  Reihe  von  Jahren  in 
Anspruch  nehmen." 

Bis  jetzt  sind  ausser  den  Hülfsarbeitem  bei  den  Regierungen  18  voll- 
besoldete Kreisarztstellen  vorgesehen. 

1)  Siehe  §  24  der  Dienstanweisung. 

2)  Auch  die  Sprechstundenpraxis  ist  nicht  gestattet;  ein  im  Abgeord- 
uetenhause  von  dem  Abgeordneten  v.  Savigny  gestellter  Antrag,  diese  zu  ge- 
statten, wurde  zwar  bei  der  zweiten  Lesung  angenommen,  bei  der  dritten  Lesung 
aber  mit  Zustimmung  des  Antragstellers  selbst  wieder  gestrichn. 

»)  Betreffs  der  Stadtärzte  s.  S.  124  und  §  32  der  Dienstanweisung. 
Angestellt  sind  bisher  nur  solche  in  Altona,  Osnabrück,  Dortmund  und  Düssel- 
dorf; die  Stadtärzte  in  Breslau,  in  Görlitz  und  Frankfurt  a/M.  haben  keine 
kreisärztlichen  Funktionen.  In  Essen,  Hildesheim,  Barmen  und  Elberfeld  sind 
die  stadtärztlichen  Obliegenheiten  dem  zuständigen  Kreisarzt  übertragen. 

*)  An  Stelle  der  früheren  545  Kreisphysiker  sind  jetzt  18  vollbesoldete 
und  477  nichtvollbesoldete  Kreisärzte  angestellt  und  4  Stadtärzte  mit  kreisärzt- 
lichen Funktionen  beauftragt.  Von  der  Befugniss  grössere  Kreise  in  mehrere 
Kreisarztbezirke  zu  zerlegen,  ist  nur  in  den  Stadtkreisen  Berlin  und  Breslau 
Gebrauch  gemacht;  ebenso  sind  einzelne  Kreistheile  einem  benachbarten  Kreis- 
arztbezirke nur  bei  den  Stadtbezirken  Potsdam,  Spandau,  Brandenburg  a/H., 
Altona,  Kitl  und  dem  Landkreise  Kottbus  zugeschlagen.  Dagegen  sind  eine 
grössere  Anzahl  kleinerer  Kreise  zu  einem  Kreisarztbezirk  zusammengelegt, 
im  Ganzen  72  zu  35  Kreisarztbezirken,  davon  entfallen  auf  die  Provinzen  Han- 
nover 17,  Hessen-Nassau  5,  Schlesien,  Schleswig-Holstein,  Westfalen  und  Rhein- 
provinz je  2,  Westpreussen,  Pommern,  Posen,  Sachsen  und  Hohenzollem  je  1. 

Bei  dieser  Zusammenlegung  ist  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  die 
geographische  Lage,  die  Art  der  Erwerbs-,  Verkehrs-  und  Kommunikationsver- 
Eältnisse  von  ausschlaggebender  Bedeutung  gewesen. 
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welche  ihm  dienstlich   unterstellt  sind,   und  eine   angemessene 
Remuneration  aus  staatlichen  Fonds  erhalten.*) 

Die  Assistenten   werden  vom    Minister    der   Medizinalan- 
gelegenheiten angestellt  2) 

§.  6.  Der  Kreisarzt  hat  insbesondere  die  Aufgabe:*) 
I.  Auf  Erfordern  der  zustandigen  Behörden*)  in  Angelegen- 
heiten des  Gesundheitswesens  sich  gutachüich  zu 
äussern'^),  auch  an  den  Sitzungen  des  Kreisausschusses 
und  des  Kreistages  auf  Ersuchen  dieser  Körperschaften 
oder  ihres  Vorsitzenden  mit  berathender  Stimme  Theil 
zu  nehmen;*) 


^)  Der  Gesetzentwurf  hatte  Ereisassistenzärzte  nicht  vorgesehen ;  §  5 
ist  erst  von  der  vorberathenden  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  hinzugefügt 
und  vom  Landtage  angenommen.  Ihre  Stellung  ist  durch  §  33  der  Dienstanweisung, 
sowie  durch  den  Min.  Erl.  vom  18.  Mai  1901  (s.  S.  123)  geregelt  Im  Etat  für 
1902  sind  33  Kreisassistenzarzte  vorgesehen  und  zwar  für  die  Kreise  Königs- 
berg Stadt,  Niederung  (Amtss.:  Kaukehmen)  Lyck  (Prostken),  Neiden- 
burg (Jedwabno),  Johannisburg  (Bialla),  Osterode  (Oilgenburg), 
Danzig  Stadt  (Neufahrwasser),  Schweiz,  Schlochau  (Baldenburg),  Berlin,  Ost- 
priegnitz  (Wittstock),  Usedom-Wollin  (Swinemünde),  Stettin  Stadt,  Schlawe 
(Rügenwalde),  Stralsund-Franzburg  (Stralsund),  Posen  Stadt,  Wongrowitz, 
(Schokken),  Waidenburg,  Freystadt  ((Jarolath),  Beuthen  Stadt  und  Land  und 
Königshütte  (Beuthen),  Tondem  (Niebüll),  Norder-  und  Süder-Dithmarschen 
(Helgoland),  Stomam  (Oldesloe),  Bremervörde  und  Zeven  (Zeven),  Wittmund- 
Jad^ebiet  (Wittmund),  Münster  Stadt  und  Land  (Münster),  Wiesbaden  Stadt 
und  Land  (Wiesbaden),  Usingen-Obertaunus  (Usingen),  Köln,  Saarbrücken 
(St.  Johann),  Wetzlar,  Koblenz  Stadt  und  Land  (Koblenz). 

^  Zur  Anstellung  als  Kreisassistenzarzt  bedarf  es  nicht  einer  zuvorigen 
längeren  praktischen  Ausübung  der  ärztlichen  Thätigkeit,  wie  solche  für  die 
Anstelluni  als  Kreisarzt  vorgeschrieben  ist;  s.  S.  123. 

')  Der  §  6  kennzeichnet  die  Aufgaben  des  Kreisarztes  nach  Inhalt  und 
Umfang  nur  in  den  Hauptrichtungen,  während  die  Detailfeststellung  seiner  Dienst- 
obliegenheiten der  Dienstanweisung  überlassen  ist  Das  Wort  *»  ins  be- 
sondere' deutet  darauf  hin,  dass  diese  Aufgaben  im  §  6  nicht  erschöpfend  auf- 
geführt sind;  sie  können  also  nach  anderer  Richtung  hin  jederzeit  erweitert  werden. 

^)  »Zuständige  Behörden'  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  vorwiegend  Be- 
hörden der  allgemeinen  Landesverwaltung,  und  zwar  in  erster  Linie,  abgesehen 
von  dem  Minister  und  dem  Regierungspräsidenten,  welche  als  vorgesetzte  Dienst- 
behörden den  Kreisarzt  jeder  Zeit  mit  Aufträgen  versehen  können,  der  Landrath. 
Auch  die  Polizeibehörden  in  den  Stadtkreisen  sind  hierher  zu  rechnen  (s.  Anm.  4 
zu  §  1,  S.  125).  Kommunale  Behörden,  mit  Ausnahme  der  Organe  der 
Kreis-Kommunal-Verwaltung,  haben  kein  Recht  auf  amtliche  Inanspruchnahme 
des  Kreisarztes.  Dag^en  nat  man  absichtlich  davon  Abstand  genommen,  dem 
Landrathe  wie  den  Polizeibehörden  anderseits  die  allgemeine  Verpfliditung 
zur  Anhörung  des  Kreisarztes  in  Gesundheitsangelegenheiten  aufzuerlegen,  da 
anzunehmen  sei,  dass  der  Landrath  auch  ohne  gesetdichen  Zwang  nicht  unter- 
lassen werde,  in  hygienischen  Angelegenheiten  vor  ergehender  Entscheidung  sich 
hygienisch  berathen  zu  lassen,  und  eine  solche  Bestimmung  ausserdem  für  alle 
diejenigen  Fälle,  in  welchen  er  seine  guten  Gründe  hat,  eine  bestimmte  Sache 
nicht  von  dem  Kreisarzte,  sondern  von  einem  anderen  Hygieniker  technisch  begut- 
achten zu  lassen,  eine  nicht  zu  rechtfertigende  Beschränkung  in  der  Beschaffung 
seiner  Information  bedeuten  würde  (Begründung).  —  Unseres  Erachtens  muss 
der  Kreisarzt  in  allen  derartigen  Fällen  gehört  woden;  durch  ein  Uebergehen  desp 
selben  wird  das  im  öffentlichen  Interesse  dringend  wünschenswerthe  Einvernehmen 
zwischen  ihm  und  dem  Landrath  nur  zum  Schaden  der  Sache  gestört;  dem  letzteren 
bleibt  gleichwohl  unbenommen,  auch  einen  anderen  Hygieniker  erforderlichen 
Falls  zu  hören,  nur  sollte  das  nicht  hinter  dem  Rücken  des  Kreisarztes  geschehen. 

*)  Diese  gutachtliche  Thätigkeit  bildete  schon  bisher  den  Schwerpunkt  der 
amtlichen  Wirksamkeit  des  Physikus. 

^  Die  Verpflichtung,  in  Angelegenheiten  des  Gesundheitswesens  an  den 
Sitzungen  des  Rreisausschusses  und  des  Kreistages  auf  Ersuchen  dieser 
Rapmnnd,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverstindige.  II*  9 
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die  gesundheitlichen  Verhältnisse  des  Kreises  aus 
eigener  Anschauung  ?u  beobachten,  auf  die  Bevölkerung 
aufklärend  und  belehrend  einzuwirken;*) 
die  Durchführung  der  Gesundheitsgesetzgebung  und  der 
hierauf  bezüglichen  Anordnungen  zu  überwachen  und 
nach  Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften^)  die  Heil- 


Behörden  oder  ihres  Vorsitzenden  mit  berathender  Stimme  Theil  zu  nehmen, 
ist  dem  Bestreben  entsprungen,  die  staatlichen  Oesundheitsbeamten  im  Interesse 
einer  intensiveren  Förderung  der  gesundheitlichen  Interessen  mit  den  Organen 
der  Selbstverwaltung  in  eine  innere  Verbindung  zu  bringen.  Der  mündliche 
Meinungsaustausch  sichert,  indem  er  eine  all^itige  Erörterung  der  Verhand- 
lungen, eine  Berichtigung,  Ergänzung  und  Klärung  der  Unterlagen  ermöglicht, 
eine  erschöpfende  und  sachgemässe  Oeschäftserledigung.  Der  Kreisarzt  findet 
eine  erwünschte  Gelegenheit,  die  von  ihm  angeregten  Massnahmen  in  den 
Sitzungen  zu  vertreten,  ihre  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  überzeugend 
zu  bMTünden  und  das  Interesse  und  Verständniss  dieser  Körperschaften  für 
gesundneitliche  Angel^enheiten  wach  zu  rufen  und  lebendig  zu  erhalten. 
Anderseits  ist  auch  dem  Kreisarzt  durch  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen 
der  Kreisverwaltungsorgane  Gelegenheit  gegeben,  über  manche  Dinge,  die  mit 
seinem  Ressort  zusammenhängen,  sich  zu  onentiren  und  seine  Ansichten  und 
Kenntnisse  nach  der  Seite  der  Verwaltung  zu  ergänzen;  er  wird  mitverwalten 
lernen  und  sich  als  Grundsatz  stets  die  Nöthigung  gegenwärtig  halten,  bei 
seinen  Vorschlägen  nicht  ausschliesslich  fachmännischen  Gesichtspunkten,  sondern 
auch  der  Rücksicht  auf  das  zur  Verfügung  stehende  jeweilige  Mass  finanzieller 
Leistungsfähigkeit  der  Betheiligten  Rechnung  zu  tragen. 

Zu  dieser  Zuziehung  bedarf  es  jetzt  nicht  mehr  eines  Beschlusses  des 
Kreisausschusses  und  Kreist^^es,  sondern  der  Vorsitzende,  d.  h.  der  Landrath 
hat  das  Recht,  den  Kreisarzt  auch  ohne  einen  solchen  zur  Theilnahme  an  den 
betreffenden  Sitzungen  einzuladen.  Ein  Antrag,  dass  der  Kreisarzt  zu  allen 
Verhandlungen  des  Kreistages  und  Kreisausschusses  hinzuzuziehen  sei,  in  denen 
Gegenstände  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zur  Berathung  gelangen,  ist 
vom  Abgeordnetenhause  abgelehnt. 

*)  In  der  Begründung  wird  zu  §  5  Abs.  2.  gesagt:  »Die  eiste  Voraussetzung 
für  ein  gedeihliches  Wirken  auf  dem  Gebiete  der  öfrentlichen  Gesundheitspflege 
ist,  dass  der  Kreisarzt  von  den  sanitären  Verhältnissen  seines  Amts- 
bezirks Kenntniss  hat.  Mit  Recht  wird  daher  dem  Kreisarzte  zur  Pflicht 
gemacht,  den  öffentlichen  Gesundheitszustand  seines  Bezirks  und  alle  denselben 
beeinflussenden  Beziehungen  -  Klima,  Boden-,  Grund-,  Trinkwasser -Verhält- 
nisse, Erwerbs-,  Wohnungs-,  Arbeits-Verhältnisse,  en-  und  epidemische  Krank- 
heiten u.  s.  w.  —  kennen  zu  lernen,  zu  beobachten  und  schädigenden  Zuständen 
seine  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Bei  Gelegenheit  seiner  Reisen 
wird  er  ausserdem  Veranlassung  nehmen,  der  Bevölkerung  näher  zu  treten  und 
in  Fragen  des  Gesundheitswesens  auf  dieselbe  aufklärend  und  belehrend  ein- 
zuwirken." 

Die  Kommission  hatte,  wie  bereits  vorher  erwähnt  ist  (s.  S.  118),  zu  dieser 
Bestimmung  den  Zusatz  gemacht:  »und  zur  Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  auch 
ohne  besonderen  Auftrag  nach  Massgabe  der  vom  Medizinalminister  zu  er- 
lassenden Geschäftsanweisung  seinen  Amtsbezirk  zu  bereisen *<.  Dieser  Zusatz, 
der  dem  Kreisarzt  eine  grössere  Reisefreiheit  sichern  sollte,  wurde  aber  im 
Plenum  abgelehnt 

^  Die  »Gesundheitsgesetzgebung«  und  die  »hierauf  bezüg- 
lichen Anordnungen",  deren  Durchführung  der  Kreisarzt  zu  überwachen 
hat,  sind  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen.  Es  sind  darunter  nicht  nur  die  das 
Gesundheitswesen  betreffenden  Sondergesetze  und  Verordnungen  (z.  B.  die 
Nahrungsmittelgesetze,  das  Impfgesetz),  sondern  auch  die  zum  Schutze  der  Gesund- 
heit gegebenen  Vorschriften  einbegriffen,  welche  sich  in  anderen  Gesetzen  vorfinden. 

Die  Worte  «nach  Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften«  ver- 
pflichten den  Kreisarzt  zur  Innehaltung  der  in  Ansehung  der  Beaufsichtigung 
erlassenen  besonderen  gesetzlichen  oder  administrativen  Anordnungen  und 
bedeuten,  dass  er  namentlich  bei  konkurrirenden  Beziehungen  anderer  Ressorts 
nur  unter  Beobachtung  der  Beschränkungen,  welche  diese  Anordnungen  aus- 
sprechen, in  Thätigkeit  zu  treten  hat. 
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anstalten  und  anderweitige  Einrichtungen  im  Interesse 
des  Gesundheitswesens *)  zu  beaufsichtigen;  auch  hat  er 
über  das  Apotheken-  und  Hebammenwesen,  über  die 
Heilgehülfen  und  anderes  Hilfspersonal  des  Gesund- 
heitswesens die  Aufsicht  zu  führen; 
4.  den  zuständigen  Behörden  Vorschläge  zur  Abstellung 
von  Mängeln  zu  machen,  auch  für  die  öffentliche  Ge- 
sundheit geeignete  Massnahmen  in  Anregung  zu 
bringen.^ 
§  7.     Der  Landrath   sowie    die  Ortspolizeibehörde   sollen 

vor  Erlass  von  Polizeiverordnungen  und  sonstigen  allgemeinen 

Anordnungen,    welche    das    Gesundheitswesen    betreffen,    den 

Kreisarzt  hören.*) 

Ist  die  Anhörung  unterblieben,  so  ist  dem  Kreisarzt  von 

dem   Erlasse   der   Polizeiverordnung    oder  Anordnung   alsbald 

Mittheilung  zu  machen.*) 


1)  Zu  den  der  Beaufsichtigung  des  Kreisarztes  unterstellten  »Heilanstalten 
und  anderweitigen  Einrichtungen  im  Interesse  des  Gesundheits- 
wesens"  gehören  insbesondere  die  öffentlichen  und  Privat-Krankenanstalten,  die 
Entbindungs-,  Irren-  und  Pflegeanstalten,  einschliesslich  der  Krankenstationen  der 
Erziehungs-,  Bewahr-  und  Altersversorgungs-Institute,  die  Waisen-  und  Armen- 
häuser. Auch  die  Aufgaben,  welche  die  Schul-  und  Wohnungshygiene  dem 
Kreisarzte  auferlegen,  smd  hierher  zu  rechnen.  Betreffs  des  ihm  zu  diesem 
Zwecke  eingeräumten  Besichtigungsrechtes  s.  §  39  der  Dienstanweisung. 

^  Bei  Ausübung  dieser  Anregungsbefugniss  und  Anregungs- 
pflicht wird  der  Kreisarzt  es  sich  besonders  angelegen  sein  lassen  müssen,  durch 
sichere  und  überzeugende  Begründung  wohldurchdachter  Vorschläge  und  An- 
passung derselben  an  die  gegebenen  Verhältnisse  das  Interesse  der  Behörden 
lür  seine  Pläne  und  deren  Durchführung  zu  gewinnen. 

In  dem  Entwurf  war  hier  »betheiligte«  statt  ifzuständige«  Behörden  ge- 
sagt ;  jedenfalls  sind  darunter  aber  nicht  nur  die  im  §  1  Abs.  2  und  im  Abs.  1 
des  §  6  genannten  Behörden  gemeint,  deren  Aufträgen  und  Ersuchen  der  Kreis- 
arzt Folge  zu  leisten  hat  (s.  vorher.  Anm.  4,  S.  129),  sondern  auch  die  Orts- 
polizeibehörden. 

'}  Die  Verpflichtung  des  Landraths  und  der  Ortspolizeibehörde, 
vor  Erlass  von  Polizeiverordnungen  und  sonstigen  allgemeinen  Anord- 
nungen, welche  das  Gesundheitswesen  betreffen,  in  der  Kegel  den  Kreisarzt  zu 
hören,  entspricht  sowohl  der  Stellung  des  Kreisarztes  als  des  technischen  Oe- 
sundheitsbeamten  des  Bezirks,  als  auch  dem  Grundgedanken  des  Entwurfs,  den 
Kreisarzt,  statt  ihn  von  den  Organen  der  allgemeinen  Landesverwaltung  loszulösen, 
noch  enger  an  dieseloen  anzugliedern.  Auen  kommt  die  Bestimmung  einem  sach- 
lichen Bedürfniss  entg^en,  indem  sie  den  Erlass  gesundheitlich  einwandsfreier  Ver- 
ordnungen sichert  und  zur  Hebung  der  Stellung  des  Gesundheitsbeamten  im 
Kreise  in  wirksamer  Weise  beiträgt.  Unter  den  Anhörungs zwang  fallen 
nicht  nur  die  Polizeiverordnungen,  sondern  auch  solche  Anordnungen  all- 
gemeiner Natur,  welche  von  dem  Landrathe  oder  der  Ortspolizeibehörde 
ausserhalb  des  Gebiets  des  Polizeiverordnungsrechts  und  ohne  Beobachtung 
der  für  Polizeiverordnungen  vorgeschriebenen  Formalien  erlassen  werden,  z.  B. 
Bekanntmachungen  belehrenden,  rathertheilenden  Inhalts  auf  sanitärem  Gebiet, 
generelle  Bestimmungen  über  das  Hebammenwesen  u.  s.  w.  Es  handelt 
sich  hierbei  aber  nur  um  eine  instruktioneile  Vorschrift,  deren  Nichtbeachtung 
für  die  Rechtsgültigkeit  der  erlassenen  Polizeiverordnungen  ohne  Bedeutung  ist. 

*)  Die  im  Absatz  2  zugelassene  Ausnahme  ist  selbstverständlich,  da  die 
Anhörungspflicht  ihre  Grenzen  zu  flnden  hat,  wo  em  schleuniges  Vorgehen 
geboten  ist  und  mit  der  durch  die  Anhörung  bewirkten  Verzögerung  die 
ernstliche  Gefahr  einer  erheblichen  Schädigung  der  Interessen  des  Gemeinwohls 
verbunden  sein  würde.  Die  alsbaldige  Benachrichtigung  soll  zur  Orientirung 
des  Kreisarztes  dienen  und  ihm  zur  nachträglichen  Geltendmachung  etwaiger 
Bedenken  ausreichende  Gelegenheit  geben. 
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§  8.  Bei  Gefahr  im  Verzuge  kann  der  Kreisarzt,  wenn 
ein  vorheriges  Benehmen  mit  der  Ortspolizeibehörde  nicht  an- 
gängig ist,  die  zur  Verhütung,  Feststellung,  Abwehr  und  Unter- 
drüdcung  einer  gemeingefährlichen  Krankheit  erforderlichen 
vorläufigen   Anordnungen  treffen*). 

Diesen  Anordnungen  hat  der  Gemeindevorstand  Folge  zu 
leisten  2). 

Die  getroffenen  vorläufigen  Anordnungen  sind  den  Be- 
theiligten durch  den  Klreisarzt  entweder  zu  Protokoll  oder  durch 
schriftHche  Verfügung  zu  eröffnen*). 

Die  vorläufigen  Anordnungen  sind  dem  Landrath  und  der 
Ortspolizeibehörde  sofort  mitzutheilen.  Sie  bleiben  so  lange  in 
Kraft,  bis  von  der  zuständigen  Behörde  anderweitige  Verfügung 
getroffen  wird*). 


»)  Die  dem  Kreisarzt  hier  gegebene  beschränkte  obrigkeitliche  An- 
ordnungsbefugniss  ist  ihm  auch  im  Reichsgesetz  betreffend  die  Be- 
kämpfung gemeingefährlicher  Krankheiten  eingeräumt.  Auch  andere  technische 
Beamte  z.  B.  die  Thierärzte  (Viehseuchengesetz  und  Ausführungsgesetz  dazu), 
Oewerbeaufsichtsbeamte  (§  139  b  der  Gewerbeordnung)  besitzen  eine  derartige 
Befugniss,  von  der  übrigens  die  Kreisärzte  voraussichtlich  nur  ausnahmsweise  Ge- 
braudi  machen  werden,  da  bei  ihrem  Eingreifen  wohl  in  der  Regel  ein  Vertreter  der 
Ortspolizeibehörde  zugegen  oder  wenigstens  unschwer  zu  erreichen  sein  wird. 

Von  welcher  Art  die  zu  treffenden  Anordnungen  sind,  richtet  sich 
nach  der  Beschaffenheit  des  Einzelfalles;  sie  hängen  von  der  pflichtgemässen 
Beurtheilung  des  Kreisarztes  ab,  der  aber  hier  nidit  nur  mit  den  bestehenden 
Vorschriften,  sondern  auch  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  um  so  mehr  rechnen 
muss,  als  es  sich  nur  um  »vorläufige',  von  der  zuständigen  Behörde  nach- 
träglich zu  sanktionirende  Massnahmen  handelt.  Ein  Einereifen  in  das  eigentliche 
Heilverfahren  liegt  ausserhalb  der  Zuständigkeit  des  Iveisarztes;  dagegen  hat 
er  darauf  zu  dringen,  dass  für  ärztliche  Behandlung,  Wartung  und  Pflege  der 
Kranken  u.  s.  w.  Sorge  getragen  wird. 

Die  Anordnungstefugniss  ist  auf  die  zur  Verhütung,  Feststellung,  Ab- 
wehr und  Unterdrückung  einer  „gemeingefährlichen"  Krankheit  erforder- 
lichen Massnahmen  beschränkt,  ausserdem  muss  Gefahr  im  Verzuge  voriiegcn.  Im 
Gesetzentwurfwar  •ansteckende-  Krankheit  gesagt;  der  Begriff:  »gemeingefähriich« 
geht  weiter;  es  fallen  darunter  z.  B.  auch  andere,  nicht  ansteckende,  aber  weitere 
volkskrdse  gefährdende  Krankheiten,  wie  Trichinose,  Massenerkrankungen  durch 
Fleischvergiftungen  u.  s.  w.  Insbesondere  deckt  er  sich  nicht  mit  den  im 
Reichsseudiengesetz  genannten  Krankheiten:  Lepra,  Cholera,  Flecktyphus,  Gelb- 
fieber, Pest  und  Pocken. 

«)  Der  Gemeindevorstand  hat  nicht  erst  zu  prüfen,  ob  und  in  welchen  Fällen  er 
den  Anordnungen  nachkommen  soll,  sondern  denselben  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

»)  Die  im  Absatz  2  geforderte  „schriftliche  Verfügung"  schafft  eine 
durch  die  Sicherheit  des  Verfahrens  bedingte  zuverlässige  Rechtsgrundlage  und 
beruht  auf  dem  Bedürfnisse,  ein  unzweideutiges,  formales  Unterscheidungs- 
merkmal zu  besitzen  zwischen  den  mit  strafgesetzlich  geschützter  Wirkung 
versehenen  eigentlichen  polizeilichen  Anordnungen  des  Kreisarztes  und  blossen 
Rathsch  lägen  oder  sonst  unpräjudiziriichen  Meinungsäusserungen  des  Sach- 
verständigen. Aus  diesem  Grunde  verlangt  das  Gesetz  für  die  kreisärztlichen 
Anordnungen  die  Beobachtung  der  schriftlichen  oder  protokollarischen  Form, 
da  der  Inhalt  der  Anordnung  eventuell  die  Grundlage  für  ein  Strafverfahren 
bilden  kann  und  daher  einwandfrei  festzustellen  sein  muss.  Eine  gleiche  Be- 
stimmung ist  im  §  9  des  Reichsseuchengesetzes  getroffen.  Selbstverständlich 
kann  die  Anordnung  gleich  an  Ort  und  Stelle  zu  Papier  gebracht  und  dem 
Betheiligten  ausgehändigt  werden. 

*)  Finden  die  Anordnungen  nicht  die  Zustimmung  der  an  sich  zuständigen 
Behörde,  so  ist  dieselbe  berechtigt,  die  Anordnung  aufzuheben  oder  durch  eine 
anderweitige  Verfügung  zu  ersetzen.  Zuständig  ist  hierfür  nicht  etwa  nur  der 
Regierungspräsident,  sondern  auch  Ortspolizeioehörde  und  Landrath,  also  die 
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Wer  den  von  dem  Kreisarzt  getroffenen  vorläufigen  An- 
ordnungen zuwiderhandelt,  wird,  sofern  nicht  die  Vorschrift 
des  §  327  des  Reichsstrafgesetzbuchs  Platz  greift,  mit  Geld- 
strafe bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft  bestraft i). 

§  9.   Der  Kreisarzt  ist  der  Gerichtsarzt  ^  seines  Amtsbezirks. 

Wo  besondere  Verhältnisse  es  fordern,  kann  die  Wahr- 
nehmung der  gerichtsärztlichen  Geschäfte  besonderen  Gerichts- 
ärzten übertragen  werden*). 

3.  Abschnitt:  Die  QesandheltskominlMloiien^). 

§  IG.    Für  jede  Gemeinde^)  mit  mehr  als  5000  Einwohnern 
ist  eme  Gesundheitskommission  zu  bilden. 


Behörde^  an  deren  Stelle  der  Kreisarzt  die  Anordnunc:  getroffen  hat.  Selbst- 
verständlich steht  dem  Kreisarzt  das  Recht  zu,  im  Falle  der  Abänderung  oder 
Ausserkraftsetzung  seiner  Anordnung  durch  die  Ortspolizeibehörde  oder  den 
Landrath  die  Entscheidung  des  R^erungspräsidenten  anzurufen. 

^)  Die  Strafandrohung  im  Absatz  4  steht  im  Zusammenhange  mit  der 
Vorschrift  des  §  327  des  Strafgesetzbuches,  wonach  die  wissentliche  Verletzung 
von  Absperrungs-  oder  Einfuhrverboten,  welche  von  der  zuständigen  Behörde 
zur  Verhütung  des  Einfahrens  oder  Verbreitens  einer  ansteckenden  Krankheit 
angeordnet  worden  sind,  mit  Gefäneniss  bis  zu  zwei  Jahren  oder,  wenn  in  Folge 
dieser  Verletzung  ein  Mensch  von  der  ansteckenden  Krankheit  eigriffen  worden 
ist,  mit  Oefän&;nissstrafe  von  drei  Monaten  bis  zu  drei  Jahren  bestraft  wird. 
Diese  Vorschrift  ist  jedoch  auf  die  in  ihr  näher  bezeichneten  Anordnungen  der 
zuständigen  Behörden  beschränkt  und  nur  anwendbar,  wenn  eine  wissentliche 
Verletzung  derselben  vorliegt;  sie  setzt  also  sowohl  die  Kenntniss  von  der 
ergangenen  Anordnung,  als  auch  das  Bewusstsein  der  Strafbarkeit  ihrer  Ueber- 
tretung  voraus.  Demgegenüber  trifft  die  Strafbestimmung  im  §  8  auch  die- 
jenigen Falle,  in  welchen  andere  als  die  im  §  327  Absatz  1  des  Strafgesetz- 
buchs aufgerührten  Massm^eln  in  Frage  kommen  und  vor  allem  diejenigen,  in 
denen  zwar  eine  vorsätzliche,  aber  ohne  Kenntniss  der  ergangenen  Anordnung 
erfolgte  Verletzung  vorli^,  sowie  wenn  die  Zuwiderhandlung  auf  Unachtsamkeit, 
Vereesslichkeit,  f^hrlässigkeit  beruht.  Eine  gleiche  Strafbestimmung  ist  auch 
im  §  46  des  Reichsseuchengesetzes  vorgesehen. 

^  Ueber  die  Bedeutung  des  Wortes  „Gerichtsarzt"  vergl.  §§  73  Abs.  2, 
75,  87  der  Strafprozessordnung,  und  §§  404  Abs.  2,  407  der  Zivilprozess- 
ordnung in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
20.  Mai  1898  (s.  S.  13  u.  folg.  des  1.  Bandes). 

^  Die  bisherige  Verbindung  der  gerichtsärztlichen  und  kreisärztlichen 
Geschäfte  in  einer  Person  hat  sich  prafiisch  durchaus  bewährt  und  Unzu- 
träglichkeiten nicht  hervoiverufen.  Deshalb  ist  der  vereinzelt  erhobenen 
Forderung  nach  Anstellung  besonderer  Gerichtsärzte  nur  insoweit  stattgegeben, 
als  für  besondere  Verhältnisse,  insbesondere  für  einzelne  Grossstädte  die  Wahr- 
nehmung der  gerichtsärztlichen  Geschäfte  „besonderen  Gerichtsärzten" 
übertragen  werden  kann,  wie  dies  schon  früher  vereinzelt  der  Fall  war.  Im 
Ganzen  sind  bis  jetzt  besondere  Gerichtsärzte  angestellt  in  Berlin  3,  sowie  für 
Niederbamim,  Breslau  (Land,  Wohlau  und  Neumarkt),  Liegnitz  (Stadt  und  Land, 
Lüben),  Beuthen  (Stadt  und  Land,  Tamowitz,  Königshütte,  Kattowitz,  Stadt  und 
Land),  Gldwitz  (Stadt  und  Land,  Zabrze  und  Piess),  Mac^deburg,  Altona 
(Altona  und  Pinneberg),  Hannover  (Stadt  und  Land,  Linden  und  Neustadt  a.  R.), 
Dortmund  (Stadt  und  Land),  Bochum  (Stadt  und  Land),  Frankfurt  a.  M., 
Düsseldorf  (Stadt  und  Land),  Elberfeld  (und  Barmen)  und  Cöln  je  einer;  hier- 
zu kommen  noch  sechs  ausserordentliche  Professoren  für  gerichtliche  Medizin  in 
Königsberg  i.  Pr.,  Berlin,  Breslau,  Halle,  Marburg  und  Bonn,  die  gleichzeitig  die 
fi^richtsärztlichen  Geschäfte  wahrnehmen.  Siehe  auch  S.  125  und  §  43  der 
Dienstanweisung. 

*)  Siehe  die  Geschäftsanweisung  für  die  Qesundheitskommissionen  vom 
13.  März  1901. 

*)  Für  „jede"  Gemeinde  mit  mehr  als  5000  Einwohner,  ohne  Unterschied, 
ob  Stadt-  oder  Landgemeinde,  da  die  Verhältnisse  in  grösseren  ländlichen  Ge- 
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Die  Zusammensetzung  und  Bildung  dieser  Kommission 
erfolgt  in  den  Städten  in  Gemässheit  der  in  den  Städte- 
ordnungen  für  die  Bildung  von  Kommissionen  (Deputationen) 
vorgesehenen  Bestimmungen  *). 

In  grosseren  Städten  können  die  städtischen  Behörden 
ünterkommissionen  für  einzelne  Bezirke  bilden;  der  Minister 
der  Medizinalangelegenheiten  ist  ermächtigt,  es  bei  der  bis- 
herigen Einrichtung  der  Sanitätskommissionen  zu  belassen  2). 

In  ländlichen  Gemeinden  befindet  der  Landrath  über  die 
Zusammensetzung,  die  Mitgliederzahl  und  den  Geschäftsgang 
der  Kommission.  Die  Mitglieder  verwalten  ihr  Amt  als 
Ehrenamt 

Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Verpflichtung  zur 
Annahme  und  über  die  Befugniss  z\ir  Ablehnung  von  Gemeinde- 
ämtern finden  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  die  Aus- 
übung der  ärztlichen  Praxis  nicht  als  Ablehnungsgrund  gilt^). 

Der  Kreisarzt  kann  an  allen  Sitzungen  der  Gesundheits- 
kommission theilnehmen  und  darf  jederzeit  die  Zusammen- 
berufung derselben  verlangen*). 

meinden  denen  der  Stadt  meist  so  gleich  geartet  sind,  dass  kein  Orund  vorliegt, 
sie  hinsichtlich  der  Einrichtung  des  Gesundheitswesens  anders  als  die  Städte  von 
gleicher  Einwohnerzahl  zu  behandeln. 

^)  Ueber  die  Zusammensetzung  und  Bildung  der  in  Gemässheit 
der  Städteordnun^  zu  bildenden  Kommissionen  (Deputationen)  s.  An- 
merkung 1  auf  Seite  60. 

2)  Die  dem  Minister  im  Abs.  3  ertheilte  Ermächtigung,  es  bei  der 
bisherigen  Einrichtung  der  Sanitätskommission  zu  belassen,  ist  hauptsächlich 
aus  Rücksicht  auf  Berlin  getroffen  und  thatsächlich  auch  nur  für  diese  Stadt  und 
Charlottenburg  davon  Gebrauch  gemacht.  Es  sind  demgemäss  für  diese  beiden 
Städte  die  bestehenden  Bestimmungen  des  Regulativs  vom  8.  August  1835  be- 
treffend sanitätspolizeiliche  Vorschnften  bei  ansteckenden  Krankheiten,  in  Kraft 
geblieben: 

„§  3.    Die  Sanitäts-Kommissionen  sind  zusammenzusetzen: 

a)  aus  dem  zugleich  den  Vorsitz  führenden  Vorstande  der  Ortspolizei- 
behörde, und  wo  dieselbe  nicht  zugleich  die  Kommunalbehörae  ist, 
auch  aus  dem  Vorstande  oder  einem  von  demselben  zu  deputirenden 
Mitgliede  der  letzteren; 

b)  aus  einem  oder  mehreren  von  der  Ortspolizeibehörde  zu  bestimmen- 
den Aerzten; 

c)  aus  mindestens  3  von  den  Vertretern  der  Kommune  —  Stadtverordneten 
oder  Gemeinderath  —  zu  erwählenden  geeigneten  Einwohnern  der  Stadt; 

d)  in  Gamisonorten  ausserdem  noch  aus  einem  oder  mehreren  von  den 
Militarbefehlshabem  zu  bestimmenden  Offizieren  und  einem  oberen 
Militärarzte. 

§  4.    Ob  in  grösseren  Städten  ausser  der  Sanitäts-Kommission  noch 
besondere,  derselben   untergeordnete   Spezial-(Schutz-  oder  Re- 
vier-) Kommissionen  zu  bilden  sind,  hängt  von  der  Ortspolizei- 
behörde ab.    Zu  jeder  dieser  Spezialkommissionen   muss  wenigstens 
ein   Arzt  oder  Wundarzt,  ein  Polizei-  oder  Kommunalbeamter  und 
mehrere  von  den  Vertretern  der  Kommune  zu  erwählende  Mitglieder 
derselben  gehören." 
Die   Ausnahmebestimmung  in  §  10,  Abs.  3  bezieht  sich  aber  nur  auf 
die  Zusammensetzung  der  Kommissionen;   ihre  Rechte  und  Obliegenheiten 
sowie  die  Rechte  des  Kreisarztes  den   Kommissionen  g^euüber  regeln  sich 
dagegen  nach  den  Vorschriften  des  Kreisarztgesetzes. 

8)  Massgebend  sind  §  65  der  Landgemeinde-  und  §  74  der  Städteordnung, 
die  ihrem  Inhalte  nach  übereinstimmen;  s.  Anm.  2  auf  S.  57. 

*)  Der  Kreisarzt  kann  nur  die  Berufung  der  Kommission  durch  den 
Vorsitzenden   verlangen,  besitzt   also  nicht  das  Recht,  sie  selbst   einzuberufen. 


—    135    - 

In  allen  Verhandlungen  der  Gesundheitskommission  hat  der 
Kreisarzt  berathende  Stimme  und  muss  jederzeit  gehört  werden^). 
§  II.    Die  Gesundheitskommission  hat  die  Aufgabe: 

1.  von  den  gesundheitlichen  Verhältnissen  des  Ortes  durch 
gemeinsame  Besichtigungen  sich  Kenntniss  zu  verschaffen 
und  die  Maassnahmen  der  Polizeibehörde,  insbesondere 
bei  der  Verhütung  des  Ausbruchs  oder  der  Verbreitung 
gemeingefährlicher  Krankheiten,  in  geeigneter  Weise 
(Untersuchung  von  Wohnungen,  Belehrung  der  Bevölke- 
rung u.  s.  w.)  zu  unterstützen; 

2.  über  alle  ihr  von  dem  Landrath,  von  der  Polizeibehörde 
und  dem  Gemeindevorstande  vorgelegten  Fragen  des 
Gesundheitswesens  sich  gutachtlich  zu  äussern; 

3.  diesen  Behörden  Vorschläge  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
sundheitswesens zu  machen.2) 

§  12.  In  Gemeinden  mit  5000  oder  weniger  Einwohnern 
kann  eine  Gesundheitskommission  gebildet  werden;  in  Städten 
muss  dieselbe  gebildet  werden,  wenn  der  Regierungspräsident 
sie  anordnet  In  Landgemeinden  kann  sie  von  dem  Landrath 
im  Einverstandniss  mit  dem  Kreisausschuss  angeordnet  werden!') 

Auf  diese  Kommissionen  finden  die  Vorschriften  der  §§  10 
und  II  entsprechende  Anwendung. 

3.  Abschnitt:  üebersang:»"  and  Schlussbestlmmungen. 

§  13.  Innerhalb  des  der  Zuständigkeit  des  Polizeipräsi- 
denten von  Berlin  unterstellten  Bezirks  tritt  dieser  an  die  Stelle 
des  Regierungspräsidenten- 

In  der  Befugniss  zur  Teilnahme  an  allen  Sitzungen  der  in  seinem  Kreise 
befindlichen  Gesundheitskommissionen  liegt  gleichzeitig  eine  Reisebefugniss  ohne 
besonderen  Auftrag. 

*)  In  dem  Gesetzentwurf  war  dem  Kreisarzt  »volles  Stimmrecht"  ein- 
geräumt; dieses  Recht  ist  aber  in  Folge  lebhaften  Widerspruchs,  namentlich 
der  grösseren,  im  Herrenhause  vertretenen  Städte,  von  dem  letzteren  gestrichen. 

^  Betreffs  der  Aufgaben  der  Gesundheitskommission  s.  die  An- 
weisung vom  13.  März  1901.  Die  im  Gesetzentwurf  vorgesehene  Bestimmung,  wo- 
nach die  Oesundheitskommissionen  von  dem  Landrath  und  der  Ortspolizeibenörde 
vor  Erlass  von  Polizeiverordnungen  wie  sonstigen  allgemeinen  Anordnungen, 
die  das  Gesundheitswesen  betrenen,  gehört  werden  sollten,  ist  vom  Landtage 
abgelehnt. 

»)  Die  B^:ründung  sagt  hierzu:  »Die  einfacheren  Verhältnisse  in  den 
kleinen  Städten  und  Landgemeinden  lassen  das  Bedürfniss  nach  einem  ständigen 
Qesundheitskollegium  weniger  in  den  Vordergrund  treten;  jedenfalls  ist  ein 
solches  Organ  für  das  platte  Land  in  vielen  Fällen  entbehrlich,  und  in  kleinen 
Gemeinden  schon  wegen  Mangels  geeigneter  Persönlichkeiten  auch  seine  Bildung 
schwer  durchführbar.  Es  empfiehlt  sich,  die  Einrichtung  in  kleinen  Städten 
und  Landgemeinden  nur  da  einzuführen,  wo  ein  Bedürfniss  dafür  vorliegt,  und 
dieselbe  praktisch  möglich  ist.  Sind  diese  Voraussetzungen  gegeben,  so  ist  es 
unbedenklich,  für  Stadtgemeinden  dem  R^erungspräsidenten  das  Recht  einzu- 
räumen, die  Bildung  der  Gesundheitskommission  anzuordnen.  In  Landgemeinden 
wird  dieses  Recht  zweckmässig  dem  Landrathe  im  Einvernehmen  mit  dem  Kreis- 
ausschusse beigelegt.  Von  diesen  Ausnahmen  abgesehen,  hat  der  Entwurf  für 
diese  Gemeinwesen  nur  die  fakultative  Bildung  einer  Gesundheitskommission 
in's  Auge  gefasst.«  Die  Bestimmung  bedeutet  insofern  eine  Verechlechterung 
gegenüber  den  bisherigen  Bestimmungen,  als  der  Landrath  und  durch  diesen 
der  Regierungspräsident  auch  in  allen  Landgemeinden  unter  5000  Einwohnern  die 
Bildung  von  Gesundheitskommissionen  ohne  Einverstandniss  mit  dem  Kreisaus- 
schuss anordnen  konnte. 
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In  den  HohenzoUemschen  Landen  tritt  an  die  Stelle  des 
Landraths  der  Oberamtmann,  an  die  Stelle  des  Kreises  der 
Oberamtsbezirk  und  an  die  Stelle  des  Kreisausschusses  der 
Amtsausschuss. 

§  14.  Die  Kreisphysikate  und  Kreiswundarztstellen  werden 
aufgehoben. 

§  15.  Medizinalbeamte,  welche  bei  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  dienstlich  nicht  verwendet  werden,  bleiben  während 
eines  Zeitraumes  von  5  Jahren  zur  Verfügung  des  zustandigen 
Ministers  und  werden  auf  einem  besonderen  Etat  geführt  Die- 
selben beziehen  während  dieses  Zeitraumes  ihre  bisherige  Be- 
soldung unverkürzt  weiter  und  ausserdem  jährlich  die  Hälfte 
der  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre  für  dienstliche 
Verrichtungen  ihnen  zugeflossenen  Gebühren  bis  zum  Höchst- 
betrage von  jährlich  2000  Mark.*) 

Die  Beamten,  welche  während  des  fünfjährigen  Zeitraumes 
eine  etatsmässige  Anstellung  nicht  erhalten,  treten  nach  Ablauf 
desselben  in  den  Ruhestand  2)  und  erhalten  ohne  Rücksicht  auf 
die  Dauer  der  Dienstzeit  eine  Pension  in  Höhe  von  drei  Vier- 
theilen der  Besoldung  und  der  gemäss  Abs.  i  festgesetzten 
Entschädigung. 

§  16.  Die  bestehenden  Sanitätskommissionen,  insbesondere 
diejenigen  aus  dem  Regulativ  vom  8.  August  1835  (Gesetzsamml. 

1)  Im  Gesetzentwurf  war  für  die  zur  Verfügung  gestellten  Beamten  ausser 
der  Forteewährung  ihres  Gehaltes  als  Wartegeld  keine  oesondere  Entschädigung 
für  die  innen  aus  dienstlichen  Verrichtungen  zugeflossenen  Gebühren  vorgesehen  ; 
diese  Bestimmung  ist  erst  von  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  vor- 
geschlagen und  dann  von  beiden  Häusern  des  Landtages  angenommen,  nach- 
dem auch  die  Staatsregierung  ihre  Zustimmung  dazu  erklärt  hatte.  Bei  der 
weiteren  Ausführung  des  Gesetzes  hat  sich  dann  gezeigt,  dass  die  für  das 
Wartegeld  anrechnungsfähigen  Gebühren  (als  solche  sind  nur  die  von  voll- 
besoldeten Kreisärzten  nach  §  120  der  Dienstanweisung  an  die  Staatskasse  ab- 
zuführenden ausschliesslich  amtsärztlichen  Gebühren  anzusehen)  sich  durch- 
schnittlich weit  niedriger  stellten,  als  bei  der  Berathun^  des  Qesetses  scheinbar 
allseitig  angenommen  war.  Im  Ganzen  sind  86  Kreisphysiker  und  94  Kreisr 
Wundärzte  zur  Verfügung  gestellt;  das  Wartegeld  der  ersteren  betrug  durdi- 
schnittlich  nur  1219  Mark  (also  nur  319  Mark  für  Gebühren),  dasjenige  der 
letzteren  672  Mark  (also  nur  72  Mark  für  Gebühren).  Nur  Va  der  Kreisphysiker 
hatte  jenen  Durchschnittssatz  überschritten  und  von  diesen  bezogen  wiederum 
noch  nicht  die  Hälfte  mehr  als  1500  Mark  Wartegeld.  Thatsädilich  war  in 
Folge  dessen  eine  Anzahl  der  zur  Verfügung  gestellten  Physiker  in  eine  be- 
drängte Lage  gerathen,  sodass  sich  die  Staatsregierung  in  dankenswerter  Weise 
veranlasst  gesehen  hat,  eine  Summe  von  50000  Mark  zur  Unterstützung  der 
betreffenden  Beamten  in  den  Etat  für  1902  einzustellen.  Im  Abgeordneteiuiause 
wurde  dann  ein  von  allen  Parteien  unterstützter  Antrag  gestellt,  diese  Summe 
in  der  Weise  zu  verwenden,  dass  allen  ehemaligen  zur  Verfügung  gestellten 
Kreisphysikem  mindestens  ein  Wartegeld  von  1500  Mark  gewährt  und  der  ver- 
bleibende Rest  zu  festen  Unterstützungen  an  diese  auf  Grund  einmaliger  Prüfung 
der  Verhältnisse  benutzt  werden  sollte.  Dieser  Antrag  wurde  zwar  von  der 
Staatsregierung  als  unvereinbar  mit  dem  Wortlaut  des  Kreisarztgesetzes  bezeichnet, 
da  dasselbe  nur  einen  Höchst-  und  keinen  Mindestbetrag  vorsehe,  aber  gleichzeitig 
erklärt,  dass  der  in  dem  Antrag  zum  Ausdruck  gebrachte  Wunsch  nach  Möglichkeit 
berüclßichtigt  werden  sollte,  soweit  die  betreffenden  Beamten  unterstützungs- 
bedürftig sind.    Thatsächlich  ist  dies  auch  geschehen. 

2)  Dadurch,  dass  die  zur  Verfügung  gestellten  Beamten  Wartegelder  er- 
halten und  nach  5  Jahren  in  den  Ruhestand  treten,  ist  auch  ihre  Pensions- 
berechtigung und  damit  die  Relikten  Versorgung  für  ihre  Hinterbliebenen 
gesetzlidi  anerkannt. 
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S.  240)  werden  unbeschadet  der  Vorschrift  des  §  10  Abs.  3  auf- 
gehoben.1) 

§  17,  Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  wird  durch  Königliche  Verordnung  bestimmt^) 

Der  Minister  der  Medidnalangelegenheiten  erlässt,  und 
zwar  soweit  das  Ressort  des  Finanzministers  oder  des  Ministers 
des  Innern  betheiiigt  ist,  in  Gemeinschaft  mit  diesen,  die  zur 
Ausführung  des  Gesetzes  erforderlichen  Bestimmungen. 

Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte 

vom  23.  März  1901. 

Abtheilung  I. 

Amtliche  Stellung  und  Personal-Angelegenheiten  des  Kreisarztes. 

Abschnitt  1:    Dienstliche  Stellung  im  Allgemeinea, 

Allgemeine    Amtspflichten. 

§.  I.  Der  Kreisarzt  ist  der  staatliche  Gesundheitsbeamte  des 
Kreises  und  als  solcher  der  technische  Berather  des  Landraths,  in 
Stadtkreisen  der  Polizeibehörde  (§  i  d.  G.).^) 

Der  Kreisarzt  ist  femer  der  Gerichtsarzt  seines  Amtsbezirks.  Wo 
besondere  Verhältnisse  es  erfordern,  kann  die  Wahrnehmung  der 
gerichtsärztlichen  Geschäfte  besonderen  Gerichtsärzten  übertragen 
werden  (§  9  d.  G.).  Die  besonderen  Gerichtsärzte  werden  als  nicht 
vollbesoldete  Kreisärzte  angestellt  (vergl.  §  25  d.  Anw.).*) 

Amtsbezirk   und   Amtssitz. 

§  2.  Der  Amtsbezirk  des  Kreisarztes  ist  in  der  Regel  der  Kreis. 
Grössere  Kreise  können  in  mehrere  Kreisarztbezirke  zerlegt,  kleinere 
zu  einem  Kreisarztbezirke  zusammengelegt,  auch  einzelne  Theile  eines 
Kreises  einem  benachbarten  Kreisarztbezirke  zugescfhlagen  werden 
(§  4  4.  G.)fi) 

Der  Amtssitz  ist  der  Sitz  des  Landraths.  Ausnahmen  sind  mit 
Genehmigung  des  Ministers  der  Medizinalangelegenheiten  gestattet. 
Dieser  bestimmt  auch  den  Amtssitz  des  Kreisarztes,  wenn  der  Amts- 
bezirk mehrere  Kreise  umfasst. 

Voraussetzungen   der   Anstellung   als   Kreisarzt. 
§  3.  Die  Anstellung  als  Kreisarzt  erfordert  (§  2  d.  G.): 

1.  den  Nachweis  der  Approbation  als  Arzt; 

2.  den  Erwerb  der  medizinischen  Doktorwürde  bei  einer  preussi- 


*)  Siehe  Anmerkung  2  auf  S.  134. 

^  Die  betreffende  Königliche  Verordnung  vom  4.  März  1902  lautet: 
Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  Könijg  von  Preussen  u.  s.  w.  ver- 
ordnen auf  Grund  des  §  17  des  Gesetzes  betreffend  die  Dienststellung 
des  Kreisarztes  und  die  Bildung  von  Gesundheitskommissionen,  vom 
16.  September  1899  (Gesetzsamml.  S.  172),  was  folgt: 
Einziger  Paragraph. 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Dienststellung  des  Kreisarztes  und  die 
Bildung  von  Qesundheitskommissionen,  vom  16.  September  1899  (Ge- 
setzsamml. S.  172)  tritt  am  1.  April  1901  in  Kraft. 
Betreffs  •Polizeibehörde«  siehe  Anm.  4  auf  S.  125. 
Siehe  auch  S.  125,  sowie  Anm.  2  u.  3  auf  S.  133  u.  §  43  der  Dienst- 
anweisung. 

»)  Siehe  Anm.  4  auf  S.  128. 


i 
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sehen  Universität.  Ueber  die  Zulassung  der  Doktorwürde, 
welche  bei  einer  anderen  Universität  erworben  ist,  entscheidet 
der  Minister  der  Medizinalangelegenheiten ;  i) 

3.  das  Bestehen  der  kreisärztlichen  Prüfung.  Die  Voraussetzungen 
für  die  Zulassimg  zu  dieser  regeln  sich  nach  Massgabe  der 
Prüfungs-Ordnung ; 

4.  die  Ausübung  einer  fünfjährigen  selbstständigen  praktischen 
Thätigkeit  als  Arzt  nach  der  Approbation.*) 

Der  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  kann  mit  Rück- 
sicht auf  besondere  Verhältnisse  diesen  Zeitraum  abkürzen  und 
auch  eine  in  anderer  Art  verbrachte  ärztliche  Thätigkeit  zulassen.^) 

Die  von  dem  Minist,  der  Med.-Angel.  unter  dem  30.  März  1901  er- 
lassene Prflfniigsordnung  behufs  Brlangung  der  Beffthi^ng  zur  An- 
stellniig  als  Kreisarzt  lautet  wie  folgt: 

§  1.  Das  Zeugniss  über  die  Befähigung  zur  Anstellung  als  Kreisarzt 
wird  von  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegcnheiten  demjenigen  ertheilt, 
welcher  die  kreisärztliche  Prüfung  bestanden  hat 

§  2.  Die  kreisärztliche  Prüfung  wird  vor  der  Wissenschaftlichen  Depu- 
tation fOr  das  Medizinalwesen  in  Berlin  abgelegt. 

§  3.  Das  Gesuch  nm  Zulassung  zur  Pi»fnng  ist  an  den  zuständigen 
Regierungs-Präsidenten  zu  richten,  welcher  darüber  an  den  Minister  der  Medi- 
zinal-Angel^enheiten  berichtet*).  Dieser  entscheidet  über  die  Zulassung  des 
Kandidaten. 

Die  Zulassung  zur  Prüfung  darf,  wenn  der  Kandidat  die  ärztliche  Prüfung 
mit  »gut'  oder  »sehr  gut«  bestanden  hat,  nicht  vor  Ablauf  von  zwei,  in  den 
übrigen  Fallen  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  beantragt  werden*). 

§  4.   Dem  Zulassungsgesuche  sind  in  Urschrift  beizufügen: 

1)  Die  Approbation  als  Arzt; 

2)  die  Nachweise  über  den  Erwerb  der  medizinischen  Doktorwürde  bei  einer 
Universität  des  Deutschen  Reiches^).  Doktor-Diplom  und  Inaugural-Disser- 
tation^  sind  in  je  einem  Exemplar  beizufügen; 

3)  der  Nachweis,  dass  der  Kandidat  während  oder  nach  Ablauf  seiner  Studien- 
zeit an  einer  Universität  des  Deutschen  Reiches: 

a.  eine  Vorlesung  über  gerichtliche  Medizin  besucht; 

b.  mindestens  ein  Halbjahr  lang  an  der  psychiatrischen  Klinik  als  Prak- 
tikant mit  Erfolg  Thdl  genommen; 

c  einen  pathologisch-anatomischen,  einen  hygienischen   und  einen  ge- 
richtlich-medizinischen Kursus,  jeden  derselben  von  mindestens  drei- 


*)  Die  bei  einer  nichtpreussischen  Universität  im  Deutschen  Reiche 
erworbene  medizinische  Doktorwürde  ist  der  von  preussischen  Universitäten  er- 
theilten  mit  Bezug  auf  die  Zulassung  zur  kreisärztlichen  Prüfung  als  gleich- 
stehend zu  erachten.  Siehe  Bekanntmachung  des  Min.  der  Mediz.-Angel.  vom 
5.  Mai  1900;  Anm.  6  auf  S.  126. 

^  S.  Anmerkung  2  auf  S.  127. 

3)  Z.  B.  als  Assistenten  an  hygienischen  oder  gerichtsärztlichen  In- 
stituten u.  s.  w. 

*)  Von  dem  Regierungspräsidenten  ist  die  Vollständigkeit  und  Richtig- 
keit der  im  §  4  verlangten  Nachweise  zu  prüfen;  ausserdem  wird  der  Kreisarzt 
über  die  Qualifikation  des  Antragstellers  sowie  über  dessen  Verhalten  gehört. 

•)  Das  „praktische  Jahr"  wird   in  diese  Frist  künftig   mit  eingerechnet. 

®)  Siehe  Anmerkung  6  auf  S.  126. 

^  Die  Dissertation  muss  gedruckt  sein. 
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monatiger  Dauer,  in  einem  Universitätsinstitut  des  Deutschen  Reiches 
durchgemacht  hat.    Dieser  Nachweis  wird  durch  die  Zeugnisse  der 
Leiter  der  betreffenden  Kuise  erbracht*); 
4)  ein  eigenhändig  geschriebener  Lebenslauf,  in  welchem  der  Oang  der  Uni- 
versitätsstudien und  die  Beschäftigung  nach  Erlangung  der  Approbation 
darzulegen  ist 

Der  Zulassungsverfügung  wird  ein  Exemplar  der  gegenwärtigen  Prüfungs- 
ordnung beigefi|gt>). 

§  5.  Die  MlfiiQg  zerfällt  in  einen  schriftlichen  und  einen  praktisch- 
mündHchen  Theil. 

§  6.  Behufs  der  schriftlichen  Prüfung  hat  der  Kandidat  zwei 
wissenschaftliche  Ausarbeitungen  zu  lielem,  zu  welchen  die  Aufgaben  von  der 
Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Mediziiiahresen  gestellt  und  von  dem 
Minister  der  Medizinalangelegenheiten  dem  Kandidaften  zugleich  mit  der  Zu- 
lassungsverfügung zugestellt  werden. 

§  7.  Von  den  beiden  Aufgaben  ist  die  eine  aus  dem  Gebiete  d«r  Went- 
liehen  Gesundheitspflege,  die  andere  aus  dem  Gebiete  der  gerichtlichen  Medizin 
oder  der  Psychiatrie  zu  entnehmen. 

Bei  der  gerichtlich-medizinischen  oder  psychiatrischen  Aufgabe  ist  jedes- 
mal zugleich  die  Bearbeitung  eines  erdachten  gerichtlichen  Falles,  dessen  Gegen- 
stand besonders  vorgeschrieben  wird,  mit  vollständigem  Obduktions  -  Protokoll 
und  vorschriftsmässigem  Obduktionsbericht  zu  liefern. 

§  8.  Die  Ausarbeitungen  sollen  nicht  lediglich  Zusammenstellungen  von 
litterarischen  Veröffentlichungen  oder  Auszüge  aus  solchen  sein,  sondern  unter 
kritischer  Benutzung  der  Litteratur  selbstständige  wissenschaftliche  Leistungen 
darstellen,  welche  in  gedrängter  Kürze  die  gestellte  Aufgabe  klar  und  über- 
sichtlich lösen.  Der  Umfang  jeder  der  beiden  Ausarbeitungen  soll,  ungerechnet 
das  Obduktionsprotokoll  und  den  Obduktionsbericht,  sechzig  Bogenseiten  in  der 
R^el  nicht  überschreiten'). 

Die  Ausarbeitungen  müssen  sauber  und  leserlich  geschrieben,  geheftet, 
mit  Seitenzahlen  und  einer  vollständigen  Angabe  der  benutzten  litterarischen 
Hilfsmittel,  welche  auch  im  Text  regelrecht  an  den  betreffenden  Stellen  an- 
zuführen sind,  versehen  sein.  Sie  haben  am  Schlüsse  die  eigenhändig  ge- 
schriebene eidesstattliche  Versicherung  des  Kandidaten  zu  enthalten,  dass  er, 


1)  Die  Kurse  können  während  der  Universitätszeit  oder  auch  nach  der- 
selben zu  gleicher  Zeit  absolvirt  sein.  Eine  Zulassung  ohne  diesen  Nachweis 
wird  nicht  genehmigt,  auch  wenn  der  Antragsteller  in  seinem  Gesuch  erklärt, 
die  Kurse  noch  vor  Ablegung  der  mündlichen  Prüfung  durchmachen  zu  wollen. 

^)  Ausserdem  müssen  nach  dem  Min.-Erl.  vom  3.  Mai  1901  die  vor  dem 
L  April  1901  approbirten  Aerzte  gleich  in  ihrem  Meldungsgesuche  erklären,  ob  sie 
die  Prüfung  nach  der  neuen  oder  alten  Prüfungsordnung  vom  24.  Januar  1896 
mit  der  Zusatzbestimmung   vom  23.  Februar  1898  ablegen  wollen    (s.  §  29). 

8)  Vor  allem  ist  es  nothwendig,  dass  die  betreffenden  Aufgaben  vom 
praktisdi-hygienischen  und  gerichtsärztlichen  Standpunkte  aus  bearbeitet  werden, 
was  erfahrungsgemäss  von  vielen  Prüfungskandidaten  nicht  genügend  beachtet 
wird.  Dieser  Ähler  wird  am  sichersten  dadurch  vermieden,  dass  die  Kandidaten 
schon  vor  der  Meldung  zur  Prüfung  sich  mit  der  einschlägigen  Litteratur  genau 
bekannt  gemacht  haben,  um  gleichsam  praktisch-h^rgienisch  bezw.  gerichtsärztlich 
denken  zu  lernen.  Sie  werden  sich  dann  auch  weit  leichter  und  schneller  über 
die  bei  Bearbeitung  der  Aufgaben  etwa  zu  berücksichtigende  Speziallitteratur 
informiren  und  sich  diese  von  den  nächstgelegenen  Universitätsbibliotheken  viel 
besser  verschaffen  können,  als,  wie  dies  noch  jetzt  vielfach  geschieht,  durch 
eine  medizinische  Buchhandlung,  die  für  verhältnissmässig  hohes  Honorar  meist 
eine  recht  dürftige  Auswahl  der  Litteratur  liefert. 
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abgesehen  von  den  angeführten  litterarischen  Hilfsmitteln,  die  Arbeiten  ohne 
fremde  Hilfe  angefertigt  hat 

§  9.  Die  Ausarbeitungen  sind  spätestens  sechs  Monate  nach  Empfang 
der  Aufgaben  portofrei  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenhdten  einzureichen. 

Aus  dringlichen  Gründen*)  kann  dem  Kandidaten  auf  seinen  durch  den 
zuständigen  Regierungs-Präsidenten  einzureichenden  und  gehörig  begründeten 
Antrag  von  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten  eine  Nachfrist  bis  zu 
drei  Monaten  bewilligt  werden. 

Eine  weitere  Nachfrist  kann  nur  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen 
gewährt  werden. 

Nach  Ablauf  der  sechsmonatigen  Frist  und  der  etwa  bewilligten  Nach- 
frist werden  die  Arbeiten  nicht  mehr  zur  Zensur  angenommen.  Neue  Aufgaben 
dürfen  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  erbeten  werden. 

§  10.  Die  Beurtheilung  der  Probearbeiten  erfolgt  durch  die  Wissen- 
schaftliche Deputation  für  das  Medizinalwesen,  welche  dieselben  mit  einem  ein- 
gehend zu  begründenden  Urtheil  zurückreicht 

Genügen  die  Arbeiten  den  Anforderungen,  so  wird  der  Kandidat  zu  den 
übrigen  Prüfungsabschnitten  zugelassen. 

Wird  auch  nur  eine  Arbeit  als  «ungenügend«  oder  «schlecht« 
befunden,  so  gilt  die  schriftliche  Prüfung  als  nicht  bestanden  >). 

Neue  Aufgaben  dürfen  je  nach  dem  Grade  der  Minderwerthigkeit  der 
Arbeiten  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  erbeten  werden«. 
Die  Dauer  der  Frist  bestimmt  in  jedem  Falle  der  Minister  nach  Anhörung  der 
Wissenschaftlichen  Deputation.  Derselbe  bestimmt  zugleich  den  Zeitpunkt,  bis 
zu  welchem  spätestens  die  neuen  Aufgaben  erbeten  werden  müssen. 

Eine  zweite  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nicht  gestattet 

§  11.  Auf  Grund  wissenschaftlich  erprobter  Leistungen  können  dem 
Kandidaten  ausnahmsweise  die  eine  oder  beide  Ausarbeitungen  erlassen  werden. 
Auf  dahingehende  Anträge  entscheidet  der  Minister  nach  Anhörung  der  Wissen- 
schaftlichen Deputation'). 

§  12.  Die  praktisch-mündliche  Prüfung  hat  der  Kandidat  in  der 
R^el  binnen  sechs  Monaten  nach  Empfang  der  Mittheilung,  dass  er  die  schrift- 
liche Prüfung  bestanden  hat,  abzulegen. 

Die  Festsetzung  eines  ihm  genehmen  Prüfungstermins  hat  der  Kandidat 
rechtzeitig  bei  dem  Minister  der  Medizinalangel^genheiten  zu  erbitten^. 

Wird  die  sechsmonatige  Frist  ohne  dringliche  Gründe  versäumt^),  so 
gilt  die  schriftliche  Prüfung  als  nicht  bestanden. 

Während  der  Zeit  vom  1.  August  bis  15.  Oktober  finden  praktisch* 
mündliche  Prüfungen  nicht  statt. 

§  13.  Die  praktisch -mündliche  Prüfung  findet  vor  je  vier  Mitgliedern 
der  Wissenschaftlichen  Deputation  statt  und  ist  an  drei  in  der  Regel  auf- 
einanderfolgenden Tagen  zu  erledigen. 

Die  Prüfung  umfasst  folgende  Absdinitte: 


1)   Ausser  Krankheit  z.  B.  noch  ausseigewöhnliche  Berufsthätigkeit    in 
Folge  von  Epidemien  u.  s.  w. 

?Es  sind  dann  also  zwei  neue  schriftliche  Aufgaben  zu  bearbeiten. 
Den  Anträgen  sind  etwaige  wissenschaftliche  Veröffentlichungen  bei- 
zufügen. 

^)   Diese  Wünsche  werden  in  der  Regel  berücksichtigt. 
^   Für  eine  etwaige  Verlängerung  der  Frist  für  die  mündliche  Prüfung 
dürfte  6  9  Abs.  2  und  Anm.  1  sinngemässe  Anwendung  finden,  wenn  dies  auca 
in  der  Prüfungsordnung  nicht  ausdrücklich  bestimmt  ist. 
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I.  Medizinal -Gesetzgebung  und  Verwaltung; 

II.  Oeffentlidie  Gesundheitspflege; 

III.  Gerichtliche  Medizin; 

IV.  Gerichtliche  Psychiatrie. 

§  14.  In  keinem  Prilfungsabschnitt  dfirfen  gleichzeitig  mehr  als  vier 
Kandidaten  geprüft  werden. 

Alle  vier  Prüfungsabschnitte  werden  von  je  einem  Examinator,  die  münd- 
lichen Thdle  zugleich  in  dauernder  Anwesenheit  des  Leiters  der  Prüfung  ab- 
:gehalten. 

§  15.  Die  Prüfung  in  der  Medizinal-Gesetz gebung  und 
Verwaltung  findet  in  dem  Ministerium  der  Medizinalangelegenheiten  statt. 
Der  Kandidat  hat: 

1.  in  Klausur  innerhalb  einer  Frist  von  drei  Stunden  eine  praktische 
Aufgabe  aus  dem  Gebiete  der  Medizinal-  oder  Sanitatspolizei  schriftlich  zu  lösen; 

2.  in  einer  mündlichen  Priifung  danuthun,  dass  er  mit  der  Organisation 
<ler  Medizinalverwaltung,  mit  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte,  dem 
Apothekenwesen,  Hebammenwesen  und  den  geltenden  medizinal-  und  sanitats- 
polizeilichen  Bestimmungen  gründlich  vertraut  ist 

§  16.  Die  Prüfung  in  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  und 
hygienischen  Bakteriologie  flndet  in  dem  hygienischen  Institut  der 
Universität  in  Berlin  statt.    Der  Kandidat  hat: 

1.  unter  Aufsicht  des  Examinators  innerhalb  einer  Frist  von  drei  Stunden 
«ine  einfachere  Aufgabe  aus  dem  Gebiet  der  hygienischen  Untersuchungs« 
methode  praktisch  zu  lösen  und  den  Gang  sowie  das  Ergebniss  der  Untersuchung 
mündlich  zu  erläutern; 

2.  in  einer  mündlichen  Prüfung  nachzuweisen,  dass  er  mit  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege,  insbesondere  der  Seuchenbekämpfung  einschliesslich 
<ler  Schutzimpfung,  gründlich  vertraut  ist. 

§  17.  Die  Prüfung  in  der  gerichtlichen  Medizin  findet  im 
ersten  Theil  in  der  chirurgischen  Klinik  des  Charitd-Krankenhauses,  in  den 
übrigen  Theilen  in  dem  pathologischen  Institute  daselbst  statt  Der  Kandidat  hat: 

1.  den  Zustand  eines  Verletzten  zu  untersuchen  und  alsdann  in  Klausur 
innerhalb  einer  Stunde  einen  begründeten  Bericht  über  den  Befund  unter  Be- 
rücksichtigung der  hierfür  geltenden  Bestimmungen  zu  erstatten; 

2.  an  einer  Leiche  die  vollständige  gerichtliche  Oeffnung  mindestens  einer 
<ler  drei  Haupthöhlen  zu  machen  und  den  Befund  nebst  vorläufigem  Gutachten 
sofort  vorschriftsmässig  zu  Protokoll  zu  diktiren; 

3.  ein  Objekt  aus  der  von  ihm  obduzirten  Leiche,  welches  für  die 
Beurthdlung  des  Falles  wichtig  erscheint,  auszuwählen,  zur  mikroskopischen 
Untersuchung  vorzubereiten,  mit  dem  Mikroskop  genau  zu  untersuchen  und 
<lem  Examinator  mündlich  zu  erläutern;  doch  steht  es  dem  Examinator  auch 
frei,  dem  Examinanden  einen  anderen  frischen  Leichentheii  zur  Untersuchung 
vorzulegen; 

4.  in  einer  mündlichen  Prüfung  seine  Kenntnisse  in  der  gerichtlichen 
Medizin  darzuthun. 

§  18.  Die  Prüfung  in  der  gerichtlichen  Psychiatrie  findet  in 
der  psychiatrischen  Klinik  des  Charitd-Krankenhauses  statt.    Der  Kandidat  hat: 

1.  an  einem  Geisteskranken  seine  HLhigkeit  zur  Untersuchung  krank- 
hafter Gemüthszustände  darzuthun  und  in  Klausur  innerhalb  einer  Stunde  ein 
schriftliches  Gutachten  über  den  Befund  zu  einem  von  dem  Examinator  zu  be- 
stimmenden Zweck  zu  erstatten; 
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2.  in  einer  mündlichen  Prüfung  seine  Kenntnisse  in  der  gerichtlichen 
Psychiatrie,  sowie  in  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  und 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  darzuthun. 

§  19.  Ueber  die  gesammte  Prüfimg  jedes  Kandidaten  wird  ein  Protokoll 
unter  Aufführung  der  Prüfungsgegenstände  und  der  ertheilten  Zensuren,  bei 
den  Zensuren  »ungenügend«  oder  »schlecht«  unter  kurzer  Angabe  der  Gründe, 
aufgenommen  und  von  sämmtlichen  Examinatoren  unterschrieben. 

§  20.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  Abschnitte  der  Prüfung  zurück- 
zul^en  sind,  bestimmt  der  Leiter. 

§  21.  Ueber  den  Ausfall  der  Prüfung  in  jedem  Theile  eines  Prüfungs- 
abschnitts wird  eine  besondere  Zensur  unter  ausschliesslicher  Anwendung  der 
Prädikate  »sehr  gut"  (1),  »gut«  (2),  »genügend«  (3),  „ungenügend«  (4)  und 
»schlecht«  (5)  ertheilt. 

§  22.  Ist  für  einen  Prüfungsabschnitt  oder  für  einen  Thei!  eines  Prüfungs- 
abschnitts die  Zensur  »ungenügend«  oder  »schlecht"  ertheilt,  so  gilt  er  als 
nicht  bestanden  und  muss  wiederholt  werden. 

Die  Frist,  nach  welcher  die  Wiederholungsprüfung  frühestens  erfolgen 
darf,  wird  von  dem  Leiter  nach  Benehmen  mit  dem  Examinator  für  jeden  Ab- 
schnitt einheitlich  bestimmt.  In  gleicher  Weise  wird  der  Zeitpunkt  festgesetzt, 
bis  zu  welchem  spätestens  die  Meldung  zur  Wiederholungsprüfung  in  dem  Ab- 
schnitte, soweit  derselbe  nicht  bestanden  ist,  erfolgen  muss.  Wird  diese  letztere 
Frist  ohne  triftige  Gründe  nicht  innegehalten,  so  muss  die  ganze  Prüfung 
wiederholt  werden. 

Eine  zweite  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nicht  gestattet. 

§  23.  Hat  der  Kandidat  die  sämmtlichen  Abschnitte  der  praktisch-münd- 
lichen Prüfung  bestanden,  so  wird  aus  den  für  die  beiden  Theile  der  schrift- 
lichen und  die  einzelnen  Theile  der  praktisch-mündlichen  Prüfung  ertheilten 
Zensuren  die  Gesammtzensur  in  der  Weise  ermittelt,  dass  die  Zahlenwerthe 
der  Zensuren  zusammengezählt  und  durch  12  getheilt  werden.  Ergeben  sich 
bei  der  Theilung  Brüche,  so  werden  dieselben,  wenn  sie  über  0,5  betragen,  als 
ein  Ganzes  gerechnet,  andernfalls  bleiben  sie  unberücksichtigt. 

§  24.  Der  Leiter  überreicht  binnen  drei  Tagen  die  Prüfungsakten  dem 
Direktor  der  Wissenschaftlichen  Deputation,  welcher  sie  bei  bestandener  Prüfung 
dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  behufs  Ertheilung  des  Befähigungs- 
zeugnisses unterbreitet. 

Die  mit  dem  Zuhissungsgesuche  eingereichten  Zeugnisse  erhält  der  Kandidat 
bei  Aushändigung  des  Befähigungszeugnisses  oder  beim  Nichtbestehen  der 
Prüfung  mit  der  Mittheilung  hierüber  zurück. 

§  25.  Die  Bestimmung,  wonach  die  Bestallung  als  Kreisarzt  die  Aus- 
übung einer  fünfjährigen,  selbstständigen  praktischen  Thätigkeit  als  Arzt  nach 
der  Approbation  erfordert  (vergl.  §  2  Ziff.  4  des  Ges.,  betr.  die  Dienststellung 
des  Kreisarztes  vom  16.  September  1899  —  G.-S.  1899  S.  172  —  und  §3  Ziff.  4 
der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März  1901)  wird  durch  die 
Vorschriften  der  gegenwärtigen  Prüfungsordnung  nicht  berührt*). 

§  26.    Die  Gebühren  für  die  gesammte  Prüfung  betragen  110  Mark. 

Bei  Wiederholungen  kommen  ausser  den  Gebühren  für  den  betreffenden 
Abschnitt  oder  Theil  eines  Abschnittes  noch  10  Mark  Sondergebühren  zur 
Erhebung. 


*)  Die  für  die  Anstellung  als  Kreisarzt  geforderte  zuvorige  längere 
ärztliche  Thätigkeit  bleibt  also  bestehen,  gleichgiltig,  ob  Jemand  die  Prüfing 
schon  2  oder  3  Jahre  (§  3  Abs,  2)  nach  der  ärztlichen  Prüfung  bestanden  hat. 
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Wer  von  der  Prüfung  zurücktritt,  erhält  die  Gebühren  für  die  noch  nicht 
begonnenen  Prüfungsabschnitte  ganz,  die  Gebühren  für  sächliche  und  Ver- 
waltungskosten nach  Verhältniss  zurück. 

§  27.    Vorstehende  Bestimmungen  treten  am  1.  April  1901  in  Kraft. 

§  28.  Mit  diesem  Zeitpunkt  treten  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  dem 
§29  die  Prüfungsordnung  vom  24.  Januar  1896  und  die  Zusatzbestimmung  vom 
23.  Februar  1898  ausser  Kraft. 

§  29.  Diejenigen  Aerzte,  welche  vor  diesem  Zeitpunkte*)  die  Approbation 
als  Arzt  erlangt  haben  und  sich  spätestens  drei  Jahre  nach  Erlangung  derselben 
ztu-  Ablegung  der  kieisäiztlichen  Prüfung  melden,  dürfen  dieselbe  auf  ihren 
Antrag  nach  den  in  dem  §  28  angeführten  Vorschriften  für  die  Physikats- 
prüfung  ablegen*). 

§  30.  Innerhalb  des  der  Zuständigkeit  des  Polizeipräsidenten  von  Berlin 
unterstellten  Bezirks  tritt  dieser  an  die  Stelle  des  Regierungspräsidenten. 

Anstellung,  Rang  und  Uniform. 

§.  4.    Der  Kreisarzt  wird  von  dem  Minister  der  Medizinalange- 
legenheiten angestellt.  ^) 


*)  Also  vor  dem  1.  April  1901. 

»)  Siehe  Anm.  2  auf  S.  139. 

*)  Nach  dem  Min.-Eri.  vom  7.  Juli  1898  u.  2.  Juli  1902  sind  bei  der  Wieder- 
besetzung erledigter  Kreismedizinalbeamtenstellen  längere  Vakanzen 
thunlichst  zu  vermeiden.  Demgemäss  ist  von  dem  Ableben  eines  Kreisarztes 
dem  Minister  ungesäumt  telegrapnisch  Kenntniss  zu  geben  und  bei  Einreichung 
eines  Abschiedsgesuches  der  Termin  des  Ausscheidens  so  festzusetzen,  dass  der 
Amtsantritt  des  Nachfolgers  gleichzeitig  mit  dem  Ausscheiden  des  Stelleninhabers 
erfolgen  kann  (s.  auch  §  6,  Abs.  2  der  Dienstanweisung).  Falls  die  vakante 
Stelle  dann  nicht  unmittelbar  von  dem  H.  Minister  nadi  Anhörung  oder  auf 
Vorschlag  des  zuständigen  Reg.  Präsidenten  besetzt  wird,  erfolgt  ihre  Ausschreibung 
unter  Festsetzung  einer  dreiwöchigen  Meldefrist  im  „Reichs-  und 
Staatsanzeieer'',  in  der  »Zeitschrift  für  Medizinalbeamte",  der  „Deutschen  medi- 
zinischen Wochenschrift",  der  „Berliner  klinischen  Wochenschrift"  und  der 
„Deutschen  Medizinalzeitung";  ausserdem  wird  die  Ausschreibungs-Bekannt- 
machung sämmtlichen  Regierungspräsidenten  mitgetheilt,  um  deren  Auf- 
nahme in  das  Regierungs-Amtsblatt  sofort  nach  Empfang  zu  veranlassen. 
Dem  Ermessen  der  Reg.  Präsidenten  bleibt  es  überlassen,  die  zur 
Bewerbung  ausgeschriebenen  Stellen  in  geeigneter  Weise  auch  durch  die  Tages- 
zeitungen in  Form  einer  kurzen  Mittheilung  über  den  Ort,  die  Bewerbungsnist 
und  die  Gehaltsbezüge  der  zu  besetzenden  Stelle  bekannt  zu  geben,  sofern 
dadurch  Kosten  für  die  Staatskasse  nicht  entstehen.  Die  etwaigen  Bewerber 
haben  ihr  Gesuch,  dem  das  Fähigkeitszeugniss  zur  Verwaltung  einer  Kreis- 
arztstelle (in  Urschrift  oder  b^laubigter  Abschrift),  sowie  ein  eigenhändig 
geschriebener  Lebenslauf  beizufügen  sind,  an  den  für  ihren  Wohnsitz  zuständigen 
Regierungspräsidenten  —  in  Benin.  Charlottenburg,  Rixdorf  und  Schönebei^g  an 
den  Königl.  Polizeipräsidenten  in  Berlin  —  zu  richten,  der  sie  dann  stets  ohne 
Verzug  mit  einer  Aeusserung  über  die  Befähigung  des  Bewerbers  an  den  für 
die  vakante  Stelle  zuständigen  Regierungspräsidenten  weiterzugeben  hat,  von 
dem  alle  Gesuche  gesammelt  spätestens  14  Tage  nach  Ablauf  der  Meldefrist 
an  die  Zentralinstanz  mit  Bericht  einzureichen  sind.  In  Fällen,  in  denen  die 
Errichtung  einer  Stellvertretuug  gemäss  §  31  der  Dienstanweisung  auf  Schwierig- 
keiten stösst,  wird,  soweit  angängig,  von  der  Zentralinstanz  auf  Antrag  des 
R^.  Präsidenten  ein  Kreisassistenzarzt  zur  Verwaltung  der  Stelle  während  der 
Vakanz  entsendet.  Bei  den  Vorschlägen  für  die  Stellenbesetzung  sollen  vor 
anderen  Bewerbern  z.  Z.  noch  diejenigen  Medizinalbeamten  Berücksichtigung 
finden,  die  beim  Inkrafttreten  des  Kreisarztgesetzes  nicht  wegen  mangelnder 
Leistungsfähigkeit,  sondern  weil  eine  geeignete  Stelle  für  sie  nidit  erledigt  war, 
zur  Venügung  gestellt  sind.  Ausserdem  ist  Kreisassistenzärzten,  die  sich  in 
ihrem  Amte  be^.  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Pflichtenkreis  bewährt  haben, 
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Die  Titel-  und  Rangverfiältnisse  regeln  sich  nach  den  hierüber 
noch  zu  erlassenden   Bestimmungen.*)  2) 


vor  denjenigen  Bewerbern,  die  noch  keine  praktische  Thätigkdt  als  Medizinal- 
beamte  aufzuweisen  haben,  der  Vorzug  zu  geben. 

Die  gleichzeitige  Bewerbung  um  mehrere  Stellen  ist  nicht  ausgeschlossen ; 
ebenso  ist  es  statthaft,  sich  dem  Herrn  Minister  für  eine  Kreisassistenzarzt- 
oder Kreisarztstelle  alleemein  zur  Verfügung  zu  stellen;  ein  solches  Gesuch  ist 
aber  ebenfalls  durch  den  für  den  Wonnsitz  des  Betreffenden  zuständigen  Re- 
gierungspräsidenten einzureichen. 

^  Titel  und  Rang,  welche  mit  dem  Amte  verbunden  sind,  werden  nebst 
den  davon  abhängenden  Vorrechten  mit  der  Bestallung  erworben  (AUg.  Land- 
recht, Th.  II,  Tit.  10,  §84). 

Die  Titel-  und  Kangverhältnisse  der  Kreisärzte  sind  durch  die  nach- 
stehende Königl.  Verordnung  vom  18.  funi  1901  ger^elt: 

vi)  Die  Kreisärzte  gehören  zur  fünften  Rangklasse  der  höheren 

Provinzialbeamten: 

2)  ein  Theil  der  Kreisärzte,  jedoch  nicht  über  die  Hälfte  der  im 
Staatshaushalts-Etat  vorgesehenen  Stellenzahl,  sofern  sie  mindestens  ein 
zwölfjähriges  Dienstalter  seit  der  Anstellung  als  Kreisarzt  (Kreisphysikus) 
erreicht  haben,  kann  Mir  zur  Verleihung  des  Charakters  als  »Medizinal- 
rath "  mit  dem  persönlichen  Range  als  Räthe  vierter  Klasse  vorgeschlagen 
werden; 

3)  ein  Thdl  der  zu  Medizinalräthen  ernannten  Kreisärzte,  sofern 
sie  ein  weiteres  Dienstalter  von  in  der  Regel  zehn  Jahren  seit  ihrer 
Ernennung  zum  Medizinalrath  erreicht  haben,  kann  Mir  zur  Verleihung 
des  Charakters  als  »Geheimer  Medizinalrath"  vorgeschlagen  werden; 

4J  denjenigen  Kreisärzten,  welche  g^enwärtig  den  Titel  »Sanitäts- 
rath*  oder  »Geheimer  Sanitätsrath«  führen,  wird  vom  Tage  der  Verkün- 
digung dieses  Erlasses  ab  der  Charakter  als  ifMedizinahath«  beziehungs- 
weise »Geheimer  Medizinalrath«  hierdurch  beigelegt." 
Diese  Bestimmung  findet  nach  dem  Min.-ErT.   vom  28.  Oktober  1901 
auch  auf  die  besonderen  Gerichtsärzte  Anwendung,   dagegen  nach  dem  Min. 
Erl.    vom  30.   Oktober  1901   nicht  auf   die  zur  Verfügung  gestellten   Krds- 
medizinalbeamten  oder  auf  die  Kreisassistenzärzte. 

^  Grundl^end  für  die  Rangverhältnisse  der  preussischen  Zivil- 
beamten ist  die  Königl.  Verordnung  vom  7.  Februar  1817  (G.  S.  S,  61).  Es 
werden  hier  ausser  den  »Wirklichen  Geheimräthen*  mit  dem  Titel 
»Exzellenz*  für  die  höheren  Beamten  5  Rangklassen  unterschieden.  Die 
Uniform  der  Kreisärzte  ist  diejenige  der  höheren  Ptovinzialbeamten  der  V. 
bezw.  IV.  Rangklasse,  falls  ihnen  persönlich  dieser  Rang  verliehen  ist.  Mass- 
gebend für  Muster  und  Ausstattung  der  Uniform  ist  der  Allerhöchste  Erlass 
vom  26.  Juli  1889.  Danach  besteht  die  Gala-Uniform  der  Räthe 
V.  Klasse  aus: 

Rock  von  dunkelblauem  Tuche  nach  dem  Schnitte  des  altbranden- 
buridsdien  Waffenrockes,  mit  Kragen  und  Aufschlägen  aus  scharlachrothem 
Tudie,  laufender  Einfassung  (Schnurbesatz)  und  Stickerei  fnach  Muster)  von 
Gold  am  Kragen,  an  den  Patten  und  Aufschlägen.  Knöpfe  auf  der  rechten 
Brustseite  vom  Kragen  abwärts  9,  unter  den  Patten  je  3,  im  Rücken  je  2  an 
den  oberen  und  unteren  Enden  der  Hinterschösse  mit  dem  gekrönten  Adlerschild, 
nach  Muster  und  der  Stickerei  entsprechend  matt  vergoldet.  Rockfutter  weiss, 
im  Kragen  scharlachroth ;  Haken  im  Innern  des  Rockes,  um  denselben  auf  der 
Brust  zusammenzuhalten.  Auf  den  Schultern  schmale  geflochtene  Schnüre 
nach  Muster. 

Weste  nach  altbrandenbuig^ischem  Schnitt,  von  weissem  Kasimir,  ohne 
Patten  -  nach  Muster;  goldene  Tressen  von  10  mm  Breite  und  vom  mit  sechs 
kleinen  goldenen  Knöpfen  mit  dem  gekrönten  Adlerschild. 

Beinkleider  von  blauem  Tuch  bezw.  weissem  Kasimir  und  mit  26  mm 
breiter  goldener  Tresse. 

Degen  nach  Muster  mit  nur  einem  Stichblatt,  Griff  mit  Perlmutter 
au^ele^;  schwarze  lackirte  bezw.  weisse  Lederscheide  je  nach  der  Farbe  der 
Beinkleider.  Portepee  von  Gold  mit  Seide  in  den  preussischen  Landesfarben. 
Beamte,  die  der  Reserve  oder  Landwehr  als  Offiziere  angehören  oder  bei  ihrem 
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Zur   Anlegung  nichtpreussischer  Orden  ist  die  landesherrliche 
Genehmigimg  erforderlich.  ^) 


Ausscheiden  aus  dem  Heere  die  Oenehmigung  zum  Tragen  der  Militär-Uniform 
erhalten  haben,  sind  berechtigt,  das  zu  der  letzteren  gehörige  Portepee  auch 
zu  der  Zivil-Uniform  anzulegen. 

Hut  —  schwarz  mit  Agraffe,  26  mm  breiter  goldener  Tresse  (Kordons) 
und  preussischer  Kokarde  —  nach  Muster. 

Die  Uniform  der  Räthe  IV.  Klasse  unterscheidet  sich  von  derjenigen 
der  Räthe  V.  Klasse  nur  durch  breite  geflochtene  Schnüre  auf  den  Scnultem 
und  etwas  reichere  Stickerei. 

Zum  Tragen  der  Interimsuniform  sind  nur  die  Räthe  bis  einschliess- 
lich der  IV.  Klasse  berechtigt.  Dieselbe  besteht  aus  einem  Rock  von  dunkel- 
blauem Tuche  nach  dem  Schnitte  des  Militärüberrockes  mit  dunkelblauem 
Sammetkragen  und  Futter  der  Brustklappen  von  gleichem  Stoff.  Beinkleider 
von  blauem  Tuche  mit  Tressen  wie  bei  der  Galauniiorm ;  Achselschnüre,  Degen, 
Portepee,  Knöpfe  und  Hut  wie  bei  der  Galauniform.  Dienstmütze  von  dunlwl- 
blauem  Tuche  mit  breitem  Rande  von  dunkelblauem  Sammet  mit  der  preussischen 
Kokarde. 

Die  Zivil-Uniform  wird  nur  bei  festlichen,  einen  amtlichen  Charakter 
tragenden  Gelegenheiten  (Kaisers  Geburtstag  u.  s.  w.)  getragen;  der  Zivilbeamte 
ist  aber  nur  in  Gegenwart  Sr.  Msgestät  zum  Tragen  derselben  verpflichtet 
(Allerhöchste  Ordre  vom  6.  Oktober  1824);  bei  anderen  Gelegenheiten  kann 
er  auch  im  Frack  erscheinen.  Steht  er  gleichzeitig  als  Offizier  im  Reserve- 
oder Landwehr-Verhältniss  oder  ist  er  mit  der  Berechtigung  zum  Tragen  der 
Militär-Uniform  beim  Ausscheiden  aus  dem  Heere  entlassen,  so  steht  es  ihm 
frei,  ob  er  bei  derartigen  Festlichkeiten  in  Militär-  oder  Ziviluniform  erscheinen  will. 
Haben  diese  aber  einen  mehr  oder  weniger  militärischen  Charakter,  so  muss  er 
Militär- Uniform  tragen;  stellt  sich  dagegen  ein  Beamter  w^en  seiner  amtlidien 
Zivilstellung  Sr.  Majestät  vor,  so  darf  er  sich  nicht  der  Offizier-Uniform  be- 
dienen (Reskr.  vom  12.  Juni  1851)  Ziviluniform  darf  auch  ausserhalb  des 
Deutschen  Reiches  bei  Festlichkeiten  der  vorher  erwähnten  Art  getragen 
werden,  dagegen  bedürfen  inaktive  Beamte,  soweit  sie  nicht  mit  dem  Prädikat 
«,ExzeIIenz"  aus  dem  Staatsdienste  geschieden  sind,  zum  Tragen  der  Uniform 
der  besonderen  Allerhöchsten  Genehmigung. 

1)  Die  Reihenfolge  der  im  Knopfloch  (an  der  Schnalle)  zu  tragenden 
preussischen  Orden,  Ehrenzeichen  und  Denkmünzen  ist  durch  die  Aller- 
höchsten Erlasse  vom  4.  Dezember  1871,  22.  März  1897,  15.  März  1899  und 
11.  Mai  1901  bestimmt.  Damach  rangiren:  l.  Das  eiserne  Kreuz  2.  Kl.,  2.  das 
Ritterkreuz  vom  König;!.  Hohenzollernschen  Hausorden,  3.  der  Rothe  Adler- 
Orden  III.  oder  IV.  Kl-,  4.  der  Kronen-Orden  III.  oder  IV.  Kl.  (zu  2-4:  mit 
Schwertern  oder  am  weissem  Bande),  5.  das  Militär-Verdienst-Kreuz,  6.  das 
Militär-Ehrenzeichen  I.  KL,  7.  das  Militär-Ehrenzeichen  II.  Kl.,  8.  die  Rettungs- 
medaille, 9.  die  unter  Nr.  2,  3  u.  4  aufgeführten  Ordea  am  statntenmässigem 
Bande  in  der  vorbezeichneten  Reihenfolge,  10.  das  allgemeine  Ehrenzeichen, 
11.  das  25  jährige  Dienstauszeichnungskreuz,  12.  das  Fürstl.  Hohenzollemsche 
Ehrenkreuz  II.  n.  III.  Kl.  mit  und  ohne  Schwertern,  13.  die  Rothe  Kreuz- 
Medaille,  14.  das  Düppelkreuz,  15.  das  Alsenkreuz,  16.  die  Kriegsdenkmünze 
1870/71,  17.  das  Erinnerungskreuz  1866,  18.  die  Kriegsdenkmünze  1864,  19.  die 
Chinadenkmünze,  20.  die  Hohenzollemsche  Denkmünze,  21.  die  Krönungs- 
Medaille,  22.  die  Kaiser  Wilhelms-Erinnerungs-Medaille. 

Verloren  gegangene  preussische  Orden  sind  auf  eigene  Kosten  wieder 
anzuschaffen  (Bekanntm.  der  General-Ordens- Kommission  vom  10.  Juli  1810). 
Bei  Verleihung  einer  höheren  Klasse  eines  Ordens  ist  in  der  Regel  der  bisher 

fetragene  zurückzugeben,  ebenso  hat  die  Zurückgabe  der  Orden  und 
Ehrenzeichen  nach  dem  Tode  des  Ritters  oder  Inhabers  unmittelbar  an  die 
General-Ordens-Kommission  unter  Mittheilung  des  Todestages  zu  erfolgen, 
nachdem  dieselben  beim  Leichenbegängniss  noch  zur  Ehre  des  Verstorbenen 
gedient  haben  (§  14  der  Erweiterungs-Urkunde  vom  18.  Januar  1810  und  Be- 
kanntmachungen der  General-Ordens-Kommission  vom  24. /4.  1817,  20./5.  und 
21. /7.  1840,  3./7.  1852  und  14./10.  1853).  Eine  Ausnahme  davon  machen 
jedoch  die  Brillant-Orden  und  die  aus  eigenen  Mitteln  angeschafften  Duplikate, 
sowie  das  Rechtsritterkreuz  der  Johanniter,  die  Krönungsmedaille,  die  Kri^s- 

Rapmnnd,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige:  II*  10 
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Dienstsiegel,  Unterschrift. 

§.  5.  Der  Kreisarzt  führt  im  Bereiche  seiner  amtlichen  Thätig- 
keit  ein  Dienstsiegel/)  welches  in  der  Mitte  den  heraldischen  Adler 
und  die  Umschrift : 

„Der  Königliche  Kreisarzt  des  Kreises  .  .  .  ." 
enthält.    Der  Durchmesser  des  Dienstsiegels  soll  34  mm  betragen. 
Die  besonderen  Gerichtsärzte  führen  ein  Dienstsiegel  von  gleicher 
Form  mit  der  Umschrift : 

„Der  Königliche  Gerichtsarzt  in " 

Die  Verwendung  von  Siegelmarken  an  Stelle  des  Dienstsiegels 
unter  Schriftstücken  ist  unzulässig. 

Amtliche  Schriftstücke  sind  zu  zeichnen: 

Der  Königliche  Kreisarzt   (Gerichtsarzt)  2) 
N.  N. 

Einführung  in  das  Amt. 
§.  6.  Der  Kreisarzt  wird  nach  näherer  Anordnung  des  Regie- 
rungspräsidenten in  der  Regel  durch  den  Regierungs-  und  Medizinal- 
rath  in  sein  Amt  eingeführt  und,  sofern  dies  nicht  schon  früher  ge- 
schehen ist,  eidlich  verpflichtet.  Die  Form  des  Diensteides  bestimmt 
sich  nach  der  Verordnung  vom  6.  »Mai  1867  (G.-S.  S.  715). ')  Der  Eid 


denkmünze  1864,  die  Kriegsdenkmünze  1870/71,  die  Landwehrdienstauszeichnung 

2.  Kl.,  die  am  Erinnerungsbande  verliehenen  Dekorationen  des  Kronenordens 

3.  und  4.  Klasse,  das  allgemeine  Ehrenzeichen  mit  rothem  Kreuz  am  Erinnerungs- 
bande, die  China-Denkmünze  und  die  Kaiser  Wilhelms-Erinnerungsmedaille, 
die  der  Familie  verbleiben,  wahrend  das  eiserne  Kreuz,  das  Düppelkreuz,  das 
Alsenkreuz,  das  Erinnerungskreuz  1866  in  der  Kirche  des  Kirchspiels,  dem 
der  Verstorbene  angehört,  aufbewahrt  werden  sollen  (Bekanntm.  der  Qeneral- 
Ordens-Kommission  vom  20./2.  1887). 

Die  Genehmigung  zum  Tragen  aasllndlscher  Orden  ist  durch  den 
zuständigen  Regierungspräsidenten  nachzusuchen  (Kab.  Ordre  vom  24. /6.  1846); 
vor  ihrer  Ertheilung  dürfen  solche  Orden  nicht  getragen  werden.  In  dem  Ge- 
suche sind  die  Gründe  für  die  Verleihung  anzugeben  (Kab.  Ordre  vom 
24./9.  1859  und  29./3.  1865).  Beim  Tode  sind  von  den  Hinterbliebenen  die 
ausländischen  Orden  und  Ehrenzeichen  ebenfalls  zurückzugeben  mit  Aus- 
nahme derjenigen  in  Brillanten,  der  aus  eigenen  Mitteln  beschafften  Duplikate 
und  der  Raiserl.  Russischen  Dekorationen.  Die  Zurückgabe  hat  durch  die 
zuständige  Dienst-  oder  Ortsbehörde  an  die  General-Ordens-Kommission  unter 
Angabe  des  Todestages  zu  erfolgen,  welche  die  weitere  Rücl^abe  auf  diplo- 
matischem We^  veranlasst. 

Auch  die  Führung  fremdherrlicher  Titel  bedarf  der  Genehmigung 
(Reskr.  vom  9.  Juli  1892). 

*)  Die  Dienstsiegel  sind  den  Kreisärzten  von  der  Zentralinstanz  ge- 
liefert (Erl.  vom  26.  März  1901);  diejenigen  für  die  Kreisassistenzärzte  sind  da- 
gegen von  den  zuständigen  Regierungspräsidenten  zu  t)eschaffen,  ebenso  wie 
die  Postaversionirungsstempel.  Kreisassistenzärzte  führen  kein  besonderes 
Dienstsi^l,  sondern  dasselbe  wie  der  zuständige  Kreisarzt.  Die  Stadtärzte 
welche  in  Stadtkreisen  mit  der  Wahrnehmung  der  Obli^enheiten  des  Kreis- 
arztes beauftragt  sind,  haben  ebenfalls  in  dem  Bereiche  der  kreisärztlichen 
Thätigkeit  das  lür  die  Kreisärzte  vorgeschriebene  Dienstsiegel  zu  führen  (Erl. 
vom  23.  Mai  1901). 

*)  Der  Kreisassistenzarzt  zeichnet: 

„Der  Königliche  Kreisarzt. 

In  Vertretung 

N.  N." 

•)  Die  Königl.  Verordnung  vom  6.  Mai  1867,  betreffend  die;  Form 
des  Diensteides,  lautet: 
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verpflichtet  den  Schwörenden  auch  für  alle  ihm  später  zu  übertragen- 
den Aemter.^)*) 

Bei  dem  Dienstantritt  hat  der  Kreisarzt  das  Inventar,  die  Akten 
und  die  laufenden  Geschäftssachen  zu  übernehmen  und  dabei  die 
Vollständigkeit  des  Inventares  und  der  Registratur  zu  prüfen,  lieber 
diese  Uebemahme  ist  eine,  wenn  angängig  auch  von  dem  bisherigen 
Stelleninhaber  oder  seinem  Vertreter  zu  unterzeichnende  Verhand- 
lung aufzunehmen  und  in  zwei  Exemplaren  auszufertigen.  Das  eine 
Exemplar  verbleibt  dem  Kreisarzte,  das  andere  ist  zu  den  Akten  der 
vorgesetzten  Dienstbdiörde  einzureichen. 


„§  1.    Die  Form  des  Diensteides,  welcher  von  den  unmittelbaren  oder  im 

mittelbaren  Staatsdienste  stehenden  Beamten   fortan   zu  leisten  ist,  wird  dahin 

festgestellt: 

vich  N.  N.  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden, 
dass  Seiner  Majestät  von  Preussen,  meinem  AUergnädigsten  Herrn,  ich 
unterthänig,  treu  und  gehorsam  sein  und  alle  mir  vermöge  meines  Amtes 
obliegenden  Pflichten  nach  meinem  besten  Wissen  und  Gewissen  genau 
erfüllen,  auch  die  Verfassung  gewissenhaft  beobachten  will,  so  wahr  mir 
Gott  helfe  u.  s.  w.« 
Dem   Schwörenden   bleibt  es  überlassen,  den  vorstehend  festgestellten 

Eidesworten  die  seinem  religiösen  Bekenntniss  entsprechende  Bekräftigungsformel 

hinzuzufügen. 

Bei     den     im     mittelbaren     Staatsdienste     stehenden     Beamten     tritt 

diejenige  Eidesform  hinzu,  mittekt  derer  diese  Beamten  sich,  den  bestehenden 

Bestimmungen  und  den  besonderen  Verhältnissen   gemäss,   dem   unmittelbaren 

Dienstherrn  zu  verpflichten  haben. 

§  2.    Der  im  §  1  gedachte  Eid  verpflichtet  den  Schwörenden  nicht  nur 

für  die  zur  Zeit  der  Eidesleistung  von   ihm  bekleideten,  sondern  auch  für  alle 

ihm  etwa  später  zu  übertragenden  Aemter." 


Die  Bekräftigungsformel  beim  Diensteid  lautet  für  die  Evangelischen: 
'ahr  mir   Gott   helfe  durch  Jesum  Christum   zur  Seligkeit"    (§  334   der 
Kriminal-Ordnung  von  1805);    für  die  Katholiken:    »So  wahr  mir  Gott  helfe 


und  sein  heiliges  Evangelium"  (Kab.-Ordre  vom  8.  August  1835);  für  die  Juden: 
»So  wahr  mir  Gott  hdfe«  (Ges.  vom  15.  März  1869). 

1)  Die  Verpflichtung  des  Diensteides  auch  für  alle  dem  Kreisarzt  später 
zu  übertragende  Aemter  bezieht  sich  auf  andere  Aemter  im  Staatsdienste, 
z.  B.  als  Regierungs-  und  Medizinalrath. 

*)  Der  Diensteid  verpflichtet  den  Kreisarzt  auch  für  die  gerichts- 
ärztliche Thätigkeit  innerhalb  seines  Amtsbezirks;  es  genügt  deshalb 
hier  eine  Berufung  auf  den  Diensteid  (Entsch.  des  Reichsgerichts;  II.  Str.  S.  vom 
6.  Januar  und  15.  November  1883),  wie  solches  jetzt  auch  ausdrücklich  durch 
die  nachstehende  Rundverfügung  des  Justizministers  vom  29.  März  1902  be- 
stimmt ist: 

»  .  .  .  .  Der  Gerichtsarzt,  auch  der  als  solcher  regelmässig  fungirende 
Kreisarzt  (§  9  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899,  Gesetz  Samml.  S.  172)  ist 
kraft  seines  Amtes  ein  zur  Erstattung  medizinisch  -  gerichtlicher  Gutachten  in 
straf-  und  zivilrechtlichen  Angelegenheiten  öffentlich  bestellter  Sachverständiger 
im  Sinne  der  §§  73,  75,  87  der  Strafprozessordnung  und  der  §§  404,  407  der 
Zivilprozessordnung  -  Begründung  zum  Entwürfe  des  angeführten  Gesetzes, 
DrucK&achen  des  Abgeordnetenhauses  19.  Legislaturper,  I.  Sess.  1899  -  Nr.  136 
S.  10,  25  — . 

Der  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsbeamter  zu  leistende  Diensteid 
deckt  auch  die  von  ihm  innerhalb  seiner  amtlichen  Zuständigkeit,  abzugebenden 
Gutachten  —  vergl.  Entscheidung  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  3, 
S.  321;  Bd.  8,  S.  357;  Bd.  28,  S  4  -. 

Demnach  ist  für  eine  allgemeine  Beeidigung  der  Gerichtsärzte  kein  Raum, 
soweit  sich  ihre  begutachtende  Thätigkeit  auf  den  Bereich   ihrer  Zuständigkeit 

10* 
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Abschnitt  II:  Vorgßsttzte  Dieii9tb«h8rd«ii,  DisxlpIliuirverhiltiiiM«« 
Beaufslchtisrunsr  der  Qeschlftsführunsr. 

Vorgesetzte   Dienstbehörden. 

§.  7.  Der  Kreisarzt  ist  dem  Regierungspräsidenten  unmittelbar 
unterstellt  (§.  i,  Abs.  3  d.  G.).  Sein  höchster  Vorgesetzter  ist  der 
Minister  der  Medizinalangelegenheiten. 

Gesuche  und  Eingaben  an  den  Minister  in  dienstlichen  und 
persönlichen  Angelegenheiten  sind  durch  Vermittelung  des  Regie- 
nmgspräsidenten  einzureichen.  Ausnahmen  sind  nur  in  dringenden 
Fällen  gestattet  und  besonders  zu  begründen. i) 

Disziplinarverhältnisse. 

§.  8.  Der  Kreisarzt  ist  unmittelbarer  Staatsbeamter  und  unter- 
liegt als  solcher  den  Vorschriften  des  Disziplinargesetzes  vom 
21.  Juli  1852  (G.-S.  S,  465),  sofern  er  die  Pflichten  verletzt,  die  ihm 
sein  Amt  auferlegt,  oder  sofern  er  sich  durch  sein  Verhalten  in  oder 
ausser  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens  oder  des  Vertrauens, 
die  sein  Amt  erfordert,  unwürdig  zeigt. 

Der  Zuständigkeit  des  ärztlichen  Ehrengerichtes  ist  der  Kreisarzt 
auch  in  Bezug  auf  Verfehlungen  gegen  die  ärztliche  Standesehre  nicht 
unterstellt  (vergl.  §.  2  Nr.  i  des  Gesetzes,  betr.  die  ärztlichen  Ehren- 
gerichte pp.,  vom  25.  November   1899,   G.-S.  S.  565).^ 


beschränkt.  Diese  Zustandiekeit  erstreckt  sich  nur  auf  den  Amtsbezirk  (§  9, 
Abs.  1  des  angef.  Gesetzes),  bei  den  Kreisärzten  also  regelmässig  auf  den  Kreis 
(§  4  a.  a.  O.). 

Soweit  es  aber  angemessen  erscheint,  einen  Gerichtsarzt  über  Fragen  pp. 
zu  vernehmen,  die  seinen  Amtsbezirk  nicht  berühren  —  ein  Fall,  der  allerdings 
nach  §  73,  Abs.  2  der  Strafprozessordnung  und  §  404,  Abs.  2  der  Zivilprozess- 
ordnung nur  pnter  besonderen  Umständen  eintreten  kann  —  so  kommt  der 
Oerichtsarzt  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Arzt  (nicht  als  Beamter)  in  Betracht, 
es  ist  also  seine  Beeidigung  erforderlich.  Für  solche  Fälle  würde  auch  eine 
allgemeine  Beeidigung  nach  §  79,  Abs.  2  der  Strafprozessordnung  und  §  410, 
Abs.  2  der  Zivilprozessordnung  möglich  sein,  auf  die  dann  §  86  des  Aus- 
führungsgesetzes zum  Gerichtsverfassungsgesetze  und  die  Allgemeine  Verfügung 
vom  5.  Februar  1900  Qustiz-Min.-Bl.  S.  48;  s.  Bd.  I  S.  17,  Anm.  3)  Anwendung 
finden.  Doch  wird  eine  Anhörung  der  Aerztekammer  (§  2,  Abs.  2  der  All- 
gemeinen Verfügung)  durch  den  Umstand  angeschlossen,  dass  nach  §  2,  Abs.  1 
Nr.  1,  verb.  mit  §  5  des  Gesetzes  vom  25.  November  1899  (Gesetz-Samml.  S.  565) 
die  Kreisärzte  (Gerichtsärzte)  der  Disziplin  der  aus  den  Aerztekammem  ge- 
bildeten Ehrengerichte  nicht  unterstehen,  vielmehr  über  ihre  Qualifikation  und 
ihre  Leistungen  nur  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  zur  Abgabe  eines  Urtheils 
berufen  ist." 

^)  Durch  Erlass  vom  8.  Juni  1901  sind  die  Regierungspräsidenten  ersucht, 
die  Medizinalbeamten  ihres  Bezirkes  auf  die  Beachtung  der  Vorschrift  betreffs 
Einhaltung  des  vorgeschriebenen  Instanzenweges  bei  Gesuchen  hin- 
zuweisen. 

*)  Nach  dem  Min.-Erl.  vom  23.  Mai  1901  ist  die  Unterstellung  der 
Medizinalbeamten  unter  ein  besonderes  in  den  Satzungen  von  Aerztevereinen 
vielfach  vorgesehenes  Vereins-Ehrengericht  unzulässig  und  demgemäss  ein  Ver- 
bleiben derselben  als  Mitglieder  in  ärztlichen  Vereinen,  in  denen  ein  solches 
statutarisch  eingerichtet  ist,  nur  bei  entsprechender  Abänderung  d^r  Satzungen 
statthaft.  Da  Sirengerichte  der  Vereine  neben  dem  Ehrengerichte  der  Aerzte- 
kammer überhaupt  entbehrlich  sind,  haben  auch  jetzt  fast  alle  Vereine  statt 
jener  sogenannte  Schiedsgerichte  zur  Schlichtung  kleinerer  Streitigkeiten  u.  s.  w. 
eingeführt  und  dadurch  die  weitere  Mitgliedschaft  der  Medizinalbeamten 
ermöglicht 
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Die  wichtigsten  hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  des  Dlszlpllnar- 
fl:«8«tzes  vom  21.  Juli  1852  lauten: 

§  l.  Das  g^enwärtige  Gesetz  findet  unter  den  darin  ausdrücklich  ge- 
machten Beschränkungen  auf  alle  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  Staats- 
dienste stehenden  Beamten  Anwendung,  die  nicht  unter  die  Bestimmungen  des 
die  Richter  betreffenden  Gesetzes  vom  7.  Mai  1851  fallen.*) 

!•  Allgemeine  Beftlmmniisen  über  Dienstvergehen  and  deren 

Bestrafung. 
§  2.    Ein  Beamter,  welcher 
1.  die  Pflichten  verletzt,  die  ihm  sein  Amt  auferlegt')  oder 

>)  In  den  neuen  Landestheilen  ist  das  Gesetz  durch  Königl.  Verordnung 
vom  23.  9.  1867  eingeführt,  im  Jadegebiet  durch  Ges.  vom  23.  März  1873,  in 
Lauenburg  durch  Gesetz  vom  28.  Februar  1878  und  in  Helgoland  durch  Ges. 
vom  22.  März  1891. 

Auf  bereits  aus  dem  Staatsdienste  ausgeschiedene  Beamte  findet  das  Gesetz 
keine  Anwendung  (Erkenntniss  des  Disziplmarhofes  vom  14.  Dezember  1872), 
wohl  aber  auf  die  zur  Disposition  gestellten  Beamten  (s.  §  97  des  Gesetzes). 

■)  Dahin  gehören  z.  B.  die  Nichtbeachtung  eines  innerhalb  seines  Ge- 
schäftskreises li^enden  dienstlichen  Auftrages,  die  Betheiligung  an  öffentlichen 
Demonstrationen  und  Agitationen  gegen  die  bestehende  Regierung  (Erk.  d. 
Ob.-Tribun.  vom  14.  September  1863),  oder  an  Wahlagitationen  für  eine  Partei, 
welche  die  Grundlagen  des  Staates  bekämpft  (Urth.  d.  Gb.-Verw.-Ger.  vom 
11.  Januar  1888),  oder  an  Vereinen,  die  statutenmässig  oder  thatsächlich  eine 
der  Staatsregierung  feindselige  Tendenz  verfolgen,  eine  systematische  Oppo- 
sition gegen  dieselbe  unterhalten,  den  bestehenden  verfassungsmässigen  Zu- 
stand zu  untergraben  suchen  u.  s.  w.  (Reskr.  vom  11.  Mai  1850,  s.  auch 
die  nachstehenden  Abs.  2  und  3  dieser  Anmerkung),  femer  Verletzung  des 
Amtsgeheimnisses  (s.  §  9  der  Dienstanweisung),  missbräuchliche  Anwendung 
des  Postaversionirung^empels  (Reskr.  vom  16.  Januar  1854)  u.  s.  w.  Eine 
Verletzung  der  Amtspflichten  ist  auch  in  der  Verweigerung  des  dem  Vorgesetzten 
schuldigen  Grusses  zu  finden  (Urth.  des  Gb.-Verw.-Ger.  vom  16.  Apnl  1890). 
Dagegen  kommen  nicht  in  Betracht:  Religionswechsel,  Unterlassung  der  Ver- 
wendung des  tarifmässigen  Stempels  (Entsch.  des  Ob.-V.-G.  vom  1.  August  1883), 
Polizeiübertretungen  u.  s.  w. 

Betreffs  der  Petitionen  bestimmt  der  Staatsministerialbeschluss  vom 
18.  April  1896:  „Es  ist  neuerdings  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  dass 
Staatsbeamte  Petitionen  unterzeichnet  haben,  welche  darauf  abzielen,  die 
parlamentarischen  Körperschaften  zu  einer  ablehnenden  Haltung  gegenüber 
Kegierungsvorlagen  oder  zu  einer  wesentlichen  Abänderung  derselben  zu  be- 
stimmen. Auch  an  öffentlichen  Versammlungen,  in  denen  solche  Petitionen 
berathen  worden  sind,  haben  Staatsbeamte  einen  Antheil  genommen,  welcher 
erkennen  lässt.  dass  es  ihnen  nicht  um  eine  Abwehr,  sondern  vielmehr  um 
eine  Förderung  der  gegen  Regierungsvorlagen  unternommenen  Agitation  zu 
thun  war.  Em  solches  Verhalten  ist  unvereinbar  mit  den  Pflichten  eines 
Staatsbeamten,  welche  ihm  gebieten,  sich  der  Theilnahme  an  Bestrebungen  zu 
enthalten,  die  darauf  gerichtet  sind,  der  Durchführung  der  Regierungspolitik 
Schwierigkeiten  zu  bereiten.  Das  Staatsministerium  hält  es  deshalb  für  an- 
gezeigt, die  Beamten  sämmtlicher  Ressorts  hierauf  mit  dem  Bemerken  hin- 
zuweisen, dass  die  Regierung  Willens  ist,  dieser  ihrer  Auffassung  eintretenden 
Falles  unnachsichtlich  Geltung  zu  verschaffen.'' 

In  diesem  Sinne  hat  auch  vor  Kurzem  das  Staatsministerium  eine 
Disziplinarentscheidung  getroffen,  die  von  dem  Eisenbahnminister  den  unter- 
stellten Beamten  zur  Kenntniss  gegeben  ist.  Damach  hatte  ein  Betriebssekretär 
bei  der  Verfolgung  seiner  Bestrebungen  auf  Verbesserung  der  Besoldungs- 
verhältnisse der  Betriebssekretäre  in  Rundschreiben  und  Agitationsschriften  seine 
höheren  Vorgesetzten  und  die  königliche  Staatsregierung  grundlos  in  gehässiger 
Weise  angegriffen  und  beleidigt  und  sich  nicht  gescheut,  ihnen  Ungerechtig- 
keiten und  Pflichtwidrigkeiten  wahrheitswidrig  vorzuwerfen.  Er  ist  deshalb  im 
förmlichen  Disziplinarverfahren  mit  Dienstentlassung  unter  Zubilligung  einer 
Theilpension  aut  drei  Jahre  bestraft  worden  und  dieses  Urthdl  von  dem 
Staatsministerium   auf  die  Berufung   des  Angeschuldigten   bestätigt.     In  den 
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2.  sich  durch  sein  Verhalten  in  oder  ausser  dem  Amte  der  Achtung,  des 
Ansehens  oder  des  Vertrauens,  die  sein  Beruf  erfordert,  unwürdig  zeigt*)  unter- 
liegt den  Vorschriften  des  Gesetzes. 

§  3.  Ist  eine  der  unter  §  2  fallenden  Handlungen  (Dienstvergehen)  zu- 
gleich in  den  gemeinen  Strafgesetzen  vorgesehen,*)  so  können  die  durch  die- 
selben angedrohten  Strafen  nur  auf  Grund  des  gewöhnlichen  Strafverfahrens 
von  denjenigen  Gerichten  angesprochen  werden,  welche  für  die  gewöhnlichen 
Strafsachen  zuständig  sind. 


Entscheidungsgründen  wird  hervorgehoben,  dass  es  weniger  die  einzelnen  Ver- 
sehen in  der  Form  seien,  die  den  Angeschuldigten  strafbar  machen,  als  der 
von  ihm  gehegte  und  verbreitete  Geist  der  Auflehnung  und  Unbotmässigkeit. 
,Jedem  Bämten  stehe  es  frei,  sich  mit  Wünschen  und  Antragen  an  seine 
Vorgesetzten  zu  wenden.  Missgriffe  in  der  Form  könnten  dabei  milde  be- 
urtheilt  werden.  Wenn  aber  ein  Beamter,  der  dem  Staate  zu  besonderer  Treue 
und  Gehorsam  verpflichtet  sei,  den  Massnahmen  der  Staatsregierung  dauernd 
und  in  systematischem  Kampfe  g^enübertrete  und  in  seinen  Mitbeamten  das 
Vertrauen  zu  den  Vorgesetzten  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln,  auch 
durch  Entstellung  der  Aeusserungen  und  Absichten  der  Staatsregierung,  plan- 
massig  zu  untergraben  suche,  so  habe  er  dadurch  die  Pflichten  seines  Amtes 
auf  das  schwerste  verletzt  und  sich  selbst  des  Vertrauens  unwürdig  gezeigt, 
das  sein  Beruf  erfordere." 

1)  Z.  B.  wenn  er  »seinen  Kredit  durch  unverhältnissmässigen  Aufwand 
unmotivirtes  und  lüderliches  Schuldenmachen  missbraucht"  (Kab.-Ordre  vom 
12.  Mai  1841),  oder  »sich  des  Lasters  der  Trunkenheit  zu  wiederholten  Malen 
im  Dienst,  auf  der  Strasse  oder  an  einem  öffentl.  Orte  schuldig  macht«  (Kab.- 
Ordre  vom  24.  Dez.  1836  und  Reskr.  vom  30.  Sept.  1840). 

2)  In  Betracht  kommen  die  §§  331—359  des  Straf-G.-B.  über  Ver- 
brechen  und  Vergehen   im  Amte: 

Ein  Beamter,  der  für  eine  in  sein  Amt  einschlagende,  an  sich  nicht  pflicht- 
widrige Handlung  (oder  Unterlassung)  Geschenke  oder  andere  Vortheile  (z. 
B.  Oestattung  des  Beischlafes)  annimmt,  fordert  oder  sich  versprechen  lässt,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  500  Mk.  oder  Gefängniss  bis  6  Monate  bestraft  (§  331); 
enthält  die  Handlung  eine  Verletzung  der  Amts-  oder  Dienstpflicht,  so  tritt 
wegen  Bestechung  Zuchthausstrafe  bis  zu  5  Jahren,  bei  mildernden  Um- 
ständen Gefängnisstrafe  ein  (§  332).  Ebenso  wird  derjenige,  der  einem  Beamten 
Geschenke  oder  andere  Vortheile  anbietet,  verspricht  oder  gewährt,  um  ihn  zu 
einer  Handlung,  die  eine  Verletzung  einer  Amts-  oder  Dienstpflicht  enthält,  zu 
bestimmen,  wegen  Bestechung  mit  Gefängniss  bestraft,  bei  mildernden  Um- 
ständen bis  zu  1500  Mk.  Geldstrafe.  Im  Urtheile  ist  in  allen  diesen  Fällen 
das  Empfangene  oder  der  Werth  desselben  für  den  Staat  verfallen  zu  erklären 
(§  335). 

Ein  Beamter,  welcher  durch  Missbrauch  seiner  Amtsgewalt  oder  durch 
Androhung  eines  bestimmten  Missbrauches  derselben  Jemand  zu  einer  Handlung, 
Duldung  oder  Unterlassung  widerrechtlich  nöthigt,  wird  mit  Gefängniss  be- 
straft; handelt  es  sich  um  Erpressung  (%  253),  so  tritt  Gefängnissstrafe  nicht 
unter  einem  Monate  ein,  wenn  die  Handlung  von  einem  Beamten  auch  ohne 
Gewalt  oder  Drohung,  aber  durch  Missbrauch  seiner  Amtsgewalt  oder  An- 
drohung eines  bestimmten  Missbrauches  derselben  begangen  ist.  In  beiden 
Fällen  ist  auch  der  Versuch  strafbar  (§  339). 

Ein  Beamter,  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines 
Amtes  einen  Hausfriedensbruch  begeht  (also  in  die  Wohnung,  in  die  Ge- 
schäftsräume oder  in  das  befriedete  Besitzthum  eines  Anderen  oder  in  ab- 
geschlossene, zum  öffentlichen  Dienst  bestimmte  Räume  widerrechtlich  ein- 
dringt oder  auf  die  Aufforderung  der  Berechtigten  sich  aus  diesen  nicht  ent- 
fernt; §  123),  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  900  Mk.  bestraft  (§  342). 

Ein  zur  Aufnahme  öffentlicher  Urkunden  befugter  Beamter,  der  innerhalb 
seiner  Zuständigkeit  vorsätzlich  eine  erhebliche  Thatsache  falsch  beurkundet 
oder  in  öffentliche  Register  oder  Bücher  falsch  einträgt,  wird  mit  Gefängniss 
nicht  unter  einem  Monat  bestraft;  dieselbe  Strafe  tritt  ein,  wenn  er  eine  ihm 
amtlich  anvertraute  oder  zugängliche  Urkunde  vorsätzlich  vernichtet,  bei  Seite 
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§  4.  Im  Laufe  dner  gerichtlichen  Untersuchung^)  darf  gegen  den  Ange- 
schuldigten ein  Disziplinarverfahren  wegen  der  nämlichen  Thatsachen  nicht 
eingeleitet  werden. 

Wenn  im  Laufe  eines  Disziplinarverfahrens  wegen  der  nämlichen  That- 
sachen eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  den  Angeschuldigten  eröffnet 
wird,  so  muss  das  Disziplinarverfahren  bis  zur  rechtskräftigen  Erledigung  des 
gerichtlichen  Verfahrens  ausgesetzt  werden. 

§  5.  Wenn  von  den  gewöhnlichen  Strafgerichten  auf  Freisprechung  er- 
kannt ist*),  so  findet  wegen  derjenigen  Thatsachen,  welche  in  der  gerichtlichen 
Untersuchung  zur  Erörterung  gekommen  sind,  ein  Disziplinarverfahren  nur 
noch  insofern  statt,  als  dieselben  an  sich  und  ohne  ihre  Beziehung  zu  dem 
gesetzlichen  Thatbestande  der  Uebertretung,  des  Vergehens  oder  des  Verbrechens, 
welche  den  G^[enstand  der  Untersuchung  bildeten,  ein  Dienstvergehen  enthalten. 

Ist  in  einer  gerichtlichen  Untersuchung  eine  Verurtheilung  ergangen,  welche 
den  Verlust  des  Amtes  nicht  zur  Folge  gehabt  hat,  so  bleibt  derjenigen  Behörde, 

schafft,  beschädigt  oder  verfälscht  (§  348).  Liegt  hierbei  die  Absicht  vor,  sich 
oder  einem  Anderen  einen  Vermögensvortheil  zu  verschaffen  oder  einem  Anderen 
Schaden  zuzufügen,  so  ist  auf  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  und  zugleich  auf 
Geldstrafe  von  150-3000  Mk.  zu  erkennen  (§  349). 

Unterschlagung  von  Geldern  oder  anderen  Sachen,  die  ein  Beamter 
in  amtlicher  Eigenschaft  empfangen  oder  in  Gewahrsam  hat,  wird  mit  Gefängniss 
nicht  unter  3  Monaten  bestraft;  auch  der  Versuch  ist  strafbar  (§  350).  Hat  der 
Beamte  in  Beziehung  auf  Unterschlagung  die  zur  Eintragung  oder  Kontrolle 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  bestimmten  Rechnungen,  Register  oder  Bücher 
(z.  B.  der  vollbesoldete  Kreisarzt:  die  Gebührenverzeichnisse)  unrichtig  geführt, 
verfälscht  oder  unterdrückt,  oder  unrichtige  Abschlüsse  oder  Auszüge  aus  diesen 
Rechnungen,  Registern  oder  Büchern,  oder  unrichtige  Beizet  zu  denselben  vor- 
gelegt .  .  .  .,  so  ist  auf  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  bei  mildernden  Umständen 
auf  Gefängnisstrafe  nicht  unter  6  Monaten  zu  erkennen  (§  351).  Ein  Boimter, 
der  Gebühren  oder  andere  Vergütungen  für  amtliche  Verrichtungen 
zu  seinem  Vortheile  zu  erheben  hat  und  solche  erhebt,  von  denen  er  weiss, 
dass  der  Zahlende  sie  überhaupt  nicht  oder  nur  in  geringerem  Betrage  ver- 
schuldet, wird  mit  Geldstrafe  ois  zu  300  Mk.  oder  Gefängniss  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft;  auch  der  Versuch  ist  strafbar  (§  352).  Bringt  er  in  einem  der- 
artigen Falle  das  rechtswidrig  Erhobene  ganz  oder  zum  Theil  nicht  zur 
Kasse,  so  ist  auf  eine  Gefängnissstrafe  nicht  unter  drei  Monaten  zu  erkennen 
(§  353). 

Ein  Amtsvorgesetzter,  der  seine  Untergebenen  zu  einer  strafbaren  Hand- 
lung im  Amte  vorsätzlich  verleitet  oder  zu  verleiten  unternimmt,  oder  eine 
solche  strafbare  Handlung  seiner  Untergebenen  wissentlich  geschehen  lässt,  hat 
die  auf  diese  strafbare  Handlung  angedrohte  Strafe  verwirkt.  Dieselbe  Strafe 
findet  auf  einen  Beamten  Anwendung,  welchem  eine  Aufsicht  oder  Kontrolle 
über  die  Amtsgeschäfte  eines  anderen  Beamten  übertragen  ist,  sofern  die  von 
diesem  b^^angene  strafbare  Handlung  die  zur  Aufsicht  oder  Kontrolle  ge- 
hörenden Geschäfte  betrifft  (§  357). 

Neben  den  nach  §§  331,  339-341,  352-357  erkannten  Strafen  kann  auch 
auf  Verlust  der  Befugniss  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  auf  die  Dauer 
von  1—5  Jahren  erkannt  werden  (§  358). 

Unter  Beamten  im  Sinne  des  Strafgesetzes  sind  zu  verstehen  alle  im 
Dienste  des  Reichs  oder  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  Dienste  eines 
Bundesstaates  oder  einer  Kommunalbehörde  auf  Lebenszeit,  auf  Zeit  oder  nur 
vorläufig  angestellten  Personen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  einen  Diensteid  ge- 
leistet haben,  oder  nicht. 

^)  Während  der  Dauer  einer  strafrechtlichen  Untersuchung  soll  dem  An- 
trage des  betreffenden  Beamten  auf  Versetzung  in  den  Ruhestand  nicht  ent- 
sprochen werden  (Reskr.  vom  24.  Juli  1884),  dagegen  kann  ihm  vor  Beendigung 
der  Untersuchung  der  freiwillige  Austritt  aus  seinem  Dienstverhältniss  gestattet 
werden  (Kab.-Ordre  vom  22.  3.  1856). 

*)  Die  gleiche  Wirkung  wie  Freisprechung  hat  es,  wenn  der  Angeschuldigte 
ausser  Verfolgung  gesetzt  wird  (Reskr.  vom  19.  März  und  12.  Mai  1866). 
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welche  über  die  Einleitung  des  Disziplinarverfahrens  zu  verfügen  hat,  die  Ent- 
scheidung darüber  vorbehalten,  ob  ausserdem  ein  Disziplinarverfahren  einzuleiten 
oder  fortzusetzen  sei.*)^) 

§  6.  Spricht  das  Gesetz  bei  Dienstvergehen,  welche  Gegenstand  eines 
Disziplinarverfahrens  werden,  die  Verpflichtung  zur  Wiedererstattung  oder  zum 
Schadenersatze,  oder  eine  sonstige  zivilrechtliche  Verpflichtung  aus,  so  gehört 
die  Klage  der  Betheiligten  vor  das  Zivilgericht,  jedoch  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung des  §  100. 

§  7.  Ist  von  dem  gewöhnlichen  Strafrichter  auf  eine  Freiheitsstrafe  von 
längerer  als  einjähriger  Dauer,  auf  eine  schwere  Strafe,  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte,  auf  immerwährende  oder  zeitige  Unfähigkeit  zu  öffentlichen 
Aemtern  oder  auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt,  so  zieht  das  Straf- 
erkenntniss  den  Verlust  des  Amtes  von  selbst  nach  sich,  ohne  dass  darauf  be- 
sonders erkannt  wird. 

§  8.  Ein  Beamter,  welcher  sich  ohne  den  vorschriftsmässigen  Urlaub 
von  seinem  Amte  entfernt  hält,  oder  den  ertheilten  Urlaub  überschreitet,  ist, 
wenn  ihm  nicht  besondere  Entschuldigungsgründe  zur  Seite  stehen,  für  die  Zeit 
der  unerlaubten  Entfernung  seines  Diensteinkommens  verlustig.^) 

§  9.  Dauert  die  unerlaubte  Entfernung  länger  als  acht  Wochen,  so  hat 
der  Beamte  die  Dienstentlassung  erwirkt.'^) 

Ist  der  Beamte  dienstlich  aufgefordert  worden,  sein  Amt  anzutreten  oder 
zu  demselben  zurückzukehren,  so  tritt  die  Strafe  der  Dienstentlassung  schon 
nach  fruchtlosem  Ablauf  von  vier  Wochen  seit  der  ergangenen  Aufforderung  ein. 
§  10.  Die  Entziehung  des  Diensteinkommens  (§  8)  wird  von  derjenigen 
Behörde  verfügt,  welche  den  Urlaub  zu  ertheilen  hat.  Im  Falle  des  Wider- 
spruchs findet  das  förmliche  Disziplinarverfahren  statt. 

§  11.  Die  Dienstentlassung  kann  nur  im  Wege  des  förmlichen 
Disziplinarverfahrens  ausgesprochen  werden.  Sie  wird  nicht  verhängt,  wenn 
sich  ergiebt,  dass  der  Beamte  ohne  seine  Schuld  von  seinem  Amte  fern  ge- 
wesen ist. 

§  12.  Die  Einleitung  eines  Disziplinarverfahrens  wegen  unerlaubter 
Entfernung  vom  Amte  und  die  Dienstentlassung  vor  Ablauf  der  Fristen  (§  9) 
ist  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  durch  besonders  erschwerende  Umstände  als 
gerechtfertigt  erscheint. 

§  13.  Die  in  dem  §  9  erwähnte  Aufforderung  sowie  alle  anderen  Auf- 
forderungen, Mittheilungen,  Zustellungen  und  Vorladungen,  welche  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  erfolgen,  sind  gültig  und  bewirken  den  Lauf 
der  Fristen,  wenn  sie  demjenigen,  an  den  sie  ergehen,   unter  Beobachtung  der 


*)  Die  Disziplinarbestrafung  wird  durch  den  Ablauf  der  im  Strafgesetz- 
buche vorgesehenen  Verjährungsfristen  nicht  ausgeschlossen  (Erk.  des  Ober- 
Verw.-Ger.  vom  17.  12.  1890),  auch  nicht,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  von  der 
Erhebung  der  Anklage  Abstand  genommen  hat  (Erk.  des  Gber-Verw.-Ger.  vom 
4.  6.  1890). 

«)  Abgesehen  von  den  im  §  5  des  Ges.  getroffenen  Bestimmungen  ist  der 
Disziplinamchter  an  die  Entscheidung  des  Strafrichters  nicht  gebunden,  viel- 
mehr zur  freien  Beurtheilung  des  Thatbestandes  berechtigt  und  verpflichtet 
(Staatsminist.-Beschluss  vom  23.  3.  1891). 

•)  Siehe  auch  §  30  der  Dienstanweisung.  Zur  Versäumung  des  Dienstes 
behufs  Erfüllung  staatsbürgerlicher  Pflichten  bedarf  es  eines  Urlaubes  nicht, 
sondern  nur  einer  Anzeige  an  die  vorgesetzte  Dienstbehörde. 

*)  Es  muss  aber  ein  förmliches  Disziplinarverfahren  vorhergehen  (Erk. 
d.  Ob.-Verw.-Ger.  vom  8.  9. 1883). 
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für  gerichtliche  Insinuationen  vollgeschriebenen  Formen  in  Person  zugestellt 
oder  wenn  sie  in  seiner  letzten  Wohnung  an  dem  Orte  insinuirt  werden,  wo 
er  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte.  Die  vereideten  Verwaltungs- 
beamten haben  dabei  den  Glauben  der  Gerichtsboten. 

§  14.  Die  Disziplinarstrafen  bestehen  in  Ordnungsstrafen,  Entfernung 
aus  dem  Amte.^) 

§  15.  Ordnungsstrafen  sind  I.Warnung,  2,  Verweis,  3.  Geldbusse,*) 
4.  gegen  untere  Beamte  auch  Arreststrafe  auf  die  Dauer  von  höchstens  acht 
Tagen,  welche  jedoch  nur  in  solchen  Räumen  zu  vollstrecken  ist,  die  den  Ver- 
hältnissen der  zu  bestrafenden  Beamten  angemessen  sind. 

§  16.    Die  Entfernung  aus  dem  Amte  kann  bestehen: 

1.  in  Versetzung  in  ein  anderes  Amt  von  gleichem  Range,  jedoch  mit 
Verminderung  des  Diensteinkommens')  und  Verlust  des  Anspruches  auf  Um- 
zugskosten oder  mit  einem  von  beiden  Nachtheilen. 

Die  Strafe  findet  nur  auf  Beamte  im  unmittelbaren  Staatsdienste  An- 
wendung. 

2.  In  Dienstentlassung. 

Diese  Strafe  zieht  den  Verlust  des  Titels  und  Pensions  -  Anspruches  von 
selbst  nach  sich;  es  wird  darauf  nicht  besonders  erkannt,  es  sei  denn,  dass  vor 
Beendigung  des  Disziplinarverfahrens  aus  irgend  einem  von  dessen  Ergebnis; 
unabhängigen  Grunde  das  Amtsverhältniss  bereits  aufgehört  hat  und  daher  auf 
Dienstentlassung  nicht  mehr  zu  erkennen  ist. 

Gehört  der  Angeschuldigte  zu  den  Beamten,  welche  einen  Anspruch  auf 
Pension  haben,  und  lassen  besondere^)  Umstände  eine  mildere  Beurtheilung  zu, 
so  ist  die  Disziplinarbehörde  ermächtigt,  in  ihrer  Entscheidung  zugleich  fest- 
zusetzen, dass  dem  Angeschuldigten  ein  Theil  des  reglementsmässigen  Pensions- 
betrages auf  Lebenszeit  oder  auf  gewisse  Jahre  als  Unterstützung  zu  ver- 
abreichen sei^). 

§  17.    Welche  der  in  den  §§  14  bis  16  bestimmten  Strafen  anzuwenden 
sei,  ist  nach  der  grösseren   oder  geringeren  Erheblichkeit  des  Dienstvergehens 
mit  Rücksicht  auf  die  sonstige  Führung  des  Angeschuldigten  zu  ermessen,  un- 
beschadet der  besonderen  Bestimmungen  der  §§  8  und  9. 
II.  Von  dem  Disziplinarverfahren« 

§  18.  Jeder  Dienstvorgesetzte  ist  zu  Warnungen  und  Verweisen 
gegen  seine  Untergebenen  befugt  .•) 

^)  Ausser  den  oben  genannten  Disziplinarmitteln  sind  auch  gegen  Be- 
amte das  sonst  übliche  Exekutivmittel,  z.  B.  Leistung  der  geforderten  Hand- 
lung durch  einen  Dritten  auf  Kosten  des  Säumigen,  zulässig  (Reskr.  v.  5.  Juli 
1866);  siehe  auch  §  100  dieses  Gesetzes. 

")  Die  gegen  Beamte  als  Ordnungsstrafen  verhängten  Geldbussen 
dürfen  nur  bei  zahlungsunfähigen  Beamten  in  Gefängnisstrafe  umgewandelt 
werden  (Staatsmin.-Beschl,  vom  2.  März  1850). 

3)  Im  Erkenntniss  ist  die  Summe  festzustellen,  um  welche  das  Dienst- 
einkommen des  betreffenden  Beamten  vermindert  werden  soll  (Staatsministerial- 
beschluss  vom  29.  Mai  1874). 

*)  Zu  den  »besonderen  Umständen"  gehören  wesentlich  die  persön- 
lichen Verhältnisse  des  Angeschuldigten  und  zwar  nicht  allein  ungünstige  Ver- 
mögensverhältnisse, die  eine  Nothlage  der  Familie  befürchten  lassen,  sondern 
auch  die  gesammte  bisherige  dienstliche  und  ausserdienstliche  Führung,  sowie 
dauernde  oder  vorläufige  Unfähigkeit  zu  anderweitiger  Erwerbsfähigkeit  (Reskr. 
vom  31.  Juli  1874  u.  23.  Dezember  1883). 

*)  Diese  Unterstützung  hat  ebenfalls  den  Charakter  einer  Pension  (Reskr. 
vom  27.  Juli  1901). 

•)  Mehrere  Ordnungsstrafen  dürfen  auf  einander  folgen,  da  in  der  jedes- 
maligen Aufforderung  an  den  Beamten,  seinen  Verpflichtungen  zu  genügen  und 
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§  19.  In  Beziehung  auf  die  Verhängung  von  Oeldbussen  ist  die  Be- 
fugniss  der  Dienstvorgesetzten  begrenzt  wie  folgt: 

.  .  .  Die  Provinzialbehörden  und  Vorsteher  derselben  —  dazu  gehören  die 
Regierungspräsidenten  —  sind  ermächtigt,  die  ihnen  untergeordneten  Beamten 
mit  Geldbusse  bis  zu  dreissig  Thalem  zu  belegen,  besoldete  Beamte  jedoch 
nicht  über  den  Betrag  des  einmonatlichen  Dienstein kommens  hinaus^). 

Die  Minister  haben  die  Befugniss,  allen  ihnen  unmittelbar  oder  mittelbar 
untergebenen  Beamten  Qeldbussen  bis  zum  Betrage  des  monatlichen  Dienst- 
einkommens, unbesoldeten  Beamten  aber  bis  zur  Summe  von  dreissig  Thalem 
aufzuerlegfen. 

§  21.  Gegen  die  Verfügung  von  Ordnungsstrafen  findet  nur  Beschwerde 
im  vorgeschriebenen  Instanzenzuge  statt*). 

§  22.  Der  Entfernung  aus  dem  Amte  muss  ein  förmliches  Disziplinar- 
verfahren»^ vorhergehen.  Dasselbe  besteht  in  der  von  einem  Kommissar  zu 
führenden  schriftlichen  Voruntersuchung  und  in  einer  mündlichen  Verhandlung 
nach  den  folgenden  näheren  Bestimmungen. 

§  23.  Die  Einleitung  des  Disziplinarverfahrens  wird  verfügt 
und  der  Untersuchungs-Kommissar  ernannt: 

1.  wenn  die  Entscheidung  der  Sache  vor  den  Disziplinarhof  gehört 
(§  24  No.  1),  von  dem  Minister,  welcher  dem  Angeschuldigten  vor- 
gesetzt ist*). 

Ist  jedoch  Gefahr  im  Verzuge,  so  kann  diese  Verfügung  und  Er- 
nennung vorläufig  von  dem  Vorsteher  der  Provinzialbehörde  des 
Ressorts  ausgehen.  Es  ist  alsdann  die  Genehmigung  des  Ministers 
einzuholen  und,  sofern  dieselbe  versagt  wird,  das  Verfahren  ein- 
zustellen; 
2.  in  allen  anderen  Fällen  von  dem  Vorsteher  der  Behörde,  welche  die 
entscheidende  Disziplinarbehörde  bildet  (§  24,  No.  2)  oder  von  dem 
vorgesetzten  Minister. 
§  24.    Die  entscheidenden  Disziplinarbehörden  erster  Instanz  sind: 

1.  Der  Disziplinarhof  zu  Berlin  (§  29)  in  Ansehung  derjenigen  Beamten, 
zu  deren  Anstellung  nach  den  Bestimmungen,  weldie  zur  Zeit  der 
verfügten  Einleitung  der  Untersuchung  gelten,  eine  von  dem  Könige 
oder  von  den  Ministem  ausgehende  Ernennung,  Bestätigung  oder 
Genehmigung  erforderlich  ist.*) 

2.  Die  Provinzialbehörden,  als:  Regierangen,  Provinzialschulkoll^ien, 
Provinzial-Steuerdirektionen ,  Oberbciigämter ,  Generaikommissionen , 
Militärintendanturen,  Polizeipräsidium  zu  Berlin,  Eisenbahnkom- 
missariate in  Ansehung  aller  Beamten,  die  bei  ihnen  angestellt  oder 
ihnen  untergeordnet  und  nicht  vorstehend  unter  1.  begriffen  sind. 

in  der  wiederholten  Weigerang  ein  neues  Disziplinarvergehen  liegt  (Erk.  des 
Gber-Verw.-Ger.  vom  4.  2.  1880  und  29.  2.  1888). 

*)  Bei  einem  im  Hauptamt  und  Nebenamt  besoldeten  Beamten  nicht  über 
den  Betrag  des  Einkommens  aus  beiden  Aemtem  hinaus. 

•)  Eine  Frist  ist  nicht  vorgeschrieben,  jedoch  kommt  im  Allgemeinen  die 
im  Landesverwaltungsgesetz  für  Beschwerden  festgesetzte  Frist  (2  Wochen)  in 
Anwendung. 

*)  Ein  förmliches  Disziplinarverfahren  ist  also  nicht  einzuleiten,  wenn 
es  sich  um  Pflichtwidrigkeiten  oder  anderweite  Ungehörigkeiten  handelt,  die 
mit  Wamung,  Verweis  oder  Ordnungsstrafe  zu  ahnden  sind  (Reskr.  v.  8.Januar  1869). 

^)  Also  bei  den  Medizinalbeamten  von  dem  Minister  der  Medizinal- 
angelegenheiten. 

»)  Der  Disziplinarhof  bildet  demnach  auch  für  die  Kreisärzte  und  Kreis- 
assistenzärzte die  erste  Instanz. 


—    155    — 

§  26.  Die  Zuständigkeit  der  Provinzialbehörden  kann  von  dem  Staats- 
ministerium  auf  einzelne  Kategorien  solcher  Beamten  ausgedehnt  werden,  welche 
von  den  Ministem  ernannt  oder  bestätigt  werden,  aber  nicht  zu  den  etats- 
mässigen  Mitgliedern  einer  Provinzialbehörde  gehören. 

§  27.  Für  den  Fall,  dass  bei  der  zuständigen  Disziplinarbehörde  die 
beschlussfähige  Anzahl  von  Mitgliedern  nicht  vorhanden  ist,  oder  wenn  auf 
den  Antrag  des  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  oder  des  Angeschuldigten  der 
Disziplinarhof  das  Vorhandensein  von  Gründen  anerkennt,  aus  welchen  die 
Unbefangenheit  der  zuständigen  Disziplinarbehörde  bezweifelt  werden  kann^), 
tritt  eine  andere,  durch  das  Staatsministerium  substituirte  Disziplinarbehörde  an 
deren  Stelle. 

§  28.  Streitigkeiten  über  die  Kompetenz  der  Disziplinarbehörden  als 
solche  werden  von  dem  Staatsministerium  nach  Vernehmung  des  Gutachtens 
des  Disziplinarhofes  entschieden. 

§  29.  Der  Disziplinarhof  besteht  aus  einem  Präsidenten  und  zehn 
anderen  Mitgliedern,  von  denen  wenigstens  vier  zu  den  Mitgliedern  des  Ober- 
tribunals —  jetzt  Kammergerichts  -  gehören  müssen. 

Die  Mitglieder  des  Disziplinarhofes  werden  von  dem  Könige  auf  drei 
Jahre  ernannt. 

Em  Mitglied,  welches  im  Laufe  dieser  Periode  ernannt  wird,  bleibt  nur 
bis  zum  Ende  derselben  in  Thätigkeit. 

Die  ausscheidenden  Mitglieder  können  wieder  ernannt  werden. 

§  30.  Zur  Erledigung  der  Disziplinarsachen  ist  bei  dem  Disziplinarhofe 
die  Theilnahme  von  wenigstens  sieben  Mitgliedern  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden 
erforderlich,  von  denen  wenigstens  zwei  zu  den  Mitgliedern  des  Obertribunals 
gehören  müssen. 

§  31.  Bei  den  Provinzialbehörden  werden  die  Disziplinarsachen  in  be- 
sonderen Plenarsitzungen  erledigt,  an  welchen  mindestens  drei  stimmberechtigte 
Mitglieder  Theil  nehmen  müssen.  In  diesen  Plenarsitzungen  steht  bei  den  Re- 
gierungen den  Mitgliedern  derselben  nur  dasjenige  Stimmrecht  zu,  welches 
ihnen  durch  die  allgemeinen  Vorschriften  für  Verhandlung  im  Plenum  bei- 
gelegt ist.  Bei  den  übrigen  Provinzialbehörden  nehmen  an  den  zur  Erledigung 
der  Disziplinarsachen  bestimmten  Plenarsitzungen  nur  die  etatsmässigen  Mit- 
glieder und  diejenifi:en  Theil,  welche  eine  etatsmässige  Stelle  versehen.') 

§  32.  In  der  Voruntersuchung  wird  der  Angeschuldigte  unter  Mit- 
theilung der  Anschuldigungspunkte  vorgeladen  und,  wenn  er  erscheint,  gehört  ; 
es  werden  die  Zeugen  eidlich  vernommen,  und  die  zur  Aufklärung  der  Sache 
dienenden  sonstigen  Beweise  herbeigeschafft.*) 

Die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  werden  durch  einen  Beamten 
wahrgenommen,  welchen  die  Behörde  ernennt,  von  der  die  Einleitung  des 
Disziplinarverfahrens  verfügt  wird. 

Bei  der  Vernehmung  des  Angeschuldigten  und  dem  Verhöre  der  Zeugen 
ist  ein  vereideter  Protokollführer  zuzuziehen. 


*)  Ueber  einen  derartigen  Antrag  ist  durch  den  Disziplinarhof  vor  Ein- 
tritt  in  die  Verhandlung  zu  entscheiden   (Staatsmin.-Beschl.  vom  30.  6.  1888). 

•)  Betreffs  des  Stimmrechts  der  technischen  Mitglieder  der  Regierung 
speziell  des  Reg.-  und  Mediz.-Raths,  s.  Anm.  4  auf  S.  100. 

«)  Gegenüber  dem  Untersuchungskommissar  in  Disziplinarsachen  besteht 
Zeugnisszwang;  massgebend  hierfür  sind  noch  die  §§  7  und  312  der  Kri- 
minalordnung  vom  11.  Dezember  1805,  sowie  die  entsprechenden  Bestimmungen 
der  Straf-Prozess-Ordnung  (Reskr.  vom  30.  4.  1895). 
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§  33.  Der  dem  Angeschuldigten  vorgesetzte  Minister  ist  ermächtigt, 
mit  Rücksicht  auf  den  Ausfall  der  Voruntersuchung,  das  fernere  Verfahren 
einzustellen   und  geeigneten  Falls  nur  eine  Ordnungsstrafe    zu   verhängen.^) 

Ist  eine  sonstige  Behörde,  welche  die  Einleitung  der  Untersuchung  ver- 
fügt hat,  der  Ansicht,  dass  das  fernere  Verfahren  einzustellen  sei,  so  muss  sie 
darüber  an  den  Minister  zu  dessen  Beschlussnahme  berichten. 

In  beiden  Fällen  erhält  der  Angeschuldigte  Ausfertigung  des  darauf  be- 
züglichen mit  Gründen  zu  unterstützenden  Beschlusses. 

§  34.  Wird  das  Verfahren  nicht  eingestellt,  so  wird  nach  Eingang  einer 
von  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  anzufertigenden  Anschuldigungsschrift 
der  Angeschuldigte  unter  abschriftlicher  Mittheilung  dieser  Anschuldigungsschrift 
zu  einer,  von  dem  Vorsitzenden  der  Disziplinarbehörde  zu  bestimmenden 
Sitzung  zur  mündlichen  Verhandlung  vorgeladen. 

§  35.  Bei  der  mündlichen  Verhandlung,  welche  in  nicht  öffent- 
licher Sitzung  stattfindet,  giebt  zuerst  ein  von  dem  Vorsitzenden  der  Behörde 
aus  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  ernannter  Referent  eine  Darstellung  der  Sache, 
wie  sie  aus  den  bisherigen  Verhandlungen  hervorgeht. 

Der  Angeschuldigte  wird  vernommen. 

Es  wird  darauf  der  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  mit  seinem  Vor-  und 
Antrage  und  der  Angeschuldigte  in  seiner  Vertheidigung  gehört. 

Dem  Angeklagten  steht  das  letzte  Wort  zu. 

§  36.  Wenn  die  Behörde  auf  den  Antrag  des  Angeschuldigten  oder  des 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft,  oder  auch  von  Amtswegen  die  Vernehmung 
eines  oder  mehrerer  Zeugen,  sei  es  durch  einen  Kommissar,  oder  mündlich  vor 
der  Behörde  selbst,  oder  die  Herbeischaffung  anderer  Mittel  zur  Aufklärung 
der  Sache  für  angemessen  erachtet,  so  erlässt  sie  die  erforderliche  Verfügung 
und  verlegt  nöthigenfalls  die  Fortsetzung  der  Sache  auf  einen  anderen  Tag, 
welcher  dem  Angeschuldigten  bekannt  zu  machen  ist. 

§  37.  Der  Angeschuldigte,  welcher  erscheint,  kann  sich  des  Beistandes 
eines  Advokaten  oder  Rechtsanwaltes  als  Vertheidigers  bedienen.  Der  nicht 
erscheinende  Angeschuldigte  kann  sich  durch  einen  (Advokaten  oder)  Rechts- 
anwalt vertreten  lassen.')  Der  Disziplinarbehörde  steht  es  jedoch  jederzeit  zu, 
das  persönliche  Erscheinen  des  Angeschuldigten  unter  der  Warnung  zu  ver- 
ordnen, dass  bei  seinem  Ausbleiben  ein  Vertheidiger  zu  seiner  Vertretung 
nicht  werde  zugelassen  werden. 

§  38.  Bei  der  Entscheidung 3)  hat  die  Disziplinarbehörde,  ohne  an  po- 
sitive Beweisregeln  gebunden  zu  sein,  nach  ihrer  freien,  aus  dem  ganzen  In- 
begriffe der  Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften  Ueberzeugung  zu  beurtheilen, 
in  wie  weit  die  Anschuldigung  für  begründet  zu  erachten.**) 

Die  Entscheidung  kann  auch  auf  eine  blosse  Ordnungsstrafe  ^)  lauten. 


1)  Die  Einstellung  des  Disziplinarveriahrens  kann  nur  nach  geschlossener 
Voruntersuchung  und  vor  Mittheilung  der  Anklageschrift  an  den  Angeschul- 
digten verfügt  werden  (Reskr.  vom  21. /6  1877).  Verhängt  der  Minister  eine 
Ordnungsstrafe,  so  trägt  der  Angeschuldigte  die  Untersuchungskosten  (Reskr. 
vom  26./3.  1853);  eine  Berufung  ist  dagegen  nicht  zulässig  (Reskr.  v.  6./12. 1870). 

*)  Eine  Vertretung  der  Vertheidigung  durch  andere  Personen  oder  Rechts- 
anwälte ist  unzulässig. 

«)  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Aus- 
schlag. (Staats-Min.  Beschl.  vom  24./5.  1865). 

*)  Siehe  auch  Anmerkung  2  auf  S.  152. 

*)  Die  als  Ordnungstrafe  verhängte  Oeldbusse  darf  auch  in  diesem  Falle 
den  in  §  19  vorgesehenen  Höchstsatz  nicht  überschreiten  (Urth.  d.  Ob.-Verw.-G. 
vom  7./5.  1890). 
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Die  Entscheidung,  welche  mit  Gründen  versehen  sein  muss,  wird  in  der 
Sitzung,  in  welcher  die  mündliche  Verhandlung;  beendigt  worden  ist,  oder  in 
einer  der  nächsten  Sitzungen  verkündigt  und  eine  Ausfertigung  derselben  dem 
Angeschuldigten  auf  sein  Verlangen  ertheilt.i)*) 

§  39.  Ueber  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen, 
welches  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  wesentlichen  Momente  der  Ver- 
handlung enthalten  muss.  Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden  und  dem 
Protokollführer  unterzeichnet. 

§  40.  Das  Rechtsmittel  des  Einspruches  (Restitution  oder  Opposition) 
findet  nicht  statt. 

§  41.  G^en  die  Entscheidung  steht  die  Berufung  an  das  Staatsmint- 
sterium,  sowohl  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft,  als  dem  Angeschuldigten 
offen. 

§  42.  Die  Anmeldung  der  Berufung  geschieht  zu  Protokoll  oder  schriftlich 
bei  der  Behörde,  welche  die  anzugreifende  Entscheidung  erlassen  hat.  Von 
Seiten  des  Angeschuldigten  kann  sie  auch  durch  einen  Bevollmächtigten  geschehen. 

Die  Frist  zu  dieser  Anmeldung  ist  eine  vierwöchentliche,  welche  mit  dem 
Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Entscheidung  verkündigt  worden  ist  und 
für  den  Angeschuldigten,  welcher  hierbei  nicht  zugegen  war,  mit  dem  Ablaufe 
des  Tages  beginnt,  an  welchem  ihm  die  Entscheidung  zugestellt  worden  ist.*)^) 

§  43.  Zur  schriftlichen  Rechtfertigung  der  Berufung  steht  demjenigen, 
der  dieselbe  rechtzeitig  angemeldet  hat,  eine  fernere  vierzehntägige  Frist  offen. 
Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellanten  angemessen  verlängert  werden.^) 

Neue  Thatsachen,  welche  die  Grundlagen  einer  anderen  Beschuldigung 
bilden,  dürfen  in  zweiter  Instanz  nicht  vorgebracht  werden. 

§  44.  Die  Anmeldung  der  Berufung  und  die  etwK  eingegangene  Appellations- 
schrift wird  dem  Appellaten  in  Abschrift  zugestellt,  oder  dem  Beamten  der 
Staatsanwaltschaft,  falls  er  Appellat  ist,  in  Urschrift  vorgelegt. 

Innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  erfolgter  Zustellung  oder  Vorlegung  kann 
der  Appellat  eine  Gegenschrift  einreichen. 

Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellaten  angemessen  verlängert  werden. 

§  45.  Nach  Ablauf  der  in  der  in  dem  §  44  bestimmten  Frist  werden 
die  Akten  an  das  Staatsministerium  eingesandt.') 


')  Die  schriftliche  Entscheidung  mit  vollständiger  Begründung  ist  binnen 
8  Tagen  abzufassen  (Reskr.  vom  12./3.  1853). 

*)  An  Kosten  dürfen  nur  baare  Auslagen  angerechnet  werden. 

3)  Die  Frist  beginnt  bei  mündlicher  Verhandlung  und  G^enwart  des 
Angeschuldigten  mit  dem  Tage  der  Verkündigung,  andernfalls  vom  Tage  der 
Behändigung  des  Erkenntnisses  (Reskr.  vom  Q.November  1880,  21. Juli  1892 
und  24.  Juli  1893). 

*)  Durch  Anmeldung  der  Berufung  bei  der  höheien  Behörde  wird  die 
Frist  nicht  gewahrt  (Entsch.  des  Staatsminist,  vom  15.  Juni  1876). 

*)  Das  Nichteinhalten  dieser  Frist  oder  das  Unterlassen  der  Einreichung 
der  Rechtfertigung  hat  nicht  den  Verlust  des  rechtzeitig  angemeldeten  Rechts- 
mittels zur  Folge  (Reskr.  vom  19.  März  1874). 

^)  Die  Einsendung  hat  nicht  unmittelbar,  sondern  durch  die  Hand  der 
vorgesetzten  Behörde  zu  erfolgen  (Reskr.  vom  31. Januar  1853  und  26.  Oktober  1857). 
Nadi  dem  Reskript  vom  4.  März  1902  ist  jedem  Antrage  auf  Entscheidung  von 
Disziplinar-Untersuchungen  in  zweiter  Instanz  eine  Nachweisung  über  die 
persönlichen  pp.  Veihältnisse  des  Beamten  nach  dem  nachstehendem  Formular 
beizufügen.  Die  Ausfüllung  der  Spalten  ist  nach  dem  Stande  vom  Tage  der 
Vorl^^ung  zu  bewirken.  In  Spalte  16  sind  genaue  Angaben  darüber  aufzunehmen, 
ob  der  &amte  vor  seiner  derzeitigen  Anstellung  das  Recht  zum  Bezüge  einer 
Zivil-  oder  Militär-Pension  erworben  hat,  und  bejahenden  Falls,  ob  diese  Pension 
neben  dem  Diensteinkommen  aus  der  jetzigen  Stellung  ganz  oder  mit  einem 
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Das  Staatsministerium  beschlissst  auf  den  Vortrag  eines  von  dem  Vor- 
sitzenden ernannten  Referenten;  in  Sachen  jedoch,  in  weichen  der  Disziplinar- 
hof  in  erster  Instanz  geurtheilt  hat,  auf  den  Vortrag  zweier  von  dem  Vorsitzenden 
ernannten  Referenten,   von  denen  einer  dem  Justizministerium  angehören  rauss. 

Ist  die  Berufung  von  der  Entscheidung  einer  Provinzialbehörde  eingelegt, 
so  kann  das  Staatsministerium  keinen  Beschluss  fassen,  bevor  das  Gutachten 
des  Disziplinarhofes  eingeholt  worden  ist. 

Der  Disziplinarhof  kann  die  zur  Aufklärung  der  Sache  etwa  erforder- 
lichen Verfügungen  erlassen.  Er  kann  auch  eine  mündliche  Verhandlung 
anordnen,  zu  welcher  der  Angeschuldigte  vorzuladen  und  ein  Beamter  der 
Staatsanwaltschaft  zuzuziehen  ist.  Der  Letztere  wird  in  diesem  Falle  vom 
Minister  des  Ressorts  bezeichnet. 

§  46.  Lautet  die  Entscheidung  oder  das  Gutachten  des  Disziplinarhofes 
auf  Freisprechung  des  Angeschuldigten,  oder  nur  auf  Warnung  oder  Verweis, 


dann  anzugebenden  Theilbeta^e  fortgezahlt  worden  ist,  oder  ob  ihre  Zahlung 
ruht.  An  derselben  Stelle  ist  auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  in  Spalte  6 
angegebenen  Bewilligungen  aus  Militärfonds  während  der  Anstellung  m  der 
jetzigen  Stellung  nicht  oder  nicht  mit  dem  vollen  Betrage  zur  Zahlung  gelangen, 
das  Nähere  hierüber  genau  zu  vermerken. 

Nachweisung 

über   die   Besoldungs-,   Pensions-   pp.   Verhältnisse    des   zur  Disziplinar- Untersuchung  gezogenen 


nach  dem  Stande  vom 


& 

Name 
(Vor-  und 
Zuname, 

von 
mehreren 
Vornamen 
Ut  der  Ruf- 
name 
zu  unter- 
streichen.) 

1 

5 

1 

1 

< 

DaaBe- 
soldungs- 
dienstalter 

in  der 
jetzigen  Be- 
soldungs- 
klasse 
beginnt 
mit  dem 

Gehalt  und 
Wohnungsgeld- 

zuschuss. 

Ausserdem  Bezüge 
ans  Nebenämtern, 

dauernde  oder 
zeitweise  erfolgte 
Bewilligung  ans 

MUitärfonds 

(Bezeichnung  und 

Jahreebetrag). 

Angabe, 
ob  mit  der 
Stelle  der 

Genuss 
einer 
Dienstwoh- 
nung ver- 
bunden ist 
oder  nicht. 

1 

k 
gl 

i 

Familienstand 
des  Beamten  (ob 
der  Beamte  ver- 
heirathet,nnver- 

heirathet  oder 
Wittwer,  Zahl 
der  Kinder  und 
wie  viele  davon 

versorgt  sind, 
Geschlecht  und 
Alter  jedes  der 

noch  unver- 
sorgten Kinder). 

1. 

2. 

8. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

'            '        1 

;    1  i 

Vermögens- 
lage 
(ob  der 
Beamte 
Vermögen 
besitzt  oder 
Schulden 
hat). 


11. 


bis  zum 


Dienstzeit 


'S     ^ 


Jahre 


«•£.1 


Jahre 


g 
Jahre 


12. 


Betrag 
der  am 


erdienten 
Pension. 


Mark. 


13. 


Auszeichnungen  des 
Beamten  (Orden,  Ehren- 
zeichen pp). 


Be- 
zeichnung. 


Zeitpunkt 

der 
Verleihung. 


14. 


15. 


IG. 


davon  bAi  der 

Pensionirung 

anrechnungsfähig. 
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so  kann  das  Staatsministerium,  wenn  es  den  Angeschuldigten  strafbar  findet, 
nicht  die  Strafe  der  Dienstentlassung,  sondern  nur  eine  geringere  Disziplinar- 
strafe verhängen,  oder  die  einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Warte- 
geld *)  verfügen. 

§  47.  Eine  jede  Entscheidung  der  Disziplinarbehörde,  gegen  die  kein 
Rechtsmittel  mehr  stattfindet  und  durch  welche  die  Dienstentlassung  aus* 
gesprochen  ist,  bedarf  der  Bestätigung  des  Königs,  wenn  der  Beamte  vom 
Könige  ernannt  oder  bestätigt  worden  ist.^ 

111.  Abschnitt.    Vorllnfige  Dienstenthebung. 

§  48.  Die  Suspension  eines  Beamten')  vom  Amte  tritt  kraft  des  Ge- 
setzes ein: 

1.  wenn  in  dem  gerichtlichen  Strafverfahren  seine  Verhaftung  beschlossen, 
oder  g^en  ihn  ein  noch  nicht  rechtskräftig  gewordenes  Urtheil  er- 
lassen ist,  welches  auf  den  Verlust  des  Amtes  lautet,  oder  diesen 
kraft  des  Gesetzes  nach  sich  zieht; 

2.  wenn  im  Disziplinarverfahren  eine  noch  nicht  rechtskräftige  Entscheidung 
ergangen  ist,  welche  auf  Dienstentlassung  lautet. 

§  49.  In  dem  im  vorhergehenden  Paragraphen  unter  No.  1  vorgesehenen 
Falle  dauert  die  Suspension  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach  Wieder- 
aufhebung des  Verhaftungsbeschlusses  oder  nach  eingetretener  Rechtskraft  des- 
jenigen Urtheils  höherer  Instanz,  durch  welches  der  angeschuldigte  Beamte  zu 
einer  anderen  Strafe  als  der  bezeichneten  verurtheilt  wird. 

Lautet  das  rechtskräftige  Urtheil  auf  Freiheitsstrafe,*)  so  dauert  die  Suspen- 
sion bis  das  Urtheil  vollstreckt  ist.  Wird  die  Vollstreckung  des  Urtheils,  ohne 
Schuld  des  Verurtheilten,  aufgehalten  oder  unterbrochen,  so  tritt  für  die  Zeit 
des  Aufenthaltes  oder  der  Unterbrechung  eine  Gehaltsverkürzung  (§51)  nicht 
ein.  Dasselbe  gilt  für  die  im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  erwähnte  Zeit 
von  zehn  Tagen,  wenn  nicht  vor  Ablauf  derselben  die  Suspension  vom  Amte 
im  Wege  des  Disziplinarverfahrens  beschlossen  wird. 

In  dem  §  48  No.  2  erwähnten  Falle  dauert  die  Suspension  bis  zur  Rechts- 
kraft der  in  der  Disziplinarsache  ergehenden  Entscheidung. 

§  50.  Die  zur  Einleitung  der  Disziplinaruntersuchung  ermächtigte  Be- 
hörde kann  die  Suspension,  sobald  gegen  den  Beamten  ein  gerichtliches 
Strafverfahren    eingeleitet   oder   die   Einleitung   einer  Disziplinaruntersuchung 


1)  Mit  Anspruch  auf  das  volle  Gehalt  noch  für  drei  Monate  (Erk.  d, 
Gber-Trib.  vom  24.  September  1877). 

*)  Findet  auf  solche  Beamte  keine  Anwendung,  die  einen  vom  König 
verliehenen  Titel  führen,  z.  B.  Kreisärzte,  denen  der  Charakter  als  „MedizinaP 
rath"  oder  »Geheimer  Medizlnalrath*  verliehen  ist,  aber  nicht  für  ihr  Amt  vom 
König  ernannt  sind  (Min.-Erl.  vom  3./12.  1885). 

•)  Suspendirte  Beamte  dürfen  sich  nicht  ohne  Genehmigung  der 
vorgesetzten  Behörde  von  ihrem  bisherigen  Amtssitze  entfernen  oder  eine  andere 
Stelle  annehmen,  andernfalls  kann  ihnen  die  belassene  Hälfte  des  Gehalts  gemäss 
§  8  des  Ges.  entzogen  werden  (Reskr.  vom  19.  Januar  1874). 

Stirbt  ein  solcher  Beamter  vor  der  Entscheidung  über  die  von  ihm  ein- 
gelegte Berufung  g^en  ein  seine  Entlassung  aussprechendes  Disziplinar- 
crkenntniss,  so  ist  semen  Erben  die  während  der  Suspension  einbehaltene  Hälfte 
des  Diensteinkommens  unverkürzt  nachzuzahlen  (Reskr.  vom  3.  Mai  1876}. 

*)  Leichtere  Verstösse  gegen  die  Strafgesetze  können  Freiheitsstrafen  zur 
Folge  haben,  ohne  dass  dadurch  das  Ansehen  des  schuldigen  Beamten  in  dem 
Maasse  erschüttert  ist,  dass  seine  Dienstentlassung  oder  vorläufige  Suspension 
nothwendig  erscheint.  Wenn  die  Freiheitsstrafe  aber  4  Wochen  übersteigt,  so 
wird  das  Gehalt  um  die  Hälfte  verkürzt  (Allerh.  Eri.  vom  7./5.  1820  u.  Min.- 
Erl.  vom  15./8.  1887). 
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verfügt  wird,  oder  auch  demnächst  im  ganzen  Laufe  des  Verfahrens  bis  zur 
rechtskräftigen  Entscheidung  verfügen. 

§  51.  Der  suspendirte  Beamte  behält  während  der  Suspension  die  Hälfte 
seines  Diensteinkommens.*) 

Auf  die  für  Diensttinkosten  besonders  angesetzten  Beträge  ist  bei  Be- 
rechnung der  Hälfte  des  Diensteinkommens  keine  Rücksicht  zu  nehmen. 

Der  innebehaltene  Theil  des  Diensteinkommens  ist  zu  den  Kosten,  welche 
durch  die  Stellvertretung  des  Angeschuldigten  verursacht  werden,  der  etwaige 
Rest  zu  den  Untersuchungskosten^)  zu  verwenden.  Einen  weiteren  Beitrag  zu 
den  Steilvertretungskosten  zu  leisten,  ist  der  Beamte  nicht  verpflichtet. 

§  52.  Der  zu  den  Kosten  (§  51)  nicht  verwendete  Theil  des  Einkommens 
wird  dem  Beamten  nicht  nachgezahlt,  wenn  das  Verfahren  die  Entfernung  aus 
dem  Amte  zur  Folge  gehabt  hat 

Erinnerungen  über  die  Verwendung  des  Einkommens  stehen  dem  Be- 
amten nicht  zu,  wohl  aber  ist  ihm  auf  Verlangen  eine  Nachweisung  Ober  diese 
Verwendung  zu  ertheilen. 

§  53.  Wird  der  Beamte  freigesprochen,  so  muss  ihm  der  innebehaltene 
Theil  des  Diensteinkommens  vollständig  nachgezahlt  werden. 

Wird  er  nur  mit  einer  Ordnungsstrafe  belegt,  so  ist  ihm  der  innebehaltene 
Theil,  ohne  Abzug  der  Stellvertretungskosten,  nachzuzahlen,  soweit  derselbe 
nicht  zur  Deckung  der  Untersuchungskosten  und  der  Ordnungsstrafe  er- 
forderlich ist. 

§  54.  Wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  kann  einem  Beamten  auch  von 
solchen  Vorgesetzten,  die  seine  Suspension  zu  verfügen  nicht  ermächtigt  sind, 
die  Ausübung  der  Amtsverrichtungen  vorläufig  untersagt  werden;  es  ist  aber 
darüber  sofort  an  die  höhere  Behörde  zu  berichten. 

Die  Abschnitte  IV,  V,  VI  u.  VII  (§§  55—87)  enthalten  die  hier  nicht  inter- 
essirenden  Bestimmungen  in  Betreff  der  Beamten  der  Justizverwaltung,  der 
Gemeindebeamten,  der  Beamten  der  Militärverwaltung  und  der  auf  Widerruf 
angestellten  Beamten. 

Achter  Abschnitt. 

VerfOgungen  Im  Interesse  des  Dienstes,  welche  nicht  Qegenstand 

eines  Disziplinarverfahrens  sind. 

§  87.  Die  nachbenannten  Verfügungen,  welche  im  Interesse  des  Dienstes 
getroffen  werden  können,  sind  nicht  Gegenstand  des  Disziplinarverfahrens,  vor- 
behaltlich des  im  §  46  vorgesehenen  Falles: 

1.  Versetzung  in  ein  anderes  Amt  von  nicht  geringerem  Range  und 
etatsmässigen  Diensteinkommen,  mit  Vergütung  der  r^lementsmässigen 
Umzugskosten  .3) 

Als  eine  Verkürzung  im  Einkommen  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn 
die  Gelegenheit  zur  Verwaltung  von  Nebenämtern  entzogen  wird  oder 


2  Vom  ersten  Tage  des  auf  die  Suspensionsverfügung  folgenden  Monats  ab. 

2u  dem  Diensteinkommen  gehört  auch  der  Wohnungsgeldzuschuss,  den 
ein  suspendirter  Beamter  demnach  ebenfalls  zur  Hälfte  weiterbezieht.  Hat  der 
Beamte  vor  Eintritt  der  Suspension  bereits  volles  Gehalt  und  vollen  Wohnungs- 
geldzuschuss für  die  nächsten  Monate  erhalten,  so  muss  er  den  Mehrbetrag 
zurückzahlen  (Reskr.  vom  9./8.  1853  und  27.^2.  1865). 

«)  S.  Anm.  2  auf  S.  157. 

■)  Zur  Anordnung  der  Versetzung  sind  diejenigen  Behörden  befugt, 
welche  das  Anstellungsrecht  für  die  betreffende  Stelle  besitzen  (Reskr.  vom 
26./2.  1848). 
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die  Beziehung  der  für  die  Dienstunkosten  besonders  ausgesetzten  Ein- 
nahmen mit  diesen  Unkosten  selbst  fortfällt.') 

2.  Einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Gewährung  von  Wartegeld 
nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  Verordnung  vom  14.  Juni  und 
24.  Oktober  1848.  Ausser  dem  daselbst  vorgesehenen  Falle  können  durch 
Königliche  Verfügung  jederzeit  die  nachbenannten  Beamten  mit  Ge- 
währung des  vorschriftsmässigen  Wartegeldes  einstweilig  in  den  Ruhestand 
versetzt  werden :  Unterstaatssekretäre,  Ministerialdirektoren,  Oberpräsidenten, 
Regierungspräsidenten,  Militärintendanten,  Beamte  der  Staatsanwaltschaft 
bei  den  Gerichten,  Vorsteher  Königlicher  Polizeibehörden,  Landräthe,  die 
Gesandten  und  andere  diplomatische  Agenten. 

Wartegeldempfänger  sollen  bei  Wiederbesetzung  erledigter  Stellen,  für 
welche  sie  sich  eignen,  vorzugsweise  berücksichtigt  werden. 

3.  Gänzliche  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Gewährung  der  vorschrifts- 
mässigen Pension,  nach  Massgabe  der  §§  88  ff.  dieses  Gesetzes. 

§  88.  Ein  Beamter,  welcher  durch  Blindheit,  Taubheit  oder  ein  sonstiges 
Icörperliches  Gebrechen  oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen 
Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner  Amtspflicht  dauernd  unfähig  ist,  soll  in  den 
Ruhestand  versetzt  werden.*) 

§  89.  Sucht  der  Beamte  in  einem  solchen  Falle  seine  Versetzung  in  den 
Ruhestand  nicht  nach,  so  wird  ihm  oder  seinem  nöthigenfalls  hierzu  besonders 
zu  bestellenden  Kurator  von  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  unter  Angabe  des 
zu  gewährenden  Pensionsbetrages  und  der  Gründe  der  Pensionirung  eröffnet, 
dass  der  Fall  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  vorliege.') 

§  90.  Innerhalb  sechs  Wochen  nach  einer  solchen  Eröffnung  kann  der 
Beamte  seine  Einwendungen  bei  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  anbringen.  Ist 
dies  geschehen,  so  werden  die  Verhandlungen  an  den  vorgesetzten  Minister 
eingereicht,  welcher,  sofern  nicht  der  Beamte  von  dem  Könige  ernannt  ist,  über 
die  Pensionirung  entscheidet 

Gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  Beamten  der  Rekurs  an  das  Staats- 
ministerium  binnen  einer  Frist  von  vier  Wochen  nach  Empfang  der  Ent- 
scheidung zu« 

Des  Rekursrechtes  ungeachtet  kann  der  Beamte  von  dem  Minister  sofort 
der  weiteren  Amtsverwaltung  vorläufig  enthoben  werden. 

Ist  der  Beamte  von  dem  König  ernannt,  so  erfolgt  die  Entscheidung  von 
dem  Könige  auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums. 

§  91.  Dem  Beamten,  dessen  Versetzung  in  den  Ruhestand  verfügt  ist, 
wird  das  volle  Gehalt  noch  bis  zum  Ablaufe  desjenigen  Vierteljahres  fortbezahlt, 


*)  Auch  die  Verminderung  des  Wohnungsgeldzuschusses  durch 
Versetzung  an  einen  Ort  mit  geringerer  Servisklasse  gilt  nicht  als  Verkürzung 
des  Einkommens  im  Sinne  des  §  87. 

*)  Ist  ein  Beamter  vorgerückten  Alters  wegen  nicht  mehr  im  Stande, 
den  Obliegenheiten  seines  Dienstes  vollständig  zu  genügen,  so  kann  ihm 
nach  dem  Ermessen  der  vorgesetzten  Behörde  ein  Gehülfe  (zur  Unterstützung, 
nicht  zur  vollständigen  Vertretung,  Reskr.  vom  16./5.  61)  beigeordnet 
werden,  den  er  ganz  oder  theilweise  zu  remuneriren  hat  (Kab.-Ordre  vom 
19./10.  35). 

•)  In  gleicher  Weise  wird  verfahren,  wenn  ein  Beamter  das  65.  Lebensjahr 
vollendet  hat  und  seine  Versetzung  in  den  Ruhestand  nicht  nachsucht,  obwohl 
er  von  seiner  vorgesetzten  Behörde  als  dienstunfähig  angesehen  wird  (§§  20  u.  30 
des  Pensionsgesetzes  in  der  Fassung  vom  31./3.  1882). 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.  II*  n 
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welches  auf  den  Monat  folgt,  in  dem  ihm  die  schliessliche  Verfügung  über  die 
erfolgte  Versetzung  in  den  Ruhestand  mitgetheilt  werden  ist.^ 

§  92.  Wenn  der  Beamte  gegen  die  ihm  gemachte  Eröffnung  innerhalb 
sechs  Wochen  iceine  Einwendungen  erhoben  hat,  so  wird  in  derselben  Weise 
verfügt,  als  wenn  er  seine  Pensionirung  selbst  nachgesucht  hätte.  Die  Zahlung 
des  vollen  Gehaltes  dauert  bis  zu  dem  im  §  91  bestimmten  Zeitpunkte. 

§  93.  Ist  ein  Beamter  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Pensions- 
berechtigung für  ihn  eingetreten  sein  würde,  dienstunfähig  geworden,  so  kann 
er  gegen  seinen  Willen  nur  unter  Beobachtung  derjenigen  Formen,  welche  für 
die  Disziplinaruntersuchung  vorgeschrieben  sind,  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden. 

Wird  es  jedoch  für  angemessen  befunden,  dem  Beamten  eine  Pension 
zu  dem  Betrage  zu  bewilligen,  welcher  ihm  bei  Erreichung  des  vorgedachten 
Zeitpunktes  zustehen  würde,  so  kann  die  Pensionirung  desselben  nach  den 
Vorschriften  der  §§  88  bis  92  erfolgen. 

§  94.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  einstweilige  und  gänzliche 
Versetzung  in  den  Ruhestand  finden  nur  auf  Beamte  in  unmittelbarem  Staats- 
dienste Anwendung.^ 

§  95.  In  Bezug  auf  die  mittelbaren  Staatsdiener  bleiben  die  wegen 
Pensionirung  derselben  bestehenden  Vorschriften  in  Kraft. 

Wenn  jedoch  mittelbare  Staatsdiener  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem 
eine  Pensionsberechtigung  für  sie  eingetreten  sein  würde,  dienstunfähig  geworden 
sind,  so  können  auch  sie  g^en  ihren  Willen  nur  unter  den  für  Beamte  im 
unmittelbaren  Staatsdienste  vorgeschriebenen  Formen  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden. 

Neunter  Abschnitt. 
Sonstige  Bestimmungen. 

§  97.  Die  Vorschriften  des  g^enwärtigen  Gesetzes  gelten  auch  in  An- 
sehung  der  zur  Disposition  gestellten  oder  einstweilen  in  Ruhestand  versetzten 
Beamten.') 

§  100.  Durch  das  Gesetz  wird  in  der  Befugniss  der  Aufsichtsbehörden, 
im  Aufsichtswege  Beschwerden  Abhülfe  zu  verschaffen  oder  Beamte  zur  Erfüllung- 
ihrer  Pflichten  in  einzelnen  Sachen  anzuhalten  und  dabei  Alles  zu  thun,  wozu 
sie  nach  den  bestehenden  Gesetzen  ermächtigt  sind,  nichts  geändert.*) 

Amtsverschwiegenheit. 
§.  9.   Der  Kreisarzt  ist  gemäss  der  AUertiöchsten  Kabinetsordre 
vom  21.  November  [835  (G,-S.  S.  237)^)  gleich  den  übrigen  Staats- 
beamten zur  Amtsverschwiegenheit  verpflichtet.    Er  darf  ohne  amt* 


>)  Die  Entscheidung  des  Ressortchefs,  nicht  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde (Staats-Min.-Beschl.  vom  3.  Januar  1859]). 

2)  Also  nicht  auf  Stadtärzte  mit  kreisarztlichen  Funktionen. 

8)  Siehe  Abs.  2  der  Anni.  1  auf  S.  149. 

*)  Siehe  Anm.  1  auf  S.  153. 

*)  Die  Kabinetsordre  vom  21.  November  1835  über  die  Amtsverschwiegen- 
heit der  öffentlichen  Beamten  lautet: 

„Obgleich  Gesetze  und  Dienstinstruktionen  den  öffentlichen  Beamten 
Verschwiegenheit  über  Gegenstände  ihres  Amtes  zur  Pflicht  machen,  so  habe 
Ich  doch  missfällig  in  Erfahrung  gebracht,  dass  diese  Pflicht  aus  den  Augen 
gesetzt,  über  dergleichen  Gegenstände  ohne  amtliche  Veranlassung  mündliche 
und  schriftliche  Mittheilung  gemacht  und  solche  selbst  zur  Publizität  gebracht 
werden.  Eine  solche  Verletzung  der  gesetzlichen  Vorschriften  ist  nicht  länger 
zu  dulden.    Das  Staatsministerium  hat  daher  diese  Missbräuche  abzustellen  und 
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liehe  Veranlassung  über  dienstliche    Angelegenheiten    dritten   Per- 
sonen weder  mündliche,  noch  schriftliche   Mittheilung  machen.i)^) 

Beaufsichtigung    der    Geschäftsführung. 

§.  lo.  Die  Amts-  und  Geschäftsführung  des  Kreisarztes  wird 
durch  den  Regierungs-  und  Medizinalrath  dauernd  beaufsichtigt  und 
mindestens  alle  drei  Jahre  einmal  einer  Revision  unterzogen.  Die 
Revision  erstreckt  sich  auf  die  gesammte  dienstliche  Thätigkeit  des 
Kreisarztes,  welche  an  der  Hand  der  Journale  und  der  Akten  ein- 
gehend zu  prüfen  ist,  sowie  auf  das  Bureau  und  Inventar. 

Ueber  das  Ergebniss  ist  eine  Verfiandlung  aufzunehmen  und 
dem  Regierungspräsidenten  einzureichen. 3) 


zu  veranlassen,  dass  die  Departemenls-Chefe  nicht  nur  ihren  untergeordneten 
Behörden  und  Beamten  die  im  Interesse  des  Dienstes  unerlässliche  Verschwiegen- 
heit widerholend  und  ernstlich  einschärfen,  sondern  auch  die  geeigneten  An- 
ordnungen treffen,  um  die  genaue  Beobachtung  derselben  zu  sichern  und  die 
Propagation  amtlicher  Verhandlungen  zu  verhindern.  Die  Departements-Chefs 
haben  auf  die  Befolgung  dieser  für  die  Beamten  aller  Kategorien  geltenden 
Vorschrift  mit  Ernst  und  Sorgfalt  zu  halten,  die  Beamten,,  welche  dieselbe 
verletzen,  unnachsichtlich  zur  Verantwortung  und  Bestrafung  zu  ziehen  und 
Mir  anzuzeigen,  damit  sie  dem  Befinden  nach  neben  der  verwirkten  Strafe  ohne 
Pension  aus  dem  Dienste  entfernt  werden.* 

'}  §  300  des  Strafgesetzbuches  über  die  Verletzung  des  Berufsgeheim- 
nisses rindet  einem  Medizinalbeamten  gegenüber  in  Bezug  auf  seine  amtliche 
Thätigkeit  keine  Anwendung. 

^  Die  Bestimmung  des  §  Q  trifft  auch  die  unerlaubte  Bekanntgebung 
amtlicher  Erlasse,  besonders  solcher,  die  mit  »vertraulich"  oder  »eigenhändig* 
bezeichnet  sind,  gleichgültig,  ob  dies  durch  mündliche  Mittheilung  oder  durch 
Publikation  in  Fach-  oder  Tagesblättem  geschieht.  Die  Medizinalbeamten  sind 
durch  Erl.  vom  6.  März  1894  noch  besonders  auf  die  Unzulässigkeit  derartiger 
Veröffentlichungen  aufmerksam  gemacht. 

•)  Es  ist  bei  dieser  Revision  nicht  nur  zu  prüfen,  ob  die  vorgeschriebenen 
Journale,  Verzeichnisse  u.  s.  w.  vorhanden  und  ordnungsmässig  geführt,  ob  die 
Akten  geordnet,  vollständig  und  geheftet  sind,  das  Dienst-Inventar  in  brauch- 
barem Zustande  und  inventarisirt  ist  u.  s.  w.,  sondern  insbesondere  auch  darauf 
zu  achten,  ob  die  amtlichen  Geschäfte  prompt  und  sachgemäss  erledigt  sind, 
was  sich  an  der  Hand  des  Tagebuches  und  durch  Einsicht  der  Akten  unschwer 
feststellen  lässt.  Zu  der  von  dem  Reg.-  und  Med.-Rath  aufzunehmenden  Ver- 
handlung benutzt  der  Verfasser  das  nachstehende  Muster,  in  dem  auch  die  bei 
etwaigen  Vorschlägen  zu  Auszeichnungen,  Pensionirungen  u.  s.  w.  erforderlichen 
Angaben  über  die  persönlichen  Verhältnisse  berücksichtigt  sind,  so  dass  es  vor- 
kommenden Falls  keiner  weiteren  Rückfragen  bedarf: 

Verhandlang 

über  die  am d.  Js.  vorgenommenen  Revision  der^Oeschäftsführung  des 

Kreisarztes zu 

A.  Persönliche  VerUltnlsse. 

1.  Vor-    und    Zuname: 2.   Amtscharakter: 

Titel: 3.  Ort  und  Datum  der  Geburt: 4.  Konfession: 

5.  Wohnort: 6.  Amtsbezirk: 7.  Diensteintritt: 

a)  überhaupt  und  in  welcher  Stellung: ,  b)  in  weiteren  Stellungen: 

c)  in  der  jetzigen  Stellung: 8.  Ob  und  wann  der  aktiven  Militärpflicht 

genügt? Ob  und  welche  Feldzüge  als  Kombattant  mitgemacht? 

9.  Orden  und  Ehrenzeichen  mit  Datum  der  Verleihung: 10.  Be- 
soldung,   a)  Gehalt: ,  b)  pensionsfähige  Zulage: ,  c)  Wohnungs- 

geldzuschuss: ,  d)  Dienstaufwandsentschädigung: ,  e)  pensions- 
fähige Gebühreneinnahmen: ,  in  den  letzten  drei  Jahren  (einzeln  auf- 
geführt:)   ,  durchschnittlich: 11.  Nebeneinnahmen:  a)  als 

Impfarzt: ,  b)  als  Krankenhausarzt: ,  c)  als  Krankenkassenarzt: 

d)  als  Polizei-  und  Sittenarzt: ,  e)  als  Gefängnissarzt: ,  f)  aus  der 

11* 
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Abschnitt  HI.    Verhiltniss  des  Kreisarztes  zu  anderen  Behörden  und 

Beamten. 

Im    Allgemeinen. 

§.  II.  Dienstliche  Aufträge  erhält  der  Kreisarzt  von  dem  Regie- 
rungspräsidenten. Auch  Ersuchen  anderer  Behörden  sollen  ihm  in 
der  Regel  durch  diesen  zugehen,  soweit  nicht  seine  unmittelbare  Zu- 
ziehung entweder  allgemein  —  durch  den  Landrath,  in  Stadtkreisen 
durch  die  Polizeibehörde  (§§.  12,  13  d.  Anw.),  durch  den  Kreis-  (Stadt-) 
und  Bezirksausschuss  (§§.  15,  16  daselbst),  durch  die  Gerichtsbehörden 
(§.  19  das.),  die  Schiedsgerichte  für  Arbeiterversicherung  (§.  20  das.) 
—  oder  für  bestimmte  Fälle  —  durch  die  Ortspolizeibehörde 
(§.  14  das.),  durch  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  (§.  18  das.) 
ausdrücklich  zugelassen  ist.  Doch  hat  er  auch  die  ihm  sonst  un- 
mittelbar zugehenden  Ersuchen,  geeignetenfalls  unter  Verweisung  auf 
den  vorgeschriebenen  Geschäftsweg,  zu  beantworten.^) 
Verhältniss    zu  dem   Landrath. 

§.  12.  Der  Kreisarzt  hat  als  technischer  Berather  des  Landraths 
jedem  Ersuchen  desselben  in  Angelegenheiten  des  Gesundheitswesens 
nachzukommen.^)  j  | 


Privatpraxis ,   g)  aus  wissenschaftlicher  Nebenbeschäftigung: , 

h)  aus  sonstiger  Thätigkeit: 12.  Nebenämter:  a)  ärztliche: , 

b)  sonstige: 13.  Familienverhältnisse:   (ledig,  verheirathet,  ver- 

wittwet:) ,  Geburtsname  der  Ehefrau  und  Stand  des  Vaters  derselben: , 

Kinder  (einzeln  aufführen  nach  Vornamen,  Alter  und  Stand): 14.  Ver- 
mögensverhältnisse: Ob  Privatvermöeen,  ungefähre  Höhe  und  Einnahme 

daraus? 15.  Oesundheitsverhältnisse: 

B.  Amtliche  Oeschlftsführung. 
1.  Geschäftsräume:  Zahl,  Art  und  Ausstattung;  ob  auch  als  Warte- 
zimmerfür Kranke  benutzt? 2.  Geschäftsbücher  und  Verzeichnisse: 

a)  Tagebuch: ,  b)  Terminskalender: ,  c)  Journal  über  ansteckende 

Krankheiten: ,  d)  Gebühren-Verzetchniss: ,  e)  Verzeichniss  der 

für  die  Staatskasse  vereinnahmten  amtsärztlichen  Gebühren: ,  f)  Ver- 
zeichniss der  Aerzte: ,  Zahnärzte: ,  Apothekenbesitzer,  Apotneken- 

vorsteher,  Gehilfen  und  Lehrlinge: ,  Hebammen: ,  Heilgehülfen, 

Masseure  u.  s.  w.: ,   Kurpfuscher: ,  Aktenverzeichniss: , 

Inventarverzeichniss:  a)  für  Bücher,  Drucksachen,   Karten: ,   b)  für 

Instrumente  und  sonstige  Inventarstücke: 3.  Geschäftsumfang:  Zahl 

der  Geschäftsnummem  im  letzten  Jahre: ,  ob  rechtzeitig  bezw.  in  den 

vorgeschriebenen  Fristen  erledigt  ist  u.  s.  w.: ,  4.  Schreibhülfe  (ob  vor- 
handen, wieviel  Stunden  täglich  beschäftigt,  Kosten  derselben  u.  s.  w.)? 

V.  g.  u. 

Reg.-  u Med.-Rath.  Kreisarzt. 

Am  Schluss  des  Formulars  ist  genügend  Raum  gelassen  für  den  von 
dem  Reg.-  und  Med.-Rath  hinzuzufügenden  Bericht  über  das  Gesammtergebniss, 
in  dem  er  sich  auch  über  die  körperliche  Rüstigkeit  und  geistige  Frische,  gesell- 
schaftliche Stellung  und  sonstiges  Verhalten  des  betreffenden  Beamten  zu 
äussern  hat. 

1)  Nach  den  Erlassen  vom  16.  Juni  1897  und  24.  August  18Q8  sind  die 
Kreisärzte  verpflichtet,  auch  die  ihnen  unmittelbar  von  den  Oberpost- 
direktionen oder  höheren  Provinzialbehörden  anderer  Ressorts  zu- 
gehenden Ersuchen  um  Untersuchung  des  Gesundheitszustandes  der  Beamten  und 
Ausstellung  von  Befundattesten  u.  s.  w.  zu  erledigen.  Zu  den  höheren  Provinzial- 
behörden gehören  aber  nicht  diejenigen  der  provinzialständischen  Verwaltung 
(Landeshauptmann  u.  s.  w.);  etwaige  direkte  Ersuchen  von  dieser  Seite  sind 
stets  unter  Hinweisung  auf  den  vorgeschriebenen  Geschäftswe^;  zu  beantworten. 

^  Da  der  Kreisarzt  dem  Landrath  koordinirt  und  nicht  unterstellt  ist,  so 
steht  diesem  nur  das  Recht  des  „Ersuchens«  und  nicht  des  »Beauftragens« 
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Vor  Erlass  von  Polizeiverordnungen  und  sonstigen  allgemeinen 
Anordnungen,  welche  das  Gesundheitswesen  betreffen,  soll  der  Land- 
rath  den  Kreisarzt  hören.  Ist  die  Anhörung  wegen  Dringlichkeit  unter- 
blieben, so  ist  der  Kreisarzt  alsbald  von  dem  Erlasse  der  Polizeiver- 
ordnung oder  Anordnung  in  Kenntniss  zu  setzen  (§,  7  d.  G.).^) 

Die  Berichte  des  Kreisarztes  an  den  Regierungspräsidenten  oder 
an  eine  Abtheilung  der  Regierung  sind  durch  die  Hand  des  Landraths 
einzureichen.  Anderseits  werden 'die  Berichte  des  Landraths  an  den 
Regierungspräsidenten  oder  an  eine  Abtheilung  der  Regierung,  soweit 
gesimdheitliche  Angelegenheiten  des  Kreises  in  Frage  kommen,  vor 
ihrer  Absendung  dem  Kreisarzte  zur  Kenntnissnahme  vorgelegt.  Eine 
etwaige  Aeusserung  des  Kreisarztes  hat  der  Landrath  seinem  Berichte 
beizufügen.*)  1 

Verhältniss    zu    der    Ortspolizeibehörde 
in  Stadtkreisen. 

§.  13.  In  Stadtkreisen  nimmt  dem  Kreisarzte  gegenüber  die 
Ortspolizeibehörde  dieselbe  Stellung  ein,  wie  in  Landkreisen  der  Land- 
rath (§.  I,  Abs.  2  d.  G.  und  §.  12  d.  Anw.).') 

Verhältniss  zu  den  Ortspolizeibehörden.*) 
in  Landkreisen. 

§.  14.    Der  Kreisarzt  hat  in  Landkreisen  die  Durchführung  der 

zu;  der  Kreisarzt  »berichtet'  demgemäss  auch  nicht  an  den  Landrath,  sondern 
er  vtheilt«  ihm  das  Ergebniss  seiner  Ermittelungen  u.  s.  w.  *mit«.  An  diesem 
Unterschied  ist  auch  äusserlich  in  der  Form  festzuhalten;  die  «Mitthei- 
luneen**  sind  daher  nicht  auf  halbeebrochenem  Bogen  in  Berichtsform  zu 
machen.  Der  Kreisarzt  hat  femer  nicnt  erst  darauf  zu  warten,  dass  ihn  der 
Landrath  beim  Ausbruch  ansteckender  Krankheiten  oder  aus  anderer  Ver- 
anlassung requirirt;  denn  die  Dienstanweisung  jg;iebt  ihm  das  Recht,  in  den 
meisten  vorkommenden  Fällen  aus  eigener  Initiative  einzugreifen.  Es  liegt  je- 
doch im  allgemeinen  Interesse,  dass  zwischen  Landrath  und  Kreisarzt  ein  vor- 
zügliches, auf  gegenseitigem  Vertrauen  beruhendes  Verhältniss  besteht;  denn 
durch  ein  einmüthiges  Vorgehen  werden  sich  beide  Beamte  nicht  nur  ihre  amtliche 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  wesentlich  er- 
leichtem, sondern  auf  diesem  auch  weit  grössere  Erfolge  erzielen,  als  wenn  sie 
ohne  stete  Fühlung  miteinander  vorgehen.  Deshalb  ist  es  auch  nothwendig, 
dass  der  Kreisarzt  den  Landrath  von  allen  wichtigeren  sanitären  Vorkommnissen 
im  Kreise  in  Kenntniss  setzt,  nicht  über  seinen  Kopf  wee  mit  den  Ortspolizei- 
behörden verhandelt  u.  s.  w.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Landrath  als 
oberste  Kreisbehörde  auch  in  Bezug  auf  die  gesundheitlichen  Angelegenheiten 
des  Kreises  stets  unterrichtet  sein  muss,  ist  der  Kreisarzt  gerade  in  den  Land- 
kreisen, in  denen  er  ietzt  viel  mehr  zu  thun  hat,  auf  die  Unterstützung  und 
Mitwirkung  des  Lanclraths  besonders  den  Ortspolizeibehörden  gegenüber  an- 
gewiesen; denn  derselbe  kann  ihm  das  zu  seiner  Amtsthätigkeit  erforderliche 
Material  weit  schneller,  besser  und  vollständiger  versch^en,  als  wenn  er  sich 
direkt  an  die  Ortspolizei behörden  wendet. 

1)  Siehe  Anmerkung  3  u.  4  zu  §  7  des  Gesetzes,  S.  131. 

^  Der  Schwerpunkt  ist  hier  auf  das  Wort  »Bericht e**  zu  legen;  Melde- 
karten über  Zu-  und  Abgänge  von  Medizinalpersonen,  Gebührennacnweisungen 
oder  statistische  Uebersichten  u.  s.  w.  sind  ebenso  wie  Gesuche  dem  Ke- 
gierungs-Präsidenten  direkt  einzureichen.  Dasselbe  gilt  betreffs  der  Berichte, 
die  keine  gesundheitlichen  Angelegenheiten  des  Kreises  betreffen,  z.  B.  solche 
über  Studienreisen  eines  Kreisarztes  u.  s.  w. 

Umfasst  ein  Kreisarztbezirk  mehrere  Kreise,  so  sind  allgemeine  Berichte 
mehrfach  auszufertigen  und  durch  die  Hand  eines  jeden  Landraths  je  ein 
solcher  Bericht  einzureichen,  die  nur  einen  Kreis  betreffenden  Berichte  dagegen 
nur  durch  die  Hand  des  zuständigen  Landraths. 

»)  Siehe  Anmerk.  4  zu  §  1  des  Kreisarztgesetzes,  S.  125. 

*)  Betreffs  der  Ortspolizeibehörden  in  den  Landkreisen  s.  Anmerk.  1 
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Gesundheitsgesetzgebung  in  Gemeinschaft  mit  der  Ortspolizeibehörde 
zu  überwachen  und  ihr  in  allen  hierauf  bezüglichen  Fragen  mit  seinem 
sachverständigen  Rathe  zur  Seite  zu  stehen. 

Ersuchen  der  Ortspolizeibehörde  sind  in  der  Regel  durch  Ver- 
mittelung  des  Landraths  an  den  Kreisarzt  zu  richten. 

In  dringenden  Fällen,  insbesondere  bei  der  Verhütung  und  Be- 
kämpfung gemeingefährlicher  oder  sonst  übertragbarer  Krankheiten, 
hat  er  jedoch  dem  unmittelbaren  Ersuchen  der  Ortspolizeibehörde 
nachzukommen. 1) 

Anderseits  hat  die  Ortspolizeibehörde  dem  Kreisarzte  bei  der 
Ausübung  seiner  Amtsthätigkeit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  die 
erforderliche  Unterstützung  zu  Theil  werden  zu  lassen,  und  seine 
Vorschläge  zur  Abstellung  von  gesundheitlichen  Missständen  aus- 
zuführen, sofern  nicht  begründete  Bedenken  entgegenstehen.^) 

Die  Ortspolizeibehörde  ist  verpflichtet,  dem  Kreisarzte  über  die 
EntSchliessungen  auf  die  von  ihm  gemachten  Vorschläge  und  An- 
regungen Mittheilung  zu  machen.^) 

Die  Ortspolizeibehörde  ist  femer  verpflichtet,  alle  bei  ihr  ein- 
gehenden Anzeigen  über  gemeingefährliche  oder  sonst  übertragbare 
Krankheiten  unbeschadet  der  vorgeschriebenen  Anzeige  an  den  Land- 
rath,  dem  Kreisarzte  unverzüglich  direkt  einzusenden  und  ihn  un- 
mittelbar oder  durch  Vermittelung  des  Landraths  über  alle  wichtigen, 
das  Gesundheitswesen  ihres  Bezirks  betreffenden  Vorkommnisse  in 
Kenntniss  zu  setzen  und  zu  erhalten.*) 

Vor  Erlass  von  Polizeiverordnungen  oder  sonstigen  allgemeinen 
Anordnungen  auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  soll  die  Orts- 
polizeibehörde den  Kreisarzt  hören.  Ist  die  Anhörung  wegen  Dring- 
lichkeit unterblieben,  so  ist  dem  Kreisarzte  alsbald  von  dem  Erlasse 
der  Polizeiverordnung  oder  Anordnung  Mittheilung  zu  machen. 
(§.  7  d.  G.).5) 

Verhältniss  zu  dem  Kreis-   (Stadt-)  und 
Bezirksausschusse. 
§.15.     Der   Vorsitzende   des    Kreis-    (Stadt-)    Ausschusses,     der 

auf  S.  53;  über  ihre  Befugnisse  und  Aufgaben  s.  Abschnitt  Polizeigesetz- 
gebung, S.  52  u.  folg. 

*)  Es  ist  demnach  der  Landrath  von  dem  Ergebniss  der  angestellten  Er- 
mittelung in  Kenntniss  zu  setzen  unter  Mittheilung  der  vorläufig  getroffenen 
Anordnungen  und  sonst  als  nothwendig  anerkannten  Maasnahmen  (s.  auch  Anm.  2 
zu  §  12,  S.  163). 

2)  Werden  die  von  der  Ortspolizeibehörde  erhobenen  Bedenken  gegen 
die  Vorschläge  des  Kreisarztes  von  diesem  als  unbegründet  erachtet,  die  Be- 
denken aber  vom  Landrath  als  Aufsichtsbehörde  der  Örtspolizeibehörde  gethcilt, 
so  ist  die  Entscheidung  des  Regierungspräsidenten  anzurufen. 

^)  Darauf,  dass  dieser  Vorschrift  seitens  der  Ortspolizeibehörde  stets 
nachgekommen  wird,  hat  der  Kreisarzt  streng  zu  achten  und  erforderlichen 
Falls  sich  von  der  Ausführung  seiner  Vorschläge  und  Anordnungen  durch 
erneute  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  zu  überzeugen,  besonders  wenn  er 
nach  Lage  der  Sache  vermuthen  muss,  dass  die  Ausführung  entweder  gar 
nicht,  oder  mangelhaft  erfolgt  ist. 

*)  Es  empfiehlt  sich,  dass  die  Ortspolizeibehörden  in  der  Regel  den 
Kreisarzt  unmittelbar  von  allen  für  ihn  in  Betracht  kommenden  Vorkommnissen 
in  Kenntniss  setzen  und  dieser  die  Mittheilungen  und  Berichte  dann  an  den 
I.andrath  mit  seinen  Vorschlägen  u.  s.  w.  versehen  weitergiebt;  dadurch  wird 
viel  Zeit  und  Schreiberei  gespart. 

ß)  Siehe  Anm.  3  u.  4  zu  §  7  des  Kreisarztgesetzes,  S.  13L 
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Bezirksausschuss  und  der  Magistrat  sind  berechtigt,  zur  Erledigung 
<ler  diesen  Behörden  gesetzlich  übertragenen  Geschäfte  der  allge- 
meinen Landesverwaltung  den  Kreisarzt  unmittelbar  als  Sachver- 
ständigen zuzuziehen  (vergl,  §§,  i6,  25,  30,  35,  51  bis  53  d.  Reichs- 
Gew.-Ordn.,  §§.109—112,  114,  115,  119,  120  d.  Zust.-Ges.  vom  i.Au- 
^st   1883).!) 

Verhältniss   zu  den  Organen  der  Selbstverwaltung 
(Kreisausschuss,    Kreistag). 

§.  16.  Der  Kreisarzt  hat  auf  Ersuchen  des  Kreisausschusses 
und  des  Kreistags  oder  ihres  Vorsitzenden  über  Angelegenheiten 
des  Gesundheitswesens  sich  gutachtlich  zu  äussern,  auch  an  den 
Sitzungen  dieser  Körperschaften  mit  berathender  Stimme  theilzu- 
nehmen  (vergl.  §.  6,  Nr.  i  d.  G.).  Diese  Thätigkeit  ist  eine  ehren- 
amtliche.2) 

Verhältniss    zu    den    Gesundheitskommissionen. 

§.  17.  Der  Kreisarzt  hat  das  Recht,  an  allen  Sitzungen  der 
Oesundheitskommissionen  in  seinem  Amtsbezirke  theilzunehmen  und 
<iarf  jederzeit  die  Zusammenberufung  derselben  verlangen.^)  Ersuchen 
um  Zusammenberufung  der  Kommission  hat  der  Kreisarzt  unter  An- 
gabe der  Gründe  an  den  Vorsitzenden  zu  richten.  Den  Sitzungen 
der  Kommission  an  seinem  Wohnorte  hat  er  möglichst  oft,  den  Sitzun- 
gen der  Kommissionen  ausseiiialb  seines  Wohnortes  nur  bei  wichtigen 
Fragen,  in  der  Regel  mindestens  ein   Mal  jährlich,  beizuwohnen.*) 

In  allen  VeAandlungen  der  Gesundheitskommission  hat  der  Kreis- 
arzt berathende  Stimme  und  muss  jederzeit  gehört  werden. 

Wegen    Einladung    des    Kreisarztes    zu    den    Sitzungen     der 

0  lieber  Bezirks-  und  Stadtausschuss  s.  S.  43  u.  44;  die  oben  an- 
geführten Bestimmungen  des  Zustandigkeitsgesetzes  vom  1.  August  1883  sind 
S.  50—52  mitgetheilt. 

^)  Der  Kreisarzt  kann  also  für  diese  Thätigkeit  nicht  liquidiren,  auch 
nicht  für  Outachten;  dagegen  ist  er  berechtigt,  aussergewöhnlich  zeitraubende 
Gutachten  in  rein  kommunalen  Angelegenheiten  abzulehnen. 

^  Es  ist  zweckmässig,  bei  den  Ortsbesichti^ngen  die  Oesundheits- 
kommissionen  zu  einer  Sitzung  zusammentreten  und  ihre  Mitglieder  an  der  Be- 
sichtigung theilnehmen  zu  lassen,  soweit  dies  angängig  ist;  ihre  Zusammen- 
benifung  geschieht  durch  den  Vorsitzenden,  an  den  der  Kreisarzt  also  das  be- 
treffende Ersuchen  zu  richten  hat. 

*)  Die  erfolgreiche  Thätigkeit  der  Gesundheitskommissionen  hängt  nament- 
lich in  den  kleineren  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  in  erster  Linie  von  der 
Mitwirkung  des  Kreisarztes  ab;  deshalb  sollte  er  mindestens  jährlich  einmal  je 
einer  Sitzung  von  sämmtlichen  in  seinem  Kreise  befindlichen  Qesundheits- 
kommissionen  beiwohnen  und  sich  bei  den  Rundgängen  derselben  betheiligen. 
Hier  ist  ihm  die  beste  Gelegenheit  gegeben,  aufklärend  und  belehrend  auf 
die  Bevölkenmg  zu  wirken;  denn  die  Mitglieder  der  Gesundheitskommission 
sind  keineswegs  so  unempfänglich  für  die  Lehren  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege, wenn  sie  ihnen  nur  überzeugend  vorgetragen  und  die  Konseauenzen 
daraus  gleichsam  mundgerecht  gemacht  werden.  Anderseits  können  die  üesund- 
heitskommissionen  dem  Kreisarzt  in  Bezug  auf  die  Aufdeckung  von  Missständen 
eine  sehr  werthvolle  Unterstützung  gewähren.  Je  mehr  er  ihnen  daher  näher 
tritt,  je  mehr  er  auf  diese  Weise  Land  und  Leute  kennen  lernt,  desto  grösser 
wird  sein  Einfluss  gerade  durch  die  Gesundheitskommission  auf  das  öffentlidie 
Gesundheitswesen  in  den  einzelnen  Orten  seines  Amtsbezirkes  sein,  und  desto 
erspriesslicher  wird  auch  die  Thätigkeit  der  Kommissionen.  Das  Verhältniss  des 
Kreisarztes  zu  den  Gesundheitskoni missionen  muss  eben  auf  voller  gegenseitiger 
Unterstützung  beruhen,  wobei  der  erstere  allerdings  immer  die  leitende  und 
anregende  Rolle  spielen  wird. 
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Kommission  und  Mittheilung  der  Sitzungsprotokolle  an  ihn  vergl. 
§.  12  der  Geschäftsanweisung  für  die  Gesundheitskommissionen  vom 
23.  März  d.  J.i) 

Verhältniss    zu    den    anderen    technischen 
Beamten    des    Kreises. 

§.  18.  Mit  den  technischen  Beamten  des  Kreises  (Kreisbau- 
inspektor, Gewerbeinspektor,^)  Kreisschulinspektor,  Kreisthierarzt)  hat 
sich  der  Kreisarzt  über  die  ihren  amtlichen  Wirkungskreis  nutbe- 
rührenden Fragen  des  Gesundheitswesens  in*s  Benehmen  zu  setzen. 
Ihre  Mitwirkung  bei  Besichtigungen  hat  er  erforderlichen  Falles  bei 
dem  Regierungspräsidenten  zu  beantragen. 

Den  Ersuchen  des  Gewerbeinspektors  um  gutachtliche 
Aeusserung  in  gewerbehygienischen  Fragen  hat  der  Kreisarzt,  sofern 
keine  Bedenken  entgegenstehen,  zu  entsprechen. 

Verhältniss  zu  den  Gerichtsbehörden. 
§.   19.    Wird  der  Kreisarzt  im  gerichtlichen  oder  Verwaltungs- 
streitverfahren 

1.  als  Sachverständiger, 

2.  als  ausserhalb  des  Wohnortes  zu  vernehmender  Zeuge, 

3.  als  Zeuge  über  Umstände,  auf  welche  sich  seine  Pflicht  zur 
Amtsverschwiegenheit  bezieht, 

herangezogen,  so  hat  er  unter  Angabe  des  Gegenstandes  der  Ver- 
nehmung und  unter  Darlegung  der  Gründe,  welche  etwa  im  Dienst- 
interesse die  Vernehmung  als  unzulässig  oder  nachtheilig  erscheinen 
lassen,  dem  Regierungspräsidenten  sofort  Anzeige  zu  machen,  damit 
dieser  rechtzeitig  vor  dem  Termine  das  ihm  gesetzlich  zustehende 
Einspruchsrecht  wahren,  auch  erforderlichen  Falles  für  die  Ver- 
tretung des  Geladenen  während  der  Dauer  des  Termins  sorgen  kann. 


*)  Siehe  später  Abschnitt  über  Gesundhdtskommissionen. 

Der  Kreisarzt  Icann  in  der  Gesundheitskommission  an  seinem  Wohnorte 
auch  als  ordentliches  Mitglied  gewählt  werden  (über  seine  Wählbarkeit  zu 
unbesoldeten  Gemeindeämtern  s.  Anm.  2  auf  S.  57);  es  wurde  sich  für  ihn 
aber  daraus  eine  Zwitterstellung  -  einmal  Regienmgsvertreter,  anderseits 
Kommissionsmitglied  und  in  Folge  dessen  dem  Vorsitzenden  der  Kommission 
gleichsam  untergeordnet  —  erget3en,  die  sowohl  mit  Rucksicht  auf  seine  amtliche 
Stellung,  als  nach  dem  Inhalte  des  Kreisarztgesetzes  nicht  zulässig  erscheint. 
Der  Kreisarzt  wird  demgemäss  eine  derartige  Wahl  abzulehnen  haben;  in  diesem 
Sinne  hat  auch  der  Regierungs-Präsident  zu  Frankfurt  a.  O.  in  einem  derartigen 
Falle  durch  Bescheid  vom  5.  November  1901  entschieden. 

*)  Betreffs  des  Verhältnisses  der  Qewerbeaufsichtsbeamten 
zu  den  Kreisärzten  hat  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  unter  dem 
24.  Juli  1901  nachstehenden  Erlass  an  sämmtliche  Reg.-Präsidenten  gerichtetr 

»Durch  die  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte,  die  der  Herr  Minister  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  am  23.  März  d.  J.  er- 
lassen und  in  Nr.  1  des  Ministerialblattes  für  Medizinal-  und  medizinische 
Unterrichtsangelegenheiten  veröffentlicht  hat,  ist  u.  a.  auch  das  Verhältniss  der 
Kreisärzte  zu  den  Oewerbeaufsichtsbeamten  geregelt  worden.  Hierauf  beziehen 
sich  die  §§.  11,  18  und  92  der  Dienstanweisung.  Ich  ersuche  Sie,  die  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten darauf  hinzuweisen. 

Zugleich  bestimme  ich,  dass  in  Zukunft  alle  Befugnisse,  die  durch  jene 
Dienstanweisung  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  gegenüber  den  Kreisärzten  ein- 
geräumt worden  sind,  auch  den  Kreisärzten  gegenüber  den  Oewerbeaufsichts- 
beamten zustehen.  Auch  hiervon  wollen  Sie  die  Oewerbeaufsichtsbeamten 
verständigen." 
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Diese  Anordnung  erstreckt  sidi  auch  auf  die  Fälle,  in  welchen 
der  Kreisarzt  durch  einen  Angeklagten  unmittelbar  vorgeladen  wird 
(vergl.  §.219  der  Straf-Prozess-Ordnung). 

Von  der  Anzeigepflidht  ist  der  Kreisarzt  befreit  in  den  Fällen,. 
in  welchen  er  von  den  ordentlichen  Gerichten  seines  Bezirkes  als 
Sachverständiger  oder  Zeuge  herangezogen  wird,  es  sei  denn,  dass 
seine  Vernehmung  Umstände  betrifft,  auf  welche  sich  seine  Pflicht 
zur  Amtsverschwiegenheit  erstreckt. 

Im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimm\ing  ist  der  Bezirk,  in  welchem 
der  Kreisarzt  die  Kreisarztgeschäfte  vertrettmgsweise  wahrnimmt,  denk 
eigenen  Amtsbezirke  gleichgestellt.^) 

Verhältniss  zu  dem  Reichs versicherungsamte 
und  den  Schiedsgerichten  für  Arbeiter- 
Versichetung. 
§.  20.  Bei  der  Zuzidiung  als  Sachverständiger  seitens  des  Reichs- 
versicherungsamtes    oder     der     Schiedsgerichte     für     Arbeiterver- 
sicherung  bedarf  es   einer  Anzeige   an   den   R^gierungspräsidentea 
nicht.«) 

Verhältniss   zu   den    Bergbehörden. 

§.21.  Die  Oberbergämter  sind  berechtigt,  Ersuchen  in  gesund- 
heitlichen Angelegenheiten  unmittelbar  an  den  Kreisarzt  zu  richten. 

Im  Uebrigen  wird  die  gesundheitliche  Beaufsichtigung  der  Berg- 
werksbetriebe seitens  der  Kreisärzte  durch  die  Oberbergämter  ixk 
Gemeinschaft  mit  den  zuständigen  Regierungspräsidenten  geregelt. 

Mit  den  Bergrevierbeamten  des  Kreises  hat  sich  der  Kreisarzt 
über  die  ihren  amtlichen  Wirkungskreis  mitberührenden  Fragen, 
des  Gesundheitswesens  in's  Benehmen  zu  setzen.  Ihre  Mitwirkung^ 
bei  Besichtigungen  hat  er  erforderlichen  Falls  bei  dem  Oberbergamte 
zu  beantragen.3) 


')  Diese  Bestimmunjjcn  entsprechen  den  bisher  durch  die  Erlasse  vom' 
23.  Mai  u.  3.  Dezember  1883  (s.  Bd.  I,  S.  15,  Anm.  6)  getroffenen  Vorschriften. 

Betreffs  der  Vereidigung  der  Kreisärzte  als  gerichtsärztliche  Sach- 
verständige s.  Anm.  2  auf  S.  147. 

*)  Ucbcr  die  Wahl  der  ärztlichen  Sachverständigen  bei  den 
Schiedsgerichten  für  Arbeiterversicherung  sind  die  Erlasse  des  Ministers- 
für  Handel  und  Gewerbe  vom  29.  Dezember  1000  und  29.  Januar  1901  maassgebend: 
s.  Bd.  I,  S.  410;  Anmerk.  2. 

»)  Ueber  das  Verhältniss  der  Bergrevierbeamten  zu  den  Kreisärzten 
hat  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  unter  dem  29.  August  1901  an  die 
sämmtlichen  Oberbergämter  den  nachstehenden  Erlass  gerichtet: 

»Das  Gesetz,  betreffend  die  Diensstellung  des  Kreisarztes  und  die  Bildung^ 
von  Gesundheitskommissionen,  vom  16.  September  1899  (G.  S.  S.  172)  ist  gemäss 
der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  4.  März  d.  J.  (G.  S.  S.  47)  am  1.  April  d.  J.. 
in  Kraft  getreten.  Zur  Ausführung  des  Gesetzes  hat  der  Herr  Minister  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Angelegenheiten  im  Einverständnisse 
der  betheiligten  Ressorts,  insbesondere  auch  meines  Ministeriums,  die  in  eine  im 
Abdruck  angeschlossene  »Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte«  vom  13.  März 
d.  J.  erlassen.  Die  durch  §  6  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899  dem  Kreis- 
arzt  zugewiesenen  Aufgaben  werden,  soweit  das  Bergwesen  in  Betracht  kommt, 
den  Kreisarzt  mit  den  Bergbehörden  und  den  der  Aufsicht  dieser  Behörden 
unterstehenden  Betrieben  und  Anstalten  in  Berührung  bringen.  In  die  Dienst- 
anweisung vom  23.  März  d.  J.  sind  daher  u.  A.  auch  Bestimmungen  über  das- 
Verhältniss  der  Kreisärzte  zu  den  Bergbehörden  sowie  über  die  Obliegenheiten 
der  Kreisärzte  in  Angelwnheiten  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  auf  den 
der  Aufsicht  der  Bergbehörden  unterstellten  Bergwerksbetrieben  und  Anstalten 
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Abschnitt  IV.    Verhiiltnlss  zu  Privatpersonen. 

§.  22.    Der  Kreisarzt  hat  Anträgen  und  Ersuchen  von  Privat- 
personen um  Vornahme  von  amtsärztlichen  Untersuchungen  und  Be- 


aufgenommen  worden.  Hierbei  kommen  namentlich  die  §§21,  93,  Q4  Abs.  6, 
100  und  108  Abs.  3  der  Dienstanweisung  in  Betracht,  die  mir  zu  nachstehenden 
Bemerkungen  Anlass  geben: 

1.  §  21  bildet  für  das  Verhältniss  des  Kreisarztes  zu  den  Bergbehörden 
in  gesundheitlichen  Angelegenheiten  die  grundlegende  Bestimmung  und  zwar 
regelt  Abs.  1  das  Verhältniss  des  Kreisarztes  zum  Oberbergamte,  Abs.  3  das- 
jenige zu  den  Bergrevierbeamten.  In  letzterem  Absätze  ist  dem  Kreisarzte 
ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht,  sich  mit  den  Bergrevierbeamten  des  Kreises 
über  die  ihren  amtlichen  Wirkungskreis  mitberührenden  Fragen  des  Gesund- 
heitswesens regelmässig  ins  Benehmen  zu  setzen.  Kommt  im  Einzelfalle  die 
Besichtigung  eines  Bergwerksbetriebes  in  Frage,  kann  aber  zwischen  dem 
Kreisarzte  und  dem  Bergrevierbeamten  ein  Einvernehmen  über  die  Mitwirkung 
des  letzteren  nicht  erzielt  werden,  so  hat  der  Kreisarzt  die  Mitwirkung  des 
Revierbeamten  bei  dem  Oberbergamte  zu  beantragen.  In  diesem  Sinne  ist  die 
Bedeutung  des  Wortes  »erforderlichen  Falls«  aufzufassen. 

Im  Abs.  2  ist  bestimmt,  dass  im  Uebrigen  die  Regelung  der  gesundheit- 
lichen Beaufsichtigung  der  Bergwerksbetriebe  seitens  der  Kreisärzte  durch  die 
Oberbergämter  in  Gemeinschalt  mit  den  zuständigen  Regierungspräsidenten 
erfolgt.  Durch  diese  Bestimmung  werden  sich  Zuständigkeitsstreitigkeiten 
zwischen  Kreisarzt  und  Bergrevierbeamten  sachgemäss  vermeiden  und  erforder- 
lichen Falls  beseitigen  lassen.  Welche  Punkte  eine  solche  Regelung  als  an- 
gezeigt erscheinen  lassen,  wird  sich  voraussichtlich  des  Näheren  erst  bei 
Handhabung  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899  ergeben.  Ueber  die  Frage,  ob 
hinsichtlich  einzelner  Punkte  bereits  zur  Zeit  der  Erlass  gemeinschaftlicher 
Bestimmungen  geboten  erscheint,  wird  das  Königliche  Oberbergamt  mit  den 
beiheiligten  Regierungspräsidenten  sich  alsbald  ins  Benehmen  zu  setzen  haben. 
Wenn  solche  Bestimmungen  erlassen  werden,  so  empfiehlt  sich  vielleicht,  zur 
Vermeidung  von  immerhin  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegenden  Meinungs- 
verschiedenheiten und  im  Inseresse  der  persönlichen  Sichenieit  der  in  Frage 
kommenden  Kreisärzte  eine  ausdrückliche  Bestimmung  des  Inhalts  aufzunehmen, 
dass  der  Kreisarzt  vor  einer  von  ihm  für  angezeigt  gehaltenen  Besichtigung 
und  insbesondre  Befahnmg  eines  betriebenen  Bergwerks  sich  regelmässig  mit 
dem  zuständigen  Bergrevierbeamten  ins  Benehmen  zu  setzen  hat. 

2.  §  93  enthält  hinsichtlich  der  gesundheitlichen  Beaufsichtigung  staat- 
licher Betriebe  für  den  Kreisarzt  im  Wesentlichen  dieselben  Anweisungen,  wie 
sie  durch  den  Erlass  vom  15.  Juni  1892  -  B.  5377,  I.  4156  -  den  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten  hinsichtlich  der  Gewerbeaufsicht  über  gewisse  Staatsbetriebe 
ertheilt  worden  sind. 

3.  §  94  Abs.  6  erklärt  die  Vorschrift  des  Abs.  1  daselbst  auch  auf  die 
<3en  Bergbehörden  unterstehenden  Bergschulen  für  anwendbar,  überlässt  aber 
die  etwa  erforderliche  weitere  Regelung  der  gesundheitlichen  Ueberwachung 
dieser  Schulen  durch  den  Kreisarzt  den  alsdann  nach  §  21  Abs.  2  der  Dienst- 
anweisung zu  erlassenden  gemeinschaftlichen  Anordnungen  der  Oberbergämter 
und  der  zuständigen  Regierungspräsidenten. 

4.  Im    §    100    Abs.    1    ist    neben    den    der  Aufsicht   des   Regierungs- 

Eräsidenten  unterstehenden  öffentlichen  und  privaten  Kranker. anstalten  des 
czirks  der  Knappschaftskranken-  und  Heilanstalten  Erwähnung  geschehen. 
Durch  diese  Art  der  Erwähnung  ist,  wie  ich  nach  Einvernehmen  mit  dem  Herrn 
.Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Angelegenhciten  ausdrücklich 
hervorhebe,  lediglich  bezweckt  worden,  die  Kreisärzte  auf  die  Pflichten  hin- 
zuweisen, deren  Beobachtung  ihnen  gegenüber  diesen  in  erster  Linie  den 
Oberbergämtern  unterstehenden  Anstalten  obliegt,  ohne  damit  den  Rechten, 
welche  die  Oberbergämter  gegenüber  diesen  Anstalten  haben,  in  irgend  einer 
Weise  Abbruch  Ihun  zu  wollen.  Den  Oberbergämtem  steht  daher,  worauf  ich 
-die  Regierungspräsidenten  bereits  hingewiesen  habe,  nach  wie  vor  die  aus  dem 
allgemeinen  Aufsichtsrechte  über  die  Knappschaftsvereine  fliessende  Aufsichts- 
befugniss  über  die  Knappschaf tslazarethe  zu,  während  die  Regierungspräsidenten 
an  dieser  Aufsicht  nur  betheiligt  sind.'  Besonderheiten,  die  sich  etwa  aus 
dieser  Sonderstellung  der  Knappschaftslazarethe  für  deren  Beaufsichtigung  durch 
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^tadhtungen  nur  dann  stattzugeben,  wenn  diese  zu  seinen  Dienst- 
obliegenlieiten  gehören,  z.  B.  die  Ausstellung  von  Gesundheitszeug- 
nissen (vergl.  §.  115  der  Anw.)  und  Prüfungszeugnissen.  Als  staat- 
licher Gesundheitsbeamter  des  Kreises  soll  er  jedoch  auch  Wünsche 
«nd  Beschwerden  von  Privatpersonen  in  Angelegenheiten  des  öffent- 
lichen Gesundheitswesens  entgegennehmen,  und,  wenn  er  sich  von 
deren  Berechtigung  überzeugt,  Erfüllung  und  Abhülfe  innerhalb  seiner 
Zuständigkeit  herbeizuführen  suchen.  Anderenfalls  hat  er  die  Ge- 
suchsteller entsprechend  zu  belehren,  oder  an  die  zuständigen  Be- 
hörden (Polizeibehörden  u.  s.  w.)  zu  verweisen.*)  ^) 
Vergleiche   auch   §.41    Abs.  3   der  Anweisung.*) 


die  Kreisärzte  ergeben  sollten,  würden  demgemäss  in  derselben  Weise,  wie 
dies  durch  §  21  Abs.  2  der  Dienstanweisung  hinsichtlich  der  gesundheith'chen 
Beaufsichtigung  der  Bergwerksbetriebe  vorgesehen  ist,  durch  die  Oberbergämter 
in  Gemeinschaft  mit  den  zuständigen  Regierungspräsidenten  zu  regeln  sem. 

Im  Uebrigen  mache  ich  darauf  aufmerksam,  dass  sich  bei  der  Druck- 
legung des  §  100  durch  Einfügung  eines  Komma  zwischen  den  Worten  »Knapp- 
-schafts-"  und  »Kranken-  und  Heilanstalten«  ein  Druckfehler  eing:eschlichen 
hat,  der  unter  Umständen  zu  irriger  Auslegung  der  Worte  führen  könnte  und 
deshalb  bei  nächster  Gelegenheit  beseitigt  werden  soll. 

3.  Nach  §  108  Abs.  3  greifen  hinsichtlich  der  gesundheitlichen  Beauf- 
sichtigung der  staatlichen  Bäder  dieselben  Bestimmungen  Plat^,  wie  sie  im  §  93 
hinsichtlich  der  Beaufsichtigung  staatlicher  Betriebe  überhaupt  getroffen  sind. 

Endlich  nehme  ich  Veranlassung  auf  Grund  der  vor  Erlass  der  Dienst- 
anweisung gepflogenen  Verhandlungen  die  Bedeutung  des  §  115  über  die  ver- 
trauensärztliche Thätigkeit  des  Kreisarztes  dahin  klar  zu  stellen,  dass  danach 
auch  der  vollbesoldete  Kreisarzt  berechtigt  und  verpflichtet  sein  soll,  die  dort 
-aufgeführten  Verrichtungen  auf  Ersuchen  auszuführen,  dass  aber  diese  Ver- 
richtungen, insbesondere  die  unter  g  aufgeführten,  nicht  etwa  für  die  aus- 
schliessliche Zuständigkeit  des  Kreisarztes  in  Anspruch  genommen  werden. 

Schliesslich  bestimme  ich,  dass  die  in  §  21  Abs.  3  der  Dienstanweisung 
für  die  Kreisärzte  enthaltene  Regelung  des  Verhältnisses  der  Kreisärzte  zu  den 
Bergrevierbeamten  auch  umgekehrt  für  die  Regelung  des  Verhältnisses  der 
Bergrevierbeamten  zu  den  Kreisärzten  maassgebend  ist.  Die  Bergrevierbeamten 
haben  daher  auch  ihrerseits  mit  den  Kreisärzten  ihres  Reviers  über  die  deren 
amtlichen  Wirkungskreis  mitberührenden  Fragen  des  Gesundheitswesens  sich 
ins  Benehmen  zu  setzen  und  »erforderlichen  Falls«  die  Mitwirkung  des  Kreis- 
arztes bei  Besichtigungen  bei  dem  Oberbergamt  zu  beantragen. 

Das  Königliche  Oberbergamt  wolle  hiernach  das  Weitere  veranlassen 
und  insbesondere  die  in  Betracht  kommenden  Stellen  entsprechend  verständigen.« 

0  Der  Kreisarzt  kann  bei  Entgegennahme  derartiger  Wünsche  und 
Beschwerden  von  Privatpersonen  nicht  vorsichtig  genug  sein;  vor  allem  muss 
er  stets  nach  dem  alten  bewährten  Grundsatz  verfahren  »audiatur  et  altera 
pars",  ehe  er  die  Berechtigung  von  solchen  Beschwerden  oder  Wünschen  aner- 
kennt und  ihre  Berücksichtigung  zusagt;  denn  bei  den  weiteren  Ermittelungen 
•erweisen  sich  dieselben  oft  als  völlig  oder  wenigstens  theilweise  unbe^jründet. 

^)  Ob  es  zweckmässig  ist,  bestimmte  amtliche  Sprechtage  und 
Sprechstunden  festzusetzen,  hängt  von  den  örtlichen  Verhältnissen  ab.  Im 
Allgemeinen  ist  eine  derartige  Emrichtung  zu  empfehlen,  nicht  nur  um  den 
mündlichen  Verkehr  der  Bevölkerung  mit  dem  Kreisarzte  zu  erleichtern,  son- 
dern auch  um  zu  verhüten,  dass  auswärts  wohnende  Personen  vergeblich  weite 
Wege  zurücklegen.  Bei  richtiger  Vertheilung  der  Amtsgeschäfte  wird  sich 
auch  die  Einhaltung  von  Sprechtagen  und  Sprechstunden  ebenso  wie  z.  B.  bei 
den  Gewerbeaufsichtsbeamten  ermöglichen  lassen  ,  namentlich  wenn  bei  Fest- 
setzung auswärtiger  Termine  thunlichst  darauf  Rücksicht  genommen  wird  und 
dies  auch  seitens  der  für  die  amtliche  Thätigkeit  des  Kreisarztes  in  Betracht 
kommenden  anderen  Behörden  nach  Möglichkeit  geschieht. 

»)  Siehe  auch  Anmerkung  zu  §  41  Abs.  3  der  Anweisung  betreffs  Aus- 
:stellung  von  Zeugnissen  für  nicht  im  Amtsbezirke  des  Kreisarztes  wohnende 
Personen. 
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Abschnitt  V.    Verhiltniss  zu  den  nicht  beamteten  Aersten. 

§.  23.  Der  Kreisarzt  soll  es  sich  angelegen  sein  lassen,  mit  den 
nicht  beamteten  Aerzten  seines  Bezirks  möglichst  nahe  wissenschaft- 
liche und  persönliche  Beziehungen  zu  unterhalten.  Dies  wird  es  ihm 
erleichtern,  die  gesundheitlichen  Veiliältnisse  seines  Bezirkes  genau 
kennen  zu  lernen,  und  ihn  bei  der  Durchführung  seiner 
Bestrebungen  für  die  Besserung  des  Gesundheitswesens  wesentlich 
unterstützen. 

Das  ärztliche  Vereinswesen  soll  der  Kreisarzt  nach  Möglichkeif 
fördern  und,  soweit  dies  mit  seiner  amtlichen  Stellung  vereinbar  ist,, 
sich   auch   persönlich   an   demselben  betheiligen.^) 

Bei  der  Vornahme  von  Untersuchungen,  welche  zu  den  Er- 
mittelungen  über  den  Ausbruch  gemeingefährlicher  oder  sonst  über- 
tragbarer Krankheiten  erforderlich  sind,  hat  der  Kreisarzt  den  be- 
handelnden  Arzt   thunlichst   zuzuziehen.^) 


Abschnitt  VI:  Diensteinlcommen  und  Pensionsverhlltnisse» 
Hinterbliebenenversorgttng. 

Diensteinkommen    des   vollbesoldeten 
Kreisarztes. 

§.  24.  In  Bezirken,  in  denen  besondere  Verhältnisse  es  erfordern,, 
können  besoldete  Kreisärzte  angestellt  werden.^) 
Der  vollbesoldete  Kreisarzt  erhält:*) 


^)  Aerztlichcn  Vereinen,  deren  Mitglieder  satzungsgemäss  ohne 
Unterschied  einem  aus  Vereinsmitgliedem  gebildeten  Ehrengerichte  unterworfen 
sind,  kann  der  Kreisarzt  nicht  als  Mitglied  angehören  (s.  Anmerkung  2  zu: 
§  8  Abs.  2  der  Dienstanweisung,  S.  148).  Desgleichen  darf  er  sich  nicht  an  etwaigen 
den  Intentionen  der  Staatsregierung  zuwider  laufenden  Bestrebungen  ärztlicner 
Vereine  betheiligen,  soweit  diese  einen  agitatorischen  Charakter  tragen 
(s.  Anm.  4  auf  S.  148). 

8)  Die  Zuziehung  der  behandelnden  Aerzte  zu  den  Ermittelungen 
über  den  Ausbruch  ansteckender  Krankheiten  entspricht  den  im  §  7  Abs.  2  des- 
Reichsseuchengesetzes  getroffenen  Bestimmungen,  dass  der  behandelnde  Arzt 
berechtigt  ist,  den  Untersuchungen  des  beamteten  Arztes  zur  Feststellung  der 
Krankheit,  insbesondere  auch  der  Leichenöffnung,  beizuwohnen.  Diese  Zu- 
ziehung des  behandelnden  Arztes  ist  namentlich  bei  zweifelhaften  Erkrankungs- 
fällen sehr  erwünscht;  desgleichen  dient  sie  auch  häufig  zur  Beruhigung  der 
betreffenden  Kranken.  Der  Kreisarzt  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  Tag  und 
Stunde  für  die  Vornahme  derartiger  Ermittelungen  vorher  mit  dem  behandeln- 
den Arzt  zu  vereinbaren,  sondern  die  Festsetzung  der  Zeit  ist  ihm  allein  über- 
lassen. Soweit  als  angängig,  wird  er  hierbei  allerdings  etwaige  Wünsche  des 
behandelnden  Arztes  berücksichtigen;  da  die  meisten  Fälle  aber  eilbedürftic^ 
sind,  wird  er  sich  in  der  Regel  darauf  beschränken  müssen,  jenem  Tag  und 
Stunde  rechtzeitig  mitzutheilen. 

»)  Siehe  Anmerkung  6  auf  S.  127. 

*)  Erst  mit  Antritt  der  verliehenen  Stelle,  nicht  mit  Berufung  in  diese  er- 
hält der  Ernannte  die  Kompetenzen  derselben;  etwaige  Zulagen  dagegen  von» 
Tage  der  Bewilligung  (Erl.  vom  4.  Jan.  1873). 
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I.  Ein  festes  Diensteinkommen^)*)^)  bestehend  in  Gehalt*)  und 


1)  Wenn  Reichs-,  Staats-  und  Kommunalbeamte  etc  zum  Militär  ein- 
berufen werden,  sollen  sie  in  ihren  bürgerlichen  Dienstverhältnissen  keinen 
Nachtheil  erleiden.  Ihre  Stellen,  ihr  persönliches  Diensteinkommen  aus 
denselben  und  ihrer  Anziennetät,  sowie  alle  sich  daraus  ergebenden  Ansprüche 
bleiben  ihnen  in  der  Zeit  der  Einberufung  zum  Militärdienst  gewahrt.  Erhalten 
dieselben  Offizierbesoldung,  so  kann  ihnen  der  Betrag  derselben  auf  die  Zivil- 
besoldung angerechnet  werden;  denjenigen,  welche  einen  eigenen  Hausstand  mit 
Frau  oder  Kind  haben,  beim  Verlassen  ihres  Wohnorts  jedoch  nur,  wenn  und 
-soweit  das  reine  Zivileinkommen  und  Militäi^gehalt  zusammen  den  Betrag  von 
3600  M.  jährlich  übersteigen.  Nach  denselben  Grundsätzen  sind  pensionirte 
oder  auf  Wartegeid  stehende  Zivilbeamte  hinsichtlich  ihrer  Pensionen  oder 
Wartegelder  zu  behandeln,  wenn  sie  bei  einer  Mobilmachung  in  den 
Kriegsdienst  eintreten.  Diese  Vergünstigungen  kommen  nach  ausgesprochener 
Mobilmachung  auch  denjenigen  in  ihren  Zivilstellungen  abkömmlichen  Reichs- 
•und  Staatsbeamten  zu  uute,  welche  sich  freiwillig  in  das  Heer  aufnehmen 
lassen.  (§^  66  d.  Reichs-Milit.-Qes.  v.  2.  Mai  1874  in  der  Fassung  vom  6.  Mai 
1880  -  R.-Q.-BI.  S.  45  bezw.  106,  §  13  No.  7  Theil  II  d.  Wehr-Ordn.  vom 
28.  September  1875,  sowie  Reskr.  vom  8.  Mai  1888  und  17.  Juli  1888.)  Nach 
dem  Reskr.  vom  20.  August  1886  finden  diese  Bestimmungen  auf  die  gegen 
fixirte  Remunerationen  dauernd  oder  auf  unbestimmte  Zeit  angestellten  Be- 
amten, ohne  Unterschied,  ob  sie  Offizierrane  haben  oder  nicht,  Anwendung, 
^desgleichen  auf  die  diätarisch  beschäftigten  Beamten,  in  der  Regel  aber  nicht 
auf  solche  Beamte,  die  ohne  dauernde  Anstellung  nur  für  bestimmte  Dienst- 
leistungen eine  jederzeit  widerrufliche  Remuneration  erhalten;  es  sind  hier  jedoch 
Ausnahmen  zulässig. 

Zu  dem  persönlichen  Diensteinkommen  gehören  Oehalt,  fixirte  diätarische 
Kemuneration,  Orts-,  Stellen-,  Funktions-  und  andere  pereönliche  Zulagen, 
Wohnungsgeldzuschuss  oder  Miethsentschädigung,  sofern  nicht  Dienstwohnung 
fortgewährt  wird,  pensionsfähiges  Einkommen  aus  einem  Nebenamte  und  der 
pensionsfähi^e  Betrag  solcher  Dienstemolumente,  welche  ihrer  Natur  nach 
steigend  und  fallend  sind.  Dagegen  werden  nicht  dazu  gerechnet:  Repräsen- 
tations-  und  Dienstaufwandsgelder. 

«)  Nach  §  749  (80Q)  der  Ziv.-Proz.-C)rdnung  vom  30.  Januar  1877  ist 
einer  Beschlagnahme,  Pfändung  nicht  unterworfen  das  Diensteinkommen 
der  Beamten,  die  Pension  dieser  Personen  nach  deren  Versetzung  in  den  einst- 
weiligen oder  dauernden  Ruhestand,  sowie  der  nach  ihrem  Tode  den  Hinter- 
bliebenen zu  gewährende  Sterbe-  und  Qnadengehalt  Uebersteigt  das  Dienst- 
Einkommen,  die  Pension  oder  die  sonstigen  Bezüge  die  Summe  von  1500  M. 
für  das  Jahr,  so  ist  der  dritte  Theil  des  Mehrbetrages  der  Pfändung  unterworfen. 
Die  Dienstaufwandsenlschädi^ng  bleibt  jedoch  bei  der  Ermittelung,  ob  und 
2u  welchem  Betrage  ein  Diensteinkommen  der  Pfändung  unterli^,  ausser 
Anrechnung,  desgleichen  ein  etwaiger  Ueberschuss  aus  Reisekosten  und  Tage- 
geldern; dagegen  gehört  der  Wohnungsgeldzuschuss  zum  Diensteinkommen 
<Reskr.  vom  19.  Juli  1873). 

')  Ansprüche  auf  Rückstände  aus  dem  Diensteinkommen  (Oehalt, 
Wohnungsgeldzuschuss  etc)  verjähren  in  4  fahren  vom  Sdiluss  des  Jahres 
ab,  in  dem  der  Anspruch  entsteht  (Bürgl.  O.-B.  §§  197  u.  201).  Für  sonstige 
vermögensrechtliche  Ansprüche  der  Staatsbeamten  aus  ihrem  Dienstverhältniss 
findet  der  Rechtsweg  statt,  die  Klage  muss  jedoch  bei  Verlust  des  Klagerechts 
6  Monate,  nachdem  dem  Beamten  die  Entscheidung  des  Verwaltungschefs  oder 
die  Festsetzung  der  Oberrechnungskammer  bekannt  geworden  ist,  angebracht 
werden  (Oes.  vom  24.  Mai  1861  und  Verordnung  vom  16.  September  1867).  Der- 
artige Klagen  sind  im  Rechtswege  aber  nur  alsdann  zulässig,  wenn  der  ad- 
ministrative Instanzenweg  vorher  erschöpft  und  die  Entscheidung  des  vor- 
gesetzten Verwaltungschefs  eingeholt  ist  (Erk.  d.  Oerichtsh.  zur  Entscheidung 
von  Kompetenz-Konflikten  vom  10.  Oktober  1868). 

*)  Ueber  das  „Oehalt*'  des  vollbesoldeten  Kreisarztes  sagt  die  dem  Land- 
tage vorgel^te  Denlechrift  über  die  Ausführung  des  Kreisarztgesetzes:  »Bei 
der  Festsetzung  des  Oehaltes  war  zu  berücksichtigen,  dass  die  Höhe  desselben 
einerseits  zur  Vermeidung  von  Berufungen  mit  den  Oehältern  der  in  gleich- 
artigen Stellen  befindlichen  Beamten klassen  in  Einklang  zu  bringen  war,  dass 
sie  aber  auch  anderseits  die  Medizinalverwalning  in  die  Lage  setzte,  für  diese 
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Stellen,  welche  im  Hinblick  auf  die  Art  und  den  Umfang  der  den  Inhabern 
obliegenden  Dienstgeschäfte  die  besten  Kräfte  erfordern,  das  geeignete  Personal 
zu  gewinnen.  Es  war  ferner  zu  beachten,  dass  insbesondere  Aerzte  mit  gereifter 
Erfahrung,  weiche  sich  in  nichtvoUbesolaeten  Kreisarztstellen  bewährt  haben,  in 
solche  Stellen  zu  berufen  sind,  und  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  ist,  das& 
tüchtige  Medizinalbeamte  sich  nicht  veranlasst  finden,  auf  vollbesoldete  Stellen 
zu  verzichten,  weil  ihnen  die  Stelle  eines  nicht  vollbesoldeten  Kreisarztes  ein 
reichlicheres  Mass  von  Einnahmen  sichert.  Nach  diesen  Gesichtspunkten  wurde 
auf  Grund  eingehender  Berathungen  das  Gehalt  der  vollbesoldeten  Kreisärzte 
demjenigen  der  staatlichen  Geweroe-,  Bau-  und  Maschinen-Inspektoren  gleich- 
gestellt« und  durch  den  nachstehenden  Erlass  vom  4.  April  1901  geregelt: 

»Wegen  der  pehaltsbemessung  für  die  vollbesoldeten  Kreisärzte,  deren 
Besoldung  durch  den  Sfaatshaushaltsetat  auf  3600  Mark  steigend  nach  Dienst- 
altersstufen in  Zeiträumen  von  je  3  Jahren  auf  4200,  4700,  5200  und  den  Höchst- 
betrag von  5700  Mark  festgesetzt  worden  ist,  wird  im  Einverständniss  mit  dem 
Herrn  Finanzminister  Folgendes  bestimmt: 

Der  vollbesoldete  Kreisarzt  erhält  bei  Verleihung  einer  etatsmässigen 
Stelle  das  seinem  Besoldungsdienstalter  entsprechende  Gehalt.  Das  Besoldungs- 
dienstalter wird  einstweilen  hier  festgesetzt  und  beginnt  mit  dem  Tage  der 
etatsmässigen  Anstellung  als  vollbesoldeter  Kreisarzt,  oder,  wenn  es  sich  um 
den  Uebertritt  aus  einer  nicht  voll  besoldeten  Kreisarztstelle  handelt,  mit  dem 
Tage  der  Anstellung  als  nicht  vollbesoldeter  Kreisarzt.  Als  Tag  der  etats- 
mässigen Anstellung  ist  derjenige  Tag  anzusehen,  von  welchem  ab  dem  Be- 
amten die  Verwaltung  der  Stelle  dauernd  gegen  den  Bezug  des  mit  derselben 
verbundenen  Diensteinkommens  übertragen  worden  ist. 

In  der  Uebergangszeit  wird  die  Dienstzeit  als  Kreis-  (Oberamts-,  Bezirks-) 
Physikus  auf  das  Besoldungsdienstalter  als  vollbesoldeter  Kreisarzt  in  Anrech- 
nung gebracht.  Die  Dienstzeit  als  Kreiswundarzt  wird  in  der  Regel  nicht 
berücksichtigt.  Wo  bei  Anwendung  dieser  Bestimmung  im  einzelnen  Falle 
sich  besondere  Härten  gegenüber  dem  betreffenden  Beamten  ergeben  sollten, 
ist  jedesmal  die  diesseitige  Entscheidung  einzuholen. 

Die  Herren  Regierungspräsidenten  werden  ermächtigt,  den  vollbesoldeten 
Kreisärzten  das  Gehalt,  welches  ihnen  gemäss  dem  hiernach  festgesetzten  Dienst- 
alter zusteht,  ihrerseits  selbstständig  zu  bewilligen.  Dabei  sind  im  Allgemeinen 
die  für  die  Regelung  der  Gehälter  nach  Dienstaltersstufen  ergangenen  Be- 
stimmungen zu  beachten.    Im  Einzelnen  hebe  ich  noch  Folgendes  hervor: 

1.  Ein  Rechtsanspruch  auf  Gewährung  von  Alterszulagen  steht  keinem 
Beamten  zu;  auch  dürfen  dem  Beamten  keinerlei  Zusicherungen  gemacht  werden^ 
auf  welche  ein  solcher  Anspruch  etwa  gegründet  werden  könnte. 

2.  Die  Verleihung  cier  Gehaltszulagen  erfolgt  vom  ersten  Tage  eines 
jeden  Kalendervierteljahres  an  diejenigen  Beamten,  welche  an  diesem  Tage  das 
massgebende  Besoldungsdienstalter  erreichen  oder  es  im  vorhergehenden  Kalender- 
vierteljahr erreicht  haben,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Beamten  im  Laufe 
des  Kalendervierteljahres,  mit  dessen  Beginn  die  Zulage  anzuweisen  war,  in 
den  Ruhestand  getreten  oder  verstorben  sind,  bevor  die  Zulage  zur  Anweisung 
gekommen  war. 

3.  Sollte  das  Verhalten  eines  Kreisarztes  begründeten  Anlass  geben,  ihm 
eine  nach  seinem  Dienstalter  fällige  Gehaltszulage  einstweilen  vorzuenthalten,, 
so  ist  darüber  in  jedem  einzelnen  Falle  die  diesseitige  Entscheidung  zuvor  ein- 
zuholen. Ist  die  einstweilige  Vorenthaltung  der  Zulage  von  hier  aus  versagt, 
so  darf  deren  spätere  Gewährung  nicht  ohne  diesseitige  Genehmigung  erfolgen. 

4.  Damit  bei  Versetzungen  von  Beamten  Rückfragen  wegen  des  den- 
selben zustehenden  Gehalts  vermieden  werden,  ist  den  Personalakten  jedes 
einzelnen  Beamten  das  für  die  Qehaltsbemessung  nach  Dienstaltersstufen  mass- 
gebende Dienstalter  und  das  von  dem  Beamten  jeweilig  bezogene  Gehalt  nach- 
richtlich zu  vermerken. 

5.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  für  alle,  demnach  auch  für 
die,  einzelnen  Regierungspräsidenten  als  ständige  Hülfsarbeiter  überwiesenen, 
vollbesoldeten  Kreisärzte. 

6.  Wenn  ein  Kreisarzt,  abgesehen  von  dem  Falle  der  Pensionirung,  der 
Beförderung  oder  Versetzung  in  eine  andere  etatsmässige  Stelle,  die  von  ihm 
bekleidete  etatsmässige  Stelle  freiwillig  aufgiebt,  so  findet  bei  etwaiger  späterer 
Wiederverleihung  einer  etatsmässigen  Stellung  eine  Anrechnung  der  früheren 
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dem  tarifmässigen  Wohnungsgeldzuschusse^)  unter  Ausschluss  von 
Gebühren. 


Dienstzeit  auf  das  Besoldungsdienstalter  nicht  statt  Die  Kreisärzte  sind  vor 
ihrer  Entlassung  auf  diese  Folge  aufmerksam  zu  machen.  Sollten  in  einzelnen 
Fällen  besondere  Gründe  dafür  geltend  zu  machen  sein,  vom  obigen  Grund- 
sätze abzuweichen,  so  ist  darüber  vor  der  Wiederanstellung  die  Entscheidung 
der  zuständigen  Minister  einzuholen. 

7.  Bis  zum  5.  Oktober  jeden  Jahres  —  erstmalig  zum  5.  Oktober  1901  — 
ist  nach  dem  mittels  Erlasses  vom  19.  Juni  1894  —  M.  3167  —  mitgetheilten 
Muster  eine  Nachweisung  der  für  voUbiesoldete  Kreisärzte  auf  Kap.  125,  Tit.  2 
des  Staatshaushalts-Etats  angewiesenen  Gehälter  nach  dem  Stande  vom  1.  Ok- 
tober des  betreffenden  Jahres  einzureichen.  Das  Gehalt  der  vollbesoldeten 
Kreisärzte  bei  den  Regierungen  ist  in  die  nach  jenem  Erlasse  alljährlich  zum 
5.  Oktober  vorzulegende  Nachweisung  über  das  Gehalt  des  Regierungs-  und 
Medizinalraths  mit  aufzunehmen.« 

1)  Für  die  Gewährung  des  Wohnancsf^ldsaschitsses  ist  das  Gesetz 
vom  12.  Mal  1873  (Ges.-S.  S.  209)  massgebend.    Dasselbe  lautet: 

»Den  unmittelbaren  Staatsbeamten,  welche  eine  etatsmässige  Stelle  be- 
kleiden^) und  ihre  Besoldung  aus  der  Staatskasse  beziehen,  femer  den  Lehrern 
und  Beamten  der  Universitäten  und  derjenigen  Unterrichts-  und  sonstigen  An- 
stalten, bei  welchen  die  Gewährung  der  erforderlichen  Unterhaltungszuschüsse 
ausschliesslich  dem  Staate  obliegt,  wird  von  dem  1.  Januar  1873  ein  Wohnungs* 
geldzuschuss  nach  Massgabe  des  diesem  Gesetze  beiliegenden  Tarifs*)  gewährt.') 


1)  Der  Beamte  muss  wirklich  angestellt  sein;  wer  eine  Stelle  kommis- 
sarisch verwaltet,  erhält  keinen  Wohnungsgeldzuschuss  (Reskr.  vom 
3.  Jan.  1874).  Dagegen  sind  Beamte,  welche  in  vakanten  etatsmässieen 
Stellen  dauernd,  wenn  auch  interimistisch,  auf  Widerruf  oder 
auf  Probe  gegen  den  Bezug  des  etatsmässigen  Gehaltes  und  der 
etwaigen  Kompetenzen  der  Stellen  angestellt  werden,  zum  Bezüge  des 
Wohnungsgeldzuschusses  berechtigt  (^Reskr.  vom  31.  Januar  1874).  — 
Suspen dirte  Beamte  beziehen  während  der  Suspension  nur  die  Hälfte 
des  tarifmässigen  Wohnungsgeldzuschusses  (Reskr.  vom  30.  Dezember  1873). 

Den  Hinterbliebenen  verbleibt  der  Wohnungsgeldzuschuss  als  Gnaden- 
kompetenz für  die  gleiche  Zeit,  für  die  ihnen  das  Gehalt  fortgewährt  wird 
(Reskr.  vom  16.  Mai  1873). 

«)  Der  Tarif  lautet: 


Jahresbetrag  des  Wohnungsgeldzuschusses 

in  den  Orten  der  Servisklasse: 

Bezeichnung  der  Beamten. 

Berlin 

I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

I.  Beamte  der  ersten  Rangklasse  . 

1500 

1200 

900 

720 

600 

600 

II.  Beamte  der  2.  u.  3.  Rangklasse 

1200 

900 

720 

600 

540 

540 

III.  Beamte  der  4.  u.  5.  Rangklasse 

900 

660 

540 

480 

420 

360 

IV.  Beamte,  welche   zwischen   den 

Beamten  der  5.  Rangklasse  und 

den  Subalternen  der  Provinzial- 

behörden   rangiren,    Subaltem- 

beamte  zweiter  Klasse  bei  den 

Zentralbehörden,     Subaltembe- 

amte  bei  den  Provinzial-  und 

Lokalbehörden 

540 

432 

360 

300 

216 

180 

V.  Unterbeamte 

240 

180 

114 

108 

72 

60 

•)  Der  Wohnungsgeldzuschuss  wird  pränumerando  in  denselben  Raten  wie 
das  Gehalt  bezahlt  (Reskr.  vom  16.  Mai  und  24.  November  1873). 
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§  2.  für  den  zu  gewährenden  Wohnungsgeidzuschuss  ist  der  mit  der 
Amtssteliung  verbundene  Dienstrang,  nicht  der  einem  Beamten  etwa 
persönlich  beigelegte  höhere  Rang,  massgebend.^) 

Beamte,  welche  nach  ihrer  Dienststeilung  zwischen  den  Abteilungen 
des  Tarifs  rangiren,  werden  der  entsprechenden  niederen  Abtheilung  zugerechnet. 

Für  solche  Beamte  und  Lehrer,  welchen  ein  bestimmter  Dienstrang  nicht 
beigelegt  ist,  wird  durch  den  Ressortchef  im  Einvernehmen  mit  dem  Hnanz- 
minister  festgesetzt,  welcher  der  im  Tarif  bestimmten  Beamtenklassen  dieselben 
beizuzählen  sind. 

Die  Stellung  der  Orte  in  den  verschiedenen  Servisklassen  bestimmt  sich 
nach  der  Klasseneintheilung,  wie  sie  in  Gemässheit  des  §  3  des  Reichsgesetzes 
^om  23.  Juni  1868,  betreffend  die  Quartierleistung  für  die  bewaffnete  Macht 
während  des  Friedensstandes,  jeweilig  in  Geltung  ist. 

Bei  Veränderungen  in  der  Klasseneintheilung  kommt,  von  dem  auf  die 
Veröffentlichung  der  Veränderung  folgenden  Kalenderquartal  an,  der  danach 
sich  ergebende  veränderte  Satz  des  Wohnungsgeldzuschusses  in  Anwenr 
•düng.«)») 

§  3.  Bei  Versetzungen  erlischt  der  Anspruch  auf  den  dem  bisherigen 
4imtlichen  Wohnorte  entsprechenden  Satz  des  Wohnungsgeldzuschusses  mit  dem 
Zeitpunkte,  zu  welchem  der  Bezug  der  Besoldung  aus  der  bisherigen  Dienst- 
•stelle  aufhört. 

Die  bei  einer  Versetzung  an  einen  Ort  einer  geringeren  Servisklasse  ein- 
tretende Verminderung  des  Wohnungsgeldzuschusses  wird  als  eine  Verkürzung 
des  Diensteinkommens  (§  87  des  Gesetzes  betreffend  das  Dienstvergehen  der 
nichtrichterlichen  Beamten  vom  21.  Juli  1852  Ge.  S.,  S.  465)^)  nicht  angesehen. 

§  4.  Der  Wohnungsgeldzuschuss  wird  nicht  gewährt  an  Beamte,  welche 
Dienstwohnungen  innehaben  oder  anstatt  derselben  Miethsentschädigungen 
beziehen. 

Die  Miethsvergütungen,  welche  Beamte  für  die  ihnen  belassenen  Dienst- 
wohnungen zu  entrichten  haben,  werden  von  dem  im  §  1  bestimmten  Zeitpunkte 
ab  um  den  Betrag  des  Wohnungsgeldzuschusses  gekürzt 

§  5.  Beamte,  welche  mehrere  Aemter  bekleiden,  erhalten  den  Wohnungs- 
^Idzuschuss  nur  ein  Mal  und  zwar  für  dasjenige  Amt,  welches  auf  den  höchsten 
Satz  Anspruch  giebt. 

§  6.  Bei  Feststellung  der  Umzugskosten-Veiigütungen  bleibt  der  Wohnungs- 
geldzuschuss ausser  Betracht. 


>)  Die  Kreisärzte  erhalten  also  den  unter  III.  des  Tarifs  aufgeführten 
Wohnungsgeldzuschuss. 

^  Die  Klasseneintheilung  der  Orte  ist  jetzt  durch  das  Reichs- 
gesetz vom  6.  Juni  1897  und  7.  Juli  1902  geordnet.  Die  Servisklasse  V  ist 
durch  das  letztere  Gesetz  aufgehoben;  die  bisher  zu  dieser  Klasse  gehörenden 
Orte  sind  jetzt  sämmtlich  der  Servisklasse  IV.  angereiht. 

•)  Für  die  Bemessung  des  Wohnungsgeldzuschusses  nach  der  Ortsklasse 
ist  in  der  Regel  das  amtliche  Domizil  entscheidend;  als  solches  gilt  der 
Ort,  der  den  Ausgangs-  und  Mittelpunkt  der  amtlichen  Funktionen  bildet 
(R.-Erl.  vom  26.  November  1878).  Wohnt  ein  Beamter  ausserhalb  des 
Sitzes  seiner  Behörde,  so  erhält  er  den  Wohnungsgeldzuschuss  nach  den 
Sätzen  des  Amtssitzes  der  Behörde,  also  seines  amtlichen  Wohnortes  (Reskr. 
vom  16.  Mai  1873). 

*)  Siehe  S.  160. 
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(S  24,  I.  Abs.  2).  Für  die  Gehaltszahlung  und  das  Gnadenquartal 
sind  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1881  (Ges.  S.  S.  17) 
massgebend.') 

Bd  Bemessung  der  Pension  (§  10  des  Gesetzes  betreffend  die  Pension!- 
ning  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  u.  s.  w.  vom  27.  M2rz  1872  (Ges.  S. 
S.  268)  >  )wird  auch  der  Durchschnittssatz  desWohnungsgeldzuschusses  für  die  Servis- 
klassen  I  bis  V  in  Anrechnung  gebracht  Dieser  Satz  gilt  auch  für  diejenigen 
Beamten,  welche  eine  Dienstwohnung  bezw.  eine  Miethsentschädigung  erhalten. 
Im  Uebrigen  gilt  der  Wohnungsgddzuschuss  in  allen  Beziehungen  mit  der  im 
§  3  Abs.  2  bestimmten  Maassgabe  als  ein  Teil  der  Besoldung,  b) 

^  Gesetz  vom  6.  Februar  1881  betreffend  die  Zahluiig  der  Be« 
amtensehllter  and  Beetimmongeii  Ober  das  Oaadenqaartal.  (Ges.  S. 
S.  17): 

§  1.  Die  unmittelbaren  Staatsbeamten,  welche  eine  etatsmSssige  Stelle 
bekleiden,  erhalten  ihre  Besoldung  aus  der  Staatskasse  vierteljährlich  im 
Voraus,  c)  d) 

~~*7siche  S.  214. 

b)  Nach  einem,  jetzt  dem  Landtage  vorgelegten  Gesetzentwurf  soll  §  6 
Abs.  2  mit  Rücksicht  auf  das  Reichsgesetz  vom  7.  Juli  1902  (s.  Anm.  2  auf 
S.  176)  dahin  geändert  werden,  dass  vom  1.  Oktober  1902  ab  bei  Bemessung 
der  Pension  der  Durchschnittssatz  des  Wohnungsgeidzuschusses  für  die  Sovis- 
klassenl  bis  IV  in  Anwendung  gebracht  wird  und  in  der  Servistabelle  (s.  S.175) 
die  Servisklasse  V  auch  für  n^nissen  fortfällt.  Dass  dieses  Gesetz  vom  Land- 
tage angenommen  wird,  dürfte  einem  Zweifel  nicht  unterli^g;en.  Es  steigert  sich 
in  Folge  dessen  der  für  die  Medizinalbeamten  hauptsächlich  in  Betracht  kommende 
pensionsfähige  Wohnungsgeldzuschuss  der  Beamten  IV.  und  V.  RangkUsse  von 
492  auf  520  Mark. 

c)  Auch  der  Wohnungsgeldzuschuss  wird  vierteljährlich  im  Voraus 
gezahlt,  die  Dienstaufwandsentschädigung  dagegen  monatlich  im  Voraus. 
Nach  dem  Eriass  des  Hnanzministers  vom  1.  April  1896  erfolgt  die  Zahlung 
des  Gehalts  u.  s.  w.  schon  an  dem  dem  Fällielceitstage  letztvorheigehendem 
Werktage. 

a)  Für  die  Zahlung  der  Gehälter,  Pensionen  u.  s.w.  für  diejenigen 
Beamten,  die  sich  nicht  amSitze  einer  Königlichen  Kasse  befinden,  sind  die 
Bestimmungen  der  Erlasse  des  Finanzministers  vom  13.  Dezember  1882  und 
23.  J  u  n  i  1902  maassgebend.  Nach  dem  ersteren  sind  den  Beamten,  welche  ihr  Gehalt 
und  ihre  sonstigen  Kompetenzen  aus  der  Regierungs-Hauptkasse  oder  einer 
Spezialkasse  desselben  beziehen  und  nicht  am  Sitze  der  zahlenden  Kasse  ihren  Wohn- 
sitz haben,  diese  Diensteinkommensbezüge  mittelst  der  Post  auf  Kosten  der  Staats- 
kasse portofrei  zu  übersenden.  In  dem  Eriass  vom  23.  Juni  1902  (den dem 
Kultusministerium  nachgeordneten  Behörden  durch  Erl.  vom  14.  August  1902 
mitgeteilt)  wird  dann  weiter  zugelassen,  dass  in  solchen  Fällen  der  Postein- 
lieferungsschein  als  Quittung  gilt,  und  dass  die  Portokosten  für  ein- 
malige  Zuwendungen  (Remunerationen  und  Unterstützungen)  vom  Empfänger 
zu  tn^en  sind.    Der  Eriass  Uutet: 

»Die  Vorschriften  wegen  Zahlung  der  Zivilpensionen  und  Wartegelder 
sowie  der  im  Voraus  zahlbarai  Hinterbhebenenbezüge  und  Unterstützungen  bis 
zum  Monatsbetrage  von  800  Mark  einschliesslich  im  Postanweisunesverkehr 
ohne  Erteilung  von  Quittungen  im  Laufe  des  Etatsjahres  und  ohne  jedesmalige 
Benachrichtigung  des  Empfängers  von  der  Absendung  des  Geldes  sollen  im 
Einverständniss  mit  der  Königlichen  Ober-Rechnungskimmer  unter  dem  Vor- 
behalt des  jederzeitigen  Widerrufs  auch  auf  die  Diensteinkommensbezüge 
und  die  monatlich  im  Voraus  zahlbaren  festen  Amtskostenentschädi- 
gungen  derjenigen  Beamten  Anwendung  finden,  die  nicht  am  Sitze  der 
zahlenden  Kasse  ihren  amtlichen  Wohnort  haben  und  zufolge  Anordnung  der 
vorgesetzten  Dienstbehörde  ihre  Dienstbezüge  unmittelbar  mit  der  Post  zu- 
gesandt erhalten.  Der  Posteinlieferungsschein  wird  als  gültiger  Rechnungsbelag 
angesehen.  Ausgenommen  sind  diejenigen  Fälle,  in  denen  zu  den  Quittungen 
bestimmungsmässig  eine  besondere  Besdieinigung  beizubringen  ist. 

Rapmtind,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverstindige.    II*  12 
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Soweit  nach  den  bestehenden  Vorschriften  für  gewisse  Yer« 
richtungen  Gebühren  zu  entrichten  sind,   fliessen  dieselben  zur  Staats« 

§  2.  Die  Hinterbh'ebenen  der  im  §  1  bezeichneten  Beamten  erhalten  för 
das  auf  den  Sterbemonat  folgende  Vierte^ahr  noch  die  volle  Besoldung  >)  des 
Verstorbenen  (Onadenquartal)  nach  Maassgabe  der  Cabinetsordre  vom  15.  No- 
vember 1819  b)  (Qes.  S.  1820,  S.  45),  auch  wenn  derselbe  nicht  im  koUegiali- 
sehen  Verhältnisse  gestanden  hat. 


Um  an  der  neuen  Einrichtung  möglichst  viele  Beamte  Thdl  nehmen  zu 
lassen,  wird  bestimmt,  dass  in  den  Fällen,  in  welchen  die  jeweilig  fälligen 
Dienstbezüge  nach  Hinzurechnung  der  AmtskostenentscMdigung  den  Befiag 
von  800  Mark  übersteigen,  die  Amtskostenentschädigung  b^nders  zur  Ab- 
sendune  zu  bringen  ist 

Das  Porto  für  die  fortlaufenden  Bezüge  der  erwähnten  Art  und  für 
einmalige  Zahlungen  an  Diens^ebühren,  wie  Tagegelder,  Reise-  und  Ver- 
setzungskosten, ftllt  in  der  seithengen  Weise  der  Staatskasse  zur  Last,  woeegen 
das  Uebersendungsporto  für  einmalige  Zuwendungen,  wie  Remunerationen 
und  Unterstützungen,  von  dem  Empfänger  zu  tracnen  ist 

Die  Zusendung  erfolgt  nur  auf  schriftli(£en  Antrag  des  Berechtigten, 
welcher  enthalten  muss: 

1)  die  Erklärung,  dass  die  Zusendung  und  Aushändigung  des  Geldes  auf 
Gefahr  des  Empfäneers  geschieht, 

2)  den  Verziait  auf  eine  besondere  Benachrichtigung  von  der  Absendung 
des  Geldes,  soweit  es  sieh  um  fortlaufende  Bezüge  handelt, 

3)  die  Verpflichtung,  dass  der  Beamte  bei  der  2!ahlune  des  letzten  Theil- 
betrages  des  Jahres,  bezw,  bei  dem  Uebertritt  in  eine  anoere  Stelle  oder  bei 
dem  Ausscheiden  aus  dem  Staatsdienste  über  die  fortlaufenden  Bezüge  vor- 
schriftsmässige  Jahresquittungen  an  die  zahlende  Kasse  einreichen  wird. 

Von  der  Absöidung  einmaliger  Bezüge  sind  die  Beamten  dag^en 
seitens  der  zahlenden  Kasse  zu  benachrichtigen. 

Die  zahlende  Kasse  hat  auf  den  Atechnitten  der  Postanweisungen  die 
Art  und  den  Betrag  der  2!ahlung  zu  bezeichnen  und  etwaige  Abzüge  mit  den 
Einzelbeträgen  ersichtlich  zu  machen. 

Damit  die  Empfänger  rechtzeitig  in  den  Besitz  des  Geldes  gehngen, 
sind  die  Postanweisungen  bei  der  Postanstalt  an  dem  dem  Fälligkeitstage  vor- 
hergehenden Werktage  einzuliefern." 

Ueber  die  Zahlung  des  Gehaltes  an  die  suspendirten  Beamten 
siehe  §  51  des  Disziplinaigesetzes  und  Anm,  1  auf  S.  160. 

Betreffs  der  Qdidtszahlung  an  diezu  längerer  als  vierwöchentlicherFrei- 
heitsstrafe  verurteilten  Beamten  bestimmt  der  Staatsministerial-Beschluss  vom 
22. 12.  1899,  dass  die  bisherige  auf  der  Allerhöchsten  Kab.-Ordre  vom  7.  Mai 
1820  (s.  Anm.  4  auf  S.  159)  gerundete  Verwaltungspraxis,  wonach  solchen 
Beamten  für  die  Dauer  der  Strafverbüssung  nur  die  Hälfte  des  Gehaltes  vor- 
zuenthalten ist,  bis  auf  Weiteres  beibehalten  werden  soll. 

>)  Zur  Besoldung  gehört  ausser  dem  Gehalte  auch  der  Wohnungsgeld- 
zuschuss  (Runderlass  vom  28.  März  1881)  und  bei  den  nicht  vollbesoldeten 
Kreisärzten  die  pensionsfähige  Zulage;  dagegen  nicht  Remunerationen  (Reskr. 
vom  18.  5.  1864)  und  die  Dienstaufwandsentschädigung.  Die  letztere  kann 
aber  über  den  Sterbemonat  hinaus  an  die  Hinterbliebenen  im  Einverständniss 
mit  dem  Amtsverweser  gezahlt  werden,  wenn  diese  dem  letzteren  dasjenige, 
was  für  die  Entschädigung  im  Interesse  des  Dienstes  beschafft  werden  muss,  zur 
Verfügung  stellen,  ohne  dass  der  Staatskasse  eine  Mehrausgabe  erwächst  (Reskr. 
vom  19.  Mai  1847). 

b)  Maas^bend  für  Gewährung  des  Gnadenquartals  war  zunächst  die 
Kabinetsordre  vom  27.  April  1816  (Ges.-S.  S.  134),  deren  hier  in  Betracht 
kommende  Bestimmung  (1  u.  2)  aber  durch  das  oben  angeführte  Gesetz 
ersetzt  sind.  Die  Kabinetsordre  vom  15.  November  1819bestimmt,  »dass 
nur  dasjenige,  was  die  Hinterbliebenen  eines  Beamten  an  B&oldung  ausser 
dem  Sterbequartal  erhalten,  für  dieselben  Gnaden-Bewilligung  ist  —  dass  auf 
letztere  kein  Gläubiger  des  Verstorbenen  Anspruch  hat  —  dass  solche  der 
Regel  nach  nur  der  Wittwe,  den  Kindern  und  Enkeln,  ohne  Rücksicht,  ob  sie 
dessen  Erben  sind  oder  nicht,  zusteht;  dass  aber  den  Ministem,  als  Departe- 
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kasse  (S  $,  Abs.  3  d.  G.).  Ueber  die  Art  der  Erhebung  und  Ablieferung 
derselben  vergl.  S  120  der  Anweisung. <) 

Als  Gebühren  im  Sinne  dieser  Bestimmung  sind  die  Gebühren  aus 
der  gerichtsärztlichen  Thätigkeit,  abgesehen  von  den  Obduktions^ 
gebühren,    nicht    anzusehen.^     Die   Obduktionsgebühren   fliessen   zur 

§  3.  Hat  ein  verstorbener  Beamter  (§  2)  eine  Wittwe  oder  eheliche  Nach- 
kommen nicht  hinterlassen,  so  kann  mit  Genehmigung  des  Verwaltungschefe 
das  Onadenquartal  ausser  den  in  der  Kabinetsordre  voita  15.  November  1819 
erwähnten  auch  solchen  Personen,  welche  die  Kosten  der  letzten  Krankheit  und 
der  Beerdigung  bestritten  haben,  für  den  Fall  gewährt  werden,  dass  der  Nach- 
lass  zu  deren  Deckung  nicht  ausreichi  >)  b) 

§  4.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Hnden  auch  auf  die  zur  Dis- 
position stehenden  Beamten  und  Wartegeld-Empfänger  sowie  auf  deren  Hinter- 
bliebenen Anwendung. 

§  5.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  L  April  1881  in  Kraft. 

mentchefs  freigelassen  ist,  im  Falle  der  Erblasser  der  Ernährer  armer  Eltern,  Ge- 
schwister, Geschwisterkinder  oder  Pflegedtem  gewesen  ist,  ausnahmsweise  den« 
selben  das  Gnadengehalt  anzuweisen  und  die  Minister  jedenfalls  befugt  sein 
sollen,  die  Vertheilung  desselben  unter  die  Hinterbliebenen  zu  r^uliren  und 
dessen  Verwendung  zu  bestimmen.  Zugleich  genehmige  Ich,  dass  diese  Be- 
stimmungen wegen  des  Gnadengehaltes  auch  auf  den  Gnadenmonat,  welcher 
den  Hinterbliebenen  des  Pensionärs  ausser  dem  Sterbemonat  bewilligt  ist,  an- 
gewendet werden". 

>)  Den  Anträgen  auf  Gewährung  des  Gnadenquartals  ist  stets  ein  be- 
glaubigter Auszug  aus  dem  Standesregister  beizufügen.  Es  genügen  dazu  Be- 
scheinigungen in  abgekürzter  Form,  zu  denen  die  Formulare  auf  Staatskosten 
dem  Standesbeamten  geliefert  wetden,  und  die  von  diesem  unentgeltlich  auszu- 
stellen sind  (Min.  Erl.  vom  1.  September  1898). 

t»)  Im  Uebrigen  bestimmt  betreffs  Ausführung  des  Gesetzes  der  Rund- 
erlass  vom  28.  März  1881,  dass  die  dreimonatliche  Onadenbesoldung  aus  dem 
für  den  Verstorbenen  ausgesetzt  gewesenen  Besoldungs-  bezw.  Wohnungsgeld- 
Zuschussbetrage  zu  bestreiten  und  die  definitive  Wiederbesetzung  der  Steile  des 
Verstorbenen  nicht  vor  Ablauf  der  dreimonatlichen  Gnadenzeit  zu  bewu'ken, 
auch  thunlichst  dafür  zu  soigen  ist,  dass  die  Uebertragung  der  Stelle  bis  dahin 
ohne  besonderen  Kostenaufwand  für  die  Staatskasse  erfolgt.  Kann  die  Stelle 
des  Verstorbenen  während  dicKr  Gnadenzeit  nicht  durch  andere  Beamte  un- 
entgeltlich verwaltet  werden,  so  sind  die  durch  die  kommissarische  Venneütung 
derselben  in  jener  Zeit  entstehenden  Kosten  bei  den  etatsmässigen  Fonds  zu 
Stellvertretungskosten  in  Ausgabe  zu  verrechnen« 

')  Für  die  Höhe  der  Oebflhren  ist  vorläufig  noch  das  Gesetz  vom 
^.  März  1872  maassgebend;  da  dasselbe  voraussichtlich  m  allernächster  Zeit  durch 
ein  neues  Gesetz  ersetzt  werden  wird  —  dem  Landtage  hat  bereits  ein  Entwurf  dazu 
vorgel^en  — ,  so  ist  von  einem  Abdruck  an  dieser  Stelle  Abstand  genommen. 

y  Welche  Gebühren  bei  den  vollbesoldeten  an  die  Staatskasse 
abzuführen  bezw.  bei  den  nicht  vollbesoldeten  als  pensionsfähig 
anzusehen  und  von  beiden  Beamten  in  das  Gebührenverzeichniss  auf- 
zunehmen sind,  darüber  sind  weder  im  Gesetz,  noch  in  der  Dienstanweisung 
bestimmte  Vorschriften  gegeben.  Nur  in  der  Denkschrift  zur  Ausführung  des 
Kreisarz^esetzes  hdsst  es: 

»Der  Begriff  der  Gebühren,  wie  er  im  §  3,  Abs.  3  des  Kreisarztgesetzes 
nur  im  Allgemeinen  niedergel^  wurde,  ist  an  sidi  einer  engeren  oder  weiteren 
Auslegung  fähig.  Es  wurde  Einverständniss  hinsichtlich  des  Begriffes  »Gebühren« 
dahin  erzielt,  dass  nur  diejenigen  Beträge  als  amtsärztliche  im  Sinne  des  Ge- 
setzes zu  betrachten  seien,  welche  mit  dem  kreisärztlichen  Amte  als  solchem 
verbunden  sind,  oder  mit  anderen  Worten,  Vergütungen  nur  für  soldie  Amts- 
verrichtungen, welche  zur  ausschliesslichen  und  alleinigen  Zuständig- 
keit des  Kreisarztes  gehören  und  zu  deren  Vornahme  er  Kraft  seines 
Amtes  berechtigt  und  verpflichtet  ist. 

Der  dergestalt  festgelegte  Begriff  der  Gebühren  hat  folgerichtig  gleicher- 
massen  Anwendung  zu  finden  für  den  §  3  sowohl,  wie  für  §  15  des  Gesetzes. 

12* 
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Staatskasse.     Im  Uebrigen  verbleiben  die  gerichtsärztlichen  Gebühren 
dem  SLreisarzte. 

Soweit  der  vollbesoldete  Kreisarzt  hiernach  die  Odnihren  zur  Staatskasse  abzuführen 
bat  waren  diese  bei  der  Festsetzung  des  pensionsfahigen  Diensteinkommens  des 
nicht  vollbesoldeten  Kreisarztes,  sowie  auch  bei  der  Berechnung  der  &itscha- 
digung  ffir  die  zur  Verfügung  gestellten  Medizinalbeamten  zu  Grunde  zu  legen. 
Für  die  Berechnung  des  pensionsfahigen  Diensteinkommens  der  nicht 
vollbesoldeten  Kreisär^e  gilt  demgemäss: 

1.  dass  als  pensionsfähic;  diejenigen  Gebühren  anzusehen  sind,  welche  durdi 
den  vollbesoldeten  Kreisarzt  zur  Staatskasse  abzuführen  bezw.  nidit  mehr 
aus  der  Staatskasse  zu  erheben  sind, 

2.  dass  diese  Gebühren  zur  Anrechnung  gebracht  werden  nach  ihrem 
durchschnittlichen  Betrage  während  der  £ei  letzten  Etatsjahre  vor  dem 
Etatsjahr,  in  welchem  die  Pension  festgesetzt  wird,  und 

3.  dass  das  hiernach  zu  berechnende  Diensteinkommen  nicht  das  pensions- 
fähige Diensteinkommen  eines  vollbesoldeten  Kreisarztes  von  gleichem 
Dienstalter  übersteigen  darf. 

Nach  dieser  engeren  B^ffsbestimmung  der  amtsärztlichen  Gebühren 
gehören  nicht  zu  diesen  die  gerichtsärztlichen  Gebühren.  Ausgenommen  sind 
dabei  die  Gebühren  für  Leichenöffnungen  (Obduktion  und  Obduktionsbericht), 
da  bd  diesen  Verrichtungen  der  Kreisarzt  als  Gerichtsaizt  gemäss  §  87  der 
Str.-Pr.-Ordn.  zugezogen  werden  m  u  s  s ,  während  bd  der  sonstigen  raichts- 
ärztlichen  Sachverständigenthätigkeit  die  Auswahl  der  Personen  in  das  Belieben 
der  Gerichte  gestdlt  ist 

Auch  die  Gebühren  für  die  ärztliche  Sachverständigenthätigkdt  vor 
anderen  Behörden,  wie  insbesondere  vor  Kreis-  und  Bezirkuusschfissen,  den 
Schiedsgerichten  für  Arbdterversicherung,  den  Gewerbegerichten,  sind  von  der 
Anrechnung  auf  das  pensionsfähige  Dienstdnkommen  der  nicht  vollbesoldeten 
Krdsärzte  ausgeschlossen." 

Diese  Ausführungen  geben  eine  bestimmte  Direktive,  die  aber  nicht 
alle  in  Beti:acht  kommenden  Fälle  berücksichtigt  Es  können  z.  B.  an  sich 
nicht  zur  ausschliesslichen  und  alldnigen  Zuständigkeit  des  Kreisarztes  gehörende 
Amtsverricbtungen  dadurch  zu  solchen  werden,  dass  vorgesetzte  Behörden  aus- 
drücklich die  Vorlegung  eines  kreisärztlichen  Zeugnisses  bei  Beurlaubungen, 
Dienstanstellungen  u.  s.  w.  verlangen;  denn  durch  eine  solche  Forderung 
der  betreffenden  Behörde  wird  der  Kreisarzt  für  den  speziellen  Fall  »aus- 
schliesslich zuständig*.  Dasselbe  gilt  für  Thätigkeiten,  die  er  auf  Grund  eines 
Vertrages  mit  Behörden  ausübt,  wenn  dieser  Vertrag  die  Folge  dner  von  den 
Aufsichtsbehörden  getroffenen  Anordnung  und  in  dieser  die  Mitwirkung  des 
Krdsarztes  verlangt  ist,  wie  z.  B.  Revisionen  von  Rettungshäusem  u.  s.  w. 
im  Auftrage  des  Landeshauptmanns;  denn  diese  erfolgen  auf  Grund  eines  vom 
Minister  genehmigten  Reglements,  in  dem  ausdrücklich  die  Revision  durch  den 
zuständigen  Kreisarzt  vorgeschrieben  ist.  ledenfalls  muss,  besonders  aber  bei  etwa- 
igen zweifelhaften  Fällen,  in  dem  Gebührenverzeidiniss  (s.  später §§  119  u.  120) 
in  der  Spalte  »Bemerkungen«  ein  entsprechender  Vermerk  gemacht  werden,  um 
der  Aufsichtsbehörde  dne  Kontrole,  ob  die  betreffende  Thätigkeit  als  eine 
amtsärztliche  im  Sinne  des  §  24  No.  1  Abs.  2  und  3  anzusehen  ist,  zu  er- 
möglichen. Dabd  sei  bemerkt,  dass  für  die  Entscheidung  dieser  Frage  die 
Stempelpflichtigkeit  eines  Zeugnisses  nicht  ins  Gewicht  fällt;  denn  die  für  die 
letztere  in  Betracht  kommenden  Grundsätze  (s.  später  §  42  der  Dienstanweisung) 
decken  sich  nur  zum  Theil  mit  den  im  vorliegenden  Falle  zu  berücksichtigenden. 
Im  Allgemeinen  dürfte  die  nachstehende  Zusammenstellung  zu- 
treffend sdn: 

A.  Amtslrztliche»  von  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  an  die 
Staatskassen  abzuführende,  von  den  nicht  vollbesoldeten  Kreis- 
ärzten als  pensionsfähie  in  das  Gebührenverzeichniss  aufzu- 
nehmende Oebflhren  sind  diejenigen  für  folgende  Amtsverrichtungen: 

1.  Gesundheitszeugnisse  behufs  Eintritts  in  den  Reichs-  und  Staats- 
dienst (z.B.  Post-,  Telegraphen-,  Forst-,  Steuerfach,  Eisenbahn-,  Schutz- 
mannschafts-, Grenz-  und  Steueraufsidits-  [Erlass  d.  Finanzm.  vom  4. 10. 
1871]  u.  s.  w.  Dienst  Stellt  der  Krdsarzt  derartige  Zeugnisse  als  Post- 
vertrauensarzt oder  Eisenbahnarzt  aus  so  gehören  sie  nicht  hierher,  sondern 
fallen  unter  B. 
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2.  Untersuchung  und  B^utachtung  des  Gesundheitszustandes  Kaiserlicher 
und  Königl.  Staatsbeamten,  soweit  die  Beibringung  eines  amts- 
ärztlichen Zeugnisses  im  Interesse  des  Dienstes  bei  Pensionirung,  Beur- 
laubung u.  s.  w.  allgemein  (z.  B.  bei  Steuerbeamten  durch.  Min.-Erl.  vom  28. 
Jan.  1895)  vomschrieben  oder  von  der  zuständijp^en  Behörde  von  Fall  zu  Fall 
gefordert  wird  und  überhaupt  Gebühren  damr  gewährt  werden.    Dies 

Sit  auch  für  den  Oerichtsarzt,  falls  er  derartige  Zeugnisse  »über  den 
esundheltszustand  der  in  seinem  Bezirke  wohnhaften  Gerichtsbeamten 
ausstellt,  die  dann  auch  als  amtliche  Zeugnisse  gelten«  (Min.-Erlass  vom 
I./IO.  1901). 

3.  Zeugnisse  für  Gemeinde-.  Provinzial-  u.  s.  w.  Beamte  in  den 
Fällen  zu  1  und  2,  falls  ausdrücklich  ein  amtsärztliches  Zeugniss  von  der 
zuständigen  Behörde  gefordert  wird. 

4.  Gesundheitszeugnisse  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  und  zwar  behufs 
Aufnahme  in  ein  Lehrer-  und  Lehrerinnen  -  Seminar  (Min.-Erl.  vom 
15.  10.  1872),  oder  eine  staatliche  Präparandenanstalt  (Min.-Erl.  vom 
28.  11.  1878),  Tumlehrerbildungsanstalt  (der  Min.-Erl.  vom  3.  3.  1899 
fordert  zwar  nur  bei  Lehrerinnen  ein  amtsärztliches  Attest,  während  ein 
solches  bei  Lehrern  nach  dem  Min.-Erl.  vom  15.  5.  1894  nicht  ausdrück- 
lich vorgeschrieben  ist,  aber  auch  hier  wird  das  von  einem  Kreisarzt  zu 
diesem  Zwecke  ausgestellte  Zeugniss  als  ein  amtsärztliches  im  Sinne  des 
§  24  anzusehen  sein),  behufs  Zulassung  zm*  Prüfung  als  Volks-  oder  Mittel- 
schullehrer oder  Rektor  (Min.-Erlass  vom  15.  10.  1872),  als  Lehrerin  oder 
Schulvorsteherin  (Min.-Eri.  vom  24.  4.  1874  und  5.  8.  1887),  als  Lehrer 
oder  Vorsteher  von  Taubstummenanstalten  (Prüf.-Ord.  vom  27.  6.  1878), 
als  Handarbeitslehrerin  (Min.-Eri.  vom  22.  10.  1885)  und  Haushalts- 
lehrerin (Prüf.-Ord.),  Turnlehrer  und  Tumlehrerin  (der  Min.-Erl. 
vom  15. 9. 1894  verlangt  zwar  nicht  ausdrücklidi  ein  amtsärztliches  Zeugniss, 
gleichwohl  wird  ein  vom  Kreisarzt  in  solchen  Fällen  angestelltes  als  ein 
solches  im  Sinne  des  §  24  zu  erachten  sein),  behufs  Gewährung  von 
Unterstützungen  für  Brunnen-  und  Badekuren  (Min.-Erl.  vom  23.  5. 1867), 
behufs  Pensionirung  (Min.-Erl.  vom  26.  9.  1887). 

5.  Gesundheitszeugnisse  behufs  Zulassung  der  Katasterbeamten  zur 
Prüfung  als  Landmesser  und  Kataster-Kontroleur  (Erl.  des  f^nanzmin. 
vom  17.  12.  1892).  Dag^en  wird  für  die  Prüfung  als  Katasterzeichner 
(Oehülfen)  kein  amtsärztliches  Zeugniss  gefordert  (Prüf.-Vorschriften  vom 
20.3.1888). 

6.  Zeugnisse  über  die  körperliche  Brauchbarkeit  der  im  Gendarmerie- 
corps anzustellenden  Unteroffiziere  u.  s.  w.,  sowie  behufs  Feststellung 
der  Diensunfähigkeit  von  Gendarmen  zum  Zwecke  ihrer  Pensionirung 
(Min.-Erl.  vom  27.  4.  1883  und  7.  12.  1893);  auch  Badezeugnisse  für 
Mannschaften  der  Landgendarmerie  gehören  nach  §  71  No.  15,  d.  D.  A. 
vom  1.2. 1894  hierher. 

7.  Zeugnisse  über  epileptische  Militärpflichtige  (§65,  6  der  Wehr- 
ordnung vom  22.  11.  1888),  sowie  über  die  Militärtauglichkeit  zwecks 
Naturalisation;  im  Uebrigen  sollen  amtliche  Zeugnisse  über  die 
Tauglichkeit  von  Militärpflichtigen  seitens  der  Medizinalbeamten  nicht 
ausgestellt  werden  (Min.-Erl.  vom  4.  11.  1878  und  26.  3.  1899). 

8.  Reklamationszeugnisse  behufs  Feststellung  der  Erwerbs-  und  Ar- 
beitsunfähigkeit von  Angehörigen  noch  nicht  oder  bereits  eingestellter 
Militärpflichtigen  (§  33  No.  5  und  §  83  No.  1  der  Wehrordnung  vom 
22.  11.  1888),  deren  Ausstellung  nach  dem  Minister.-Erl.  vom26.Novbr. 
1901  »durch  Privatärzte  nicht  zulässig  ist"*. 

9.  Befähigungszeugnisse  für  Apothekerlehrlinge  und  Hebam- 
menschülerinnen, sowie  behufs  Zulassung  zur  Ausbildung  in  der 
Wochenbettpflege. 

10.  Prüfung  einschliesslich  Befähigungszeugnis*sfür  den  Gifthandel, 
als  Leichenschauer  oder  Desinfektor  (bisher  auch  Pdifung  und  Nach- 
prüfung von  Trichinenschauem),  Prüfung  von  Apotheken  Schwestern, 
Heilgehülfen  und  Masseuren. 

11.  Zeugnisse  behufs  Aufnahme  in  Privatanstalten  für  Geisteskranke, 
Epileptische  und  Idioten  (Min.-Anweis.  vom  21.  3. 1901);  handelt  es 
sich  um  deren  Aufnahme  in  öffentliche  Anstalten,  so  nur  für  den  Fall, 
wo  durch  Reglements  ausdrücklich  ein  amtsärztliches  Attest  vorgeschrieben  ist. 
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12.  Zeugnisse  für  taubstumme  Kinder  behufs  Aufnahme  in  eine  Taub- 
stummenanstalt (s.  Min.-ErL  vom  18.  Dezemb.  1902). 

13.  Bocheinigune  zum  Leichen transport  (Anweisung  vom  1.  bezw.  6.  April 
1888  No.  2d)  und  Begutachtung  von  Grundstücken  zu  privaten 
Erbbegräbnissen  oder  kommunalen  Begräbnissplätzen. 

14.  Alle  sonstigen  medizinal-  und  sanitätspolizeilichen  Ge- 
schäfte, sobald  diese  in  ortspolizeilichem  oder  privatem  In- 
teresse geschehen  und  gebührenpflichtig  sind,  z.  B.  Revisionen  von  Drogen- 
handlungen, Mineralwasserfabriken,  Haltekinderstellen  u.  s.  w. 

BetrdFs  der  Gebühren  bei  auswärtigen  derartigen  Geschäften 
bestimmt  der  Min.-Erl.  vom  14.  März  1902  wie  folrt: 

»Nach  dem  Runderlasse  vom  30.  Juli  v.  J.  (nachstehend  s.  unter  No. 
15a)  haben  die  vollbesoldeten  Kreisärzte,  falls  sie  in  einer  Entfernung  von 
nicht  weniger  als  zwei  Kilometern  von  ihrem  Wohnorte  eine  gerichtliche  Leichen- 
öffnung vornehmen,  von  den  hierbei  zur  Eriiebung  gelangenden  Gebühren  nur 
den  ü£er  die  Höhe  des  ihnen  zustehenden  Tagegeldes  —  9  M.  —  hinaus- 
sehenden Betrag  an  die  Staatskasse  abzuführen.  In  gleicher  Weise  ist  zu  ver- 
ehren, wenn  von  einem  vollbesoldeten  Kreisarzte  auf  einer  Dienstreise  ge- 
bührenpflichtige Verrichtungen  medizinal-  oder  sanitätspolizeilicher  Art  vorge- 
nommen werden. 

Die  nicht  voll  besoldeten  Kreisärzte  sind,  wie  ich  im  Einverständniss 
mit  dem  Herrn  Finanzminister  bestimme,  bis  zu  einer  anderweitigen  gesetz- 
lichen R^elung  des  Gebührenwesens  der  Medizinalbeamten  ber»:htigt,  bd 
Wahrnehmung  von  Dienstgeschäften  ausserhalb  ihres  Wohnortes  von  den  er- 
hobenen Tagegeldern  so  viel  in  das  nach  §  119  der  Dienstanweisung  zu 
führende  Gebührenverzdchniss  aufzundimen,  als  der  Gebühr  entspricht,  welche 
sie  wahlweise  nach  §  5  des  Gesetzes  vom  9.  März  1872  bezw.  der  Verordnung 
vom  17.  September  1876  hätten  beanspruchen  können**  (Eine  gleiche  Be- 
stimmung war  bereits  durch  Min.-Bescheid  vom  29.  Aug.  1901  getroffen. 

Es  kommen  hierbei  also  12  und  15  M.  Tagegelder  in  Frage.  Handelt  es 
sich  jedoch  um  auswärtige  Dienstgeschäfte  im  aligemeinen  staatlichen 
Interesse  (behufs  Feststellung  ansteckender  Krankheiten,  Revisionen  von  Zen- 
tralwasserversorgungsanstalten,  Krantenhäusem  u.  s.  w.),  so  findet  diese  Bestim- 
mung des  Min.-Erl.  vom  14.  3.  1902  selbstverständlich  keine  Anwendung. 

15.  Revision  der  Rettungs-  u.  s.  w.  Anstalten  im  Auftrage  des  Landeshaupt- 
manns sowie  Beriditerstattung  darüber,  falls  diese  Thätigkeit  auf 
Grund  eines  vom  Minister  genehmigten  Reglements  eriolgt,  und  darin 
die  Mitwirkung  des  Kreisarztes  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist.  (Es  dürfte 
dies  überall  der  Fall  sein). 

16.  Die  Obduktionsgebühren  und  die  Gebühren  für  Obduktions- 
berichte, auch  des  als  zweiten  Obduzenten  fungirenden  Kreisarztes. 
Maassgebend  hierfür  sind  ausser  §  24  No.  1  Abs.  4  der  Dienstanweisung 
die  nachstehenden  Ministerialerlasse: 

a.  Erl.  vom  30.  Juli  1901:  »Für  die  Wahrnehmung  von  gerichtsärzt- 
lichen Obduktionen  in  einer  Entfernung  von  nicht  weniger  als 
2  Kilometer  von  dem  Wohnorte  stehen  den  vollbesoldeten  Kreisärzten 
nach  Maassgabe  meiner  Verfügung  vom  10.  Mai  d.  J.  (s.  S.  185.)  neben  den 
Reisekosten  Tag^:elder  in  Höhe  von  9  M.  zu.  Von  den  in  derartigen  Fällen 
etwa  zur  Erhebung  gelangenden  Obduktions- Gebühren  sind  daher  nur  die 
über  die  Summe  von  9  Mark  hinausgehenden  Beträge  an  die  Staats- 
kasse abzuführen.« 

b.  Erl.  vom  26.  November  1901:  »Auf  den  gefälligen  Bericht  vom 
2.  November  d.  J.  —  I  A  16  422  —  erwidere  ich  Ew.  Hochwohlgeboren 
ergebenst,  dass  ebenso  wie  die  Gebühren  für  Obduktionen  (§  3  Ziff.  4 
des  Gesetzes  vom  9.  März  1872)  auch  diejenigen  für  Obduktionsberichte 
(§  3  Ziffer  5  daselbst)  als  amtsärztliche  Gebühren  anzusehen  sind.  Die- 
selben sind  deshalb  von  den  voUbföoldeten  Kreisärzten  an  die  Staatskasse 
abzuführen  und  bei  den  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzten  auf  das  pen- 
sionsfähige Diensteinkommen  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Die  aufkommenden  Beträge  an  solchen  Gebühren  sind  in  die  nach 
§§119  und  120  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  voigeschriebenen 
Gebührenverzeichnisse  aufzunehmen". 

Dagegen  sind  hierher  nicht  zu  rechnen  die  Gebühren  für  solche  ge- 
richtlichen  Termine,   die  mit  den  betreffenden   Obduktionen  und    Ob- 
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duktionsberichtcn  im  Zusammenhans  stehen,  sowie  Gutachten  in  Entmün- 
digungssachen; denn  nach  der  AI^.  Verf.  des  just-Min.  vom  1.  October  1902 
(s.  Anmerk.  zu  §  43  der  Dienstanweisung}  sollen  die  Kreisärzte  nicht  auss  ch  1  less- 
lich,  sondern  nur  in  der  Regel  als  Sacnverständige  zu^[ezogen  werden.   Dasselbe 
gilt  nach  dem  Min.-Erl.  vom  19. März  19Q2  betreBs  Leichenschaugebflhren: 
,,Ew.    Hochwohlgdwren    erwidere  ich    auf  den  gefälligen   Bericht 
vom  18.  Februar  d.  J.  —  1.  A  1084/02  —  ergebenst,  dass  die  Voraus- 
setzungen, welche  dazu  gefQhrt  haben,  die  Obduktionsgebühren  —  §  3 
No.  4  und  5  des  Gesetzes  vom  9.  März  1872  —  als  amtsärztliche  Gebühren 
im  Sinne  des  §  3  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899  anzu- 
sdien,  für  die  Leichenscfaaugebühren  —  §3  No.  2  und  3  des  Gesetzes 
vom  9.  März  1872  —  nicht  zutreffen,    während  bei  den  Obduktionen 
die  Zuziehung  eines  beamteten  Arztes,  des  Gerichtsarztes,  nadi  §  87  der 
Straf- Prozess-Ordnung  vorgeschrieben   ist,   kann  zu   der  richterlichen 
Leichenschau  auch  jeoer  nic£t  beamtete  Arzt  herangezogen  werden.    Die 
Leichenscfaaugebühren  sind  deshalb  in  die  nach  |§  119  und  120  der 
Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  zu  führenden  Oebührenverzdchnisse 
nicht  aufzunehmen". 

B.  Von  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  an  die  Staatskasse  nicht  ab» 
xaflUireBde  und  für  die  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  nicht  penslona- 
llhlg«  Qeblltaren  sind  diejenigen  für  folgende  Verrichtungen: 

1.  Gesundheitszeugnisse  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  auch  privat-» 
ärztliche  ausreichen.    Dahin  gehören  z.  B.: 

a.  Zeugnisse  behufe  Eintritts  in  den  Kommunal-  oder  Privatdienst 
mit  Ausnahme  der  unter  A  Nr.  3  erwähnten  Fälle. 

b.  Die  Untersuchung  und  B^futachtung  von  Ortsarmen  auf  Erfordern 
des  Krds-  oder  Sczirksauffichusses  &  §  115  c  der  Dienstanweisung). 

c  Die  Untersuchung  und  Begutachtung  von  hülfsbedürftigen  Unter-» 
Offizieren  und  Mannschaften,  die  an  den  Feldzügen  Theil 
genommen  haben,  behufe  Erlangung  von  Beihülfen  aus  den  Mitteln 
des  Reichsinvalidenfonds  (s.  J  115  d  der  Dienstanweisung). 

d.  Zeugnisse  für  der  Reserve  oder  Landwehr  angehörende  Personen, 
falls  diese  wegen  Krankheit  einer  Einberufung  zu  Uebunsjen  oder 
Kontroiversammlungen  nicht  Folge  leisten  können.  Zeugnisse  für 
aktive,  auf  Urlaub  befindliche  und  erkrankte  Soldaten,  sowie  für  zur 
Musterung  oder  Aushebung  einberufene  Militärpflicntige,  falte  sie 
durch  Krankheit  am  Erscheinen  behindert  sind. 

e.  Zeugnisse  behufe  Aufnahme  in  das  Militär-Knaben-Erziehungs- 
Institut  zu  Annabeig,  sowie  in  die  Militär-Waisenhäuser  in 
Potsdam  und  Pretzsch  (§  85,  3  der  D.-A.  vom  1.2  1894). 

f.  Zeugnisse  über  die  Körpoteschaffenheit  und  Gesundheit  gewerblicher 
Arbeiter  vor  deren  Beschäftigung  in  gewissen  Betrieben  (s.  §  115g  der 
Dienstanweisung;);  denn  die  Ausstellung  derartiger  Zeugnisse  gehört 
nicht  ohne  Weiteres  zu  den  Amisgeschäften  des  Kreisarztes,  da  jeder 
andere  Privatarzt  dazu  ermächtigt  werden  kann,  und  der  Kreisarzt 
ebenfalte  einer  solchen  besonderen  Ermächtigung  bedarf  (Min.-Erl. 
vom  22.  November  1893). 

g.  Zeugnisse  über  angeblich  durch  Lehrer  gemisshandelte  oder  übermässig 
gezüchtigte  Schulkinder  teehören  zum  Thdl  auch  unter  Nr.  3). 

h.  Gesundheits-Zeugnisse  behufs  Eintritts  in  weltliche  oder  kirch- 
liche Genossenschaften. 

2.  Zeugnisse  behufs  Aufnahme  in  eine  öffentliche  Anstalt  für  Geistes- 
kranke, Idioten  und  Epileptische  sowie  in  eine  öffentliche 
Blindenanstalt,  soweit  nicht  durch  vom  Minister  ^ehmigte 
Reglements  ausdrücklich  kreisärztliche  Atteste  vorgeschrieben  smd. 

3.  Alle  gerichtsärztlichen  Geschäfte,  mit  Ausnahme  der  in  A.  No.  16 
erwähnten  Obduktionen  und  Obduktions-Berichte.  Es  sind  also  hierher 
die  Gebühren  für  alle  gerichtlichen  Termine,  auch  für  Leichenschau,  für 
Atteste  über  Transport-,  Haft-  und  Vemehmungsfähigkeit,  Strafvollzug, 
Schwangerschaft,  Unfähigkeit  im  Gerichtstermin  zu  erscheinen,  sowie 
behufs  Befreiung  von  dem  Amte  eines  Geschworenen,  Schöffen  oder 
Vormundes,  für  Gutachten  über  Zurechnungs-  oder  Geschäftsfähigkeit 
(im  Straf-  oder  Entmündigungsverfahren)  u.  s.  w.  zu  rechnen. 
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S  24,  Nr.  2.  Eine  nicht  pensionsfähige  Entschädigung  für  Amts- 
unkosten, aus  welcher  die  Kosten  für  Bureaubedürfnisse,  Apparate 
u.  s.  w.  zu  decken  sind*  *) 

4.  Jede  Sachverständigen -Thätigkeit  im  Auftrage  des  Reichs- 
versicherungsamtes,  der  Schiedsgerichte,  der  Berufsgenossen- 
schaften, der  Landesversicherungsanstalten  u.  s:  w.,  wie  sich 
aus  dem  nachstehenden  Min.-Erl.  vom  16.  September  1901  ergiebt: 

»Auf  den  Bericht  vom  4.  August  d.  J.  —  I.  A.  11  114  —  erwidere 
ich   Ew.  Hochwohlgeboren  ergebenst,   dass  die   Gebühren  für  Gut- 
achten  bezw.  Obergutachten,  welche  von  den  nicht   vollbesoideten 
Kreisärzten  auf  Veranlassung  des  Reichsversicherungsamtes  oder  der 
Schiedsgerichte  für  Arbeiterversicherung  erstattet  werden,  nicht  in  das 
gemäss  §  119  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  einzureichende 
Gebührenverzeichniss  aufzunehmen  sind.    In  dieses  Verzeichniss  sind 
nur  diejenigen  Gebühren  einzutragen,  welche  bei  der  Berechnung  des 
pensionsfähigen  Diensteinkommens  der  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte 
m  Anrechnung  gebracht  werden,  und  zu  diesen  gehören  die  bezeich- 
neten Vergütungen  nicht.    Auch  aus  dem  Umstände,  dass  die  Ab- 
gabe sachverständiger  Gutachten  vor  den  Schiedsgerichten   in  dem 
1  115   der  Dienstanweisung  als   «vertrauensärztliche  Thätigkeit"   des 
Kreisarztes  bezeichnet  ist,   kann  eine  abweichende  Auffassung  nicht 
gefolgert  werden*. 
^)  &treffs  der  Amtsunkostenentschädigung  sagt  die  Denkschrift: 
»Für  die   Deckung   der   Amtsunkosten   ist   dem    vollbesoldeten    Kreis- 
arzt eine  Entschädigung  von  750  Mark,  höchstens   1000  Mark,  je  nach  dem 
Umfange  der  Dienstgeschäfte  und  des  Dienstaufwandes,  gewährt.    Sie  soll  dem 
Kreisarzt  ermöglichen,  Ausgaben,  welche  die  Erledigung  der  Bureaugeschäfte 
bedingt,    wie    u.   A.    Lokalmiethe,    Heizung,    Beleuchtung,    Beschaffung  der 
Schr^materialien  zu  bestreiten,  Instrumente,  Apparate  und  Materialien,  welche 
er  zm*  Ausführung  einfacher  h>rgienischer  Untersuchungen  benutzt,  zu  b^chaffen 
und  im  Stande  zu  halten,  seine  Bibliothek  entsprednend  der  fortschreitenden 
Entwickelung  der  ärztlichen  und  hygienischen  Wissenschaft  zu  eiigänzen. 

Den  vollbesoldeten  Kreisärzten  ist  einstweilen  ohne  Unterschied  der 
Durchschnittsbetrag  gewährt  worden." 

Es  (reht  daraus  hervor,  dass  aus  der  Amtsunkostenentschädigung  zu 
decken  sind: 

1.  Miethe  für  das  aus  mindestens  2  Zimmern  bestehende  Bureau,  je  ein 
Arbeitszimmer  für  den  Kreisarzt  und  für  den  Schreiber,  von  denen  das- 
jenige für  den  Schreiber  ^gleichzeitig  als  Wartezimmer  und  zur  Unter- 
bringung der  Registratur  dienen  kann. 

2.  Unkosten  für  Heizung,  Beleuchtune  und  Reinhaltung  der  beiden  Ge- 
schäftszimmer, sowie  für  Instandhaltung  des  Mobiliars,  aber  nicht  für 
dessen  Beschaffung;  dasselbe  hat  sich  der  Kreisarzt  vielmehr  selbst  zu 
beschaffen  und  verbleibt  somit  auch  sein  Eigenthum.  Bei  etwaigem 
Amtswechsel  wird  ihn  sein  Nachfolger  dafür  zu  entschädigen  haben, 
falls  er  es  übernehmen  will. 

3.  Honorar  für  Schreibhülfe. 

4.  Unkosten  für  Beschaffung  der  Schreibmaterialien,  Formulare,  Joumalbücher 
u.  s.  w.,  für  Einbinden  des  Amts-  und  Gesetzblattes,  Aktenheften  und 
sonstige  Instandhaltung  der  Registratur. 

5.  Unkosten  für  die  zu  einfachen  physikalischen,  chemischen,   mikroskopi- 
schen und  bakteriologischen  Untersuchungen  erforderlichen  Chemikalien, 
Farbe-Flüssigkeiten  und  Nährböden;  für  die  Instandhaltung  der  dazu  er- 
forderlichen Apparate  u.  s.  w.  (s.  §  37  der  Dienstanweisung). 
»Auslagen  für  chemische  und  bakteriologische  Wasseruntersuchungen,  die 

die  Kreisärzte  im  Auftrage  des  Reg.-Präsidenten  auf  Ersuchen  des  Landraths 
vorgenommen  haben,  sind  von  ihnen  aus  ihrer  Amtsunkosten-Entschädigung  zu 
bestreiten-  (Bescheid  des  Med.  Min.  vom  28.  12.  1901  —  M.-N.:  1376^. 

Betreffs  der  Anschaffung  der  Apparate  gilt  dasselbe  wie  betreffs  des 
Mobiliars  (s.  vorher  unter  2).  Nur  für  einzelne  Kreisärzte  (durchschnittlich  für 
je  2—3  in  jedem  Regierungsbezirk;  im  Ganzen  72)  sind  von  Seiten  des  Staates 
Mikroskope  nebst  den  dazu  erforderlichen  Qeräthen  beschafft  (s.  vorher  S.  122 
und  123). 


—  185  — 

S  24,  N.  3.  Bei  Dienstreisen  Tagegelder  und  Reisekosten  nach 
Maassgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Betreffs  der  Reisekosten  unör  Tasegelder  der  Medizinalbeamten  ist 
der  nachstehende  Min.-Erl.  vom  10.  Mai  1901  ergangen: 

„Nach  Artikel  V,  Absatz  2  des  Gesetzes,  betreffend  die  Tagegelder  und 
Reisekosten  der  Staatsbeamten,  vom  21.  Juni  1697  (O.  S.,  S.  198  -  s.  S.  193)  finden 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  u.  a.  auf  die  Kreismedizinalbeamten  so  lange 
keine  Anwendung,  als  die  Besoldungsverhältnisse  derselben  nicht  anderweit 
ger^ielt  sein  werden.  Nachdem  im  Anschluss  an  die  Ausführung  des  Gesetzes, 
betrdfend  die  Dienststellung  des  Kreisarztes  etc.,  vom  16.  September  1899 
(G.  S.,  S.  172)  die  Besoldungen  dieser  Beamten  vom  1.  April  d.  J.  ab  neu 
gcr^lt  worden  sind,  hat  zu  diesem  2^tpunkt  der  gedachte  Vorbehalt  betreffs 
der  Medizinalbeamten  seine  Erledigung  gefunden.  Die  Kreismedizinalbeamten 
haben  sonach  vom  1.  April  d.  J.  ab  bei  Dienstreisen  in  medizinal-  und  sanitäts- 
polizeilichen  Angelegenheiten  Tagegelder  und  Reisekosten  entsprechend  den 
Tür  die  Staatsbeamten  geltenden  allgemeinen  Bestimmungen,  und  zwar  —  wie 
ich  im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Finanzminister  l^merke  —  sowohl  die 
Kreisarzte,  als  die  Kreisassistenzärzte  nach  den  für  die  Beamten  der  fünften 
Rangklasse  geltenden  Sätzen  zu  erhalten. 

Hinsichtlich  der  Dienstreisen  in  gerichtsärztlichen  Angelegenheiten  greift 
die  Bestimmung  in  Artikel  V,  Absatz  1  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897^)  in 
Verbindung  mit  Art  1,  S.  2  I  der  Verordnung,  betreffend  die  Tag^elder  und 
die  Reisekosten  der  Medizinalbeamten,  vom  17.  September  1876  (G.  S.,  S.  411) 
Platz.  Demgemäss  stehen  den  Kreisr,  Gerichts-  und  Kreisassistenzärzten  bei 
Dienstreisen  in  gerichtlichen  Angel^enheiten  Tagegelder  und  Reisekosten  nach 
den  folgenden  Sätzen  zu: 

1.  an  Tag»:eldem  9  M. 

2.  an  Reisekosten 

a.  Bei  Reisen,  welche  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  gemacht 
werden  können,  für  den  Kilometer  9  Pf.  und  für  jeden  Zu-  und 
Abgang  3  M. 

b)  Bei  Reisen,  welche  nicht  auf  Eisenbahnen,  Kleinbahnen  oder  Dampf- 
schiffen zurückgelegt  werden  können,  für  den  Kilometer  50  Pf. 

Wegen  der  Art  der  Erhebung  der  Tagegelder  und  Reisekosten  seitens 
der  Medizinalbeamten  verweise  ich  die  auf  §§  118,  120  der  Dienstan- 
Weisung.« 

Abgesehen  von  dieser  Abweichung  bei  den  Tagegeldern  und  Reise- 
kosten in  gerichtsärztlichen  Geschäften  ist  somit  für  die  Reisekosten  und  Tage- 
gelder der  Medizinalbeamten  das  nachstehende  Gesetz  Ober  die  Tagegelder 
und  die  Reisekosten  der  Staatsbeamten  vom  24.  Mirz  I873  (Ges. 
S.,  S.  22)  mit  den  Abänderungs-Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Juni 
1875  (Ges.  S.,  S.  370),  der  Königlichen  Verordnung  vom  15.  April  1876 
(Ges.  S.,  S.  107)  und  des  Gesetzes  vom  ai.  Jnnl  1897  (Ges.  S.,  S.  193) 
maassgebend  und  zwar  in  Bezug  auf  die  Höhe  die  für  die  Beamten  der  fünften 
Rangklasse  unter  IV  in  §  1  und  §  4  vorgesehenen  Sätze  *): 


Dass  eine  Dienstaufwandsentschädigung  von  750  Mark  für  die  vollbesol- 
deten Kreisärzte  nicht  ausreicht,  um  alle  diese  Unkosten  zu  decken,  bedarf 
wohl  kaum  der  Begründung,  selbst  wenn  man  in  Redmung  bringt,  dass  der 
Kreisarzt  für  alle  in  seiner  vertrauensärztlichen  und  gerichtsärztlichen  Thätigkeit 
abgegebenen  Gutachten  u.s.w.  stets  besondere  Abschrei  begebühren  berechnen 
kann;  desgleichen  in  sanitäts-  und  medizinal-polizeilichen  Geschäften,  sobald 
diese  im  privaten  oder  ortspolizeilichen  Interesse  erfolgen. 

^)  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  praktischen  Aerzte, 
soweit  diese  zu  medizinal-  und  sanitätspoiizdlichen  oder  ^erichtsärztlichen  Ver- 
nehmungen amtlich  aufgefordert  werden  und  eine  anderweite  Verabredung  nicht 
getroffen  ist  (§  7  des  Ges.  vom  9.  März  1872  in  Verbindung  mit  §  13  der 
Gebührenordnung  für  Zeugen   und  Sachverständige  vom  30.  6.  1878). 


—  186  ^ 

§  L    (In  der  Fassung  des  Ges.  vom  21. 6.  1897).  Die  Staatsbeamten 
erhalten  bei  Dienstreisen  Tagegelder  nadi  den  folgenden  Sätzen'): 

I.   Aktive  Staatsminister 35  Mark 

II.   Beamte  der  ersten  Rai^klasse 28     ,. 

III.  Beamte  der  zweiten  und  dritten  Rangklasse     ...    21     „ 

IV.  Beamte  der  vierten  und  fünften  Rangklasse     ...    15     „ 
(Handelt  es  sich  um  gerichtsärztliche  Geschäfte,  so  werden  den  Me- 
dizinalbeamten und  Aerzten  nur  9  Mark  Tagegelder  gewährt). 


^)  Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Berechnung  der  Tage- 
gelder und  Reisekosten: 

I.  Als  Tag  gilt  die  Zeit  von  Mittemacht  zu  Mittemacht  (Allg.  Land- 
recht,  Teil  I,  Tit  3,  §  45).  Auch  der  kleinste  Thdl  eines  Kalendertages  vor 
oder  nach  Mittemacht  berechtigt  zum  Anspmche  von  Tagegeldern;  jedodi 
dürfen  nur  soviel  Tage  berechnet  werden,  als  zur  Reise  bei  Benutzung  der 
schnellsten  zum  Ziele  führenden  Transportmittel  ohne  Härte  für  den  Bebten 
nothwendig  erscheinen  (Erl.  vom  6.  Januar  1863). 

n.  Ueber  Antritt,  Fortsetzung,  Unterbrechung, Beendigung 
der  Dienstreisen,  Berechnung  der  Reisetage  und  Reisekosten  bestimmt: 

a.  Staatsministerialbeschluss  vom  30.  Oktober  1895: 

1.  »Dienstreisen  sind,  sofem  die  Zahl  der  Reisetage  dadurch  bednflusst 
werden  sollte  und  wenn  nicht  besondere  dienstliche  —  eventuell  in  der 
Liquidation  kurz  zu  erläuternde  —  Umstände  oder  die  fahrplanmässige 
Abiahrtzdt  der  Eisenbahnzüge  oder  Dampfschiffe  ein  anderes  bedingen,  in  den 
Morgenstunden,  d.  h.  in  den  Monaten  April  bis  September  von  o  Uhr  und 
in  den  Monaten  Oktober  bis  März  von  7  Uhr  Morgens  ab,  anzutreten. 

Bei  Benutzung  von  Eisenbahnen,  Dampfschiffen  oder  Postveii^in- 
düngen  ist  als  Z^tpunkt  des  Antritts  der  Reise  der  fahrplanmässige 
Abg^g  der  Züge  u.  s.  w.  anzusehen. 

2.  Soweit  die  vortiandenen  Verkehrsmittel  es  ermöglichen,  sind  Dienstreisen 
ohne  andere  als  die  zur  Erledigung  der  Dienstgeschäfte  erforderlichen 
Unterbrechungen  zurückzulegen. 

Unterbrechungen  behufs  Uebemachtens  sind  bei  Reisen,  deren  Zweck 
eine  aussergewöhnliche  Beschleunigung  nicht  bedingt,  unter  der  Vor- 
aussetzung durchgehender  Züge  im  Allgemeinen  erst  nach  Zurücklegung 
einer  Eis^bahnstrecke  von  500  Kilometern  gestattet.  Für  Reisen  auf  ütnf 
wegen  ermässigt  sich  diese  Entfemung  unter  normalen  Verhältnissen  auf 
112,5  Kilometer  und  für  Reisen  auf  Dampfschiffen  auf  375  Kilometer. 

Unterbrechungen,  welche  durch  Krankheit  oder  andere  besondere 
Umstände  nothwendig  werden  und  auf  die  Zahl  der  Reise-  und  Aufent- 
haltstage von  Einfluss  sind,  müssen  erläutert  werden. 

3.  Beamte,  welche  für  die  mittels  der  Eisenbahn  zurückzul^enden  Dienst- 
reisen an  Fuhrkosten  0,10  Mark  (jetzt  0,07  M.;  siehe  Nr.  6  der  Aus- 
fühmngs-Anweisung  vom  1.  9. 1897,  S.  187)  oder  mehr  für  das  Kilometer 
zu  beanspmchen  haben,  sind  zur  Benutzung  von  Schnell-  und  Durchgangs- 
(D-)Zügen  verpflichtet,  wenn  dadiu-ch  eine  Abkürzung  der  Reisedauer  er- 
möglicht wird  oder  Unterbrechungen  der  Reise  vermieden  werden. 

4.  Die  Weiter-  bezw  Rückreise,  namentlich  bei  kürzeren  Touren,  ist  von 
denjenigen  BeamteiL  welche  für  Reisen  auf  Landwegen  0,60  Mark  für 
das  Kilometer  als  Fuhrkosten  erhalten,  unter  Umständen  selbst  mit  Be- 
nutzung von  Extrapost,  nach  beendetem  Dienstgeschäft  möglichst  noch 
an  demselben  Tage  anzutreten. 

Haben  die  Dienste^eschäfte  bezw.  die  Hinreise  und  die  Dienstgeschäfte 
7  Stunden  und  darüber  in  Anspmch  genommen,  so  werden  unter  kür- 
zeren Touren  solche  Entfemungen  verstanden,  welche  mit  der  Post,  der 
Eisenbahn  oder  dem  Dampfschiff  in  höchstens  zwei  Stunden  zurüd^^ 
werden  können. 

5.  Die  Berechnung  der  Reisekosten  erfolgt  ohne  Rücksicht  darauf, 
welchen  Weg  der  Reisende  thatsächlich  eingeschlagen  und  welches  Beför- 
demngsmittel  er  benutzt  hat,  nach  demjenigen  Wege,  welcher  sich  für  die 
Staatskasse  als  der  mindestkostspielige  darstellt  und  nach  dem  Zweck  der 
Reise  und  den  Umständen  des  besonderen  Falles  von  dem  Beamten  auch 
wirklich  hätte  benutzt  werden  können. 


—  187  — 

V«  Beamte»  welche  nicht  zu  obigen  Klassen  gehören, 
soweit  sie  bisher  zu  dem  Tagegeldersatze  von  9 
Mark  berechtigt  waren 12  Mark 

VI.  Subaltembeamte  der  Provinzial-,  Kreis-  und  Lokal- 
behörden  und  andere  Beamte  gleichen  Ranges     .    .     8     „ 

VII.  Andere  Beamte,  welche  nicht  zu  den  Unterbeamten 

zu  zählen  sind 6     „ 

VIII.   Unterbeamte 4    „ 


6.  Ausnahmen  von  vorstehenden  Bestimmungen  (1  bis  5)  können  nach 
der  Entscheidung  der  die  Richtigkeit  der  Reisekosten-Liquidationen  beschei« 
niffenden  Beamten  dann  zugelassen  werden,  wenn  die  Anwendung  der- 
seU)en  zu  besonderen  Härten  führen  würde.« 

b.  Ausführungsanweisung  der   Min.    der  Finanzen   und  des 
Innern  vom  1.  September  1897. 

No.  1  und  2  erhalten  Uebei^ganesbestimmungen. 
•  In  den  Liauidationen,  mit  deren  Vollziehung  die  Liquidanten  die  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Richtigkeit  der  thatsächlichen  Angaben  über- 
nehmen, ist  behufs  Feststellung  der  Tagegelder  der  Beginn  und  die  Be- 
endigung der  Dienst-  oder  Veisetningsreise  nach  Tag  und  Stunde 
genau  anzugeben. 

(Diese  Vorschrift  gilt  nach  dem  Rnnderlass  vom  16.  Mai  1896  nicht  nnr  ftir  zweiOgige 
Rdsen.  tondeni  in  Rfidaicht  auf  die  in  dem  Sfaab-MinisterialbeKhlnsse  vom  30.  Oktober 
1895  geiroffenen  Bestimmungen  auch  für  eintägige  sowie  drei-  und  mefartigige  Reisen). 

4.  Bei  Reisen,  welche  mit  der  Eisenbahn,  der  Post  oder  mit  dem 
Dampfschiff  begonnen  oder  beendigt  werden,  ist  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung unter  Ziffer  5  Absatz  2  für  die  Hin-  und  Rückreise  die  fahr- 
pUnmässige  Abgangs-  und  Ankunftszeit  an  den  Eisenbahn-  und  Poststationen 
oder  Anlegeplätzen  maassgebend.  Verspätungen  kommen  nur  insoweit  in 
Betracht,  ds  sie  besonders  nachgewiesen  werden. 

5.  Bei  Reisen,  welche  nicht  mit  der  Eisenbahn,  der  Post  oder  dem 
Dampfschiff  ausgeführt  werden,  gilt  als  Zeitpunkt  für  denBc^nn  oder 
die  Beendigung  die  Stunde  des  Venassens  und  des  Wiederbetretens  der 
Wohnung. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Entfernung  zwischen  der  Ortsgrenze  des  Wohn- 
orts und  dem  zugehörigen  Bahnhof  oder  Anlegeplatz  mehr  als  2  km  beträgt 

6.  Bezüglich  des  Antritts  der  Reise,  der  Benutzung  der  verschiedenen 
Transportmittel,  der  Reiseunterbrechungen  etc  ist  nach  den  Vorschriften  des 
durdi  Zirkular-Verfügung  vom  29.  November  1895  mitgeteilten  Staats- 
ministerialbeschlusses  vomSO.October  1895  (Min.-Bl.  1895  S.259-S.  S.  186-) 
zu  verfahren.  Dabei  wird  bemerkt,  dass  die  nach  No.  3  des  Beschlusses 
den  Beamten  oblimnde  Verpflichtung  zur  Benutzung  von  Schnell-  und 
Durchgangs-  (D-)  Zügen  naoi  Herabätzung  der  seimerigen  Kilometer- 
gelder sich  auf  diejenigen  Beamten  zu  erstrecken  hat,  welche  für  das 
Kilometer  künftig  7  Pfg.  oder  mehr  zu  beanspruchen  haben. 

7.  Darüber,  unter  welchen  Umständen  von  den  Beamten  bd  ihren  Dienst« 
reisen  Kleinbahnen  zu  benutzen,  und  welche  Reisekosten vera;ütungen  in 
solchen  Fällen  zu  gewähren  sind  (Artikel  I  §  4  Nr.  III  des  Gesetzes)  er- 
geht besondere  Verfügung«  (s.  später,  S.  191). 

c  Verfügung  des  rinanzministers  vom  28.  Februar  1898: 

»Die  Auffassung,  dass  jede  Dienstreise  sich  einheitlich  auf  die  ganze 
Dauer  des  Reiseauftrages  erstrecke  und  deshalb  für  die  Berechnung 
der  Tagegelder  und  Reisekosten  nur  die  genehmigte,  nicht  die  wirk- 
lich verbrauchte  Reisezeit  maassgebend  sei,  ist  unzutreffend. 

Der  sogenannte  »Reiseauftrag"  enthält  nur  die  Bezeichnung  der  zu 
erledigenden  Dienstgeschäfte.  Die  Ausführung  der  Dienstreise  im 
Einzelnen  wird  dem  Beamten  nicht  vollgeschrieben,  sondern  hat  sich 
lediglich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bestimmungen  zu  richten. 
Es  gilt  hierbei  vor  Allem  der  Grundsatz,  dass  Dienstreisen, 
von  teonderen  Verhältm'ssen  abgesehen,  stets  so  auszuführen  sind, 
wie  sie  sich  nach  den  dafür  zuzahlenden  Entschädigungen 
und  zwar  Tagegelder  und  Reisekosten  zusammengenommen» 
für  die  Staatskasse  am  billigsten  stellen. 


—  188  — 

Erstreckt  sich  eine  Dienstreise  auf  zwd  Tage,  und  wird  sie  innerhalb 
24  Stunden  beendet,  so  ist  nur  das  Ein-  und  einhalbfache  der  Sätze  unter  I 
bis  VIII  zu  liquidiren.  ^) 

Wird  die  Dienstreise  an  ein  und  demselben  Tage  angetreten  und 
beendet,  so  tritt  eine  Ermässigung  der  Tagegelder  bei  I  auf  27  Mark,  bei  II 
auf  21  Mark,  bei  III  auf  17  Mark,  bei  IV  auf  12  Mark,  bei  V  auf  9  Mark,  bei 
VI  auf  6  Mark,  bei  VII  auf  4,50  Mark  und  bei  VIII  auf  3  Mark  ein.  *)  «) 


Ist  es  hiemach  bei  ReiseaufträgeUi  die  an  einem  Tage  nicht  erledigt 
werden  können,  für  die  Staatska^  vorteilhafter  und  mit  dem  Zwecke 
der  Dienstreise  vereinbar,  so  hat  der  Beamte  für  dienstfreie  Zwischen- 
räume, z.  B.  über  Nacht,  Sonntags  etc.,  nach  seinem  Wohnorte 
zurückzukehren.  Er  kann  in  diesem  falle  nicht  verlangen,  dass  bei 
der  Berechnung  der  Tagegelder  auch  die  an  dem  Wohnorte  zuge- 
brachten Zwischenzeiten  mit  berücksichtigt  werden,  er  muss  sidi 
vielmehr,  wenn  beispielsweise  am  Wohnorte  übemaditet  werden 
konnte,  für  die  einzelnen  Tage  mit  den  ermässigten  Tagefi[eldem  nach 
§  1  Absatz  3  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897  begnügen.  Dafür  hat  er 
aber  Anspruch  auf  Reisekosten  für  die  jedesmalige  Hin-  und  Rückreise. 

Ist  dagegen  die  zwischenzeitliche  Rückkehr  nach  dem  Wohnorte 
dienstlich  unzweckmässig  oder  aus  anderen  Gründen  unausführbar 
oder  w^en  der  Höhe  der  damit  verbundenen  Reisekosten  für  die 
Staatskasse  theurer,  als  das  Verbleiben  ausserhalb  des  Wohnortes,  so 
muss  die  Dienstreise  ohne  Unterbrechung  ausgeführt  und  dement- 
sprechend auch  in  der  Reisekostenberechnung  angesetzt  werden.  In 
oiesem  Falle  hat  der  Beamte  neben  den  Reisekosten  für  die  einmalige 
Hin-  und  Rückreise  natürlich  Anspruch  auf  Tag^elder  für  die  ganze 
Dauer  der  Dienstreise. 

Unterbrechungen  von  Dienstreisen  aus  lediglich  privaten 
Gründen  sind  in  der  R^el  nur  mit  Genehmigung  der  voiigesetzten 
Dienstbehörde  statthaft.  Werden  derartige  Unterorechungen  allgemein 
oder  im  einzelnen  Falle  zugelassen,  so  verliert  der  Beamte  für  die 
Dauer  der  Unterbrechung  den  Anspruch  auf  Tagegelder,  deigestalt, 
dass  die  Zwischenzeiten,  während  deren  der  Beamte  sich  thaisächlich 
nicht  auf  der  »Dienstreise"  befunden  hat,  als  solche  auch  in  der 
Liquidation  nicht  anzusetzen  sind  und  bei  der  Berechnung  der 
Tagegelder  ebenso  ausscheiden,  wie  die  bei  dienstlicher  Unter- 
brechung der  Reise  am  Wohnorte  zugebrachten  Zwischenzeiten.  Auch 
hat  der  Beamte  in  diesem  Falle  keinen  Anspruch  auf  Reisekosten 
für  die  Zwischenreisen,  weil  diese  lediglich  als  Privatreisen  vom  Orte 
der  anderweitigen  Dlenstthätigkdt  aus  anzusehen  sind  und  deshalb 
die  Aufwendung  von  Kosten  aus  der  Staatskasse  nicht  zu  begründen 
vermögen." 

III.  Die  Reise  braucht  nicht  des  Nachts  bezw.  vor  der  vorher  unter 
IIa,  Nr.  1  (s.  S.  186)  bezeichneten  Zeit  angetreten  zu  werden;  sie  kann  schon 
am  Tage  zuvor  ausgeführt  werden,  wenn  es  dem  Sachverständigen  nur  dadurch 
mögli^  ist,  rechtzeitig  und  mit  der  nötigen  geistigen  Frisdie  zum  Termin 
zu  erscheinen.  (&itscheidung;en  des  Oberlandesgerichts  zu  Posen  vom  26.  März 
1892  und  des  Oberlandesgenchts  zu  Stettin  vom  31.  August  1893). 

IV.  Die  Gewährung  doppelter  Tagegelder  und  Reisekosten 
oder  neben  Tagegeldern  noch  uebühren  bei  Wahrnehmung  verschiedener 
Amtsgeschäfte  an  ein  und  demselben  Tage  ist  unzulässig,  gleidigültig,  ob  die 
Zahlung  für  das  eine  Geschäft  aus  Staatsmitteln,  für  das  anoere  aus  Kommunal- 
oder ftiviitmitteln  zu  erfolgen  hat.  Inwieweit  in  dem  Falle  der  Konkurrenz 
verschiedener  Amtsgeschäfte  die  Reisekosten  für  die  Hin-  und  Rückreise  und  die 
Tagegelder  auf  den  einen  oder  anderen  Fonds  zu  berechnen  sind,  hängt  von 
den  Umständen  des  betreffenden  Spezialfalls  ab  (Min.-Erl.  v.20.2. 1888  u.  1. 1. 1899). 

^)  Die  Bestimmungen  in  Absatz  2  und  3  gelten  nicht  für  die  Dienstreisen 
in  gerichtsärztlichen  Angelegenheiten. 

*)  Einem  Beamten,  welcher  vorübergehend  ausserhalb  seines  Wohnortes 
beschäftigt  wird,  sind  für  die  Reise  nach  dem  Orte  der  anderweitigen  Be- 
schäftigung auch  dann  die  vollen  Tagegelder  gemäss  §  1  Abs.  1  des  Ges.  vom 
21.  Juni   1897   zu  zahlen,  wenn    diese   Reise  innerhalb   eines  Kalendertages 
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§  2.  Erfordert  eine  Dienstreise  einen  aussergewöhnlichen  Aufwand,  so 
kann  der  Tagegeldersatz  (§  1)  von  dem  Verwaltungschef  angemessen  erhöht 
werden  1). 

§  3.  Etatsmässig  angestellte  Beamte,  welche  vorübergehend  ausserhalb 
ihres  Wohnorts  bei  einer  Behörde  beschäftigt  werden,  erhalten  für  die  Dauer 
dieser  Beschäftigimg  neben  ihrer  Besoldung  die  im  §  1  festgesetzten  Tagegelder^. 

Nicht  etatsmässig  angestellte  Beamte  haben  in  gleichen  Fallen  auf  die 
im  §  1  festgesetzten  Tagegelder  nur  für  die  Dauer  der  Hin-  und  Rückreise  An* 
Spruch.  Für  die  Dauer  der  Beschäftigung  werden  die  denselben  zu  gewähren- 
den Tagegelder  durch  die  vorgesetzte  Behörde  bestimmt ') 

§  4.  (Qes.  vom  21.  April  1897).  An  Fuhrkosten  einschliesslich  der  Kosten 
der  Gepäckbeförderung  erhalten: 

L  bei  Dienstreisen,  welche  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen 
gemacht  werden  können:^) 

1.  die  unter  I  bis  IV  genannten  Beamten  für  das  Kilometer  9  Pfg. 
und  für  jeden  Zu-  und  Abgang  3  Mark. ') 

zurückgelegt  wird,  weil  eine  die  Anwendung  der  ermässieten  Sätze  des  Absatzes  3 
daselbst  begründende  Beendigung  der  Dienstreise  nicht  schon  diu'ch  das  Ein- 
treffen an  dem  Orte  der  anderweitigen  Beschäftigung,  sondern  erst  durch  die 
Rückkehr  nach  dem  Wohnorte  herbeigeführt  wird.  (Erl.  d.  Finanzministers  vom 
15.  Mai  18981. 

^  Z.  B.  bei  Reisen  ins  Ausland.  Hierzu  bestimmt  der  Staatsmini- 
sterialbeschluss  vom  13.  Mai  1884  unter  A.:  »Bewegt  sich  die  Dienst- 
reise eines  Beamten,  welchem  für  die  Zeit  seines  Aufenthalts  im  Auslande  höhere 
Tagegelder  als  für  das  Inland  bewilligt  sind,  an  einem  Tage  innerhalb  und 
ausserhalb  des  Reichsgebiets,  so  wird  für  den  Tag  des  Uebergangs  in  das  Aus- 
land der  höhere,  für  den  Tag  der  Rückkehr  in  das  Inland  der  niedrigere  Tage- 
geldersatz gewährt.«    Siehe  auch  Anm.  1  auf  S.  193. 

^  Beamte,  welche  für  eine  vorübergehende  Beschäftigung  ausser- 
halb ihres  Wohnorts,  die  vollen,  ihnen  gesetzlich  bei  Dienstreisen  zustehenden 
Tagegelder  beziehen,  erhalten  daneben  bei  Vornahme  von  Dienstreisen  keine 
Tagegelder.  Beamte,  welche  für  eine  derartige  Beschäftigung  ermässigte,  hinter 
dem  ihnen  bei  Dienstreisen  zuständigen  Tagegeldersatze  zurückbleibende  Tage- 
gelder oder  Bausch  Vergütungen  beziehen,  erhalten  daneben  bei  Vornahme  von 
Dienstreisen  die  ihnen  nach  Art  der  betreffenden  Dienstreise  gesetzlich  oder 
vertragsmässig  zustehenden  Tag^eider  unverkürzt  (Staatsministerial- 
beschluss  vom  9.  Juli  1889). 

^  Wartegeldempfängern  können,  wenn  sie  ausserhalb  ihres  Wohnorts 
vorübei^ehend  mit  Stellvertretungen,  zdtweiser  Verwaltung  erledigter  Stellen 
oder  mit  ausserordentlichen  Hülfeleistungen  beauftragt  werden,  die  gesetzlichen 
Tagegelder  neben  dem  Wartegelde  bewilligt  werden.  Bei  Kommissarien  von 
voraussichtlich  längerer  Dauer  muss  die  zu  bewilligende  Entschädigung  besonders 
bestimmt  und  den  Wartegeldempfängern  vor  Antritt  des  Auftrages  bekannt  ge- 
macht werden  (Erl.  vom  17.  März  1849). 

^)  Zu  Reisen,  die  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  gemacht 
werden  können,  gehören  auch  die  Reisen  auf  Kleinbahnen  (s.  §  4  III  und 
Staatsministerialbe^hluss  vom  25.  Oktober  1898,  S.  191). 

')  Betreffs  des  Zu-  und  Abgangs  kommen  noch  folgende  Bestimmungen 
in  Betracht: 

a.  Staatsministerialbeschluss  vom  12.  August  1896,  C: 
»1.  Bei  Dienstreisen,  welche  mittelst  Eisenbahn  oder  Dampfschiffes  gemacht 

werden  können,  kommt  die  Gebühr  für  Zu-  und  Abgang  in  der  Regel 

nur  einmal  zum  Ansatz. 
2.  Ein  mehrfacher  Ansatz  dieser  Gebühr  findet  statt: 

a.  wenn  an  Zwischenorten  übernachtet  werden  muss; 

b.  wenn  die  Eisenbahn  oder  das  Dampfschiff  an  Zwischenorten  Dienst- 
geschäfte halber  verlassen  werden  muss; 

c  wenn  an  einem  Zwischenorte  ein  Bahnhof  oder  Anlegeplatz  verlassen 
und  die  Reise  von  einem  anderen  Bahnhof  oder  Anl^eplatz  aus, 
welcher  mit  dem  ersteren  nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhange 
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Hat  dner  dieser  Beamten  einen  Diener  auf  die  Reise  mitgenommen,  so 
kann  er  für  ihn  5  Pfg.  für  das  Kilometer  beanspruchen.^) 

2.  die  unter  V  und  VI  genannten  Beamten  für  das  Kilometer  7  Pfg.  und 
für  jeden  Zu-  und  Abgang  2  Mark. 

3,  die  unter  VII  und  VIII  bezeichneten  Beamten  für  das  Kilometer  5  P^. 
und  für  jeden  Zu-  und  Abgang  1  Mark. 

IL    bei  Diensb^sen,  welche  nicht  auf  Eisenbahnen,  Kleinbahnen  oder 
Dampfschiffen  zurückgelegt  werden  können:^ 

1.  die  unter  I  bis  IV  genannten  Beamten  60  Pfg.  für  das  Kilometer. 

2.  die  unter  V  und  VI  genannten  Beamten  40  Pfg.  für  das  Kilometer. 

3.  die  unter  VII  und  VIII  genannten  Beamten  30  Pfg.  für  das  Kilometer, 
steht,  fortgesetzt  werden  muss,  sofern  der  Uebercang  von  dem  einen 
zum  anderen  Bahnhof  nicht  mittelst  durchgehender  oder  unmittelbar 
anschliessender  Züge  über  eine  Verbindungsbahn  erfolg  Der  mehr- 
fache Ansatz  der  Gebühr  ist  ausgeschlossen,  wenn  an  emem  Zwischen- 
orte ein  Uebersang  von  einer  Bahn  auf  die  andere  oder  von  einem 
Dampfechiff  am  das  andere  stattfindet,  ohne  dass  dazu  der  Bahnhof 
oder  Anl^eplatz  zu  verlassen  ist  Die  mit  Uebeigängen  der  letzteren 
Art  etwa  verbundenen  Kosten  werden  ausschliesslich  den  mit  Frei- 
karten reisenden  Beamten  der  Eisenbahn-Verwaltungen  auf  Qrund 
spezieller  Angaben  erstattet,  deren  Belang  nicht  erforderlich  ist 

Eine  alphabetisch  geordnete  Nachweisung  derjenigen  Orte  Deutsch- 
lands, an  weldien  mdrere  räumlich  von  einander  getrennte  Personen- 
bahnhöfe oder  Anlegeplätze  von  Dampfschiffen  sich  befinden,  wuxi 
unter  Angabe  der  zwischen  den  einzelnen  Bahnhöfen  vorhandenen, 
für  den  Personenverkehr  benutzbaren  Verbindungsbahnen  durch  das 
Kur^uch  der  Rdchs-Postverwaltung  veröffentlicht. 

3.  Beamte,  welche  bd  Unterbrechung  dner  zum  Zwecke  der  Berdsung 
dner  Bahnlinie,  zur  Besichtigung  oder  Revision  von  Betriebsanlagen  etc. 
unternommenen  Dienstrdse  oder  am  Endpunkt  einer  solchen  den  be- 
treffenden Bahnhof  oder  das  Bahngebid  Dienstgeschäfte  halber  zu  ver- 
lassen nicht  genöthigt  sind,  haben  kdnen  Anspruch  auf  die  Zu-  und 
Abgangsgebühr.  Den  mit  Eisenbahnfrdkarten  rdsenden  Beamten  werden 
in  solchen  Fällen  die  baren  Nebenkosten  nach  Maassgabe  der  Be- 
stimmungen unter  Ziffer  2  c  erstattet 

4.  Die  Gebühr  für  Zu-  und  Abgang  wird  je  zur  Hälfte  nicht  gewährt, 
wenn  die  Bdörderung  des  B^mten  nach  oder  von  dem  Bahnhof  oder 
Anlegeplatz  durch  Gestellung  eines  behördlichen  Fuhrwerks  erfolgt« 

b.  Min.-Erl.  vom  25.  Oktober  1898,  Nr.  2  (s.  S.  191): 

«Bei  Dienstreisen,  welche  ausschliesslich  auf  Nebenbahnen  oder 
auf  Kleinbahnen  in  Verbindung  mit  Landw^trecken  zurückgelegt 
werden,  wird  keine  Gebühr  für  Zu-  und  Abgang  gewährt,  sondern 
nur  die  etwaigen  besonderen  Auslagen  dafür,  ois  zur  Höhe  der  ge- 
setdichen  Gebühr. 

c.  Min.-Erl.  vom  14.  Dezember  1898: 

»Bei  Dienstreisen,  welche  auf  dem  Wasserwege  ausgeführt  werden, 
darf  nicht  für  jedes  Verlassen  des  Fahizeuges  die  G^ühr  für  dnen 
Ab-  und  Zugang  gewährt  werden,  es  würden  sonst  ganz  unnatürlich 
hohe  Rdsekostenrrainungen  auflaufen.  Falls  daher  in  solchen  Fällen 
für  Zu-  und  Abgänge  dn  mehrfacher  Ansatz  stattfindd,  so  bedarf 
es  in  den  Rechnungen  der  Angabe,  dass  und  inwidem  besondere  Un- 
kosten, z.  B.  durch  Gepäckbdörderung  bezw.  Aufbewahrung,  durch 
An-  und  Abborden  u.  s.  w.  entstanden  sind.« 
d.  Min-Erl.  vom  20.  Oktober  1897: 

»Bd  Ueboigang  zwischen  dem  Berliner  Potsdamer  Hauptbahnhof 
und  dem  Potsdamer  Bahnhof  der  Wannsee-  und  Rins^baJin,  sowie 
zwischen  dem  Bahnhof  Grossgörschenstrasse  und  dem  Kingbahnhof 
Schöneberg  wird  keine  Zu-  und  Abgangsgebühr  gewährt« 
^)  Die  Mitnahme  eines  Dieners  ist  auf  der  Rechnung  zu  begründen. 
^  Zu  Rdsen,  die  nicht  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen 
oder  Kleinbahnen  zurückgelegt  werden  können,  gehören  alle  übrigen  Reisen 
der  vosdiiedensten  Art,  z.  B.  zu  Fuss,  zu  Wagen,  mit  Fahrrad,  Herdebahn, 
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III.  Die  Bestimmung:  darüber,  unter  welchen  Umständen  von  den  Beamten 
bei  ihren  Dienstreisen  Kleinbahnen  zu  benutzen  und  welche  Rdsekostenver- 
gfltungen  in  solchen  Fällen  zu  s:ewähren  sind,  erfolgt  durch  das  Staatsministerium.  ^) 


Ruderboot,  Segelschiff  u.  s.  w.  Bd  den  Dienstreisen  der  Reichsbeamten 
werden  jedoch  nach  der  Kaiserl.  Verordnung  vom  25.  Juni  1901  Reisen  mit 
Segelboot  zu  solchen  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  gerechnet 

')  Betreffs  der    Benutzung  der   Kleinbahnen   sind    folgende  Be- 
stimmungen maassgebend: 

a)  Staatsministerialbeschluss  vom  25.  Oktober  1898: 

»Die  Staatsbeamten  sind  verpflichtet,  bei  ihren  Dienstreisen  vorhandene 
Kleinbahnen,  welche  zur  Personenbeförderung  dienen,  zu  benutzen,  und 
erhalten  dafür  dieselben  Entschädigungen,  wie  für  Reisen  auf  Eisenbahnen 
oder  Dampfschiffen,  mit  der  Ausnahme,  dass  bei  Reisen,  wdche  aus- 
schliesslich auf  Kldnbahnen  oder  thdls  auf  Kleinbahnen,  theils  auf  Land- 
wegen zurückzulegen  sind,  Zu-  und  Abg^ngsgebühr  nicht  gewährt  wird. 
Jedoch  können  in  den  bezdchneten  baden  railen  die  durdi  Zu-  und 
Abgang  nachweislich  entstandenen  besonderen  Ausgaben  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  der  ins^esammt  aufgewendeten  Rdsekosten  zur  Erstattung 
liquidirt  werden.  Bei  Reisen,  welche  theils  auf  Kldnbahnen,  thdls  auf 
Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  zurfickzul^en  sind,  wird  die  auf  der 
Kldnbahn  zurüdcgelegte  Rdsestrecke  hinsiditlich  der  Gewährung  von  Zu- 
und  Abgangsgebtären  ebenso  behandelt,  als  ob  sie  auf  dner  Eisenbahn 
zurückgelegt  wäre. 

Ist  für  dne  Rdse,  welche  mit  dner  Kldnbahn  hätte  zurfictedtti 
werden  können,  dn  Landfuhrwerk,  dne  Eisenbahn  oder  dn  Damprachm 
benutzt  worden,  so  ist  die  hierfür  zuständige  Entschädigung  dann  zu 
gewähren,  wenn  die  Benutzung  der  Kleinbahn  im  Interesse  dner  ange- 
messenen Erledigung  der  Reise  ungeeignet  gewesen  ist  Der  liquidirende 
Beamte  hat  in  diesem  Falle  in  der  Keisekostenliquidation  die  Gründe 
der  Niditbenutzune  der  Kleinbahn  anzugeben  und  deren  Richtigkeit  zu 
versichern.  Einer  oesonderen  Beschdnigun^  der  festsetzenden  Behörde 
über  die  Gründe  der  Nichtbenutzung  der  Kleinbahn  bedarf  es  nicht,  viel- 
mehr ist  diese  Beschdnigung  als  m  der  vorgeschriebenen  allgemdnen 
Beschdnigung  der  Richtigkdt  mit  enthalten  anzusehen.« 

b.  In  Ausführung  dieses  Beschlusses  bestimmt  die  AUg.  Verfügung  vom 
25.  Dezember  1898: 

vi)  Unter  Kleinbahnen  im  Sinne  des  Beschlusses  sind  diejenigen 
Schienenverbindungen  zu  verstehen,  wdche  nach  dem  Gesetze  über 
Kleinbahnen  und  Privatanschlussbahnen  vom  28.  Juli  1892  (G.  S.  S.  225) 
als  Kldnbahnen  gelten.  Auf  ausserpreussische  Schienenverbinduneen, 
für  welche  die  in  §  1  dieses  Gesetzes,  insbesondere  im  Absatz  2  dasdbst 
angeführten  Merkmale  zutreffen,  findet  der  Besdiluss  entsprechende  An- 
wendung. &geben  sich  im  Einzelfalle  Zwdfel.  ob  dne  ausserpreussische 
Schienenverbindung  als  Eisenbahn  oder  als  Kldnbahn  anzusehen  ist,  so 
ist  dieserhalb  hierher  zu  berichten. 

2)  Da  bei  Dienstreisen,  wddie  ausschliesslich  auf  Kleinbahnen  oder 
auf  Kleinbahnen  in  Verbindung  mit  Landwegstrecken  zurückgelegt  werden, 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  bindere  Kosten  für  Zu-  und  Abgang  nicht 
entstehen,  so  ist  bd  derartigen  Reisen  von  der  Gewährung  dner  beson- 
deren Zu-  und  Abgang^ebühr  Abstand  genommen  worden.  Dagegen 
dürfen  die  besonderen  Auslagen,  welche  m  einzelnen  Fällen  diu-ch  den 
Zu-  und  Abgang  etwa  erwachsen,  bis  zur  Höhe  der  gesetzlichen  Zu- 
und  Abganesgebühr  besonders  liquidiri  werden,  ohne  dass  —  wie  dies 
bd  Anwendung  des  Artikels  I.,  §  4,  letzter  Absatz  des  Gesetzes  vom 
21.  Juni  1897  forderlich  wäre  —  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  die 
thatsächlichen  Reisekosten  im  Ganzen  den  Betrag  der  zuständigen  Reise- 
kosten überstdgen. 

Abgesehen  von  dieser  Sonderbestimmung  finden  hinsiditiich  der 
Höhe  und  Berechnung  der  Entschädigungen  für  die  Benutzung  der 
Kldnbahnen  dieselben  gesetzlichen  und  Verwaltungs-Vorschriften  An- 
wendung, welche  hinsichtlich  der  Entschädigungen  für  Benutzung  von 
Eisenbahnen  gelten. 
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3)  Dar  letzte  Absatz  des  Staatsministerialbeschlusses  enthalt  eine  Ein- 
schränkung bezw.  Ergänznng  der  Bestimmung  unter  Ziffer  5  des  Staats- 
ministerial&eschlusses  vom  30.Oktober  1895  (Min.-Bl.  1895  S.259,  —  s.  S.  186) 
in  Bezug  auf  die  mittelst  Kleinbahnen  zurückzulegenden  Dienstreisen. 
Nach  dieser  Bestimmung  erfolgt  die  Berechnung  der  Reisekosten  ohne  Rück- 
sicht darauf,  welchen  weg  der  Reisende  thatsächlich  eingeschlagen  und 
wddies  Beförderungsmittel  er  benutzt  hat,  nach  demjenigen  W^ge^ 
welcher  sich  für  die  Staatskasse  als  der  mindestkostspielige  darstellt  und 
nach  dem  Zwecke  der  Reise  und  den  Umständen  des  binderen  Falles 
von  dem  Beamten  auch  wirklich  hätte  benutzt  werden  können. 

Der  vorli^iende  Staatsministerialbeschluss  gestattet  nun  eine  Ausnahme 
von  dieser  R^l  zu  machen,  wenn  die  Benutzung  einer  Kleinbahn  zwar 
an  und  für  sich  möglich,  aber  im  Interesse  einer  angemessenen  Er- 
ledigung der  Dienstreise  ungeeignet  gewesen  ist.  In  diesem  Falle  dürfen 
die  Entschädigungen  für  Boiutzung  der  Eisenbahn,  des  Dampfishciffes 
oder  Landweges  gewährt  werden,  falls  der  Beamte  thatsächUch  nicht  die 
Kleinbahn,  sondern  eines  jener  anderen  Beförderungsmittel  benutzt  hat 
Von  dieser  Bestimmung  wird  insbesondere  Gebrauch  zu  machen  sein, 
wenn  durch  die  Benutzung  eines  anderen  Beförderungsmittels  als  der 
Kleinbahn  eine  erhebliche,  im  dienstlichen  Interesse  liegende  Zeit- 
ersparnis erzielt  oder  eine  zweckmässigere  Zdtdntheilung  liinsichtlich 
der  zu  erledigenden  auswärtigen  Dienstgeschäfte  ermöglicht  wird,  oder 
wenn  die  Kleinbahn  sich  zur  Beförderung  des  von  dem  Beamten  mit- 
zuführenden Gepäckes  nicht  eignet  Femer  betrifft  die  in  Rede  stehende 
Vorschrift  auch  solche  Falle,  m  welchen  mit  Rücksicht  auf  die  dienst- 
liche und  gesellschaftliche  Stellung  des  reisenden  Beamten  die  in  Frage 
kommende  Kleinbahn  als  ein  angemessenes  Beförderungsmittel  nicht  zu 
erachten  ist.  Im  Allgemeinen  ist  zwar  davon  auszugehen,  dass  die  vor- 
handenen Kleinbahnen  den  Ansprüchen  genügen,  welche  an  eine  von 
den  Staatsbeamten  auf  Dienstreisen  zu  benutzende  Verkehrsanstalt  zu 
stellen  sind,  und  es  ist  daher  davon  abgesehen  worden,  etwa  gewisse 
Arten  von  Kleinbahnen  von  der  Benutzung  bei  Dienstreisen  seitens  der 
Staatsbeamten  im  Allgemeinen  oder  seitens  der  Beamten  der  höheren 
Rangklassen  auszuschliessen;  es  können  jedoch  Fälle  eintreten,  wo  obige 
Voraussetzung  nicht  zutrifft  und  der  reisende  Beamte  mit  Rücksicht  auf 
seine  Stellung  genöthigt  ist,  statt  einer  vorhandenen  Kleinbahn  ein 
anderes  Beförderungsmittel  zu  benutzen.  Ob  letzteres  anzunehmen  ist, 
hängt  von  den  besonderen  Umständen  des  Falles  ab,  wobei  nd)en  der 
persönlichen  Stellung  des  Beamten  die  herrschende  örtliche  Verkdussitte, 
der  besondere  Zweck  der  Dienstrdse,  unter  Umständen,  z.  B.  bd  gewissen 
Vorortbahnen,  auch  die  Tageszdt,  zu  welcher  die  Rdse  zu  unternehmen 
ist,  in  Betracht  kommen.  Als  Regel  ist  festzuhalten,  dass  Kldnbahnen, 
welche  mehrere  Wagenklassen  führen,  in  keinem  Falle  aus  Gründen, 
welche  die  persönliche  Stellung  des  Beamten  betreffen,  als  ungedgnet 
zur  Benutzung  anzusehen  sind.  Auch  im  Uebrigen  ist  von  der  in  Rede 
stehenden  Vorschrift  nur  aus  dringenden  Gründen  und  nach  gewissen- 
hafter Prüfung  Gebrauch  zu  machen. 

Hierfür  sind  diejenigen  Dienststellen,  denen  die  Beschdnigung  der 
Richtigkeit  der  Reisekostenberechnungen  obliegt,  verantwortlidi.  Den- 
selben steht  die  Entscheidung  darüta*  zu,  ob  im  dnzelnen  Falle  die 
Voraussetzungen  vorgelegen  haben,  unter  denen  die  Nichtbenutzung 
dner  in  Frage  kommenden  Kleinbahn  gerechtfertigt  erschien.  Ver- 
neinenden Falles  ist  die  Rdsekostenberechnung  unter  Zugrunddegung 
der  für  Benutzung  der  Kleinbahn  zuständigen  Entschädigungssätze  ander- 
wdtig  festzustellen. 

4)  In  den  Reisekosten-Liquidationen  sind  benutzte  Kldnbahnen  als 
solche  ersichtlich  zu  machen. 

5)  Der  Staatsministerialbeschluss  findet  auf  alle  Dienstrdsen  An- 
wendung, welche  an  einem  späteren  Tage,  als  den  31.  Dezember  1898, 
angetreten  werden.« 

Min.-Erl.  vom  6.  Oktober  1899: 

«Das  Gesetz  vom  21.  Juni  1897  (O.S.,S.  193)  hat  nicht  beabsichtigt, 
neben  den  in  §  4  des  Gesetzes,  betreffend  die  Tagegelder  und  Reise- 
kosten der  Staatsbeamten,  vom  24.  März  1878  (G.S.,  S.  122)  aufgeführten 
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Haben  erweislich  höhere  Reisekosten  als  die  unter  I  bis  III  festgesetzten 
aufgewendet  werden  müssen,  so  werden  diese  erstattet  0 

§  5.  Die  Reisekosten  werden  für  die  Hin-  und  Rückreise  besonders  be* 
rechnet  Hat  jedoch  ein  Beamter  Dienstgeschäfte  an  verschiedenen  Orten  unmittel* 
bar  nach  einander  ausgerichtet,  so  ist  der  von  Ort  zu  Ort  wirklich  zurückgelegte 
W^  ungethdlt  der  Berechnung  der  Reisekosten  zu  Grunde  zu  legen.*) 


eine  neue  Unterart  von  Transportmitteln  für  die  Reisekostenberechnung 
In  Gestalt  der  Kleinbahnen  einzuführen.  Im  Sinne  des  Runderlasses 
vom  21.  März  1865  (Min.-BL  1865  S.  79)  sind  daher  die  auf  Kleinbahnen 
zurückgelegten  Strecken  als  Eisenbahnretse  zu  behanddn  und  mit  dieser 
semdnschfitlich  abzurunden.  Der  Umstand^  dass  in  dem  Liquidations- 
Formular  dne  besondere  Unterspalte  für  Kleinbahnen  vorgesehen  ist,  ist 
hierauf  einflusslos.« 
d.  Der  Staatsministerialbeschluss  vom  16.  Juli  1900,  wonadi  die 
Bestimmung  über  die  Benutztuig  der  Kldnbahnen  für  die  Medizinal- 
beamten bis  zur  anderwdtigen  Regelung  ihrer  Besoldungsverhältnisse 
keine  Anwendung  finden  sollten,  ist  nadi  Inkrafttreten  des  Krdsantge- 
setzes  selbstverständlidi  nicht  mehr  in  Geltung. 

0  Etwaige  »Mehrkosten«  sind  durch  Vorlegen  von  Quittungen  oder 
pflichtmässige  Versicherung  des  Beamten  nachzuweisen,  jedoch  gilt  hierbei  der 
Grundsatz,  dass  nur  der  Mehraufwand  veiigütet  wird,  der  über  die  für  die 
ganze  Reise  zu  empfangende  Entschädigung  erwachsen  ist,  gleichgültig,  ob 
für  dnzelne  Strecken  thatsächlich  Mehrkosten  entstanden  sind  (Min.-Erl.  vom 
21.  Dezember  1875). 

Gewöhnliche  Chaussee-  und  Brückengelder  werden  nidit  entschädigt. 
*)   Betreffs  der  Abrundung  der  Entfernungen  und    betreffs 
der  Rundreisen  gelten  folgende  Vorschriften: 

a.  Die  vorgeschriebene  Abrundung  hat,  abgesehen  von  Rundrdsen,  für 
die  Hin-  und  für  die  Rückreise  besonders  und  zwar  für  die  W^e- 
strecken,  diednersdts  auf  Eisenbahnen,  Dampfschiffen  oder  Kldnbahnen. 
anderersdts  auf  sonstigen  Tran^rtmittdn  zurückgelegt  sind,  je  dnmal 
stattzufinden  (Min.-Erl.  vom  19.  Februar  1869  und  vom  6.  Oktober  1899) 
—  s.  auch  später  unter  c 

b.  Bd  dner  theils  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen,  theils 
mit  anderen  Transportmitteln  zmückgelegten  Dienstreise  sind  die 
danach  zu  unterscheidenden  Wegstrecken  bei  den  aufzustdlenden  Lic^ui- 
dationen  für  sich  oder  besonders  zu  berechnen.  Beträgt  dabd  die  eine 
der  betreffenden  Strecken  weniger  als  8  Kilometer,  so  ist  diese,  sobald 
sie  nur  die  Länge  von  2  Kilometer  hat,  für  8  Kilometer  zu  rechnen 
(Minist-Erl.  vom  21.  März  1865). 

Zerfällt  die  Reise  auf  Landwegen  in  verschiedene  durch  die  Eisenbahn- 
tour getrennte  Wegstrecken,  so  ist  jedoch  nicht  jede  dieser  dnzdnen 
Wegstrecken  besonders  zu  berechnen  und  abzurunden.  Soweit  nicht  die 
Veiichiedenartigkdt  der  Transportmittel  dne  getrennte  Berechnung  der 
W^trecken  nothwendig  macht  verbleibt  es  bei  dem  Grundsatz,  dass 
die  Kdse  als  Ganzes  in  Betracht  kommt  Es  muss  daher  in  solchen 
RUlen  dne  Zusammenrechnung  mehrerer  Strecken  Landwegs  erfolgen 
und  dann  nur  diese  Gesammtstrecke  abgerundet  werden  (Min.-ErL  vom 
17.  Jan.  1883). 
c  Bd  Rundreisen,  d.  h.  bei  solchen  Reisen,  wo  verschiedene  Zidpunkte 
in  ununterbrochener  Reise  errdcht  werden,  dne  Hin-  und  Rückrdse  nicht 
erkennbar  ist  und  der  Ausgangspunkt  erst  wieder  nach  Beendigung  der 
ganzen  Rdse  erreicht  wird,  soll  der  von  Ort  zu  Ort  wirklidi  zurück- 
gdtste  Weg  ungetheilt  der  Bemessung  für  Rdsekosten  zu  Grunde  ^degt 
werden  und  die  Abrundung  der  von  dem  beh-effenden  Beamten  bis  zur 
Rückkehr  in  seinen  Wohnort  überhaupt  zurückgelegten  Entfernungen  je 
nach  den  bdden  Kationen  von  Transportmitteln  nur  dnmal  enolgen 

8!in.-Erl.  vom  19.  Februar  1867);  demgemäss  wird  bei  Landwmn,  deren 
esammtsh-ecke  unter  8  Kilometer  bleibt,  nur  auf  8  Kilometer  abgerundet. 
Dasselbe  gilt  betreffs  Dienstreisen,  bei  denen  dn  Beamter  an  ein  und  dem- 
sdben  Tage  Dienstgeschäfte  an  verschiedenen  Orten  unmittdbar  hinter 
dnander  ausgerichtet  hat 

Rapmnnd,  Der  beamtete  Arzt  nnd  der  ftrztliche  Sachverttändige.  II*  13 
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§  6.  (Verordnung  vom  15.  April  1876.)  Für  Geschäfte  am  Wohnorte^ 
des  Beamten  werden  weder  Tagegelder,  noch  Reisekosten  gezahlt*);  dasselbe 
gilt  von  Geschäften  ausserhalb  des  Wohnortes  in  geringerer  Entfernung  als 


d)  Dienstreisen,  welche  als  Rundreisen  abgemacht  werden  können,  müssen 
als  solche  ausgeführt  werden  und  dürfen  jedenfalls  nicht  als  Einzelrdsen 
liquidirt  werden  (Min.-Erl.  vom  21.  Dezember  1875).  Wenn  ein  Medi- 
zinalbeamter oder  Arzt  zwei  Tage  hintereinander  an  einem  Orte  Termin 
hat,  wegen  Krankenbesuchen  aber  des  Nachts  zurückkehrt,  so  können 
ihm  nur  dann  nochmals  die  Reisekosten  —  dann  aber  nur  die  wirklich 
entstandenen  Auslagen  —  gewahrt  werden,  wenn  er  nachweist,  dass 
seine  Vertretung  durch  einen  anderen  Arzt  nicht  zu  ermöglichen  war 
(Bescheid  der  Oberrechnungskammer  vom  30.  November  1886). 

e)  Für  Rundreisen  dürfen  endlich  Reisekosten  und  Tagegelder  nur  dann 
liquidirt  werden,  wenn  die  mehreren  in  Betracht  kommenden  Geschäfte 
nicht  in  geringerer  Entfernung  als  2  Kilometer  vom  Wohnorte  vor- 
genommen sind,  also  ein  Anspruch  nach  §  2  auf  Reisekosten  überhaupt 
b^^ründet  ist.  Dagegen  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  mindestens  einer 
der  betreffenden  Orte  2  Kilometer  und  mehr  vom  Wohnorte  direkt  ent- 
fernt ist,  es  genügt  vielmehr,  wenn  ieder  der  Orte  nach  Berührung  der 
anderen  nicht  anaers  als  unter  Zurücklegung  einer  Wegstrecke  von  min- 
destens 2  Kilometer,  vom  Wohnorte  gerechnet,  erreicht  werden  konnte 
(Min.-Erl.  vom  13.  November  1883). 

0  Die  Gänge  eines  Beamten  zwischen  seinem  Wohnorte  und  seiner 
regelmässigen  Dienststätte  sind  aucli  dann  nicht  als  Dienstreisen  an- 
zusehen, wenn  diese  Stätte  2  Kilometer  oder  mehr  von  der  Grenze  des  Wohn- 
ortes entfernt  liegt  (Staatsministerialbeschluss  vom  17.  5.  1899). 

*)  Betreffs  der  medizinal-  und  sanitätspolizeilichen  Verrich- 
tungen am  Wohnorte  gilt  nach  dem  Min.-Erlass  vom  2.  Dezember  1901  auch 
jetzt  noch  §  1  des  Gesetzes  vom  9.  3.  1872,  wonach  den  Medizinalbeamten 
bei  derartigen  Verrichtunp^en  im  allgemeinen  staatlichen  Interesse  (§  1  Abs.  1) 
eine  Fuhrkosten-Entschädigung  von  1,50  Mark  bei  jeder  einzelnen  Amtsverrich- 
tung gewährt  wird.  Diese  Fuhrkosten-Entschädigung  ist  aber  keine  Ver- 
gütung für  die  dienstliche  Thätigkdt.  sondern  lediglidi  eine  Pauschentschädi- 
gung für  Fuhrauslagen.  Sie  wird  daner  nur  bei  solchen  Amtsverrichtungen  ge- 
währt, bei  deren  Vornahme  die  objektive  Möglichkeit  der  Be- 
nutzung einer  Fuhrgelegenheit  besteht,  also  die  Benutzung  einer 
solchen  überhaupt  nach  Lage  der  Verhältnisse  in  Frage  kommen  konnte.  Ob 
diese  Voraussetzung  vorliegt,  ist  in  jedem  Einzelfalle  nach  billigem  Ermessen 
zu  beurtheilen;  die  Gewährung  erfolgt  dann  für  jede  einzelne  Amtsverrichtung 
und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  thatsächlich  ein  Fuhrwerk  benutzt  ist  oder 
nicht  (Urtheil  des  Reichsgerichts,  Ziv.-Sen.  vom  3.  Juni  1897  und  Minist.-Erl. 
vom  17.  August  1898). 

Die  Fuhrkosten-Entschädigung  wird  jedoch  nur  bei  medizinal-  oder 
sanitätspolizeilichen  Verrichtungen  im  allgemeinen  staatlichen  Interesse  stwährt 
(Minist.-Erl.  vom  14.  August  1877)  und  fällt  daher  nicht  nur  bd  allen  Ge- 
schäften im  privaten  oder  ortspolizeilichem  Interesse,  sondern  bei  allen 
gerichtsärztlichen  Verrichtungen  fort.  In  dem  ersteren  Falle  hat  der  Medizinal- 
beamte Anspruch  auf  Erstattung  der  thatsächlich  verausgabten  Fuhrkosten. 
Bei  gerichtsärzlichen  Geschäften  am  Wohnorte  ist  das  aber  nur  in  ein- 
zelnen Orten  der  Fall  und  zwar  nach  den  auf  Grund  der  Königl.  Verord- 
nung vom  4.  November  1874  erlassenen  allgem.  Verfügungen  des  Jusi-Min. 
vom  17.  September  1895,  24.  Februar  1897  und  24.  März  1898:  m  Berlin, 
Breslau,  Charlottenburg,  Hannover  mit  Linden  bei  den  in  dem  gerichtlichen 
Todtenhause  vorzunehmenden  Geschäften,  Barmen,  Elberfeld,  Köln,  Düsseldorf 
bei  den  auf  dem  neuen  Kirchhofe  am  Tannenwäldchen  vorzunehmenden  Dienst- 
|[eschäften,  Erfurt  bd  den  in  der  Ldchenhalle  des  städtischen  Friedhofes  oder 
m  dem  Krankenhause  vorzunehmenden  Dienstjg:esdiäften,  Halle  bei  den  in  der 
Leichenhalle  des  Südfriedhofes  vorzunehmenoen  Dienstgeschäften,  Magdebui^ 
mit  Buckau  und  Stettin  bd  den  ausserhalb  des  engeren  Stadtt>ezirks  vorzuneh- 
menden Dienstgeschäften. 

Die  Beamten  haben  sich  in  solchen  Fällen  des  öffentlichen  Fuhrwerks 
(Droschken,  Omnibus,  Dampfschiff,  Eisenbahn)  zu  bedienen;  die  ausnahmsweise 
Benutzung   eines   anderen  Fuhrwerkes  bedarf,   sofern   dadurch   höhere  Kosten 
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2  Kilometer^)  von  demselben.  War  der  Beamte  durch  aussergewöhnliche  Um* 
stände  genöthigt,  sich  eines  Fuhrwerkes  zu  bedienen,  oder  waren  sonstige  noth- 
wendige  Unkosten,  wie  Brücken-  oder  Fähigeid  aufzuwenden,  so  sind  die 
AusUgen  zu  erstatten. 

Für  einzelne  Ortschaften  kann  durch  den  Verwaltungschef  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Innanzminister  bestimmt  werden,  dass  den  Beamten  bei  den 
ausserhalb  des  Dienstgebäudes  vorzunehmenden  Geschäften  die  verauslagten 
Fuhrkosten  zu  erstatten  sind.*) 

§  7.  (Königl.  Verordn.  vom  15.  April  1876.)  Bei  Berechnung  der  Ent- 
fernungen*) wird  jedes  angefangene  Kilometer  für  ein  volles  gerechnet. 


entstehen,  der  Begründung;  bei  Benutzung  eines  deenen  Fuhrwerkes  ist  der 
nach  der  Taxe  für  öffentliches  Fuhrwerk  übliche  Fahrpreis  zu  vergüten.  Die 
Ausgaben  sind  durch  Fahrmarken,  Fahrscheine  und  dergl.  zu  belesen.  Können 
solche  nicht  beigebracht  werden,  so  ist  seitens  der  liquidirenden  Beamten  amt- 
lich zu  versidiem,  dass  der  liquidirte  Betnijg;  nach  Maassgabe  der  bestehenden 
Taxe  hat  gezahlt  werden  müssen  und  wirklich  gezahlt  worden  ist.  Ueber 
höhere  Ausgaben,  als  die  üblichen  Fahi^lder  für  öffentliches  Fuhrwerk,  sind 
Belege  beizubringen.    Wartegelder  für  Droschken  werden  nicht  ver^tet 

^)  »In  geringerer  als  zwei  Kilometer",  also  schon  in  einer  Entfer- 
nung von  gerade  zwei  Kilometern  werden  Tagegelder  und  Reisekosten  gezahlt 
Beträgt  die  Entfernung  von  der  Ortsgrenze  des  Al^ngsortes  bis  zur  Mitte  des 
Bestimmungsortes  in  der  einen  Richtung  zwei  Kilometer  oder  mehr,  in  der 
anderen  weniger  als  zwei  Kilometer,  so  findet  eine  Gewährung  von  Reisekosten 
und  Tafi^eldem  nicht  statt,  sondern  nur  die  Erstattung  der  verausl^en  Fuhr- 
kosten (Staatsministerial-Beschluss  vom  17.  April  1889).  Beträgt  die  Entfernung 
zwischen  der  Ortsgrenze  des  Anfangs-  oder  Endpunktes  der  Reise  und  dem 
Bahnhof  oder  Anlegeplatz  2  km.  oder  mehr,  so  werden  die  ordnungsmäßigen 
Fuhrkosten  gewährt,  aesgleichen,  wenn  während  der  Reise  ein  Wechsel  zwischen 
der  Beförderungsart  eintritt  und  die  W^;estrecke  zwischen  dem  nach  bezw.  vor 
UdxTgßnz  auf  die  Eisenbahn  oder  das  Dampfschiff  zunächst  bezw.  zuletzt  zu 
berührenden  Orte  und  dem  Bahnhofe  oder  Anlegeplatze  2  km  oder  mehr  beträgt 
(Staatsminist-Beschluß  vom  13.  Mai  1884  D.)  Für  die  Feststellung  der  Entfernung 
ist  hierbei  No.  4  desselben  Beschlusses  (s.  nachstehend  Anm.  3)  maßgebend. 
^  Siehe  Anmerk.  2,  Abs.  2  u.  3  auf  S.  194. 

')  Für  die  Berechnung  der  Entfernungen  kommen  folgende  Grund- 
sätze zur  Anwendung: 

a.   Staatsministerialbeschlüsse    vom     13.    Mai    1884     B.     und 
12.  August  1896. 
i»l.  Bei  Geschäften  ausserhalb  des  Wohnortes  wird  die  dienstlich  zurück- 
gäbe Wegstrecke  von  der  Ortsgrenze  ab  berechnet 

2.  Als  Endpunkt  der  dienstlich  zurückgelegten  Weg;strecke  gilt  die  Mitte 
des  Bestimmungsortes  oder,  falls  die  Dienstreise  mittelst  Eisenbahn  oder 
Dampfschiffes  gemacht  werden  kann,  der  betreffende  Bahnhof  oder  An- 
l^epiatz  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  zu  D.  (s.  vorher  Anm.  1.) 
Handelt  es  sich  um  die  Erledigung  eines  Dienstgescbäftes  an  einer  t>e- 
stimmten  Stelle  ausserhalb  eines  Ortes,  so  ist  diese  Stelle  als  Endpunkt 
anzunehmen. 

3.  a)  Als  Ort  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmungen  gilt  der  haupt- 

sächlich von  Gebäuden  oder  eingefriedigten  Grundstücken  eingenom- 
mene Theil  eines  Gemeinde-(Guts-)Bezirks,  so  dass  die  Ortsgrenze 
ohne  Rücksicht  auf  vereinzelte  Ausbauten  oder  Anlagen  durdi  die 
Aussenlinie  jenes  Bezirkstheiles  gebildet  wird.  Derartig  räumlich  zu- 
sammenhängende, demselben  Oemeinde-(Guts-)Bezirke  angehörende 
Komplexe  von  Gebäuden  und  eingefriedigten  Grundstücken  gelten 
auch  dann  als  ein  einziger  Ort,  wenn  etwa  für  einzelne  Theile  be- 
sondere Ortsbezeichnungen  üblich  sind, 
b)  Sind  in  einem  Gemeinde-(Guts-)Bezirke  mehrere  getrennt  von  ein- 
ander liegende,  geschlossene  Ortschaften  vorhanden,  so  ist  jede  solche 
Ortschaft  für  sich  als  ein  Ort  in  dem  vorbezeichneten  Sinne  anzu- 
sehen. Als  Anfangspunkt  der  Reise  gilt  in  diesen  Fällen  die  Grenze 
der  Ortschaft,  worin  der  Beamte  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  bat, 

13* 
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Bd  Rdsen  von  nicht  weniger  ab  2  IQIometerO,  aber  unter  8  Kilometer 
sind  die  Fuhrkoaten  ffir  8  Kilometer  zu  gewäfaroi.') 


als  Endpunkt  die  Mitte  des  Ortes,  in  dem  das  Dienstgescfaift  ver- 
richtet wird. 

c)  Für  Gemeinde-  (Guts-)  Bezirke,  in  denen  ein  durch  die  geschlossene 
Lage  der  Wohnstellen  gekennzeichneter  Orfschaflsbering  fiberiiaupt 
nioit  vorhanden  ist  gilt  als  Anfang^nkt  der  Reise  das  wohngdidft 
der  Beamten,  als  cndpunkt  stets  die  Stelle,  wo  das  Dienstgocfaäft 
verrichtet  wird. 

d)  Hat  der  Beamte  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  in  einem  Gemelnde- 
(Gutfr-)  Bezirk  mit  dner  oder  mehreren  Ortschaften  ausserhalb  dnes 
geschlossenen  Ortsringes  isolirt  auf  dem  Lande,  so  ist  das  Wohn- 
gehdft  als  Ausgangspunkt  der  Reise  anzusehen. 

4.  Ffir  die  Feststellungen  der  Entfernungen  sind  die  Annben  der 
Kursbücher  der  Rdch^x)stverwaltung  eventuell  der  amtlichen  Postkarten 
maassgebend.  Fehlen  solche  Angaben  oder  handelt  es  sich  um  die  Ent- 
sdiddung  der  Frage,  ob  dn  Beamter  die  für  den  Anspruch  auf  Ver- 
gütung von  Rdsekosten  maassgebende  Entfernung  von  der  Grenze  sdnes 
Wohnortes  u.  s.  w.  hat  zurüddegen  müssen,  so  sind  zur  Feststdlung  der 
Entfernungen  fieschdnigungen  sachkundiger  Behörden  (Kaiasterämter) 
und  bezüglich  der  im  Ausliuide  gemachten  Dienstidsen  Beschduiguns^n 
der  Kaiserlichen  Gesandtschaften  oder  Konsulate  beizubringen.  CSisselbe 
gilt,  wenn  die  Angaben  der  Postkursbücher  und  der  rostkarte  nidit 
überdttstimmen." 

b.  Staatsministerialbeschluss  vom  16.  November  1899  betrifft 
die  Ortsgrenze  von  Cöln: 

•Eme  Trennung  des  Ortes  in  mehrere  Ortschaften  im  Sinne  der  Vor- 
schrift unter  b  des  Staatsministerialbeschlusscs  vom  12.  August  1896  liegt  nicht 
schon  deshalb  vor,  wdl  der  bauliche  Zusammenhang  mehraer  Ortsthdle  durdi 
öffentliche  Anlage,  Gewässer,  Festungswerke  oder  in  Folge  von  Rayonbeschrän- 
kungen unterbrochen  wird. 

Demnach  ist  als  Ortsgrenze  der  Stadt  Cöln  auf  dem  linken  Rhdnufer 
nicht  die  Umwallung,  sondern  die  äussere  Bebauungsgrenze  der  an  den  Fes- 
tungsrayon sich  unmittdbar  anschliessenden  Vororte  anzunehmen.  Auf  dem 
rediten  Rhdnufer  ist  der  Ortsbezirk  Deutz  innerhalb  der  Umwallung  als  zum 
Hauptorte  Cöln  gehörig  anzusehen  und  als  Ortsgrenze  der  Stadt  Cöln  auf 
diesem  Rhdnufer  gilt  die  Aussenlinie  der  Umwallung  von  Deutz.  Die  übrigen 
bebauten  Thdle  des  rechtsrhdnischen  städtischen  Qemdndebezirkes  sind  als 
besondere  Orte  oder  Ausbauten  anzusehen,  da  sie  weder  in  baulichem  Zu- 
sammenhange stehen,  noch  dnen  gemdnsamen  Bebauungsplan  haben,  auch  mit 
dem  Hauptorte  Cöln  nidit  in  demsdben  Maasse  ein  gemdnsames  Verkehrs- 
gebiet wie  die  linksrhdnischen  Vororte  bilden.« 

c.  Betreffs  Anfangs-  und  Endpunktes  der  Reisen  nach  und  von 
Berlin  bestimmt  der  Min.-Erl.  vom  13.  April  1891:  »Dass  bd  denjenigen 
Dienstreisen,  wdche  auf  der  Berliner  Stadtbahn  angetreten  oder  beendigt  werden 
müssen  (d.  h.  von  bezw.  nach  dnem  dem  Reiseziel  bezw.  dem  At^ngsorte 
näher  |[elegenen  Berliner  Bahnhofe  nicht  ausgeführt  werden  können)  und  zwar 
bd  Reisen  nach  bezw.  aus  dem  Westen  der  Bahnhof  Friedrichstrasse,  bei  Reisen 
nach  bezw.  aus  dem  Osten  der  Schlesische  Bahnhof  als  Anfangs-  und  Endpunkt 
der  Rdse  anzusehen  ist' 

»Bei  Rdsen  auf  der  Stettiner  oder  der  Nordbahn  hat  dagegen  als  Anfangs- 
und Endpunkt  der  Rdse  allgemein  der  Stettiner  —  oder  der  Nordbahnhof  und 
nicht  der  Bahnhof  Gesundbrunnen  zu  gdten."    (Min.-Erl.  vom  10.  11.  1897). 

•Bd  Dienstreisen  von  Berlin  nach  Charlottenburg  ist  der  Stadt- 
bahnhof Thiergarten  als  der  dem  Mittelpunkte  von  Charlottenburg  zunächst 
gdegene  Thdl  der  Berliner  Ortsgrenze  und  der  Kreuzun^ispunkt  der  Berliner 
und  Hardenberg-Strasse  (das  sogenannte  Knie)  als  der  Mittelpunkt  von  Char- 
lottenburg anziuehen.  Demgemäss  sind,  da  die  Entfernung  vom  Stadtbahnhofe 
Thielgarten  nadi  dem  Knie  weniger  als  2  Kilomder  betilgt,  Reisekosten  und 
Tagegdder  für  derartige  Dienstreisen  fernerhin  nicht  zu  ^willigen,  vielmehr 
nur  die  baaren  Auslagen  für  Fuhrwerk  zu  erstatten.«   (Min.-Erl.  vom  25. 2. 1892). 

^  »Von  nicht  weniger  als  zwei  Kilometer';  (s.  Anm.  1  auf  S.  195). 

^  Diese  Abrundung  auf  8  Kilometer  hat  sowohl  ffir  die  Hin-,  als 
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§  8.  Beamte,  welche  zum  Zwecke  von  Reisen  innerhalb  ihres  Amtsbezirks 
neben  oder  in  ihrem  Einkommen  eine  Pauschsumme  für  Reisekosten  oder 
Unterhaltung  von  Fuhrwerk  oder  Pferden  beziehen,  erhalten  Tagegelder  und 
Reisekosten  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  nur  dann,  wenn  sie  Dienstgeschifte 
fausserhalb  ihres  Amtsbezirks  ausgeführt  haben. 

Werden  Beamte,  welche  eine  solche  Pauschsumme  beziehen,  wegen  Urlaubs 
oder  sonstiger  Verhinderung  vertreten,  so  haben  dieselben  ihren  Stellvertreter  an- 
gemessen zu  entschädigen.  Diese  Entschädigung  und  die  unter  besonderen 
Umständen  zulässigen  Ausnahmen  bestimmt  die  vorgesetzte  Dienstbehörde. 

§  9.  Für  Dienstreisen  von  Beamten,  welche  sich  im  Vorbereitungsdienste 
beßnden,  werden  Tagegelder  und  Reisekosten  dann  nicht  gewährt,  wenn  die 
Reisen  lediglich  zum  Zwecke  der  Ausbildung  erfolgen.  Ob  letzteres  der  Fall  ist, 
entscheidet  die  vorgesetzte  Dienstbehörde.^ 

§  10.  Ist  der  persönliche  Rang  eines  Beamten  ein  höherer  als  der  mit 
dem  Amte  verbundene,  so  ist  der  letztere  für  die  Feststellung  der  Tagegelder- 
und  Reisekostensätze  maassgebend.  Beamte,  welche  im  Range  zwischen  zwei 
Klassen  stehen,  erhalten  die  für  die  niedere  Klasse  bestimmten  Sätze.  Ffir  Be- 
amte, denen  ein  bestimmter  Rang  nicht  verliehen  ist,  entscheidet  der  Ver- 
waltungscfaef  *)  in  Gemeinschaft  mit  dem  Hnanzminister  über  die  denselben  nach 
Maassgabe  dieses  Gesetzes  zu  gewährenden  Sätze.  In  gleicher  Weise  erfolgt 
die  Entschddung  darüber,  welche  Beamte  zu  den  im  §  1  unter  VII  und  VIII 
genannten  zu  zählen  sind. 

§  11.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1873  in  Kraft. 

§  12.  (Königl.  Verordn.  vom  15.  4.  1876).  Die  gesetzlichen  und  Ver- 
waltungs-VoTSchriften,  welche  für  einzelne  Dienstzweige  oder  Dienstgeschäfte 
bezüglich  der  den  Beamten  aus  der  Staatskasse  zu  gewährenden  Tagegelder 
und  Reisekosten  eigangen  sind,  bleiben  vorläufig  in  Kraft.  Eine  Abänderung 
derselben  kann  im  Wege  Königlicher  Verordnung  erfolgen. 

Die  in  den  vorstehenden  §§  1  und  4  bestimmten  Sätze  dürfen  jedoch 
nicht  überschritten  werden. 

Unter  gleicher  Beschränkung  kann  die  Gewährung  von  Tagegeldern  und 
Reisekosten  für  einzelne  Dienstzweige  oder  Dienstgeschäfte  auch  fernerhin  im 
Wege  Königlicher  Verordnung  besonders  geregelt  werden. 

Artikel  II.  (Ges.  v.  21.  6. 1897).  Soweit  Beamte  nach  Maassgabe  der  füf 
das  betreffende  Ressort  bestehenden  Bestimmungen  Dienstreisen  mit  unentgdüich 
gestellten  Verkehrsmitteln  ausführen,  haben  dieselben  an  Reisekosten  nur  die  be- 
stimmungsmässigen  Entschädigungen  für  Zu-  und  Abgang  zu  beanspruchen.') 


für  die  Rückreise  zu  erfolgen  (Min.-Erl.  vom  4.  1.  1844  und  3.  10.  1851)  aus- 
genommen bei  Rundreisen  (s.  Anmerk.  2,  c  auf  S.  193). 

h  Auch  für  Reisen  bei  der  ersten  Berufung  oder  Anstellung  im  unmittel- 
baren Staatsdienst  dürfen  dem  Beamten  Tas^egelder  und  Reisekosten  nicht 
bewilligt  werden;  »denn  erst  mit  dem  Antritt  der  Stelle,  nicht  mit  der  Berufung 
für  diese  ist  er  unmittelbarer  Staatsbeamter  geworden.«  (Min.-Erl.  vom  4.  Januar 
1873;  Min.-Bl.  S.  50). 

*)  Bei  Versetzungen  von  Beamten  werden  jedoch  die  persönlichen 
Tagegelder  und  Reisekosten  nach  dem  Dienstrange  der  Stelle,  i  n  welche,  und 
nidit  aus  welcher  die  Versetzung  erfolgt,  bewilligt  (s.  Nr.  6  der  Ausführungs- 
anweisung vom  4.  Mai  1877,  s.  S.  202).  Die  höheren  Bezüge  werden  aber  erst 
von  dem  Tage  gewährt,  an  welchem  die  Bestallung  oder  Beförderungs-Verfügung 
dem  Beamten  ausgehändigt  wird  (Min.-Erl.  vom  30.  Juni  1898). 

^  Die  Beamten  sind  auch  verpflichtet,  die  unentgeltlich  gestellten  Be- 
förderungsmittel zu  benutzen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Gestellung  un- 
mittelbar vom  Staate  oder  z.  B.  von  einer  Privatbahngesellschaft  erfolgt  (Erl.  d. 
Min.  d.  öff.  Arb.  v.  14.  12.  1898). 
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Artikel  III.  (Ges.  v.  21.  6.  1897).  Für  Beamte,  welche  durch  die  Art 
ihrer  Dienstgeschäfte  zu  häufigen  Dienstreisen  innerhalb  bestimmter  Amtsbezirke 
oder  zu  regelmässig  wiederkehrenden  Dienstreisen  zwischen  bestimmten  Orten 
genöthigt  werden,  können  an  Stelle  der  nach  den  §§  1  und  4  des  Gesetzes 
vom  24.  März  1873  beziehungsweise  Artikel  I  dieses  Gesetzes  zu  berechnenden 
Vergütungen  nach  Bestimmung  des  Verwaltungschefs  und  des  Finanzministers 
Päuschvergütungen  festgesetzt  werden. 

Artikel  IV.  (Ges.  vom  21.  6.  1897).  Für  die  Ansprüche  der  Beamten 
auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Reisekosten  und  Ts^egelder 
der  Staatsbeamten  sind  die  Ausführungsvorschriften  maassgebend,  die  vom 
Staaisministerium  oder,  soweit  gesetzlich  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
chefs beziehungsweise  des  Hnanzministers  begründet  ist,  von  diesen  getroffen 
werden.*) 

Artikel  V.  Die  Bestimmungen  im  §  12  des  Gesetzes  vom  24.  März  1873 
in  der  Fassung  der  Verordnung  vom  15.  April  1876  (Gesetz-Samml.  S.  107) 
finden  auf  die  vor  Erlass  des  g^enwärtigen  Gesetzes  ergangenen  gesetzlichen 
oder  sonstigen  Vorschriften,  welche  für  einzelne  Dienstzweige  oder  Dienstge- 
schäfte bezüglich  der  den  Beamten  aus  der  Staatskasse  zu  gewährenden  Tage- 
gelder und  Reisekosten  ergangen  sind,  mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass  die 
im  Artikel  I  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bestimmten  Sätze  nicht  überschritten 
werden  dürfen. 

Die  Bestimmungen  im  Artikel  I  §§  1  und  4  No.  I  und  II  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  finden  edoch  auf  diejenigen  Beamten,  welche  unter  den  §  2 
des  Gesetzes,  betreffend  die  den  Medizinalbeamten  für  die  Besorgung  gerichts- 
ärztlicher, medizinal-  oder  sanitätspolizeilicher  Geschäfte  zu  gewährenden  Ver- 
gütungen, vom  9.  März  1872  (Gesetz-Samml.  S.  265)  fallen,  so  lange  keine  An- 
wendung, als  die  Besoldungsverhältnisse  derselben  nicht  anderweitig  ger^ielt 
sein  werden. 

Diensteinkommen    des    nicht    vollbesoldeten 
Kreisarztes. 
§.  25.  Der  nicht  vollbesoldete  Kreisarzt  erhält: 
I.  Eine  pensionsfähige  Besoldimg.^) 


^)  Die  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  erlassenen  Aus- 
führungsvorschriften, z,  B.  der  Staatsministerialbeschluss  vom  13.  Mai  1884  sind 
auch  für  dieses  Gesetz  maassgebend.  (Urth.  d.  Reichsgerichts,  V.  Z.  S.,  vom 
28.  Januar  1901). 

^  Die  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  erhalten  keinen  Wohnungsgeld- 
zuschuss,  sondern  niu-  Oehalt  und  eine  pen0nliche  pensionsflhige 
Zulage. 

Die  dem  Abgeordnetenhause  vorgel^e  Denkschrift  sagt  in  dieser  Beziehung : 

»Hinsichtiich  des  Gehaltes  war  zu  unterscheiden  zwischen  dem  bereit 
zu  stellenden  Gehaltsdurchschnittssatz,  dessen  Multiplikation  mit  der  Zahl  der 
Stellen  den  verfügbar  zu  machenden  Gesammtbelrag  an  Gehalt  ergiebt,  und 
der  Gehaltsordnung.  Im  Bewusstsein  der  ausserordentlidien  Bedeutung,  weldie 
der  Gehaltsbemessung  für  die  Entwickelung  des  öffentiichen  Gesundheitswesens 
zukommt,  hatte  es  sich  die  Staatsregierung  angelegen  sein  lassen,  durch 
eingehende  Feststellungen  der  heimischen  Verhältnisse  und  Vergleichungen 
mit  den  Einrichtungen  anderer  deutschen  Staaten  die  Unterlagen  für  eine 
sachgemässe  Beurthdlung  dieser  Frage  zu  beschaffen.  Andererseits  war  bei 
der  Uehaltsbemessung  auch  auf  die  Wechselbeziehung  zu  den  vollbesoldeten 
Kreisärzten,  deren  Gehaltsbemessung  durch  den  Vergleich  mit  gleichartigen 
Beamtenkat^orien  gegeben  war,  Rücksicht  zu  nehmen.  Selbstverständlich 
musste  das  Gehalt  der  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  wesentlich  hinter 
demjenigen    der  vollbesoldeten   zurückbleiben,   da   die   ersteren   neben   dem 
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Für  die  Gelhaltszahlung  tind  das  Gnadenquartal  sind  die  Be- 


Qehalt  auch  noch  Oebfihren  und  die  Einkünfte  der  äiztlichen  Privatpnuds  be- 
ziehen und  eine  allzuhohe  Gehaltsbemessung  -  abgesehen  von  der  nierin  lie- 
genden Unbilligkeit  ^  zu  der  Gefahr  gefuhrt  haben  würde,  dass  die  Verwal* 
tung  für  die  Stellen  der  vollbesoldeten  Kreisärzte  keine  geeigneten  Persönlich- 
keiten gefunden  hätte.  Aus  diesen  Erwägungen  heraus  hatte  die  Staatsr^erung 
zu  dem  Staatshaushallsetat  für  1901  die  Gehaltsbemessung  auf  durdischnittli^ 
2250  Mark  als  auskömmlich  vorgeschlagen.  In  Folge  der  Anregung  des  Ab- 
geordnetenhauses ist  auf  Grund  einer  Verständigung  zwischen  der  Landes- 
vertretung und  der  Staatsregierung  bei  der  Etatsbaathuns;  eine  wesentlidie  Er- 
höhung des  Durchschnittsbetrages  erfolgt  und  letzterer  durch  den  gen.  Staats- 
haushsütsetat  auf  2700  Mark  festgesetzt  worden. 

Was  nun  die  Gehaltsordnung  betrifft,  so  hätte  die  für  die  Verwaltung  be- 
quemste R^[elune  in  einer  für  alle  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  gleichmässigen 
Bemessung  des  Gehaltes  bestanden  —  sei  es  nun,  dass  das  Gehalt  auf  einen 
bestimmten  Einheitssatz  oder  auf  einen  gleichen  Mindest-  und  Höchstbetrag  mit 
denselben  Gehaltsstufen  festgesetzt  wäre.  Eine  solche  schematische  Regelung 
würde  aber  nicht  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  insbesondere  nicht  den 
ausserordentlichen  VeRchiedenhdten  entsprochen  haben,  welche  hinsichtlich 
der  Sdiwierigkdten  der  einzelnen  Kreisarztstellen,  ihrer  Arbeitsbelastung  und 
ihrer  Einnahmen  bestehen.  Diese  Verschiedenheiten  sind  ausserordentlich  s;ross. 
Neben  Kreisarztstellen  mit  einem  recht  reichlichen  Einkommen  an  pensions- 
fähigen  Gebühren,  neben  Stellen  in  wohlhabenden  Bezirken,  die  nur  wenig 
amtliche  Arbeit,  aber  viele  Gelegenheit  zu  sonstiger,  gewinnbringender  Thätig- 
kdt  gfbcn  und  deshalb  sehr  umworben  sind,  giebt  es  eine  grosse  Zahl  von 
Stellen  namentlidi  in  ärmeren  G^;enden,  welche  oft  dne  grosse,  abo*  nidit 
dnträgliche  Arbdtslast  mit  sich  bringen,  oder  auch  solche,  mit  denen  zwar 
kdne  erhebliche  Arbdtslast  verbunden  ist,  deren  gesammte  Einkommensverhält- 
nisse aber  so  dürftig  sind,  dass  ihre  —  im  Interesse  des  Bezirks  und  sdner 
Bevölkerung  —  dringend  gebotene  Besetzung  mit  dnem  ordnungsmässig  aus- 
gebildeten Kreisarzt  ohne  Gewährung  einer  nennenswerten  Zulage  übeniaupt 
nicht  möglich  ist  Erwünscht  ist  femer  dne  Zulage  für  die  Gerichtsärzte, 
weiche  nmn  ihrem  Gehalt  pensionsfähige  Gebühren  überhaupt  nicht  beziehen. 

Die  vom  Abgeordnetenhause  angeregte  und  von  der  Staatsr^erunff 
acceptirte  wesentliche  Erhöhung  des  Gehaltsdurchschnittsbetrap^es  von  2250  atu 
2700  Mark  ermöglichte  dne  Modifizirung  des  reinen  Individualsystems  und 
sdne  Verbindung  mit  dem  System  der  aufstdgenden  Besoldung.  Eine  solche 
Regdung  war  bei  dem  Gehaltsdurchschnittsbetrage  von  2250  Mark  nicht  aus- 
führbar gewesen,  da  allsdtig  gewünscht  wurde,  dass  an  dnem  Gehaltsmindest- 
satz von  1800  Mark  festgäsuten  würde,  und  da  die  geringe  Spannung  von 
diesem  Satz  bis  zu  dem  Durchschnittssatz  nicht  die  genügenden  Mittel  bot,  um 
neben  der  Besserstdlung  schwieriger  Stellen  noch  allgemdn  Gehaltssteigerungen 
durchzuführen. 

Die  Verbindung  des  Stellenindividualsystems  mit  dnem  System  auf- 
stdgender  Besoldungen  ist  zwdfellos  als  Vorzug  zu  begrüssen.  Die  ninführung 
aufsteigender  Besoldungen  in  massigen  Grenzen  dürfte  auch  den  vielfach  bei 
den  Boathungen  im  Abgeordnetennause  zum  Ausdruck  gebrachten  Wünschen 
entsprechen.  Hiemach  ist  bei  der  Durchfühmng  der  Besoldungsregelung  für 
alle  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  dn  Gehalt  eingdührt,  welches  von  1800  bis 
auf  2700  Mark  stdgt;  daneben  sind  für  eine  grössere  Zahl  von  Stellen  je  nach 
der  Besonderheit  der  Verhältnisse  pensionsfähige  Zulagen  von  600,  900  und 
1200  Mark  festgesetzt 

Die  Bemessung  des  Gehaltsmindestsatzes  auf  1800  Mark  entspricht  den 
wiederholten  Erklämngen  der  Staatsregiemng  und  den  gldchen  Wünschen  des 
Hauses  der  Abgeordneten.  Die  Stdgemng  im  Gehalt  exiolgt  zwar  nach  Maass- 
gabe des  Dienstalters,  aber  nicht  in  der  form  von  Alterszulagen,  sondem  nach 
Maassgabe  dntretender  Vakanzen  in  zwei  weiteren  Stufen  auf  2250  und  2700 
Mark,  so  dass  sich  je  V3  sämmtlicher  Kreisärzte  in  den  Sätzen  von  1800,  2250 
und  2700  Mark  befindet  und  von  allen  der  für  die  nicht  vollbesoldeten  Kreis- 
ärzte fes^esetzte  Gehaltsdurchschnittssatz  von  2700  Mark  erreicht  wird.  Die 
Einfühmng  des  reinen  Besoldungssystems  nach  Dienstaltersstufen  mit  der  Wir- 
kung, dass  die  Gehaltsstdgemngen  ganz  unabhängig  von  dem  Eintritt  von 
Valoinzen  erfolgten,  erschien  nicht  angezeigt,  zumal  die  geringe  Zahl  der  Oe- 
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haltssteigerungen  nicht  die  geeignete  Grundlage  für  die  Einführung  dieses 
Systems  bot.    Das  für  das  Aufrücken  im  Oehalt  maassgebende  DiensSlter  be- 

gnnt  mit  der  Anstellung  ah  Kreisarzt  bezw.  als  Kreisphysikus,  während  die 
ienstzdt  als  Kreiswundarzt  im  Allgemeinen  nicht  berüdcsichtigt  wird.  Das 
Aufrücken  im  Gehalt  erfolgt  über  den  Bereich  der  Monarchie;  die  einzelnen 
Gehaltszulagen  werden  vierteljährlich  von  dem  Medizinalminister  verthdlt 

Die     persönlichen     pensionsfähigen    Zulagen     sind    so    fest- 
gestellt, dass 

auf    76  Stellen  Zulagen  von  je     600  Mark, 
.,    161      »  n         »     »     900      « 

»     26      »  »  »     »  1200      » 

entfallen.  Für  die  Auswahl  der  mit  Zulagen  zu  bedenkenden  Bezirke  und  für 
die  Bemessung  der  einzelnen  Zulasen  waren  als  allgemeine  Gesichtspunkte 
maassgebend:  Schwierigkeit  der  Stellenbesetzung,  Umtane;  der  amtsärztlichen 
Obli^:enheiten  ohne  gleichzeitige  Entschädigung  durch  Gebühren,  geringe  Ein- 

^    '*        '         derai 


nsdimen  von  pensionsfähigen  Gebühren,  besondere  durch  die  Höhe  der  amtlichen 
Bezüge  nidit  au^eeglichene  örtliche  Theuerungsverhältnisse.  Den  Festsetzungen 
der  einzelnen  Zulagen  sind  nochmalige  eingehende  Verhandlungen  mit  den 
Provinzialbdiörden  vorangegangen. 

Die  Staatsregierung  ist  der  Ueberzeugung,  dass  die  vorstehend  wieder- 
g^ebene  Besoidungsregelung:  die  Einführung  eines  in  massigen  Grenzen  stei- 
genden Gehalts  und  die  Festsetzung  einer  grösseren  2^1  von  pensionsfähieen 
Zulagen  einerseits  den  berechtigten  Wünschen  der  Kreisärzte,  andererseits  aen 
Bedürfnissen  der  Verwaltung  gmcht  wird,  welche  angesichts  der  ausserordent- 
lichen Veßdiiedenheiten  in  den  einzelnen  Kreisarztbezirken  mit  einer  schema- 
iischen  Gleichstellung  aller  Bezirke  hinsichtlich  der  Besoldung  nicht  auskommen 
bmn,  sondern  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auf  eine  differentielle  Behandlung 
entsdiddenden  Werdi  l^en  muss." 

Zur  Ausführung  gelangt  sind  diese  in  der  Denkschrift  niedeigelegten 
Grundsätze  durch  den  nachstehenden  Min.-Erl.  vom  7.  August  1901. 

»Durch  den  laufenden  Staatshaushalts-Etat  ist  für  die  nicht  vollbesoldeten 
Krdsärzte  an  Stelle  der  früher  in  Aussicht  genommenen  Durchschnittsbesoldung 
von  2250  M.  eine  solche  von  2700  M.  bereit  gestellt  Diese  wesentliche  Er- 
höhung der  Durchschnittsbesoldung  macht  es  angezeigt,  statt  des  beabsichtigten 
reinen  Individual-Stellensystems  ein  gemischtes  B^ldungsystem,  mit  aufsteigen- 
der Besoldung  und  mit  persönlichen  pensionsßUiigen  2!ufagen  einzuführen,  so 
dass  die  sämmtlichen  KreisäiTte  mit  zunehmendem  Dienstalter  wenigstens  den 
Besoldungsdurdischnittssatz  von  2700  M.  erreichen. 

Hiemach  bestimme  ich: 

1.  Die  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  erhalten  ein  pensionsfähiges  Gehalt 
von  1800  bis  2700  M.,  steigend  von  1800  auf  2250  und  2700  M.,  so  dass  je 
dn  Drittel  der  Kreisärzte  1800,  2250  und  2700  M.  erhalten.  Das  Auhücken 
in  die  einzelnen  Stufen  erfok^t  nach  Maassgabe  des  Dienstalters  je  nach  dem 
Eintritt  von  Vakanzen.  Die  Bewilligung  der  Gehaliszulagen  wird  von  hieraus 
verfügt  werden. 

2.  Daneben  werden  für  bestimmte  Stdlen  persönliche  pensionsfähige 
Zulagen  von  600, 900  und  1200  M.  gewährt.  Für  die  Gewährung  solcher  Zulag^ 
sind  folgende  Gesichtspunkte  maassgebend:  Schwierigkeit  der  Stellenbesetzung, 
Umfang  der  amtsärztlichen  Obliegenheiten  ohne  gleichzdtige  Entschädigung 
durdi  Gebühren,  geringe  Einnahmen  an  pensionsfähigen  Gebühren,  besondere, 
durch  die  Höhe  der  amtlichen  Bezüge  nicht  au^:egli(£ene  örtliche  Theuerungs- 
verhältnisse. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  sind  im  dortigen  Bezirk  die  in  der 
Anlage  I  aufgeführten  Krdsarztstellen  für  die  daneben  vermerkten  persönlichen 
pensionsfähigen  Zulagen  in  Aussicht  genommen. 

Ew.  Hochwoh^eboren  ersuche  ich,  die  Liste  einer  gefälligen^  Prilfung  zu 
unterziehen.  Begründeten  Abänderungsvorschlägen  innerhalb  des  Umfanges  da- 
für den  dortigen  Bezirk  voiigesehenen  Zulagen  l)in  ich  berdt  Folge  zu  geben; 
jedodi  ist  nidit  darauf  zu  rechnen,  dass  über  die  Gesammtsumme  der  Nach- 
weisung hinaus  weitere  Zulagen  für  den  dortigen  Bezirk  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden. 
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Stimmungen    des  Gesetzes   vom  6.  Februar  1881    (G.-S*  S.  17)    maass- 
gebend.  *) 

2.  Gebühren.^) 

3.  Eine  nidit  pensionsfähige  Entschädigung  für  Amtsunkosten. 
Sie  ist  für  dieselben  Zwecke  bestimmt,  wie  die  Amtsunkosten-Ent- 
Schädigung  des  vollbesoldeten  Kreisarztes,  aber  niedriger  als  diese 
bemessen,  da  der  nicht  vollbesoldete  Kreisarzt  einen  wesentlichen 
Theil  der  Amtsunkosten,  insbesondere  die  Gestellung  von  Räumen  schon 
für  die  Ausübung  der  privatärztlichen  Thätigkeit  zu  bestreiten  hat*) 

4.  Reisekosten   und  Tagegelder   nach  Maassgabe   der  gesetzlichen 
Bestimmungen.  *) 

Umzugskosten. 
§.  26.  Der  Kreisarzt  erhält  bei  Versetzungen  neben  den  ihm 
für  seine  Person  zustehenden  Tagegeldern  und  Reisekosten  Umzugs- 
kosten und  Vergütung  des  Miethszinses  nach  Maassgabe  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  (vergl.  Gesetz  vom  24.  Februar  1877,  G.-S. 
S.  15,  Ausf.  Erlass  der  Minister  der  Finanzen  tmd  des  Innern  vom 
4.  Mai  1877  *)  Erlass  des  Ministers  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegen- 
heiten vom  24.  August  1877,  M.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  S.  112,  242).*) 

Das  hauptsächlich  in  Betracht  kommende  Umxnfskottea-Qetets 
vom  24.  Februar  1877  (Ocs.  S.,  S.  15)  lautet  wie  folgt: 


Für  die  Gewährung  der  Zulagen  sind  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
Stellen,  nicht  diejenigen  des  jeweiligen  Stelleninhabers  maassgebend. 

Für  die  Oerichtsärzte,  deren  Einnahmen  an  Gerichtsgebühren  nicht  pen- 
sionsfähig sind,  sind  Zulagen  von  je  1200  M.  in  Aussicht  genommen;  an  diesen 
Sätzen  ist  festzuhalten).' 

Durch  Min.-Erl.  vom  21.  September  1901  ist  dann  die  endgültige 
Feststellung  des  Gehalts  und  der  persönlich  pensionsfähigen  Zulagen  erfolgt 
und  bestimmt,  dass  diese  in  gleicher  Weise  wie  das  Odalt  zu  zahlen  sind. 

0  Bezüglich  der  Gehaltszahlung  u.  des  Gnadenquartals  s.  Anm.  1 
auf  S.  177. 

*)  Betreffe  der  Gebühren  s.  Anm.  2.  auf  S.  179—182. 

^  Ueber  die  Amtsunkostenentschädtgung  spricht  sich  die  schon 
mehrfach  erwähnte  Denkschrift  wie  folgt  aus: 

»Zur  Deckung  der  Amtsunkosten  ist  durch  den  Staatshaushaltsetat  für 
1901  ein  Betrag  von  durchschnittlich  250,  höchstens  750  Mark  bereit  gestellt 
worden.  Die  geringe  Bemessung  gegenüber  dem  für  den  vollbesoldeten  Kreis- 
arzt ausgeworfenen  Betrag  findet  ihre  Rechtfertigung  in  dem  versdiiedenen 
Umfang  der  Dienstgeschäfte  und  des  Dienstaufwandes  sowie  in  der  Thatsadie, 
dass  die  nicht  voUb^ldeten  Kreisärzte  meist  schon  entsprechende  Einrichtungen, 
wie  Sprechzimmer,  für  die  Ausübung  ihrer  Privatpraxis  vorzuhalten  haben. 
Die  Bemessung  der  Entschädigung  für  die  einzelnen  Kreisarztstellen  ist  unter 
Berücksichtigung  der  von  den  Regierungs-Präsidenten  gemachten  Vorschläge  er- 
folgt. Bei  der  Ueberwdsung  sind  die  Regierungs  -  Präsidenten  ermächtigt, 
innerhalb  ihres  Bezirkes  kleinere  Verschiebungen  in  der  Bemessung^  der  Ent- 
schädigung vorzunehmen.  Bei  der  Anweisung  der  Entschädigungen  ist  die  Be- 
fugniss  hierzu  vorbehalten.« 

Im  Uebrigen  hat  der  nicht  vollbesoldete  Kreisarzt  aus  der  Amtsunkosten- 
entschädigung dieselben  Auslagen  zu  decken,  wie  der  vollbesoldete  (s.  auch 
Anm.  1  auf  S.  184). 

^)  In  Bezug  auf  die  Tagegelder  und  Reisekosten  gelten  für  den  nicht 
vollbesoldeten  Kreisarzt  die  gldoien  Bestimmungen  wie  für  den  vollbesoldeten 
(s.  S.  185  u.  folg). 

»)  S.  Anmerk.  2  auf  S.  202. 

^  S.  Anmerk.  1  auf  S.  203. 
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§  1..   Die  Staatsbeamten  ^)  erhalten  bd  Versetzungen  eine  Verg^fitung 
für  Umzugskosten *)  nach  folgenden  Sätzen:*) 

^  Es  sind  hierunter  nur  die  etatsmässig  angestellten  Beamten  zu  veretehen 
(s.  Anmerk.2  No.  2  auf  S.  202);  den  Kreisärzten  werden  jedoch,  entgegen  dem 
allgemeinen  Grundsätze,  bei  ihrer  Ernennung  zum  Kreisärzte  stets  Umzugskosten 
gewährt,  auch  wenn  sie  vorher  als  Kreisassistenzarzte  gegen  fixe  Remuneration 
oder  überhaupt  noch  nicht  im  Staatsdienste  angestellt  gewesen  sind;  denn 
nach  dem  Rund-Erlass  vom  10.  Oktober  1888  „waltet  ein  dienstliches  Interesse 
stets  ob,  wenn  eine  erledigte  Physikatsstelle  ausgeschrieben  und  demjenigen 
unter  den  Bewerbern  der  als  der  geeignetste  erscheint,  übertragen  wird.  Eine 
Versetzung  des  damaligen  Kreiswundarztes  N.  auf  Antrag  ohne  glddizeitiges 
dienstliches  Interesse  im  Sinne  des  Rund-Erlasses  vom  4.  Mai  1877  (No.  3.; 
s.  nachstehend)  ist  an  der  auf  Mitbewerbung  erfolgten  Verleihung  der  ausge* 
schriebenen  Stelle  nicht  zu  sehen,  und  muss  demgemäss  der  Ansprudi  dessselMi 
auf  Gewährung  von  Umzugs-  und  Reisekosten  in  Folge  seiner  Ernennung  zum 
Kreisphysikus  in  N.  als  gerechtfertigt  erachtet  werden.«. 

*)  Die  Vergütung  der  Umzugskosten  erfoljg:t  nur  dann,  wenn  der 
etatsmässige  Beamte  endgültig  aus  einer  Stelle  In  die  andere  versetzt  worden 
und  der  Umzug  thatsächlich  ausgeführt  ist  TReskr.  vom  15.  1.  1867). 
Sie  wird  femer  nur  dann  gewährt,  wenn  der  Ort,  von  welchem,  und  der 
Ort,  nach  welchem  die  Versetzung  stattfindet,  verschiedenen  Gemeindebehörden 
ang^ören  (Allg.  Anweisung  vom  13.  Mai  1884,  E);  die  Entfernung  fällt  dabei 
jedoch  nicht  ins  Gewicht,  sondern  die  Umzugskosten  stehen  dem  Beamten 
audi  bd  geringeren  Entfernungen  als  2  Kilometer  zu,  es  werden  in  diesem 
Falle  aber  keine  persönlichen  Reisekosten  gewährt  (Reskr.  vom  27.  5.  1857, 
§  6  der  Verordnung  vom  15.  4.  1876.) 

31    Hierzu    ist  die  nachstehende  obenerwähnte  Ausführungsanwei- 
es  Finanzministers  und  des  Ministers  des  Innern  vom  4.  Maf 
1877''erlasscn. 

1.  »Für  die  Feststellung  des  Dienstranges  des  Beamten  behufs  Zuzählung 
desselben  zu  einerder  im  §  1  des  Gesetzes  aufgeführten  Klassen  finden  die  für 
das  Gesetz  vom  12.  Mai  1873,  betreffend  die  Wohnungsgeldzuschüsse  der 
Beamten  (s.  S.  175)  sowie  die  für  das  Gesetz  vom  24.  März  1873  — und 
21.  Juni  1897  (s.  S.  185)  betreffend  die  Tagegelder  und  Reisekosten  der 
Staatsbeamten,  getroffenen  Festsetzungen  entsprechende  Anwendung. 

2.  Der  Anspruch  auf  Umzugskosten  steht  nur  den  etatsmässig  angestellten 
Beamten  und  den  im  höheren  Staatsdienste  ausseretatsmässig  besdiäftigten 
Assessoren  und  Räthen  in  dem  Falle  zu,  wenn  sie  vor  der  Versetzung 
bereits  gegen  eine  fixierte  Remuneration  dauernd  beschäftigt  waren  (§  3 
des  Gesetzes).    Betreffs  der  Medizinalbeamten,  s.  Anm.  7  auf  S.  201). 

3.  Nachdem  die  bisherige  Bestimmung  aufgehoben  ist,  wonach  eine  Ver- 
gütigung  für  Umzugskosten  nicht  stattfano,  wenn  die  Versetzung  lediglidi 
auf  den  Antrag  des  Beamten  erfolgte,  ist  es  Pflicht  der  über  die  Ver- 
setzung beschliessenden  Behörde,  die  hierauf  gerichteten  Anträge  der 
Beamten  vom  allgemeinen  dienstlichen  Standpunkte  einer  sorgmltigen 
Prüfung  zu  unterwerten.  Antrage  auf  Versetzung  unter  Bewilligung  der 
Umzugskosten  werden  in  der  R^el  nur  alsdann  zu  berücksichtigen  sein, 
wenn  dadurch  neben  den  persönlichen  Wünschen  der  Antragsteller  auch 
gleichzeitig  dem  dienstlichen  Interesse  entsprochen  wird.  Ob  letzteres 
der  Fall  ist,  bleibt  jedesmal  genau  zu  erwägen,  und  ist  im  Zweifelsfalle 
die  Entscheidung  des  Ministers  einzuholen. 

4.  Die  Erstattung  der  Miethe  (§4),  welche  der  versetzte  Beamte  für  seine 
an  dem  bisherigen  Aufenthaltsorte  innegehabte  Wohnung  vom  Tage 
des  Verlassens  der  letzteren  ab  noch  zu  entrichten  verpflichtet  gewesen  ist,  hat 
erst  nach  der  vollständigen  Auflösung  des  Miethsvertrages  zu  erfolgen.  Die 
Erstattung  erfolgt  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Beamte  nach  dem  Kon- 
trakte berw.  nachweisbar  zu  einer  früheren  Vermiethung  nicht  in  der 
Lage  war,  das  Leerstehen  der  Wohnung  obrigkeitlich  bescheinigt  und 
die  Zahlung  der  Miethe  glaubhaft  nachgewiesen  wird.  War  der  Beamte 
durch  die  vorliegenden  Umstände  gezwungen,  seine  Familie  noch  eine 
Zeit  lang  in  der  früheren  Wohnung  zurückzulassen,  so  kann  ihm  die 
Miethsentschädigung  gleichwohl  gewährt  werden.  Im  Uebrigen  bleiben 
alle  seither  in  Bezug  auf  die  Erstattung  von  Wohnungsmiethe  ergan- 
genen allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  in  Kraft. 
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auf  aUgemeiiic  Körten. 

anf  Tnanoftkoi 
Je  lÖToioac 

I. 

Beamte  der     I.  Rangklasse  ^ 

1800  Mk. 

24  Mk. 

IL 

»     II.  und  III.  Rangklasse 

1000 

0 

20    , 

III. 

,    IV.  Rangklasse 

500 

» 

10    . 

IV. 

.      V. 

300 

m 

8    . 

V. 

•     ,  welche  nicht  zu  den  obigen 
Klassen  gehören,  soweit  sie  gesetz- 
lich zu  einem  Tagegeldersatze  von 

g  M.  berechtigt  sind 

240 

n 

7    , 

VI. 

Subaltembeamte     der    Provinzial-, 
Kreis-    und    Lokalbehörden     und 
andere    Beamte     gleichen    Ranges, 
welche  nicht  zu  den  Beamten  der 

Klasse  V  gehören 

180 

m 

6    . 

VII. 

Andere  Beamte,  welche  nicht  zu  den 

Unterbeamten  zu  zählen  sind 

150 

u 

5    . 

VIII. 

Unterbeamte 

100 

m 

4    » 

Hr 


5.  Unter  »Familie«  im  Sinne  des  §  5  des  Gesetzes  sind  nicht  nur  Ehefrau, 
Kinder  und  Dtem.  sondern  auch  andere  nahe  Verwandte  und  Pflegekinder 
zu  verstehen,  soiem  der  Beamte  denselben  in  seinem  Hausstande 
Wohnung  und  Unterhalt  auf  Grund  einer  gesetzlichen  oder  moralischen 
Unterstützungsverbindlichkeit  gewährt.  Jedenfalls  muss  ein  eigener  Haus- 
stand von  dem  Beamten  geführt  werden. 

6.  Die  den  Beamten  bei  Versetzungen  zustehenden  persönlichen  Tage- 

§  eider  und  Reisekosten  weraen  nicht,  wie  die  Umzugskosten,  nach 
em  Dienstrange  der  Stelle,  aus  welcher,  sondern  in  welche  die  Ver- 
setzung erfolgt,  liquidirt.  Die  dem  ausseretatsmässigen  verheiratheten 
Beamten  bisher  nachgelassene  Begünstigung,  die  persönlichen  Reisekosten 
und  Tagegelder  auch  bei  Benutzung  von  osenbannen  und  Dampfschiffen 
nach  dem  Landwege  zu  liquidiren,  ist  aufgehoben. 

7.  Der  Ermächtigung  der  Minister  zur  Zahlung  der  Umzugskosten,  Mieths- 
entschädigungen,  persönlichen  Reisekosten  und  Tagegeldern,  bedarf  es  fort- 
an nur  noch  in  den  vorstehend  zu  2  und  3  bezeichneten  Fällen.  Die 
Bezirksr^erungen  sind  ermächtigt,  für  die  Folge  derartige  Zahlungen 
in  anderen,  als  den  vorbezeichneten  Fällen,  auf  die  hierzu  bestimmten 
etatsmässigen  Fonds  selbstständig  anzuweisen. 

Betreffs  der  Umzugskosten  der  Medizinalbeamten  bestimmt  jedoch 
der  R-£rlass vom  11.  März  1899:  «...  Zu  den  Beamten  der  allgemeinen 
Verwaltung  sind  der  Regierungs-  und  Medizinalrath  und  die  Kreis- 
medizinal^mten  nicht  zu  redinen;  dieselben  gehören  vielmehr  zum 
Ressort  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Verwaltung.  Die 
Umzugskosten  u.  s.  w.  dieser  Beamten  sowie  die  ihnen  bei  Versetzungen 
zustehenden  persönlichen  Reisekosten  und  Tagegelder  dürfen  daher  auch 
nicht  aus  den  bezüglichen  Fonds  der  Königl.  Regierung  entnommen, 
sondern  müssen  aus  dem  Fonds,  Kapitel  126  Titel  3  des  Haushaltsetats 
bestritten  werden.  Aus  diesem  Grunde  ist  durch  den  an  die  König- 
lichen Regierungen  gerichteten  diesseitigen  Rund-Erlass  vom  13.  März. 
1879  angeordnet  worden,  dass  die  Umzugs-Liquidationen  für  Beamte  des^ 
diesseitigen  Ressorts  ausnahmslos  zur  Festsetzung  und  Anweisung  hierher^ 
gereicht  werden." 

0  Betreffs  Feststellung  des  Dienstranges  der  Beamten  s.  No.  1 
der  Ausführungsanweisung  vom  4.  5.  1877  (S.  202);  maassgebend  für  die  Fest- 
stellung des  Dienstranges  ist  insbesondere  die  Rangordnung  vom 
9.  Februar  1817  (Ges.-S.,  S.  61,  s.  S.  144).  Soweit  der  Dienstrang  eines  Beamten 
nicht  feststeht,  ist  die  Entscheidung,  welcher  der  Klassen  derselbe  beizuzählen  , 
ist,  dem  Verwaltungschef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister  vorbehalten 
(Min.-Vcrf.  vom  28.  Aug.  1873). 

Für  die  dem  Ressort  des  Ministeriums  der  gdstiichen  u.  s.  w.  Angelegen- 
heiten angehörenden  Beamten  ist  in  dieser  Hinsicht  der  Rund-Erl.  d.  M.  d.  g.  u.  s.  w. 
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§  2.  Bei  Berechnung  der  Entfernung  ist  die  kflneste  hJirbare  Strassen- 
Verbindung  zu  Grunde  zu  legen  0«  Jede  angefangene  Strecke  von  10  Kilometer 
wird  ffir  volle  10  Kilometer  gerechnet 

§  3.  Die  nicht  etatsmässig  angestellten  Beamten  erhalten  bei  Versetzungen 
nur  Tagegelder  und  Reisekosten  ^  *).  Jedoch  sind  im  höheren  Staatsdienste 
ausseretatsmässig  beschäftigten  Assessoren  und  Rathen  Umzugskosten  alsdann 
zu  gewähren,  wenn  sie  vor  der  Versetzung  bereits  gegen  eine  fixierte  Remune- 
ration dauernd  beschäftigt  waren.   Ob  diese  Voraussetzungen  zur  Gewährung  von 

Ang.  vom  24.  August  1877  maassgebend.  Nach  diesem  Erlass  bezw.  nach  der 
Rangordnung  vom  7.  Februar  1877  gehören  von  den  Medizinalbeamten: 

Zu  Klasse  IL:  Die  Geheimen  Ober-Medizinalräthe  und  vortragenden 
Räthie  im  Ministerium  (Räthe  2.  Klasse);  die  Geheimen  Medizinalräthe  und 
vortragenden  Rathe  im  Ministerium  sowie  die  Geheimen  Obermedizinalräthe, 
welche  nicht  als  vortragende  Rathe  fungiren  (Räthe  3.  Klasse). 

Zu  Klasse  IIL:  Die  Refi^ierungs-  und  Medizinahäthe  sowie  die  Medizinal- 
räthe bei  den  Medizinal-KolTegien  fRäthe  4.  Klasse),  gleichgültig,  ob  sie  den 
Charakter  als  »Geheime  Medizinalräthe«  besitzen  oder  nicht,  und  die  ordent- 
lichen Professoren  der  Universitäten. 

Zu  Klasse  IV. :  Die  Kreisärzte  (gleichgültig,  ob  Ihnen  persönlich  der  Rang 
der  Räthe  IV.  Klasse  unter  Verleihung  des  Titels  Medizinahath  oder  Geh.  Me- 
dizinalrath  verliehen  ist,  die  Medizinalassessoren  bei  den  Medizinal- Kollegien, 
die  Kreisassistenzärzte  und  die  ausserordentiichen  Professoren  auf  den 
Universitäten. 

M  Als  kürzeste  fahrbare  Strassenverbindung  ist  im  Sinne  des  Ge- 
setzes der  kürzeste  fahrbare  Landweg  anzusehen.  Wenn  jedoch  der  Ort,  von 
welchem  und  der  Ort,  nach  welchem  die  Versetzung  eines  Beamten  stattfindet, 
durch  ununterbrochenen  Schienenweg  oder  durch  eine  ununterbrodiene,  zur 
Beförderung  von  Gütern  benutzbare  wasserstrasse  in  kürzerer  Entfernung  als 
auf  dem  Landwege  verbunden  sind,  so  gilt  die  kürzeste  derartige  Ver- 
bindung als  kürzeste  fahrbare  Strassenverbindung. 

Behufs  Ermittelung  der  maas^ebenden  kürzesten  Strassenverbindung  sind 
die  2  km  oder  mehr  betragenden  Entfernungen  zwischen  dem  Anfongs-  oder 
Endort  des  Umzuges  und  dem  zugehörigen  gleichnamigen  Bahnhof  als  Schienen- 
weg, solche  Thdlstrecken,  auf  welchen  beladene  Wagen  mittelst  Schiffs,  Trajekts, 
Fähre  u.  s.  w.  zu  Wasser  befördert  werden,  als  fahrbarer  Landweg  in  Anrechnung 
zu  bringen  (Stäats-Min.-Beschl.  vom  13.  Mai  1884;  No.  2  E). 

Eine  Unterscheidung  der  Strecken,  welche  auf  Eisenbahnen  oder  Dampf- 
schiffen zurückgelegt  werden  können,  von  solchen,  bei  welchen  dies  nicht  der 
Fall  ist,  wie  solches  bei  der  Berechnung  der  Reisdcosten  geschieht,  findet  bei 
der  Bemessung  der  Umzugskosten  nicht  statt. 

*)  Das  im  §  3  zum  Ausdruck  gebrachte  Prinzip,  daß  nur  den  etatsmäasigen 
Beamten  Umzugskosten  vergütet  weraen,  entspricht  der  im  §  1  des  Allerhöchsten 
Erlasses  vom  26.  März  1855  gegebenen  Vorschrift,  die  auf  der  Erwägung  be- 
ruht, dass  nur  die  etatsmässig  mit  fixirter  Besoldung  ansptdlten  Beamten  einen 
durdi  ihre  dienstliche  Stellung  bedingten  Wirkungskreis  mit  festem  Wohnsitz 
haben,  mithin  auch  nur  von  ihnen  auf  Grund  ihrer  gesicherten  Stellung  die 
Niederlassung  an  einem  bestimmten  Orte  unter  Einrichtung  einer  eigenen 
Wirthschaft  zu  erwarten  sein  und  daher  eigentlich  nur  bei  ihnen  von  einer 
'  [ersetzung,  die  ausser  den  persönlichen  Reisekosten  auch  die  Aufwendung  er- 
eblicher  Umzugskosten  erfordere,  gesprochen  werden  könne.  Nur  zu  Gunsten 
^iner  Beamtenkategorie,  der  im  höheren  Staatsdienste  ausseretatsmässig  be- 
.fschäftigten  Assessoren  und  Räthe,  ist  eine  Ausnahme  gemacht,  da  diese  Bcimten 
*erst  nach  längerer  Dienstzeit  und  im  vorgerückten  Lebensalter  zur  etatsmässigen 
Anstellung  gelangen  (s.  Motive  z.  Gesetz).  Vorausgesetzt  wird  aber,  dass  diese 
Beamten  vor  ihrer  Versetzung  bereits  gegen  eine  fixirte  Remuneration 
^  dauernd  beschäftigt  waren.  Diese  Ausnahme  wird  auch  bei  den  gegen  fixirte 
^  Remuneration  angestellten  Kreisassistenzärzteh  gemacht  (s.  Anm.  1  S.  202). 
\  »)  Die  nicht  etatsmässig  angestellten  Beamten  bei  Versetzungen 

^TIKgewährenden  Tag^elder  und  Reisekosten  richten  sich  nach  den  Bestimmungen 
der^esctze  vom  24.  März  1873  und  21.  Juni  1897.  Die  frühere  Vergünstigung, 
wonaati  diese  Beamten,  wenn  sie  verheirathet  waren,  ihre  persönlichen  Reise- 
kosten Hind  Tagegelder  auch  bei  Benutzung  von  Eisenbahnen  nach  dem  Land- 
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Umzngskosten  vorhanden  sind,  entscheidet  der  Ressortchef  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  0- 

§  4.  Die  zu  Umzugskosten  berechtigten  Beamten  erhalten  ausser  den- 
selben für  ihre  Ptt^n  Tagegelder  und  Reisekosten  ^')*) '). 

Auch  ist  diesen  Beamten  der  Miethzins  zu  vergüten,  welchen  die- 
selben fflr  ihre  Wohnung  an  ihrem  bisherigen  Aufenthaltsorte  auf  die  Zeit  von 
dem  Verlassen  der  letzteren  bis  zu  dem  Zeitpunkte  haben  aufwenden  müssen, 
mit  welchem  die  Auflösung  des  Miethsverhältnisses  möglich  war.^    Diese  Ver- 

wege  liquidiren  durften,  ist  aufgehoben  (Siehe  No.  6  der  Ausf.  Anw.  R-ErL  vom 

4.  Mai  1877,  Anm.  2  S.  202). 

')  Beamte,  welchen  die  kommissarische  Verwaltung  einer  etats- 
massigen  Stelle  übertragen  wird,  haben  zunächst  nur  auf  persönliche 
Reisek(»ten,  aber  nicht  auf  rttrlementsmässige  Umzueskosten  Anspruch.  Es  ist 
jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  denselben  späternin  nach  ihrer  defini- 
tiven Ernennung  diejenige  Vergütung  an  Umzugskosten  gewährt  wird,  welche 
ihnen  zustehen  wtole,  wenn  sie  erst  zur  Zeit  der  dauernden  Verleihung  der 
Stdle  sich  nach  dem  neuen  Bestimmungsorte  zu  begeben  hätten,  vorausgesetzt, 
dass  sie  bereits  vorher  im  Staatsdienste  ^^estanden  häen  und  der  §  7  nicht  für 
sie  Anwendung  findet  (Verf.  d.  Qen.-Direktors  der  Steuern  vom  31.  März  1869, 
Min.-BL  S.  132;  veigl.  ausserdem  vorher  Anm.  2}. 

*)  Die  den  B^unten  bei  Versetzungen  zustehenden  persönlichen  Tage- 
c^lder  und  Reisekosten  werden  nidit,  wie  die  Umzugskosten,  nach  dem 
Dienstrange  der  Stelle,  aus  welcher,  sondern  in  welche  die  Versetzuns;  erfolgt, 
liquidirt  (s.  No.  6  der  Anweisung  vom  4.  Mai  1877,  S.  202).  Für  den  Fall  jedodi, 
dass  B«imte  unter  Beibehaltung  ihres  höheren  Ranges  in  ein  mit  geringerem 
Range  verbundenenes  Amt  versetzt  werden,  können  dieselben  für  die  Zureise 
die  ihnen  bis  dahin  zustehenden  höheren  Reisekosten  und  Tagegelder  liquidiren 
(Verf.  des  Oen.-Direktors  der  Steuern  vom  24.  März  1858;  Min.-Bl,  S.  66). 

^  Der  §  4  des  Oesetzes  gewährt  nur  den  Anspruch  auf  den  Ersatz 
der  Kosten  einer  Reise;  es  ist  deshalb  für  eine  zweite  Reise  behufs  Heran- 
ziehung der  Familie  und  Mobiliars  eine  Vergütung  nicht  zu  bewilligen  (Min.-Verf. 
vom  31.  März  1869;  Min.-BL,  S.  132}. 

Dagegen  können  kommissarisch  angestellten  Beamten  bei  ihrer  definitiven 
Anstellung  nochmals  die  persönlichen  Reisekosten  gewährt  weiden,  falls  sie 
zur  Regelung  ihrer  häuslichen  Verhältnisse  nach  ihrem  früheren  Wohnorte 
zurückkehren  müssen;  jedoch  ist  in  jedem  Falle  auf  den  betreffenden  Liqui- 
dationen ausdrücklich  die  Nothwendigkeit  dieser  Rückreisen  und  ihre 
thatsächliche  Ausführung  zu  beschehiigen.  (Rund-Erlass  d.  Min.  d.  Firn 
vom  11.  August  1870;  Min.-BL  1871,  S.  41). 

^  Tagegelder  und  Reisekosten  können  selbstverständlich  nur  bei  einer 
Entfernung  von  2  km  und  mehr  beansprucht  werden  und  müssen  nach  Maass- 
gabe der  Gesetze  vom  24.  März  1873  und  21.  Juni  1897,  betreffend  die  Tage- 
gelder und  Reisekosten  der  Staatsbeamten,  liquidirt  werden. 

^  Bei  Strafversetzungen  mit  Verlust  des  Anspruchs  auf  Um- 
zugskosten (§  16  Abs.  1  des  Disziplinargesetzes  vom  21.  Juli  1752  Oes.  S. 

5.  465)  sind  auch  die  persönlichen  Reisekosten  nicht  zu  gewähren  (Erl.  d. 
Min.  d.  Fin.  vom  28.  März  1867,  Abs.  7,  Min.-BL,  S.  179). 

•)  Betreffs  Erstattung  der  Miethe  siehe  No.  4  der  Ausführungs- 
anwdsung  vom  4.  Mai  1877,  S.  202.  Die  Gewährung  der  in  Fällen  der  Ver* 
Setzung  eines  etatsmässig  angestellten  Beamten  zulässigen  Vergütung  derjenigen 
Wohnungsmiethe,  welche  der  Beamte  an  seinem  früheren  dienstlichen  Wohnorte 
fortzuentrichten  genöthigt  ist,  kann  auch  dann  erfolgen,  wenn  nach  der  Ver- 
setzung noch  eine  Benutzung  der  Wohnung  zur  Aufbewahrung  der  Effekten 
des  Beamten  stattgefunden  hat  (Staatsminist-BeschL  v.  5.  Dezember  1863). 
Ausgesdilossen  hiervon  sind  jedoch  diejenigen  Fälle,  wo  das  Verbleiben  der 
Familie  bezw.  der  Effekten  des  Beamten  in  der  Wohnung  die  Auflösung  des 
Miethsverhältnisses  bezw.  die  anderweite  Vermietnung  der  Wohnungs- 
räumlichkeiten unmöglich  gemacht' hat  Ob  diese  Voraussetzung  zutrifft,  ist 
in  jedem  Falle  unter  Würdigung  der  thatsächlichen  Umstände  soiigfältig  zu 
orüfen.  (Rund-ErL  d.  M.  d.  L  u.  d.  Fin.  vom  13.  Oktober  1882,  Min.-Bl., 
d.  262).  Es  kann  insbesondere  von  dem  versetzten  Beamten  ein  Nachweis 
darüber  verlangt  werden,  dass  gewisse  Bemühungen  von  ihm  angewandt  seien. 
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gütung  darf  längstens  für  einen  neunmonatlichenZdtntum  gewährt  werden.^  ^ ')  ^)  ^ 
Hat  der  Beamte  im  eigenen  Hause  gewohnt,  so  kann  demselben  eine  Ent- 
schädigung bis  höchstens  zum  halbjährigen  Betrage  des  ortsüblichen  Miethswerths 
der  inn^[ehabten  Wohnung  gewährt  werden.  •) 

§  5.  Beamte  ohne  Familie  ^  erhalten  nur  die  Hälfte  der  im  §  1  fest- 
gesetzten Vergütung^*). 

§  6.  Von  den  Vergfitungssätzen  (§  1)  kommt  derjenige  in  Anwendung, 
welchen  die  Stellung  bedingt,  aus  welcher  —  nicht  in  welche  —  der  Beamte 
versetzt  wird.  ^) 

um  eine  frühere  Auflösung  des  Miethsverhältnisses  bezw.  eine  anderweitige 
Vermiethung  seiner  Wohnung  herbeizuführen. 

')  Wird  die  Wohnung  eines  versetzten  Beamten  innerhalb  der  Zeit,  für 
welche  der  letztere  nach  dem  Kontrakte  zur  Zahlung  der  Miethe  verpflichtet 
ist,  anderweit  vermiethet,  so  ist  die  für  jene  Zeit  oder  einen  Thdl  derselben 
von  dem  neuen  Miether  erhaltene  Miethe  auf  den  von  dem  versetzten  Beamten 
zu  zahlenden  Miethszins  in  Anrechnung  zu  bringen  (Rund-Erl.  d.  nn.-Min.  vom 
15.  Mai  1855;  Min.-Bl.,  S.  161). 

*)  Wird  die  Miethe  nicht  blos  für  Wohnung,  sondern  auch  für  einen 
damit  verbundenen,  nicht  besonders  veranschlagten  Garten  oder  Acker  etc. 
entrichtet,  so  soll  der  Miethswerth  der  letzteren  abgeschätzt  und  von  dem  zu 
liquidirenden  Werthsbetrage  wieder  abgesetzt  werden.  (Rund-Erl.  des 
Generaldirektors  der  Steuern   vom  25.  November  1840,  Min.-Bl.  1841,  S.  51). 

■)  DieMiethsentschädigung  wird  nicht  gewährt,  wenn  einer  der 
nach  §§  1  und  3  zu  Umzugskosten  berechtigten  Beamten  auf  Grund  eines  die 
Entfernung  aus  dem  Amte  mit  Verlust  der  Umzugskosten  verhängenden 
Disziplinarurtheils  entlassen  ist  (Verf.  d.  Just-Min.  vom  15.  Januar  1867; 
Just.-Min.-Bl.  S.  19;  s.  auch  Anm.  5,  S.  205). 

«)  Die  Miethszinsvergütung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  der 
versetzte  Beamte  seinen  bisherigen  Aufenthaltsort  verlässt;  liegen  nicht  be- 
sondere Umstände  zu  einer  abweichenden  Annahme  vor,  so  wird  in  der  Regel 
der  Tag,  für  welchen  die  Versetzung  des  Beamten  ausgesprochen  ist,  ohne 
Weiteres  auch  als  Tag  des  Verlassens  seines  früheren  Wohnortes  angesehen. 

^)  Behufs  An  Weisung  der  Liquidationen  über  Miethszinsvergütung 
ist  die  Beibrin^ng  des  Miethskontraktes,  des  polizeilichen  Zeugnisses  über  das 
völlige  oder  theiiweise  Leerstehen  der  Wohnung  und  der  beglaubigten  Quittung 
des  Vermiethers  erforderlich  (s.  No.  4  der  Ausf.-Anw.  vom  4.  Mai  1877,  S.  202). 

®)  Hat  der  Beamte  im  eigenen  Hause  gewohnt  oder  in  einem  Hause, 
dessen  Niessb rauch  ihm  zustand,  so  hat  derselbe  vor  der  Gewährung  der 
Vergütung  pflichtgemäss  zu  versichern,  dass  es  ihm  aller  angewandten 
Mühe  ungeachtet,  nicht  möglich  gewesen  sei,  die  innegehabte  Wohnung  für 
jenen  Zeitraum  anderweit  zu  vermiethen.  (Staatsministerialbeschluss  vom 
18. April  1867  bezw.  Rund-Erl.  d.  Min.  d.  geistl.  u.s.w.  Angeleg.  vom  24.iVlai  1867, 
Min.-Bl.  S.  249). 

')  Ueber  den  Begriff  »Familie«  s.  No.  5  der  Ausführungs-Anweis.  vom 
4.  Mai  1877,  S.  202. 

^  Die  Gewährung  des  vollen  Satzes  der  Umzugskosten  (§§  1 
und  5  d.  Ges.)  ist  nicht  von  dem  Umstände  abhängig  zu  machen,  dass  die 
Uebersiedelung  thaisächlich  mit  Familie  bewirkt  worden  ist,  sondern  lediglich 
davon,  dass  der  Beamte  zur  Zeit  des  Umzuges  Familie  gehabt  hat. 
Die  Umzugskosten-Liquidationen  sind  daher  in  Zukunft  zutreffenden  Falls 
dahin  zu  bescheinigen,  dass  der  Betreffende  zur  Zeit  des  Umzuges  Familie  im 
Sinne  der  Bestimmung  unter  No.  5  der  Rund-Verfg.  vom  4.  MS  1877  gehabt 
hat  (Rund-Erl.  d.  Min.  d.  I.  und  der  Fin.  vom  31.  Juli  1881;  Min.-Bl.,  S.  178 
bezw.  d.  M.  d.  g.  etc  Angel,  vom  16.  August  1881;  G.  III  2420). 

^  Für  die  Uebersiedelung  des  Dienstpersonals  des  Beamten  nach  dem 
neuen  Amtsorte  wird  eine  besondere  Entschädigung  nicht  gewährt. 

^  Es  verhält  sich  demnach  mit  der  Bemessung  der  Umzugskosten 
umgekehrt,  wie  mit  der  der  persönlichen  Reisekosten  und  Tagegelder,  da 
diese  letzteren  nach  der  neuen  amtlichen  Stellung  des  Beamten,  als  derjenigen, 
in  welcher  er  die  Dienstreise  thatsächlich  ausführt,  liquidirt  werden.  Der  §  6 
findet  ebenso  Anwendung,  wenn  ein  Beamter  in  eine  höhere,  wie  wenn  er 
in  eine  mit  geringerem  Range  verbundene  Dienststellung  versetzt  wird. 
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§  7.  Personen,  welche  ohne  vorher  im  Staatsdienste  gestanden  zu  haben, 
in  denselben  übernommen  werden '),  kann  eine  durch  den  Verwaltungschef  im 
Einverständnis  mit  dem  Hnanzminister  festzusetzende  Ve]:]gütung  für  Umzugs- 
kosten ")  gewährt  werden »). 

§  8.  Auf  Wartegeldempfänger,  welche  wieder  in  den  aktiven  Staats- 
dienst aufgenommen  werden,  findet  dieses  Gesetz  mit  der  Maassgabe  Anwendung, 
dass  für  die  Umzugskostenvergütung  die  Entfernung  zwischen  dem  Wohnorte 
des  Wart^ieldempfängers  und  dem  neuen  Amtssitze  desselben  zu  Grunde  zu 
legen  ist.*) 

§  9.  Die  Bestimmungen  im  §  10  des  Gesetzes,  betreffend  die  Tage- 
gelder und  Reisekosten  der  Staatsbeamten  vom  24.  März  1873  (Ges.  S.  S.  122) 
finden  bei  Festsetzung  der  Vergütung  für  Umzugskosten  entsprechende  An- 
wendung.') 

Aerztliclie  Praxis  und  Nebenämter. 

§.  27.  In  Betreff  der  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  und  der 
Uebemalhme  von  Nebenämtern  u.  s.  w.  gelten  folgende  Vorschriften: 

I.  Die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis  mit  Ausnahme  von 
dringenden  Fällen  und  von  Konsultationen  mit  anderen  Aerzten  ist 
dem  vollbesoldeten  Kreisarzte  untersagt  (§.  3,  Abs.  4  d.  G.).^ 

Dem  nicht  vollbesoldeten  Kreisarzte  ist  die  Ausübung  der  ärzt- 
lichen Privatpraxis  gestattet.  Es  darf  indessen  darunter  die  amt- 
liche Thätigkeit  nicht  leiden.  Der  Regierungspräsident  ist  befugt,  aus 
dienstlichen  Gründen  eine  Einschränkung  der  ärztlichen  Privatpraxis 
zu  fordern.'^ 


Auch  wenn  der  Beamte  noch  während  seines  Aufenthalts  an  seinem 
früheren  Wohnsitze  den  Amtscharakter  seiner  neuen  Dienststellung 
erlangt,  wenn  also  eine  Rangerhöhung  oder  Erniedrigung  schon  vor  dem 
Versetzungstermine  eintritt,  sind  die  allgemeinen  Umzugs-  und  die  Transportkosten 
nach  der  bisherigen  Dienststellung  des  Beamten  zu  bemessen.  (Rund-Erl.  d. 
Fm.  Min.  vom  28.  März  1867;  Min.-Bl.,  S.  179). 

*)  Der  §  7  findet  nicht  nur  bei  Uebemahme  solcher  Personen  Anwendung, 
welche  überhaupt  noch  nicht  vorher  im  preussischen  Staatsdienste 
gestanden  haben,  sondern  auch  bei  der  Wiederanstellung  von  pensionirten 
oder  früher  endgültig  aus  dem  Staatsdienste  ausgeschiedenen  Beamten 
{s.  Erl.  d.  Gen.-Dir.  d.  Steuern  vom  30.  Juni  1858;  Min.-Bl,  S.  204).  Auch  für 
die  aus  dem  Reichsdienste  in  den  preussischen  Staatsdienst  übernommenen 
Beamten  ist  der  §  7  maassgebend  (Erl.  des  Fin.-Min.  vom  8.  1879;  Min.-Bl. 
1880,  S.  5).  Betreffs  der  aus  dem  Stande  der  praktischen  Aerzte  ernannten 
Medizinalbeamten  s.  Anmerk.  1,  S.  202. 

*)  Unter  »Umzugskosten**  sind  hier  nach  dem  Wortlaut  und  Zusammen- 
hang des  Gesetzes  nur  die  im  §  1  vorgesehenen  Vergütungen  für  allgemeine 
Kosten  und  Transportkosten  zu  verstehen,  und  können  dimer  auch  nur  diese 
innerhalb  der  dort  festgesetzten  Satze,  nicht  aber  auch  die  persönlichen  Reise- 
kosten und  Tagegelder,  sowie  die  Miethsentschädigung  (§  4  des  Gesetzes)  in 
den  im  §  7  vorgesehenen  Fällen  bewilligt  werden. 

^  Die  Bewilligung  einer  ausnahmswdsen  Umzugskostenvergütung  ge- 
schieht nur  auf  Antrag;  der  letztere  ist  bei  der  nächstvotigesetzten  Behörde  unter 
ausführlicher  Begründung  und  Darlegung  der  besonderen  Umstände  einzureichen. 

^)  Betreffe  der  pensionirten  Beamten  vergl.  vorher  Anmerk.  1. 

2  S.  Seite  185  u.  folg. 

^  Betreffs  der  Ausüoung  der  ärztlichen  Praxis  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte  s.  Anm.  2  auf.  S.  128. 

^  Hinsichtlich  der  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  seitens  der  nicht 
vollbesoldeten  Kreisärzte  enthält  das  Kreisarztgesetz  keine  einschränkenden 
Vorschriften;  da  aber  auch  der  nicht  vollbesoldete  Kreisarzt  jetzt  im  Hauptamte 
mit  Pensionsberechtigung  angestellt  ist,  so  ergiebt  sich  daraus  das  Recht  des 
Regierungspräsidenten,  erforderlichenfalls  aus  dienstlichen  Gründen  eine  Ein- 
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2.  Der  vollbesoldete  Kreisarzt  darf  kein  Nebenamt  und  keine 
Nebenbesdiäftigung,  mit  welcher  eine  fortlaufende  Vergütung  ver- 
bunden list,  ohne  Gendmiigung  derjenigen  Zentralbehörden  über- 
ndmien,  welchen  das  Haupt-  imd  das  Nebenamt  untergeben  ist. 

Die  Gen^migung  wird  nur  widerruflich  ertheilt.  Die  Zentral- 
bdiörden  des  Haupt-,  wie  des  Nebenamtes  sind  gleich  befugt,  diesen 
Widerruf  jederzeit  eintreten  zu  lassen.  Eine  Entschädigung  für  den 
Verlust  der  mit  dem  Nebenamte  verbundenen  Einnahmen  und  sonsti- 
gen Vortheile  kann  nicht  in  Anspruch  genommen  werden.  Bei  der 
Versetzung  des  betreffenden  Beamten  bedarf  es  einer  erneuten 
Genehmigung  zur  Beibehaltung  des  Nebenamtes  (vergl.  Allerhöchste 
Kabinets-Ordre  vom  13.  Juli  1839  —  G.-S.  S.  235  —  Verordnung 
vom  23.  September  1867,  §.  i,  Nr.  5  —  G.-S.  S.  1619  ^. 

Die  Kabinetsordre  vom  13.  Juli  1839  betreffs  Uebernahme  von 
Nebenämtern,  die  durch  Verordnung  vom  23.  September  1867  auch  für 
die  neuerworbenen  Landestheile  eingeführt  ist,  lautet: 

U  „Kein  Staatsbeamter  darf  ein  Nebenamt  oder  eine  Nebenbeschäf- 
tigung, 0  mit  welcher  eine  fortlaufende  Remuneration  verbunden  ist,  ohne  vor- 


schränkung  der  privatärztlichen  Thätigkeit  zu  fordern,  z.  B.  wenn  die  berech- 
tigte Annahme  vorliegt,  dass  dadurch  die  Dienstgeschäfte  vernachlässigt  oder 
beeinträchtigt  werden.  Die  Motive  zum  Gesetze  sagen  hierzu:  „Der  Entwurf 
beruht  femer  auf  der  Voraussetzung,  dass  der  Kreisarzt  —  es  ist  hier  der 
nicht  vollbesoldete  gemeint  —  zur  Ausübung  der  Privatpraxis,  zum  Oe- 
bührenbezuee  und  mit  Genehmigung  der  Zentralbehörde  auch  zur  Ueber- 
nahme besoldeter  Nebenämter  berechtigt  ist  Es  ist  hierbei  selbstverständlich, 
dass  der  Kreisarzt  den  auch  schon  jetzt  bestehenden  Schranken  unterworfen 
bleibt,  dass  er  in  erster  Linie  seine  Zeit  und  Arbeitskraft  seiner  amt- 
lichen Thätigkeit  zuzuwenden  hat.« 

0  Was  unter  Nebenamt  und  Nebenbeschäftigung  zu  verstehen 
ist,  darüber  sagt  die  in  Nr.  1  des  Justizministerialblattes  für  1893  veröffentlichte 
Zusammenstellung  unter  No.  3  u.  4: 

3.  „Als  Nebenamt  ist  jede  Thätigkeit  neben  dem  Hauptamte  zu  be- 
trachten, die  sich  als  ein  öffentiiches  Amt  im  Reiche  oder  Staate,  in  der 
Kommunalverwaltung,  im  Dienste  von  Kirche  und  Schule  oder  einer  son- 
stigen rechtiichen  Korporation  darstellt,  insbesondere  auch  dieMitgliedschaft 
in  verwaltenden  (nicht  bloss  beschliessenden)  Körperschaften,  (wie  Stadt- 
verordneten-Versammlung, Kreisausschuss,  Bezirksausschuss,  Provinzial- 
ausschuss,  Provinzialrath  etc.;  Min.-Erl.  vom  21.  Dezember  1886).  Darauf, 
ob  das  Nebenamt  mit  Dienstbezfigen  verknüpft  ist,  kommt  es  nicht  an ; 
auch  zu  bloss  ehrenamtiichen  Stellungen  (Waisenrath,  als  Mitglied  städti- 
scher Deputationen  und  Kommissionen  etc.)  ist  Genehmigung  erforderlich 
(Entscheidung  des  Oberverwaltungsgericht  vom  26.  Mai  1883). 

Als  Nebenamt  gilt  hingegen  nicht  die  Mitgliedschaft  in  lediglich 
beschliessenden  Organen  der  Selbstverwaltung  (wie  z.  B.  Kreistag  [Min.- 
Erl.  vom  24.  11.  1873],  Provinziallandtag,  kirchliche  Synoden  -  auch 
Gemeindekirchenrath  [Min.-Erl.  vom  13.  Juli  1874]  —  und  die  von 
solchen  Synoden  gebildeten  Visitations-Kommissionen  etc).  Wenn  es 
aber  auch  zum  Eintritt  in  solche  Körperschaften  der  Genehmigung  nicht 
bedarf,  so  ist  der  Beamte  gleichwohl  verpflichtet,  soweit  er  dur(£  seine 
Theilnahme  an  den  Verhandlungen  jener  Oiigane  seinem  Hauptamte 
entzogen  wird,  Urlaub  nachztisuoien. 

Die  Wahrnehmung  der  Funktionen  als  Geschworener  oder 
Schöffe  ist  gleichfalls  als  ein  Nebenamt  nicht  zu  achten  (s.  ^  62  u.  6S 
Verordnung  vom  3.1 .1849,  Ges.-S.  S.  14  u.  Ger.-Verf.-Ges.  vom  27. 1. 1877). 

4.  Als  Nebenbeschäftigung,  zu  der  es  einer  Genehmigung  bedarf, 
wird  jede,  auch  die  unentgeltliche  und  auch  die  einmalige  oder  vorüber- 
gehende Thätigkeit  angesehen,  zu  der  ein  Beamter  sidi  gegenüber  einer 
Kdchsbehörde,  einer  anderen  Staatsbehörde,  einer  Kommunal-,  Kirdien- 
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gangige  ausdrückliche  Genehmigung  derjenigen   Zentralbehörden  übernehmen, 
welchen  das  Haupt-  und  das  Nebenamt  untergeben  ist.^ 

2.  Die  bebvffenden  Zentralbehörden  haben  sich  in  jedem  einzelnen  Falle 
über  die  Bedingungen,  wovon  die  Ertheilung  der  Genehmigung  abhängig  zu 
machen  ist,  zu  vereinigen.  —  Verabredungen,  wonach  ein  Beamter,  um  eine 
Nd)enstelle  oder  Nebenbeschäftigung  zu  übernehmen,  sich  in  seinem  Haupt- 
amte, wenn  auch  auf  eigene  Kosten,  ganz  oder  theilweise  vertreten  lassen  will, 
sind  unzulässig. 

3.  Die  Uebertragung  von  Nebenämtern  oder  Nebenbeschäftigungen  darf  in 
der  Regel  nur  auf  Widerruf  stattfinden.*)  Die  Zentralbehörden  des  Haupt- 
wie  des  Nebenamts  sind  gleich  befugt,  diesen  Widerruf  eintreten  zu  lassen, 
ohne  dass  eine  Beschwerde  darüber  zulässig  ist  oder  eine  Entschädigung  für 
den  Verlust  der  mit  dem  Nebenamte  oder  Geschäfte  verbundenen  Einnahmen 
oderVorthdlein  Anspruch  genommenwerdenkann.  Die  von  Mir  selbst  genehmigten 
Ernennungen  zu  Nebenämtern  sind  jedoch  als  bleibende  zu  betrachten.^ 

Aus  besonderen  Gründen  können  auch  die  Zentralbehörden  ausnahms- 
weise Nebenämter  oder  Nebenbeschäftigungen  entweder  bleibend,  oder  doch  auf 
bestimmte  Jahre  übertragen  oder  zu  einer  solchen  Uebertragung  die  Genehmi- 
gung erthdlen.  Es  muss  dies  aber  bei  der  Verleihung  oder  der  Genehmigung 
der  Annahme  ausdrücklich  bemerkt  werden,  indem  sonst  der  Widerruf  jeder- 
zeit zulässig  bleibt. 

oder  Schulbehörde,  einer  Korporation  oder  Gesellschaft  oder  auch  einer 
Privatperson  rechtswirksam  verpflichtet.  Hierunter  fällt  die  Mitgliedschaft 
im  Vorstande  oder  Aufsichtsrath  einer  Aktiengesellschaft,  Genossenschaft 
oder  sonstigen  Erwerb^csellschaft  oder  Korporation,  die  Uebemahme 
eines  Syndikats  bd  dner  solchen  Gesellschaft,  die  Uebemahme  von 
Agenttu-en  für  Versicherungs- Gesellschaften,  die  Uebemahme  dner 
Testamentsvollstreckung,  die  Herausgabe  von  Zdtschriften  (sowdt  sich 
diese  als  literarische  nicharbdt  darstellt,  ist  jedoch  kdne  Genehmifi^ng 
erforderlich;  8  27  No.  3  Abs.  1),  das  Halten  von  Repetitorien  oder  von  Vor- 
lesungen an  Universitäten  oder  sonstigen  Lehr-  und  Unterrichtsanstalten^ 
die  Vomahme  von  Revisionen  der  Oeschäftsfühmng  oder  der  Bücher 
bd  Erwerbsgesellschaften,  Sparkassen  u.  s.  w.  Audi  zur  Uebemahme 
von  Kuratelen  bei  Familien-rideikommissen  und  Stiftungen  ist  die  Ge- 
nehmigung erforderlich." 

^  Zur  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  für  den  Kreisarzt  in  der  Regel 
der  Regierungspräsident,  als  sdne  voi^g^esetzte  Aufsichtsbehörde,  zuständig; 
aber  auch  in  den  Fällen,  wo  die  Genehmigung  des  Medizinalministers  voige- 
schrieben  ist  (s.  §  27  No.  2  Abs.  3  u.  No.  5,  S.  210  u.  211),  ist  der  Antrag  bd  dem 
Regiemngspräsidenten  dnzureichen  und  demselben  alle  zu  sdner  Prüfung  er- 
forderlichen Unterlagen  (Art  des  Nebenamtes,  Umfang  der  Thätigkdt  und  die 
dazu  erforderliche  Zeit,  Höhe  der  Remuneration,  etwaige  Vertrags-  bezw.  An- 
stellungsbedingungen u.  s.  w.)  beizufügen;  denn  die  vorgesetzte  Dienstbehörde 
soll  in  jedem  ralle  sorgfältig  prüfen,  ob  die  Uebemahme  von  Nebenämtem 
im  dienstlichen  Interesse  zu  genehmigen  oder  zu  versagen  ist  {Allg.  Verfg.  vom 
25.  August  1840). 

5d  im  Hauptamte  angestellten  Stadtärzten,  hat  der  Magistrat  die  Ge- 
nehmigung zu  ertneilen;  ist  der  Stadtarzt  Magistratsmitglied,  so  ist  ebenfalls 
der  Regiemngspräsident  zuständig  (s.  Min.-Erl.  vom  31.  Dezember  1845  und 
21.  Januar  18^. 

*)  Wenn  dn  Beamter  unter  vorschriftsmässiger  Genehmigung  dn  Neben- 
amt übemommen  hat  und  in  eine  andere  Dienststelle  versetzt  wira,  so  bedarf 
es  emeuter  Anfrage  und  Genehmigung  zur  Beibehaltung  des  Nebendienstes. 
Das  blosse  Aufrücken  in  derselben  Dienstkategorie  ist  als  dne  Versetzung  nicht 
anzusehen  (Min.-Erl.  vom  6.  April  und  14.  Oktober  1840). 

*)  Zur  Annahme  dnes  Nebenamtes  in  einem  anderen  Staate  bedürfen 
die  vom  Könige  angestellten  Beamten  (z.  B.  Reg.-  u.  Med.-Räthe)  stets  dner 
Allerhöchsten  Erlaubnis  (Kab.-Grdre  vom  27.  Juni  1884);  bd  den  Kreisärzten 
ist  der  Medizinalminister  zuständig. 

Rapraiind,  Der  beamiete  Arzt  und  ärztliche  Sachverstindige.  II*  14 
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4.  Mit  alleiniger  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  eine  in  den  Etats  aufgefflhrte 
Stelle  als  Nebenamt  bleibend  verliehen  ist,  kann  von  dem  mit  Nebenämtern 
oder  Geschäften  verbundenen  Einkommen  auf  Pension  niemals  Anspruch  ge- 
macht werden.') 

5.  Alle  Einnahmen  und  Emolumente,  welche  ein  Beamter  aussser  dem  mit 
seinem  Hauptamte  verbundenen  Einkommen  aus  Staats-,  Instituts-,  Korporations- 
•oder  anderen  Kassen  und  Fonds  be2deht,  müssen  in  demjenigen  Etat^  worin 
das  Hauptamt  aufgeführt  ist,  genau  vor  der  Linie  vermerkt  werden.  Auch  ist 
In  dem  Jahresetat,  worin  eine  solche  Nebeneinnahme  zum  eisten  Male  erscheint, 
tuchzuweisen,  dass  bei  deren  Verleihung  den  vorstehenden  Vorschriften  genügt 
worden  isL^ 

Zur  Annahme  eines  Amtes  bei  einer  Körperschaft  oder  bei  Privat- 
personen bedarf  es  der  Genehmigung  des  Ministers  der  Medizinal- 
angelegenheiten (vergl.  Alleihöchste  Kabinets-Ordre  vom  20.  No- 
vember 1840  —  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  1841,  S.  2),^ 

3.  Zur  Uebemahme  von  einzelnen  Nebenarbeiten  gegen  Ver- 
gütung irgend  welcher  Art  hat  der  vollbesoldete  Kreisarzt  die  Ge- 
ndmiigung  des  Regierungs-Präsidenten  einzuholen,  soweit  es  sich 
nicht  tun  die  Ausnahmefälle  der  ärztlichen  Praxis  —  oben  Nr.  i  — 
oder  unbeschadet  der  Vorschrift  im  S  9  der  Anweisung,  um  litterarische 
Arbeiten  handelt 

Dem  Antrage  auf  Geneihmigung  zur  Annahme  der  Nebenarbeiten 
ist  eine  genaue  Angabe  über  die  Höhe  der  Vergütung  beizufügen.*) 


>)  Das  mit  Nebenämtern  oder  Nebengeschäften  verbundene  Einkommen 
begründet  nur  dann  einen  Anspruch  auf  Pension,  wenn  damit  eine  etatsmässige 
Stdle  bleibend  verbunden  ist  (s.  §  12  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  Mflrz 
1872;  s.  S.  217). 

^  Bevor  die  Vermerke  über  Einnahmen  der  Beamten  aus  Nebenämtern 
in  die  Etatsentwürie  aufgenommen  werden,  sind  sie  auf  ihre  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  zu  prüren.  Da  im  Sinne  des  Staatshaushaltsgesetzes  unter 
Nebenämtern  nur  Funktionen  öffentlich-rechtlichen  Charakters  zu  verstehen  sind, 
haben  sich  die  Vermerke  auf  die  mit  solchen  Nebenämtern  verbundenen  Ein- 
nahmen zu  beschränken.  Einnahmen,  die  ein  Beamter  aus  einer  privaten 
Thätigkeit  erwirbt,  bleiben  ausser  Betracht  Bei  Neuaufführung  von  Neben- 
einnahmen ist  darauf  zu  achten,  dass  die  Genehmigung  zur  Uebemahme  des 
Nebenamtes  ertheilt  ist  (Min.-Erl.  v.  19.  Juni  1902,  No.  7). 

*)       Die  Kabinetsordre  vom  20.  November  1840  lautet: 

Auf  den  Bericht  des  Staats-Ministeriums  vom  31.  v.  Mts.,  betreffend 
die  Erklärung  des  gesetzlichen  Erlasses  vom  13.  Juli  v.  Js.  in  Bezug  auf  die 
Uebemahme  von  Nebenämtern  durch  Staatsbeamte,  eröffne  Ich  demselben,  dass 
nach  der  wirklichen  Fassung  der  Bestimmung^  unter  No.  1  des  Erlasses  vom 
13.  Juli  V,  Js.,  durch  selbige  nur  der  Fall  entschieden  wird,  wenn  ein  unmittel- 
barer Staatsdiener  ein  anderes  öffentliches  Amt,  für  weldies  eine  zweite  Zen- 
tralbehörde konkurrirt,  übernehmen  will,  nicht  aber  der  davon  verschiedene 
Fall,  wenn  ein  solcher  Staatsdiener  eine  Konsulentschaft  oder  ein  Syndikat  bei 
einer  Korporation  oder  bd  einer  Privatperson  zu  übernehmen  beabsichtigt  Da 
jedoch  in  beiden  Fällen,  sobald  die  Zentralbehörde  des  das  Nebenamt  am- 
birenden  unmittelbaren  Staatedieners  ihre  Zustimmung  verweigert,  die  etwaige 
Reklamation  gegen  diese  Weigerung  zu  meiner  unmittelbaren  Entscheidung  ge- 
bracht werden  muss,  so  trete  ich  der  Ansicht  bei,  dass  es  eines  besonderen 
Gesetzes  für  den  Fall,  wenn  ein  unmittelbarer  Staatsdiener  ein  Amt  bei  einer 
Korporation  oder  Privatperson  übernehmen  will,  nicht  bedürfe,  und  die  Zen- 
tralbehörde des  Staatsdieners  demselben  ihre  Zustimmung  zur  Uebemahme 
eines  solchen  Nebenamte,  mit  Vorbehalt  des  Rekurses  an  Mich,  zu  verweigern 

sein  soll.    Die  Behörden  haben  hiemach  in  vorkommenden  Fällen  zu 
hre«. 

^)  Siehe  vorher  Anmerk.  1  auf  S.  209. 
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4.  Dem  nicht  vollbesoldeten  Kreisarzte  ist  die  Uebemahme  von 
Nebenämtern,  Nebenbescbäftigungen  imd  Nebenarbeiten,  insoweit 
sich  die  damit  verbundene  Thätigkeit  als  eine  Ausübung  der  ärzt- 
lichen Praxis  darstellt,  gestattet.  Zur  Uebemahme  der  Stelle  eines 
Krankenkassenarztes  ist  jedodh  die  Genehmigung  des  Regierungs- 
präsidenten einzuholen.  1) 

Wegen  der  Uebemaihme  von  Nebenämtern,  Nebenbeschäftigun- 
gen und  Nebenarbeiten,  welche  als  Ausübung  der  ärztlichen  Privat- 
praxis nicht  anzusehen  sind,  gelten  für  die  nicht  vollbesoldeten  Kreis- 
ärzte die  gleichen  Bestimmungen  wie  für  die  vollbesoldeten. 

5.  Der  Kreisarzt  darf  ohne  Genehmigung  des  Ministers  der 
Medizinalangelegenheiten  nicht  Mitgfied  des  Vorstandes,  des  Auf- 
sichts-  oder  Verwaltimgsrathes  von  Aktien-,  Kommandit-  oder  Berg- 
werksgeseUsdhaften  sein  und  nicht  in  Komitees  zur  Gründung  solcher 
Gesellschaften  eintreten. 

Eine  soldhe  Mitgliedschaft  ist  dem  vollbesoldeten  Kreisarzte 
gänzlidh  verboten,  wenn  sie  mittelbar  oder  unmittelbar  mit  einer 
Vergütung  oder  mit  einem  anderen  Vermögensvortheile  verbunden 
ist  (vgl.  Gesetz  vom  10.  Juni  1874,  G.-S.  S.  244).*) 

6.  Die  Genehmigung  des  Regierungspräsidenten  ist  erforderlich: 
a.  zur   Uebemahme   eines   besoldeten   oder  tmbesoldeten  Amtes   in 

einer  Gemeindeverwaltung  (vgl.  St.-Min.-Besdhl.  vom  2.  März  185 1 
—  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V,  S.  38  — ,  Min,-£rlass  vom  25.  Mai  1893  — 
Min.-BL  f,  d.  i.  V.  S.  126  — ),») 


1)  Es  ist  hier  gleichgültig,  ob  es  sich  um  die  Kassenarzistelle  bei  einer  auf 
Grund  des  Krankenversicherungsgesetzes  gebildeten  Krankenkasse  oder  um  eine 
freie  Hülfskasse  oder  sonstige  Pnvat-Krankenkasse  handelt.  Desgleichen  ist  die 
Oenehmi£une  erforderlich,  wenn  der  Medizinalbeamte  bei  freier  Arztwahl  sich 
an  der  Behandlung  der  Kranken  einer  Krankenkasse  betheiligen  will;  denn  auch  in 
diesem  Falle  ist  er  » Krankenkassenarzt«  im  Sinne  der  obigen  Bestimmung. 

^  Gesetz  vom  10.  Juni  1874: 

§  1.  „Unmittelbare  Staatsbeamte  dürfen  ohne  Genehmigung  des  vor- 
gesetzten Ressortministers  nicht  Mitglieder  des  Vorstandes,  Aufsidits-  oder  Ver- 
waltungsrathes  von  Aktien-,  Kommandit-  oder  Bogwerks-Qesellsdiaften  sein, 
und  nicht  in  Komitees  zur  Gründung  solcher  Gesellschaften  eintreten. 

Eine  solche  Mitgliedschaft  ist  ^nzlich  verboten,  wenn  dieselbe  mittelbar 
oder  unmittelbar  mit  einer  Remuneration  oder  mit  einem  andern  Vermögens- 
vortheile verbunden  ist 

§  2.  Solchen  unmittelbaren  Staatsbeamten,  welche  aus  der  Staatskasse 
eine  fortlaufende  Besoldung  oder  Remuneration  nicht  beziehen,  oder  welche  nach  der 
Natur  ihres  Amtes  neben  dieser  Besoldung  noch  auf  anderen  Erwerb  angewiesen 
sind  (nicht  vollbesoldete  Medizinalbeamte  u.  s.  w.),  kann  die  Genehmigung,  auch 
wenn  mit  der  Mitgliedschaft  ein  Vermögensvortheil  verknüpft  ist,  ertheilt  werden, 
sofern  die  Uebernahme  der  letzteren  nach  dem  Ermessen  des  vorgesetzten 
Ressortministers  mit  dem  Interesse  des  Staatsdienstes  vereinbar  erscheint. 

§  3.    Die  erthdlte  Genehmigung  ist  jederzeit  widerruflich." 

^  Die  Erlasse  lauten: 

a.  Staats-Min.-Beschl.  vom  2.  März  1851  (mitgethdlt  durch  Min.-Erl. 
vom  24.  3. 1851):  «Der  König!.  Regierung  machen  wir  zur  Nachachtung  bekannt, 
dass  durch  Staatsministerial-BeschTuss  vom  2.  d.  M.  der  Grundsatz  festgestellt 
worden  ist,  dass  es  für  Staatsbeamte  sowohl  zur  Annahme  der  Wahl  als  Qe- 
meinde-Verordneter,  als  zur  Uebernahme  eines  besoldeten  oder 
unbesoldeten  Amtes  in  einer  Gemeinde-Verwaltung  der  Genehmigung 
-der  vorgesetzten  Dienstbehörde  bedarf.* 

b.  Min.-Erl.  vom  25.  Mai  1893:  »Auf  die  in  dem  gefälligen  Berichte 
vom  19.  März  d.  Js.  gestellte  Anfrage,  ob  ein  unmittelbarer  Staatsbeamter  zur 
Annahme  der  Wahl  als  Gemeindeverordneter  und  zur  Uebemahme  eines  be- 

14* 
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b.  zur  Uebemahme  einer  Vormundschaft,  sowie  zur  Fortführung  einer 
vor  dem  Eintritt  in  das  Amt  übemonmienen  Vormundscliaft.  Das 
Gleiche  gilt  für  die  Uebemahme  oder  die  Fortführung  des  Amtes 
eines  Gegenvormundes,  Pflegers  oder  Beistandes  (vergl.  die  §§.  1784, 
1888  des  B.  G.-B.,  Art  72  des  Ausf.-Ges,  zum  B.  G.-B.  vom  20  Sept-i 
tember  1899  —  G.-S.,  S,  177);»)  ") 

c.  zum  Betriebe  eines  Gewerbes,  sowie  zum  Gewerbebetriebe  der 
Ehefrau,  der  noch  in  elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder,  der 
Dienstboten  und  anderer  Mitglieder  des  Hausstandes  (vergl.  §.  19 
der  Allg.  Gew.-Ordn.  vom  17.  Januar  1845  —  G.-S.  S.  44  — ,  Ver- 
ordnung vom  23.  September  1867,  §.  i  Nr.  5  —  G.-S.  S.  1619  — , 
§.12  Abs.  2  der  Reidhs-Gewerbeordnung).*) 


soldeten  oder  unbesoldeten  Amtes  in  einer  Gemeindeverwaltung  der  Geneh- 
migung seiner  voiieesetzen  Dienstbehörde  bedürfe,  erwidere  ich  Ew.  Hochwohl- 
geboren  ergebenst  rollendes: 

Das  in  dem  v.  Brauch itsch 'sehen  Werke  in  der  Anmerkung  zu  §  65 
der  Landgemdndeordnune  vom  3.  Juli  1891  erwähnte  Ministerialreskript  vom 
24.  November  1873  (Min.-Bl.  1874,  S.  94)  bezieht  sich  lediglich  auf  die  Ueber- 
nahme  eines  Mandats  als  Kreistagsabgeordneter.  Die  in  diesem  Reskript  wieder- 
ge^bene  Auffassung,  dass  in  &tren  der  Uebemahme  eines  solchen  Mandats 
seitens  eines  unmittelbaren  Staatsbeamten  von  der  Einholung  der  Genehmigung 
der  voigesetzten  Dienstbehörde  abgesehen  werden  könne,  beruht  auf  der  Er- 
wägung, dass  die  Geschäfte  eines  Kreistagsabgeordneten  die  Thätigkdt  im 
Haupfamte  nur  in  unerheblichem  Maasse  beeinträchtigen  können;  sie  gestattet 
daher  keine  allgemeine  Anwendung  auf  alle  kommunalen  Aemter  be^.  Ver- 
tretungen. Bezüglich  dieser  bewendet  es  vielmehr  bei  dem  durch  den  Erlass  der 
Landgemeindeordnung  vom  3.  Juli  1891  nicht  berührten  Staatsministerial- 
beschlusse  vom  2.  März  1851." 

Nach  dem  vorstehend  erwähnten  Min.-Erl.  vom  24.  November  1873 
ist  also  die  Uebemahme  eines  Mandats  als  Kreistagsabgeordneter 
seitens  eines  Staatsbeamten  nicht  von  der  Genehmigung  der  voigesetzten 
Dienstbehörde  desselben  abhängig.  Der  Beamte  hat  jedoch  seinem  Vorgesetzten 
von  der  Anberaumung  einer  jeden  Kreistagssitzung  vor  letzterer  rKhtzdtig 
Anzeige  zu  machen  b^w.  behufs  seiner  ThdTnahme  an  derselben  Urlaub  nach- 
zusuchen. 

»)  §  1784  des  B.  G.-B.  lautet:  „Ein  Beamter  oder  Relirionsdiener,  der 
nach  den  Landesgesetzen  einer  besonderen  Erlaubnis  zur  Uebemahme  einer 
Vormundschaft  bedarf,  soll  nicht  ohne  die  vorgeschriebene  Erlaubnis  zum 
Vormund  bestellt  werden." 

L1888  d.  B.  G.-B.:  „Ist  ein  Beamter  oder  dn  Religionsdiener  zum  Vor- 
stellt, so  hat  ihn  das  Vormundschaftsgericht  zu  entlassen,  wenn  die 
Erlaubniss,  die  nach  den  Landesgesetzen  zur  Uebemahme  der  Vormundschaft 
oder  zur  Fortfühmng  der  vor  dem  Eintritt  in  das  Amts-  oder  Dienstverhältniss 
flbemommenen  Vormundschaft  erforderlich  ist,  versagt  oder  zurückgenommen 
wird  oder  wenn  die  nach  den  Landesgesetzen  zulässige  Untersagung  der  Fort- 
fühmng der  Vormundschaft  erfolgt." 

Art.  72  des  Ausführ.-Gcs.  zum  B.  G.-B.   vom  20.  September  1899: 

„Wer  ein  Staatsamt  oder  ein  besoldetes  Amt  in  der  Kommunal-  oder 
Kirchenverwaltung  beklddet,  bedarf  zur  Uebemahme  einer  Vormundschaft  oder 
zur  Fortfühmne  einer  vor  dem  Eintritt  in  das  Amt  übemommenen  Vormund- 
schaft der  Enaubniss  der  zunächst  vorgesetzten  Behörde.  Das  Gleiche  gilt 
für  die  Uebemahme  odei' die  Fortfühmng  des  Amtes  eines  Gegenvormundes, 
Pflegers  oder  Beistandes. 

Die  Erlaubniss  kann  zurückgenommen  werden." 

*)  Für  die  Uebemahme  des  Amtes  als  Schiedsmann  ist  ebenfalls  die 
Genehmigung  des  Regiemngspräsidenten  erforderlich. 

*)  Der  durch  Verordnung  vom  23.  September  1867,  §  1  No.  5  auch 
für  die  neuen  Provinzen  nodi  geltende  §  19  der  Alldem.  Gew.-Ordnung 
vom  17.Januar  18451autet:  » Alle  unmittdbaren  und  mittelbaren  Staatsbeamten, 
auch  solche,  die  ihr  Amt  unentgeltlich  verwalten,  bedürfen  zum  Betriebe  eines 
Gewerbes  die  Erlaubniss  der  vorgesetzten  Behörde,  sofem  nicht  das  Gewerbe 
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Versetzung  in  den  Ruhestand,  Pension. 

§.  28.  Bei  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  erhält  der  voll- 
besoldete, wie  der  nidit  vollbesoldete  Kreisarzt  eine  lebenslängliche 
Pension  aus  der  Staatskasse.  Die  Versetzung  in  den  Riüiestand 
und  die  Festsetzxing  des  Pensionsbetrages  regeln  sich  nach  den 
hierüber  bestehenden  Vorschriften. 

Bei  der  Berechnung  des  pensionsfahigen  Diensteinkommens  der  nicht 
vollbesoldeten  Kreisärzte  werden  die  amtsärztlichen  Gebühren,*)  welche 
nach  S  3  des  Gesetzes,  betr.  die  Dienststellung  des  Kreisarztes  u.  s.  w& 
vom  1 6.  September  1 899  und  den  dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen 
(vergL  S  24  Ziff.  i  der  Anw.)  von  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  zur  Staats- 
kasse abzuführen  bezw.  nicht  mehr  aus  der  Staatskasse  zu  erheben  sind, 
nach  ihrem  durchschnittlichen  Betrage  während  der  drei  letzten  Etats- 


mit  der  Bewirthschaftung  eines  ihnen  zugehörigen  ländlichen  Grundstückes  ver- 
bunden oder  sonst  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  ein  Anderes 
angeordnet  ist  Diese  Erlaubniss  muss  auch  zu  dem  Gewerbebetriebe  ihrer 
Ehefrauen,  der  in  ihrer  elterlichen  Gewalt  stehenden  Kinder,  ihrer  Dienstboten 
und  anderer  Mitglieder  ihres  Hausstandes  eingeholt  werden." 

In  §  12  Abs.  2  der  Reichs-Gewerbeordnung  vom  21.  6. 1869  wird 
hierzu  bestimmt:  „Diejenigen  Beschränkungen,  welche  in  Betreff  der  Gewerbe- 
betriebe für  Personen  des  Beamtenstandes  sowie  deren  Angehörige  bestehen, 
werden  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  nicht  berührt.« 

Schankwirthschaftsbetrieb  ist  einem  Beamten  nicht  zu  gestatten 
<Min.-Erl.  vom  28.  Mai  1842). 

*)  Betreffs  der  pensionsfähigen  Gebühren  s.  S.  180  unter  A. 
Im  Uebrieen  bestimmt  in  dieser  Hinsidit  sowie  über  die  Berechnung  des 
Dienstalters  der  Min.-Erl.  vom  23.  April  1902: 

«Bei  der  Pensionirung  der  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  werden 
neben  der  Besoldung  und  den  persönlichen  pensionsfähigen  Zulagen  als  pen- 
sionsfähiges  Diensteinkommen  auch  die  amtsärztlichen  Gebühren  in  Anrechnung 
gebracht,  welche  nach  8  3  des  Gesetzes,  betreffend  die  Dienststellung  des 
Kreisarztes  pp.,  vom  16.  September  1899  (Q.  S.  S.  172)  und  den  dazu  erlassenen 
Ausführungd)estimmuns;en  von  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  zur  Staatskasse 
abzuführen,  bezw.  nicht  mehr  aus  der  Staatskasse  zu  erheben  sind.  Als  Ge- 
bühren im  Sinne  des  §  3,  Abs.  3  des  gedachten  Gesetzes  sind  gemäss  §  24, 
No.  1  Abs.  4  der  Dienstanweisung  für  cfie  Kreisärzte  die  Gebühren  aus  der 
gerichtsärztlichen  Thätigkdt,  abgesehen  von  den  Obduktionsgebühren  —  §  3 
Ziffer  4  und  5  des  Gesetzes  vom  9.  März  1872.  G.  S.  S.  265  —  nicht  anzu- 
sehen. Angerechnet  werden  die  Gebühren  nach  ihrem  durchschnittlichen  Be- 
trage während  der  drei  letzten  Etatsjahre  vor  dem  Etatsjahre,  in  weldiem  die 
Pension  festgesetzt  wird,  mit  der  Maassgabe,  dass  das  hiemach  der  Pension  zu 
Grunde  zu  Inende  Diensteinkommen  nicht  das  pensionsfähige  Diensteinkommen 
eines  vollbesoldeten  Kreisarztes  von  gleichem  pensionsfähigen  Dienstalter  übo*- 
steigen  darf. 

Damit  die  Höhe  der  Gebühreneinnahme  zum  Zwecke  der  Berechnung 
der  Pension  bezw.  im  Falle  des  Ablebens  des  Kreisarztes  für  die  Festsetzung 
des  Wittwen-  und  Waisene;eldes  der  Hinterbliebenen  ohne  Weiteres  feststeht, 
sind  die  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  nach  §  119  der  Dienstanweisung  ge- 
halten über  die  von  ihnen  erhobenen  amtsärztlichen  Gebühren  ein  genaues 
Verzeichniss  nach  dem  vorgeschriebenen  Formular  zu  führen.  Während  dem- 
gemäss  für  die  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  des  Kreisarztgesetzes  Nachweise 
über  die  Einkünfte  an  amtsärztlichen  Gebühren  jederzeit  vorhanden  sind, 
fehlt  es  zumeist  an  solchen  für  die  vor  dem  1.  April  1901  liegende  Zeit  Da- 
durch, dass  es  den  Hinterbliebenen  verstorbener  Kreisärzte  nicht  möglich 
war,  zuverlässige  Unterlagen  über  die  Höhe  der  Einnahmen  an  pensions- 
fahigen Gebühren  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  April  1901  beizubringen,  ist  die 
Festsetzung  des  Wittwen-  und  Waisengeldes  wiederholt  auf  Schwierigkeiten 
gestossen. 

Zur  Vermeidung  derartiger  Unzuträglichkeiten  ersuche  ich  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren  ergebenst,   von  sämmtlichen  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzten  und 
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jähre  vor  dem  Etatsjahre,  in  welchem  die  Pension  festgesetzt  wird,i) 
mit  der  Maassgabe  zur  Anrechnung  gebracht,  dass  das  hiemach  der 
Pension  zu  Grunde  zu  legende  Diensteinkonunen  nidht  das  pensions- 
fähige Diensteinkommen  eines  vollbesoldeten  Kreisarztes  von  gleichem 
pensionsfälligen  Dienstalter  übersteigen  darf. 

Die  hierin  Betracht  kommenden  Bestimmungen  desPensionsf^setzes  vom 
V].  MIrx  1872  (Oes.  S,  S.  268—276)  unter  Berficksichtigung  der  Abänderungen 
durch  die  Gesetze  vom  31.  März  1882  (Oes.  S.,  S.  133),  vom  30  April  1884 
<Qes.  S.,  S.  126),  vom  20.  März  1890  (Oes.  S.,  S.  43)  und  vom  25.  April  1895 
(Oes.  S.,  S.  87)  haben  folgenden  Wortlaut: 

§  1.  Jeder  unmittelbare  Staatsbeamte,  welcher  sein  Diensteinkommen 
aus  der  Staatskasse  bezieht,  erhält  aus  derselben  eine  lebenslängliche  Pension, 
wenn  er  nach  einer  Dienstzeit  von  wenigstens  10  Jahren  in  Folge  eines  körper- 
lichen Oebrechens  oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Kiifte 
zu  der  Erffillung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist  und  deshalb  in  den 
Ruhestand  versetzt  wird.  *) 

Ist  die  Dienstunfähigkeit  die  Folge  einer  Krankheit,  Verwundung  oder 
sonstigen  Beschädigung,  welche  der  Beamte  bei  Ausübung  des  Dienstes  oder 
aus  Veranlassung  desselben  ohne  eigene  Verschuldung  sich  zugezogen  hat, 


Oerichtsärzten  Ihres  Bezirkes,  welche  bereits  vor  dem  1.  April  1901  im  Medi- 
zinalbeamtendienste angestellt  waren,  Sich  Nachweisungen  über  die  in  den 
Etatsjahren  1899  und  1900  von  ihnen  bezogenen  amtsärztlichen  Oebühren  ein- 
reichen und  unter  Beachtung  der  ergangenen  Bestimmungen  insbesondere  der 
Erlasse  vom  29.  August  und  16.  September  v.  Js.  (s.  S.  182,  No.  14  u.  S.  184,  No.  4) 
und  vom  14.  März  d.  Js.  (s.  S.  182,  No.  14)  einer  Prüfung  unterziehen  zu  lassen. 
Die  Jahresbeträee  der  Oebühren  sind  dort  zu  vermerken  und  die  Nachweisungen 
demnächst  den  Kreisärzten  zurückzugeben,  welche  sie  zu  ihren  Akten  zu  nehmen 
haben. 

Bei  dieser  Oelegenheit  bringe  ich  zugleich  die  in  letzter  Zeit  mehr- 
fach ausser  Acht  gelassene  Vorschrift  in  Erinnerung,  dass  in  den  Vorschlags- 
Nachweisungen  für  die  Bewilligung  von  Pensionen  oder  von  Wittwen-  und  Waisen- 
edd  bd  den  Angaben  über  die  pensionsfähige  Dienstzeit  des  Beamten  stets 
der  Tag  der  Vereidigung  oder  falls  der  Eintritt  in  den  Staatsdienst  ausnahms- 
weise Mrdts  vor  der  Ableistung  des  Diensteides  statto^funden  hat,  unter  Bd- 
fügung  des  Nachwdses  hierüber  der  Zdtpunkt  des  Dienstantrittes  ersichtlich 
zu  machen  ist.  Als  pensionsfähige  Dienstzdt  ist.  wie  ich  zur  Begegnung 
hervoigetretener  Zwdfel  oemerke,  audi  die  Dienstzdt  alsKrdswundarzt  anzusehen'^ 

^)  Nach  §  28  der  Dienstanweisung  und  dem  vorstehenden  Erlass  sollen 
also,  falls  die  Pensionirung  in  den  ersten  3  Jahren  nach  dem  Erlass  des  Krdsarzt- 
gesetzes  stattfindet,  bd  Beredinung  des  dreijährigen  Durchschnitts  der  Oebühren 
eventuell  die  Oebühren  in  den  Jahren  vor  Inkrafttreten  jenes  Oesetzes  in  Anrechung 
gebracht  werden.  Für  die  Berechnung  der  Pension  ist  aber  nach  §  10  des  Pensions- 
gesetzes (s.  S.  216)  nur  das  zuletzt  bezogene  pensionsfähige  Einkommen  der  Stelle 
maassgebend,  die  der  Beamte  z.  Z.  sdner  Pensionirung  einnimmt;  demgemäss 
kann  nur  das  Dienstdnkommen  des  Kreisarztes,  aber  nicht  des  früheren  Krds- 
physikus  maassgebend  sein,  also  der  auf  3  Jahre  zu  berechnende  Durchschnitt 
der  Oebühren,  die  der  Kreisarzt  lediglich  als  solcher  dngenommen  hat  Tritt 
z.  B.  dn  Kreisarzt  zwei  Jahre  nach  sdner  Ernennung  zum  Krdsarzt  in  den 
Ruhestand,  so  berechnet  sich  der  Durchschnitt  der  ppsionsfähigen  Oebühren 
lediglich  nach  diesen  bdden  Jahren,  also  bd  1200  M.  im  ersten  und  900  M.  im 
zweiten  Jahre  auf  1050  M. 

*)  Siehe  §  88  des  Disziplinaigesetzes,  S.  161.  Der  Beamte  braucht  nicht . 
absolut  dienstunfähig  zu  sdn,  sondern  er  ist  dafür  schon  zu  erachten,  wenn  er 
durch  bldbendes  körperliches  oder  gdstiges  Leiden  behindert  ist,  seine  Amts- 
pflichten in  r^lements-  und  instruktionsmässigem  Umfange  zu  eitüllen,  jedoch 
Kann  ihm  dann  durch  Ermessen  der  vorgesetzten  Behörae  auch  dn  Oehülfe 
bdgeordnet  werden  (Kab.-Ordre  vom  19. 10.  1835  [s.  auch  Anm.  2  auf  S.  161.] 
und  Min.-Erlass  vom  29.  Juli  1884,  S.  223) 
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so  tritt  die  Pensionsberechtigung  auch  bd  kürzerer  als  zehnjähriger  Dienst- 
zeit ein.  *)  ^ 

(Art.  I  des  Oes.  vom  31.  3. 1882.)  Bei  Staatsministem»  welche  aus  dem 
Staatsdienste  ausscheiden,  ist  eingetretene  DienstunßUiigkeit  nicht  Vorbedingung 
des  Anspruchs  auf  Pension.  Diese  Bestimmung  findet  gleichfalls  Anwendung 
auf  diejenigen  Beamten »  welche  das  funfundsechzigste  Lebensjahr  vollendet 
haben.*) 

§  2.  Die  unter  dem  Vort)ehalte  des  Widerrufs  oder  der  Kündigung  an-» 
gestellten  Beamten  haben  einen  Anspruch  auf  Pension  nach  Maassgabe  dieses  Oe* 
setzes  nur  dann,  wenn  sie  eine  in  den  Besoldungsetats  aufgeführte  Stelle  bekleiden.  ^) 

Es  kann  ihnen  jedoch,  wenn  sie  eine  solche  Stelle  nicht  bekleiden,  bd 
ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  dne  Pension  bis  auf  Höhe  der  durch  dieses 
Gesetz  bestimmten  Sätze  bewilligt  weiden. 

§  4.    Betrifft  Personen  der  Landgcnsdarmerie. 

§  5.  Beamte,  derenZdt  und  Kräfte  durch  die  ihnen  übertragenen  Geschäfte 
nur  nebenbd  in  Anspruch  genommen,  oder  wdche  ausdrücklich  nur  auf  dne 
bestimmte  Zdt  oder  für  dn  sdner  Natur  nadi  vorübergehendes  Geschäft 
angenommen  werden,  erwert>en  kdnen  Anspruch  auf  Pension  nach  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes.^) 

Darüber,  ob  dne  Dienststellung  dne  solche  ist,  dass  »e  die  Zdt  und 
Kräfte  dnes  Beamten  nur  nebenbd  in  Anspruch  nimmt,  entschddet  mit  Aus- 
schluss des  Rechtsweges  die  dem  Bbunten  vorgesetzte  Dienstbehörde. 

§  6  betrifft  die  Lehrer. 

§  7.  Wird  ausser  dem  im  zwdten  Absatz  des  §  1  bezddmeten  Falle 
dn  Beamter  vor  Vollendung  des  zehnten  Dienstjahres  dienstunßUiig  und  des- 
halb in  den  Ruhestand  versetzt,  so  kann  ihm  bei  vorhandener  Bedürftigkdt 
mit  Königlicher  Genehmigung  eine  Pension  entweder  auf  bestimmte  Zdt,  oder 
lebenslänglich  bewilligt  werden. 

§  8.  (Nach  dem  Ges.  vom  3L  3.  1882).  Die  Pension  beträgt,  wenn  die 
Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  vollendetem  zehnten,  jedoch  vor  vollendetem 
dften  Dienstjahre  dntritt,  ^Veo  ^^^  ^^  ^<^^  ^^  ^  ^^^  jedem  weiter  zurück- 
gelegten vollen  Dienstjahre  um  Vso  cles  in  den  §§  10  u.  12  bestimmten  Dienst- 
dnkommens.^ 


^)  Für  die  Entschddune  der  Frage,  ob  dn  Staatsbeamter  wtt^en  dner 
während  der  Dienstzdt  entstandenen  dauernden  DienstunßLhigkdt  in  den  Ruhe- 
stand zu  versetzen  sd,  ist  der  Rechtsweg  au^:eschlo68en  (Entsch.  des  Gerichts 
für  Entsch.  der  Kompetenzkonflikte  vom  10.  Mai  1884). 

^  Das  Unfallfürsorgegesetz  für  Beamte  vom  2.  Juni  1902  findet  auf 
Medizimübeamte  kdne  Anwendung. 

")  Ein  65  jähriger  Beamter  kum  also  nicht  nur  ohne  eingetrdene  thatsäch- 
liche  Dienstunfähigkeit  gegen  sdnen  Willen  pensionirt  werden,  sondern  auch 
die  Pensionirung  als  sein  Recht  in  Anspruch  nehmen;  im  Rechtswege  kann 
dieses  Recht  aber  nicht  erstritten  werden,  es  steht  darüber  nur  der  Besdiwerde- 
weg  offen  (s.  Anm.  2  auf  S.  217). 

^)  Die  Kreisassistenzärzte  sind  demnach  nicht  pensionsberechtigt ; 
denn  sie  beziehen  nur  dne  im  Etat  nicht  als  etatsmässige  Besoldung,  sondern 
unter  »anderen  persönlichen  Ausgaben'  aufgeführte  Remuneration. 

^)  Dazu  würden  also  z.  B.  die  in  Epidemiezdten  mit  den  Rechten  eines 
beamteten  Arztes  angestellten  praktischen  Aerzte  gehören;  auch  die  Krdsassistenz- 
ärzte  werden  durch  dne  derartige  Verwendung  nicht  pensionsberechtigt.  Des» 
gldchen  gehören  hierher  die  Aerzte  an  den  Straf-  und  Qdangenen-Anstalten 
(A4in.-Erl.  vom  6.  7.  1859  u.  28.  2.  1861). 

^  Das  Ruhegehalt  ist  also  dn  Bruchtheil  des  pensionsfähigen  Dienst- 
dnkommens,  dessen  Zähler  die  Zahl  der  Dienstjahre  +  5  und  dessen  Nenner 
die  Zahl  60  bildet. 
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lieber  den  Betrag  von  ^/^  dieses  Einkommens  hinaus  findet  eine  Stei- 
gerung nicht  statt. 

In  dem  in  §  1  Abs.  2  erwähnten  Falle  beträgt  die  Pension  ^/^  in  dem 
Falle  des  §  7  höchstens  ^V«o  ^^  Diensteinkommens. 

§  9  Bei  jeder  Pension  werden  überschiessende  Thalerbrüche  auf  volle 
Thaler  abgerundet.') 

§  10.  Der  Berechnung  der  Pension  wird  das  von  dem  Beamten  zuletzt 
bezogene  gcsammte  Diensteinkommen,  ^  soweit  es  nicht  zur  Bestreitung  von 
Repräsentations-  oder  Dienstaufwandskosten  gewährt  wird,  nach  Maassgabe  der 
folgenden  näheren  Bestimmungen  zu  Grunde  gel^: 

1.  Feststehende  Dienstemolumente,  namentlich  freie  Dienstwohnung,  sowie 
die  anstatt  derselben  gewährte  Miethsentschädigung,  Feuerungs-  und  Er- 
leuchtungsmaterial, Naturalbezüge  an  Getreide,  Winterfutter  u.  s.  w., 
sowie  der  Ertrag  von  Dienstgrundstücken  kommen  nur  insoweit  zur 
Anrechnung,  als  deren  Werth  in  den  Besoldungsetats  auf  die  Geld- 
besoldung des  Beamten  in  Rechnung  gestdlt,  oder  zu  einem  bestimmten 
Geldbetrage  als  anrechnungsfähig  bezeichnet  ist. 

2.  (Ges.  V.  30.  4.  84.)  Dioistemolumente,  welche  ihrer  Natur  nach  steigend 
und  fallend  sind,  werden  nach  den  in  den  Besoldungsetats  oder  sonst 
bei  Verleihung  des  Rechts  auf  diese  Emolumente  deshalb  getroffenen 
Festsetzungen  und  in  Ermangelung  solcher  Festsetzungen  nach  ihrem  durch- 
schnittlichen Betrage  während  der  drei  letzten  Etatsjahre  vor  dem  Etatsjahre, 
in  welchem  die  Pension  festgesetzt  wird,  zur  Anrechnung  gebracht  *)  ^) 

3.  Blosse  zufällige  Diensteinkünfte,  wie  widerrufliche  Tanti^e,  Kommissions- 
gebühren, ausserordentliche  Remunerationen,  Gratifikationen  und  dergleichen 
kommen  nicht  zur  Berechnung. 

4.  Das  gcsammte  zur  Berechnung  zu  ziehende  Diensteinkommen  einer  Stelle 
darf  den  Betrag  des  höchsten  Normalgehalts  derjenigen  Dienstkategorien, 
zu  welcher  die  Stelle  gehört,  nicht  übersteigen.*) 

Ohne  diese  Beschränkung  kommen  jedoch  solche  Gehaltsthdle  oder 
Besoldungszuhigen,  welche  zur  Ausgleichung  eines  von  dem  betreffenden 
Beamten  in  früherer  Stellung  bezogenen  Diensteinkommens  demselben 
mit  Pensionsberechtigung  gewährt  sind,  zur  vollen  Anrechnung. 

5.  Wenn  das  nach  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  ermittelte  Ein- 
kommen eines  Beamten  insgesammt  mehr  als  4000  Rthh*.  (12  000  Mark) 
beträgt,  wird  von  dem  überschiessenden  Betrage  nur  die  Hälfte  in  An- 
rechnung gebracht. 

§  11.  Ein  Beamter,  welcher  früher  ein  mit  einem  höheren  Dienst- 
dnkommen  verbundenes  Amt  beklddet  und  dieses  Einkommen  wenigstens  ein 
Jahr,  lang  bezogen  hat,  erhält,  sofern  der  Eintritt  oder  die  Versetzung  in  dn 
Amt  von  geringerem  Dienstdnkommen  nicht  lediglich  auf  sdnen  im  dgenen 


')  Eine  Umwandlung  der  Markbrüche  auf  volle  Mark  ist  vom  Landtage 
abgelehnt,  um  die  bisherige  Berechnungsweise  nicht  ungünstiger  zu  gestalten. 

')  Dazu  gehört  auch  der  Wohnungsgeldzuschuss;  vei^gl.  §6,  Abs.  2 
des  Ges.  vom  12.  Mai  1893,  S.  177. 

^  Betreffs  der  Anrechnung  der  Gebühren  bei  den  nicht  vollbesol- 
deten Kreisärzten  s.  S.  180  unter  A  und  Anm.  1  auf  S.  214. 

*)  Dienst-,    Stellen-,   Orts-   und  Theuerungs-    oder    sonstige 

£ersönliche  Zulagen  sind  nur  dann  pensionsberechtigt,  wenn  sie,  wie  z.  B. 
d  dem  nicht  vollbesoldeten  Kreisarzte,  dauernd  als  fortlaufende  Vergütung 
für  die  Amtsverwaltung  bewilligt  sind  (Min.-Erl.  vom  30.  9.  1866). 
')  Siehe  jedoch  No.  9  des  Min.-Erl.  vom  29.  Juli  1884,  S.  224. 
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Interesse  gestellten  Antrag  erfolgt  oder  als  Strafe  auf  Grund  des  §  16  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beamten  u.  s.  w. 
vom  21.  Juli  1892  (Ges.-S.,  S.  465)  *)  gegen  ihn  verfügt  ist,  bei  seiner  Versetzung 
in  den  Ruhestand  eine  nach  Maassgabe  des  früheren  höheren  Diensteinkommens 
unter  Berücksichtigung  der  gesammten  Dienstzeit  berechnete  Pension;*)  jedoch 
soll  die  gesammte  Pension  das  letzte  pensionsfähige  Diensteinkommen  nicht 
übersteigen.  *) 

§  12.  Das  mit  Nebenämtern  oder  Nebengeschäften  verbundene  Ein- 
kommen begründet  nur  dann  einen  Anspruch  auf  Pension,  wenn  eine  etats- 
mässige  Stelle  als  Nebenamt  bleibend  verliehen  ist^) 

§  13.  Die  Dienstzeit  wird  vom  Tage  der  Ableistung  des  Diensteides 
gerechnet^  Kann  jedoch  ein  Beamter  nachweisen,  dass  seine  Vereidigung  erst 
nach  dem  Zeitpunkte  seines  Eintritts  in  den  Staatsdienst  stattgefunden  hat,  so 
wird  die  Dienstzeit  von  diesem  Zeitpunkte  an  gerechnet.*) 

§  14.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  kommt  auch  die  Zeit  in  Anrech- 
fiung,  während  welcher  dn  Beamter: 

1)  unter  Bezug  von  Wartegeld  im  einstweiligen  Ruhestand  nach  Maass- 
gabe der  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1852  §  87  No.  2  (Ge- 
setzsamml.  S.  465),^  der  Erlasse  vom  14.  Juni  1848  (Gesetzsamml. 
S.  153)  und  24.  Oktober  1848  (Gesetzsamml.  S.  338)«)  und  der  Verord- 
nung vom  23.  September  1867  §  1  No.  4  (Gesetzsamml.  S.  1619),")  oder 

2)  im  Dienste  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des  Deutschen  Reichs  sich 
befunden  hat,  oder 

3)  als  anstellungsberechtigte  ehemalige  Militarperson  nur  vorläufig  oder 
auf  P^obe  im  Zivildienste  des  Staats,  des  Norddeutschen  Bundes  oder 
des  Deutschen  Reichs  beschäftigt  worden  ist,  oder 

4)  eine  praktische  Beschäftigung  ausserhalb  des  Staatsdienstes  ausübte,  in- 
sofern und  insoweit  diese  Beschäftigung  vor  Erlangung  der  Anstellung 


0  Siehe  S.  103. 

")  Vcrgl.  auch  No.  10  des  Min.-Erl.  vom  29.  Juli  1884;  S.  224. 

^  Diese  Bestimmung  soll  verhüten,  dass  ein  i)ensionirter  Beamter  ein 
höheres  Einkommen  bezieht,  als  am  Ende  seiner  Aktivität. 

^)  Das  Nebenamt  muss  neben  einem  öffentlichen  Hauptamte  verliehen 
sein;  das  letztere  bildet  also  die  Voraussetzung  zu  §  12  (Min.-Erl.  vom 
7.  2.  1883). 

')  &  ist  jedoch  gleichgültig,  ob  der  Beamte  in  ununterbrochener  Folge 
im  Staatsdienst  gestanden  hat  oder  nicht. 

*)  Eine  Verpflichtung  mittelst  Handschlags  an  Eidesstatt  gilt  der  Vereidi- 
gung glddi. 

Wenn  ein  Uebergang  von  einer  zur  Pension  nicht  berechtigenden,  aber 
aus  der  Staatskasse  remunerirten  und  mit  Verddigung  für  den  Staatsdienst 
verbundenen  Anstellung  (z.  B.  bisher  Krdsphysikats-.  Krdswundarzt-  oder  jet- 
zige Krdsassistenzarztstelle)  in  dnen  anderen,  zum  Pensionsanspruche  berechti- 
genden Posten  stattfindet,  so  ist  die  Dienstzeit  von  der  ersten  eidlichen  Ver- 
pflichtung an  zu  rechnen,  gleichgültig,  ob  bei  dieser  die  Anstellung  von  der  Art 
war,  dass  sie  den  Angestellten  zur  Pension  berechtigte  oder  nicht  (Staatsminist. 
Beschluss  vom  8.  Mai  1828). 

^  Siehe  S.  161. 

«)  Siehe  S.  149,  Anm.  1. 

*)  Die  Zdt  des  einstweiligen  Ruhestandes  wird  angerechnet,  wdl 
derselbe  unverschuldet  ist,  nicht  aber  die  Zeit,  während  welcher  ein  Beamter 
suspendirt  war  (Motive).  Ueber  die  Anrechnung  der  Dienstzdt  dnes  dis- 
ziplinirten  Beamten  bei  Wiederanstellung  siehe  die  Erlasse  vom  22.  April 
und  7.  Juli  1901,  s.  No.  12,  S.  224. 
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in  einem  unmittelbaren  Staatsamte   behufs  der  technischen  Ausbildung 
in  den  Prüfungsvorschriften  ausdrücklich  angeordnet  ist^)^). 


^)  Die  Motive  sagen  hierzu: 

Es  wurde  erwogen,  dass  für  manche  Kategorien  von  technischen  Staats- 
beamten in  den  Prüfungs-Vorschriften  eine  längere  praktische  Ausbildung  vor- 
gesdirieben  ist,  ehe  sie  zum  Examen  zugelassen  werden  und  in  den  Staatsdienst 
eintreten  können.  Die  Nichtanrechnung  dieser  Zeit  würde  daher  die  techni- 
schen Beamten  ge^en  die  Beamten  andorer  Ressorts,  deren  praktischer  Vor- 
bereitungsdienst, wie  der  der  Juristen  und  Verwaltungsbeamten,  nach  der  Vereidi- 
gung beginnt,  zurückstellen«  Die  Kommission  glaubte  daher,  die  Zeit  der  prak- 
tischen Bildung  anrechnen  zu  müssen,  jedoch  nur  die  in  Wirklichkeit  ourch 
die  Prüfungsvorschriften  erforderte  Dauer  derselben,  nicht  aber  eine  darüber 
hinausgehende  Verlängerung. 

^  Für  die  Berechnung  der  Dienstzeit  kommt  im  Uebrigen  haupt« 
sächlich  die  Anweisung  vom  10.  April  1883  in  Betracht: 

1.  Den  Beamten  stdit  —  abgesehen  von  den  in  den  §§  14  bis  19  und 
P  33  bis  36  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  Man  1872  (Oesetz-Sammlung 
Seite  268)  angeordneten  Ausnahmen  ....  ein  Rechtsanspruch  nur  auf  Anrech- 
nung der  Zeit  der  Dienstleistung  in  der  Stellung  eines  unmittelbaren  Staats- 
bttunten  zu. 

2.  Diejenigen  Personen,  welche  nur  in  einem  privatrechtlichen  Arbeits- 
verhältnisse zu  Staatsbehörden  stehen,  sind  nicht  unmittelbare  Staatsbeamte 
(Motive  zu  dem  Pensionsgesetz  Seite  14.) 

3.  Zu  den  unmittelbaren  Staatsbeamten  im  Sinne  des  Pensionsgesetzes 
sind  der  R^[el  nach  (veigl.  jedoch  unten  No.  5  Absatz  4)  nur  diejenigen  zur 
Wahrnehmung  von  Geschäften  des  unmittelbaren  Staatsdienstes  berufenen  Per- 
sonen zu  rechnen,  bei  deren  Annahme  zu  solchem  Dienstverhältnisse  nach  den 
geltenden  dienstpragmatischen  Grundsätzen  die  Ableistung  des  Diensteides  er- 
folgen soll  (veiigl.  A.  L  R.  T*  IL  Tit  10  §  3  und  die  erlassenen  näheren  An- 
ordnungen über  die  Diensteide  der  Beamten).  Aus  der  Beeidieung  eines  seiner 
hauptsächlichen  dienstlichen  Stellung  nach  im  Arbdtsverhfltnisse  stehenden 
Funlctionärs  für  die  Wahrnehmung  einzelner  ihm  obliegender  Gesdiäfte,  z.  B. 
als  Bahnpolizeibeamter,  ist  die  Eigenschaft  desselben  als  eines  unmittelbaren 
Staatsbeamten  im  Sinne  des  Pensionsgesetzes  nicht  zu  folgern. 

Ist  die  Beeidigung  eines  Beamten  irrthümlich  unterbueben,  so  hindert  dies 
die  Anrechnung  der  Dienstzeit  nicht  (§  13  des  Pensionsgesetzes). 

4.  Ausg^chlossen  wird  die  Eigenschaft  auch  eines  beeidigten  und  zur 
Wahrnehmung  von  Geschäften  des  unmittelbaren  Staatsdienstes  verwandten 
Funktionärs  als  eines  unmittelbaren  Staatsbeamten  im  Sinne  des  Pensions- 
gesetzes dadurch,  dass  derselbe  für  die  Erfüllung  seiner  Dienstpflichten  nicht 
direkt  aus  der  Staatskasse,  sondern  von  einem  anderen  Beamten,  aus  dem  dem 
letzteren  hierzu  in  seiner  Besoldung  oder  als  Dienstunkosten  —  Aversum  —  über- 
wiesenen Mitteln  remunerirt  wird. 

5.  u.  6.  interessiren  hier  nicht 

7.  Die  Anwendung  der  Vorschrift  des  §  14  No.  4  des  Pensionsgesetzes 
wegen  ausnahmsweiser  Anr^nung  einer  Zeit  praktischer  Beschäftigung  ausser- 
halb des  unmittelbaren  Staatsdienstes  setzt  voraus,  dass 

al  die  Beschäftigung  zum  Zwecke  der  technischen  Ausbildung  erfolgt  ist; 

b)  in  den  Prüfungsvorschriften  angeordnet  ist,  dass  eine  ihrer  Dauer 
nach  »ausdrücklich«  bestimmte  Zeit  der  Zulassung  zu  der  Prüfung 
vorausgehen  müsse, 

c)  der  B^unte  nicht  vor  der  Zulassung  zu  der  Prüfung  während  des 
nach  den  Prüfungsvorschriften  erforderlichen  Zeitraums  im  unmittel- 
baren Staatsdienste  praktisch  beschäftigt  gewesen  ist. 

9.  Die  Zeit  der  Funktion  im  elsass-lothringischen  Landesdienste  ist  als 
Reichsdienst  im  Sinne  des  §  14  No.  2  des  Pensionsgesetzes  zu  erachten  und 
daher  bei  der  Pensionirung  anzurechnen. 

10.  Die  aktive  Dienstzeit  in  einem  Grossherzoglich  hessischen  Truppen- 
theil gelangt  allgemein  in  gleicher  Weise,  wie  die  Dienstzeit  in  einem  Truppen- 
theil der  für  ihr  gesammtes  Gebiet  dem  Norddeutschen  Bunde  beigetretenen 
Staaten,  vom  1.  Juli  1867,  als  dem  Tage  des  Inkrafttretens  der  Bundesverfassung 
ab,  zur  Anrechnung  (§  14  No.  2  und  §  15  des  Pensionsgesetzes). 
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11.  Nach  §  14  No.  2  und  §  15  des  Pensionsgesetzes  sind  die  Vor* 
Schriften  in  dem  §  50  des  Militärpensionsgesetzes  vom  27.  Juni  1871  (Reichs- 
Oesetzbl.  S.  275),  dem  §  51  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873 
(RdchsOesetzblatt  S.  61)  und  des  Gesetzes  vom  30.  März  1880  (Reich&Oesetz- 
blatt  S.  99)  über  die  Doppelrechnung  gewisser  Dienstzeiten  in  der  Kaiserlichen 
Marine,  sowie  in  dem  Zivildienst  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des  Deut- 
schen Reichs  auch  ffir  die  Feststellung  der  aus  der  preussischen  Staatskasse  zu 
gewährenden  Zivilpensionen  maassgebend. 

Dagegen  wird  die  Anrechnung  einer  Dienstzeit  vor  dem  Beginn  des  ein- 
undzwanzigsten Lebensjahres  auch  in  dem  Falle  des  §  54  des  Militärpensions- 
gesetzes durch  die  Vorschrift  des  §  16  Absatz  2  des  Pension$gesetzes  vom 
27.  März  1872  in  Veri^indung  mit  Artikel  1  §  16  der  Novelle  vom  31.  März  1882 
zu  diesem  Gesetze  ausgeschlossen. 

12.  Wegen  Berechnung  der  Militärdienstzeit  in  den  im  Jahre  1866  neu 
erworbenen  Provinzen  wird  auf  die  Verfügungen  vom  21.  Mai  1874,  6.  Ja- 
nuar 1875  unter  No.  4  und  3.  Juni  1878  (Min.  Bl.  für  die  inn.  Verwaltung 
1874  S.  166,  1875  S.  67  und  1878  S.  116)  Bezug  genommen. 

(Danach  vird  diese  i^eit  anferedmet,  jedodi  ffir  hfassau  oh  ne  die  Zeit  des  sog.  Oroas- 
Urlaubs :  ffir  Hannover  dcsgleidiai,  abgesdien,  venn  die  Beurlaubung  mit  vollem  Solde  orfolgt 
ist,  ffir  bchleswig- Holstein  erst  vom  vollendeten  18.  Lebensjahre  an.) 

13.  Nach  den  ergangenen  Allerhöchsten  Anordnungen  ist  der  Dienstzeit 
der  Beamten  ein  Kriegsjahr  (§  17  des  Pension^gesetzes  vom  27.  März  1872)  in 
folgenden  Fällen  hinzuzurechnen: 

a)  Für  die  Theiliuihme  an  Gefechten  der  Feldzüge  in  Schleswig-Holstein 
beziehungsweise  in  lütland  in  Jedem  der  Jahre  1848,  1849  und  1850, 
in  den  Kämpfen  des  Jahres  1848  in  dem  Qrossherzogthum  Posen 
und  des  Jahres  1849  in  der  Pfalz,  sowie  in  dem  Qn^sherzogthum 
Baden  und  in  Dresden,  desgleichen  ffir  die  Theiliuihme  an  dem  Ge- 
fecht des  Dampfschiffes  »Preussischer  Adler*  am  27.  Juni  1849  mit 
der  Dänischen  Kriegsbrigg  St.  Croix. 

Der  Besitz  der  unter  dem  23.  August  1851  gestifteten  Denk- 
münze für  wirkliche  Kombattanten  ist  für  sich  allein  nicht  aus- 
reichend, den  Nachweis  der  Thdliuihme  an  einem  Gefecht  zu  be- 
gründen. 

Die  Theiinahme  der  Beamten  an  Gefechten  ist  als  erfolgt  zu 
erachten»  wenn  sie  zum  Verbände  der  kämpfenden  Truppen  gehört  und 
sich  im  Gefolge  derselben  ihrer  Berufspflicht  gemäss  wäirend  des 
Gefechtes  thatsächlich  befunden  haben. 

b)  Für  die  Theiinahme  an  dem  Feldzuge  des  Jahres  1864  geg:en  Dänemark. 

Für  die  Betheiligung  ist  der  statutenmässige  Besitz  der  durch 
Königliche  Ordre  vom  10.  November  1864  gestifteten  Kriegsdenk- 
münze maassgebend. 

c)  Für  die  Betheil jgung  an  dem  Feldzuge  des  Jahres  1866. 
Für  die  Betheiligung  ist  der  statutenmässige  Besitz  des  durch 


ist  der  statutenmässige  Besitz 
Königliche  Ordre  vom  2Ö.  September  1866  gestifteten  Erinnerungs- 
kreuzes maassgebend. 

Die  Anrechnung  dieses  Feldzuges  als  Kriegsjahr  soll  auch  für 
diejenigen  Offiziere,  ^mten  und  Mannsdiaften  der  Truppen  ausser- 
preussischer  deutscher  Staaten  erfolgen,  welche  einer  Preussen  feind- 
lichen Armee  angehört  haben,  sofern  dieselben  an  einem  Gefechte 
Thdl  genommen  oder  behufs  Ausführung  von  Operationen  zu  krie- 
gerischen Zwecken  die  Grenzen  ihrer  damaligen  Hdmathsländer  über- 
schritten haben  (Allerh.  Erl.  v.  11.  2.  1875). 
d)  Für  den  Feldzug  gegen  Frankrddi  in  den  Jahren  1870  und  1871  nach 
der  Allerhöchsten  Ordre  vom  16.  Mai  18/1 : 

vich  bestimme,  dass  der  Feldzug  gegen  Frankreich  von  1870/71 
den  an  solchem  Betheiligten  bd  Bmoinung  ihrer  Dienstzdt  nach 
fo^nden  Grundsätzen  als  Kriegsdienstzdt  in  Anrechnung  zu 
bringen  ist: 

1.  Denienigen  Bethdligten,  welche  in  jedem  der  bdden  vor- 
bezeichneten Jahre  an  dner  Sdilacht,  einem  Gefecht,  resp.  einer 
Belagerung  Thdl  genommen,  oder  welche  je  zwd  Monate  aus 
dienstlicher  Veranlassung  in  Frankrdch  zugebracht  haben, 
kommen  zwei  Kriegsjahre  in  Anrechnung. 


^220- 

§  15.  Der  Zivildienstzeit  wird  die  Zeit  des  aktiven  Militärdienstes  hinzu- 
gerechnet.') 

§  16.  (Nach  Art  I.  des  Qes.  vom  31.  3.  1882.)  Die  Dienstzeit,  welche 
vor  Beginn  des  einundzwanzigsten  Lebensjahres  fällt,  bleibt  ausser  Be- 
rechnung.*)') 

Nur  die  in  die  Dauer  eines  Krieges  fallende  und  bei  einem  mobilen 


2.  Denjenigen  dagegen,  welche  diese  Bedingungen  nur  in  einem 
der  Jahre  1870  oder  1871  erfüllt,  sowie  denjenigen,  welche, 
ohne  an  einem  Kampfe  Thdl  zu  nehmen,  nur  in  beiden  Jahren 
zusammen  zwei  Monat  fortlaufender  Zeit  aus  dienstlicher  Ver- 
anlassung: in  Franb-eich  zugebracht  haben,  ist  nur  ein  Kriegs- 
jahr in  Anrechnung  zu  bringen. 

Die  Anrechnung  des  Jahres  1871  als  Kriegsjahr  ffir  die- 
jenigen, welche  in  diesem  fahre  nicht  an  einem  Kampfe  bethei- 
ligt gewesen,  findet  jedoch  überhaupt  nur  in  dem  ralle  statt, 
wenn  die  Betreffenden  bis  zum  2.  Man  dieses  Jahres  mindes- 
tens zwei  Monate  aus  dienstlicher  Veranlassung  in  Frankreich 
anwesend  waren.« 
Als  Grenze  Frankreichs  im  Sinne  der  Ordre  ist  die  Grenze  zu  verstehen, 
wie  sie  vor  Ausbruch  des  Krieges  bestand  (Kab.-Ordre  vom  16.  5.  1871). 

Betreffs  der  Theilnahme  an  den  Kämpfen  in  Ost-  und  Westafrika,  China 
u.  s.  w.  s.  Anmerk.  3,  Abs.  3  auf  S.  221. 

14.  Zur  Anrechnung  in  Qemässheit  des  letzten  Absatzes  des  §  19  des 
Pensionsgesetzes  gelangt 

für  die  mit  dem  früheren  Kurfürstenthum  Hessen  in  den  unmittelbaren 
preussischen  Staatsdienst  übernommenen  Beunten  die  Zeit  ihrer  Funk- 
tion im  Hofdienste, 
für  die  mit  dem  vormaligen  Königreich  Hannover  in  den  unmittelbaren 
preussischen   Staatsdienst    übernommenen  Beamten    die    Zeit    ihres 
etwaigen  früheren  Zivil-  oder  Militärdienstes  in  anderen  Staaten,  sowie 
einer  in  dem  vormaligen   Königreich   Hannover  früher  ausgeübten 
öffentlichen  Funktion  aS  Sachführer,  Qemeindebeamter  u.  s.  w.,  sofern 
nicht  bei  ihrer  Anstellung  im  hannoverschen  Staatsdienste  ein  Anderes 
bestimmt  ist. 
^)  Hierher  gehört  auch  die  Zeit  der   allgemeinen   Dienstpflicht 
beim    Militär    (also    das    einjährig-freiwillige  Jahr),    insoweit   sie    nach 
dem    vollendeten    20.    Lebensjahre    abgeleistet    worden     ist    (Min.-Erl.   vom 
3.  Juni  1870). 

^  Nur  bei  Feststellung  des  Zeitpunktes  für  das  50  jährige  Dienst- 
jubiläum wird  die  s^esammte  aktive  Militär-  und  Zivildienstzeit,  gleichviel, 
ob  sie  vor  oder  nach  dem  18.  Lebensjahre  geleistet  ist,  angerechnet  (Min.-Erl. 
vom  3.  6.  1870). 

')  Betreffs  Berechnung  der  pensionsfähigen  Dienstzeit  bestimmt 
der  Min.-Erl.  vom  26.  November  1900: 

»Bei  der  Pensionsfestsetzung  ist  von  einer  Monatsrechnung  in  Zukunft  über- 
hauptabzusehen; es  sind  vielmehr  allgemein  dieeinzelnen,  in  Frage  kommenden 
Dienstzeiten,  soweit  sie  nicht  vollejahre,  gerechnet  vom  Tage  des  Dienst- 
antritts an,  umfassen,  nur  nach  Tagen,  und  zwar  einsdiliesslich  der 
einunddreissif  Monatstage  und  bei  deren  Zusammenrechnung  auch  in 
Schaltjahren  je  365  Tage  als  Jahr  anzusetzen.  Mehrere  getrennte  Dienst- 
zeiten werden  hierbei  rechnungsmässig  gesondert  behandelt.  Hat  bei- 
spielsweise ein  Beamter  Dienstzeiten  vom  29.  Oktober  1870  bis  zum 
8.  JVlai  1892  und  vom  16.  Juli  1898  bis  Ende  1900  zurückgelegt,  so  er- 
giebt  sich  folgende  Berechnung: 

29.  Oktober  1870  bis  28.  Oktober  1891  .  .   21  Jahre 
29.  Oktober  1891  bis    8.  Mai         1892  .  .        -       193  Tage 
16.  Juli  1898  bis  15.  Juli  1899  .  .     1  Jahr       — 

16.  Juli         1899  bis  31.  März       1900  .  —       259  Tage 

22  Jahr   452  Tage 
oder  23  Jahre  87  Tage." 
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oder  Ersatztruppenthdle  abgeleistete  Militärdienstzeit  kommt  ohne  Rücksicht 
auf  das  Lebensalter  zm  Anrechnung.  0 

Als  Kriegszeit  gilt  in  dieser  Beziehung  die  Zeit  vom  Tage  einer  ange- 
ordneten Mobihnachung,  auf  welche  ein  Krieg  folgt,  bis  zum  Tage  der  De* 
mobilmachung. 

§  17.  Für  jeden  Feldzug,  an  welchem  ein  Beamter  im  preussischen  oder 
im  Reichsheer  oder  in  der  preussischen  oder  Kaiserlichen  Marine  derart  Thdl 
genommen  hat,  dass  er  wirklich  vor  den  Feind  gekommen  oder  in  dienstlicher 
Stellung  den  mobilen  Truppen  in  das  Feld  gefolgt  ist,^  wird  demselben  zu  der 
wirklichen  Dauer  der  Dienstzeit  ein  Jahr  zugerechnet. 

Ob  eine  militärische  Unternehmung  in  dieser  Beziehung  als  ein  Feldzug 
anzusehen  ist,  und  inwiefern  bei  Kriegen  von  längerer  Dauer  mehrere  Kriegs- 
jahre in  Anrechnung  kommen  sollen,  dafür  ist  die  nach  §  23  des  Reichsgesetzes 
vom  27.  Juni  1871  (Reichsgesetzbl.  S.275)  in  jedem  Falle  ergehende  Bestimmung 
des  Kaisers  maassgebend.^ 

Für  die  Vergangenheit  bewendet  es  bei  den  hierüber  durch  Königliche 
Erlasse  gegebenen  Vorschriften. 
§  18.   Die  Zeit 

a)  eines  Festungsarrestes  von  einjähriger  und  längerer  Dauer,  sowie 

b)  der  Kri^(sgefangenschaft 

kann  nur  unter  besonderen  Umständen  mit  Königlicher  Genehmigung  ange- 
gerechnet werden.*) 

§  19.  (Oes.  V.  20.  3.  90.)  Mit  Königlicher  Genehmigung  kann  zu- 
künftig nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  in  den  §§  13  bis  18  angerechnet 
werden: 

1)  die  Zeit,  während  welcher  ein  Beamter 

a)  sd  es  im  In-  oder  Ausümde  als  Sachwalter  oder  Notar  fungiert,  im 
Gemdnde-,  Kirchen-  oder  Schuldienste,  im  ständischen  Dienste  oder 
im  Dienste  dner  landesherrlichen  Haus-  oder  Hofverwaltung  sich  be- 
funden, oder 

b)  im  Dienste  eines  fremden  Staates  gestanden  hat; 

2)  die  Zeit  praktischer  Beschäftigung  ausserhalb  des  Staatsdienstes,  insofern 


^)  Die  Frage,  ob  die  Pensionsberechtigung  eines  Beamten  berdts  dann 
anzunehmen  sei,  wenn  sich  für  denselben,  ohne  dass  er  10  Jahre  im  Zivildienst 
gewesen,  durch  die  Anrechnung  von  Kriegsjahren  eine  zehn-  oder  mehrjährige 
Dienstzeit  ergiebt,  ist  zu  bejahen  (Min.-Eri.  vom  11.  April  1884J. 

^  Der  Beamte  muss  aber  als  solcher  bei  den  mobilen  Truppen  oder  in 
deren  Verbände  am  Feldzuge  Theil  genommen  haben.  Es  genügt  nicht  eine 
blosse  Beschäftigung  im  reindeslande  in  einer  durch  Zivilverwaltungs- 
bedürfniss  veranlassten  Beamtenstellung.(Urth.  d.  Reichs-Gerichts  vom  21.3. 
1893). 

«)  S.  No.  13  der  Anweisung  vom  10.  4.  1883,  S.  219. 

Auch  bei  auf  Befehl  eriol^er  Theilnahme  an  dnem  Feldzuge  dner  aus- 
ländischen Armee  kann  auf  Bestimmung  des  Kaisers  zu  der  wirklichen  Dienst- 
zdt  ein  Jahr  und  bd  längerer  Dauer  ein  Zeitraum  von  2  und  mehr  Jahren  zu- 
gerechnet werden. 

Als  Feldzüge  gelten  nach  den  AUerh.  Erlassen  vom  19.  November  1889, 
5.  September  und  5.  Dezember  1892,  5.,  7.  u.  17.  April  1893,  5.,  7.  u.  17.  September 
1893  verschiedene  Expeditionen  u.  s.  w.  im  iCoIonialdienste,  sowie  durch 
Allerh.  Erlass  vom  8.  August  1901  die  Expedition  gegen  China. 

^  Nach  Kab.-Ordre  vom  18.  Mai  1871  ist  den  in  französische  Kriegsgdangen- 
Schaft  gerathenen  Offizieren,  Beamten  u.  s.  Vet.  die  Zeit  der  Gdangenschaft,  für  die 
ihnen  in  Gemässheit  des  Allerh.  Erl.  vom  11.  Mai  1871  das  zuständige  Gehalt 
gezahlt  ist,  auch  bei  der  Pensionirung  als  Dienstzeit  anzurechnen. 
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und  insoweit  diese  Beschäftigung:  vor  Erlangung  der  Anstellung  in  einem 

unmittelbaren  Staatsamte  herkömmlich  war.>) 

Die  Anrechnung  der  unter  1  erwähnten  Beschäftigung  muss  erfolgen  bd 
denjenigen  Beamten,  weiche  mit  den  im  Jahre  1866  erworbenen  Landesijieilen 
in  den  unmittelbaren  Staatsdienst  übernommen  worden  sind,  sofern  dieselben 
auf  diese  Anrechnung  nach  den  bis  dahin  für  sie  maassgebenden  Pensions- 
▼orschriften  einen  Rechtsanspruch  hatten. 

§  20.  Zum  Erweise  der  Dienstunfähigkeit  eines  seine  Versetzung  in  den 
Ruhestand  nachsuchenden  Beamten  ist  die  Erklärung  der  demselben  unmittel- 
bar vorgesetzten  Dienstbehörde  erforderlich,  dass  sie  nach  pflichtmässigem  Er- 
messen den  Beamten  für  unfähig  halte,  seine  Amtspflichten  femer  zu  erfüllen.*) 

Inwieweit  noch  andere  Beweismittel  zu  erfordern,  oder  der  Erklärung 
der  unmittelbar  vorgesetzten  Behörde  en^[egen  für  ausreichend  zu  erachten  sind,, 
hängt  von  dem  Ermessen  der  über  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ent- 
scheidenden Behörde  ab. 

§  21.  (Oes.  V.  30.  4.  84.)  Die  Bestimmung  darüber,  ob  und  zu  welchem 
Zeitpunkte  dem  Antrage  eines  Beamten  auf  Versetzung  in  den  Ruhestand  statt- 
zugeben ist,  erfolgt  durch  den  Departementschef.^ 

Bei  denjenigen  Beamten,  welche  durch  den  König  zu  ihren  Aemtem 
ernannt  worden  sind,  ist  die  Genehmigung  des  Königs  zur  Versetzung  in  den 
Ruhestand  erforderlich.^) 

Für  die  Beamten  derjenigen  Kategorien,  deren  Anstellung  durch  eine 
dem  Departementschef  nachgeordnete  Behörde  erfolgt,  kann  der  Departements- 
chef letzterer  oder  der  ihr  vorgesetzten  Behörde  die  Bestimmung  über  den  An- 
trag auf  Versetzung  in  den  Ruhestand  übertragen. 


')  Die  Anrechnung 
schäftigung  bildet  nicht  die  R^el,  sondern  die  Ausnahme;  jedenfalls  hat 
die  anstellende  Behörde  dem  beti^enden  Beamten  keine  Zusicherune;  zu  er- 
theilen,  sondern  nur  in  Aussicht  zu  stellen,  dass  sie  die  zur  Genehmigung 
erforderlichen  Schritte  zu  thun  beabsichtiee  Schreiben  des  nnanz.-Min.  vom 
8.  August  und  8.  Oktober  1873).  In  den  Berichten  behufs  Einholung  der 
Genehmigung  sind  das  Lebens-  und  Dienstalter,  die  Gesammthdt  der  persön- 
lichen und  der  Vermögensverhältnisse,  die  Würdigkeit  des  in  Ruhestand  tretenden 
Beamten  gegenüber  der  Höhe  der  Pension  im  Fall  ihrer  Feststellung  nach  der 
unmittelbaren  anrechnungsfähigen  Dienstzeit  in  Betracht  zu  ziehen  und  anzugeben, 
wie  hoch  sich  die  zu  l^willigende  Pension  mit  bezw.  ohne  Anrechnung  der 
nicht  im  unmittelbaren  Staatsdienst  zugebrachten  Dienstzeit  belaufen  würde. 
(Min.-Erl.  vom  21.  4.  u.  20.  6.  1873). 

^  Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  der  Na  chw  eis  der  Dienstunfähigkeit 
durch  aas  Attest  eines  beamteten  Arztes  geführt  wird;  ein  darauf  abzielender 
Antrag  ist  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  zwar  gestellt,  jedoch 
bekämpft  und  deshalb  zurückgezogen.  Es  ist  aber  der  entscheidenden  Ver- 
waltungs-Behörde vorbehalten,  ausser  der  Erklärung  der  unmittelbar  vorgesetzten 
Dienstbehörde  des  Pensionärs  noch  andere  Beweismittel  über  die  benauptete 
Dienstunfähigkeit  zu  erfordern  und  diese  auch  dem  Urtheile  der  letztgedaoiten 
Behörde  entgegen  für  ausreichend  oder  unzulänglich  zu  erachten  (Motive  u. 
Min.-Erl.  vom  24.  7.  1872). 

Die  amtsärztlichen  Atteste  sind  übrigens,  wenn  sie  im  Interesse  des 
Dienstes  von  der  vorgesetzten  Behörde  eingefordert  werden,  unentgeltlich  aus- 
zustellen (Min.-Erl.  vom  16.  2.  1844,  8.  7.  1874  u.  19.  2.  1875)  und  in  der 
durch  den  Erl.  vom  20.  1.  1853  voi^eschriebenen  Form  (s.  Bd.  1,  S.36). 

^  Persönlichen  Wünschen  eines  Beamten  in  Bezug  auf  den  Zeitpunkt 
seiner  Pensionirung  darf  nur  insoweit  Rechnung  getragen  werden,  als 
darunter  weder  das  dienstliche,  nodi  das  finanzielle  Interesse  leidet.  Im  Uebrigen 
s.  No.  3  des  nachstehenden  Erl.  vom  29.  7.  1884;  S.  223. 

*)  Bei  den  Reg.-  und  Med.-Räthen  also  durch  den  König,  bei  den 
Kreismedizinalbeamten  durch  den  Medizinalminister. 
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§  22.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  welche  Pension  dnem  Beamten 
bei  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  zusteht,  erfolgt  durch  den  Departements- 
chef in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister» 

Dieselben  können  die  Befugniss  zu  dieser  Entscheidung  derjenigen  dem 
Departementschef  nachgeordneten  Behörde  übertragen,  weicher  die  Bestimmung 
über  die  Versetzung  des  Beamten  in  den  Ruhestand  zusteht  (§  21  Absatz  3).  *) 

§  23.  (Oes.  V.  30.  4.  84.)  Die  Beschreitung  des  Rechtsweges  gegen  die 
Entscheidung  darüber,  ob  und  welche  Pension  einem  Beamten  bei  seiner  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  zu  gewahren  ist,  steht  dem  Beamten  offen,  doch 
muss  die  Entscheidung  des  Departementschefs   und   des  Finanzministers   der 


0  Zur  Ausführung  der  §§  21  u.  22  des  Gesetzes  bestimmt  der  Erl.  d. 
lunanzministers  vom  29.  Juli  1884,  mit  Ergänzung  vom  20.  Oktober  1884, 
für  den  Geschäftsbereich  des  Kultusministers  durch  Erl.  vom  11.  Oktober 
1884  bekannt  gtt[eben,  Folgendes: 

»1.  Dem  Antrage  eines  Beamten,  welcher  das  65.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat,  auf  Veiüetzung  in  den  Ruhestand  unter  Gewährung  von  Pension 
darf  nur  dann  entsprochen  werden,  wenn  Sie  denselben  nach  pflichtmässigem 
Ermessen  wegen  Sdiwäche  seiner  geistigen  oder  körperlichen  Kräfte  für  dauernd 
unfähig  eracfiten,  die  Pflichten  des  ihm  übertragenen,  sowie  eines  anderen 
Amtes  der  allgemeinen  Verwaltung  von  nicht  gennserem  Range  und  Dienst- 
einkommen zu  erfüllen,  und  der  Beamte  den  Antrag  bedingui^los  gestellt  hat. 

2.  Während  der  Dauer  einer  gegen  einen  Beamten  eingeleiteten  straf- 
rechtlichen oder  Disziplinar-Untersuchung  ist  dem  Antrage  desselben  auf  Pen- 
sionirung  nicht  Folge  zu  gd)en. 

3.  Der  Zeitpunkt  für  die  Versebcung  eines  Beamten  in  den  Ruhestand 
ist,  wenn  nicht  besondere  dienstliche  Rücksichten  eine  abweichende  Anordnung 
erfordern,  immer  auf  das  Ende  eines  Monats  zu  bestimmen  (d.  §§  24,  25  und 
29  des  Pension^es.  27.  März  1872).  Sofern  dieser  Termin  nicht  mit  dem  Ende 
eines  Kalender-Quartals  zusammenflUlt,  ist  zur  Vermeidung  späterer  Qehaltsr 
erstattungen  thunlichst  die  Zustimmung  des  Beamten  dazu  hert>eizuführen,  dass 
die  letzte  Gehaltszahlung  nur  für  den  Zeitraum  bis  zu  dem  Ausscheiden  des 
Beamten  aus  dem  Dienste  erfolgt, 

(Die  Zahlung  der  Pension  soll  also  immer  von  dem  ersten  Tage  eines 
Monats  ab  beginnen;  Min.-Erl.  vom  3.  12.  1875  u.  3.  4.  1899.) 

Die  Vorschriften  des  §  29  des  Pensionsges.  finden  auf  die  etatsmässig 
unter  Vorbehalt  der  Kündigung  oder  des  Widerrufs  angestellten  Beamten  (§  2 
Abs.  1  des  Pensionsges.)  Anwendung. 

4.  Wird  nachträglich  ein  Rechtsanspruch  auf  Erhöhung  einer  Pension 
anerkannt,  so  findet  eine  Nachzahlung  der  Differenz  zwischen  der  erhöhten 
und  der  früher  angewiesenen  Pension  nur  in  den  durch  die  Vorschriften  über 
die  Verjährung  bestimmten  Grenzen  statt. 

5.  Die  rechtlichen  Folgen  eines  Disziplinar-Erkenntnisses  des  Königlichen 
Staats-Ministeriun^  durch  welches  ein  Beamter  zur  Dienstentiassung  unter  Be- 
willigung eines  Theils  der  geetzlichen  Pension  als  Unterstützung  verurtheilt 
ist  (§  16  No.  2  des  Disziplinarges.  21.  Juli  1852,  s.  S.  153),  treten,  für  die 
Einstellung  der  Gehaltszahlung  und  die  demnächstiee  Gewährung  der  Unter- 
stützung mit  dem  Beginn  desjenigen  Monats  ein,  welcher  auf  den  Monat  folgt, 
in  welchem  dem  Beamten  das  Urtheil  bekannt  gemacht  ist  (vergl.  Verf.  vom  27.  Febr. 
1865;  Min.  Bl.,  S.  159).  Die  Dienstzeit  des  Beamten  ist  nur  bis  zu  dem  Tage 
dieser  Bekanntmachung  des  Urtheils  zu  berechnen. 

6.  Nach  §  1  Abs.  I.  des  Pensionsges.  ist  ein  Anspruch  auf  Pension  nur 
dann  b^^ündet,  wenn  der  Beamte  in  Folge  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  w^en  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte  zu  der  Er- 
füllung seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist  und  deshalb  in  den  Ruhestand 
versetzt  wird. 

In  jede  Anweisung  zur  Zahlung  einer  Pension  an  einen  Beamten,  welcher 
das  65.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat,  ist  daher  die  ausdrückliche  Er- 
klärung aufzunehmen,  dass  der  Beamte  »wegen  Dienstunfähigkeit«  in  den  Ruhestand 
versetzt  sei.  Der  Anweisung  ist  eine  bis  auf  weitere  Anordnung  in  der  bisher 
üblichen  Weise  aufgestellte,  von  der  beantragenden  vorgesetzten  Dienstbehörde  zu 
vollziehende  Pensionsnachweisung  beizufügen  (s.  Anlagen  am  Schluss  dieses  Bandes). 


-224- 

Klage  vorher  gehen,  und  letztere  sodann  bei  Verlust  des  Klagerechts  innerhalb 
sechs  Monaten,  nadidem  dem  Beamten  diese  Entscheidung  bekannt  gemacht 
ist,  erhoben  werden.  Der  Verlust  des  Klagerechts  tritt  auch  dann  du,  wenn 
nicht  von  dem  Beamten,  über  dessen  Anspruch  auf  Pension  die  dem  Departe- 
mentschef nachgeordnete  Behörde  Entscheidung  getroffen  hat  (§  22  Absatz  2), 
gegen  diese  Entscheidung  binnen  gleicher  Frist  die  Beschwerde  an  den  De- 
partementschef und  den  Finanzminister  erhoben  ist. 

7.  Auf  Grund  des  §  1  Abs.  2  des  Pensionsges.  tritt  die  Pensions- 
berechtigung eines  Beamten  bei  kürzerer  als  zehnjähriger  Dienstdauer  nur  dann 
ein.  wenn  derselbe  die  Krankheit,  Verwunduns;  oder  sonstige  Beschädigung^ 
weiche    seine  Dienstunfähigkeit   herbeigeführt   hat,    sich   bei    Ausübung   des 

1>reussischen  Zivil-Staatsdienstes  oder  aus  Veranlassung  desselben  zugezogen  hat. 
st  dagegen  z.  B.  die  Dienstunfahigkeit  die  nachträglich  hervoige^ene  Folge 
einer  in  Veranlassung  früheren  Militärdienstes  entstandenen  Krankheit,  so  findet 
die  Vorschrift  keine  Anwendung. 

8.  Ist  einem  im  Disziplinar-Verfahren  zur  Dienstentlassung  verurtheilten 
Beamten  nach  der  Entscheioung  der  Disziplinarbehörde  ein  Thdl  des  guetz- 
lichen  Pensionsbetrages  als  Unterstützung  zu  gewähren  (§16  No.  2  des  Disziplinar- 
gesetzes vom  21.  Juli  1852),  so  findet  die  in  dem  §  9  des  Pensionsees,  vorge^ 
schriebene  Abrundung  auf  volle  Thaler  nur  für  den  zahlbaren  Theilbetnig  der 
gesetzlichen  Pension,  nicht  dag^en  für  diejenige  Pension,  von  wddier  der 
Thdlbetrag  zu  berechnen  ist,  statt. 

9.  Der  Durchschnittssatz  des  Wohnungsgeldzuschusses  (§  6  Oes.  12.  Mai 
1873,  Q.-S.  S.  209)  gelangt  allgemdn  bei  der  Berechnung  der  Pension  auch 
insoweit  zur  Anrechnung,  als  damit  das  höchste  Normalgehalt  der  Dienst- 
Kat^orie  der  Beamten  überschritten  wird. 

10.  Die  Vorschriften  des  §  1 1  des  Pensionsges.  finden  keine  Anwendung  auf 
Beamte,  welche  vor  ihrer  Wiederanstellung  ddinitiv  aus  dem  Staatsdienste  aus- 
geschieden waren.  Der  Berechnung  dner  diesen  Beamten  zu  gewährenden 
Pension  ist  daher  lediglich  das  von  ihnen  in  der  letzten  neuen  Stellung  be- 
zogene Dienstdnkommen  zu  Grunde  zu  legen  (§§  10  u.  28  Abs.  1  des  Pensionsges.) 
Zu  diesem  Diensteinkommen  gehört  eine  neben  dem  neuen  Stellendnkommen 
an  dieselben  zahlbar  gebliebene  Pension  nicht. 

Der  Berechnung  der  Pension  aus  der  letzten  Dienststellung  wird  die  ge- 
sammte  Dienstzeit  zu  Grunde  gele^.  Beträgt  die  so  berechnete  Pension  der 
letzten  Dienststellung  weniger  als  eine  in  der  früherea  Dienststellung  verdiente 
Pension,  so  ist  der  Betrag  der  letzteren  wieder  anzuweisen. 

Im  Uebrigen  kann  der  §  11  des  Pensionsges.  nur  insofern  und  insowdt  zur 
Anwendung  gelangen,  als  das  frühere  Diensteinkommen  von  dem  Beamten  mit 
Pensionsbereditigung  bezogen  ist. 

11.  DieAnrechnungderjenigenZdt,  während  wdcherdieZeit  und  Kräfte  eines 
Beamten  durch  die  ihm  übertragenen  Geschäfte  nur  nebenbei  in  Anspruch 
genommen  gewesen  sind,  darf  bd  der  Pensionirung  erst  dann  stattfinden,  wenn 
die  Stelle,  deren  Pflichten  der  Beamte  eriüllt  hat,  in  den  Besoldungs-Etats  auf- 
genommen war. 

12.  (In  der  durch  den  Min.-Erl.  vom  22.  April  u.  7.  Juli  1901  abgeänderten 
Fassung).  Bei  der  Feststellung  der  Pension  eines  Beamten,  welcher  in  Folge 
strafgenditlichen  Urthdls  oder  eines  Disziplinar-Erkenntnisses  sdn  früheres  Amt 
verloren  hatte,  ist,  wenn  derselbe  nach  eitolgter  Wiederanstellung  im  unmittel- 
baren Staatsdienste  aus  dem  neuen  Amte  ausscheidd,  die  vor  seiner  Entlassung 
li^ende  Zivildienstzeit  bd  nachfolgender  Pensionirung  als  pensionsfähige  Dienst- 
zeit anzurechnen;  ebenso  hat  die  Anrechnung  der  Zeit  seines  Militärdienstes  statt- 
zufinden. Die  Dienstentlassung  auf  Grund  vorbehaltenen  Kündigungsrechts 
hat  den  Verlust  des  Anspruchs  auf  Anrechnung  der  früheren  Zivildienstzeit  bd 
Feststellung  des  Pensionsanspruches  des  Beamten,  welcher  aus  dnem  ihm  wieder 
verliehenen  Amte  in  den  Ruhestand  versetzt  wird,  auch  dann  nicht  zur  Folge, 
wenn  die  Dienstentlassung  zur  Strafe  angeordnet  war. 

13.  Fallt  nach  §  28  Abs.  2  des  Pensionsges.  in  Folge  der  Gewähruug  einer 
neuen  Pension  an  einen  wieder  angestellten  Pensionär,  die  demselben  früher 
aus  der  Staatskasse  bewilligte  Pension  fort,  so  ist  bei  Anweisung  der  neuen 
Pension  zugleich  dne  entsprechende  Anordnung  wegen  W^alles  der  früheren 
Pension  zu  treffen. 
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§  24.  Die  Veisetzuns:  in  den  Ruhestand  tritt,  sofern  nicht  auf  den 
Antrag  oder  mit  ansdrfiddicher  Zustimmung:  des  Beamten  ein  früherer  Zeitpunkt 
festgesetzt  wird,  mit  dem  Ablauf  des  Vierteljahres  ein,  welches  auf  den  Monat 
folgt,  in  welchem  dem  Beamten  die  Entscheidung  fiber  seine  Versetzung  in  den 
Ruhestand  und  die  Höhe  der  ihm  etwa  zustehenden  Pension  (§  22)  bekannt 
gemadit  worden  ist  i) 

§  25,    Die  Pensionen  werden  monatlich  im  Voraus  gezahlt*) 

§  26.  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Pension  kann  weder  abgetreten, 
noch  verpfiindet  werden. 

In  Ansehung  der  Beschlagnahme  der  Pensionen  bleiben  die  bestehenden 
Bestimmungen  in  Kraft") 

§  27.    Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Pension  ruht: 
1)  wenn  ein  Pensionär  das  deutsche  Indigenat  verliert,   bis  zu  etwaiger 

Wiedererlangung  desselben  ;^)^ 


14.  Zu  den  den  Miütärfonds  zur  Last  fallenden  Invalidenpensionen  ge- 
hören auch  die  Dienstzulagen,  nicht  dag^;en  die  Kriegszula^^n  und  die  ver- 
Stummelungszulagen. 

Diese  beiden  Zulagen  sind  zwtr  nach  dem  Erl.  vom  20.  Olct  1884  auch  nach  dem  Aas- 
scheiden ans  dem  Zivildienste  aus  Militiblonds  zn  mrUifen,  bleiben  Jedoch  bei  Beredinnng  dea 
aus  ZivUfonds  zn  veranslagenden  Betrages  der  Invalidenpension  ausser  Betracht, 

15.  Erachten  Ew.  p.  p.  die  Entscheidung  fiber  die  Pensionirung  eines  Beamten 
für  zweifelhaft,  oder  die  Gewährung  eines  Ruheeehaltes  auf  Qrund  des  §  2  Abs.  2 
beziehungsweise  §  7  des  Pensionsgesetzes  oder  die  Anrechnung  einer  nicht 
bereits  als  pensionsfähig  zugesicherten  Dienstzeit  auf  Qrund  der  ^  18  u.  19 
No.  1  u.  2  für  angezeigt  oder  sind  Bedingungen  an  einen  auf  Versetzung  in 
den  Ruhestand  gerichteten  Antrag  von  dem  Antragsteller  geknüpft,  so  ist  an 
uns  zu  berichten,  und  es  wird  dann  die  Pension  durch  uns  fes^esetzt. 

In  gleicher  Weise  ist  zu  verfahren,  wenn  eine  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand auf  dem  in  §§  89,  93  Disziplinaiges.  21.  Juli  1852  (O.-S.  S,  465)  vor- 
geschriebenen Wege  eingeleitet  und  gemäss  §  92  a.  a.  O.  zu  verfügen  ist 

16.  In  die  zu  erstattenden  Boichte  über  die  Gewährung  von  Pension 
auf  Grund  des  §  2  Abs.  2  und  des  §  7  Pensionsges.  sind  allgemein  genaue 
Angaben  über  die  Dienstführung  des  Beamten,  seine  Vermögens-  und  Familien- 
Verhältnisse  aufzunehmen,  namentlich  also  auch  über  Alter  und  Zahl  der 
Familienmitglieder,  sowie  darüber,  ob  derselbe  Verwandte  hat,  welche  zu  seiner 
Unterstützung  fähig  und  verpflichtet  sind. 

Die  Bewilligung  eines  Ruhegehaltes  in  der  vollen  Höhe  der  gesetzlich 
zulässsigen  Pension  bildet  hier  die  nur  unter  besonders  dringenden  Umständen 
statthafte  Ausnahme. 

17.  Anträge  auf  Verleihung  von  Auszeichnungen  an  Beamte  aus 
Anlass  ihrer  von  ihnen  verfügten  Pensionirung  sind,  soweit  thunlichst,  spätestens 
sechs  Wochen  vor  dem  bestimmt  zu  bezeichnenden  Zeitpunkte  des  Ausscheidens 
der  Beamten  aus  dem  Dienste  einzureichen. 

t)  S.  No.  3  des  vorstehenden  Erlasses  auf  S.  223. 

*)  Im  Uebrigen  finden  für  die  Zahlung  dieselben  Grundsätze  wie  für 
die  Gehaltszahlung  (s.  Anmerk.  1  auf  S.  117u.  Anm.  3  aufS.  231)  statt  Erfolgt 
die  Pensionserheoung  nicht  persönlich  oder  durch  Postanweisung,  so  muss 
eine  mit  amtlicher  Bescheinigung  versehene  Quittung  darüber,  dass  der  Ein- 
pfänger  der  Pension  am  Fälligkeitstage  noch  am  Leben  war,  vorgelqg^t  werden. 
Dieselbe  kann  ein  jeder  mit  einem  öffentlichen  Dienststempel  versehener 
Staats-  oder  Kommunalbeamte  ausstellen,  (Staatsminist-Beschl  vom  31.  Mai  1854; 
Vorschrift  der  Oberrechnungskammer  vom  29.  10.  1885.) 

»)  §  850  der  Zivil-Proz.-Ordnung, 

^)  Pensionäre,  die  ausserhalb  des  Reichsgebiets  sich  aufhalten,  müssen 
erforderlichen  Falls  den  Nachweis  bringen,  dass  sie  durch  einen  ununterbrochenen 
10jährigen  Aufenthalt  im  Auslande  das  Indigenat  nidit  verloren  haben.  (Min.- 
Erl.  voml7.  6  1861.) 

*)  Eine  Pension  ruht  dagegen  nicht  bei  einer  strafrechtlichen  Verur- 
thdlung,  selbst  wenn  die  b^trafte  Handlung  in  die  Amtszeit  fällt;  ebensowenig 
Rapmnnd,  Der  beamtete  Arzt  nnd  ärztliche  Sachverständige.    II*  15 
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2)  wenn  und  so  lange  ein  Pensionär  im  Rddi»-  oder  Staatsdienste*)  da 
Dienstdnkommen  bezidit  insowdt,  als  der  Betrug  dieses  neuen  Dienst* 
dnkommens  unter  Hinzuredinung  der  Pension  den  Betng  des  von  dem  Be« 
amten  vor  der  Pfcnsionirung  l>ezogenen  Dienstdnkommens  übeistdgt')') 
§  28.    Ein  Pensionär,  weldier  in  dne  an  sidi  zur  Pension  bereditigende 
Stellung  des  unmittelbaren  Staatsdienstes  wieder  dngetreten  ist  (§  27  No.  2), 
erwirbt  ffir  den  Fall  des  Zurfidctretens  in  den  Ruhestand  den  Ansprudi  auf 
Oewihrung  dner  nadi  Maassgabe  sdner  nunmdirigen  verULngerten  Dienstzdt 
und  des  in  der  neuen  Stdlung  bezogenen  Dienstdnkoipmens  beredineten  Pen- 
sion nur  dann,  wenn  die  aeuhinzutretende  Dienstzdt  wenigstens  dn  Jahr  be- 
iragen hat. 

Mit  der  Gewährung  dner  hiemadi  neu  beredineten  Pension  fUlt  bis 
auf  Höhe  des  Betrages  dersdben  das  Redit  auf  den  Bezug  der  früher  be- 
zogenen Pension  hinweg.*) 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Pensionär  im  Deutschen  Rddisdienste  dne 
Pension  erdient 


kann  sie  durdi  das  Disziplinarverfahren  abgesprodien  werden,  da  dn  Pensionär 
dem  Disziplinallgesetze  nidit  mdu-  untersteht  (ErkL  d.  R.-O.,  Z.-S.,  vom  11. 
2.  1887  und  9.  10  1888.) 

0  Unter  »Staatsdienst«  ist  lediglidi  »preussisdier«  zu  verstdien.  Die 
Pension  ruht  also  nidit,  wenn  dn  preussisdier  Pensionär  in  dnem  anderen 
Staate  angestdlt  ist,  so  lange  er  das  deutsdie  Indieenat  besitzt  (Min.-Erl.  vom 
28.  5.  1883).  Audi  wenn  dn  Pensionär  in  den  Kommunaldienst  tritt,  be- 
hält er  sdne  Pension  (Min.-Erl.  vom  2.  1.  1880). 

"1  Die  dnzelnen  Beamten  neben  der  Besoldung  gewährten  Dienst-,  Stdlen-, 
Orts-  ooerTheuerungszulagen  sind  allgemdn  als  Diensteinkommen  im  Sinne  des 
§  27  Abs.  2  des  Pensionsgesetzes  anzusehen    (Rund-Erl.  vom  27.  Juli  1901). 

>)  Ist  der  Beamte  nur  im  Hauptamte  pensionirt  und  in  dnem  besoldeten 
Rdch&-  oder  Staatsnebenamte  verblid)en,  so  bidbt  das  Einkommen  daraus 
audi  bei  späteren  Erhöhungen  ffir  die  Höhe  der  Pension  aus  dem  Haupt- 
amte ausser  Betradit  (Min.-&1.  vom  5.  6.  1894). 

*) Betreffs  Berechnung  der  Pension  bei  Entlassung  durch 
Disziplinar-Untersuchung  nach  zuvoriger  WiederanstelTung  hat 
nach  dem  R.-ErUiss  des  Finanzministers  und  des  Ministers  des  Innern  vom 
27.  Juli  1901  das  Königliche  Staatsministerium  sich  fiber  folgende  Grund- 
sätze verständigt: 

1.  Die  vom  Disziplinarrichter  zu  bewilligende  Unterstützung  ist  nach  ^  16 
des  Disziplinaigesetzes  vom  21.  Juli  1852  auf  dnen  »Thdl  des  reglementsmässigen 
Pensionsbetrages*  zu  bemessen.  Da  im  Falle  der  Pensionirung  dnes  wiäer 
angestdlten  misionärs  die  Pension  gemäss  dem  §  28  Abs.  1  des  Pensions- 
gesetzes »nach  Maassgabe  seiner  nunmehr  verlängerten  Dienstzdt  und  des  in  der 
neuen  Stellung  bezogenen  Diensteinkommens  berechnet  wird,  so  ist  diese  Pension 
auch  der  Bemessung  der  »Unterstützung«  zu  Grunde  zu  legen.  Auf  das  Recht 
zum  Bezüge  der  früher  erdienten  Pension  ist  hierbei  kdne  Rücksicht  zu  nehmen. 

2.  Das  in  der  früheren  Stellung  erworbene  Pensionsrecht  wird  durch  die 
Disziplinarstrafe  der  Entlassung  aus  dem  neuen  Dienste  nicht  berührt 

3.  Die  in  den  fraglichen  Stdlen  bewilligte  Unterstfitzune  hat,  wie  sich 
aus  der  Entstehungsgesdiichte  der  Vorschrift  des  §  16  ergieot  und  in  fest- 
stehender Verwaltungspraxis  angenommen  wird,  auch  vom  Gerichtshofe  zur 
Entsdiddung  der  Kompetenzkonflikte  anerkannt  ist,  die  Natur  einer  Pension 

acrgl  Urtheil  des  genannten  Gerichtshofes  vom  12.  Februar  1859  -  Justiz- 
in.-Bl.  S.  309,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  205 -).  Daraus  folgt,  dass  auf  das  Zu- 
sammentreffen einer  solchen  Unterstützung  mit  dner  erdienten  Pension  der 
528,  Abs.  2  des  Pensionsgesetzes  Anwendung  findet,  dass  also  das  Redit  auf 
en  Bezug  der  früher  bGK)genen  Pension  »bis  auf  Höhe  des  Betrages  der 
Unterstützung  hinwegfällt«.  Aus  dem  Satze  zu  Nr.  2  folgt  aber,  dass  im  Falle 
dner  zdtlichen  Beschränkung  der  Unterstützung  nach  dem  W^alle  der  letzteren 
der  Anspruch  auf  die  unverkürzte  frühere  Pension  wiederum  aufldst.  Denn 
das  im  §28  des  Pension^;esetzes  vorgeschriebene  Aufgehen  der  früheren  Pension 
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§  29.  Die  Einzidiuns:,  Kürzung  oder  Wiedergewähning  der  Pension 
auf  Orund  der  Bestimmungen  in  den  §§  27  und  28  tritt  mit  dem  B^nn  des- 
jenigen Monats  ein,  welcher  auf  das  eine  solche  Veränderung  nach  sich  zidiende 
Ereigniss  folgtO 

Im  Falle  vorübergehender  Beschäftigung*)  im  Reichs-  oder  im  Staats- 
dienste gegen  Tagegelder  oder  eine  anderweite  Entschädigung  wird  die  Pension 
für  die  ersten  sechs  Monate  dieser  Beschäftigung  unverkürzt,  di^^egen  vom 
^ebenten  Monate  ab  nur  zu  dem  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zu- 
lässigen Betrage  gewährt 

§  30.  (Art  I  des  Oes.  vom  31.  3.  1882.)  Sucht  ein  nicht  richterlicher 
Beamter,  welcher  das  fünfundsechzigste  Lebensjahr  vollendet  hat,  seine  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  nicht  nach,  so  kann  diese  nach  Anhörung  des 
Beamten  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  der  §§  20  ff.  dieses  Gesetzes  in 
der  nämlichen  Weise  verfügt  werden,  wie  wenn  der  Beamte  seine  Pensionirung 
selbst  beantragt  hätte*). 

Im  Uebrigen  behält  es  in  Ansehung  der  unfreiwilligen  Versetzung  in  den 
Ruhestand  und  des  dabei  stattfindenden  Verfahrens  bei  den  Bestimmungen  in 
den  §§  56  bis  64  des  Gesetzes,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  Richter  und 
die  unfreiwillige  Versetzung  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Ruhe- 
stand, vom  7.  Mai  1851  (Gesetzsamml.  S.  218  und  in  den  §§  88  und  93  des 
Oesetzes,  betreffend  die  Dienstveigehen  der  nicht  richterlichen  Beamten,  die 
Versetzung  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Ruhestand  vom  21. 
Juli  1852  (Gesetzsamml.  S.  465)  sein  Bewenden.^) 

Wild  hiemach  gemäss  §  90  des  letzterwähnten  Gesetzes  von  dem  Rechts- 
mittel des  Rekurses  an  das  Staatsministerium  Gebrauch  gemacht,  so  läuft  die 
sechsmonatliche  Frist  zur  Anstellung  der  Klage  wegen  unrichtiger  Festsetzung 
des  Pensionsbetrages  (§  2  des  Gesetzes,  betreffend  die  Erweiterung  des  Rechts- 


in  einer  neuen  kann  begreiflich  nur  soweit  reichen,  als  die  Wirkungen  der 
neuen  Pension  sich  erstrecken.  Wenn  dieses  Prinzip  im  §  28  nur  für  die  Höhe 
der  neuen  Pension  zum  Ausdrucke  gelangt  ist,  so  muss  doch  der  gleiche  Grund- 
satz sinngemäss  auch  auf  den  nicht  berüdßichtigten  ausserordenüichen  Fall 
dner  besdiränkten  Dauer  der  Pension  angewendet  werden. 

4.  Der  als  Unterstützung  bewilligte  Pensionstheil  berechtigt  nicht  zum 
Bezüge  von  Wittwen-  und  Waisengeld  (§  5  Nr.  2  in  Verbindung  mit  §  7  des 
Gesetzes  vom  20.  Mai  1882  ~  G.  S.  S.  298  ~  und  Art.  1  des  Gesetzes  vom 
28.  März  1888  —  G.  S.  S.  48  — ).  Anderseits  bleibt  der  durch  die  friihere 
Pension  erworbene  Anspruch  auf  das  dieser  Pension  entsprechende  Wittwen- 
und  Waisengeld  durch  das  neue  Disziplinarurtheil  unberührt.  Hieran  wird  aus 
den  zu  3  ausgeführten  Gründen  durch  die  Anwendung  des  §  28  Abs.  2  des 
Pensionsgesetzes  nichts  geändert.  Die  fraglichen  Bezüge  sind  also  stets  nur 
nach  der  alten  Pension  zu  berechnen,  mag  der  Todesfall  während  des  Bezuges 
der  »Unterstützung«  oder  nach  deren  Weifall  eintreten*. 

1)  Siehe  No.  3,  Abs.  2  des  Erl.  vom  29.  7.  1884,  S.  223. 

')  Unter  vorübergehender  Beschäftigung  sind  die  zur  Befriedigung 
vorübergehender  Bedürhiisse  bestimmten,  ihrer  Natur  nach  zeitiich  beschränkten 
Dienstverrichtungen  zu  verstehen,  bei  welchen  eine  Aussidit  auf  dauernde 
Beschäftigung  nicht  vorhanden  ist  (Min.-Erl.  vom  9.  April  1895,  N.  4).  Ist  eine 
solche  vorhanden,  und  wird  mit  der  Weiterbeschäftigung  die  Eigensch^  eines 
Staatsbeamten  verknüpft,  so  ist  dies  in  jedem  Falle  dem  Betreffenden  fti  einer 
mit  ihm  aufzunehmenden  Verhandlung  zu  eröffnen  (Ibidem  No.  2.). 

*)  Neben  Anhörung  der  zu  pensionirenden  Beamten  bedari  es  nur  noch 
der  Erklärung  der  ihm  unmittelbar  vorgesetzten  Dienstbehörde,  dass  sie  ihn 
nach  pflichtgemässem  Ermessen  für  unfähig  hält,  seine  Amtspflichten  zu  erfüllen. 
Ob  noch  andere  Beweismittel  zu  erfordern  sind,  hängt  von  dem  Ermessen  des 
Departementchefe  ^. 

«)  Siehe  S.  161. 
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weges,  vom  24.  Mai  1861,  Gesetz-Samml.  S.  241)  erst  von  dem  Tage,  an 
welchem  dem  Beamten  die  Entscheidung  des  Staatsministeriums  bekannt  ge* 
macht  ist 

§  3L  HinterUlsst  ein  Pensionär  eine  Wittwe  oder  eheliche  Nachkommen^, 
so  wird  die  Pension  noch  für  den  auf  den  Steri)emonat  folgenden  Monat 
gezahlt  >) 

An  wen  die  Zahlung  erfolgt,  bestimmt  die  Provinzialbehörde,  auf  deren 
Etat  die  Pension  übernommen  war. 

Die  Zahlung  der  Pension  für  den  auf  den  Sterbemonat  folgenden  Monat 
kann  auf  Verfügung  dieser  Behörde  auch  dann  stattfinden,  wenn  der  Verstorbene 
Eltern,  Geschwister,  Geschwisterkinder  oder  Pflegekinder,  deren  Ernährer  er 
gewesen  ist  in  Bedürftigkeit  hinterlässt,  oder  wenn  der  Nachlass  nicht  ausreicht 
um  die  Kosten  der  letzten  Krankheit  und  der  Beerdigung  zu  decken. 

Der  über  den  Sterbemonat  hinaus  gewährte  einmonatliche  Betrag  der 
Pension  kann  nicht  Gegenstand  einer  Beschlagnahme  sein. 

§  32  und  33  interessiren  hier  nicht. 

§  34.  Die  Zeit,  während  welcher  dn  Beamter  in  den  neu  erworbenen 
Landesthdlen  oder  dn  mit  dnem  solchen  Landesthdle  übernommener  Beamter 
auch  in  dnem  anderen  Thdle  des  Landes,  welchem  sdne  Heimath  vor  der 
Verdnigung  mit  Preussen  angehört  hat  ini  unmittelbaren  Dienste  der  damaligen 
Landesherrschaft  gestanden  hat  wird  in  allen  Fällen  bei  der  Pensionirung  nach 
Maassgabe  des  gegenwärtigen  Gesetzes  in  Anrechnung  gebracht. 

§  35  interessirt  nicht. 

§  36.  Zusicherungen,  welche  in  Bezug  auf  derdnstige  Bewilligung  von 
Pensionen  an  einzelne  Beamte  oder  Kategorien  von  Beamten  durch  den  König 
oder  dnen  der  Minister  gemacht  worden  sind,  bldben  in  Kraft. 

Doch  finden  auf  Beamte,  hinsichtlich  deren  durch  Staatsverträge  die  Be- 
willigung von  Pensionen  nadi  den  Grundsätzen  fremdländischer  Pensions- 
bestimmungen zugesichert  worden  ist  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes insowdt  Anwendung,  als  sie  für  die  Beamten  günstiger  sind.') 

§§  37  u.  38  interessiren  hier  nicht 

Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen. 

§.  29.  Hinsidhtlicli  der  Gewährung  von  Witt  wen-  und  Waisen- 
geldem  an  die  Hinterbliebenen  der  Kreisärzte  gelten  die  allgemeinen 
gesetzlidhen  Bestimmimgen  (vergl.  Gesetze  vom  20.  Mai  1882  — 
G.-S.  S.  298  — ,  28.  März  1888  —  G.-S.  S.  48  —  ;und  i.  Juni  1897  — 
G.-S.  S.  169  — ,  Allerh.  Kabinets-Ordres  vom  27.  April  1816  —  G.-S. 
S.  134  und  vom  15.  November  1819  —  G.-S,  1820,  S.  45). 

Von  den  hier  angezogenen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  diejenigen  über 
Onadenmonat  und  Onadenquartal  —  Allerhöchste  Kabinets-Ordre  vom 
27.  April  1816,  ersetzt  durch  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1881  —  Allerh. 
Kabinets-Ordre  vom  15.  November  1819  berdts  vorher  (S.  177  u.  S.  178)  an- 


^  Adoptivkinder  sind  den  Pflegekindern  (s.  §  31,  Abs.  3)  gleich  zu  achten 
(Min..Erl.  vom  1.  2  1895). 

*)  Die  Hinterbliebenen  sind  berechtigt,  ihren  Anspruch  auf  Bewilligung 
des  Gnadenmonats  im  Rechtswege  geltend  zu  machen  (Erl.  d.  Gerichtsh.  z. 
Entsch.  der  Kompetenzkonflikte  vom  14.  Mai  1870). 

*)  Ansprüche  auf  Pensionen  verjähren  in  zehn  Jahren;  die  Verjährung 
be£[innt  mit  dem  Schlüsse  des  Kalenderjahres,  für  weiches  der  Rückstand  zu 
zahlen  sdn  würde  (Art  19  des  Ges.  vom  22.  Mai  1893). 
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geführt  Zu  erwähnen  ist  somit  nur  nodi  das  Qesetx  vom  ao.  Mal  i88a, 
betreffend  die  Pürtorte  für  die  Wlttwen  und  Walson  der  unmlttolbaron 
Staatsbeftinten  in  der  durch  die  nachträglichen  Gesetze  vom  28.  März  1888 
und  1.  Juni  1897  gq^ebenen  Fassung: 

§§  1^6  betreffen  die  durch  Gesetz  vom  28. 3. 1888,  Art.  I  aufgehobene 
Verpflichtung  zur  Entrichtung  von  Wittwen-  und  Waisengeldbeiträgen. 

§  7.  Die  Wittwe  und  die  hinterbliebenen  ehelichen  oder  durch  nach- 
gefolgte Ehe  legitimülen  Kinder  eines  zur  Zeit  seines  Todes  zur  Entrichtung 
von  Wittwen-  nnd  Waisengeldbdträgen  verpflichteten  Beamten  erhalten  aus  der 
Staatskasse  Wittwen-  und  Waisengeld  nach  Maassgabe  der  nachfolgenden  Be- 
stimmungen. 

(§8.  Art  I  des  Ges.  v.  1.  6.  97).  Das  Wittwengeld  besteht  in  vierzig 
vom  Hundert  derjenigen  Pttision,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt  ge^ 
wesen  ist  oder  berechtigt  gewesen  sein  wfirde,  wenn  er  am  Todestage  in  den 
Ruhestand  versetzt  wäre.  ^)  *) 

Das  Wittwengeld  soll  jedoch,  vorbehaltlich  der  in  §  10  verordneten  Be- 
schränkung, mindestens  zweihundert  und  sechzehn  Mark  betragen  und  ffir 
Wittwen  der  Staatsminister  und  Beamten  der  ersten  Rangklasse  dreitausend 
Mark,  ffir  Wittwen  der  Beamten  der  zweiten  und  dritten  Rangklasse  zwei- 
tausendffinfhundert  Marie  und  ffir  Wittwen  der  übrigen  Beamten  zweitausend 
Mark  nicht  übersteigen. 

Ueber  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Rangklasse  entscheiden  die  Bestim- 
mungen des  §  2  Abs.  1  bis  3  des  Gesetzes,  betreffend  die  Gewährung  von 
Wohnungsgeldzuschüssen  an  die  unmittelbaren  Staatsbeamten,  vom  12.  Mai  1873 
(Gesetz-Samml.  S.  209).*) 

§  9.    Das  Waisengeld  beträgt : 

1.  ffir  Kinder,  deren  Mutter  lebt  und  zur  2>it  des  Todes  des  Beamten  zum 
Bezüge  von  Wittwengeld  berechtigt  war,  dn  Fünftel  des  Wittwengeldes 
ffir  jedes  Kind. 

2.  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur  Zeit  des  Todes  des 
Beamten  zum  Bezüge  von  Wittwengeld  nicht  berechtigt  war,  ein  Drittel 
des  Wittwengeldes  für  jedes  Kind.^) 

§  10.  Wittwen-  und  Waisengeld  dürfen  weder  einzeln  noch  zusammen 
den  Betrag  der  Pension  fibersteigen,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt  ge- 
wesen ist  oder  berechtigt  gewesen  sein  wfirde,  wenn  er  am  Todestage  in  den 
Ruhestand  versetzt  wäre.  ^) 


0  Das  gesetzliche  ^ttwengeld  ist  unabhängig  von  einem  der  Wittwe 
etwa  djuid)en  aus  einem  Staatsamte  zukommenden  etatsmässigen  Gehalte  weiter 
zu  zahlen  (Staatsminist-Beschluss  vom  1.  Juli  1899). 

^  Ist  die  Ehe  eines  Beamten  durdi  Scheidung  aufgelöst,  so  ist  die 
vormalige  Ehefrau  nach  dem  Tode  des  Beamten  als  dessen  Wittwe  nicht  an- 
zusehen und  hat  daher  auch  keinen  Ansprudi  auf  Wittwengeld.  (Ausffihr.- 
Anweis.  vom  5.  Juni  1882,  No.  20). 

«)  S.  Seite  175. 

^)  Das  höhere  Waisengeld  ist  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  eine  zum 
Empfange  von  Wittwengeld  berechtigte  Stiefmutter  vonianden  sein  sollte,  welche 
dit  Kinder  in  Pflege  und  Erziehung  hat  (Entsch.  der  Oberrechnungskammer 
vom  7.  Juli  1882). 

S  Betreffs  der  Verminderung  des  Wittwen- und  Waisengeldes  (§§ 
des  Gesetzes)  bestimmt  der  R.  Erlass  vom  17.  Januar  1901: 
vdass  in   diesen   Fällen   zunächst   eine  Minderung  des  Wittwen-  und 
Waisengddcs  nach  §  10  vorgenommen  und  erst  dann  das  Wittwengeld  gemäss 
§  12  gekfirzt  wird.    Der  auf  Grund  des  §  12  von  dem  Wittwengdd  gekfirzte 
Betrag  wird  demnächst  wieder  dem  nach  §  10  gekfiizten  Waisengelde  bis  zur 
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Bei  Anwendung  dieser  Beschränkung  werden  das  Wittwen-  und  Waisen- 
gdd  verhältnissmassig  verkQrzt 

§  11.  Bei  dem  Ausscheiden  eines  Wittwen-  und  WaisengddberecfatigteiY 
erhöht  sich  das  Wittwen-  oder  Waisengeld  der  verbleibenden  Berechtigten  voi» 
dem  nächstfolgenden  Monat  an  insoweit,  als  sie  sich  noch  nicht  im  vollen  Qe- 
nuss  der  ihnen  nach  den  §§  8  bis  10  gebührenden  Beträge  beßnden. 

§  12.  War  die  Wittwe  mehr  als  15  Jahre  jünger  als  der  Verstorbene^ 
so  wird  das  nach  Maassgabe  der  §§  8  und  10  berechnete  Wittwengeld  für 
jedes  angefangene  Jahr  des  Altersunterschiedes  über  15  bis  einschliesslich  25  Jahre 
um  Vm  gekürzt 

Auf  den  nach  §  9  zu  berechnenden  Betrag  des  Waisengeldes  sind  diese 
Kürzungen  des  Wittwengeldes  ohne  Einfluss. 

(Art  II  des  Qcs.  v.  1.  6.  97).  Nach  fünQähriger  Dauer  der  Ehe  wird 
für  jedes  angefangene  Jahr  ihrer  weiteren  Dauer  dem  gekürzten  Betrage  Vm  ^^ 
nach  Maasgabe  der  §§  8  und  10  zu  berechnenden  Wittwengeldes  so  lange 
hinzugesetzt,  bis  der  volle  Betrag  wieder  erreicht  ist. 

§  13.  Keinen  Anspruch  auf  Wittwengeld  hat  die  Wittwe,  wenn  die 
Ehe  mit  dem  verstorbenen  Beamten  innerhalb  dreier  Monate  vor  seinem  Ableben 
geschlossen,  und  die  Eheschliessung  zu  dem  Zwecke  erfolgt  ist,  um  der  Wittwe 
den  Bezug  des  Wittwengeldes  zu  verschaffen. 

Keinen  Anspruch  auf  Wittwen-  und  Waisengeld  haben  die  Wittwe  und 
die  hinterbliebenen  Kinder  eines  pensionirten  Beamten  aus  solcher  Ehe,  welche 
erst  nach  der  Versetzung  des  Beamten  in  den  Ruhestand  geschlossen  ist. 

§  14.  Stirbt  ein  zur  Entrichtung  von  Wittwen-  und  Waisengeldbeiirägen 
verpflichteter  Beamter,  welchem,  wenn  er  am  Todestage  in  den  Ruhestand  ver- 
setzt wäre,  auf  Orund  des  §  7  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  März  1872  eine 
Pension  hätte  bewilligt  werden  können,  so  kann  der  Wittwe  und  den  Waisen 
desselben  von  dem  Departemenischef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Hnanzminister 
Wittwen-  und  Waisengeld  bewilligt  werden. 


Erreichung  des  vollen  Betrages  bezw.  der  Höhe  der  von  dem  verstorbenen  Be- 
amten eroienten  Pension  zug[esetzt. 

Folgendes  Beispiel  wird  die  Berecfanungswdse  veranschaulichen:  Ein 
Beamter,  welcher  eine  Pension  von  jährlich  357  Mark  erdient  hat,  hinterlässt 
ausser  der  Wittwe  und  drei  Kindern  aus  letzter  Ehe  noch  drei  Kinder  aus  einer 
früheren  Ehe.  Das  Wittwen-  und  Waisengeld  muss  daher,  da  die  Mindest- 
beträge von 

216       Mark    Wittwengeld, 
3  X  72      —  ....  216  „       Waisengeld 

3  X  43,20  =  .  .  .  .  129,60       ^ 

561,60  Mark 
den  Betrag  der  Pension  übersteigen,  nach  §  10  verhältnissmässig  gekürzt  werden. 
Da  femer  die  Wittwe  20  bis  21  Jahre  jünger  ist  als  der  Verstorbene,  sie  mit 
diesem  aber  5  bis  6  Jahre  verheirathet  war,  so  erfordert  §  12  eine  Kürzung  des 
Wittwengeldes  um  Vjo. 

Zunächst  sina  die  Bezüge  gemäss  §  10  folgendermassen  zu  berechnen: 

Wittwengeld 137,31  Mark 

Waisengeld  3  X  45,77  =    137,31      „    , 

3  X  27,46  =      82,38      „    ,  357  Mark, 
sodann  ist  das  Wittwengeld  nach  §  12  um  5/20  zu  kürzen,  so  dass  verbleiben 

137^1  Mark  -  34^3  Mark  = 102,98  Mark, 

Waisengeld  wie  vor 137,31      „ 

und 82,38      „ 

Dem  Waisengelde  tritt  der  von  dem  Wittwengelde  gekürzte  Be- 
trag von    , 34,33      „ 

hinzu  zur  Erreichung  der  erdienten  Pension  von 357,00  Mark." 
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Stirbt  dn  zur  Entrichtung  von  Wittwen-  und  Waisengeldbeiträgen  ver- 
pflichteter Beamter,  welchem  nach  den  §§  18  und  19  des  Pensionsgesetzes  vom 
21.  MSrz  1872  im  Falle  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  die  Anrechnung^ 
gewisser  Zeit  auf  die  in  Betracht  kommende  Dienstzeit  hatte  bewilligt  werden 
können,  so  ist  der  Departementschef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister 
befugt,  eine  solche  Anrechnung  auch  bei  Festsetzung  des  Wittwen-  und  Waisen- 
geldcs  zuzulassen. 

§  15.  Die  Zahlung  des  \K^ttwen-  und  Waisengeldes  b^pnt  mit  dem 
Ablauf  des  Onadenquartals  oder  des  Qnadenmonats.  0  ^ 

§  16«  Das  Wittwen-  und  Waisengeld  wird  monatlich  im  Voraus  gezahlt 
An  wen  die  Zahlung  gültig  zu  leisten  ist,  bestimmt  der  Departementschef, 
welcher  die  Befugniss  zu  solcher  Bestimmung  auf  die  Provlnzialbehörde  über- 
tiagen  kann. 

Nicht  abgehobene  TheilbetrSge  des  Wittwen-  und  Waisengeldes  verjähren 
l>innen  vier  Jahren,  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  an  gerechnet,  zum  Vorthdl  der 
Staatskasse.*) 


>)  Für  ein  eheliches,  erst  nach  dem  Qnadenmonat  oder  Qnadenquartal 
geborenes  Kind  wird  das  Waisengdd  nicht  vom  ersten  Tage  des  Oeburtsmonats, 
sondern  erst  vom  Tage  der  Geburt  an  gewährt  (Rund-Vof.  vom   5*  12.  1885). 

>)  S.  Anmerk.  b  auf  S.  178  und  Anmerk.  a  auf  8.  179. 

")  lieber  die  Zahlung  der  Wittwen-  und  Waisengelder  durch  Post- 
anweisung bestimmt  der  R.-Erl.  des  Finanzministers  vom  30.  August  1900, 
betr.  die  Atüdehnung  des  Postanwdsungsverkehrs  auf  dieVE^ttwen-  und  Waisen- 
gelder, die  versicherten  Wittwenpcnsionen  und  die  laufenden  Unterstützungen 
und  Erziehungst)dhülfen,  dass  diese  zulässig  ist  »für  die  Fälle,  in  denen  die 
Erhebung  durch  den  Bougsbereditigten  selbst  —  nicht  durdi  einen  Dritten 
(Vormund,  Pfleger,  Bevollmächtigten)  —  erfolgt.  Bd  Waisengddem  gilt  hier- 
bei die  wittwengeldberechtigte  Mutter  als  bezugsberechtigt 

Die  Zusendung  erfolgt  nur  auf  schriftlichen  Antrag  der  Berechtigten, 
wdcher  enthalten  muss: 

1)  Die  Erklärung,  dass  die  Zusendung  und  Aushändigung  des  Geldes 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Empfängers  geschieht, 

2)  den  Verzicht  auf  dne  besondere  Benachrichtigung  von  der  Absendung 
des  Geldes, 

3)  die  Verpflichtung,  der  zahlenden  Kasse  von  jedem  Wechsel  des  Wohn- 
sitzes (bei  Vermddung  der  Aufhebung  der  Zusendung  mittelst  Postanweisung) 
rechtzdtig  Anzdge  zu  machen, 

4)  die  Vermliditung,  der  zahlenden  Kasse  von  dem  Ableben  eines  waisen- 

P eidberechtigten  JKindes  und,  sofern  Waisengeld  über  16  Jahr  ^ter  Töchter  in 
rage  kommt,  von  deren  etwaiger  Verhdrathung.  sowie  von  dem  etwaigen  Ein- 
gehen oder  Wiedereingehen  einer  Ehe  Sdtens  der  Empfangsberechtigten  selbst 
unverzüelich  Anzeige  zu  erstatten, 

5;  die  Verpfuchtung,  im  Monat  Mäiz  vorschriftsmässige  fahresquittung 
an  die  zahlende  Kasse  dnzurdchen,  andernfalls  die  Absendung  der  nächsten 
Rate  unterbldbt  Gedruckte  Formulare  zu  solchen  Anträgen  sind  bd  den  be» 
thdligten  Kassen  vorräthig  zu  halten  und  den  Empfängern  auf  Wunsch  unent- 
geltlich zu  verabfolgen. 

Damit  die  Empfänger  rechtzdtig  in  den  Besitz  des  Geldes  gelangen,  hat 
die  Einliderung  der  Postanweisung  bei  der  Postanstalt  an  dem  dem  FäTligkdts- 
tage  vorhergehenden  Werktage  zu  erfolgen.« 

Aussodem  ist  durch  denselben  Erlass  nachgelassen,  »dass  die  Wittwen- 
und  Waisengelder  und  die  Wittwen-  und  Waisenrenten,  sowie  die  Wittwen- 
pcnsionen und  die  im  Voraus  zahlbaren  Unterstützungen  und  Endehungs- 
Bdhülfen,  welche  im  Wege  des  Postanweisungs-Verkehrs  zur  Zahlung  gelanfi;en, 
wenn  der  Fälligkdtstag  dn  Sonntag  oder  Festtag  ist,  schon  am  letztvorher- 
gehenden Werktage  gezahlt  werden,  wie  solches  in  der  Verfi^ng  vom 
^,  Juni  1894  für  die  im  Voraus  zahlbaren  Dienstbezüge  der  Beamten  und  die 
Beamten-Pensionen  angeordnet  worden  ist  Die  zahlenden  Kassen  sind  zur  Be- 
anstandung der  verfrühten  Zahlung  bdugt,  wenn  —  z.  B.  bei  Erkrankung  des 
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§  17.  Das  Wittwen-  und  Waisengeld  kann  mit  reditlicher  Wirkung 
weder  abgetreten,  noch  verpßndet  oder  sonst  fibertragen  werden.^) 

§  18.  Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Wittwen-  und  Waisengeldes  .er« 
lischt: 

1.  für  jeden  Berechtigten  mit  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  er  sich  ver-* 
heirathet  oder  stirbt; 

2.  für  jede  Waise  ausserdem  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  sie 
das  18.  Lebensjahr  vollendet') 

§  IQ.  Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Wittwen-  und  Waisengeldes  ruht, 
wenn  der  Berechtigte  das  deutsche  Indigenat  verliert,  bis  zur  etwaigen  Wieder- 
erlangung desselben. 

§  20.  Mit  den  aus  §  14  sich  ergebenden  Maassgaben  erfolgt  die  Be- 
stimmung darüber,  ob  und  welches  Wittwen-  und  Waisengeld  der  Wittwe  und 
den  Waisen  eines  Beamten  zusteht,  durch  den  Departementschef,  welcher  die 
Befugniss  zu  solcher  Bestimmung  auf  die  Provinzialbehörde  übertragen  kann. 

Die  Beschreitung  des  Rechtsweges  steht  den  Bethdligten  offen,  doch 
muss  die  Entscheidung  des  Departementschefs  der  Klage  vorbeigehen  und  letz** 
tere  sodann  bei  Verlust  des  Klagerechts  innerhalb  sechs  Monate,  nachdem  den 
Bethdligten  die  Entschddung  des  Departementschefs  bekannt  gemacht  worden, 
erhoben  werden. 

§  21  enthält  Bestimmungen  über  Aufhebungen  der  in  den  älteren  Pro- 
vinzen tt.  s.  w.  geltenden  Pensionsvorschriften. 

§  22.  Der  Beitritt  zu  der  allgemdnen  Wittwenverpflegungsanstalt  ist 
den  Beamten  des  deutschen  Reichs  nicht  femer  gestattet. 

§  23  kommt  ebenso  wie  der  dazu  gehörige  Artikel  II  des  Gesetzes 
vom  28.  3.  1883  hier  nicht  in  Betracht. 


Im  Anscfaluss  an  die  vorstehenden  Bestimmungen  sd  noch  erwähnt,  dass 
jedem  Ministerium  dn  etatsmissiger  Unterstützungsfonds  zur  Verfügung  gestellt 
ist,  aus  denen  aktiven  Beamten  ausserordentliche  Unterstfltxttngeii 
in  solchen  Fällen  gewährt  werden  können,  in  denen  besondere  Unglücksfälle  und 
andere  ungewöhnliche  Erdgnisse  Ausgaben  mit  sich  führen,  zu  deren  Bestrdtung 
Beamte  entweder  augenblicklich  oderüberhaupt  nicht  im  Stande  sind.  Voraussetzung 
ist,  dass  das  Dienstdnkommen  des  betrdfenden  Beamten  den  jährlichen  Betrag 
von  4500  Mark  nicht  übersteigt  (Staatsminist-Beschluss  vom  1.  April  1874). 
Höher  besoldeten  Beamten  sollen  derartige  Unterstützungen  nur  ausnahmswdse 
in  aussergewöhnlichen  Bedarfsfällen  bewilligt  werden  (Reskr.  vom  30.  April  1850). 
Derartige  Unterstützungen,  die  wegen  des  inzwischen  dngetretenen  Todes  des 
Empfangsberechtigten  nicht  mehr  an  diesen  zur  Auszahlung  gelangen  konnten, 
sind  an  dessen  Erben  auszuzahlen,  falls  der  Bezugsberechtigte  die  Nachricht  von  der 
Bewilligung  der  Unterstützung  vor  seinem  Ableben  erhalten  hat.  (Erl.  v.  1. 6. 1901). 


Bezugsberechtigten  —  die  Qdahr  dnes  Verlustes  vorliegt  Sollte  der  Fall  ein- 
ireten.  dass  ein  Bezugsberechtigter  nach  Abhebung  des  Qddes  vor  Beginn  des 
Fälligkdtstages  stirbt,  so  ist  von  der  zahlenden  Kasse  für  Wiederdnziehung  des 
Betrages  Sorge  zu  tragen.« 

1)  Diese  Vorschrift  ist  durch  das  B.  0.-B.  nicht  abgeändert  (vergL  Art  81 
des  Einführungsgesetzes). 

*)  Bd  Mrechnung  des  Lebensalters  von  Waisen  hat  stets  die  Bestim- 
mung des  §  187,  Abs.  2  des  Bümrl  Gesetzbuches  Anwendung  zu  finden. 
vEin  am  l.lanuar  1899  geborenes  iund  ist  demgemäss  berdts  mit  dem  31.  De- 
zember 1916  in  Abgang  zu  stellen,  da  die  Vollendung  des  18.  Lebensjahres 
bereits  mit  Ablauf  dieses  Tages  und  nicht  erst  am  1.  Januar  1917  eintritt 
(Rund-Erlass  vom  15.  Mai  1901). 
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Für  pensionirte  Beamte  und  deren  Hinterbliebene  ist  bei 
jedem  Ministerium  dn  besonderer  UnterstAtzungsfonds  vorhanden,  aus  dehi  nach 
dem  AUcrtiöchsten  Erlass  vom  23.  Oktober  1893  pensionirten  Beamten  lau- 
fende Unterstützungen  bis  zum  Betrage  von  jährlich  300  Mark  und  Witt#en 
sowie  erwachsenen  Kindern  verstorbener  höherer  Beamten,  wenn  sie  durch 
fortdauernde  Kruikhdt  oder  andere  besondere  Umstände  dauernd  behindert 
sind,  sich  ihren  Lebensunterhalt  sdbst  zu  verdienen,  laufende  Unterrtützungen 
bis  zum  Betrage  von  jährlich  420  Mark  bewilligt  werden  können.  Ausser- 
dem sind  zu  diesem  Zweck  noch  500000  Mk.  im  Etat  des  Finanzministeriums 
vorgesehen  (Erl.  vom  21.  10.  1897).  Unter  Hinterbliebenen  sind  hier  aber 
ausschliesslich  Wittwen  und  Waisen  zu  verstdien  (Verf.  des  Finanz-Ministers 
vom  23.  9.  1891);  geschiedene  Ehefrauen  dnes  verstorbenen  Beamten  fallen 
nicht  darunter  (Rund-Erhiss  vom  5.  8.  1885). 

Gesuche  um  Unterstützungen  sind  stets  an  die  nächste  vorgesetzte  Be- 
hörde zu  richten,  die  diesdben  dner  näheren  Prüfung  zu  unterwerfen  und  ent- 
weder die  Bittsteller  sofort  zu  beschdden,  oder  ihre  Gesuche  mit  Bericht  weiter 
zu  rdchen  hat 


Abscftnltt  VII:  Beurlaubung  und  Stellvertretung« 

Beurlaubung. 

§.  30.  Der  Regierungspräsident  kann  dem  Kreisarzte  Urlaub  zu 
Reisen  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  auf  vier  Wochen,  oder 
inneilialb  des  Reiches  auf  sechs  Wochen  ertheilen,  falls  damit  Kosten 
für  die  Staatskasse  nidht  verknüpft  sind.  Die  Beurlaubung  auf  sechs 
Wochen  ausserhalb^  auf  acht  Wochen  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
stdit  dem  Oberpräsidenten  zu.  Beurlaubungen  von  längerer  Dauer 
oder  solche,  durch  welche  Kosten  für  die  Staatskasse  entstehen,  sind 
bei  dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  nachzusuchen  (vergl. 
$.  39,  Nr.  6  der  Regierungs-Instruktion  vom  23.  Oktober  1817  — 
G.-S.  S.  248  — ,  S.  II  Nr.  4  h  der  Allerhöchsten  Kabinets-Ordre  vom 
31.  Dezember  1825  —  G.-S.  1826  S.  1).*) 

Erfordert  die  Erledigung  von  Dienstgeschäften  oder  die  Aus- 
übung der  ärztlichen  Privatpraxis  die  zeitweise  Abwesenheit  des  Kreis- 
arztes von  seinem  Wohnorte,  so  bedarf  er  hierzu  keines  Urlaubes 
Der  Kreisarzt  ist  jedoch  gehalten,  sich  in  Fällen  dieser  Art  von 
seinem  Wohnorte  nicht  zu  entfernen,  ohne  Nachricht  zurückzulassen, 


'}  Die  betreffenden  Bestimmungen  lauten: 

a)  §  39  No.  6  der  Reg.-Instruktion  vom  23.   10.  1817:   »Der  Re- 
gierungspräsident ist  oefugt,  den  Mi^liedem des  CoUegiums 

Urlaub  zu  erthdlen,  jedoch  zu  Reisen  ausserhalb  des  Landes  nur 
auf  4  Wochen. 

Die  Urlaubsgesuche  der  Bezirksbeamten  gehen  durch  die  be- 
treffende Abtheilung,  die  zu  deren  Bewilligung  aus  gleichem  Maasse 
ermächtigt  war. 

Längere  Urlaubsgesuche  können  nur  vom  Oberpräsidenten,  je- 
doch  niemals  über  eine  halbjährige  Frist,  ertheilt  werden  (siehe  jedoch 
nachstehend  unter  b). 

b)  ö  11,  No.  4h.  derKabinets-Ordrevom31.Decemberl825:  »Die 
Oberpräsidenten  sind  ermächtigt: 
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wo  er  anzutreffen  ist,  damit  er  in  dringenden  Fällen  erreidht  werden 
kann.^ 

Die  Urlaubsgesuche  sind  dem  Regierungspräsidenten  einzu- 
reicben.  In  denselben  ist  der  Zweck  und  die  Dauer,  sowie  der  Aufent- 
haltsort während  des  Urlaubs  zu  bezeichnen. 

Ein  Kreisarzt,  welcher  sich  ohne  den  vorschriftsmässigen  Urlaub 
von  seinem  Amte  entfernt  hält,  oder  den  ertheilten  Urlaub  über- 


h,  UrlaubsbewiUigungcn  an  Mitglieder  der  Regierungen,  wdche  auf 
längere  Zeit  nachgesucht  werden,  als  die  Bewilligung  von  Seiten 
des  Präsidenten  enolgen  kann,  zu  erthdlen  und  zwar  innerhalb  des 
Landes  auf  adit  Wochen,  ausserhalb  des  Landes  auf  6  Wochen«. 

c.  Durch  Kabinets-Ordre  vom  5.  August  1871  ist  die  Befugniss  der 
Rttierungmtsidenten  und  Oberprisidenten,  6  bezw.  8  Wodien  Urlaub 
zu  Reisen  für  das  Inland  zu  ertneilen,  auf  Reisen  für  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reichs  ausgedehnt 

Nur  wirkliche  Krankheiten  und  unvermeidliche  Behinderungen  recht- 
fertigen eine  En^indung  vom  Dienste,  während  Beurlaubuns^en  zur  Eiholung 
nur  aus  erheblichen  BilugkeitsrQcksichten  zulässie  sind,  soweit  das  dienstliche 
Interesse  nicht  entg^;ensteht  (Ministerial-Eruss  vom  lU  Juli  1851  und 
2.  Mal  1875). 

Der  Regierungspräsident  sowohl,  als  der  Oberpräsident  sind  jedoch  be- 
rechtigt, nach  Ablauf  der  ersten  6  bezw.  8  Wochen  weiteren  Urlaub  zu  er- 
thdlen, sobald  dadurch  keine  Kosten  für  die  Staatskasse  entstehen.  Ist  letzteres 
der  Fall,  so  bedarf  es  auch  bei  Beurlaubungen,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Dauer,, 
der  zu  vorigen  ministeriellen  Genehmigung  (Min.-Erl.  vom  12.  8.  1857). 

Die  Benachrichtigung  der  zuständigen  Behörden  (Land- 
gerichtspräsident, Staatsanwaltschart,  Landrath  bezw.  Oberbfirgermeister  u.  s.  w.> 
von  der  Beurlaubung  eines  Kreisarztes  und  Kreisassistenzarztes  erfolgt  durch 
den  Regierungspräsidenten. 

>)  Ebenso  wie  der  Landrath  (Min.-Erl.  vom  13.  November  1890)  hat 
auch  der  lO'eisarzt  nicht  das  Recht  der  Selbstbeurlaubung  bis  zu  drei 
Tagen,  wie  vielfach  irrthümlicher  Weise  angenommen  wird.  Nur  behufs  Aus- 
übung ärztlicher  Praxis  braucht  er  ebenso  wenig  wie  bei  amtlichen  Geschäften 
oder  bei  seiner  Heranziehung  als  Sachverständiger  und  Zeuge  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  und  Schiedsgerichten  seines  Bezh-ks  (s.  §  19 
d.  Dienstanweisung)  Urlaub.  Handelt  es  sich  aber  hierbei  um  eine  mehr- 
tägige Abwesenheit,  und  kann  er  selbst  in  dringenden  fallen  nicht  erreicht 
werden,  so  hat  er  dies  dem  mit  seiner  regelmässigen  Stellvertretung  beauf- 
tragten benachbarten  Kreisarzt  u.  s.  w.  (§  31,  Abs.  2)  mitzuthdlen  und  An- 
ordnung zu  hinterlassen,  dass  dieser  im  Bedarfsfalle  sofort  benachrichtigt  wird, 
oder,  falls  eine  solche  regelmässige  Stellvertretung  nicht  voigesehen  ist,  den 
R^erungspräsidenten  um  Bestellung  eines  Stellvertreters  zu  bitten. 

*)  Keines  Urlaubs  bedarf  der  Kreisarzt  ausser  den  vorher  in  Anm.  2 
angeführten  Fällen  zum  Eintritt  in  den  Reichstag  und  in  den  Landtag  (Art 
21,  Abs.  1  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  16.  4.  1871  und  Art.  78 
Abs.  2  der  Preuss.  Verfassungsurkunde  vom  31.  1.  1850),  bei  Einberufung  als 
Geschworener  und  Schöffe  (§§  62  und  63  der  Verord.  vom  3.  1.  1849^ 

tg  32-35  und  85)  des  Gcrichtsverfassungsgesetzes  vom  27. Januar  1877  sowie  bei 
er  Einziehung  zu  militärischen  Uebungen  (§  65  des  Reichs-Militär-Oesetzes 
vom  2.  Mai  1874). 

In  allen  diesen  Fallen  ist  der  Beamte  aber  zu  einer  Anzeige  der  Ver- 
hinderung in  seinem  Amte  an  den  Votgesetzten  verpflichtet,  damit  dieser  die 
Dauer  der  Verhinderung  kontroliren  und  die  Stellvertretung  regeln  kann 
(Eri.  d.  Fin.-Min.  vom  24.  8.  1849  und  Entsch.  des  Oberverwaltungsgerichtes 
vom  21.  Januar  1888). 

Zum  Provinziallandtage  gewählte  Beamte  bedürfen  zwar  zur  Bei- 
wohnung der  Landtags-Verhandluneen  des  Urlaubs  der  zuständigen  Behörde» 
können  jedoch  nicht  zur  Tragung  der  Stellvertretungskosten  angehalten  werde» 
(Min.-Erl.  vom  11.  11.  1885). 
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schreitet^  ist,  wenn  ihm  nicht  besondere  Entschuldigungsgründe  zur 
Seite  stdhen»  für  die  Zeit  der  unerlaubten  Entfernung  seines  Dienst- 
einkonunens  verlustig.  Dauert  die  unerlaubte  Entfernung  länger  als 
adht  Wochen,  so  hat  der  Kreisarzt  die  Dienstentlassung  verwirkt.  Ist 
derselbe  dienstlich  aufgefordert  worden,  sein  Amt  anzutreten  oder 
2u  demselben  zurückzukehren,  so  tritt  die  Strafe  der  Dienstentlassung 
schon  nach  fruchtlosem  Ablaufe  von  vier  Wochen  seit  der  ergangenen 
Aufforderung  ein.  (Vergl.  Diszipl.-Gesetz  vom  21.  Juli  1852,  G.-S. 
S.  465,  SS  8,  9).0 

Während  der  ersten  iVt  Monate  des  Urlaubes  wird  das  Gehalt 
unverkürzt  gezahlt,  für  weitere  4  Vi  Monate  tritt  ein  Abzug  zum  Be- 
trage der  Hälfte  des  Gdialtes  ein,  wahrend  bei  fernerem  Urlaube  kein 
Ge(halt  zu  gewähren  ist. 

Bei  Beurlaubungen  wegen  Krankheit  und  zur  Wiederherstellung 
der  Gesundheit  findet  audh  für  die  über  iVs  Monate  hinausgehende 
Zeit  der  unumgänglich  nothwendigen  Abwesenheit  kein  Abzug  vom 
Gehalte  statt  (vergL  Allerhöchsten  Erlass  vom  15,  Juni  1863,  Min.-BU 
f.  d.  i.  V.,  S.  137).  •)  •)  ^) 

Stellvertretung. 

§.31.  Der  Stellvertreter  des  Kreisarztes  in  BeMndenmgsf allen 
oder  bei  Erledigung  der  Stelle  wird  von  dem  Regienmgspräsidenten 
ernannt  (§.  i  Abs.  4  d.  G.). 

-  Mit  der  Stellvertretung  ist  in  erster  Reihe  der  dem  Kreisarzte 
beigeordnete  Kreisassistenzarzt,  in  Ermangelung  eines  solchen  ein 
benachbarter  Kreisarzt  oder  Kreisassistenzarzt  und,  wenn  auch  dies 
nicht   angängig   ist,    ein   kreisärztlich    geprüfter  Arzt  zu  betrauen.  *)  ^ 

Der  Stellvertreter  erhält  für  die  Dauer  der  Stellvertretung  bei 
Dienstreisen  Tagegelder   und  Reisekosten,    sowie   die  (Gebühren')   und 


0  Die  Entziehung  des  Diensteinkommens  wird  von  der  Behörde  verfügt, 
die  den  Urlaub  zu  ertheilen  hat;  die  Dienstentlassung  kann  nur  im  Wm  oes 
förmlichen  Disziplinarvofahrens  ausgesprochen  werden  (s.  auch  §§  10—13  des 
Disziplinara:cs.;  S.  152). 

*)  Abs.  5  und  6  summen  ihrem  Wortlaute  nach  mit  dem  oben  ange- 
führten Allerhöchsten  Erlass  vom  15.  Juni  1863  überdn. 

•)  Betreffs  der  Tragung  der  Stellvertretungskosten  bestimmen  die 
Staatsministerialbeschlfisse  vom  4.  10. 1867  und  24.  10. 186Q,  dass  dieselben  für 
die  als  Reichs-  und  Landtags-Abgeordnete  einberufenen  unmittelbaren  Staats- 
beamten der  Staat  trägt.  Die  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurtheilten  Be- 
amten haben  die  Kosten  ihrer  Vertretung  selbst  zu  tragen  und  beziehen,  wenn 
die  Oefängnissstrafe  länger  als  4  Wochen  dauert,  nur  die  Hälfte  des  Oehalts 
(Minist.-Ei1.  vom  16.  12.  1846,  s.  auch  Anm.  4  auf  S.  159);  dag^en  verlieren 
die  auf  Wartegeld  gestellten  Beamten  ihr  Oehalt  während  Verbüssung  einer 
Freiheitsstrafe  nicht  (Min.-Erl.  vom  2.  2.  1854  und  2.  12.  1863). 

^)  Die  Zeit  der  Beurlaubung  wird  bei  Berechnung  der  pensions- 
fähigen Dienstzeit  angerechnet,  selbst  wenn  z.  B.  ein  Beamter  zu  einer 
Privatbeschäftigung  beurlaubt  gewesen  ist  (Urtheil  des  Reichsgerichts  (IV.  Ziv.- 
Sen.)  vom  12.  Mai  1898). 

*)  Siehe  Anmerk.  1  auf  S.  126.  Betreffs  Benachrichtigung  der  zustän- 
digen Behörde  (Landgeriehtspräsident,  Staatsanwaltschaft,  Ländrath  u.  s.  w.)  s. 
S.  234. 

5  Betreffs  der  Stellvertretungskosten  s.  vorher  Anmerk.  3. 

"j  Demnach  behält  also  ein  nicht  vollbcsoldeter  Kreisarzt  als  Vertreter  die  Ge- 
bühren, die  der  von  ihm  vertretene  vollbesoldete  Kreisarzt  sonst  an  die 
Staatskasse  abführen  müsste.  Ebenso  braucht  ein  vollbesoldeter  Kreisarzt 
die  Gebühren,  die  er  als  Stellvertreter  eines  nicht  vollbesoldeten  einnimmt,  nicht 
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sonstigen  Entschädigungen,  auf  weldie  der  Vertretene,  je  nachdem 
er  vollbesoldeter  oder  nicht  vollbesoldeter  Kreisarzt  war,  Anspruch 
gehabt  haben  würde.  Ueber  die  Verwendung  der  Amtsunkostenent- 
schädigung befindet  der  Regierungspräsident^) 

Abschnitt  VIIL    SUAtMrzU. 

S  32.  Für  die  Stadtkreise  können  die  als  Kommunalbeamte  ange- 
stellten Stadtärzte  von  dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten 
in  geeigneten  Fällen  mit  der  Wahrnehmung  der  Obliegenheiten  des 
Kreisarztes  beauftragt  werden  (§.  3,  Abs.  5  d.  G,),  Der  Auftrag  kann 
sich  auf  den  ganzen  Geschäftskreis  oder  nur  auif  einzelne  Geschäfts- 
zweige des  ICreisarztes  erstrecken.    Er  wird  widerruflich  ertheilt*) 

Die  Stadtärzte  haben  in  Bezug  auf  die  ihnen  übertragenen  Ge- 
schäfte die  Pflichten  des  staatlichen  Kreisarztes,  wie  sie  durch  das 
Gesetz  imd  diese  Anweisung  festgesetzt  sind. 

Die  Bemessung  der  Remuneration  und  sonstiger  Entschädigungen 
bleibt  den  Festsetzungen  im  Einzelfalle  vorbehalten.') 

Ein  Pensionsanspruch  aus  dem  staatlichen  Nebenamte  steht  den 
Stadtärzten  nicht  zu. 

Abschnitt  XL    Krelsassisteiulnte. 

§.  33.  Dem  Kreisarzte  können  ein  oder  mehrere  kreisärztlich 
geprüfte  Aerzte  als  Assistenten  beigegeben  werden.*)  Die  ICreis- 
assistenzärzte  werden  von  dem  Minister  der  Medizinalangelegenheiten 
gegen  Bezug  einer  von  diesem  festzusetzenden  Remuneration*)  auf 
Widerruf  bestellt  (vergi.  §.  5  d.  G.).  Bei  der  Uebemahme  ihres  Amtes 
werden  sie  nach  der  Anordnung  des  Regierungspräsidenten  durch 
den  Kreisarzt  oder  den  Regierungs-  und  Medizinalrath  eidlich  ver- 
pflichtet*) 


an  die  Staatskasse  abzuliefern.  Soweit  die  Gebühren  jedoch  für  einen  nicht 
vollbesoldeten  Kreisarzt  pensionsfähig  sind,  müssen  sie  in  das  Gebühren- 
verzeichniss  des  beurlaubten  und  nicht  das  des  vertretenden  Kreisarztes  eingetragen 
werden. 

^)  In  der  Regd  werden  Kreisärzte,  wenn  sie  sich  gegenseitig  vertreten, 
auf  eine  besondere  uitschädigung  aus  dem  Dienstaufnima  verzichten,  da  sich 
die  durch  die  gegenseitige  Vertretung  entstehenden  und  aus  jenem  zu  tra- 
genden Amtsunkosten  ausgleichen  werden.  Erfolgt  die  Vertretung  jedodi  durch 
einen  Kreisassistenzarzt  oder  kreisärztl.  geprüften  Arzt,  so  wird  dieser  aus  dem 
Dienstaufwand  entsprechend  zu  entschädigen  sein,  wenn  ihm  nicht  der  beur- 
laubte Kreisarzt  seine  Diensträume  und  seinen  Sdireiber  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung stellt.  Die  Höhe  der  Entschädigung  setzt  der  Regiemngs-Präsident  fest; 
meist  wird  es  sich  hierbei  nur  um  Ersatz  von  Kopialien  handeln. 

^  S.  Seite  124  u.  Anm.  3  auf  S.  128. 

'}  In  den  Etat  für  1903  sind  4100  Mark  zu  derartigen  Remunerationen 
eingestellt. 

^  lieber  die  Kreise,  für  die  Kreisassistenzärzte  voijesehen  sind,  s.  Anmerk. 
1  auf  S.  129.  Seitdem  sind  in  dem  Etat  für  1903  drei  derartige  Stellen  Hn 
Hannover,  Cassel  und  Trier)  mehr  vorgesehen,  so  dass  ihre  Gesammtzahl  36 
beträgt. 

')  Die  Remuneration  beträgt  durchschnittlidi  1200  Mark  unter  Fest- 
setzung des  Höchstbetrages  auf  1800  Mark  und  des  Mindestbetrages  auf 
900  I&xk. 

«)  Der  Dienst  ist  derselbe  wie  bei  den  Kreisärzten  fs.  Anm.  3,  S.  146). 
Ueber  die  Vereidigung  ist  vom  Kreisarzte  bezw.  Reg.-  u.  Med.-Rath  eine  Ver- 
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Die  Assistenten  sind  dem  Krdsarzte  dienstiich  unterstellt  und 
haben  die  ihnen  zugetheilten  Dienstgeschäfte  nach  dessen  Anweisung 
zu  erledigen.  Den  Kreisassistenzärzten  kann  von  dem  Regierungs* 
Präsidenten  ein  bestimmter  Theil  der  kreisärztlidien  Geschäfte  zur 
eigenen  Erledigung  übertragen  werden.  Audh'  in  Ansehung  dieser 
Geschäfte  bleibt  jedoch  die  aligemeine  Leitimg  und  Aufsicht  dem 
Kreisarzte  vorbehsdten.^ 

Der  Kreisarzt  hat  sidh  die  wissenschaftliche  und  dienstliche  För- 
derung der  Assistenten  angelegen  sein  zu  lassen,  er  hat  ihre  Amts- 
und Geschäftsführung  dauernd  zu  überwachen  und  jährlich  über 
dieselben  dem  Regierungspräsidenten  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis  ist  den  Assistenten  nicht 
untersagt;  der  Regierungspräsident  ist  jedoch  berechtigt,  im  Falle 
einer  Bednträchtigung  des  Dienstes  eine  Einschränkung  der  Praxis 
anzuordnen«*) 

Abtheilung  IL 

Art  und  Umfuig  der  Obliegenheiten  des  Kreisarztes. 

Abschnitt  X.    A.  Im  Allgemeinen. 

Allgemeine  Dienstobliegenheiten. 

S<  34*^)  Als  der  staatliche  Gesundheitsbeamte  des  Kreises  hat  der 
Kreisarzt  insbesondere  die  Aufgabe  (vergl.  §.  6  d.  G.); 


handiung  aufzunehmen.  Eine  Bestallung  wird  den  Kreisassistenzärzten  als 
nicht  etatsmässig  angestellten  Beamten  nicht  erthdlt  (Min.-Erl.  vom  12.  2.  1002, 
s.  nachstehend  Anm.  3) ;  desgleichen  haben  sie  kein  eigenes  D  i  enst  si  ege  1 ,  sondern 
führen  dasjenige  des  Kreisarztes  und  zeichnen:  »Der  RönigL  Kreisarzt.  In  Vertretung 
N.  N.-  (s.  Anm,  1  u.  2  auf  S.  146). 

^  Für  die  dienstlichen  Stellung  des  Kreisassistenzarztes,  seine  Be- 
schäftigung, Beurlaubung  u.  s.  w.  ist  der  Min.-Erl.  vom  18.  Mai  1901, 
s.  S.  123,  maassgebend.  In  der  jüngsten  Zeit  sind  auch  mehrfach  Kreisassistenz- 
ärzte am  Sitze  der  Regierungen  angestellt,  die  nach  der  B^;ründung  im  Etat 
»nöthigenfalls  auch  die  zuständigen  R^ienings-  und  Medizindräthe  unterstützen 
sollen.« 

*)  Betreffs  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis  und  Ueber- 
nahme  von  Nebenarbeiten  gelten  für  den  Kreisassistenzarzt  dieselben  Bestim- 
mungen wie  für  den  nicht  vollbesoldeten  Kreisarzt;  insbesondere  hat  er  auch  bei 
Uebonahme  der  Stelle  eines  Krankenkassenarztes  die  Genehmigung  des  R^e- 
rungspräsidenten  einzuholen.  Es  ergiebt  sich  dies  aus  dem  nachstehenden  Min.- 
Erl.  vom  19.  2.  1902: 

»Auf  den erwidere  ich  Ew. ergebenst,  dass  Ihre 

Auffassung  zutreffend  ist,  wonach  die  Kreisassistenzärzte  ebenso  wie  die  Kreis- 
ärzte und  alle  übri^  Staatsbeamten  zur  Betheiligung  bei  der  Gründung  und 
Verwaltung  von  Aktien-,  Kommandit-  und  Ba-gwerks-Oesellschaften  in  Oemäss- 
heit  des  uesetzes  vom  10.  Juni  1874  (Q.-S.  S.  244)  der  Genehmigung  bedürfen. 
Betreffs  der  Uebemahme  von  Nebenämtern,  Nebenbeschäftigungen  und  Neben- 
arbeiten gelten  für  die  Kreisassistenzärzte  dieselben  Vorschriften  wie  für  die 
nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte. 

Eine  Bestallung  wird  den  Kreisassistenzärzten,  als  nicht  etatsmässig  an- 
gestellten Beamten  nicht  erthdli« 

*)  Der  Wortlaut  dieses  Paragraphen  entspricht  genau  demjenigen  des 
§  6  des  Kreisarztgesetzes;  s.  daher  S.  129  u.  131,  sowie  die  dazu  gehörigen 
Anmerkungen.  Mit  Rücksicht  darauf  jedoch,  dass  die  allgemeinen  Dienst- 
obliegenheiten des  Kreisarztes  hier  nicht  erschöpfend  geregelt,  sondern  noch 
erweitert  werden  können  (s.  auch  Anm.  3  auf  S.  124),  möge  hier  noch  er- 
wähnt werden,   dass  Streitigkeiten   über   den    Umfang   der   Dienst- 
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1.  Auf  Erfordern  der  zuständigen  Behörden,  insbesondere  des 
Regierungspräsidenten»  des  Landraths,  der  Ortspolizeibehörde  in 
Stadtkreisen  in  Angelegenheiten  des  Gestindheitswesens  sich  gut- 
achtlich zu  äussern; 

2.  Die  gesundheitlichen  Verhältnisse  desKreises  zu  beobachten 
und  auf  die  Beyölkerung  aufklärend  und  belehrend  einzuwirken; 

3.  Die  Durchführung  der  Gesundheitsgesetzgebung  und  der 
hierauf  bezüglichen  Anordnungen  zu  überwachen  und  nach  Maass- 
gabe der  bestehenden  Vorschriften  die  Heilanstalten  und  anderweitige 
Einrichtungen  im  Interesse  des  Gesundheitswesens  zu  beaufsichtigen; 
audh  hat  er  über  das  Apotheken-  und  Hebammenwesen,  über  die 
Heilgdiülfen  und  anderes  Hülfspersonal  des  Gesundheitswesens  die 
Aufsicht  zu  führen; 

4.  Vorschläge  zur  Abstellung  von  Mängeln  den  für  ihre  Besei- 
tigung zuständigen  Bdiörden  zu  machen,  und  für  die  öffentliche  Ge- 
sundheit geeignete  Maassnahmen  in  Anregung  zu  bringen. 

Polizeiliche    Anordnungen    des    Kreisarztes 
bei  Gefahr  im  Verzuge. 

5.  35.  Das  Recht,  gesundheitliche  Maassnahmen  im  Wege  obrig- 
keitlichen Zwanges  anzuordnen,  steht  dem  Kreisarzte  im  Allgemeinen 
nicht  zu.  Vielmehr  hat  er  sich  mit  seinen  Ersuchen  und  Anträgen  an 
die  zuständigen  Behörden  zu  wenden. 

Bei  Gefahr  im  Verzuge  kann  er  jedoch  schon  vor  dem  Ein- 
schreiten der  Polizeibehörde  die  zur  Verhütung  der  Verbreitung  einer 
gemeingefährlichen  Krankheit  zunächst  erforderlichen  Maassnahmen 
anordnen.  ^ 

Den  Anordnungen  hat  der  Gemeindevorstand  Folge  zu  leisten. 

Die  Anordnungen  sind  dem  Landrath  und  der  Ortspolizeibehörde 
sofort  schriftlich  mitzutheilen.  Sie  bleiben  so  lange  in  Kraft,  bis 
von  der  zuständigen  Behörde  anderweite  Verfügung  getroffen  wird. 


Verpflichtungen  eines  Beamten  von  dessen  vorgesetzter  Dienstbehörde 
zu  entscheiden  und  vom  Rechtswege  ausg^chlossen  sind  (Entsch.  des  Gerichtsh. 
zur  Entsch.  der  Kompetenzkonflikte  vom  9.  März  1867). 

0  Veigl.  §  9  des  Reichsgesetzes,  betr.  die  Bekämpfung  gemeingefährlicher 
Krankheiten  vom  30.  Juni  1900  (R.-0.-B1.  S.  306)  und  §  8  des  Gesetzes  vom 
16.  September  1899.  Eine  gleiche  Bestimmung  .ist  auch  in  dem  jetzt  dem 
Landtage  vorgelegten  Gesetze  zur  Ausführung  des  Reichsseuchengesetzes  vor- 
gesehen. 

Diese  vorläuHgen  Anordnungen  sind  den  Betheiligten  entweder  zu 
Protokoll  oder  durdi  schrifüidie  Verfügungen  zu  eröffnen  (§  8,  Abs.  3 
des  Dienstgesetzes;  s.  S.  132  u.  Anm.  1  daselbst),  da  sie  sonst  nach  dem  Urth. 
des  Reichsgerichts  vom  14.  November  1902  keine  Gültigkeit  haben: 

»Mit  Recht  hat  die  Strafkammer  den  §  8,  Abs.  3  des  preussischen  Ge- 
setzes vom  16.  September  1899,  betr.  die  Dienststellung  des  Kreisarztes 
und  die  Bildung  von  Gesundheitskommissionen,  dahin  ausgelegt,  dass  für 
die  bei  Gefahr  im  Verzuge  vom  Kreisarzte  zu  treffenden  vorläufigen  An- 
ordnungen die  Eröffnung  zu  Protokoll  oder  durch  schriftliche  Verfügung 
ein  wesentliches  Erforderniss  der  Gültigkeit  bildet  Die  Auslegung  findet  in 
der  Wortfassung  des  Gesetzes  ihre  Rechtfertigung,  und  es  ist  auch  guter  Grund 
gegeben,  die  Gültigkeit  der  kreisarztlichen  Anordnungen  von  der  Beobachtung 
der  vorgeschriebenen  Form  abhangig  zu  machen.    Die  Beobachtung  der  Form 
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Beobachtung    der     gesundheitlichen    Verhältnisse 

des  Bezirks. 

§.  36.  Der  Kreisarzt  soll  sich  mit  dem  öffentlichen  Gesundheits- 
zustande und  den  allgemeinen  Verhältnissen  seines  Bezirks,  soweit 
sie  Klima,  Boden,  Grund-,  Trinkwasser-,  Wohnungs-,  Erwerbs-,  Lebens- 
und sonstige  Verhältnisse  der  Bevölkerung  betreffen,  bekannt  machen 
und  dauernd  vertraut  eihalten. 

Zu  diesem  Behufe  wird  der  Kreisarzt  aus  dem  Verkehr  mit  den 
Aerzten  des  Bezirkes  (vergl.  §.  23  der  Anw.)  sich  in  geeigneter  Weise 
zu  unterrichten,  auch  bei  Gelegenheit  sonstiger  Anwesenheit  an  einem 
Orte  durch  Besichtigungen  und  Erkundigungen  an  zuständiger  Stelle 
die  einschlägigen  Verhältnisse  kennen  zu  lernen  suchen.  Er  wird 
es  sich  hierbei  zur  Aufgabe  machen,  in  lebendigem  Verkehr  mit  den 
Betheiligten  durch  entsprechende  Belehrung  die  bestehenden  Vor- 
urtheile  zu  beseitigen  und  das  Interesse  für  die  Anforderungen  der 
Gesundheitspflege  zu  wecken  und  zu  heben.  *)  •) 

Wegen  der  Vornahme  regelmässiger  Besichtigungen  der  Ort- 
schaften des  Bezirks  vergl.  $.  69  der  Anweisung. 

dient  dazu,  den  Unterschied  zwischen  Maassnahmen,  zu  denen  der  Kreisarzt 
im  dnzebien  Falle  vielleicht  als  ärztlicher  Rathgeber  Anlass  hat,  und  Anord- 
nungen, welche  von  ihm  als  Organ  der  Polizei  getroffen  werden,  bestimmt  zu 
Tage  treten  zu  lassen.  Dass  es  aus  diesem  Grunde  für  nöthie  befunden  worden 
ist,  die  Beobachtung  der  schriftlichen  oder  protokollarisdien  Form  vorzu- 
schreiben, ist  in  den  Motiven  zu  dem  Entwürfe  des  Gesetzes  besonders  hervor- 
gehoben. 

Verfehlt  ist  weiter  die  Ausführung  der  Revision,  dass  die  Beobachtung 
der  in  §  8,  Abs.  2  a.  a.  O.  vorgeschrietoien  Form  wohl  für  die  Anwendung 
des  §  8,  Abs.  4  a.  a.  O.  nöthig  sein  möge,  eine  Bestrafung  auf  Orund  des 
§  327  Str.-Q.-B.  aber  nicht  ausschliesse.  Sei  Nichtbeachtung  der  für  vorläufige 
Anordnungen  des  Kreisarztes  vorgeschriebenen  Form  sind  diese  Anordnungen 
als  gar  nicht  erfolgt  anzusehen,  und  insofern  wird  durch  eine  Zuwiderhandlung 
gegen  die  formlos  getroffene  Anordnung  der  Thatbestand  des  §  327  a.  a.  O. 
nicht  erfüllt  .  .  .  .* 

0  §  36  giebt  in  weiterer  Ausführung  des  §  6  des  Kreisarztgesetzes  dem 
Kreisärzte  eine  weitgehende  Anregungsbefugniss  und  Anreeungspflicht 
{Initativ^;  er  bndet  den  Schwerpunkt  für  seine  amtliche  ThätigKdt  auf 
sanitärem  Gebiete,  wie  dies  auch  aus  aen  Motiven  zum  Gesetz  (s.  S.  116  unter  b) 
hervorgeht.  Auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  kann  ein  tüchtiger,  ziel- 
bewusst,  geschickt  und  sachgemäss  vorgehender  Kreisarzt  ausserordentlich  viel  er- 
reichen, wenn  es  ihm  gelinet,  sich  das  Entgegenkommen  und  das  Vertrauen  der 
zuständigen  Behörden  und  Kommunalverwaltungen  zu  gewinnen  und  diese 
von  der  Nothwendigkeit  der  von  ihm  vorgeschlagenen  hjrgienischen  Maass- 
regeln zu  überzeugen.  Unter  Bezugnahme  auf  die  allgemeinen  Ausführungen 
fs,  S.5, 26  u.  f.)  kann  nicht  genug  vor  einem  übereifrigen  Wrgehen  gewarnt  werden. 
Namentlich  soll  sich  ein  neu  angestellter  oder  ein  neu  nach  einem 
Bezirk  hinversetzter  Medizinalbeamter  hüten,  gleich  in  der  ersten 
Zeit,  ehe  er  Land  und  Leute,  sowie  die  einschlägigen  Verhältnisse  kennen 
gelernt  hat,  alle  möglichen,  weltbeglückenden  und  kostspieligen  Maassnahmen 
vorzuschlagen;  er  wird  dadurch  nur  Misserfolge  ernten  und  seine  amtliche 
Thätigkei^  sowie  das  Vertrauen  der  Bevölkerung  zu  ihm  in  einer  Weise  er- 
schüttern und  schädigen,  dass  er  diesen  Schaden  selbst  durch  die  fleissigste 
und  tüchtigste  Thätigkeit  in  den  späteren  Jahren  nur  schwer  wieder  gut 
machen  kann. 

2.  Unter  »Betheiligte'  sind  nicht  bloss  die  Behörden,  sondern  die 
ganze  Bevölkerung  des  Amtsbezirks  zu  verstehen.  Auf  die  »Belehrung« 
muss  der  Kreisarzt  überhaupt  mehr  Gewicht  als  bisher  l^en  und  durch  diese 
auf  alle  Volksklassen  einzuwirken  bemüht  sein.  Am  besten  wird  ihm  dies  durch 
seine  Thätigkeit  als  Mitglied  der  Gesundheitskommissionen  gelingen;  er  soll  sich 
dabei  auch  der  Mitwirkung  anderer  Kreise^  besonders  der  Aerzte  und  Lehrer 


-  240  - 

Vornahme  von  Untersuchungen. 
S    37.     Einfache     physikalische,     chemische,     mikroskopische    und 
bakteriologische  Untersuchungen  hat  der  Kreisarzt  selbst  auszuführen.  ^) 

Anregung   zur  Beseitigung  von  Missständen. 

S.  38.  Die  Vorschläge  zur  Abstellung  von  Missständen  (vergl. 
S.  34  Nr.  4)  sind  in  eingehender  und  überzeugender  Weise  zu  begrün- 
den; sie  müssen  den  gegebenen  Verhältnissen,  insbesondere  den  zu 
Gebote  stehenden  finanziellen  Mitteln  der  Gemeinde  oder  des  sonsti- 
gen zahlungspflichtigen  Verbandes  Rechnung  tragen  und  sollen,  unter 
Berücksichtigung  vorhandener  praktischer  Erfahrungen,  nicht  über  da3 
Maass  des  thatsächlichen  Bedürfnisses  hinausgehen.*) 

Finden  die  Vorschläge  nicht  die  erforderliche  Beachtung,  so  ist 
die  Angelegenheit  der  Aufsichtsbehörde  zur  Entscheidung  zu  unter- 
breiten. 


(entsprechend  den  §§  23  u,  94,  Ahs.  5  der  D.  A.)  bedienen  und  alle  sonstigen  Ver- 
einsoestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege  (Vereine  für 
Volkshygiene,  g^en  Missbrauch  des  Alkohols,  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts^ 
krankheiten,  vaterländische  Frauenvereine,  rote  Kreuz-  und  Samariterverdne,  ge- 
meinnützige Bauvereine,  Diakonissen-,  Krankenpfleger-Vereine,  Vereine  für  Ferien- 
kolonien, Kinderhorte  u.  s.  w.)  unterstützen,  sowie  für  die  gesundheitlichen 
Interessen  nutzbar  machen. 

0  Wenn  auch  der  Schwerpunkt  der  Thätigkeit  des  Kreisarztes  auf  die 
praktische  Hyfntnt,  auf  die  Information  an  Ort  und  Stelle  und  nicht  auf 
wissenschaftliche  Laboratoriumsuntersuchungen  gelegt  werden  muss,  so  ist  es 
doch  erforderlich,  dass  er  die  zur  Erforschung  und  Beweiserhebung  gesundheitlicher 
Verhältnisse  erforderlichen  einfachen  physikalischen,  chemischen,  mikroskopischen 
und  bakteriologischen  Untersuchungen  selbst  ausführt;  denn  dadurdi  wird  das 
Feststellungsvenahren  nicht  nur  wesentlich  vereinfacht  und  beschleunigt,  sondern 
auch  erheblich  verbilligt,  ganz  abgesehen  davon,  dass  es  auch  der  Autorität  und  dem 
Ansehen  des  Kreisarztes  schadet,  wenn  dieser  selbst  bei  einfachen  derartigen 
Untersuchungen  anderweitige  Hülfe  in  Anspruch  nehmen  muss.  In  Betracht 
kommen  namentlich  solche,  die  sich  mit  einfachen  Apparaten  entweder  sofort 
an  Ort  und  Stelle  oder  in  jedem  Zimmer  ohne  Laboratoriumseinrichtung  aus- 
führen lassen.  Dahin  gehören  vor  allem:  Untersuchungen  der  Luft  (Tem- 
peratur, Feuchtigkeitsgenalt,  Kohlensäure-  und  Kohlenoxydgehalt),  Prüfung  von 
Lüftungseinridtuneen  auf  ihre  Wirksamkeit,  Untersuchungen  des  Bodens 
auf  seine  BebauungsßLhiekeit  oder  Brauchbarkeit  zur  Anls^e  von  Kirchhöfen 
oder  Rieselfeldern,  des  Wassers  in  Bezug  auf  Geruch,  Geschmack,  etwaige 
Trübung,  Gehalt  an  Chlor,  salpetriger  Säure,  Salpetersäure,  Ammoniak,  Eisen, 
(qualitativ)  und  Bakterien  (Bestimmung  der  Keimzahl),  von  Gebäuden  auf 
das  Vorhandensein  von  Feuchtigkeit  (Bestimmung  des  Wassei^ehalts  des  Wand- 
mörtels), schlechte  Beleuchtung  u.  s.  w.,  der  Milch  (Fettgehalt,  spezifisches 
Gewicht),  sowie  einfache  bakteriologische  und  mikroskopische  Untersuchungen 
bei  ansteckenden  Krankheiten,  (z.  B.  auf  Tuberkeloazillen,  Gonokokken), 
Prüfung  von  Desinfektionsapparaten  u.  s.  w. 

Inwieweit'  der  Kreisarzt  clie  Unkosten  für  diese  Untersuchungen  aus  der 
Amtsunkostenschädigun^  zu  decken  hat,  vergl.  Anm.  1  auf  S.  184;  erfolgen  die 
Untersuchungen  nidit  im  allgemeinen  staatiichen  Interesse,  sondern  im  orts- 
polizeilichen oder  Privat-Interesse,  so  kann  der  Kreisarzt  selbstverständlich  die 
Auslagen  nach  Maassgabe  des  Gebührengesetzes  in  Anrechnung  bringen. 

')  Es  kann  nicht  genug  betont  werden,  dass  Vorsch&ge  stets  durch 
sorgsam  angestellte  und  alle  Gesichtspunkte  berücksichtigende  Untersuchungen 
thunlichst  unanfechtbar  begründet  sein  müssen.  Redewendungen,  wie  »das 
könnte  so  sein«,  oder  »das  möchte  wohl  so  sein',  sind  auf  einem  Gebiete, 
wo  man  vorzugsweise  mit  Laien  zu  thun  hat,  ebenso  bedenklich,  als  belanglos ; 
denn  wie  in  der  gerichtsänztiidien  Praxis,  so  kann  man  auch  in  der  hygieni^en 
mit  Wahrscheinlidikeiten  imd  Möglichkeiten  nichts  anfangen.  Der  Verwaltungs- 
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Besichtigung   von   Anstalten,   Anlagen 
und    Oertlichkeiten    des   Bezirks. 

S  39.  Der  Kreisarzt  hat  zum  Zwecke  der  Besichtigung  Zutritt  zu 
allen  seiner  Aufsicht  unterstellten  Anstalten,  Anlagen,  Räumen  und 
Oertlichkeiten.  *) 


beatnte,  der  gesundheitliche  Missstände  abstellen  soll,  will  dazu  ganz 
bestimmte  Vorsdnläge  haben,  und  kann  dies  auch  mit  Recht  verlangen;  ist  der 
Kreisarzt  daher  nicht  in  der  Lage,  solche  machen  zu  können,  dann  gestehe  er  dies 
lieber  offen  ein  —  man  kann  eben  nicht  in  allen  Sätteln  fest  sein  — ,  als 
dass  er  verkehrte  Vorschläge  macht  oder  seine  eventuelle  Unkenntniss  in  alle 
möglichen,  durch  »wenn«  und  »aber«  verklausulirten  Vorschläee  einhüllt,  ohne 
den  Kern  der  Sache  zu  treffen.  Ist  er  aber  von  der  Richtigkeit  seiner  Vor- 
schläge fiberzeugt,  dann  muss  er  auch  konseauent  und  entschlossen  vorgehen, 
denn  nichts  ist,  wie  bereits  früher  hervora[ehooen  ist,  grade  auf  gesundheitlichem 
Gebiete  bedenklicher  als  halbe  Aiaassregeln. 

Mit  Recht  wird  femer  im  §  38  der  Dienstanweisung  betont,  dass  die 
Vorschläge  den  gegebenen  örtlichen  Verhältnissen,  sowie  den  zu 
Gebote  stehenden  finanziellen  Mitteln  der  betheiligten  Privatpersonen 
und  Gemeinden  gebührend  Rechnung  tragen  und  über  die  Grenze  des  un- 
bedingt Gebotenen  nicht  hinausgehen  sollen.  Dieser  Grundsatz  darf  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden;  denn  was  nützt  es  Gemeinden  oder  Privatpersonen, 
wenn  ihnen  Maassnahmen  voigeschlagen  werden,  deren  Ausführung  für  sie  aus 
finanziellen  oder  anderen  Gründen  vollständig  ausgeschlossen  ist  Für  gesund- 
heitliche Einrichtungen  haben  allerdings  Gemeinden  sehr  häufig  kein  Geld 
übrig;  sie  werden  aber  solches  noch  viel  weniger  bereit  stellen,  wenn  die 
Forderung  über  ihre  Leistungsfähigkeit  hinausgeht.  Auch  gegen  liebge- 
wordene Gewohnheiten  und  Gebräuche,  die  vielleicht  nach  den 
wissenschaftlichen  Lehren  der  Hygiene  nicht  mehr  so  ganz  zweckmässig  und 
zei^emäss  erscheinen,    muss   man   nicht   allzu   schroff  einschreiten   und  sie 

f  leichsam  mit  Stumpf  und  Stiel  ausrotten  wollen.  Geht  man  da  mit  seinem 
[opfe  durch  die  Wand,  so  erreicht  man  oft  nichts,  während  man  mit  kleinen  For- 
derungen doch  nach  und  nach  weiter  kommt.  Anderseits  darf  man  sich  aber 
auch  nicht,  wie  das  schon  an  anderer  Stelle  ausgeführt  ist,  durch  die  behauptete 
Undurchführbarkeit  einer  hygienischen  Maassregel  zurückschrecken  lassen;  denn 
dieselbe  entpuppt  sich  sehr  häufig  bei  näherer  Untersuchung  als  eine  scheinbare 
oder  von  den  Betheiligten  nadi  den  Grundsätzen  der  Abschreckungstheorie 
künstlich  aufgebauschte.  Kann  man  das  Ganze  nicht  sofort  errddien,  so 
soll  man  sich  auch  hier  entsprechend  dem  alten  Sprüchworte:  »ein  Spo-ling 
in  der  Hand  ist  immer  noch  besser  als  zehn  auf  dem  Dache«,  mit  einem 
Theile  begnügen. 

1)  Das  »Zutrittsrecht'^steht  dem  Kreisarzt  nur  für  die  seiner  Aufsicht 
unterstellten  Anstalten  u.  s.  w.  zu,  soweit  diese  der  Aufsicht  des  Regierungs- 
präsidenten bezw.  der  R^erung  unterstehen.  Anstalten,  die  einer  anderen  Auf- 
sichtsbehörde, z.  B.  Provinzial^ulkollegium,  Landeshauptmann  u.  s.  w.  unter» 
stellt  sind,  fallen  ebensowenig  darunter  wie  solche  Anlagen,  die  besonderen 
Aufsichtsbeamten  unterstehen,  wie  die  gewerblichen  Anlagen,  die  der  Konbrolle 
des  Gewerbeinspektors  unterließen.  In  Betracht  kommen  also  Apotheken, 
ärztliche  Hausapotheken  und  Dispensiranstalten  (§  47),  Drogen-  und  Giftwaaren- 
handluneen  (§  54),  Herbergen,  Schlafetellen,  Massenquartiereund  Arbdterwohnungen 
(§  72).  wassserleitungen  ^74),  Kanalisationsanlagen  (§75),  Untersuchungsanstalten 
(8  78),  Molkereien,  Miichverkaufsstellen  (§  79),  Mineraiwasserfabriken  (§  81), 
Volks-,  Mittel-,  höhere  Mäddienschulen,  Fortbildungs-  und  Fachschulen,  sowie 
Kinderbewahranstaltcn,  Kindergärten  u.  s.  w.  (§  84),  Haltekinderstellen  (§  98), 
sämmtlidie  der  Aufsicht  des  Reg.-Präsidenten  unterstellten  öffentlichen  und 
privaten  Kranken-  und  Heilanstalten  aller  Art.  sowie  Anstalten  für  Geisteskranke, 
Idioten  und  Epileptische,  Blinden-  und  Taubstummen-Anstalten,  Trinkerasyle, 
orthoii^ische  Institute,  Sanitäts-  und  Rethmsswachen,  Rettungshäuser,  Siechen- 
und  Armenhäuser,  Untcrkunftsstellen  von  Geisteskranken  u.  s,  w.  in  Familien 
gegen  Entgelt  (§§  100,  104  u.  109),  öffentliche  und  private  Bade-  und  Schwimm- 
anstalten, Volks-  und  Schulbäder  (§  107),  Hdlbäcler  (§  108),  Begräbnissplätze 
und  Leichenhallen  (§  114). 

Rüimiiind,  der  beamtete  Arzt  und  arztliche  Sachvergtandige.    II*  16 
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Er  führt  den  Nachweis  seiner  amtlichen  Eigenschaft  durch  eine 
ihm  von  dem  Regierungspräsidenten  auszustellende  Ausweiskarte.  ^) 

Von  den  Besichtigungen  ist,  soweit  nicht  für  einzelne  Fälle  eine 
Sonderregelung  erfolgt  ist  (z,  B.  für  die  Besichtigung  von  Apotheken, 
von  Privat-Kranken-,  Privat-Entbindungs-  und  Privat-Irrenanstalten, 
gewerblichen  Anlagen),  die  Ortspolizeibehörde  rechtzeitig  zu  benach- 
richtigen, sofern  ihre  Mitwirkung  im  Interesse  der  Sache  angezeigt 
erscheint.  •) 

Durchführung    der    Gesundheitsgesetzgebung. 

$.  40.  Gesetzwidrigkeiten  und  Verstösse  gegen  die  sanitäts-  und 
medicinalpolizeilichen  Vorschriften  hat  der  Kreisarzt  zur  Kenntniss  der 
zuständigen  Behörden  zu  bringen*  Bei  Unregelmässigkeiten  von  ge- 
ringerer Bedeutung  wird  er  durch  geeignete  Vorstellungen  und  Rath- 
schläge  Abhilfe  zu  bewirken  suchen.  ^ 

Amtliche    Zeugnisse. 

S  41.  Bei  der  Ausstellung  amtlicher  Zeugnisse  (Gutachten,  Be- 
fundattest, Befundschein)  hat  sich  der  Kreisarzt  streng  an  die  durch 
die  Ministerial-Erlasse  vom  20.  Januar  1853  (Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  2) 
und  vom  11.  Februar  1856  (das.  S.  61)  vorgeschriebene  Form  und 
innerhalb  der  daselbst  festgesetzten  Grenzen  zu  halten.^) 

Die  Zeugnisse  müssen  unter  thunlichster  Vermeidung  von  Fremd- 


Hält  der  Kreisarzt  die  Besichtigung  anderer,  nicht  direkt  seiner  Aufsicht 
unterstellten  Anlagen  für  erforderlich,  so  muss  er  die  zuständige  Behörde  um 
einen  besonderen  Auftras^  ersuchen  oder  sich  mit  dem  betreffenden  technischen 
Aufeichtsbeamten  (Qeweroeinspektor,  Kreisthierarzt  u.  s.  w.)  in  Verbindung  setzen. 

Handelt  es  sich  jedoch  um  Feststellung  irgend  einer  ansteckenden  Krank- 
heit, so  hat  der  Kreisarzt  selbstverständlich  überall  Zutritt,  auch  wenn  die  be- 
treffende Anstalt,  Anlage  u.  s.  w.  nicht  unter  seiner  Aufsicht  steht;  denn  die  An- 
stellung von  Ermittelungen  behufs  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten  gehört 
zu  seinen  amtlichen  Funktionen. 

^)  Die  Ausweiskarte  muss  der  Krdsant  ebenso  wie  der  Kreisassistenz- 
arzt stets  bei  sich  führen;  denn  es  kommt  nicht  selten  vor,  dass  selbst  Personen, 
Geschäftsinhaber  u.s.  w.,  von  denen  der  Kreisarzt  nach  Lage  der  Sadie  annehmen 
muss,  dass  er  ihnen  posönlich  genau  bekannt  ist,  eine  Legitimation  seinerseits 
verlangen. 

^  Die  Mitwirkung  der  Ortspolizeibehörde  ist,  abgesehen  von  den- 
jenigen Fällen,  wo  sie  nicht  vorgeschrieben  ist  (z.  B.  bei  B^ichtigungen  von 
Apotheken,  Irrenanstalten  u.  s.  w.),  oder  wo  sie  störend  sein  kann  fz.  B.  bei 
Ermittelungen  im  Krankenzimmer  u.  s.  w.),  dringend  erwünsdit ;  sie  empriehlt  sich 
auch  deshsub,  um  stets  einen  zuverlässigen  äugen  bei  Meinungsverschieden- 
heiten u.  s.  w.  zu  haben.  Handelt  es  sich  um  unvermuthete  Besichtigungen, 
so  hat  die  Benachrichtigung  vertraulich  zu  erfolgen.  In  soldien  F^len 
dürfte  auch  eine  Benachrichtigung  kurz  vor  B^nn  der  Besichtigung  genügen, 
wenn  der  Kreisarzt  mit  Sicherheit  darauf  rechnen  kann,  dass  ein  Vertreter  der 
Ortspolizeibehörde  ihm  jederzeit  zur  Verfügung  steht 

*)  Diese  Vorschrift  wird  durch  die  dem  Kreisarzte  obliegende  Pflicht, 
die  Durchführung  der  Oesundheitsgeset^ebung  zu  überwachen,  oedingt  Bei 
einzelnen  nur  geringfügigen  oder  mehr  auf  Unverständniss  der  bestehenden 
Vorschriften  beruhenden  Verstössen  und  Mängeln  empfiehlt  §  40  mit  Recht, 
nicht  sofort  die  Hülfe  der  Polizei  in  Anspruch  zu  nehmen,  sondern  zunächst 
durch  Belehrung  u.  s.  w.  eine  Erfüllung  der  gesetzlichen  Anforderungen  zu 
erreichen. 

*)  Siehe  Bd.  I,  S.  36. 
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Wörtern    in  leserlicher  Schrift   abgefasst    und    mit    deutlicher  Namens- 
Unterschrift  versehen  sein.') 

Der  Ausstellung  von  Bescheinigungen  zum  Gebrauche  für  Per- 
sonen, welche  nicht  in  seinem  Amtsbezirke  wohnen,  hat  sich  der 
Kreisarzt,  von  dringenden  Ausnahmeföllen  abgesehen,  zu  enthalten.*) 

Beachtung    der   Stempelgesetzgebung. 

$.  42«  Zu  den  amtsärzdichen  Zeugnissen,  Ausfertigungen,  Be- 
glaubigungen, soweit  sie  stempelpflichtig  sind,  hat  der  Kreisarzt  vor 
deren  Aushändigung^  spätestens  aber  binnen  zwei  Wochen  nach  dem 
Tage  der  Ausstellung,  den  vorgeschriebenen  Stempel  zu  verwenden 
und  hierbei  die  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  beachten 
(vgl  SS«  15»  16  des  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  Juli  1895,  G,-S. 
S.  413,  Nr.  10,  77,  des  Stempeltarifs,  Bekanntmachung  des  Finanz- 
ministers, betr.  die  Ausfährung  des  Stempelgesetzes  vom  13.  Februar 
1896,  Zent-Bl.  f.  Abgab.  Ges.  Geb.  und  Verwalt  S.  53). 

In  Betracht  kommen  nachstehende  Bestimmimgen  des  8tomp«lsteaei> 
«•MtxM  vom  31«  Juli  1895  und  des  Tarifs  (die  dazu  gehörigen  Vorschriften 
der  Ausführungsanweisung  vom  13.  Februar  1896  sind  in  Anmerkung 
beigefügt); 

A.  Stempeist«aerges«tx« 
I.  Abschnitt 

§  1.  Abs.  2.  Stempelp'flichtig  sind  Urkunden,  welche  mit  dem  Namen 
oder  der  Hrma  des  Ausstellers  unterzdchnet  sind,  insoweit  nicht  dieses  Gesetz 
oder  der  Tarif  entg^:enstehende  Bestimmungen  enthält  Den  unterschriftlich 
vollzogenen  Urkunden  stehen  diejenigen  gleich,  unter  welchen  der  Name  oder 
die  Hrma  des  Ausstellers  in  seinem  Auftrage  unterschrieben  oder  mit  seinem 
WiflKB  oder  Willen  durch  Stempelaufdruck,  Lithographie  oder  irgend  eine  andere 
Art  mechanisch  hergiestellt  ist 


')  Siehe  Min.-Erl.  vom  10.  Febuar  1899;  Bd.  I,  S.  37. 

^  Durch  Rund-Erlass  vom  2.  Januar  1900  ist  die  nachstehende  Verfügung 
des  Königl.  Reg.-Präs.  in  Aachen  vom  27.  11.  1899  über  die  Ausstellung 
amtsärztlicher  Zeugnisse  zu  privatem  Gebrauche  sowie  für  nicht  im 
Amtsbezirke  wohnende  Personen  zur  Kenntniss  und  Nachachtung 
bekannt  g^;dDen: 

ff  Aus  Anlass  eines  Einzelfalles,  in  dem  Unzuträglichkeiten  dadurch  ent- 
standen sind,  dass  zwei  sich  widersprechende  Gutachten  von  Medizinalbeamten 
vorgelegt  wurden,  ordne  ich  hierdurch  an,  dass  sich  die  Kreismedizinalbeamten 
der  Ausstellung  von  amtsärztlichen  Attesten  zum  privaten  Gebrauche  bei 
solchen  Personen,  welche  nicht  in  ihrem  Kreise  wohnen,  regelmässig  zu  ent- 
halten haben. 

Ich  erinnere  zugleich  daran,  dass  die  Medizinalbeamten  überhaupt  gut  thun, 
bei  der  Ausstellung  von  amtlichen  Attesten  und  Gutachten  zu  privatem  Ge- 
brauche die  grösste  Vorsicht  zu  gebrauchen. 

Da  Sie  nicht  verpflichtet  sind,  auf  jedes  Ansuchen  hin  ein  Attest  aus- 
zustellen, so  empfiehlt  es  sich,  dasselbe  zu  verweigern,  sobald  die  Sache,  um 
die  es  sich  handelt,  und  der  Zweck,  der  mit  dem  Atteste  verfolgt  werden  soll, 
nicht  völlig  klar  sind,  oder  Ihnen  die  Vorgänge  nicht  vorli^:en.  Dies  betrifft 
namentlich  auch  Atteste,  die  vielfach  erfordert  werden  zur  Unteratützung  von 
Anträgen  auf  Invaliditäts-  und  Unfalls-Renten  oder  bei  Klagen  gegen  Entscheide, 
die  in  diesen  Sachen  getroffen  worden  sind.  Wenn  hierbei  amtliche  Atteste 
-erfordert  werden,  werden  die  zuständigen  Stellen  solche  einfordern  und  Ihnen 
hierbei  Gelegenheit  geben,  in  die  Vorgänge  Einsicht  zu  nehmen.« 

16* 
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Von  der  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Stempelsteuer. 
§  4.  Sachliche  Stempelsteuerbefreiungen.    Von  der  Stempel- 
steuer sind  befreit: 

c  die  auf  die  Heeresergänzung  und  die  Befreiung  von  dem  Heeresdienst 
sowie  von  den  Reserve-  und  Landwehrübungen  bezüglichen  amtlichen  Urkunden; 

h.  alle  Urkunden  über  Gegenstände,  denen  durch  frühere  Gesetze  oder 
landesherrliche  Privilegien  Stempelfreiheit  bewilligt  worden  ist 
§  5.    Persönliche  Stempelsteuerbefreiungen.    Von  der  Entrichtung  der 
Stempelsteuer  sind  befreit: 

d.  öffentliche  Armen-,  Kranken-,  Arbeits-  und  Besserungsanstalten,  femer 
öffentliche  Waisenhäuser,  vom  Staat  genehmigte  Hospitäler  und  andere  Ver- 
sorgungsanstalten, femer  die  vom  Staat  genehmigten  Vereine  für  Kleinkinder- 
bewahranstalten,  sowie  Stiftungen,  welche  als  milde  ausdrücklich  anerkannt  sind; 

e.  öffentliche  Schulen  und  Universitäten; 

f.  Gemeinden  (Gutsbezirke)  und  Verbände  von  solchen  in  Armen-,  Schul- 
und  Kirchenangel^enheiten; 

g.  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung,  deren  durch  Statut  bestimmter  Zweck  ausschliesslidi  darauf 
gerichtet  ist,  unbemittelten  Familien  gesunde  und  zweckmässig  eingerichtete 
Wohnungen  in  eigens  erbauten  oder  angekauften  Häusern  zu  billigen  Preisen 
zu  verschaffen,  und  deren  Statut  die  an  die  Gesellschafter  zu  verteilende  Divi- 
dende auf  höchstens  vier  Prozent  ihrer  Antheile  beschränkt,  auch  den  Gesell- 
schaftern für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  mehr  als  den  Nenn- 
werth  ihrer  Antheile  zusichert,  den  etwaigen  Rest  des  Gesellschaftsvermögens 
aber  für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt. 

In  den  Fällen  zu  d  und  g  erstreckt  sich  die  Stempelsteuerbefreiung  nur 
auf  inländische  Anstalten,  Stiftungen,  Vereine  u.  s.  w.  .  .  . 

Die  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  von  der  Stempelsteuer 
befreiten  Personen,  Behörden,  Gesellschaften,  Anstalten,  Stiftungen,  Vereine 
u.  s.  w.  sind  nicht  befugt,  diese  Befreiung  den  Privatpersonen,  mit  welchen  sie 
Verträge  eingehen,  einzuräumen.  .  . 

Bei  allen  zweiseitigen  Verträgen  mit  solchen  Personen  muss  für  den 
Vertrag  die  Hälfte  des  Stempels  .  .  .  bezahlt  werden. 

§  7.  Verpflichtung  der  Privatpersonen,  Behörden  und 
Beamten  zur  Auskunftertheilung;  amtliches  Ermittelungsverfahren. 

Alle  unmittelbaren  und  mittelbaren  Behörden  und  Beamten  sind  ver- 
bunden, der  Steuerbehörde  oder  den  zur  Einziehung  oder  Verwendung  des 
Stempels  noch  sonst  verpflichteten  Behörden  oder  Beamten  Auskunft  über  die 
für  die  Festsetzung  der  Stempelsteuer  in  Betracht  kommenden  thatsächlichen 
Verhältnisse  zu  ertheilen. 

§  12.  Verpflichtungzur  Zahlung  der  Stempelsteuer.  Zur  Zahlung 
der  Stempelsteuer  sind  verpflichtet: 

a.  bei  den  von  Behörden  und  Beamten,  einschliesslich  der  Notare,  auf- 
genommenen Verhandlungen  oder  ertheilten  Ausfertigungen,  Abschriften,  Be- 
scheinigungen, Auszügen  und  Genehmigungen  aller  Art  diejenigen,  auf  deren 
Veranlassung  die  Schriftstücke  aufgenommen  oder  erteilt  sind. 

§  13.  Haftbarkeit  für  die  Stempelsteuer.  Für  die  Entrichtung 
der  Stempelsteuer  haften  unter  Vorbehalt  des  Rückgriffs  gegen  die  eigentlich 
Verpflichteten: 
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a.  Beamte,  einschliesslich  der  Notare,  welche  die  von  ihnen  aufgenom- 
menen Urkunden  vor  erfolgter  oder  nicht  ausreichend  erfolgter  Stempel- 
verwendung aushändigen  oder  Ausfertigungen  oder  Abschriften  erthdlen  oder 
wegen  der  Einziehung  des  Stempels  die  ihnen  nach  §  15  obliq;enden  Pflichten 
verabsäumen. 

IL  Abschnitt. 

Von  der  Erffillung  der  Stempelpflicht  und  den  Folgen 
der  Nichterfüllung. 

§  14.  Art  der  Erfüllung  der  Stempelpflicht.  Die  Stempelpflicht 
wird  erfüllt  durch: 

a.  Niederschreiben  der  stempelpflichtigen  Erklärung  auf  gestempdtesPapier; 

d.  Verwendung  von  Stempelmarken  durch  zur  Entwerthung  derselben 
befugte  AmtssteUen.^ 


^)  Betreffs  der  Stempel-Entwerthung  durch  Behörden  und  Beamte 
bestimmt  §  2  der  Ausführungsanweisut^  vom  13.  2.  1896: 

»Die  voigedachten  Behörden  und  Beamten  können  zu  allen  von  ihnen  in 
amtlicher  Eigenschaft  mit  Mvatpersonen  abgeschlossenen  Verträgen,  femer  zu 
allen  von  ihnen  aufgenommenen  Verhandlungen  oder  ertheilten  Ausfertigungen 
u.  s.  w.,  sowie  zu  allen  von  Privatpersonen  auf  sie  ausgestellten  Volhnaditen 
statt  des  Stempelpapiers  Stempdmarkm  verwenden,  jedoch  nur  unter  nach- 
stehenden Bedingungen: 

a.  das  Aufkleben  der  Maiken  auf  die  stempelpflichtige  Erklärung  hat  in 
der  Weise  zu  erfolgen,  dass  zwischen  den  neben  einander  befestigten  Marken 
ein  geringer  Zwischenraum  bestdien  bleibt,  um  das  Uebeigrdfen  der  unter  b 
angeordneten  Entwerthungsvermerke  auf  das  Pftpier  zu  gestatten. 

b.  die  Entwerthung  der  Marken,  und  zwar  jeder  dnzelnen,  erfolgt  bei 
Behörden  und  Beamten  durch  Vermerk  des  Datums  (in  Ziffern),  an  wdchem  die 
Marke  aufgeklebt  ist,  der  Oesdiäftsnummer  und  des  Orts,  an  wdchem  die  Ver- 
wendung erfolgt  ist,  und  zwar  in  dem  unteren  Thdl  der  Marke,  dergestalt,  dass 
die  Oesdiäftsnummer  und  das  Datum  stets  in  der  Marke  sdbst  dnzutragen  sind, 
der  übrige  Thdl  des  Vermerks  aber  auf  das  die  Marke  sdtwärts  umgebende 
Pftpier  hmübeigrdft 

Zur  Veranschaulichung  dienen  nachfolgende  Abdrücke: 


^ZA-nr^-fT^-^i^-i^^ 


führen,  haben  statt  der  Oe- 
den  unteren  Thdl  der  Marke 


Beamte,  welche  kdn  Oeschäftsverzdchniss 
sdiäfbnummer  ihren  ausgeschriebenen  Namen  in 
zu  setzen. 

Ausserdem  haben  die  Behörden  und  Beamten  die  aufgeklebten  Marken 
jedesmal  mit  dnem  schwarzen  oder  farbigen  Abdruck  ihres  Stempels  dergestalt 
zu  versehen,  dass  der  Abdruck  thdls  auf  dem  oberen,  mit  dem  Entwerthungs- 
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§  15.  Zeit  der  Stempelverwendutig  bei  den  von  Behörden 
und  Beamten  aufs;enomnienen  Verhandlungen«  Behörden  und  Be- 
amte,  einschlicaslidi  der  Notare,  haben  zu  allen  von  ihnen  aufge- 
nommenen  Verhandlungen  oder  erthdlten  Ausfertigungen,  Abschriften,  Be- 
scheinigungen, Auszügen  und  Genehmigungen  aller  Art  den  Stempel  vor 
deren  Aushindigung,  spätestens  aber  binnen  zwei  Wodien  nach  dem  Tage  der 
Ausstellung  der  Urkunden  zu  venrenden.O  Ist  der  Stempel  innerhalb  dieser 
Frist  von  den  Verpflichteten  nicht  beigdvacht,  so  ist  die  zwangsweise  Ein- 
ziehung des  Stempels  binnen  einer  Woche  bei  der  zuständigen  Steuet^tdle  von 
den  vorbezeichneten  Behörden  und  Beamten  zu  beantragen  oder,  wenn  sie 
selbst  zur  zwangsweisen  Einziehung  von  Geldern  befugt  sind,  die  zwangsweise 
Einziehung  innerhalb  der  gleidien  Frist  anzuordnen. 

§  16  handelt  von  der  Stempelanwendung  bei  Vertumdlungen  der  Privat- 
personen und  hat  demnach  für  die  Medizinalbeamten  kein  Interesse. 

§  19.  Festsetzung  von  Ordnungsstrafen  gegen  Beamte  und 
Notare.  Unmittelbare  oder  mittelbare  Staatsbeamte,  einschliesslich  der  Notare, 
welche  bei  ihren  amtlichen  Verhandlungen  oder  bei  den  im  Auftrag  oder 
Namens  einer  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsbehörde  mit  Privatpersonen 
abgeschlossenen  Verträgen  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  oder  die  zu  dessen 
Ausführung  erlassenen  Vorschriften  hinsichtlich  der  Versteuerung  auferlegten 
pflichten  versäumen,  sind,  sofern  nicht  nach  der  Art  des  Vergehens  wegen  ver- 
letzter Amtspflicht  eine  höhere  Strafe  eintritt,  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zum 
Betrage  des  nicht  verwendeten  Stempels,  jedoch  nicht  über  einhundertfünfzig 
Mark  zu  belegen. 

Die  Mvatpersonen,  mit  welchen  die  Verträge  abgeschlossen  sind,  des- 
gleichen die  Inhaber  oder  Vorzdger  bleiben  von  Strafe  frei. 

Die  Festsetzung  der  Strafen  g^:en  Beamte  und  Notare  erfolgt  durch  die 
ihnen  vorgesetzte  Aufeichtsbehörde;  die  Ermässigung  oder  Niederschlagung  der 
Strafe  kann  durch  dasjenige  Ministerium  angeordnet  werden,  zu  dessen  Ver- 
waltung der  Beamte  gehört.*) 


vermerke  nicht  versehenen  Theile  der  Marke  (ohne  die  vorbedachten  Schrift- 
zeichen zu  bedecken),  theils  auf  dem  die  Marke  umgebenden  Papiere  zu  stehen 
kommt. 

Beamte,  welche  keinen  amtlichen  Stempel  führen,  haben  statt  eines 
Stempelabdrucks  die  Amtsstelle  auf  dem  oberen  Theile  der  Marke  und  unter 
Mitbenutzung  des  die  Marke  umgebenden  Pftpiers  deutlich  zu  bezeichnen  und 
mit  Namensunterschrift  zu  versehen. 

')  Ueberlässt  der  Medizinalbeamte  dem  Antragsteller  die  .Verwendung  des 
Stempels  durch  nachträgliche  Kassation  bei  der  zuständigen  Steuerstelle,  so 
muss  er  sich  vergewissem,  dass  es  wirklich  geschieht,  falls  er  nicht  in  eine 
Ordnungsstrafe  venallen  will. 

*)  Das  Verfahren  bei  Festsetzung  von  Stempelstrafen  gegen 
Beamte  ist  durch  den  Rund-Erl.  des  Finanzministers  vom  15.  August  1898 
in  folgender  Weise  geregelt: 

»Die  gegen  Staatsbeamte  und  Notare  auf  Grund  des  §  19  des  Gesetzes 
festzusetzenden  Strafen  sind  nicht  Disziplinar-,  sondern  eigentliche  Stempelsteuer- 
strafen. Auf  das  Verfahren  bei  Festsetzung  derselben  finden  die  Vorschriften 
des  Gesetzes,  betreffend  das  Verwaltungsstrafverfahren  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Zollgesetze  und  die  sonstigen  Vorschriften  über  indirekte  Reichs-  und 
Landesabgaben,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Sdilacht-  und  Wildpret- 
steuer  vom  26.  Juli  1897  (G.-S.  S.  237)  nach  §  60  daselbst  mit  der  Maassgabe 
Anwendung,  dass  die  Untersuchung  und  die  Festsetzung  der  Strafe  durch  die 
in  dem  genannten  Paragraphen  bestimmte  Aufsichtsbehörde  bezw.  deren  Vor- 
steher und  die  Entscheidung  über  Beschwerden  durch  den  daselbst  bezeichneten 
Minister  erfolgt. 
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111.  Abschnitt 
Besondere  Bestimmungen. 

§  24.  Ersatz  für  die  vor  dem  Verbrauch  verdorbenen  Stern- 
peizeichen.  Fflr  Stempelzeichen,  welche  vor  dem  Verbrauche  durch  Zufall 
oder  Versehen  verdorben  worden  sind,  kann  Ersatz  beansprucht  werden.^) 

§  25.  Erstattung  bereits  verwendeter  Stempel.  Die  entrichtete 
Stempelsteuer  wird  erstattet: 

a.  wenn  ein  gesetzlich  nicht  erforderlicher  Stempel  verwendet  und  der 
Erstattungsantrag  innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Entrichtung  des  Stempels 
angebracht  worden  ist; 


Der  Strafbescheid  ist  nach  anliegendem  Muster  zu  erlassen.  In  dem 
Strafbescheide  sind  dem  Beschuldigten  die  Kosten  des  Verfahrens  aufzuerlegen 
(§§  45  bis  47  des  Gesetzes  vom  26.  Juli  1897).  Als  Kosten  des  Verfahrens 
kommen  nach  dem  angeführten  §  45  baare  AusUigen  nach  Maasmtbe  der  §§  108, 
lOQ  des  Preussischen  Oerichtskostengesetzes  vom  25.  Juni  1895  (O.-S.  S.  203), 
insbesondere  Schreibgebühren  und  Postgebühren  zum  Ansatz.  Daneben  ist  zu 
der  Ausfertigung  der  Strafbescheide  und  der  Beschwerdebescheide  der  tarif- 
massige  Au^erügungsstempel  zu  verwenden,  wenn  der  Betrag  der  Strafe  dn- 
hundertffinfzig  mark  übersteigt 

Der  Strafbescheid  ist  durch  Zustellung  oder  durch  Verkündigung  (Eröff- 
nung zu  Protokoll)  bekannt  zu  machen. 

Für  die  Ausführung  von  Zustellungen  gelten  die  Bestimmungen  der 
Zivilprozessordnung;  erfolgt  die  Zustellung  durdi  die  Post,  so  genügt  an  Stelle 
der  Bescheinigung  der  Umrgabe  zur  Post  (8  177  der  Zivilprozessoranung)  die 
Beschdnigunc;  dnes*  Beamten  der  Aufsichtsbdiörde,  dass  er  aie  zu  übefgebenden 
Absdiriften  der  zuzustdlenden  Schriftstücke  behufs  der  Beförderung  zur  Post 
dem  Amt»<Kanzld-)diener  übeiigeben  habe:  für  das  an  die  Post  seriditete  Er- 
suchen dnschliesslich  der  erwähnten  Beschdnigung,  wird  dne  Gebühr  nicht 
erhoben. 

Die  nachgeordneten  Amtsstellen  sind  mit  entsprechender  Anweisung  zu 
versehen. 
Behörde  ,  den 

Strafbescheid. 
In  der  Stcmpelsteuentrifstche 

tSV!^ 

vird  gegen  den  Beschuldigten  anf  Orand  des  §  19  des  Stcmpclsteucrfesctzea  vom  31.  Jnll  1S9S 

(Oesetz-Sunmlung  &  413)  eine  Ordnungsstrafe Mark, 

in  Buchstaben: Mark«, 

festgesetzt   Der  Beschuldigte  hat  die  Kosten  des  Verfahrens  eu  tragen. 

Orfinde. 

Oegen  diesen  Strafbescheid  steht  dem  Beschuldigten  offen,  nach  seiner  Wahl 

entweder 
den  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung 

oder 

die  Beschverde  an 

binnen  einer  Woche  nach  der  Bekanntmachung  dieses  Strafbescheides  bei  mir  oder  bei  der  Behörde, 
welche  den  Strafbescheid  bekannt  gemacht  hat,  anzubringen.  Die  Ergreifung  des  einen  Rechtsmittels 
hat  den  Ausschluss  des  andern  zur  Fo\g^ 

Wird  keines  der  bezeichneten  Rechtsmittel  rechtzeitig  an  zuständiger  Stelle  eingelegt,  so 
wird  der  Strafbescheid  vollstreckbar.  Die  Strafe  mit  den  sich  aus  anliegender  Berechnung  er- 
gebenden Kosten  des  Verfidirens  ist  binnen  einer  Woche  nach  Eintritt  der  Vollstreckbarkeit,  bei 
Vermeidung  der  Zwangsvollstreckung,  an zu  zahlen. 


Es  sind  zu  zahlen: 

1.  Strafe Mk.       Pfg 

2.  Kosten 

a.  Stempel Mk.       Pfg. 

b.  Postgebuhren *  ■ 

c.  Scfardbgebfihren « 

d.  Sonstige  Auslagen ■  ■ 

Zusammen:     ....    .    .    Mk.       Pfg 

Summa:  Mk.       PfgT- 

^)  Der  Antrag  auf  Ersatz  für  die  vor  dem  Verbrauch  verdorbenen 
Stempelzdchen  ist  nach  der  Ausführ.-Anwds.  (§  17)  bei  dem  Hauptamt  des 
Bezirics  anzumdden. 
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b.  wenn  der  von  Behörden  oder  Beamten,  einsdiliesslidi  der  Notare,  in 
der  Erwartung  der  Zahlung  verwendete  Stempel  von  den  zur  Entrichtung  des- 
selben Verpflichteten  nicht  beigefaieben  werden  kann.^ 

§  27.  Verjährung  der  Stempelsteuer.  Die  Stempelsteuer  verjährt, 
wenn  sie  auf  einen  Bruchtheil  des  Werthes  des  Gegenstandes  zu  bemessen  ist, 
in  zehn,  sonst  in  fünf  Jahren  nach  Ablauf  des  Kalenderjahres,  in  welchem  die 
Zahlung  der  Abgabe  hätte  erfolgen  mfissen. 

§  31.  Aufsichtsführung.  Die  nähere  Aufeidit  über  die  gdiörige 
Beobachtung  dieses  Gesetzes  führen  die  Vonstände  der  Stempelsteuerämter, 
welche  mit  besonderer  Anweisung  vom  Finanzminister  versehen  werden. 

Alle  Behörden  und  Beamten  etc  sind  verpfliditet,  den  vorbezeichneten 
Vorständen  behufs  Prüfung  der  gehörigen  Abgabenentrichtung  die  Einsidit 
ihrer  Akten,  Bücher  und  Schriftstücke  zu  gestatten. 


B.    Stempeltarif« 


6. 
7. 

10. 


U 


12 


Abschriften,  beglaubigte  unter  denselben  Voraussetzungen  wie 

Zeugnisse,  amtlidbe  in  Mvatsachen,  s.  diese 
Apotneken,  s.  Erlaubnissertheilungen,  Buchstaben  a. 
Approbationsscheine,     s.     Erlaubnissertheilungen,    Buch- 
staben b. 
Ausfertigungen  von  Schriftstücken  der  Behörden  und  Be- 
amten, sofern  für  die  Sdiriftstücke  nicht  ein  durch  diesen 

Tarif  bestimmter  Stempd  zu  entrichten  ist 

Befreit  sind  Ausfertigungen: 
a)  von  Bescheiden  auf  Gesuche,  Anfn^gen  und  Anträge  in 
Privatangelegenheiten,  sie  mögen  in  Form  eines  Ant- 
wortschreibens, einer  Verfügung,  einer  Verfügungsabschrift 
oder  einer  auf  die  zurüc%ehende  Bittschrift  selbst  ge- 
setzten Verfügung  erlassen  werden; 
Auszüge  aus  den  Akten,  öffentlichen  Verhandlungen,  amtlich 
geführten  Büchern,  Registern  und  Rechnungen,  wenn  sie  für 
Privatpersonen  auf  ihr  Ansuchen  ausgefertigt  werden  .    .    . 
Befreit  sind  die  auf  den  Personenstand  (Geburten,  Hei- 
rathen,  Stert)efiUle  u.  s.  w.)  bezüglichen  Auszüge  ans  amtlidi 
geführten  Büchern  und  Snndesregistem. 

Bestallungen  für  besoldete  Beamte 

für  unbe^ldete  Beamte frei 


50 


50 


50 


*)  Nach  der  Ausführ.-Anwds.  (§  18)  sind  Anträge  auf  Erstattung  ver- 
wendeter, gesetzlich  nicht  erforderlicher  Stempel  ebenfallsinnerhalb  der 
vonneschriebenen  Frist  an  den  Vorstand  desjenigen  Stempelsteueramtes,  in  dessen 
Beark  der  Stempel  verwendet  worden  ist,  zu  richten  und  zwar  in  der  Regel  unter 
Beifügung  der  Urkunden,  auf  welchen  die  zu  erstattenden  Stempel  entwerthet 
worden  »nd.  Behörden  und  Beamte  haben  diese  Anträge  thunlidist  in  der 
Form  von  Nachweisungen,  welche  die  Erstattungsgründe  enthalten  müssen,  in 
einfacher  Ausfertigung  einzurddien. 

Wegen  der  Erstattung  der  von  Behörden  oder  Beamten  einschliesslich 
der  Notare  verauslagten  Stempel  sowie  der  Stempel  zu  Urkunden  über  nich- 
tige oder  durch  rechtskräftiges  gerichtliches  Urtheil  für  ungültig  oder  nichtig 
erklärte  Geschäfte  finden  die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  eben- 
falls Anwendung.  Dem  Antrage  auf  Erstattung^  verauslagter  Stempel  ist  die 
Bescheinigung  beizufügen,  dass  die  versuchte  Beitreibung  von  dem  zur  Ent- 
richtung des  Stempels  Verpflichteten  fruchtlos  gewesen  ist  (Ausf.-Anwcis.  vom 
13.  2.  1896  und  2§.  8.  1900). 
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Gegenstand  der  Besteuerung. 

Steuer- 
satz 
Mk.     Pf. 

22. 

Erlaubnissertheilungen     (Approbationen,     Konzessionen, 
Genehmigungen  u.  s.  w.  >)  der  Beliörden  in  gewerbepoiizei- 
liehen  Angelegenheiten: 

a)  Konzessionen: 

zum  Betriebe  einer  Apotheke,  *)  *) 
wenn  die  Konzession  vererblich  und  verlusserlich  ist 

mindestens  at>cr .    .    .    . 

V.  VC 

Hun^ 

des 

Werti 

d.Ko 

50 

50 

5 

10 

>m 

lert 

les 
nz. 

sonst 

_ 

zur  Errichtung  einer  Zweig«  (Filial-)  Apotheke  ... 
zur  Verlegung  einer  Apothdce  auf  Antrag  des  Besitzers  . 
Befreit  sind  die  vererblichen  und   verlusserlichen 
Konzessionen  für  diejenigen,  welche  dieselben  erbschafts- 
steuerfrei ererbt  haben. 

— 

0  Den  Steuersätzen  dieser  Tarifstelle  unterließen  die  aufgeführten  Erlaub- 
nisssdidne  ohne  Rücksicht  auf  die  Form,  in  wekher  sie  erthdlt  sind,  also 
einerlei,  ob  in  der  Form  von  Ausfertigungen,  Protokollen,  einfachen  Bescheiden, 
Verfügungen  u.  s.  w. 

*)  Behufs  Ermittelung  des  stempdpflichtigen  Werthes  vererblicher  und 
veräusserlicher  Konzessionen  ist  zunächst  aer  die  Konzession  Nachsuchende  zur 
Werthangabe  und  zur  Vorlegung  des  über  den  Verkauf  der  Apotheke  etwa  ge- 
schlossenen Vertrags  aufzufordern.  Falls  ein  solcher  Vertrag  vorhanden  ist,  so 
ist  aus  ihm  festzustellen,  ob  und  was  die  Vertragschliessenden  über  die  Ver- 
gütung für  den  Uebergang  der  Konzession  aul  den  neuen  Erwerber  verabredet 
haben.  Wird  der  angegd>ene  Werth  für  zu  niedrig  erachtet,  und  findet  eine 
Einigung  mit  dem  Steuerpflichtigen  nicht  statt,  so  ist  der  Werth,  falls  ihn  die 
die  Konzession  erthdlende  Behörde  nicht  sdbst  zu  bqnitacbten  vermag,  nach 
der  Vorschrift  des  §7  Abs.  3  des  Gesetzes  und  unter  Beachtung  der  Vorschrift 
der  Ziffer  6  dieser  Bekanntmachung  anderweitig  zu  ermitteln,  wobd  unter  Um- 
ständen auch  die  in  friiheren  Verträgen  über  das  Entgelt  für  die  betreffende 
Konzession  getroffenen  Verdnbarungen  als  Anhaltspunkte  werden  dienen  können. 
Den  Oberpräsidenten  bldbt  es  überlassen,  zur  Ermittelung  der  Konzessions- 
werthe  die  Mitwirkung  der  Provinzial-Steuer-Direktoren  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Insowdt  der  Werthstempel  unstrdtig  ist,  muss  sdne  Verwendung  auf  der  Kon- 
zessionsurkunde innerhalb  der  im  §  15  Abs.  1  des  Gesetzes  angegebenen  Frist 
erfok^en,  während  der  Stempel  für  den  etwaigen  nachträglich  ermittelten  Mehr- 
werth  später  auf  der  Urkunde  zu  entwerthen  ist 

")  Ueber  die  Verwendung  des  Stempels  für  Konzessionen  zum 
Betrieb  einer  Apotheke  bestimmt  die  allgemdne  Verfüg,  d.  Justizministers 
vom  23.  November  1900: 

„Nach  Tarifstdie  22a  des  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  Juli  1895  unter- 
li^  die  Konzession  zum  Betrieb  dner  Apotheke,  wenn  die  Konzession  ver- 
eri>lich  und  veräuaseriidi  ist,  dnem  Stempel  von  Vs  7o  des  Werthes  der  Kon- 
zession, mindestens  aber  von  50  Mk..  und  wenn  die  Konzession  nicht  vererblich 
und  veräusserlich  ist,  dnem  Stempel  von  50  Mk.  Dieser  Stempel  ruht  auf  der 
Urkunde  über  die  Erlaubnisserthdlung  und  ist  daher  von  dem  Regierungs- 
präsidenten, welchem  die  Ausfertigung  der  Konzession  obliegt,  zu  verwenden 
und  anzuziehen.  Die  Gerichte  und  Notare,  wddie  die  Veräuaserune  von 
Apothekengrundstücken  beurkunden,  haben  sich  zur  Vermddung  von  Unzu- 
träglichkdten  und  Weiterungen  für  die  Betheiligten  der  Verwendung  und  Ein- 
zidiung  dieses  Konzessionsstempels  zu  enthalten  und  sich  auf  die  \^rwendung 
und  Einziehung  des  zur  Kaufurkunde  erforderlidien  Stempels  zu  beschränken. 
Die  Kaufm-kunden  unterliegen,  sowdt  in  ihnen  Veräusserungen  von  Apotheken- 
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Steuer- 

Oe'genstand  der   Besteuerung. 

satz 

2 

Mk. 

Pf- 

b)  Approbationen  ffir; 

Apotheker 

1 

50 

diejenigen  Personen,  welche  sich  als  Aerzte  (Wundärzte, 
Augenlrzte.  Geburtshelfer,  Zahnärzte  und  Thierärzte) 
oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln  bezeichnen  oder 

seitens  des  Staates  oder  einer  Gemeinde  als  solche 

anerkannt  oder  mit  amtlichen  Funktionen  bebaut 

werden  sollen 

l 

50 

vom  LJuU  1883.) 

c)  Erlaubnisscrtheilungen 

für  Unternehmer  von  Privat-Kranken-,   Privat-Entbin- 

dungs-  und  Privat-Irrenanstalten  (§  30  der  Rdch»- 

Gew.-O.): 

wegen  geringen^  Ertrags  und  Kapitals  von  der  Ge- 

wcTDCstcucr  frei  ist     •■••••••>•• 

1 
5 

50 

in  die  vierte  Oewerbesteuerklasse  gdiört 

n       n      dritte                          IV                                   n          

15 

__ 

n    w    zweite              »                     »      

50 

,^_ 

»    m    erste                 »                     »....'. 

100 



Für  Bewilligungen  von  Fristverlängerungen  und  Fristungen 

Ein  Viertd  der  vorstehenden  Sätze. 

Befreit  sind  Eriaubnissertheilungen  für  Unternehmer  von 

Privat-Kranken-.  Privat-Entbindungs-  und  Privat-Irren- 
Anstalten,  welche  zu  gemeinnützigen  Zwecken  dienen. 

28. 

Heirathsgenehmigungen  für  Beamte  u.  Militärpersonen  frei 

49. 

Pässe  zum  Transport  von  Leichen  wmn  deren  Beerdi^ng 
ausser  dem  Kircnsprengel,  worin  der  Todesfall  sich  ereignet 

hat«) 

1; 

bei  nachgewiesener  Dürftigkeit  lumn  der  Stempel  bis  auf  . 

1 

5a 

60. 

Standeserhöhungen  und  Gnadenerweise,  landesherrliche 

e.  für  die  Verleihung  von  Titeln  an  Privatpersonen';    .    . 

300 

— 

Privilegien  beurkundet  sind^  nach  Tarifstelle  32  einem  Stempel  von  1  %  des 
Kaufpreises;  handelt  es  sich  dagegen  um  die  Veräusserung  konzessionirter 
Apotnelren,  so  unterli^en  die  Vereinbuiingen  über  die  Uebertragung  der  Konzession 
auf  den  Erwerber,  oder  über  den  Verzicht  des  Verkäufers  auf  die  Konzession 
dem  in  Tarifstelle  71  Nr.  2  bestimmten  allgemeinen  Vertragsstempel  von  1,50  Mk." 

0  Unter  1500  Mk.  jährlicher  Erbig  oder  weniger  als  3000  Mk.  Anlage- 
und  Betriebskapital. 

')  Die  zu. Leichenpässen  auszustellenden  amtsärztlichen  Bescheinigungen 
sind  dagegen  stempelfrei. 

*)  Betreffs  der  Nichteinziehung 
Verleihung  des  Titels  „Sanitätsrath 
bestimmt  der  R.-Erl,  vom  31.  August  1901: 

„Die  Vorschrift  unter  Nr.  60  Litt,  e 
gesetze  vom  31.  Juli  1895  (Oes.-Samml.   S. 

von  Titeln  an  Pnvatpersonen"  einen  Steuersatz  von  300  M.  vorsieht,  ist  bishc? 
auch  bei  der  Verleihung  des  Titels  „Sanitätsrath",  „Geheimer  Sanitätsrath",  an 
nidit  beamtete  Aerzte  zur  Anwendung  gebracht  worden. 

Die  Stdlunc^,  welche  der  ärztliche  Stand  und  seine  Mitglieder  nach  der 
neueren  Gesetzgebung  in  gesundheitlichen  Fragen  einnehmen,  das  erhöhte 
Maass,  in  welchem  sie  an  der  Lösung  der  Aufgaben  der  öffentlichen  Gesundheits- 


der 
und 


Stempelgebühr    für  die 
Geheimer  Sanitätsrath" 


des  Tarifes  zu  dem  Stempelsteuer- 
413),  weldie  „für  die  Veridhung 
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Gegenstand  der  Besteuerung. 


Steuer- 
satz 
Mk.    Pf. 


77, 


Zeugnisse,  amtlicher  in  Privatsachen,  innerhalb  der 
Zuständigkeit  der  ausstellenden  Behörde  oder  der  aus- 
stellenden Beamten  ertheilte 

Befreit  sind: 

a)  Zeugnisse  auf  Grund  deren  ein  anderes  amtliches  Zeug- 
nias  oder  ein  Pass  (Reise-  oder  Leichenpass,  Paeskarte) 
aus^gestellt  werden  soll; 

c)  Zeugnisse,  welche  zum  Nachweise  der  Berechtigung  zum 
Genüsse  von  Wohlthaten,  Stiftungen  und  anderen  Be- 
zügen fOr  hfilfsbedfirftige  Personen  dienen  sollen  oder 
wdche  wegen  2^hlung  von  Wartegeldem,  Pensionen, 
Untcrstützungsgeldem,  Krankengeldern,  Beerdigungs- 
kosten, Wittwen-  und  Waisengeldem  und  ähnlichen 
Kosten  und  Geldern  als  Rechnungsbelä^  bei  öffentlichen 
oder  privaten  Kassen  und  Anstalten  eingereicht  werden 
müssen; 

d)  Führungszeugnisse,  insowdt  sie  nicht  zur  Erlangung  der 
in  den  Tarifstellen  »Erlaubnisserthdlungen*  .  .  .  aufge- 
führten Genehmigungen  u.  s.  w.  erforderlich  sindO; 

In  den  unter  a,  c,  d  bezeichneten  Hlllen  faitt  die  Stempel- 
freiheit nur  dann  ein,  wenn  der  dieselbe  begründende  Zweck  aus 
der  Urkunde  hervorgeht. 

Wird  von  den  Attesten  zu  anderen  Zwecken  nachträglich 
Gebrauch  gemacht,  so  ist  der  Stempel  auch  zu  verwenden.*) 


50 


Nach  dem  Stempelgesetz  und  Stempeltarif  (Nr.  1,  10,  11,  77)  erfordern 
somit  alle  amtlichen^  beglaablgten  Abschrifteiit  Aast ertlgung^n»  Autxllg« 

pflege  gegen  früher  betheiligt  werden,  sowie  eine  Reihe  öffentlich-rechtlicher 
Befugnisse  und  Verpflichtungen,  welche  ihnen  in  Bezug  auf  die  Ermittelung 
und  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krankheiten  auferlegt  sind,  rechtfertigen  es, 
auch  die  nicht  beamteten  Aerzte  nicht  mehr  als  Privatpersonen  im  Sinne  des 
Stempelsteueri^esetzcs  anzusehen,  sondern  anzunehmen,  dass  sie  auf  dem  Gebiete 
der  Gesundheitspflege,  wie  die  Rechtsanwälte  auf  dem  der  Rechtspflege,  eine 
eigenartige  Stellung  öffentlich-rechtlichen  Charakters  bekleiden. 

Auf  Grund  der  vorstehenden  Erwägungen  bestimme  ich  im  Einver- 
ständniss  mit  dem  Herrn  Finanzminister,  dass  m  Zukunft  bei  der  Verleihung 
des  Titels  „Sanitätsrath",  „Geheimer  Sanitätsrath"  an  nicht  beamtete  Aerzte  von 
der  Einziehung  des  Stempels  der  Tarifstelle  Nr.  60  Utt.  e  des  Stempelsteuer- 
gesetzes vom  31.  Juli  1895  abgesehen  werde." 

^)  Z.  B.  bei  Erwerbung  von  Apothekenkonzessionen. 

*)  Der  Zweck  ist  in  dem  Text  des  Zeugnisses  und  nicht  in  Vermerken, 
welche  ausserhalb  dieses  Textes  stehen  und  durch  die  Unterschrift  des  Beamten 
nicht  gedeckt  werden,  bestimmt  anzugeben.  Unterbleibt  eine  solche  Angabe, 
so  unterli^  das  Zeugniss  in  allen  Fällen  und  lohne  Rücksicht  darauf,  dass  es 
thatsächlicn  zu  einem  Stempelfreiheit  geniessenden  Zweck  gebraucht  worden  ist 
oder  nicht,  dem  tarif massigen  Stempel  von  1,50  Mk.  Wird  ein  entgegen  der  vor- 
gedachten Vorschrift  stempelfrei  ertheiltes  amtliches  Zeugniss  bei  einer  Behörde  zur 
Begründung  eines  Antrages  vorgelegt  so  hat  diese  Behönie  den  fehlenden  Stempel- 
be&ag  von  dem  Vorzeiger  oder  Inhaber  bezw.  von  derjenigen  Person,  auf 
deren  Veranlassung  das  Zeugniss  ertheilt  ist,  einzuziehen  und  den  Sachverhalt 
der  vorgesetzten  Behörde  des  Beamten,  von  welchem  das  Zeugniss  ausgestellt 
ist,  anzuzeigen  (Ausführunesanweisung  vom  14.  2.  1806,  Ziffer  53,  Abs. -2). 

>)  ZurStempelpflichtigkeit  gehört  es  also,  dass  diebetreffenden  Schrift- 
stücke »amtliche'^von  einer  Behörde  oder  einem  »Beamten«  innerhalb  deren 
bezw.  dessen  Zuständigkeit  und  in  Privatsachen  ausgestellt  sind.    - 

a.  »Amtlich*  und  dem^;emäss  stempelpflichtig  wird  ein  Zeugnis  u.  s.  w., 

selbst  wenn  an  sich  ein  privatärztlicnes  genügt  hätte,  sobald  der  Amts- 
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«tts  den  Akten  u«  s.  w.und  Zeugnisse  (Atteste,  Befundschei.ne,  Out- 
achten,  Fähigkeit»-  und  Prüfungszeuignisse)  in  Privatsachen  innerhalb 
der  ZustBndlgkelt  der  ausstellenden  Beamten  einen  Stempel  von  1,50  M.')  Es 
sind  demnach 

A.  Stempelpfllclitig 

1.  Abschriften,  beglaubigte,  sowie  Duplikate  von  Zeugnissen 
sowie  Beglaubigungen,  z.  B.  privatärztlicher  Atteste,  vorausgesetzt, 
dass  diese  2^gnisse  überhaupt  stempelpflichtig  sind  (s.  No.  1  des  Tarife). 

2.  Ausfertigungen  amtlicher  Schriftstücke,  sofern  für  sie  nicht  dn 
anderer  tarifmässiger  Stempel  zu  entrichten  ist,  und  sie  sich  nicht  als 
Bescheide  auf  Gesuche  u.  s.  w.  charakterisieren  (No.  10  des  Tarifs.) 

3.  Auszüge  aus  den  Akten  u.  s.  w.,  falls  sie  für  Privatpersonen  auf 
deren  Ansuchen  ausgefertigt  sind  (No.  11  des  Tarifs). 

4.  Zeugnisse^)  zum  Gebrauch  vor  Gerichten,  Kreis-  und  Bezirks- 
ausschüssen, auch  für  notorische  Arme,  selbst  wenn  diesen  behufs  Ein- 
rdcfaung  einer  Klage  das  Armenrecht  erthdlt  ist.  Stempelfrdhdt  tritt  nur  bd 
den  unter  B.  Nr.  3  (s.  S.  255)  angeführten  Voraussetzungen  dn. 


Charakter  oder  das  Amtssie^el  des  Ausstellers  bdgefügt  ist  Jedes  für 
sich  bedinfift  dieStempdpflichtigkdt;  denn  für  diese  entscheidet  die  Beifügung 
der  Amtstorm,  auch  wenn  das  Amtssiesd  nicht  beigedruckt  ist  (Erl.  des 
Hnanzministers  vom  7.  April  1832).  uenso  sind  ärztliche  Atteste  eines 
Medizinalbeamten  als  amtliche  anzusehen,  wenn  dazu  dn  Bofi«n  benutzt 
ist,  an  dessen  Kopf  der  Amtscharakter  des  Ausstellers  durdi  Stempd- 
aufdruck  u.  s.  w.  angebracht  ist  (s.  §  1  Abs.  2  des  Gesetzes);  will  also 
dn  Medizinalbeamter  aus  irgend  dnem  Grunde  sdne  Beamtenstdlung 
bd  derartigen,  an  sich  nicht  stempelpflichtigen  Attesten  u.  s.  w.  kenn- 
zddinen,  so  kann  er  zwar  dnen  Bogen  mit  Vordruck  sdnes  amtlichen 
Charakters  benutzen,  muss  diesen  aber  dann  ausstrdchen. 

Nach  dem  vorher  erwähnten  Min.-Erl.  vom  7.  April  1832  sind  auch 
die  von  gerichtlichen  Medizinalbeamten  (Qerichtsärzten), 
öffentlichen  Lehrern  an  den  Unterrichtsanstalten  des  Staates 
u.  s.  w.,  demgemäss  auch  von  den  Direktoren  der  staatlichen  Heb- 
ammenlehranstalten, Irrenanstalten,  sowie  von  den  Reg.-  und 
Med.-Räthen  ausgestellten  Zeugnisse  u.  s.  w.  als  amtliche  anzusehen, 
sowdt  diese  innerhalb  ihrer  sachlichen  Zuständigkdt  (s.  nachstehend 
unter  b)  ausgestellt  sind. 

b.  Unter  »Zuständigkeit«  ist  nur  die  sachliche  zu  verstehen.  Das 
Attest  dnes  zwar  sachlich^  aber  örüich  nicht  zuständigen  Kreisarztes  ist 
demzufolge  stempelpflichtig,  sobald  es  nach  den  ge^bdidien  Bestim- 
mungen dem  Stempel  unteriiegt  (Besch.  des  Prov.-Steuer-Dir.  in  Köln  vom 
17.  11.  1896).  D4[egen  sind  die  von  dnem  sachlich  nicht  zuständigen 
Amtsarzte  ausgestdlten  Zeugnisse  stets  stempdfrd. 

c.  Die  Stempelpflichtiekdt  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  Atteste,  die  »aus- 
schliesslich in  Privatsachen«  auaeestellt  werden,  sondern  auch  auf 
diejenigen,  bei  denen  das  Interesse  Privater  mit  konkurrirt  Der 
Medizinalbeamte  hat  dies  nach  pflichtmässigem  Ermessen  zu  prüfen. 
Bd  Attesten  behufs  Aufnahme  in  dne  öffentfidie  Irrenanstalt  li^  z.  B. 
mdst  die  Veranlassung  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohls,  während 
bd  soldien  behufs  Aufnahme  in  dne  Privatirrenanstalt  das  Privatinteresse 
vorherrscht,  und  diese  daher  in  der  Regel  stempdpflichtig  sind  (Verfg. 
des  Reg.-Präs.  in  Düsseldorf  vom  12.  Dezember  1896;  s.  auch  später 
unter  A,  Nr.  9). 

Die  Stempelpfliditigkdt  der  im  Privatinteresse  au^;estdlten  Zeugnisse 
u.  s.  w.  wird  übrigens  nidit  dadurch  aufgehoben,  dass  diese  von  der  zuäänd- 
igen  Behörde  unmittelbar  von  dem  Medizinalbeamten  erfordert  sind;  die  Prüfung 
Imt  vielmehr  auch  hier  nach  den  vorstehenden  Gesichtspunkten  zu  gesdidien. 

^)  Auch  etwaige  Ergänzungen  und  Abänderungen  von  Zeugnissen 
u.  s.  w.  sind  stempe^fliditig,  falls  diese  derartig  sind,  d^  das  Zeugniss  als 
dn  neues  anzusehen  ist. 
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5.  Zeugnisse  über  die  körperliche  Brauchbarkeit  zum  Eintritt 
in  verschiedene  Zweige  des  Reich»-  und  Staatsdienstes  (z.  B.  Post-,^)  Tele- 
graphen-, Forst-  oder  Steuerfach,  höheren  Schuldienst  *),  Kataster-,  Eisenbahn-, 
Scfautzmannschaft-,  Oefängniss-,  Grenz*  und  Steueraufsichts-  etc  Dienst,  bei 
Gericht  oder  in  der  Verwaltung  u.  s.  w.),  gleichgültig  ob  Militäranwärter  oder 
nicht«)*) 

6.  Befähigungszeugnisse  (auf  Grund  erfolgter  Prüfung)  als  Tri- 
chinenschauer, Desinfektor,  Leichenbeschauer  und  zum  Gifthandel, 
sowie  das  Apothekergehülfen-Prüfungszeugniss. ") 

7.  Fahigkdtszeugnisse  für  Apothekerlehrlinge  und 

8.  für  Hebammenschülerinnen.^ 

9.  Zeugnisse  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  für  Geisteskranke,  Epi- 
leptische, Idioten,  Taubstumme  und  Blinde,  ausgenommen,  wenn  die 
Aufnahme  lediglich  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  erfolgt,  z.  B.  bei  Ge- 
mdngeßUirlichkeit,  femer  bei  Aufnahme  Armer  auf  öffentliche  Kosten.  Ist,  wie 
z.  B.  bei  einzelnen  öffentlichen  Anstalten,  kein  amtsärztliches  Attest  nothwendig, 
so  tritt  Stempelfreiheit  nur  dann  ein,  wenn  der  Aussteller  Siegel  und  Amts- 
charakter fortlässt. 

10.  Atteste  behufe  Uebertritts  aus  einem  Zivilfach  in  ein  anderes,  so- 
wie behufs  Beurlaubung  oder  Pensionirung  von  Beamten,  vorausgesetzt, 
dass  sie  nicht  ohne  deren  Zuthun  von  der  zuständigen  Behörde  direkt  ge* 
fordert  sind. 


^)  Wenn  der  Amtsarzt  gleichzeitig  Postvertrauensarzt  ist  und  den  Amts- 
charakter sowie  Stempel  fortlaist,  ist  das  Zeugniss  stempelfrei. 

^  »Die  von  Medizinalbeamten  ausgestellten  ärztlichen  Gesundheitszeug- 
nisse für  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  behufs  Eintritts  in  den 
Sdiuldienst  sind  stempelpflichtig,  da  sie  den  Zweck  haben,  die  körperlidie  Be- 
sdiaffenhdt  der  Betreffenden  für  den  Schuldienst  nachzuweisen,  diesen  also  zu 
einer  mit  einem  Einkommen  verbundenen  Stellung  zu  verhelfen.  Diese  Zeug- 
nisse dienen  somit  überwi^nd  dem  Privatinteresse«  (Erl.  d.  Kultus-  und  des 
Finanzministers  vom  3.  Juli  1898). 

*)  Für  Militäranwärter  ist  dieses  noch  besonders  durch  den  Erlass 
d.  Kultus-  und  des  Finanz-Ministers  vom  6.  März  1897  entschieden;  derselbe  lautet: 

»Die  von  Medizinalbeamten  für  Militäranwärter  ausgestellten  Gesundheits- 
atteste haben  den  Zweck,  die  körperliche  Brauchbarkeit  der  untersuditen  Per- 
sonen behufs  ihrer  Anstellung  im  Staatsdienste  nachzuweisen.  Sie  dienen  somit 
überwiegend  dem  Privatinteresse  der  Bewerber  und  unterliegen  als  amtliche 
Zeugnisse  in  Privatsachen  im  Sinne  der  Tarifeteile  77  des  Stempelsteuergesetzes 
vom  31.  Juli  1895  einer  Stempelabgabe  von  1,50  M.« 

^)  werden  beim  Eintritt  in  den  Kommunaldienst  amtsärztliche  Zeug- 
nisse verlangt,  so  sind  diese  auch  stempelpflichtig. 

')  »Es  ist  die  Apotheker-Gehültenprüfung  ein  erstes  Staatsexamen, 
welches  der  Apothekeriehrling  abzulegen  hat,  und  das  darüber  ertheilte  Zeug- 
niss kein  vorbereitendes,  sondern  ein  selbstständiges  und  darum  nicht  Stempel- 
freies  amüiches  Attest  in  Privatsachen*  (Min.-Erl.  vom  6.  3.  1891). 

^  Betreffs  der  Fähigkeitszeugnisse  für  Hebammenschülerinnen 
bestimmt  der  Min.-Erl.  vom  12.  6.  1902:  »Der  in  dem  Berichte  vertretenen 
Auffassung,  dass  das  von  dem  Kreisarzte  behufs  Theilnahme  an  einem  Heb- 
ammenlehrkursus  gemäss  §  60  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  aus- 
zustellende Fahigkeitszeugniss  nach  der  Tarifstelle  77  a  zum  Stempelsteuergesetze 
von  der  Stempe&brabe  befreit  sei,  weil  auf  Grund  desselben  ein  anderes  amt- 
liches Zeugniss  und  zwar  das  Hebammenprüfungszeugniss  angestellt  werde, 
vermögen  wir  nicht  beizutreten.  Das  Hebammenprüfungszeugniss  wird  nicht 
auf  Grund  des  bezeichneten  Fähigkeitszeugnisses  für  die  Zulassung  zum  Heb- 
amment>erufe,  sondern  auf  Grund  der  später  bestandenen  Prüfung  ausgefertigt. 

Beide  2^gnisse,  sowohl  das  I^higkeitszeugniss  für  die  Zulassung  zum 
Hebammenberufe  wie  das  Zeugniss  über  die  bestandene  Prüfung  sind  nach  der 
Tarifstelle  77  zum  Stempelsteuergesetz  stempelpflichtig.« 
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U.  Dispensations-Atteste  für  Wittwen  behufs  Eingehutig  einer 
neuen  Ehe. 

12.  Atteste  über  gewerbliche  Anlagen,  falls  sie  nicht  im  Auftrage 
der  zuständigen  Behörden  erstattet  sind  (Prüfungsvermerke  auf  den  Vorlagen 
sind  also  stempelfrei). 

13.  Führungszeugnisse,  soweit  sie  zur  Erlangung  von  Konzessionen 
Approbationen,  Genehmigungen  dienen,  z.  B.  polizeilidie  Führungszeugnisse 
.für  Apotheken-Konzessionen;  doch  genügt  bei   Abschriften  mehrerer  solcher 

Urkunden  der  einmalige  Stempel ;  siehe  jedoch  B.  Nr.  7. 

B.  Stempelfrei 

sind  dagegen:  ^) 

1.  Alle  nicht  unter  A.  Nr.  1—4  fallenden  beglaubigten  Abschriften'), 
Beglaubigungen,  Ausfertigungen  amtlicher  Schriftstücke  und  Auszüge 
aus  den  Akten.  Betreffs  der  Beglaubigungen  der  Servirzeugnisse  der  Apo- 
thekergdiilfen  (s.  B.Nr.  7).  Unterschrifts-Beglaubigungen  durch  Medizinal- 
beamte sind  nach  dem  Erl.  d.  Min.  d.  I.  vom  28. 10. 1896  ebenfalls  stempelfrei. 

2.  Sogenannte  Vorzeugnisse,  auf  Orund  deren  ein  anderes  amtliches 
Zeugniss  oder  ein  Pass  (Reise-  oder  Leichenpass,  P^isskarte)  ausgestellt  werden 
soll  (Tarif  77a).    Hierzu  gehören: 

a)  Bescheinigungen  für  Leichenpässe; 

b)  Qesundheits-Zeugnisse  für  Sdiulamts-Präparanden  und  Semi- 
naristen behufs  Aufnahme  in  eine  Präparanden-Anstalt  oder  in  ein 
Seminar  oder  in  die  Tumlehrerbildungsanstalt  in  Berlin,  femer 

c)  behufs  Meldung  zur  ersten  Prüfung  als  Volksschullehrer,  Taub- 
stummenlehrer, Lehrerin,  Handarbeitslehrerin,  Sprach- 
lehrerin, ebenso  analog  bei  der  Meldung  zur  Prüfung  als  Turn- 
lehrer, Turnlehrerin,  Lehrerin  der  Haushaltungskunde 
u.  s.  w.;  ^ 

d)  Zeugnisse  bezw.  Verhandlungen  über  die  Prüfung  als  Masseur, 
Krankenwärter,     Heilgehülfe,     Apothekenschwester,     auf 

0  Wegen  Angabe  des  Zweckes  in  den  unter  B.  Nr.  1—6  aufgeführten 
Fällen  s.  Anmerk.  2  auf  S.  251. 

^  Betreffs  der  beglaubigten  Abschriften  der  polizeilichen 
Führungszeugnisse  für  Apotheker  behufs  Bewerbungen  um  Apotheken- 
Konzessionen  s^  der  Erl.  d.  Min.  der  Fin.  u.  d.  Kultus  vom  31.  Juli  1897: 

»Wir  bemerken  noch,  dass  bei  beglaubigten  Abschriften  jedes  einzelne 
B^laubigungszeugniss  der  Stempelabgabe  unterließ.  Sind  jedoch  Abschriften 
mdirerer  Urkunden  durch  ein  und  dasselbe  hinter  die  letzte  Abschrift  gesetzte 
Zeugniss  bc^aubig[t  worden,  so  bedarf  es  nur  des  einmaligen  Stempels.* 

^  Hinsichtlich  der  Stempeifreiheit  der  Zeugnisse  für  Präparanden 
imd  Seminaristen  bestimmt  der  Erl.  der  Min.  der  Finanzen  und  des  Kultus 
vom  6.  Juli  1898: 

•Die 


von  den  Schulamtspräparanden  bei  Beginn  der  Vor- 
bereitung beizubringenden  amtlichen  Gesundheitszeugnisse,  sowie  die  für  die 
Aufnahmeprüfungen  bei  den  Schullehrer-Seminaren  von  den  An- 
wärtern beizubringenden  amtlichen  Gesundheitszeugnisse  dnd  als  Vorzeug- 
nisse anzusehen  und  daher  frei. 

Ebenso  sind  die  amtlichen  Gesundheitszeugnisse  für  die  Meldungen 
zur  ersten  Volksschullehrer-Prüfung,  Taubstummenlehrer-Prüfunng 
Lehrerinnen-Prüfung,  Handarbeitslehrerinnen-Prüfung,  Sprach- 
lehrerinnen-Prüfung, da  sie  nur  zum  Zwecke  der  Prüfung  und  des  in 
Folge  derselben  auszustellenden  amtlichen  Prüfungszeugnisses  ertheilt  werden, 
als  Vor  Zeugnisse  stempelfrei.  Voraussetzung  ist,  dass  in  allen  diesen 
ärztlichen  Zeugnissen  der  die  Stempelfreiheit  begründende  Zweck  an^^eben 
ist.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  in  Folge  der  Prüfung  ein  amt- 
liches Prüfungszeugniss  ertheilt  wird  oder  nicht;  denn  die  Befreiungsvorschrift 
unter  a  der  Tarifstelle  77  des  Stempelsteuergesetzes  findet  auf  alle  Zeugnisse 
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Grund  deren  vom  Regierungs-Präsidenten  das  stempelpflichtige  Be- 
fiUiigungszeugniss  ausgestellt  wird. 

3.  2!ettgnisse  behuh  Nachweises  der  Berechtigung  zum  Oenuss  von 
Wohtthaten,  Stiftungen  und  anderen  Bezflgen  für  hülfsbedürftige  Personen 
<Tarif  77c),  z.  B.:  Atteste  fOr  Kombattanten  aus  den  FeldzQgen  1864,  1866 
und  1870/71  behufe  Erlangung  von  Bdhfilfen  (Gesetz  vom  22.  5.  95),  fQr 
iAtlitär-Invaliden  behufs  Unterstützung  aus  der  Kaiser  Wilhelm-Stiftung, 
Kronprinzen-Stiftung,  durch  den  deutschen  Kri^;erbund  u.  s.  w.  Hierher 
gehören  auch  die  Atteste  für  taubstumme  Handwerks-Lehrlinge  behufs  Er- 
langung von  Staat^rftmien.^ 

4.  Die  auf  die  Heeresergänzung  und  die  Befreiung  von  dem 
Heeresdienst  sowie  von  den  Reserve- und  Land wehrübungen  bezüglichen 
amtlichen  Urkunden  (§  4c).  Hierunter  fallen  alle  Militär-Reklamations- 
zeugnisse, sowie  auch  Krankenscheine  bei  Verhinderung  des  Erscheinens 
im  Musterungstermine  oder  zur  Kontrollversammlung,  femer  Zeug- 
nisse über  Militärtauglichkeit  zwecks  Naturalisation. 

5.  Alle  Urkunden  über  Gegenstände,  denen  durch  frühere  Gesetze  oder 
landesherrliche  Privilegien  Stempelfreiheit  bewilligt  worden  ist 
(§  4h).  Dazu  gehören:  a)  alle  Impfscheine,  auch  Duplikate  (§  2  Abs.  2 
des  Impf-Ausführungsgesetzes  vom  12.  4.  1875),  b)  alle  Atteste  pp.  in  Sachen 
der  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invaliditäts-Versicherung  (§  78 
des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  6.  7. 1883,  §  102  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes vom  30.  Juni  1900,  §  140  des  Invalidenversicherungsgesetzes  vom  13.  Juli 
1899),  c)  die  im  Wege  gesandtschaftlicher  Verwendung  nachgesuchten  Todten- 
scheine  (Kabinetsordre  vom  5.  8.  1836).*) 

6.  Alle  Atteste  in  Angel^;enheiten,  in  denen  nach  §  5  des  Gesetzes 
persönliche  Steuerbefreiung  besteht,  also  die  gefordert  werden:  a)  vom 
Fiskus  des  Deutschen  Reiches  und  Preussischen  Staates,  sowie  von  öffentlichen 
Anstalten  und  Kassen,  welche  für  Rechnung  des  Staates  verwaltet  werden  oder 
diesen  gleichgestellt  sind,  b)  von  deutschen  Kirchen-  und  anderen  deutschen 
Religionsgesellschaften,  denen  die  Rechte  juristischer  Personen  zustehen,  c)  von 
•öffentlichen  Armen-,  Kranken-,  Arbeits-  und  Besserungsanstalten,  öffentlichen 
Waisenanstalten,  vom  Staate  genehmigten  Hospitälern  und  anderen  Versoi^gungs- 
anstalten,  femer  von  den  vom  Staate  genehmigten  Vereinen  für  Kleinkinder- 


Anwendung,  auf  Gmnd  deren  ein  anderes  amtliches  2^gniss  ausgestellt  werden 
soll.  Stempelpflichtig  werden  solche  Vorzeujg;nisse  nur  im  Falle  der  Verwen- 
dung zu  einem  anderen  Zwecke,  als  zu  welchem  sie  ausgestellt  sind.* 

^)  Atteste  für  Badekurensind  stempelfrei,  wenn  es  sidi  hierbei  um  Erlangung 
von  Wohlthaten  für  hilfsbedürftige  Personen  gemäss  B.  Nr.  3  handelt 

«)  Nach  dem  Erl.  d.  Min.  der  Finanzen  und  des  Kultus  vom  12.  März  1897 
fallen  hiemnter  aber  nicht  solche  Zeugnisse,  die  früher  auf  Gmnd  ministeri- 
eller Bestimmungen  stempelfrei  waren: 

„Der  Finanzministerialerlass  vom  17.  Febmar  1868  —  III.  2698  — , 
worin  den  in  Frage  stehenden  Urkunden  Stempelfreiheit  zugebilligt  ist.  hat  vom 
1.  April  1896  ab  seine  Wirksamkeit  verloren,  da  der  §  4  Buchstabe  n  des  mit 
diesem  Ta^e  in  Kraft  getretenen  neuen  Stempelsteuergesetzes  sachliche  Stempel- 
steuerbefreiungen,  nur  insoweit  sie  auf  früheren  „Gesetzen"  oder  „landesherr- 
lichen Privilegien"  bemhen,  aufrecht  erhalten  hat,  und  weil  der  §  55  a.  a.  O. 
alle  auf  die  Stempelsteuer  bezüglichen,  nicht  ausdrücklich  aufrecht  erhaltenen 
Vorschriften  aufhebt.  Uebrigens  lassen  die  dem  bezeichneten  Erlasse  voran- 
geeangenen  Verhandlungen  erkennen,  dass  den  Urkunden  der  fraelichen  Art 
nicht  aus  gesetzlidien,  sondern  aus  Billigkeitsgründen  Stempelffeiheit  zu- 
gestanden worden  ist.  Eine  gleiche  Vergünstigung  kann  den  unter  der  Herrschaft 
des  neuen  Stempelgesetzes  ausgestellten  Gesundheitszeugnissen  aber  nicht  zu 
Theil  werden,  da  es  hierzu  an  einer  gesetzlichen  Ermächtigung  fehlt" 
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J)ewahiaiistalten  und  Stiftungen,  die  ausdrücklich  als  milde  anerkannt  sind 
(dass  dies  der  Fall  ist,  darüber  hat  sich  der  Medizinalbeamte  Oewissfadt  zu  ver- 
schaffen), d)  von  öffentlichen  Schulen  und  Universittten,  e)  von  Gemeinden 
(Outsbezürken)  und  Verbänden  in  Armen-,  Schul-  und  Kirchcnangel^genheiten 
sowie  f)  von  gemeinnützigen  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung« 

Diese  Stempelfrdheit  ist  aber  eine  rein  persönliche,  d.  h.  sie  tritt  nur  ein, 
wenn  die  persönliche  Stempelbefreiung  Geniessenden  selbst  den  Stempel  ent- 
richten müssten. 

7.  Führungs-Zeugnisse,  insoweit  sie  nicht  zur  Erhmgung  von 
„Erhiubnissertheilungen''  erforderlich  sind;0  solche  für  Apothekerlehrlinge 
und  Apothekergehilfen,  sog.  Servirzeugnisse,  sowie  deren  BegUubigung  sind 
aber  stets  stempelfrei,  auch  diejenigen  ffir  approbirte  Gehilfen.*) 

8.  Atteste,  durch  welche  die  Richtigkeit  eines  Ablehnungsgrundes  zur 
Uebemahme  von  Vormundschaften  und  Ehrenämtern  gemäss  §§  58,  60 
d.  G.  betr.  die  Invalidenversichening  vom  13.  Juli  1899  daigeüian 
wird  (Erl.  d.  Fin.-M.  vom  14.  9.  1891),  sowie  Krankenbescheinigungen  behufs 
Ablehnung  des  Amtes  eines  Gemeindevorstehers,  Geschworenen  oder 
Schöffen  (Erl.  des  Rn.-M.  vom  5.  1.  1882). 

9.  Atteste  zu  Verhandlungen  in  Disziplinarsachen  (Erl.  d.  Fin.-M. 
vom  4.  11.  1875)  und 

10.  zu  gerichtlichen  Verhandlungen  wegen  Unterbringung  verwahr- 
loster Kinder. 

11.  Gesundheitszeugnisse  über  Beamte,  die  in  rein  dienstlichem 
Interesse  von  deren  vorgesetzten  Behörden  erfordert  werden.  Dahin 
gehören  z.  B.  alle  diejenigen,  die  der  Medizinalbeamte  über  den  Gesundheits- 
zustand der  unmittelbaren  Kaiserlichen  und  KöniglichenStaatsbeamten 
unentgdtiich  auszustellen  hat. 

12.  Atteste  über  den  Gesundhdtszustand  von  Transportgefangenen. 

13.  Atteste  über  Ortsarme  auf  Erfordern  des  Kreis-  oder 
Bezirksausschusses. 

14.  Zeugnisse  über  die  Körperl)eschaffenhdt  und  Gesundhdt  gewerb- 
licher Arbeiter,  die  vor  deren  Beschäftigung  in  gewissen  Betrieben  bdzu- 
bringen  sind  (§  120c  und  139a  der  Gewerbeordnung). 

15.  Gesundhdtsatteste,  welche  auf  Grund  der  die  Abwehrung  an- 
steckender Krankheiten  betreffenden  Vorschriften  ausgestdlt  werden,  sofern 
dieses  im  öffentlichen  Interesse  geschieht. 

16.  Zeugnisse  über  Nachprüfungen  von  Trichinenbeschauern  und 
Nachrevision  trichinösen  Fleisches. 


')  Siehe  vorher  Anm.  2  auf  S.  254. 

^  lieber  die  Stempelfreiheit  der  Servirzeugnisse  der  Apotheker- 
lehrlinge und  Apothekergehilfen  liegen  folgende  neuen  Erlasse  vor: 

a.  Beschdd  des  F^ovinzialsteuerdirektors  zu  Kassd  vom  17.  März  1897: 
Im  Auftrage  des  Finanzministers  benachrichtige  ich  die  Redaktion  der 

„Pharmazeutischen  Zeitung"  ei^ebenst,  dass  dersdbe  .  .  .  entschieden  hat,  dass 
die  Stempelfrdhdt  der  Bescfadnigungen  der  Medizinalbeamten  über  die  von 
Apothekerlehrlingen  zurückgelegte  zwd-  oder  dreijährige  Lehrzeit  sowie  über 
die  von  Apothdcergehilfen  zurückgdegte  Servirzdt  auch  nach  den  Vorschriften 
des  neuen  Stempdgesetzes  und  zugehörigen  Tarifes  anzuerkennen  sd." 

b.  Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.  Angd.    vom  28.  Oktober   1897: 
„Auf  den  Bericht  vom  13.  Oktober  d.  J.  erwidere  ich  im  Einverständniss 

mit  dem  Herrn  Finanzminister,  dass  die  durch  Medizinalbeamte  ausgestellten  Be- 
glaubigungen der  Servirzeugnisse  der  Apothekeigehilfen  auch  nach  dem  Inkraft- 
trden  des  Stempdgesetzes  vom  31.  Juli  1895  ffir  stempdfrd  zu  eraditen  sind." 
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17.  Amtsärztliche  Bescheinigungen  auf  den  Rechnungen  von 
Aerztenund  Apothekern,  soweit  solche  auf  Veranlassung  von  Behörden,  Kranken- 
kassen u.  s.  w.  erfolgen. 

Zeugnisse  in  Berichtsform  sind  an  sich  stempelfrei,  doch  ist  diese 
Form  als  Umgehung  des  Stempels  unzulässig. 

Gerichtsarzt.»)") 

§.  43.  Der  Kreisarzt  ist  als  öffentlidh  bestellter,  gerichtsärztlicher 
Sachverständiger  verpflichtet,  die  ihm  von  den  gerichtlichen  Behörden 
aufgetragenen  Gutachten  in  gerichtsärztlichen  Angelegenheiten  unter 
Beachtung  der  bestehenden  Vorschriften  zu  erstatten,  •)  *) 

Die  Oeffnung  menschlicher  Leichen  wird  im  Beisein  des  Richters 
von  zwei  Aerzten,  unter  welchen  sich  der  Gerichtsarzt  befinden  muss, 
vorgenommen  (vergL  S.  87  St-P.-O.)*)  Das  hierbei  zu  beobachtende 
Verfahren  regelt  sich  nach  den  bestehenden  Vorschriften  (vergl. 
Regulativ  für  das  Verfahren  der  Gerichtsärzte  bei  den  medizinisch- 
gerichtlichen Untersuchungen  menschlicher  Leichname  vom  6,  Januar 
und  13.  Februar  1875  —  Mn.-Bl.  f.  d.  i,  V.  S,  69).  •)  ^) 


1)  Ueber  die  Bedeutung  Oerichtsarzt  vergl.  §§  73  Abs.  2,  75,  87  der 
Strafproz.-Ordnung  sowie  §§  404,  Abs.  2  und  407  der  Zivilprozessordnung, 
(s.  S.  13  und  folg.  des  1.  Bd.). 

*)  Betreffs  der  »besonderen  Qerichtsärzte«  s.  S.  125  und  Anm.  3 
auf  S.  133;  hinsichtlich  ihres  Ranges  s.  S.  144,  Anm.  2,  letzten  Absatz  und  hin- 
sichtlich ihres  Dienstsie^ls  s.  §  5  der  Dienstanweisung,  S.  146. 

UeberihreBerechügungzurAusstellungamtlicnerZeugnisse  bestimmt 
der  Min.-Erl.  vom  1.  10. 1901:  »In  Kreisen,  für  welche  ein  besonderer  Oerichts- 
arzt aneestellt  ist,  ist  für  die  Ausstellung  von  amtlichen  Zeugnissen  über  den 
Gesundheitszustand  der  in  dem  Bezirk  des  Gerichtsarztes  wohnhaften  Oerichts- 
beamten  der  Kreisarzt  zuständi|[.  Dies  schliesst  jedoch  nicht  aus,  dass  die  in 
besonderen  Fällen  von  dem  Oerichtsarzte  für  die  genannten  Beamten  aus- 
gestellten Gesundheitsatteste  auch  als  amtliche  Zeugnisse  Geltung  haben.« 

^  Ueber  die  Vereidigung  der  gerichtlidien  Sachverständigen  s.  Bd.  I, 
Anm.  3  auf  S.  17  und  Bd.  11  Anm.  2  auf  S.  147. 

*)  Auch  bei  Entmündigungen  soll  jetzt  der  Kreis- oder  Gerichtsarzt  in 
erster  Linie  als  Sachverständiger  zugezogen  werden.  Ehirch  die  Allgem.  Verig. 
des  Justizministers  vom  \,  Oktober  1902  ist  nämlich  §  14,  No.  2  der  Allg.  y/erf, 
vom  28.  November  1899  (s.  Bd.  I,  S.  366)  wie  folgt  geändert: 

2.  »Als  Sachverständiger  ist  gemäss  653  Abs.  2  in  Verbindung  mit 
§  404  Abs.  2  der  Zivilprozessordnung  regelmässig  der  Gerichtsarzt 
(§  9  des  Gesetzes  betrefiend  die  Diensteteilung  des  Kreisarztes  u.  s.  w. 
vom  16.  September  1899  —  Ges.  S.  S.  172)  als  der  für  medi- 
zinische Angelegenheiten  öffentlich  bestellte  Sachverständige,  erforder- 
lichenfalls sein  Assistent  (§  5  des  angeführten  Gesetzes),  zuzuziehen. 
Andere  Personen  sollen  nach  dem  angeführten  §  404  Abs.  2  als 
Sachverständige  nur  dann  gewählt  werden,  wenn  besondere  Umstände 
es  erfordern.« 
*)  Siehe  Bd.  I.  S.  17. 
5  Siehe  Bd.  I.  S.  51  und  folg. 

^  In  Bezug  auf  die  Auswahl  des  zweiten,  bei  gerichtlicher 
Leichenöffnung  zuzuziehenden  Arztes  bestimmt  der  Runderl.  des  Justiz- 
ministers vom  25.  Januar  1902,  mitgeth,  durch  R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w. 
Mediz,-Angei.  vom  20.  Februar  1902: 

»Der  nach  §  87  der  Str.-Pr.-Ordn.  zur  Mitwirkung  bei  der  Leichen- 
öffnung berufene  Oerichtsarzt  ist  nach  §  9  des  Gesetzes,  betr.  die  Dienststellung 
des  Kiiisaiztes  und  die  Bildung  von  Oesundheitskommissionen  vom  16.  Sep- 
tember 1899  (Ges.S.  S.  172)  entweder  der  als  Gerichtsarzt  besonders  angestellte 
oder,  was  die  R^l  bildet,  der  Kreisarzt.  Bezüglich  der  Auswahl  des  zweiten, 
zu  den  Leichenöffnungen  hinzuziehenden  Arztes  ist  es  angezeigt: 

a.  neben  dem  be^nders  angestellten  Gerichtsarzte,  sofern  ein  zweiter  Oe- 
richtsarzt vorhanden  ist,  diesen,  sonst  den  Kreisarzt, 
Rapmund,  der  beamtete  Anct  nnd  irztliche  S«chverständige.  II.*  17 
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Bei  mündlidien  Vemdimungen  vor  Gericht  und  anderen  Be- 
hörden !hat  der  Kreisarzt  seine  Auseinandersetzungen  so  einzurichten, 
dass  sie  nidit  nur  wissenschaftlich  und  logisch  richtig,  sondern  zu- 
gleich möglichst  bestimmt,  verständlich  tmd  auch  den  Laien  zu  über- 
zeugen geeignet  sind.') 

Fortbildung,    Theilnahme    an    Fortbildungs« 
kursen,  an  Konferenzen  der  Kreisärzte. 

§.  44.  Der  Kreisarzt  muss  sich  durch  fortgesetztes  Studium  sowohl 
mit  den  Fortschritten  der  Wissenschaft  und  den  praktischen  Errungen« 
sdbaften  der  Medizin,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  und  gerichtlichen  Medizin,  als  auch  mit  den  Be- 
stimmungen der  Gesundheits-Gesetzgebung  und  V^erwaltung  vertraut 
halten. 

£r  Ihat  an  den  für  Medizinalbeamte  nach  Bedarf  eingerichteten 
Fortbildungskursen  auf  Erfordern  theilzunehmen.*) 

Inwieweit  sich  die  Kreisärzte  und  Kreisassistenzärzte  eines  Re- 
gierungsbezirks unter  dem  Vorsitze  des  Regierungs-  und  Medizinalraths 


b.  neben  dem  Kreisarzte,  sofern  ein  Kreisassistenzarzt  vorhanden  ist  (§  5 
des  angeführten  Gesetzes),  diesen,  sonst  den  beamteten  Arzt  eines  Nach- 
barkreises nach  Maassgabe  der  Rundverfügung  vom  30.  Mai  1890  (s.  Bd.  I, 
S.  22) 
heranzuziehen. 

Es  empfiehlt  sich,  eine  Regelung  dahin  herl)eizuffihren,  dass  ein  regel- 
mässiges Zusammenwirken  von  zwei  Kreisärzten  benachbarter  Kreise  in  der 
Weise  stattfindet,  dass  jeder  von  ihnen  als  zuständiger  Oerichtsarzt  den  anderen 
als  zweiten  Sachverständigen  zugeordnet  erhält 

Soweit  ein  Zurüd^reifen  auf  Privatärzte,  welche  die  kreisärztliche  (oder 
die  Phvsikats-)  Prüfung  bestanden  haben,  erforcxerlich  ist  (vergl.  Rundverfügung 
vom  30.  Januar  1893,  s.  Bd.  I,  S.  22),  ist  es  zweckmässig,  einen  bestimmten 
Arzt  regelmässig  als  zweiten  Sadiverständigen  nach  vorgängiger  Verständigung 
mit  ihm  zu  verwenden^  damit  dieser  in  die  Liige  versetzt  wird,  sich  die  für 
die  Thätigkdt  erforderliche  Uebung  und  Erfahrung  anzueignen.« 
1)  S.  Bd.  I,  S.  30  und  37,  Anm.  1. 

^  In  den  Etat  sind  bisher  24000  Mk.  für  derartige  Fortbildungs- 
kurse eingestellt  und  im  Laufe  des  Sommers  (Juni  und  Juli)  in  Bo-lin  zwei 
14tägige  Kurse  für  je  25  Kreisärzte  abgehalten.  Sie  erstreckten  sich  auf  Hygiene, 
geridiSiche  Medizin,  Psychiatrie  und  Medizinalverwaltung:  für  die  im  Jahre  1902 
abgehaltenen  Kurse  war  z.  B.  folgender  Arbeitsplan  zu  Orunde  gelegt: 


Montag 


Dienstag 


Mitt- 
woch 


Donners- 
tag 


Freitag 


Sonn- 
abend 


9—10 
10—11 
11—12 
12—  1 

2-  3 

3-  4 

4-  5 


•  Hygiene 


iFsychiatrie 
r  Abth.  I. 
[Psychiatrie 
r  Abth.  II. 


Hygiene 


\P5ychiatrie 
/  Abth.  I. 
\Psychiatrie 
/  Abth.  IL 


Ocricht- 
^    liehe 
Medizin 


\  Mediz.- 
rVerwalt. 


'  Hygiene 


\PSychiatrie 
/  Abth.  I. 
\  Psychiatrie 
/  Abth.  II. 


>  Hygiene 


[Psychiatrie 
r  Abth.  I. 
[Psychiatrie 
r  Abth.  II. 


1  Gericht- 
liche 
Medizin 


\  Mediz.- 
rVerwalt. 


Daneben  fanden  auch  Besichtigungen  von  Krankenanstalten,  interessanten 
hygienischen  Anlagen  u.  s.  w.  statt. 
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beliiifs  gemeinschaftlicher  Berathimg  über  gesundheitlich  wichtige 
Fragen  zu  versammeln  haben,  bleibt  besonderer  Bestimmung 
vorbehalten,*) 


<)  Amtliche  Konferenzen  der  Medizinalbeamten  eines  Rederungs- 
bezirkes  sind  bisher  resjdmässig  jedes  Jahr  eine  abgehalten,  aussodem  eine 
Konferenz  sämmtiidier  Keg.-  und  Mec[.-Räthe  und  deren  Hilfsarbeiter  im 
August  1902  in  Berlin.  Be&effs  der  ersteren  sind  die  beiden  nachstehenden 
Erlasse  maassgebend: 

a.  Min.-Erl.  vom  4.  Juli  1901: 

,,Um  Ew.  Hochgeboren  (Hochwohlgeboren)  und  Ihrem  Regierungs-  und 
Medizinadrath  es  zu  ermöglichen,  die  Kreismedizinalbeamten  Ihres  Bezirks  genau 
kennen  zu  lernen,  und  durdi  mflndllche  Erläuterung  wichtigerer  medizinal-  und 
sanitftispolizeilicher  Erlasse  und  Verordnungen  eine  einheitliche  Durchführung 
derselben  herbdzufOhren,  sind  in  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  (8  44 
Abs.  3)  Versammlungen  der  Kreisärzte  und  Kreisassistenzärzte  der  dnzdnen 
Benrke  unter  dem  Vorsitz  des  zuständigen  Rtt;ierungs-  und  Medizinahaths 
behufs  gemeinschaftlicher  Berathung  über  gesundheitlich  wichtige  Fragen  vor- 


Nadi  der  Durchführung  des  Gesetzes,  betreffend  die  Dienststellung  des  Kreis- 
arztes und  die  Bildung  von  Qcsundheitskommissionen,  vom  16.  September  1899 
(G.-S.  S.  172)»  nadi  Erkos  des  Reichveselzcs»  betreffend  die  Bekämpfung 
«emeingefilhriicher  Krankheiten  vom  30.  Juni  1900  (R.  0.-BL  S^  dOb)  und  der 
Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März  1901  (Min.-Bl.  für  Mediz. 
und  mediz.  Unterr.-Ang.  S.  2  und  folg.)  erscheint  es  angezeigt,  dass  thunlichst 
bald  eine  Versammlung  der  Medizinalbeamten  zur  Beramung  dieser  wichtigen 
Oesetze  und  Verordnungen  stattfindet 

Es  wird  sich  empfehlen,  für  jeden  auf  dieser  Versammlung  zu  berathenden 
Oegenstand  einen  Referenten  und  einen  Korreferenten  aus  der  Zahl  der  Medi- 
zinalbeamten zu  bestimmen.  Es  würde  den  Zweck  der  Versammlung  wesentlich 
fördern  und  das  Interesse  der  Medizinalbeamten  in  erwünschter  Weise  anregen, 
wenn  Ew.  Hochgeboren  (Hochwohlgeboren)  der  Versammlung,  soweit  es  Ihre 
Oesdiäfte  gestatten,  anwohnen  wollten.  Ob  Sie  zu  der  Versammlung  ausser 
den  Medizinalbeamten  Verwaltungsbeamte,  Universitätslehrer,  angjesehene  Zivil- 
und  Militärärzte  einladen  wollen,  stelle  idi  Ihrem  Ermessen  anheim.  Dagegen 
würde  ich  Werth  darauf  legen,  dass  von  denjenigen  Aerzten  Ihres  Bezirks, 
welche  die  krdsärztliche  Prüfung  abgelegt  haben,  möglichst  viele  an  der  Ver- 
sammlung theilnehmen. 

Um  geeigneten  Falles  einen  Kommissar  zu  der  Versammlung  entsenden 
zu  können,  ersuche  ich,  mir  binnen  14  Tagen  Tag,  Stunde  und  Ort  derselben 
anzuzeigen. 

Falls  Sie  einen  andern  als  den  Regierungshauptort  Ihres  Bezirks  für  die 
Abhaltung  der  Versammlung  mit  Rücksicht  auf  seine  bequemere  Lage  oder 
Erreichbarkeit  vorziehen,  so  steht  dem  nichts  entgegen,  die  Versammlung  dort 
abzuhalten. 

Schliesslich  bemerke  ich,  dass  den  ausserhalb  des  zur  Versammlung 
gewählten  Ortes  wohnenden  Medizinalbeamten,  welche  an  dieser  dienstlichen 
Versammlung  theilnehmen,  Reisekosten  und  Tages^elder  aus  dem  Personal- 
bedürfnissfonds der  Regierung  zu  zahlen  sind,  und  dass  die  Dauer  der  Ver- 
sammlung auf  einen  Tag  zu  bemessen  ist. 

Ueber  den  Verlauf  der  Berathung  und  über  die  Frage,  ob  und  in  welchen 
Zwischenräumen  eine  Wiederholung  derselben  zu  empfehlen  sein  würde,  will 
ich  Ihrem  Berichte  zum  1.  Februar  1902  entgegensehen. 

Als  Kreismedizinalbeamte  im  Sinne  dieses  Erlasses  gelten  auch  die  be- 
.sonderen  Oerichtsärzte,  die  mit  der  Wahrnehmung  kreisärztlicher  Obliegenheiten 
beauftragten  Stadtärzte,  sowie  die  Kreisassistenzärzte." 

b.  Min.-Erl.  vom  10.  Juli  1902. 

„Aus  den  Berichten  übo:  die  in  Gemässheit  des  Erlasses  vom  4.  Juli  1901 
-  M.  2442  -  abgehaltenen  Versammlungen  der  Kreismedizinalbeamten  habe 
ich  mit  Oenugthuung  ersehen,  dass  alle  Betheiligten  den  Gegenständen  der 
Berathung  ein  lebhaftes  Interesse  en^^engebracht  nahen  und  dass  der  gegen- 
seitige mündliche  Austausch  der  Ansichten  über  Fragen  der  neueren  medizinal- 
nnd  sanitätspolizeilichen  Gesetegebung  das  Verständniss  für  dieselben  sowohl 
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B.  Im  Besonderen«^) 

!•  Medizinalpolizeiliche  Anselesenheiten. 
Abeclinltt  XI.    MeUepfllclit  der  Medlslnelpersonen. 

§.  45.  Der  Kreisarzt  hat  die  An-  und  Abmeldungen  der  in 
seinem  Bezirke  sich  niederlassenden,  um-  oder  abziehenden  Aerzte, 
Zahnärzte,  Apothekenbesitzer  nebst  Gehülfen  und  Lehrlingen, 
Hebammen  und  sonstigen  geprüften  Heilpersonen  in  Gemässhdt  der 
darüber  bestehenden  Bestimmungen  (vergL  auch  Erlass  vom  11.  De- 
zember 1875,  Min.-BL  fc  d.  L  V.  1876,  S»  5)  entgegenzunehmen  und 
die  Approbationen,  Prüfungszeugnisse,  sowie  bei  der  Führung  des 
Doktor-  oder  eines  anderen  Titels  die  Berechtigungsausweise  hierfür 
sich  vorlegen  zu  lassen.  Säumige  sind  zu  erinnern  und  bei  erfolgloser 
Erinnerung  der  Polizeibehörde  anzuzdgen.') 


bei  den  Kreisärzten,  wie  bei  den  an  dem  Gesundheitswesen  betheüigten,  in  der 
Versammlune  anwesenden  sonstigen  Beamten  wesentlich  gefördert  hat 

Da  der  Erfolg  der  Medizinalbeamtenkonferenzen  den  gdi^gten  Er- 
wartungen voll  entsprochen  hat,  will  ich  im  Einverständniss  mit  dem  Hcmi 
Finanzminister  genehmigen,  dass  zum  Zwecke  der  Theilnahme  an  einer  in 
diesem  Jahre  abzuhaltenaen  Medizinalbeamtenversammlung  des  dortigen  Bezirks 
den  außerhalb  des  Versammlungsortes  wohnenden  Medizinalbeamten  Reisekosten 
und  Tagegelder  für  einen  Tag  aus  dem  Personalbedürfnissfonds  der  Regierung 
gezahlt  werden. 

Im  Interesse   einer  möglichst  einheitlichen  Handhabung  der  auf  dem 
Gebiete  des  Gesundheitswesens  erlassenen  neueren  Gesetze,  beabsichtige  ich, 
einen  Kommissar  zu  einigen  Versammlungen  zu  entsenden.   Es  erscheint  deshalb 
angezeigt,  eine  bestimmte  Reihenfolge  der  Versammlungen  innezuhalten.    Indem 
ich  daher  zur  Abhaltung  der  Versammlungen  im   Allgemeinen  die  Monate 
Oktober,  November,  Dezember  bestimme,  ersuche  ich  Ew.  Hochwohlgeboren 
ereebenst,   die  Versammlung   für  die  Medizinalbeamten  des  dortigen  Bezirks 
auf  den  .......    anzuberaumen.     Die  Tagesordnung   ist   mir   4  Wochen 

vorher  mitzutheilen.    Sofern  der  vorbezeichnete  Tag  dortselbst  nicht  genehm 

Sehalten  werden  kann,  sehe  ich  bei  Einreichung  der  Tagesordnung  einer  Mit- 
leilung  unter  Angabe  der  Hinderungsgründe  und  dem  Vorsdilage  eines 
anderweitigen  Termins  entgegen. 

Im  uebrigen  bleiben  die  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  4.  Juli  1901 
—  M.  2442  -  maassgebend." 

')  Bei  den  nadifoleenden  Abschnitten  der  Dienstanweisung  ist  der  Wort- 
laut der  Gesetze,  Erlasse,  Verordnungen  u.  s.  w.,  auf  die  im  Text  B^g  genommen 
wird,  nicht  wie  bei  den  vorhergehenden  §§  in  Anmerkung  wiedergegeben;  es  wird 
vielmehr  in  dieser  Hinsicht  auf  die  betreffenden  spateren  Kapitel  des  Werkes  ver- 
wiesen. Nur  die  nach  Erlass  der  Dienstanweisung  ergangenen  Erlasse  u.  s.  w.  sind 
an  zutrdfender  Stelle  kurz  erwähnt,  und  sonst  nur  diejenigen  Bestimmungen 
der  Dienstanweisung  in  Anmerkung  ausführlich  erläutert  und  durch  die  dazu 
gehörigen  gesetzlichen  Vorschriften  ergänzt,  auf  die  in  den  späteren  Kapiteln 
nicht  wieder  zurückgekommen  wird. 

*)  Die  Aerzte  brauchen  sich  nicht  persönlich  zu  melden,  es  genügt  eine 
schriftliche  Anmeldung  unter  Einsendung  der  erforderlichen  Zeugnisse.  Mili- 
tärärzte sind  nur  dann  zur  Anmeldung  verpflichtet,  wenn  sie  Privatpraxis 
treiben  (Erl.  d.  Kriegsministers  vom  8.  1.  1876,  4.  11.  1882  u.  Min.-ErU 
vom  24.  8.  1896),  desgleichen  Universitätslehrer,  Assistenten  an  Universitäts- 
instituten, die  sich  sonst  nur  beim  Universitäts-Kurator  an-  und  abzumelden 
brauchen.  Da^eeen  sind  die  Aerzte  an  geschlossenen  Anstalten,  mögen  diese 
provinzialständisdie  kommunale  Vereins-  u.  s.  w.  Anstalten  sein,  auch  wenn  sie 
im  Uebrigen  keine  ärztliche  Thätigkeit  ausüben,  zur  Anmeldung  verpflichtet 
(Min.-Erl.  vom  29.  5.  1888). 

Die  erforderlichen  Mittheilungen  über  die  nicht  Privatpraxis  aus- 
übenden Mi  1  i  tärärzte,  sowie  über  ihren  Zu-  und  Abgang  erhält  der  Kreisarzt  am 
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Der  Kreisarzt  hat  über  das  gesammte  Medizinalpersonal  in  seinem 
Bezirke  für  jede  Kategorie  getrennt  ein  fortlaufendes  Verzeichniss 
nach  Formular  I  (vergL  Anhang)  zu  fuhren,  aus  welchem  jeder  Zeit 
der  augenblickliche  Personalbestand  ersichtlich  ist.  In  das  Verzeichniss 
sind  nur  diejenigen  Äerzte,  Zahnärzte  und  Apothekenbesitzer  aufzu- 
nehmen, welche  innerhalb  des  Amtsbezirkes  ihren  Wohnsitz  haben.*) 

Ueber  den  Ab-  und  Zugang  der  Aerzte,  Zahnärzte  und  Apotheken- 
besitzer ist  bis  zum  5.  eines  jeden  Monats  nach!  Fomiular  II  (vergl. 
Anhang)  eine  Nachweisung  und  zum  i.  August  jedes  Jahres  eine 
solche  zur  Berichtigung  des  preussischen  Medizinalkalenders  dem 
Regierungspräsidenten  einzureichen.^ 

Abschnitt  XII. 
Autllbaiic  der  HeUkande  durch  nicht  approbirte  Penonen« 

§.  46.  Der  Kreisarzt  muss  es  sich  angelegen  sein  lassen,  im 
Verein  mit  den  Aerzten  des  Bezirkes  die  Bevölkerung  in  geeigneter 
Weise  über  das  gemeinschädliche  Treiben  der  Kurpfuscherei  aufzu- 
klären und  vor  Schaden  zu  bewahren,') 


einfachsten  durch  Rfickfrage  bei  dem  gimisonältesten  Militirarzt,  die  von 
diesem  in  der  Regel  bereitwilligst  beantwortet  wird.  Andernfalls  müssen  diese 
Pttisonalien  unberücksichtigt  bleiben.  Assistenten  oder  Vertreter  von  prakti- 
schen Aerzten  sind  ebenfalls  meldepflichtig;  denn  selbst  wenn  es  in  den  be- 
treffenden Polizei  Verordnungen  heisst:  „wer  sidi  zum  Behuf  ärzüicher  Praxis 
niederlassen  will»  hat  sidi  zu  melden",  besteht  nach  einem  Urtii.  des  Baye- 
rischen Oberlandesgerichts  vom  22.  Mai  190t  die  Anzeigepflicht,  gleichgültig 
ob  die  ärztliche  Praxis  auf  bestimmte  oder  unbestimmte,  auf  längere  oder 
kürzere  Zeit,  selbstständig  oder  nur  vertrehingsweise  ausgeübt  werden  soll. 

Weigert  sich  ein  Arzt,  Approbation,  Doktordiplom  u.  s.  w.  vor- 
zulegen, so  ist  die  Hülfe  der  Ortspolizeibehörde  in  Anspruch  zn  nehmen,  die 
erforderlichen  Falls  mit  Zwangsmitteln  auf  Grund  des  §  132  des  Landesver- 
waltungsgesetzes (s.  S.  46)  vorzugehen  hat 

Auch  die  noch  nicht  approbirten  ärztiichen  Stellvertreter  -  Kandi- 
daten der  Medizin  —  sind  anzeigepflichtig,  nachdem  in  allen  Reg.-Bezirken 
die  Anmeldepflicht  auf  alle  nicht  approbirten,  die  Heilkunde  gewerhsmässig  aus- 
übenden Personen  ausgedehnt  ist  (s.  nachstehend  Anm.  3). 

0  In  das  monatliche  Verzeichniss  sind  auch  die  ärztlichen  Stellvertreter, 
stellvertretenden  Apothekenverwalter  mit  aufzunehmen;  es  ist  aber  dann  unter 
den  Bemerkungen  ein  entsprechender  Zusatz  G»vertretungsweise")  zu  madien. 

*)  Nach  dem  Ministerialerlass  vom  14.  Juli  1902  werden  jedem  Regierungs- 
präsidenten auf  die  einzelnen  Kreise  des  Reg.-Bezirkes  bezügliche  Ausschnitte 
aus  dem  Med.-Kalender  des  Vorjahres  gesandt  mit  dem  Ersuchen,  „dieselben 
entsprechend  §45  Abs.  3  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März 
1901  seitens  der  Kreisärzte  einer  Berichtigung  nach  Maassgabe  der  inzwischen 
eingetretenen  Veränderungen  im  Medizinalpersonal  unterziehen  zu  lassen.  Es 
ist  liierbei  den  Kreisärzten  zur  Pflicht  zu  machen,  diese  Berichtigungen  aufs 
sorgfaltigste  vorzunehmen,  die  bei  den  im  Kreise  verbleibenden  Aledizinal- 
personen  gemachten  Angaben  des  Vornamens,  des  Approbationsdatums  pp.  auf 
ihre  Richtigkeit  genau  zu  prüfen,  sowie  auch  die  bei  oen  Kreisen  u.  Ortschaften 
aufgeführten  Einwohnerzahlen  nach  dem  Ergebniss  der  letzten  Volkszählung 
einer  Durchsicht  zu  unterwerfen.  Nur  bei  einer  derartigen  genauen  Revision 
wird  es  sich  ermöglichen  lassen,  den  Kalender  möglidist  fehlerhei  herzustellen. 

Die  berichtigten  Kreisabschnitte  sind  zu  sammeln,  einer  Nachdurchsiebt 
zu  unterziehen  und  alsdann  spätestens  bis  zum  31.  August  d.  Js.  an  die  Ge- 
heime Medizinal-Registratiir  des  Ministeriums,  hier  w.  64,  Behrensh-.  6911. 
zurückzusenden." 

^  In  Folge  des  Min.-Erlasses  vom  26.  Juni  1902  ist  für  alle  nicht 
approbirten,  die  Heilkunde  gewerbsmässig  ausübenden  Personen  die  Anmelde- 
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£r  hat  sein  besonderes  Augenmerk  auf  diejenigen  Personen  zu 
richten,  weldhe,  ohne  approbirt  zu  sein,  die  Heilkunde  gewerbsmässig 
ausüben,  und  über  sie  unter  Beihülfe  der  Ortspolizeibehörden  und 
der  Aerzte  des  Bezirkes  ein  Verzeidmiss  nach  Formular  III  (vergl. 
Anhang)  zu  fuhren,  welches  Mittheilungen  über  Vorleben,  Beruf, 
Heilmethoden  und  etwaige  Bestrafungen  enthält^)  Er  hat  weiter  darauf 
zu  achten, 

dass  nicht  approbirte  Personen  sich  nicht  als  Arzt  (Wundarzt, 
Augenarzt,   Geburtsfbelfer,   Zahnarzt)   bezeichnen  oder  sich  einen, 
ähnlichen  Titel  beilegen,  dturch  den  der  Glaube  erweckt  wird,  der 
Inhaber  sei  eine  geprüfte  Mediiinalperson  (vergl.  Reichs-Gewerbe- 
ordnung §.  147  Nr.  3); 

dass  sie  nicht  mit  amtlichen  ärztlichen  Funktionen  betraut 
werden  (vergl.  das.  §.  29); 

dass  sie  nicht  im  Umherziehen  die  Heilkunde  ausüben  (vergl. 
das.  §.  56  a  Nr.  i,  §.  148  Nr.  7  a)  oder  Arznei-  und  Gdieimmittel 
feilbieten  oder  an  Andere  käuflich!  überlassen  (vergl.  das.  §.  56 
Nr.  9,  §.  148  Nr.  7  a). 

Zuwiderhandlungen,  sowie  Gesundheitsbeschädigungen  durch  ge- 
werbsmässige Kurpfuscher  bd  Ausübung  der  Heilkunde  (vergl.  die 
§§.  222,  230,  232,  367  Nr.  3  des  Str.-G.-B.)  sind  sofort  der  zuständigen 
Behörde  mitzutheilen. 

In  dem  Jahresberichte  ist  das  Erforderliche  anzugeben. 

Abschnitt  XIII«    Apotliekeiiweseii. 

Ueberwachung    und    Musterung    des 
Geschäftsbetriebes. 

§.  47.  Der  Geschäftsbetrieb  in  den  selbstständigen  Apotheken, 
Zweig-  (Filial-)  Apotheken,  Krankenhausapotheken  (Dispensiran- 
stalten)  und  ärztlichen  Hausapotheken  untersteht  der  Aufsicht  des 
Kreisarztes. 

Der  Kreisarzt  hat  alle  Apotheken  seines  Amtsbezirkes  einmal 
jährlich,  die  ausserhalb  seines  Wohnortes  befindlichen  thtmlichst  ge- 
legentlich anderweiter  Anwesenheit  am  Orte  ausserordentlich  und 
unangemeldet  zu  besuchen  und  im  Allgemeinen,  namentlich  hin- 
sichtlich der  Ordnung  und  Sauberkeit  in  den  Räumen,  an  und  in 
den  Arzneibehältnissen  sowie  hinsichtlich  der  Beachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  den  Betrieb  zu  mustern*) 


pflidit  bei  den  Kreisärzten  in  allen  Reg.-Bezirken  durch  Pollzeiverordnungdngeführt. 
Es  genfigt  auch  hier  eine  schriftlidie  Meldung,  von  der  sofort  der  zuständigen 
Polizdbdaörde  Mittheilung  zu  machen  ist  (Min.-Erl.  vom  31.  Dezember  1902). 
Zu  den  anmeldepfliditigen  derartigen  Personen  gehören  auch  die  Zahn- 
techniker und  Zahnkfinstler,  soweit  sie  Zahnhoikunde  ausüben,  die  nicht 
fiei>rfiften  Heilgehülfen,  Masseure,  sowie  die  Barbiere,  welche  kleine 
Chirurgie  treiben  (Min.-Erlass  vom  30.  Januar  1903). 

^)  Auch  auf  die  Bestrafung  der  Kurpfuscher  wegen  unlauteren  Wett- 
beweros  hat  der  Kreisarzt  sein  Augenmerk  zu  richten;  die  Oberstaaisanwälte 
sind  durch  Allg.  Verf.  des  TustizminSters  vom  21.  Dezember  1901  angewiesen, 
auf  eine  nachdrückliche  Verfolgung  der  eingehenden  derartigen  Strafanträge 
hinzuwirken. 

^  Die  Musterung  der  Apotheken  soll  thunlichst  „gelegentlich'^  anda^ 
Diens^esdiäfte  erfolgen;  hat  sich  eine  solche  Gelegenheit  nicht  gefunden,  so 
ist  die  Genehmigung  des  Reg.-Präsidenten  zu  einer  besonderen  Dienstreise  für 
diesen  Zweck  einzuholen. 


Ungünstige  Befunde  und  sonst  zu  seiner  Kenntniss  gelangende 
Unregelmässigkeiten  im  Geschäftsbetriebe,  wie  unbefugte  Ausübimg 
der  Heilkunde,  gesetzwidrige  Abgabe  von  Gdieimmitteln  oder  stark 
wirkenden  Arzneimitteln,  Verwendung  von  Luxusgefässen,  Ueber- 
sdireitungen  der  Taxe,  Betrieb  von  Nebengeschäften  ohne  Geneh* 
migung,  unbefugtes  Halten  von  Lehrlingen,  sind  dem  Regienmgs- 
Präsidenten  anzuzeigen. 

Bei  der  Musterung  der  Apotheken  sind  die  voihandenen  Lehr- 
linge nach  Vorschrift  zu  prüfen.  (Vergl.  §§.  469,  470  IL  8.  A.  lL.  R., 
Revid.  Apothekenordnung  vom  11.  Oktober  1801,  §.  367,  Nr.  5  Str.- 
Ges.-B.,  S.  28  der  Anweisung  vom  i6«  Dezember  1893).^) 

Theilnahme  an  den  Apothekenbesichtigungen« 
§.  48.  Zu  den  Apotheken-  pp.  Besichtigungen,  welche  im  Auf- 
trage des  Regierungspräsidenten  durch  den  Regierungs-  und  Medizi- 
nalrath  und  einen  pharmazeutischen  Bevollmächtigten  vorgenommen 
werden,  ist  der  Kreisarzt  rechtzeitig  und  vertraulich  einzuladen.  £r 
hat,  falls  nicht  triftige  Gründe  ihn  hindern,  jedenfalls  zu  erscheinen, 
wenn  eine  Apotheke  an  seinem  Wohnorte  besichtigt  wird.*) 

Der  Kreisarzt  kann  ausnahmsweise  von  dem  Regierungspräsi- 
denten mit  der  Vertretung  des  Regierungs-  und  Medizinalraths  bei 
den  Besichtigungen  beauftragt  weiklen,  der  nicht  vollbesoldete  Kreis- 
arzt jedoch  ;nicht  an  seinem  Wohnorte,!  es  sd  denn,  dass  die  Einwohner- 
zahl des  Ortes  mehr  als  100  000  beträgt*) 

Die  Erledigung  der  Bescheide,  welche  auf  Grund  der  Besichtigung 
von  dem  Regierungspräsidenten  erlassen  werden,  ist  von  dem  Kreis- 
arzte für  die  Apotheken  seines  Wohnortes  mit  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Frist,  an  auswärtigen  Orten  gelegentlich  anderweiter  Anwesen- 
heit oder  bei  der  Jähresmusterung  zu  überwachen. 

Die  von  den  Apothekenvorständen  eingereichten  Berichte  über 
die  Erledigung  der  Besichtigungsbescheide  hat  der  Kreisarzt  unter 
Beifügung  etwaiger  Bemerkungen  dem  Regierungspräsidenten  einzu- 
reichen.    (Vergl.  öie  §§.  20,  21  der  Anweisung  vom  16.  Dezember 

1893).  0 

Apothekenvorstände. 

§.  49.  Gesuche  und  Eingaben  der  Apothekenvorstände  an  den 
Regierungspräsidenten  sind  durch  Vermittelung  des  Kreisarztes  ein- 
zureichen. Dieser  hat  sie  nüt  etwaigen  Bemerkungen  ohne  Verzug 
weiterzugeben.  Der  Kreisarzt  hat  darüber  zu  wachen,  dass  bei  Ab- 
wesenheit oder  Behinderung  des  Apothekenvorstandes,  falls  sie  länger 
als  24  Stimden  dauert,  die  Verwaltung  der  Apotheke  durrh  einen 
geprüften  Gehülfen,  und  wenn  die  Abwesenheit  oder  Behinderung 
länger  als  14  Tage  dauert,  durch  einen  approbirten  Apotheker  besorgt 
wird.   Der  Apothekenvorstand  ist  verpflichtet,  jede  Behinderung,  so- 


*>  Die  Anweisung  vom  16.  Dezember  1893  ist  jetzt  durch  die  Apotheken- 
Betriebsordnung  vom  18.  Februar  1902  ersetzt 

*)  Der  Kreisarzt  erhält  in  diesen  Fällen  keine  Reisekosten  und  Tagegelder; 
falls  er  jedoch  an  seinem  Wohnsitz  als  Stellvertreter  des  R^.-  und  Med.-Raths 
für  Apothekenbesichtigungen  fungirt,  so  erhält  er  die  diesem  zustehende  Ge- 
bühr (6  M.). 
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fertt  sie  die  Dauer  von  24  Stunden  übersteigt,  unter  Benennung  des 
Vertreters  dem  Kreisarzte  rechtzeitig  anzuzeigen. 

Wird  der  ordnungsmässige  Betrieb  einer  Apotlieke  durch  Er- 
krankung,  Tod  u.  s.  w.  des  Apothekenvorstandes  unterbrochen,  so  hat 
der  Kreisarzt  beim  Mangel  eines  geeigneten  Vertreters  bis  zum  Eintritt 
eines  solchen  die  Schliessung  der  Apotheke  bei  dem  Regierungspräsi- 
denten unverzüglich  zu  beantragen. 

Apothekergehülfen. 

§.  50.  Der  Kreisarzt  hat  darüber  zu  wachen,  dass  in  den  Apotheken 
nur  solche  Apothekergehülfen  beschäftigt  werden»  welche  die  durch 
die  Bekanntmachung  des  Reidhskanzlers  vom  13.  November  1875 
(Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  761),  und  vom  13.  Januar  1883 
(Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  12)  vorgeschriebene  Prüfung 
bestanden  haben.^) 

Der  Kreisarzt  hat  weiter  darauf  zu  achten,  dass  der  Apotheken- 
Vorstand  seiner  Verpflichtung  entsprechend  ihm  den  Eintritt  und 
den  Abgang  jedes  Gehülfen  unter  Vorlegung  des  Gehülfenzeugnisses 
oder  der  Approbation,  und  bei  der  Entlassung  des  Entlassungszeug- 
nisses binnen  8  T^gen  nach  dem  Eintritt  oder  bei  dem  Abgang  anzeigt. 
Das  Entlassungszeugniss  hat  der  Kreisarzt,  namentUch  auch  hin- 
sichtlich der  Beschäftigungszeit,  zu  beglaubigen  (§§.  45,  46  der  Vor- 
schriften vom  16.  Dezember  i893)»*) 

Apothekerlehrlinge. 

§.  51.  Der  Kreisarzt  hat  demjenigen,  welcher  als  Lehrling  in 
eine  Apotheke  eintreten  will,  auf  Grund  der  ihm  vorzulegende  Papieren 
(Zeugniss  über  die  wissenschaftliche  Vorbildung  —  vergl.  S  4  Nr.  I« 
der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  5.  März  1875  — > 
Zeugniss  über  die  Wiederimpfung  und  selbstgeschriebener  Lebens- 
lauf) ein  Zulassungszeugniss  auszustellen,  aus  dem  auch  der  Tag  des 
Eintrittes  in  die  Apotheke  ersichtlich  sein  muss.  Ohne  dieses  Zeug- 
niss darf  kein  Apothekenvorstand  einen  Lehrling  annehmen.*) 

Die  Ausbildung  der  Lehrlinge  untersteht  der  Aufsicht  des  Kreis- 
arztes, weldher  alljährlich  gelegentlich  der  vorgeschriebenen  Apo- 
thekenmusterung sich  von  ihren  Kenntnissen  und  Fortschritten  zu 
überzeugen  hat.  Hierbei  hat  er  auch  die  Pflanzensanmilung  sowie  das 
Arbeitsbuch  der  Lehrlinge  zu  besichtigen  und  die  Handschrift  auf 
ihre  Deutlichkeit  zu  prüfen.  Ueber  diesen  Vorgang  ist  eine  Ver- 
handlung aufzunehmen,  welche  von  dem  Kreisarzte  und  dem  Lehr- 
herm  zu  imterschreiben  und  bei  günstigem  Ergebnisse  der  kreis- 
ärztlichen Registratur  einzuverleiben,  im  entgegengesetzten  Falle  aber 
dem  Regierungspräsidenten  einzureichen  ist. 

Das  von  dem  Apothekenvorstande  auszustellende  Schlusszeugniss, 
weldhes  ausser  einem  Urtheile  über  die  Leistungen  und  Führung  des 
Lehrlings  auch  eine  Bescheinigung  über  ununterbrochene  Lehrzeit 


^)  Apothekergehülfen  mit  ausländischem  Prüfungszeugniss  können  nur  mit 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  zugelassen  werden  (Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  12.  Februar  1901). 

«)  Siehe  Anmerkung  1  auf  S.  263;  betreffe  der  Stempelfreiheit  der 
Servirzeugnisse  s.  Anm.  2  auf  Seite  256. 

^  Dieses  Zeugniss  ist  stempelpflichtig;  s.  Nr.  7  auf  S.  253. 
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enthalten  muss,  sowie  das  bei  der  Abmeldung  einzureichende  Ent-* 
lassungszeugniss,  ist  von  dem  Kreisarzte  auf  seine  Richtigkeit  zu 
prüfen  und  amtlich  zu  beglaubigen.  (Vergl.  die  §§.  41  bis  46  der 
Vorschriften  vom  16.  Dezember  1893).*) 

Prüfung  des  Personals  für  Krankenhaus- 
Apotheken. 
§.  52.  Im  Auftrage  des  Regierungspräsidenten  hat  der  Kreisarzt 
in  Gemeinseihaft  mit  einem  als  zweites  Mitglied  der  Prüfimgs- 
Konunission  zuzuziehenden  Apotheker  Diakonissen  und  Mitglieder 
staatlich  anerkannter  geistlicher  Genossenschaften  für  Krankenpflege 
(barmherzige  Schwestern,  barmherzige  Brüder  u.  s.  w.),  welche  die 
Verwaltung  der  Dispensiranstalt  eines  Krankenhauses  übernehmen 
wollen,  zu  prüfen.  Die  Veihandlungen  sind  dem  Regierungspräsi- 
denten einzureichen,  welcher  bei  günstigem  Prüfungsergebnisse  das 
Befähigungszeugniss  zur  Verwaltung  einer  Krankenhausapotheke  aus- 
stellt. 

Anlegung  neuer  Apotheken. 
§.  53.  Dem  Kreisarzte  liegt  es  ob,  darauf  zu  achten,  dass  die 
im  Interesse  einer  geregelten  Arzneiversorgung  liegende  Vermehrung 
der  Apotheken  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  thunlichst  gleichen 
Schritt  hält.  Er  hat  daher  rechtzeitig,  unter  gewissenhafter  Erwägung 
der  Bedürfnissfrage  und  unter  Berücksichtigimg  der  Erhaltung  der 
Lebensfähigkeit  der  bestehenden  Apotheken,  die  Errichtung  neuer 
Apotheken  bei  dem  Regierungspräsidenten  anzuregen.  (Vergl.  auch 
Verordnung  wegen  Anlegung  neuer  Apotheken  vom  24.  Oktober 
181 1,  G.-S.  S.  359,  Min.-Erl.  vom  13.  Juli  1840  und  25.  September  1866. 
Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  1840,  S.  310  und  1866,  S.  194). 

Abschnitt  XIV. 

Ueberwachung  des  Arzneimittelverkehrs  sowie  des  Handels  mit  Giften 

and  Qeheininiltteln  ausserhalb  der  Apotheken. 

Revision   der  Drogen-  und  ähnlichen  Handlungen. 

§.  54.  Der  Kreisarzt  hat  darüber  zu  wachen,  dass  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  den  Veilcehr  mit  Arzneimitteln  ausserhalb  der 
Apotheken,  über  den  Handel  mit  Giften  und  über  das  Anpreisen 
von  Geheimmitteln  beobachtet  werden.  Zuwiderhandlungen  hat  er 
zur  Kenntniss  der  zuständigen  Behörden  zu  bringen.  (Vergl.  §.  367 
Nr.  3,  5,  Str.-Ges.-B.,  §§.  6  Abs.  2,  56  d.  R.-Gew.-Ord.,  Kaiserl.  Verordn., 
betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  vom  27.  Januar  1890,«) 
R.-G.-Bl.  S.  9,  Pol.-Verordn.  über  den  Handel  mit  Giften  vom 
24.  August  189s,  Min.-BI.  f.  d.  i.  V.,  S.  265).*) 

Wegen  der  Betheiligung  des  Kreisarztes  an  den  Revisionen 
derjenigen  Verkaufsstellen,  in  denen  Arzneimittel,  Gifte  oder  giftige 
Farben  feilgehalten  werden  —  Drogen-,  Material-,  Farben-  und  ahn- 


*)  Siehe  Anm.  1  auf  S.  263. 

^  Seit  1.  April  1902  ist  an  deren  Stelle  die  Kaiserliche  Verordnung  vom 
22.  Oktober  1901  getreten. 

^  Nebst  Er^nzung  vom  10.  Oktober  1901. 
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lidier  Handlungen  —  bewendet  es  bei  den  bestehenden  Vorschriften 
(Min.-Erl.  vom  i.  Februar  1894,  Min.-BI.  f.  d.  i.  V.,  S.  32).!) 

BericliterstattTing. 

§.55.  Eine  Zusammenstellung  der  besichtigten  Drogen-  u.  s.  w. 
Handlungen,  der  festgestellten  Uebertretungen  und  der  erfolgten  Be- 
strafungen nach  Formular  IV  (vergL  Anhang)  ist  dem  Regierungspräsi- 
denten mit  dem  Jahresberichte  einzureichen. 

Mitwirkung  bei  Ertheilung  der  Genehmigung 
zum  Handel  mit  Giften. 

§.  56.  Der  Kreisarzt  prüft,  sei  es  auf  Ersuchen  der  Konzessions- 
bdiörde  oder  auf  direkte  Meldung,  diejenigen  Personen,  welche  die 
Genehmigung  zum  Handel  mit  Giften  nachsuchen. 

Die  Prüfimg  erstreckt  sidh  auf  die  allgemeine  Befähigung,  ins- 
besondere auf  die  Keimtniss  der  bestehenden  Bestinmiungen  über 
die  Auf bewahnmg  und  Abgabe  von  Giften. 

Bei  günstigem  Ausfalle  der  Prüfung  wird  ein  Zeugniss  ertheilt. 

Auf  Ersuchen*)  des  Ejreis-  (Stadt-)  Ausschusses  hat  der  Kreisarzt 
sich  auch  über  die  Bedürfnissfrage,  sowie  dariiber  zu  äussern,  ob  eine 
Beschränkung  der  Genehmigung  auf  bestimmte,  genau  zu  bezeich- 
nende Stoffe  geboten  ist^ 

Abschnitt  XV.    Hebammenwesen.^) 

Beaufsichtigung    der    Hebammen. 

§.  57.  Sämmtliche  Hebaounen  des  Bezirks  imterstehen  der  Beauf- 
sidbtigung  durch  den  Kreisarzt,  bd  welchem  sie  sich  vor  Beginn  ihrer 
Beruf sthätigkeit  unter  Vorlegung  des  Prüfungszeugnisses,  der  erfor- 
derlichen Instrumente  und  Geräthe  und  des  Tagebuchs  persönlich 
zu  melden,  und  dem  sie  jeden  Wohnungswechsel  anzuzeigen  haben. 

Bei  der  Meldtmg  hat  der  Kreisarzt  auch  darauf  zu  achten,  ob 
die  Hebammen,  welche  auf  Grund  des  Vorschlages  von  Gemeinden, 
Ortsarmenverbänden,  Hebammenbezirken  oder  auf  Kosten  dieser  Ver- 
bände oder  der  Provinzen  ausgebildet  sind,  der  Verpflichtung,  sich 
auch  bei  dem  Landrathe  ihres  Bezirks  persönlich  unter  Vorlegung 
des  Prüfungszeugnisses  innerhalb  acht  Tagen  zu  melden,  nachge- 
kommen sind  (vergl.  die  AUg.  Verf.  vom  6.  August  1883  §.  5  und 
den  Min.-Erl.  vom  24.  Februar  1900). 

Der  Kreisarzt  hat  bei  jeder  sich  darbietenden  Gelegenheit  die 
Berufsthätigkeit  der  Hebaounen,  die  gehörige  Instandhaltung  ihrer 
Instrumente  u.  s.  w.  zu  kontroUiren,  insbesondere  darauf  zu  achten, 
dass  die.Hebanmien  in  Erfüllung  der  ihnen  auferlegten  Verpflichtun- 


2)  Ersetzt  durch  den  Ministerialerlass  vom  22.  Dezember  1902;  in  Folge 
dieses  Erlasses  sind  auch  in  allen  Re^.-Bezirken  Polizeiverordnungen  mit  ausführ- 
lichen Vorschriften  über  Anmeldepflicht,  Errichtung  u.  s.  w.  der  Drogen-  u.  s.  w. 
Handlungen  gegeben. 

')L)ie  Kreis-  und  Stadtausschusse  sind  jedoch  nicht  verpflichtet,  den 
Kreisarzt  über  die  Bedürinissfrage  zu  hören. 

^  Für  eine  solche  Beschränkung  wird  nicht  nur  das  örtliche  Bedürfnisse 
sondern  auch  das  Prüfungsergebniss,  sowie  die  Zuverlässigkeit  des  Antragstellers 
maas^ebend  sein. 

*)  Vergl.  die  Allg.  Verf.  des  Minist,  d.  Med.-Angel.,  betr.  das 
Hebammenwesen,  nebst  Ausführungs-Instruktion  vom  6.  August  1883  (Min.-Bl. 
f.  d.  i.  V.,  S.  211). 
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gen  jeden  Fall  von  Kindbettfieber  sowie  jeden  Todesfall  einer  Ge-» 
bärenden  in  ihrer  Praxis  ihm  anzeigen  und  in  den  Fällen  des  §.  15 
der  Anweisung  für  die  Hebammen  zur  Vediütung  des  Kindbettfiebers 
—  Anlage  zu  dem  Minist.-£rl.  vom  22.  November  1888,  Min.-Bl. 
f.  d,  i.  V.,  S.  207  —  Verhaltungsmaassregeln  von  ihm  einholen. 
Wenn  in  der  Praxis  einer  Hebamme  ein  Fall  von  Kindbettfieber  oder 
ein  Todesfall  im  Wochenbett  vorkommt,  so  hat  der  Kreisarzt  an  Ort 
und  Stelle  Ermittelungen  nach  der  Richtung  hin  anzustellen ,  ob 
von  der  Hebamme  alle  zwecks  Vefhütung  |  und  Weiterverbreitung 
des  Kindbettfiebers  erlassenen  Vorschriften  beachtet  worden  sind.*) 

Die  zu  Beginn  jeden  Jalhres  von  den  Hebammen  vorzulegenden 
Verzeidhnisse  der  von  ihnen  in  dem  Bezirke  geleiteten  Entbindungen 
hat  der  Kreisarzt  sorgfältig  zu  prüfen  imd  eine  Gesammtübersidit 
nach  Formular  V  (vergl.  Anhang)  in  den  Jahresbericht  aufzunehmen*") 

Verwarnungen,  Bestrafungen. 

§.  58.  Bei  geringen  Verstössen  sind  die  Hebammen  durch  Ein- 
schärfung der  bestehenden  Vorschriften,  insbesondere  auch  der  des 
Hebammenlehrbuches,  entsprechend  zu  belehren,  grobe  Pflichtwidrige 
keiten  und  Versdiuldungen  sind  zur  weiteren  Veranlassung  der  zu- 
ständigen Beihörde  (Ortspolizeibehörde,  Landrath  u^  s.  w.)  anzu- 
zeigen. (Vergl.  §§.  30,  Abs.  3,  53,  Abs.  2  der  Reidhs-Gew.-Ordn. 
und  die  Aus£-Anw«  vom  9.  August  1899  Nr.  49).') 

Handelt  es  sidh  um  die  Hebamme  eines  Nachbarkreises,  so  ist 
der  zuständige  Kreisarzt  zu  benadhrichtigen. 

Anderseits  ist  es  Sadhe  des  Kreisarztes,  die  Hebammen  des  Be- 
zirkes bei  unversdiuldeten  Unglücksfällen  in  ihrer  Praxis  gegen  Vor- 
würfe und  Beschwerden  mit  Nachdruck  in  Schutz  zu  nehmen. 

Untersagung  der  Beruf sthätigkeit. 
§«  59.     Der   Kreisarzt   ist   ermächtigt,    falls   in    der   Praxis    einer 
Hebamme   Kindbettfieber   auftritt,    die   Berufsthätigkeit   derselben  zur 

^)  Der  Kreisarzt  hat  also  bd  jedem  Wochenbettfieberfall  Ermittelungen 
an  Ort  und  Stelle  anzustellen.  Dasselbe  gilt,  wenn  er  von  einer  solchen  Er- 
krankung Kenntniss  erhält,  die  nach  Entbindungen  durch  Hebammenpfuschereien 
aufgetreten  ist. 

Diese  Bestimmung  steht  in  gewissem  Wider^ruch  mit  §82,  Abt.  3  a— b, 
wo  das  Wochenbettfieber  nicht  unter  denjenigen  Krankheiten  (Abs.  a)  auf- 
geführt ist,  bd  deren  ersten  Erkrankungsfällen  der  Krdsarzt  stets  sofort  an 
Ort  und  Stdle  Ermittdungen  anstdlen  soll.  Maassgebend  für  das  kreisärztliche 
Vorgehen  kann  aber  nur  die  vorstehende  Bestimmung  sdn,  die  auch  im  Interesse 
dner  wirksamen  Kontrolle  der  Hebammen  unbedingt  nothwendig  ist.  Der  Krds- 
aizt  muss  aber  gerade  bd  Ermittelungen  behufs  Feststellung  von  Wochenbett- 
fieber mit  fiTösstem  Takt  vorgehen,  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Kranke  und 
deren  Angdiörige,  als  mit  Rücksicht  auf  das  Ansehen  und  den  Ruf  einer  oft  ganz 
mit  Unredit  bäichuldigten  Hebamme. 

^  Dieses  Formular  steht  allerdings  mit  dem  im  Hebammenlehrbuch  für 
Oeburtsverzdchnisse  vorgeschriebenen  nicht  völlig:  im  Einklang,  kann  aber  nach 
diesem,  das  vorläufig  bdbehalten  werden  soll,  ausgefüllt  werden  (Min.-Erl. 
vom  16.  November  1901). 

^  Den  Antrag  auf  Entziehung  des  Prüfungszeugnisses  dner  Hebamme 
hat  die  Ortspolizdbehörde  bd  dem  Bezirksausschuss  zu  stellen  (Entscheidung 
des  Oberveiwaltungsgerichts  (111  S.}  vom  15i  Oktober  1898;  der  Kreisarzt 
hat  in  solchen  Fällen  sdne  gutachtliche  Aeusserung  so  dnzurichteni  dass  sie 
von  dieser  Behörde  als  B^jündung  des  Antrages  benutzt  werden  kann« 
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VcAütung  der  Weiterverbreitung  auf  die  Dauer  von  adht  Tagen  xu 
untersagen;  er  liat  hiervon  dem  Regierungspräsidenten  unverzüglich 
Anzeige  zu  erstatten;  ersdieint  eine  längere  Unterbrechung  noth- 
wendig,  so  ist  die  Anordnimg  derselben  bei  dem  Regienmgspräsiden- 
ten  unter  näherer  Begründung  zu  beantragen.  (Min.-£rl.  vom  i.  April 
1899). 

Prüfung   der   zu    dem    Hebammenberuf 
sich  meldenden   Personen. 
§.  60.    Dem  Kreisarzte  lie^  die  Prüfung  derjenigen  weiblidien 
Personen  ob,  welche  sich  zur  Theilnahme  an  einem  Hebanmienlehr- 
kursus   melden  oder  von   Gemeinden  oder   sonstigen   Berechtigten 
hierzu  in  Vorschlag  gebracht  werden. 

Vor  der  Prüfung  ist  dem  Kreisarzte  zur  Eihsidht  vorzulegen: 

a.  die  Bescheinigung  der   Ortspolizeibehörde,-  durch    welche   die  er- 

forderUche  Zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den  Hebanmienberuf, 
die  Unbescholtenheit  und  insbesondere  bezeugt  wird,  dass  die 
Bewerberin  nicht  ausserehelich  geboren  hat; 

b.  ein  Geburtsschein.  Personen,  welche  jünger  als  20  und  älter 
als  30  Jahre  sind,  dürfen  nur  dann  geprüft  werden,  wenn  die 
Zulassungsbehörde  ihre  Aufnahme  in  Aussicht  genommen  hat; 

c.  ein  Zeugniss  über  die  erfolgte  Wiederimpfung. 

Der  Nachweis  zu  c  kann  auch  durch  die  Untersuchung  des 
Kreisarztes  auf  vorhandene  Impfnarben  oder  durch  die  Wiederimpfung 
ersetzt  werden. 

Sofern  ein  Dispens  hinsichtlich  des  Alters  oder  einer  ausser- 
ehelichen  Geburt  in  Frage  kommt,  hat  der  Kreisarzt  die  Betreffende 
über  den  Weg  zur  Erlangung  des  Dispenses  zu  belehren  und  an  die 
zuständige  Stelle  zu  verweisen.  (Vergl.  Instruktion  zur  Ausfiihrung 
des  Erlasses  vom  6.  August  1883  Nr.  i  un,d  Min.-Erlass  vom  16.  Mai 
1884,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  1884,  S.  I24), 

Die  von  dem  Kreisarzte  vorzunehmende  Prüfung  hat  sich  auf 
die  körperliche  und  geistige  Befähigung  zur  Ausübung  des  Hebanunen- 
berufes  zu  erstrecken.  (Vergl.  Allgemeine  Verfügung  vom  6.  August 
1883  S.  3  und  Ausfiihrungs-Instruktion  Nr.  3).  Bei  günstigem  Aus- 
falle ist  ein  Fähigkeitszeugniss  nach  Formular  VI  (vergL  Anhang) 
auszustellen^) 

Einer  an  ihn  ergehenden  Aufforderung,  an  der  Prüfung  det 
Hebammen-Schülerinnen  nach  Beendigung  ihrer  Ausbildung  in  der 
Hebammenlehranstalt  als  Examinator  theilzunehmen,  hat  der  Kreis- 
arzt zu  entsprechen.') 

Nachprüfung    der    Hebammen. 
S.  61.     Der  Kreisarzt   hat   die  Hebammen    des   Bezirks   alle    drei 
Jahre    den    bestehenden    Vorschriften    gemäss    einer    Nachprüfung    zu 
unterziehen    und    diese    beim  Nichtbestehen    jedes  Vierteljahr    bis   zur 
Erfüllung  der  gestellten  Anforderungen  zu  wiederholen. 


*)  Dieses  Fähigkeitszeugniss  ist  stempelpflichtig  (Min.-Erlass  vom 
12.  6.  1902;  s.  Anm.  6,  auf  S.  253). 

^  Der  Kreisarzt  erhält  dann  Tagegelder  und  Reisekosten  oder,  wenn  die 
Prüfungen  in  seinem  Wohnorte  stattfinden,  Terminsgebühren  (Min.-Erl.  vom 
5.  Februar  1903). 
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Die  Nachprüfung  findet  in  der  Regel  an  dem  Amtssitze  des 
Kreisarztes,  ausserhalb  desselben  nur  mit  Genehmigung  des  Regie^ 
rungspräsidenten  statt. 

Die  Ladung  der  Hebammen  zur  Nachprüfung  ist  spätestens 
vier  Wochen  vor  dem  Termin^  durch  Vermittelung  des  Landraths 
zu  veranlassen. 

Die  Termine  für  die  Nachprüfungen  sind  dem  Regierungspräsi-^ 
denten  anzuzeigen;  ausserdem  ist  der  ärzthche  Leiter  der  zuständigen 
Hebammenlehranstalt  spätestens  14  Tage  vorher  einzuladen. 

Ueber  den  Ausfall  der  Nachprüfung  ist  ein  Vermerk  in  das  Tage- 
budh  der  Hebamme  einzutragen. 

Ueber  das  Ergebniss  sämmtlicher  Nachprüfungen  ist  das  £r- 
forderlidhe  in  den  Jahresbericht  aufzunehmen.  • 

Diejenigen  Hebammen,  welche  die  Nachprüfung  bestanden  und 
sich  auch  sonst  als  tüchtig  bewährt  haben,  wird  der  Kreisarzt  in 
ihrem  Berufe  zu  fördern  suchen  und  für  sie  in  geeigneten  Fällen 
Remunerationen  zu  erwirken  bemüht  sein.  Denjenigen,  welche  un- 
genügende Kenntnisse  zeigen,  ist  die  Ergänzung  und  Festigung  ihrer 
Kenntnisse  —  möglichst  durch  Theilnahme  an  einem  Wiederholungs- 
(Nach-)  Lehrkursus  —  aufzugeben.  Erweisen  sich  die  Kenntnisse 
bei  mehrmaligen  Nachprüfungen  als  dauernd  ungenügend,  so  hat  der 
Kreisarzt  die  Entziehung  des  Prüfungszeugnisses  zu  veranlassen  (vergl. 
S.  59  d.  A,  SS.  S,  6  der  Allg.  Verf.  vom  6.  August  1883,  Nr.  4,  5 
der  Ausf.-Instruktion). 

Hebammenbezirke,    Bezirksbebammen. 

S.  62»  Der  Kreisarzt  hat  darauf  zu  achten,  dass  der  Bedarf  an 
Hebammen  in  seinem  Bezirke  fortdauernd  gedeckt  ist;  bei  eintreten- 
den Vakanzen  hat  er  die  rechtzeitige  Ausbildung  und  Anstellung  neuer 
Hebammen  anzuregen. 

Bei  der  Bildung  und  Veränderung  von  Hebammenbezirken  hat 
der  Kreisarzt  mitzuwirken  und  sich  über  die  Entwürfe  der  Anstellungs- 
verträge zwisdhen  Gemeinden  oder  Hebammenbezirken  und  Heb- 
ammen auf  Erfordern  gutachtlich  zu  äussern. 

Er  hat  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Anstellung  der  Hebammen 
von  den  Kreisverbänden  statutarisch  geregelt  wird,  und  soweit  dies 
nicht  geschieht,  nach  Möglichkeit  dafür  einzutreten,  dass  den  Heb- 
ammen in  den  Verträgen  mit  den  Gemeinden  und  Hebanmienbe- 
zirken  ein  angemessenes  Diensteinkommen  nach  Maassgabe  der  in 
dem  §.  8  der  Allg.  Verf.  vom  6.  August  1883  gegebenen  Anweisung 
gewährleistet  wird.*) 

Hebammenpfuscherei. 
§.    63.    Besondere  Aufmerksamkeit  hat   der   Kreisarzt   auf   die 
gewerbsmässige  Vornahme  geburtshülflicher  Handlungen  durch  nicht 


^)  Deshalb  ist  es  zweckmässig,  dass  dem  Kreisarzt  jeder  derartige  Ver- 
trag vor  Abschluss  zur  Kenntniss  vorgelegt  wird,  eine  Anordnung,  die  in  vielen 
Regierungsbezirken  getroffen  ist. 
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geprüfte  Personen  zu  richten  und  gegebenen  Falles  deren  Bestrafung 
aus  SS.  30,  147  No.  I  der  R.-G.-0,  zu  veranlassen.*) 

Abschnitt  XVI«    Heilg^hfllfeii»  Masseare,  Krankenwirter  and  sonstiges 
niederes  Hellpersenal. 

Prüfung. 
§.  64.  Heilgebülfen,  Masseure,  Krankenwärter  u.  s.  w.,  welche 
sich  als  ^^staatlich  geprüft"  bezeichnen  wollen,  hat  der  Kreisarzt 
nach  den  darüber  gegebenen  Vorschriften  einer  Prüfung  zu  unter- 
zidien.  Zu  der  Prüfung  zuzulassen  sind  nur  soldhe  Personen, 
weldhe 

a.  den  Nachweis  der  vorgeschriebenen  Ausbildung, 

b.  eine   Besdieinigung  der  Ortspolizeibehörde    über    ihre   Unbe- 
scholtenheit 

beibringen  (vergl.  Min.-£rl.  vom  27.  Dezember  1869,  Min.-Blatt  f.  d. 
1.  V,  1870,  S.  74).*) 

Die  Veihandlung  über  die  bestandene  Prüfung  hat  der  Kreisarzt 
bdhufs  Ausstellung  des  Befahig^ungszeugnisses  dem  Regienmgspräsi- 
denten  einzureichen. 

Lazarethgehülfen,  welche  ein  Zeugniss  des  vorgesetzten  Ober- 
Militärarztes  über  eine  vorzüglich  gute  fünfjährige  Dienstzeit  als 
Lazarethgehülfe  besitzen,  wird  das  Befähigungszeugniss  ohne 
Prüfung  ausgefertigt.  (Min.-£rlass  vom  9.  Mai  1870,  M.-Bl.  f.  d. 
i.  V.,  S.  158). 

Beaufsichtigung. 

S.  65.  Die  geprüften  Heilgehülfen,  Masseure,  Krankenwärter  und 
sonstige  geprüfte  niedere  Heilpersonen  unterstehen  in  Bezug  auf 
ihre  Berufsthätigkelt  der  Aufsicht  des  Kreisarztes.  Dieser  hat  insbe- 
sondere darauf  zu  achten,  dass  sie  die  in  dem  Befähigungszeugnisse 
ihrer  Thädgkeit  gesteckten  Grenzen  nicht  überschreiten.') 

Entziehung  des  Befähigungszeugnisses. 
S.  66.  Wenn  die  vorstehend  bezeichneten  Personen  in  ihrer 
Berufsdiätigkeit  die  ihnen  gesetzten  Grenzen  überschreiten  oder  es 
an  der  erforderlichen  Zuverlässigkeit  fehlen  lassen,  so  hat  der  Kreis- 
arzt die  Entziehung  des  Befähigimgszeugnisses  bei  dem  Regierungs- 
präsidenten in  Antrag  zu  bringen  (vergl.  Min.-Erl.  vom  18.  Oktober 
1880,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  S.  272).*) 

Absciinitt  XVII.    Desinfektoren  nnd  Leiclienbescliaaer« 

Desinfektoren.  Ausbildung  und  Prüfung. 
Befähigungszeugniss. 
§.  67.   Der  Kreisarzt  hat  sich  die  Ausbildung  des  Desinfektions- 
wesens angelten  sein  zu  lassen.    Er  hat  die  Desinfektoren  auf  Er- 
fordern vor  ihrer  Bestallung  einer  Prüfung  zu  unterziehen.    Zu  der 


^)  In  verschiedenen  Regierungsbezirken  ist  die  Ausübung  der  geburts- 
hülflichen  Thätigkeit  durch  Nichthdanimen,  abgesehen  in  Nothfällen,  durch 
Polizeiverordnung  untersagt. 

»)  Ueber  die  Vorbildung  und  Prüfung  der  Heilgehülfen  und  Masseure 
ist  jetzt  der  Min.-Erl.  vom  18.  Februar  1903  maassgebend. 

^  Ist  ebenfalls  durch  den  Min.-Erl.  vom  18.  Februar  1903  neu  geregelt 

^)  Ersetzt  durch  den  in  Anm.  2  erwähnten  Min.-Erl. 
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Prüfung  ist  nur  zuzulassen,  wer  sich  durdh  ein  Zeugniss  der  Ortspolizei- 
behörde  über  seine  Unbescholtenheit  ausweist  0 

Die  Prüfung  hat  sich  auf  die  Feststellung  der  Befähigung  uiid 
die  Kenntniss  der  Desinfektionsvorscbriften  zu  erstrecken. 

Ueber  die  bestandene  Prüfung  wird  dem  Geprüften  auf  Verlangen 
von  dem  Kreisarzte  ein  Befäiiigungszeugniss  ausgestellt. 
Leichenbeschauer. 

§.  68.  Auf  die  Leidhenbeschauer  finden  die  Bestimmungen  über  die 
Desinfektoren  (§.  67  der  Anw.)  sinngemässe  Anwendimg. 

IL  SanitStspolizeiliche  Angelegenheiten. 

Abschnitt  XVIII.    Allf«meine,  d«s  Offfentiiclie  Qesandlieitswesen 
betreffende  Besichtlgangen  and  Untertocliangen. 

§.  69.  Der  Kreisarzt  hat  die  einzelnen  Ortschaften  seines  Bezirks 
in  angemessenen  Zwischenräumen  auf  ihre  gesundheitlichen  Verhält- 
nisse zu  besichtigen.*)  In  der  Regel  wird  es  genügen,  wenn  die  Be- 
sichtigung alle  fünf  Jahre  erfolgt.  Ortschaften,  in  denen  besondere 
sanitäre  Uebelstände  zu  Tage  getreten  sind,  müssen  vor  anderen 
imd  in  kürzeren  Zwischenräimaen,  sowie  zu  denjenigen  Jahreszeiten 
besichtigt  werden,  wo  die  Missstände  am  leichtesten  und  häufigsten 
auftreten.  Anderseits  kann  für  Ortschaften,  in  welchen  die  Ver- 
hältnisse es  zulässig  ersdbeinen  lassen,  die  Besichtigimgsfrist  über 
den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  hinaus  verlängert  werden. 

Ueber  die  Reihenfolge  und  die  Zeiträume^  in  denen  die  Ortschaften 
der  Besichtigung  zu  unterziehen  sind,  hat  der  Kreisarzt  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Landrath  einen  Plan  aufzustellen  und  auf  dem 
Laufenden  zu  eihalten.  Dieser  Besichtigungsplan  unterliegt  der  Ge- 
nehmigung des  Regierungspräsidenten.  In  den  Plan  ist  nach  jeder 
einzelnen  Besichtigung  der  Tag  derselben  einzutragen.') 


')  Zur  Ausbildung  von  Desinfektoren  sind  jetzt  an  fast  allen  Universitäts- 
instituten,  sowie  an  den  bei  einzelnen  Regierungen  eingerichteten  bakteriologisch- 
hygienisdien  Instituten  Desinfektorenschulen  eingericntet,  für  deren  Einriditung 
dttfdi  die  Zentralinstanz  einheitliche  Grundsätze  eegeben  sind. 

^  Die  periodischen  Ortsbesichtigungen  geben  dem  Kreisarzt  die  beste 
Oeles^enheit,  aus  eigener  Anschauung  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  der 
einzelnen  Ortschaften  seines  Amtsbezirks  kennen  zu  lernen  und  eine  Bc^erung 
derselben,  sei  es  durch  Vorschlag  geeigneter  Maassnahmen,  sd  es  durch  Be- 
lehrung und  Aufklärung  der  Bevölkerung,  anzubahnen.  Durch  die  voige- 
schriel^e  Mitwirkung  der  Ortspolizeibehörden,  Gemeindevorsteher,  Mitglieder 
der  Gesundheitskommissionen  u.  s.  w.  bezwecken  die  Besichtigungen  eine  grössere 
Betheiligung  der  Laien  an  den  Geschäften  und  Aufgaben  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege, um  dadurch  das  Interesse  für  hygienische  Fragen  zu  erwecken  und  dieses 
in  immer  weitere  Kreise  zu  tragen.  Sie  stellen  für  diese  Laientheilnehmer  eine 
Art  Belehrungskursus  dar,  der  für  sie  um  so  instruktiver  und  nutzbringender 
ist,  als  er  seine  Stoffe  unmittelbar  aus  dem  praktischen  Leben  schöpft  und  die 
gesundheitlichen  Missstände  ad  oculos  vorführt.  Durch  den  damit  verknüpften 
persönlichen  Meinungsaustausch  tragen  die  Ortsbesichtigungen  ausserdem  in 
hervorragender  Weise  zur  Klarstellung  mancher  Fragen  und  Missverständnisse, 
sowie  zum  grösseren  Verständniss  der  Bevölkerung  für  gesundheitliche  An- 
forderungen bei;  sie  wirken  in  Folge  dessen  nicht  nur  hygienisch  erziehlich 
und  aufldärend,  sondern  sorgen  auch  dafür,  dass  die  in  vielen  Kreisen  leider 
noch  immer  herrschende  Meinung,  die  ganze  Hygiene  beruhe  mehr  oder  weniger 
auf  theoretischen  Erwägungen,  als  irrige  anerkannt  wird. 

^  Der  Kreisarzt  hat  also  alle  5  Jahre  einen  allgemeinen  Plan  für  den 
fünfjährigen   Umlauf  im    Einvernehmen  mit  dem  üindrath  aufzustellen  und 
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Zu  Beginn  jedes  Jaühres  hat  der  Kreisarzt  dem  Regierungspräsi- 
denten ein  Verzeidmiss  derjenigen  Ortschaften  zur  Genehmigung 
einzureichen,  die  er  im  Laufe  des  Jahres  zu  besichtigen  gedenkt  Die 
Besichtigung  ist  namentlich  bei  kleineren  Ortschaften  zur  Vermeidung 
unnöthiger  Kosten  und  unnöthigen  Zeitaufwandes  thunlichst  gelegent- 
lidh  der  Anwesenheit  am  Orte  aus  anderer  Veranlassung  vorzu- 
nehmen.*) 

Zu  den  Besichtigungen  sind  die  Ortspolizeibehörde,  der  Gemeinde- 
vorsteher, sowie  in  den  Orten,  in  welchen  Gesundheitskommissionen 
bestdien,  auch  diese  nach  Möglichkeit  zuzuziehen  (vergl.  §.  12  der 
Geschäfts-Anweisung  für  die  Gesundheitskommissionen  vom  13.  März 
1901).     Der  Landratii  ist  rechtzeitig  vorher  zu  benachrichtigen,') 

Die  Besichtigung  hat  sich  auf  alle  für  das  öffentliche  Gesund- 
heitswesen wichtigen  Verhältnisse  und  Einrichtungen  zu  erstrecken.*) 


diesen  dem  Regierungspräsidenten  zur  Genehmigung  vorzul^en.  Ausserdem 
ist  zu  Beginn  jedes  Jahres  ein  Ver zeich niss  derjenigen  Ortschaften  einzureichen, 
die  er  im  laufenden  Jahre  zu  besichtieen  gedenkt  und  m  dem  etwaige  Aenderuneen 
gegenüber  dem  allgemeinen  Plane  oesonders  hervorzuheben  sind.  Dieses  Ver- 
zdchniss  braucht  nicht  nach  zuvorigem  Einvernehmen  mit  dem  Landrath  auf- 
gestellt zu  werden,  sondern  wird  nur  durch  dessen  Hand  eingereicht. 

0  Gelegentlich  werden  Ortsbesichtigungen  nur  in  sehr  kleinen  Ort- 
schaften vorgenommen  werden  können,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sich  auch 
bei  gelegentlichen  Besichtig^ungen  die  sehr  wünschenswerthe  Thdlnahme  der 
Gesundheitskommission,  mitunter  auch  der  Ortspolizeibehörde,  nicht  ermög- 
lichen lässt  (vgl.  ausserdem  nachstehend  Anm.  3). 

*)  Die  Theilnahme  der  zuständigen  Behörden,  sowie  angesehener  ver- 
ständiger Ortseingesessener  als  Mitglieder  der  Gesundheitskommission  ist  bei  den 
Ortsb^ichtigungen  aus  den  in  Anm.  2,  S.  271  ans^ebenen  Gründen  dringend  er- 
wünscht; denn  ganz  abgesehen  davon,  dass  diese  Personen  mit  den  örtlichen 
Verhältnissen  genau  vertraut  sind,  trägt  ihre  Mitwirkung  auch  wesentlich  dazu 
bei,  dass  die  Besichtigungen  von  der  Bevölkerung  weniger  belästigend  empfun- 
den werden  und  dadurch  dem  Kreisarzt  seine  nicht  immer  angenehme  Aurgabe 
erleichtert  wird.  Die  Besichtigungen  werden  mit  Rücksicht  auf  jene  Mitwirkung 
daher  zweckmässig  mit  der  Theilnahme  des  Kreisarztes  an  einer  Sitzung  der 
Gesundheitskommissionen  in  der  Weise  verbunden,  dass  diese  Sitzunc;  den 
Schluss  der  Besichtigung  bildet.  In  Folge  der  zug^angenen  Einladung  der  Be- 
hörden u.  s.  w.  werden  allerdings  die  Ortsbesichtigungen  nicht  unvermuthet 
sein  können;  dies  ist  aber  auch  nicht  unbedingt  erforaerlich,  denn  die  vorhan- 
denen sanitären  Missstände  lassen  sich  nicht  so  schnell  beseitigen  oder  verdecken, 
dass  sie  dem  aufmerksamen  Auge  des  Kreisarztes  entgehen  könnten.  Durch  das 
Bekanntwerden  des  Besichtigungstermins  wird  zwar  an  manchen  Orten  gleich- 
sam eine  Generalreinigung  der  Strassen,  Gossen,  Schmutzgräben  u.  s.  w.  ver- 
anlasst werden,  sodass  sich  diese  demzufolge  in  viel  sauberem  Zustande  als  sonst 
präsentiren,  aber  solche  Generah-einigungen  sind  in  hygienischer  Hinsicht  auch 
nicht  zu  unterschätzen. 

')  Worauf  der  Kreisarzt  sein  Augenmerk  bei  den  Ortsbesichtigungen  zu 
richten  hat,  eigiebt  sich  sowohl  aus  der  Dienstanweisung  und  dem  mr  die 
Verhandlung  über  diese  Besichti^ngen  vorgeschriebenen  Formular  (VII),  als  aus 
der  Geschäftsanweisung  für  die  uesundheitskommissionen  (s.  später).  Vor  allem 
ist  hierbei  an  dem  Grundsatz:  „Multum",  nicht  „Multa"  festzuhalten!  Ist  es  in 
grösseren  Ortschaften,  wie  dies  die  Regel  sein  wird,  nicht  möglich,  alle  ein- 
schlägigen Fragen  zu  berücksichtigen,  so  soll  man  zunächst  nur  eine  soigföltige 
Untersuchung  der  wichtigsten  sanitären  Einrichtungen  (Wasserversor^ng,  &- 
seitigung  der  Abfallstoffe  u.  s.  w.)  vornehmen  und  diejenige  der  sonstigen  Ver- 
hältnisse auf  spätere  Besichtigungen  verschieben.  Das  vorher  erwähnte  Formular 
soll  eben  nur  als  W^;weiser  dienen,  ohne  dass  deshalb  verlangt  wird,  die  Be- 
sichtigung in  jedem  Falle  auf  sämmtliche  hier  aufgeführten  Punkte  auszudehnen. 
Dies  würde  nur  zu  einer  Zersplitterung  der  Arbeitskraft  oder  zu  einem  ober- 
flächlichen Verfahren  führen  und  ausserdem  den   Kreisarzt  nur  zu  leicht  in 
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Die  Maassnahmen  zur  Beseitigung  sanitärer  Missstände  sind  im 
unmittelbaren  Anschluss  an  die  Besichtigung  eingehend  zu  erörtern 
und  thunlichst  mit  den  Betheiligten  festzustellen,^) 

Ueber  das  Ergebniss  der  Besichtigung  ist  eine  Verhandlung  nach 
Formular  Vn  (vergl.  Anhang)  in  zwei  Exemplaren  aufzunehmen 
und  von  den  Betheiligten  zu  vollziehen.*)  Das  eine  Exemplar  ist  dem 
Gemeindevorsteher  oder  der  Gesundheitskommission  auszuhändigen;^) 
das  zweite  hat  der  Kreisarzt  mit  seinen  Vorschlägen  dem  Landrathe 
zu  übersenden,  welcher  den  Gemeindevorstand  und  die  Polizeibehörde 
mit  weiterer  Weisung  zu  versehen  und  über  die  Erledigung  der  er- 
lassenen Anordnungen  unter  Rückgabe  der  Verhandlungen  dem  Kreis- 
a.zte  Mittheilung  zu  machen  hat  Hält  der  Kreisarzt  noch  weitere 
Maassregeln  für  erforderlich,  so  hat  er  die  Angelegenheit  der  Ent- 
scheidung des  Regierungspräsidenten  zu  unterbreiten. 

Ueber  die  einzelnen  Ortschaften  sind  besondere  Akten   anzulegen, 
in    welche   die  Besichtigungsverhandlungen  und  sonstige  die  Ortschaft 
betreffende  Vorgänge  allgemeiner  Natur  einzuheften  sind.^) 
Abschnitt  XIX.    Volkshygiene. 
Reinhalten  der  Ortschaften  und  Wohnungen. 

5.  70.  Der  Kreisarzt  muss  allen  Verhältnissen,  welche  für  die 
Reinhaltung  des  Bodens  und  der  Luft  in  Betracht  kommen,  seine  Auf- 
merksamkeit zuwenden  und  dies  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben 
seiner  dienstlichen  Thätigkeit  ansehen. 

Versuchung  bringen,  zu  viel  mit  einem  Male  reformiren  zu  wollen.  Davor 
muss  er  sich  aber,  wie  bereits  wiederholt  betont  ist,  sorgfältig  hüten.  Am 
zweckmässigsten  beginnt  man  in  Städten  oder  grosseren  Landgemeinden  mit 
den  für  das  gesundheitliche  Wohl  des  ganzen  Ortes  in  Betracht  kommenden 
klagen,  Einrichtungen  u.  s.  w.  und  schliesst  dann  die  je  nachdem  auf  zwei  oder 
mehrere  Jahre  zu  vertheilenden  Besichtiguns:en  der  einzelnen  Stadt-  u.s.  w.  Theile  an. 

Sollen  die  Ortsbesicfatigungen  nutzbringend  sein,  so  erfordern  sie  zweifel- 
los viel  Zeit  und  Aufmerksamkeit;  sie  werden  sich  deshalb  nur  ausnahmsweise 
(in  ganz  kleinen  Ortschaften)  mit  anderen  Dienstgeschäften  oder  Besich- 
tigungen, z.  B.  von  Schulen  u.  s.  w.  verbinden  lassen.  Desgleichen  darf  man 
bS  Festsetzung  der  Termine  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  erfahrungsgemäss 
die  dabei  mitarbeitenden  Behörden,  Mitglieder  der  Oesundheitskommission 
u.  8.  w.  sehr  leicht  erlahmen  und  das  erforderliche  Interesse  verlieren,  wenn 
man  mehrere  Tage  hinter  einander  Besichtigungen  abhält. 

<)  Schliesst  sich  an  die  Besichtigung  eine  Sitzung  der  Qesundheitskom* 
mission  an,  so  erfolgt  die  Erörterung  der  Maassnahmen  am  besten  in  dieser. 

*)  Die  Verhandlung  muss  darnach  jedes  Mal  an  Ort  und  Stelle  auf- 
genommen und  von  den  Betheiligten  sofort  unterzeichnet  werden;  es  ist  dies 
auch  aus  dem  Grunde  unbedingt  nothwendig,  damit  späterhin  kein  Widerspruch 
dagegen  von  irgend  einer  Seite  erhoben  werden  kann.  Auch  das  zweite 
Exemplar  (Abschrift)  muss  strenggenommen  nach  der  Dienstanweisung  sofort 
angefertigt  werden;  sollte  dies  jedoch  ausnahmsweise  wegen  Mangels  an  Schreib- 
hiffe  —  für  diese  hat  die  Ortspolizeibehörde  zu  sorgen  —  oder  wegen  Mangels 
an  Zeit  nicht  möglich  sein,  so  dürfte  der  nachtraglichen  Fertigstellung  nichts 
entgegenstehen;  die  Richtigkeit  der  Abschrift  ist  aber  zu  beglaubigen. 

^  Dem  Gemeindevorsteher  wird  die  Besichtigungsverhandlung  dann 
auszuhändigen  sein,  wenn  in  dem  betreffenden  Orte  keine  Oesundheitskommission 
besteht  oder  der  Gemeindevorsteher  gleichzeitig  Vorsitzender  der  Oesundheits- 
kommission ist. 

*)  Für  jede  Ortschaft  ist  also  eine  besondere  Akte  anzulegen;  die  diese 
beizufügenden  Besichtigungsverhandiungen  bilden  gleichzeitig  eine  sanitäre 
Orundakte  für  den  betreffenden  Ort,  die  namentlich  zur  schnellen  und  genauen 
Information  eines  etwaigen  Amtsnachfolgers  von  ausserordentlichem  Werth  ist. 

Rapmnnd,  Der  beamtete  Ant  und  irztliche  Sachverständige.    H'  18 
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Er  hat  seine  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten,  dass  in  den 
Ortschaften  und  deren  Umgebung,  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Wohnungen  oder  sonstiger  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen 
bestimmter  Räume  gesundheitswidrige  Zustände  sich  nicht  entwickeln, 
und,  sofern  solche  vorhanden  sind,  für  ihre  Beseitigung  nach  Maass- 
gabe der  bestehenden  Vorschriften  Sorge  zu  tragen. 

Der  Ejreisarzt  wird  in  dieser  Hinsicht  insbesondere  sich  zu  unter^ 
richten  haben  über  den  Verbleib  der  festen  und  flüssigen  Abgänge, 
die  Beschaffenheit  vorhandener  Abzugskanäle,  der  Aborte,  Dünger- 
stätten, und,  sofern  in  dieser  Beziehung  Missstände  bestehen,  auf  die 
Einfuhrung  einer  planmässigen  Beseitigung  der  Schmutzstolfe  aller  Art  im 
Wege  einer  geregelten  Abfuhr  oder  Kanalisation  ($•  75)  hinwirken  müssen. 

In  Betreff  der  Wohnungen  und  der  zum  dauernden  Aufenthalte 
von  Menschen  bestimmten  Räume  wird  er  nach  Möglichkeit  zu  prüfen 
haben,  ob  dieselben  den  gesundheitlichen  Anforderungen  an  Licht 
und  Luft  genügen,  sowie  ob  sie  den  in  dieser  Hinsicht  bestehenden 
baupolizeilichen  Vorschriften  entsprechen.^) 

In  erhöhtem  Maasse  Jiat  er  seine  Fürsorge  nach  dieser  Richtung 
hin  zu  bethätigen,  falls  das  Eindringen  schwerer  Seuchen,  wie  Cholera 
oder  Pest,  droht  oder  in  Folge  von  Ueberschwemmungen  das  Auftreten 
von  Massenerkrankungen  zu  befurchten  steht 

Begutachtung   von   Baupolizeiverordnungen 

und   Ortsbebauungsplänen,    Mitwirkung   bei   der 

Handhabung   der   Baupolizei. 

S«  71-  Der  Kreisarzt  hat  die  Baupolizei  Verordnungen,  deren 
Geltungsbereich  nicht  über  seinen  Amtsbezirk  hinausgeht,  vor  ihrem 
Erlasse  und  die  Ortsbebauungspläne  vor  ihrer  endgiltigen  Festsetzung 
vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zu  begutachten 
und  etwaige  Ausstellungen  zur  Sprache  zu  bringen.  Er  hat  dabei 
insbesondere  auf  die  Höhe  der  Häuser  im  Verhältniss  zu'  der  Strassen- 
breite,  die  Zahl  und  Höhe  der  Stockwerke,  die  Grösse  und  Gestalt 
der  Höfe,  die  Lage  der  Fenster,  die  Wasserversorgung  und  Ent- 
wässerung der  Grundstücke  zu  achten  und  bei  den  Bebauungsplänen 
auf  die  Durchfährung  unterschiedlicher  Vorschriften  für  verschiedene 
Zonen,  die  Anlage  möglichst  vieler  Wohnungsstrassen  und  eine  mög- 
lichste Verhütung  zu  grosser  Wohnungsdichtigkeit  hinzuwirken. 

Auch  hat  er  seinen  Einfluss  dahin  geltend  zu  machen,  dass  bei 
der  Handhabung  der  baupolizeilichen  Vorschriften  die  Interessen  der 
Gesundheitspflege  Berücksichtigung  finden. 

Beaufsichtigung  von  Herbergen,  Schlafstellen, 
Massenquartieren    und   Arbeiterwohnungen. 
S.  72.     Der  Kreisarzt  hat  seine  Aufmerksamkeit   auf  die   gesund- 
heitsgemässe    Beschaffenheit    von    Herbergen,     Schlafstellen,     Massen- 
quartieren   und  Arbeiterwohnungen  hinzulenken,    und   bei   der   Beauf- 

*;  Maassgebend  für  die  Verbesserung^  der  Wohnungsverhältnissc 
ist  besonders  der  Erlass  d.  Min.  für  Handel  u.  Gewerbe,  der  u.  s.  w.  Med.-AngeL, 
des  Innern,  für  Landwirthschaft  u.  s.  w.  vom  19.  März  1901. 
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sichtigung  derselben   den  Ortspolizeibehörden   seinen  sachverständigen 
Rath  zu  Theil  werden  lassen.*) 

Dies  gilt  namentlich  bei  dem  Auftreten  gemeingefährlicher  oder 
sonst  übertragbarer  Krankheiten,  insbesondere  von  Pocken,  Fleck-  und 
Rückfallfieber,  Pest,  Cholera,  Unterleibstyphus,  Ruhr,  Granulöse  (Ver- 
breitung durch  Sachsengänger).  Mangel  an  Luft  und  Licht,  zu  dichte 
Belegung,  mangelhafte  Versorgung  mit  Trinkwasser  und  ungenügende 
Latrinenverhältnisse  sind  an  zuständiger  Stelle  mit  Nachdruck  zur 
Sprache  zu  bringen  (vgl.  auch  die  Erlasse  des  Ministers  des  Innern  vom 
26.  August  1886  und  vom  i.  März  1890,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  z886,  S.  182 
und  1890,  S.  51). 

Gemeinnützige   Bestrebungen   auf  dem    Gebiete 
der   Wohnungshygiene. 

S.  73.  Gemeinnützige  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungshygiene —  Bildung  von  Spar-  und  Bauvereinen,  Gewährung 
von  Darlehen  zum  Bau  billiger  und  gesunder  Wohnungen  seitens 
öffendicher  Anstalten,  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  in  Fabrik- 
gegenden u.  s.  w.  —  hat  der  Kreisarzt  anzuregen  und  thunlichst  zu 
unterstützen. 

Abschnitt  XX.    Wasserversorfung,  Beseitigaiic  der  AMallstoffe» 
SffeotUche  Wasserliuffe. 

Wasserversorgung. 

§.  74.  Die  Beschaffung  ausreichenden  und  hygienisch  einwands- 
freien  Trink-  und  Gebrauchswassers  ist  für  den  öffentlichen  Gesund- 
heitszustand von  grösster  Bedeutung  und  wird  der  besonderen  Fürsorge 
des  Kreisarztes  empfohlen. 

Durch  fortgesetzte  Belehrung  und  Anregung  muss  er  darauf 
hinwirken,  dass  mangelhafte  und  nicht  genügend  gegen  Verun- 
reinigung geschützte  Trinkwasseranlagen  beseitigt  und  an  ihrer  Stelle 
zweckmässige  Einzel-  oder  Zentralanlagen  errichtet  werden. 

Die  bestehenden  Trinkwasserversorgungsanlagen  hat  der  Kreis- 
arzt zu  überwachen;  er  darf  keine  Gelegenheit  vorüber  gehen  lassen, 
um  sich  über  deren  Beschaffenheit  zu  unterrichten.  Dabei  wird  er 
den  Schwerpunkt  weniger  auf  die  chemische  und  bakteriologische 
Untersuchung  von  Wasserproben,  als  auf  die  örtliche  Besichtigung 
zu  legen  und  dahin  zu  streben  haben,  fortlaufend  ein  Bild  von  den 
Trinkwasserverhältnissen  in  den  einzelnen  Ortschaften  seines  Be- 
zirkes zu  erhalten,  um  gegebenen  Falles  die  zur  Beseitigung  von 
gesundheitswidrigen  Verhältnissen  geeigneten  Maassriahmen  vor- 
schlagen zu  können. 

lieber  alle  Projekte  zu  zentralen  Wasserleitungen  hat  sich  der 
Kreisarzt  gutachtlich  zu  äussern  und  hierbei  die  Beschaffenheit  und 
Menge  des  Wassers,  die  Entnahmestellen,  insbesondere  im  Hinblick 


>)  Hält  der  Kreisarzt  eine  Besichtigung  von  Herbergen  u.  s.  w.  für 
erforderlich,  so  kann  er  diese  nicht  aus  eigener  Maditvollkommenheit  vor- 
nehmen, sondern  muas  sich  hierbei  stets  der  Mitwirkung  der  Ortspolizeibehörde 
bedienen. 

IS* 
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aui  die  Möglichkeit  einer  Verseuchung  oder  unzureichenden  Zuführung^ 
die  Einrichtung  der  Wasserbehälter  u.  s.  w,  zu  berücksichtigen.  (Vergl. 
Min.-£rlass  vom  24«  August  1899)^). 

Beseitigung  der  Abfallstoffe. 

§.  75.  Der  Kreisarzt  hat  darauf  zu  achten,  dass  in  den  Ort- 
schaften seines  Bezirkes  die  Beseitigung  der  Abfallstoffe  imd  Ab- 
wässer in  einer  den  Grundsätzen  der  Hygiene  thunlichst  ent- 
sprechenden Weise  geschieht.  Die  Abstellung  von  Mängeln  hat  er 
an  der  zuständigen  Stelle  anzuregen  und  die  Ausführung  von  Ver- 
besserungsmassregeln hiit  Rath  und  That  zu  fördern  und  zu  unter- 
stützen. 

Ueber  jedes  Kanalisationsprojekt  aus  dem  Bezirke  hat  er  sich 
vor  dessen  Weitergabe  an  die  höhere  Instanz  nach  Maassgabe  der  in 
dem  Min.-£rl.  vom  30.  März  1896,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  70,  gegebejien 
Gesichtspunkte  gutachtlich  zu  äussern.*) 

Reinhaltung  der  Wasserläufe. 

§.  76.  Die  Reinhaltimg  der  öffentlichen  Wasserläufe  ist  in  gesund- 
heitlicher Hinsicht  von  der  gleichen  Wichtigkeit,  wie  die  des  Unter- 
grundes. Die  Verunreinigung  der  Wasserläufe  durch  Zuführung 
schmutziger  oder  giftiger  Abwässer  aus  gewerblichen  Anlagen,  aus 
Kanalisationseinrichtungen  u.  s.  w.  muss  durch  aufmerksame  Ueber- 
wachung  verhütet  werden,  eine  Aufgabe,  an  deren  Lösung  der  Kreis- 
arzt nach  Kräften  mitzuwirken  hat,  und  zwar  nicht  nur  in  Folge  einer 
amtlichen  Betheiligung,  sondern  auch  aus  eigenem  Antriebe,  sobald 
Missstände  zu  seiner  Kenntniss  gelangen.")^) 

Abschnitt  XXI.    Verkehr  mit  Nahmngtiiiitteln«  Qenassmltteln  and 
Qebrauchsgegenstlnden. 

Ueberwachung  im  Allgemeinen. 
§  77.  Der  Ejreisarzt  hat  die  für  die  Ueberwachung  des  Ver- 
kehrs mit  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen 
zuständigen  Behörden  zu  unterstützen.  Vornehmlich  hat  er  seine  Auf- 
merksamkeit auf  die  etwaige  Gesundheitsscfaädlichkeit  einzelner 
Nahrungs-  und  Genussmittel  und  Gebrauchsgegenstände  zu  riehten, 
zu  seiner  Kenntniss  gelangenden  Gesundheitsschädigungen  nachzu- 
forschen und  dieselben  zur  Anzeige  zu  bringen.  (Vergl.  Reichsge- 
setze vom  14.  Mai  1879  [R.-G.-Bl.  S.  145],  vom  29.  Juni  1887  [R.-G.-Bl. 
S.  276],  vom  25.  Juni  1887  [Blei-  und  zinkhaltige  Gegenstände,  R.- 
G.-Bl.  S.  273],  vom  5.  Juli  1887  [Verwendung  gesundheitsschädlicher 


*)  Vöigldche  auch  die  Min.-Erl.  vom  15.  Februar  und  25.  September  1Q02. 
Diese  Prüfung,  über  die  ein  Vermerk  auf  den  Projekten  zu  machen  ist,  gehört 
zu  den  unentgeltlichen  Amts^eschäften  des  Kreisarztes;  in  der  Regel  wird  hier 
eine  zuvorige  örtliche  Besicfatigune  erforderlich  sein. 

')  Dasselbe  gilt,  wenn  es  si(£  um  Erweiterungen  einer  bereits  bestehenden 
Kanalisation  handelt;  im  Uebrigen  ist  betreffs  der  Prüfung  das  vorher  in  Anm.  1 
Gesagte  zu  beachten. 

^  Maassgebend  in  Bezug  auf  die  Fürsorge  für  Reinhaltung  der  Ge- 
wässer ist  die  Allg.  Verfügung  vom  20.  Februar  1901. 

*)  Betreffs  Inanspruchnahme  der  Königl.  Versuchs-  und  Prüfungsanstalt 
für  Wasserversorgung  und  Abwässerbeseitigung  in  solchen  Fallen  s.  S.  76  u.  folg. 
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Farben,  R.-G.-Bl.  S.  277],  vom  20.  April  1892  [Verkehr  mit  Wein, 
R.-G.-B1.  S.  597]/)  vom  15.  Juni  1897  [Verkehr  mit  Butter  u.  s,  w,, 
R.-G.-BL  S.  475],  vom  6.  Juli  1898*)  [Verkehr  mit  künstlichen  Süss- 
Stoffen,  R.-G.-Bl.  S.  919],  vom  3.  Juni  1900  [Schlachtvieh-  und  Fleisch- 
beschau, R.-G.-.B1.  S.  547])-') 

Untersuchungsanstalten. 

§«  78.  Der  Kreisarzt  soll  seinen  Einfluss  dahin  geltend  machen, 
dass  regelmässige  Untersuchimgen  von  Nahrungsmitteln,  Genuss- 
mitteln und  Gebrauchsgegenständen  seines  Bezirkes  vorgenommen 
werden.  Befindet  sich  in  dem  Bezirke  eine  öffentliche  üntersuchungs- 
anstalt  für  die  Zwecke  des  Gesundheitswesens,  so  hat  er  dahin  zu 
wirken,  dass  zu  ihrer  Leitung  nur  solche  Chemiker  berufen  werden, 
welche  die  für  Nahrungsmittel-Chemiker  vorgeschriebene  Prüfimg 
bestanden  haben.^)  Er  hat  die  Geschäftsführung  dieser  Anstalten  zu 
beaufsichtigen.^) 

Verkehr  mit  Milch. 

§.  79.  Der  Verkehr  mit  Milch  verlangt  mit  Rücksicht  auf  seine 
Bedeutung  für  die  Ernährung  der  Kinder  eine  scharfe  sanitätspoli- 
zeiliche Beaufsichtigimg,  die  sich  nicht  nur  auf  den  Milchverkauf, 
sondern  auch  auf  die  Milchgewinnung  zu  erstrecken,  und  an  der 
sidi  der  Kreisarzt  in  Gemeinschaft  mit  dem  beamteten  Thierarzte 
zu  betheiligen  hat.  Bei  dieser  Kontrolle  ist  auch  stets  die  Möglichkeit 
der  Verschleppung  ansteckender  Krankheiten  durch  den  Verkehr  mit 
Mildh,  insbesondere  durdh  die  Sammelmolkereien,  in*s  Auge  zu  fassen. 
(Vergl.  Min.-£rl.  vom  27.  Mai  1899  und  vom  29.  Mai  1900). 

Verkehr  mit  Fleisch,  Schlachthäuser, 
Trichinenschauer. 

§.  80,  Die  Ueberwachung  des  Verkehres  mit  Fleisches*),  die  Ein- 
richtung und  der  Betrieb  der  Schlachthäuser  ist,  soweit  die  technische 
Seite  in  Betracht  kommt,  in  erster  Linie  Sache  der  beamteten  Thier- 
arzte; der  Kreisarzt  hat  jedoch  hier  ebenfalls  die  gesundheitspolizei- 
lichen Interessen  wahrzunehmen,  sofern  dies  erforderlich  erscheint 


1)  Ersetzt  durch  das  am  1.  Oktober  1901  in  Kraft  getretene  Gesetz  vom 
24.  Mai  1901  nebst  Ausführungsbestimmungen  vom  2.  Juh  1901. 

■)  Ersetzt  durch  das  am  1.  April  1903  in  Kraft  getretene  Gesetz  vom 
7.  Juli  1902  und  Ausführungsbestimmungen  vom  23.  März  1903. 

«3  Seit  1.  April  1903  in  Kraft  laut  Kaiseriicher  Verordnung  vom  7.  Juli  1902. 
In  Betracht  kommen  ausserdem  die  Ausführungsbestimmungen  vom  30.  Mai 
und  10.  Juli>^  1902,  das  Preussische  Ausführungsgesetz  vom  28.  Juni  1902 
nebst  Ausfühmngsbestimmungen  vom  1.  August,  10.  November  1902  und 
20.  März  1903. 

^)  Maassgebend  für  die  Prüfung  und  Anstellung  der  Nahrungsmittel- 
chemixer  sind  namentlich  der  Bundesrathsbeschluss  vom  22.  Februar  1894,  das 
Schreiben  des  Reichskanzlers  vom  26.  Juni  1897,  wie  dieMin.-Erl.  vom29.Mai  1895, 
2.  Nov.  1897  und  27.  Mai  1899. 

^  Eine  solche  Beaufsichtigung  ist  selbstverständlich  nur  möglich,  wenn 
sich  der  Kreisarzt  durch  eine  B^ichtigung  der  Anstalt  genaue  Kenntniss  über 
ihren  Betrieb  verschafft.  Hierbei  hat  er  auch  Einblick  in  die  über  die  aus- 
geführten Untersuchungen  und  deren  Ergebnisse  zu  führenden  Geschäftsbücher 
zu  nehmen. 

^  Betreffs  der  gesetzlichen  Bestimmungen  siehe  vorher  Anm.  3. 
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Soweit  die  Tiichinenschauer  seiner  Aufsicht  unterstehen,  hat  er 
sie  vor  der  Bestallung  nach  Maassgabe  der  bestehenden  Bestimmungen 
zu  prüfen  und  beim  Bestehen  der  Prüfung  ein  Befähigungszeugniss 
auszustellen. 

Alle  drei  Jahre  hat  er  sie  einer  Nachprüfung  zu  unterwerfen,  auch 
ihre  Geschäftsführung  bei  jeder  sich  darbietenden  Gelegenheit  zu 
kontroUiren  und  in  zweifelhaften  Fällen  sowie  auf  Antrag  der  Orts- 
polizeibehörde eine  Nachrevision  des  von  den  Trichinenschauem  als 
trichinös  bezeichneten  Schweinefleisches  vorzunehmen. 

Die  Nachprüfung  ist  beim  Nichtbestehen  jedes  Vierteljahr  bb 
zur  Erfüllung  der  zu  stellenden  Anforderungen  zu  wiederholen,  er- 
forderlichen Falles  die  Entziehung  der  Bestallung  herbeizuführen. 

Eine  Liste  sämmtlicher  Trichinenschauer  des  Bezirkes  ist  dem 
Kreisarzte  am  Schlüsse  jedes  Jahres  seitens  der  Ortspolizeibehörden 
durdi  Vermittelung  des  Landrathes  einzureichen  und  fortlaufend 
zu  ergänzen.^) 

Beaufsichtigung    der  Mineralwasserfabrikation. 

§.  8i.  Auch  bei  der  Beaufsichtigung  der  Mineralwasserfabrikation 
ist  eine  Betheiligung  des  Ejreisarztes  geboten.  Er  hat  auf  Ersuchen 
der  Ortspolizeibehörde  an  den  von  dieser  vorzunehmenden  Revisionen 
theil  zu  nehmen  imd  hierbei  nicht  nur  auf  die  Beschaffenheit  der 
Fabrikräume,  sondern  auch  darauf  zu  achten,  dass  das  zur  Herstellung 
des  Mineralwassers  benutzte  Wasser  sowohl  hinsichtlich  seiner  Be- 
schaffenheit, als  auch  in  Bezug  auf  seine  Entnahmestelle  den  hygie- 
nischen Anforderungen  entspricht  und  dass  die  bei  der  Fabrikation 
zur  Verwendung  gelangenden  Salze,  chemischen  Präparate  u.  s.  w. 
die  durch  das  Deutsche  Arzneibuch  vorgeschriebene  Reinheit  be- 
sitzen.*) 

Abschnitt  XXII.    Verhfltuog  and  Bekimpfiing  f«meinf«fihrUctaer 
oder  sonst  flbertragbarer  Kranlchelteo.') 

Verhalten  im  Allgemeinen. 

§.  82.  Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Kreisarztes  besteht 
in  der  Verhütung  und  Bekämpfung  der  gemeingefährlichen  oder  sonst 
übertragbaren  Krankheiten.«)    Er   hat   das  Auftreten    und  den  Verlauf 


')  Die  Prüfung  und  Beaufisichtigung  der  Trichinenschauer  ist  durch  die 
Ausffihningsbestimmungen  zum  Fleisdb^chaugesetz  (s.  Anm.  3  auf  S.  277)  jetzt 
den  beamteten  Thierärzten  übertragen;  au(£  die  Nachprüfungen  derselben 
werden  durch  diese  und  nicht  mehr  durch  die  Kreisärzte  vorgenommen. 

')  In  den  meisten  R^.  Bezirken  bestehen  Polizdverordnungen  über  den 
Betrieb  der  Mineralwasserfabriken;  bei  den  Besichtigungen  der  letzteren  hat  der 
Kreisarzt  demzufolge  besonders  die  Beachtung  der  betrtffenden,  für  seinen  Reg.- 
Bez.  geltenden  Bestimmungen  zu  kontroUiren. 

*)  Vergl.  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Bekämpfung  gemdngefähriicfaer 
Krankheiten,  vom  30.  Juni  1900  (R.-Q.-Bl.  S.  301). 

*)  Unter  „gemeingefährlichen"  Krankheiten  sind  die  im  Reichsseucfaen- 
^setz  aufgeführten  Krankheiten  (Lepra,  Cholera  [asiatische],  Fleckfieber,  Qelb- 
neber,  Pest  und  Pocken^  zu  verstehen,  unter  „sonst  übertragbaren"  alle  anderen 
übertragbaren  Krankheiten,  und  zwar  auch  diejenigen,  die  nicht  der  Anzeige- 
Pflicht  unterliegen  und  die  streng  genommen  nicht  zu  den  eigentlich  anstecken- 
den gehören  z.  B.  Tuberkulose,  Fleisch-,  Wurst-,  Fisch-  u.  s.  w.  Vergifhmgen. 
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dieser  Krankheiten  schon  bei  drohender  Ajinähenmg  zu  verfolgen 
und  gegen  ihr  Eindringen  die  geeigneten  Maassnahmen  in  Anregung 
zu  bnngen. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  gesetzlichen  Vorschriften  über 
die  Anzeigepflicht  hat  der  Kreisarzt  die  Bestrafung  der  Verpflichteten 
herbeizuführen. 

Auf  die  ihm  unmittelbar  oder  von  Seiten  der  Ortspolizeibehörden 
zugehenden  Anzeigen  von  dem  Ausbruche  einer  weitere  Volkskreise 
gefährdenden  Krankheit  hat  der  Kreisarzt  unverzüglich  an  Ort  und 
Stelle  die  nothwendigen  Ermittelungen  vorzunehmen.  Diese  Vorschrift 
findet  Anwendung: 

a.  bei  allen  ersten  Erkrankungs-  oder  VerdachtsfäUen  von  Aussatz 
(Lepra),  Cholera  (asiatischer),  Fleckfieber  (Flecktyphus),  Gelb- 
fieber, Pest   (orientalischer  Beulenpest)   und   Pocken    (Blattern);*) 

b.  in  allen  Fällen,  in  denen  eine  übertragbare  Krankheit  gruppen- 
weise oder  sich  häufend  oder  sonst  in  einer  für  das  öffentliche 
Wohl  bedenklichen  Weise  auftritt;*) 

c.  bei  Massenerkrankungen  von  Menschen,  (z.  B.  in  Folge  von 
Vergiftungen,   vergl.   auch   Min.-Erlass   vom   20.   Juni  1893). 

Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle. 

§.  83.  Bei  den  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  hat  der  Kreis- 
arzt die  Art,  den  Stand  und  die  Ursache  der  Krankheit  festzustellen 
(Art  und  Wege  der  Einschleppung  und  Verbreitung,  Uebertragung 
durch  die  Schulen,  örtliche  Missstände  in  Bezug  auf  Wohnungs-  und 
Trinkwasserverhältnisse,  Verseuchung  des  Untergrundes  und  der 
Wasserwege,  Beseitigung  der  Abfallstoffe,  Nahrungsmittelverkehr, 
insbesondere  Verkehr  mit  Milch  u.  s.  w.).  Wegen  Zuziehimg  des 
behandelnden  Arztes  vergl.  §.  23  der  Anw. 

Wo  es  erforderlich  erscheint,  muss  eine  bakteriologische  Unter- 
suchung ausgeführt  oder  veranlasst  werden. 

Wenn  der  Kreisarzt  bei  Cholera-,  Gelbfieber-  und  Pestverdacht 
die  Oeffnung  der  Leiche  zur  Feststellung  der  Krankheit  für  erforderlich 
hält,  ist  die  polizeiliche  Anordnung  der  Leichenöffnung  zu  veran- 
lassen. Im  Uebrigen  ist  die  Oeffnung  der  Leiche  bei  zweifelhaften 
Todesfällen  an  die  Genehnugung  der  Angehörigen  gebunden. 

Nach  Abschluss  der  Ermittelungen  hat  der  Kreisarzt  der 
Ortspolizeibehörde  eine  Erklärung  darüber  abzugeben,  ob  der  Aus- 
bruch der  Krankheit  festgestellt  oder  der  Verdacht  des  Ausbruches 
begründet  ist*) 

^)  Betreffs  des  Wochenbettfiebers  s.  Anm.  1  auf  S.  267. 

*)  Die  Bestimmung,  dass  der  Kreisarzt  auch  in  den  Fällen,  in  denen 
eine  fibertragbare  Krankheit  in  einer  für  das  öffentliche  Wohl  bedenklichen 
Weise  auftritt,  sofort  aus  eigener  Anr^[ung  die  erforderlichen  Ermittelungen 
anstellen  kann,  giebt  ihm  die  Ermächtigung,  auch  bei  den  ersten  Fällen  einer 
anderen  als  den  in  8  82,  Abs.  3  unter  a  genannten  Krankheiten  derartige  Er- 
mittelungen vorzunehmen,  z.  B.  wenn  diese  in  Gasthöfen,  Herbergen,  Arodter- 
kasemen,  Molkereien  u.  s.  w.  auftreten,  wo  ihre  schnelle  und  grössere  Weiter- 
verbreitung nach  Lage  der  Verhältnisse  befürchtet  werden  muss. 

*)  Der  Kreisarzt  hat  hierbei  auch  gleichzeitig  die  erforderlichen  Schutz- 
maassiWeln  in  Vorschlag  zu  bringen.  Inwieweit  er  berechtigt  ist,  diese  selbst 
anzuorcmen,  dazu  vergl.  §  8  des  Kreisarztgesetzes  (S.  132)  und  §  35  der  Dienst- 
anweisung, s.  S.  238  und  Anm.  1  daselbst 
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Ob  nach  der  Feststellung  der  Krankheit  noch  erneute  Ermittelun* 
gen  anzustellen  sind,  ist  von  der  Entwickelung  und  dem  Verlaufe 
der  Seudhe,  sowie  von  dem  pflichtgemässen  Ermessen  des  Kreis- 
arztes abhängig.^) 

Auf  die  Mitwirkung  der  Gesundheitskommissionen  ist  bei  der 
Verhütung  und  Bekämpfung  der  gemeingefährlichen  oder  sonst  über- 
tragbaren Krankheiten  in  geeigneter  Weise  Bedacht  zu  nehmen  (vergl. 
§  II,  Nr.  I  d.  G.y) 

Schutzmaassregeln.*) 
§•  84.    Als  Schutzmaassregeln  kommen  in  Betracht: 

a.  die  Beobachtung  kranker  und  krankheits-  oder  ansteckungsver- 
dächtiger Personen.  Eine  Beschränkung  in  der  Wahl  des  Aufent- 
halts oder  der  Arbeitsstätte  ist  zu  diesem  Zwecke  nur  bei  Personen 
zulässig,  welche  obdachlos  oder  ohne  festen  Wohnsitz  sind  oder 
beruf s-  oder  gewohnheitsmässig  umherziehen; 

b.  die  Absonderung  der  unter  litt,  a  Satz  i  bezeichneten  Personen, 
nöthigenfalls  die  Ueberführung  derselben  in  ein  geeignetes  Kran- 
kenhaus oder  in  einen  anderen  geeigneten  Unterkunftsraum; 

c.  die  Kenntlichmachimg  oder  Absperrung  solcher  Wohnungen  und 
Häuser,  in  welchen  erkrankte  Personen  sich  befinden; 

d.  die  Räumung  von  Wohnungen  und  Gebäuden,  in  denen  Er- 
krankungen vorgekommen  sind; 

e.  Sorge  für  die  nöthige  ärztliche  Hülfe  und  Krankenpflege; 

f.  Beobachtung  der  Vorschriften  zur  Verhütung  der  Weiterver- 
breitung übertragbarer  Krankheiten  durch  die  Schulen,  Kinder- 
gärten u.  s.  w.  (vergl.  §.  96  d.  Anw.); 

g.  Untersagung  oder  Beschränkung  der  Benutzung  gewisser  der 
Weiterverbreitung  einzelner  Krankheiten  förderlichen  Anlagen 
und  Einrichtungen  (Brunnen,  Wasserleitungen,  Teiche,  dem 
öffentlichen  Gebrauch  dienende  Bade-,  Schwimm-,  Wasch-  und 
Bedürfnissanstalten  pp.),  sowie  fortlaufende  Beaufsichtigung  der- 
selben ; 

h.  verschärfte  Ueberwachung  der  öffentlichen  Reinlichkeit,  Rein- 
haltung der  Strassen,  Rinnsteine,  Hofräume,  Desinfektion  der 
Aborte  und  Düngerstätten,  Beaufsichtigung  der  Herbergen»  Logir- 
wirthschaften,  Massenquartiere  u.  s.  w.; 

i.  Desinfektion  von  Gegenständen  und  Räumlichkeiten,  von  denen 
anzimehmen  ist,  dass  sie  mit  dem  Krankheitsstoffe  behaftet  sind. 


^)  Es  bedarf  dazu  also  nicht  eist  einer  Requisition  durch  den  Landrath. 
In  dieser  Bestimmung  liegt  auch  die  Ermächtigung,  die  Durchführung  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Maassregein  seitens  der  Ortspolizeibehörde  zu  kontrolliren 
(s.  auch  S  14  der  Dienstanweisui^  S.  165  und  166). 

*)  vergl.  auch  Anm.  2  auf  S.  271  und  272.  Die  Mitwirkung  der 
Oesundheitskommissionen  empfiehlt  sich  in  solchen  Fällen  namentlich 
darum,  weil  die  von  dem  Kreisarzt  im  gesundheitlichen  Interesse  gemachten 
Vorschläge  beim  Bestehen  ansteckender  Krankheiten  erfahrungsgemäss  auf  frucht- 
bareren Soden  fallen  als  in  epidemiefreien  Zeiten  Der  Kreisarzt  hat  aber  stets 
sorgfältig  darauf  zu  achten,  dass  weder  durch  ihn  selbst,  noch  durch  die  ihn 
breitenden  Mitglieder  der  Oesundheitskommission  u.  s.  w.  eine  Verschleppung 
der  Krankheit  stattfindet. 

•)  Vgl.  §§.  1 1 —28  des  Reichsgesetzes,  betr.  die  Bekämpfung  gemeingef.  Seuchen 
u.  s.  w.  vom  30.  Juni  1900. 
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Bereitstellung   von  Desinfektionsapparaten    und    Desinfektions- 
mitteln, Ausbildung  und  Bestellung  von  Desinfektoren; 

k.  verschärfte  Ueberwachung  des  Verkehres  mit  Nahrungs-  und 
Genussmitteln  (Milch,  Eis  u.  s.  w.); 

I.  Maassregeln  zur  Vertilgung  und  Femhaltimg  von  Ratten,  Mäusen 
und  anderem  Ungeziefer; 

m.  Meldepflicht  für  zur  eisende  Personen,  welche  sich  vor  ihrer  An- 
kunft in  verseuchten  Ortschaften  oder  Bezirken  aufgehalten 
haben; 

n.  Warnung  und  Belehrung  der  Bevölkerung  durch  gemeinver- 
ständliche Bekanntmachungen  über  die  Natur  und  Art  der  Weiter- 
verbreitung der  Krankheit,  sowie  über  Schutzvorschriften  gegen 
die  Ansteckung; 

o.  Untersagimg  oder  Beschränkung  der  Abhaltung  von  Messen, 
Märkten,  Prozessionen,  und  anderen  Veranstaltungen,  welche 
eine  Ansammlung  grösserer  Menschenmassen  mit  sich  bringen; 

p.  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebes  und  des  Waarenver- 
kehres ; 

q.  gesundheitspolizeiliche  Ueberwachung  und  Beschränkung  des 
Grenz-,  See-,  Binnenschiff fahrts-  und  Flösserei- Verkehres; 

r.  Vorsichtsmaassregln  in  Bezug   auf  die  Aufbewahrung,  Einsargung, 
Beförderung   und   Bestattung    der   Leichen,    Beschaffung    von 
Leichenhallen,   Schliessung  des    Sarges    vor  der    Leichenfeier, 
Verbot  von  Leichenschmäusen . 
Welche    von    diesen    Schutzmaassregeln   im    Einzelfalle   in   An- 
wendung zu  bringen  sind,  richtet  sich  nach  der  Art  der  Krankheit, 
den  örtlichen  Verhältnissen  und  den  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Berichterstattung. 

§.  85.  An  jedem  Montag  hat  der  Kreisarzt  dem  Regierungs- 
präsidenten eine  Nadhweisimg  über  alle  während  der  vorhergehenden 
Woche  in  seinem  Bezirke  angemeldeten  Erkrankungs-  und  Sterbefälle 
an  anzeigepflichtigen  übertragbaren  Krankheiten  nach  Formular  VIII 
(vergl.  Anhang)  einzureichen.*) 

Ausserdem  ist,  abgesehen  von  der  beim  Auftreten  einzelner  Krank- 
heiten, wie  Cholera,  Pocken,  besonders  vorgeschriebenen  Bericht- 
erstattung, im  Falle  der  epidemischen  Ausbreitung  einer  Seuche  imter 
Darlegung  des  zeitigen  Standes  der  Sache  und  der  getroffenen 
Maassnahmen  an  den  Regierungspräsidenten  ausfuhrlich  zu  berichten.*) 

*)  In  den  Regierungsbezirken,  in  denen  eine  Anzeige  bd  Todesfällen 
in  Folge  ansteckender  Krankheiten  nicht  allgemein  durdi  Polizeiverordnung 
vorges(mrieben  ist,  hat  der  Kreisarzt  daffir  zu  sorgen,  dass  die  Ortspolizei- 
behörde sich  über  den  Ausgang  derartiger  Erkrankungen  stets  infomiirt  und 
ihm  entsprechende  Mittheilung  macht.  Erhält  der  Kreisarzt  von  einem  solchen 
Todesfall  Nachricht,  ohne  dass  vorher  die  Erkrankung  angemeldet  war,  so  ist 
dieser  Fall  in  der  Meldekarte  gleichzeitig  als  Erkrankung  mit  aufzuführen,  ebenso 
sind  alle  von  ihm  bei  den  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  festgestellten  und 
vorher  nicht  angemeldeten  Erkrankungsfälle  nachträglich  zu  melden. 

*)  Der  Kreisarzt  hat  also  nur  bei  dem  ersten  (auch  verdächtigen)  Er- 
krankungsfall von  Cholera,  Lepra,  Pocken,  Fleckfieber,  Pest  und  bei  epidemischem 
Auftreten  einer  anderen  Seuche  oder  bei  Massenerkrankungen  von  Menschen 
durch  die  Hand  des  Landraths  an  den  Regierungspräsidenten  zu  berichten, 
und  dieser  wiederum  an  den  Minister  (Erl  vom  16. 11. 1902  und  22.  Januar  1903) 
in  allen  anderen  Fällen  hat  er  dem  Landrath  das  Ergebniss  der  von  ihm  an 
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Abschnitt  XXIII.    SchaUpoctenlmpfosc-') 

Anstellung  der  Impfärzte,  Abgrenzung 
4Ler   Impfbezirke. 

§.  86.  Der  Kreisarzt  hat  sich  auf  Erfordern")  über  die  Beßihigung 
der  anzustellenden  Impfärzte,  sowie  über  die  Abgrenzung  der  Impf- 
bezirke gutachtlich  zu  äussern. 

Beaufsichtigung  des  IuLp^eschäf tes. 

§.  87«  l>as  Tm|t^iMu4>sfr  jMteriiegt  der  tedinischen  Beaufeichtigung 
dmdi  den  "Kreisarzt,  soweit  es  nicht,  weil  er  selbst  Impfarzt 
ist,  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Regierungs-  und  Medizinalrathes 
untersteht") 

Der  Landrath  hat  die  Impfpläne,  sowie  eine  etwaige  Abänderung 
und  Unterbrechung  des  Impfgeschäftes  dem  Kreisarzte  rechtzeitig 
mitzutlieilen. 

Der  Kreisarzt  ist  insbesondere  gehalten,  öffentlichen,  sowie  auch 
nadi  Bedürfniss  öffentlich  ausgeschriebenen  privatärztlichen  Impf- 
und  Nachschauterminen  beizuwohnen  und  hierbei  auf  die  Impftechnik, 
den  Impferfolg,  die  Listenführung,  die  Beschaffenheit  der  benutzten 
Räumlichkeiten,  die  Zahl  der  Impflinge,  die  Reinheit  und  Wirksamkeit 
der  Lymphe  und  die  hierüber  von  dem  Impfarzte  gemachten  Auf- 
zeichnungen zu  achten.  Es  ist  darauf  zu  halten,  dass  die  Impfärzte 
zur  Erleichterung  der  Revision  zu  den  Impfterminen  das  von  ihnen 
über  den  Bezug  der  Lymphe  zu  führende  Buch  mitbringen. 

Audh  hat  der  Kreisarzt  auf  den  Handel  mit  Lymphe  sein  Augen- 
merk zu  richten  und  die  Befolgung  der  hierüber  erlassenen  Vor- 
schriften zu  überwachen. 

Impfschädigungen. 

§.  88.  Gelangen  Mittheilungen  über  Impfschädiguhgen  zur  Kennt- 
niss  des  Kreisarztes,  so  hat  er  alsbald  alle  zur  Aufklärung  des  Sach- 
verhaltes gebotenen  oder  zweckdienlich  erscheinenden  Maassnahmen 
in  die  Wege  zu  leiten  (vergl.  Erlass  vom  22.  Mai  1895)  ^^^  geeigneten 
Falles   durch  persönliche   Ermittelungen  möglichst   zu  unterstützen. 

Ort  und  Stelle  angestellten  Ermitteluneen  mltzutheilen  und  hierbei  gleich- 
zeitig die  von  ihm  als  nothwendig  behindenen  sanitätspolizeilichen  Maas^cgebi 
vorzuschlagen.  Es  erübrigt  sich  also,  bei  jedem  Ausbruch  von  ansteckenden 
Krankheiten,  auch  wenn  der  Kreisarzt  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  vorge- 
nommen hat,  dieserhalb  an  den  Reg.-Präsidenten  zu  berichten,  falls  dies  nicht  in 
einzelnen  Regierungsbezirken  bei  bestimmten  Krankheiten  ausdrucklich  vorge- 
schrieben ist.  Der  Kreisarzt  soll  eben  eine  gewisse  Sdbstständigkeit  haben,  mit 
eigner  Verantwortlichkeit  thätie  sein  und  nioit  darauf  warten,  was  die  Aufsichts- 
behörde etwa  anordnen  oder  mr  gut  befinden  könnte. 

Für  die  geeenseitige  Benachrichtigung  zwischen  Zivil-  und 
Militärbehörden  beim  Ausbrudi  ansteckender  Krankheiten  ist  die  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  22.  Juli  1902  maassgebend.  Die  Benach- 
richtigung liegt  jedoch  nicht  den  Kreisärzten,  sondern  den  Ortspolizeibehörden 
ob  (Min.-Eri.  vom  31.  Dezember  1902). 

^)  Vgl.  das  Reichsimpfgesetz  vom  8.  April  1874  (R.-G.-B1.  S.  31),  das  Preuss. 
Gesetz,  beü-.  die  Ausführung  des  Reichsimpfgesetzes  vom  12.  April  1875  (Q.-S. 
S.  191)  und  den  Min.-Erl.  vom  28.  Februar  1900. 

*)  „Auf  Erfordern'';  der  Kreisarzt  braucht  also  nicht  in  jedem  Falle  gehört 
zu  werden.  In  einzelnen  Regierungsbezirken  ist  allerdings  durch  besondere 
Bestimmung  die  zuvorige  Anhörung  des  Kreisarztes  vorgeschrieben. 

*^  Nach  dem  Min.-Erl.  vom  25.  Juli  1902  kann  dem  Kreisarzt  die  Be- 
auf  sicn  tigung  der  Impfärzte  seines  Kreises  auch  dann  übertragen  werden,  wenn 
er  fQr  einen  Thdi  des  Kreises  als  Impfarzt  angestellt  ist. 
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Die  Oimpolizeibehörden  sind  verpflichtet,  die  ihnen  zugehenden  Nach- 
richten über  l^ipfschädigungen  unverzüglich  dem  Kreisarzte  mitzu- 
theilen.  Ergiebt  sicli  4se  Unrichtigkeit  verbreiteter  Nacfariditen  über 
Impfschädigungen,  so  hat  ftor  Kreisarzt  es  als  seine  Pflicht  stnuk- 
sehen,  erforderlichen  Falles  eine  ofIPeittliche  Richtigstellung  zu  ver- 
anlassen, um  irrthümliche  Auffassungen  in  Asr  itarälkerimg  zu  be- 
seitigen.*) 

Impfbericht. 

§.  89.  Aus  den  Berichten  der  Impfärzte  und  den  Impflisten  hat 
der  Kreisarzt  einen  Hauptimpfbericht  nach  Vorschrift  des  Min.-Erl. 
vom  26.  Juli  1883  zusammenzustellen  und  dem  Regierungspräsidenten 
bis  zum  I.  März  des  folgenden  Jahres  einzureichen. 

Abschnitt  XXIV.    U«b«rwachiiaK  d«r  Prostitution. 

§.  90.  Zur  Verhütung  der  Verbreitung  ansteckender  Geschlechts- 
krankheiten bilden  strenge  Kontrolle  der  gewerbsmässigen  Unzucht, 
regelmässige  Untersuchung  der  unter  sittenpolizeilicher  Aufsicht 
stdienden  Weibspersonen  und  sofortige  Unterbringung  der  krank 
Befundenen  in  eine  Krankenanstalt,  wichtige  und  wirksame  Maass- 
regeln, auf  deren  Beachtung  der  Kreisarzt  immer  wieder  von  Neuem 
hinzuweisen  hat.  Bei  der  Durchführung  der  sittenpolizeilichen  Ueber- 
wachung  der  Dirnen  hat  er  die  Polizeibehörden  nach  Kräften  zu  unter- 
stützen. Der  Untersuchung  durch  den  Sittenarzt  hat  er  auf  Erfordern 
und  unaufgefordert  wenigstens  ein  Mal  im  Jahre  beizuwohnen;  er 
hat  sich  bei  dieser  Gelegenheit  von  der  vorschriftsmässigen  Aus- 
führung der  ärztlichen  Untersuchung,  der  ordnungsmässigen  Be- 
schaffenheit der  Instrumente  u.  s.  w.  zu  überzeugen  (vergl.  Min.-Erl. 
vom  13.  Mai  i898).*) 

Abschaitt  XXV.    Q^w^rbehyglMe.') 

Mitwirkung   bei   der   Konzessionirung 
gewerblicher    Anlagen. 

§.  91.  Der  Kreisarzt  hat  alle  ihm  seitens  der  zuständigen  Behörden 
mitzutheilenden  Vorlagen  über  die  Genehmigung  zur  Errichtung,  Ver- 
legung oder  Veränderung  von  gewerblichen,  nach  den  §§.  i6  und  25 
der  Reichsgewerbeordnung  konzessionspflichtigen  Anlagen  einer  sorg- 
faltigen Prüfung  und  Begutachtung  zu  unterziehen.  Aufgabe  dieser 
Prüfung  ist  es,  rechtzeitig  diejenigen  Mängel  und  Fehler  in  gesund- 
heitlicher Hinsicht  festzustellen,  die  in  der  Folge  zu  sanitären  Be- 
lästigungen, Missständen  und  Schädigungen  für  die  Arbeiter,  An- 
wohner und  die  Bevölkerung  übeiiiaupt  führen  können  und  deren 
spätere  Beseitigung  meistens  mit  Schwierigkeiten  und  kostspieligen 
Aufwendungen  verknüpft  ist. 

Die  Prüfung  hat  unter  Beachtung  der  hierüber  erlassenen  Vor- 


^)  Bei  Impfschädigungen  ist  auch  sofort  an  den  Regierungspräsidenten 
zu  berichten  (Min.-Erl.  vom  22.  5.  1895). 

>)  Ist  der  Kreisarzt  selbst  Sittenarzt,  so  wird  seine  Thätigkeit  durch  den 
Reg.-  und  Medizinalrath  kontroUirt  (Min.-Erl.  vom  22.  August  1900). 

*)  Vgl.  die  Anweisung  zur  Ausführung  der  Gewerbeordnung,  Tit  I,  II, 
IV,  V.  vom  9.  August  1899,  sowie  Min.-Erlass  vom  20.  Dezember  1899  (Min.-BI. 
f.  d.  L  Verw.  18*,  S.  127  und  1900,  S.  85). 
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Schriften  zu  erfolgen  und  ist  nach  Möglichkeit  zu  beschleunigen;  die 
erfolgte  Prüfung  ist  auf  den  Vorlagen  zu  bescheinigen. ») «) 

Wird  bei  der  Veränderung  bestehender  Anlagen  der  Antrag  ge- 
stellt, von  der  öffentlidhen  Bekanntmachung  Abstand  zu  nehmen, 
so  hat  sich  der  Kreisarzt  über  die  Zulässigkeit  zu  äussern.  Er  wird  ^n 
der  Regel  den  Antrag  befürworten,  wenn  es  sich  um  eine  unzweifel* 
hafte  Verbesserung  handelt,  oder  die  Unschädlichkeit  der  beabsichtig- 
ten Veränderung  klar  zu  Tage  liegt.  Eine  Befürwortung  ist  auch  dann 
zulässig,  wenn  neue  oder  grössere  Nachtheile,  Gefahren  oder  Be- 
lästigungen, als  mit  der  vorhandenen  Anlage  verbunden  sind, 
durch  die  beabsichtigte  Veränderung  nicht  herbeigeführt  werden 
können. 

Mitwirkung  bei  der  Gewerbeaufsicht. 

§.  92.  Der  Kreisarzt  muss  auch  den  bestehenden  Gewerbebetrie- 
ben seines  Bezirkes,  welche  die  öffentliche  Gesundheit  oder  die  der 
beschäftigten  Arbeiter  zu  schädigen  geeignet  sind,  oder  welche  durch 
ihre  festen  und  flüssigen  Abgänge  eine  Verunreinigung  der  öffent- 
lichen Wasserläufe  und  des  Untergrundes  befürchten  lassen,  seine 
Aufmerksamkeit  zuwenden  und  auf  die  Beseitigung  voilhandener  ge- 
sundheitlicher Schädlichkeiten  und  Belästiguiigen  hinwirken. 

Er  hat  sich  mit  den  zuständigen  Behörden  und  Beamten,  nament- 
lich den  Gewerbeinspektoren,  in  Verbindung  zu  setzen  (vergl.  §.  i8 
d.  Anw.),*)  mit  diesen  gemeinschaftlich  nach  Bedürfniss  die  Anlagen, 
insbesondere  solche,  deren  Betrieb  vorzugsweise  Gesundheitsschädi- 
gungen im  Gefolge  hat  (z.  B.  Phosphor-Zündwaaren-,  Spiegel-,  Blei- 
farben-, Akkumulatoren-,  Glühlampen-  und  chemische  Fabriken),  zu 
besichtigen  und  darauf  zu  achten,  dass  den  hygienischen  Anforderun- 
gen überall  gebührende  Rechnung  getragen  wird.*) 


^)  Siehe  die  vom  Minister  für  Handel  u.  Gewerbe  erlassene  und  im  Jahre  1900 
neu  herausgegebene  (Verlag  von  C  Heymann-Berlin)  „technische  Anleitung 
zur  Wahmdimung  der  den  Krds-  (Stadt-)  Ausschössen  u.  s.  w.  hinsichtlich  der 
Genehmigung  gewerblicher  Anlagen  übertragenen  Zuständigkeiten". 

*)  Für  diese  Prüfung,  über  deren  Ausführung  ein  Vermerk  auf  den  Vor- 
higen  zu  machen  ist,  hat  der  Kreisarzt  keinen  Anspruch  auf  Gebühren  ^in.-Erl. 
vom  13.  Aug.  1902).  Hält  er  dazu  eine  Besichtigung  an  Ort  und  Stelle  für 
erforderlich,  so  kann  er  diese  nicht  ohne  besonderen  Auftrag  vornehmen,  son- 
dern muss  sich  erst  einen  solchen  von  der  Behörde,  die  ihm  die  Vorlagen  zu- 
geschickt hat,  ertheilen  hissen. 

')  Ueber  das  Verhältniss  der  Kreisärzte  zu  den  Gewerbeinspektoren, 
s.  den  Min.-Erl.  vom  24.  Juli  1901,  S.  168,  Anm.  2. 

^)  Betreffs  desZutrittsrechts  der  Kreisärzte  zu  gewerblichen  Anlagen  u.  s.w. 
s.  S.  241,  Anm.  1.  Der  Kreisarzt  hat  danach  an  sich  kein  Recht,  zum  Zwecke 
der  Aufsicht  oder  der  blossen  Information  gewerbliche  Anlagen  zu  besichtigen, 
wohl  aber  in  allen  FälleUp  in  denen  er  die  öffentliche  Gesundheit  durdi  diese 
für  gefährdet  hält,  und  zwar  entweder  unter  Zuziehung  der  Ortspolizei  oder 
des  Qewerbeinspektors  oder  auch  selbstständig,  falls  es  sich  um  Ermittelungen 
bei  ansteckenden  Krankheiten  handelt.  Deshalb  spricht  auch  §  92  ausdrücklich 
nicht  von  einer  Beaufsichtigung  der  gewerblichen  Anlagen  durch  den  Kreisarzt, 
sondern  nur  von  einer  Mitwirkung  desselben  bei  der  Gewerbeaufsicht;  diese 
verbleibt  nach  wie  vor  den  Qewerbeaufsichtsbeamten  und  den  Ortspolizei- 
behörden. Der  Kreisarzt  soll  aber  für  beide  nicht  nur  als  technischer  beirath 
fungiren,  sondern  dabei  auch  auf  etwa  zu  seiner  Kenntniss  kommende  hygienische 
Missstände  aufmerksam  machen,  um  ihre  Beseitigung  unter  seiner  Mitwirkung  zu 
veranlassen. 
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Auch  die  mit  einzelnen  Zweigen  der  Hausindustrie  verbundenen 
gesundheitlichen  Schädlichkeiten  soll  der  Kreisarzt  beachten  und  ent- 
sprechende Abhilfemaassnahmen  anregen. 

Gesundheitliche    Beaufsichtigung 
staatlicher    Betriebe. 

§.  93.  Der  Kreisarzt  hat  die  in  seinem  Bezirke  gelegenen,  unter 
die  Vorschriften  des  Reichs-Gewerbe-Ordnung  oder  des  Allgemeinen 
Berggesetzes  fallenden  Staatsbetriebe  in  gleicher  Weise  wie  die  pri- 
vaten Betriebe  gesimdheitlich  zu  beaufsichtigen  (vergl.  §.21  d.  Anw.). 

Auf  die  hierbei  etwa  vorgefundenen  Mängel  hat  er  den  Leiter 
des  Betriebes  aufmerksam  zu  machen  und  mit  ihm  die  zu  deren  Ab- 
stellung geeigneten  Maassnahmen  zu  besprechen. 

Wird  auf  diesem  Wege  eine  Abstellung  der  vorgefundenen  Mängel 
nicht  erzielt,  so  hat  der  Kreisarzt  eine  Anzeige  über  die  Sachlage 
an  die  dem  Betriebe  vorgesetzte  Dienstbehörde  zu  erstatten  und 
Abschrift  davon  dem  Regierungspräsidenten  oder,  sofern  es  sich  um 
Betriebe  handelt,  welche  der  Aufsicht  der  Oberbergämter  unterstellt 
sind,  dem  zuständigen  Oberbergamte  einzureichen.*} 

AbschnUt  XXVL   Schulhygl^s«. 

Gesundheitliche  Beaufsichtigung  der  Schulen. 
§.  94.  Alle  der  Aufsicht  der  Regierungen  unterstehenden  öffent- 
lichen und  privaten  Schulen  (Volks-,  Mittel-,  höhere  Mädchenschulen, 
Fortbildungs-  und  Fachschulen  u.  s.  w.)  unterliegen  in  gesundheit- 
licher Beziehung  der  Ueberwachung  durch  den  Kreisarzt*)») 

Derselbe  hat  innerhalb  eines  in  der  Regel  5  jährigen  Zeitraumes 
jede  Schide  seines  Bezirkes,  abwechselnd  im  Sommer  und  im  Winter, 
in  Bezug  auf  ihre  Baulichkeiten  und  Einrichtungen  (Lage,  Grösse  der 
Zimmer  unter  Berücksichtigung  der  Schülerzahl,  bauliche  Beschaffen- 
heit, Luftemeuerung,  Heizung,  Temperatur,  Beleuchtung,  Reinlich- 
keit, Beschaffenheit  und  Aufstellung  der  Schulbänke,  Lage  und  Ein- 
richtung der  Aborte,  Trinkwasserversorgung,  Spiel-,  Turnplätze 
u.  s.  w.),  sowie  in  Bezug  auf  den  Gesundheitszustand  der  Schüler  (Ge- 
sichtsfarbe, Haltung,  Reinlichkeit,  chronische  und  akute  Krankheiten 
und  Schwächezustände)  unter  Zuziehung  des  Schulvorstandes*)  oder 
des  Leiters  der  Schule,  sowie  des  Schularztes')  einer  Besichtigung  zn 
unterziehen.  Die  Besichtigung  ist,  falls  sie  nicht  gelegentlich  sonstiger 
Dienstgeschäfte  erfolg^,  mit  den  allgemeinen  Ortsbesichtigungen  (vgl. 


0  Siehe  Erlass  des  Handelsministers  vom  29.  August  1901,  Anm.  3  auf 
S.  169. 

■)  Die  den  Provinzialschulkollegien  unterstellten  höheren  Schulen, 
Seminare  u.  s.  w.  unterliegen  somit  nicht  der  Ueberwachung  durch  den  Kreis- 
arzt (s.  auch  Abs.  7  des  §.  94). 

^  Durch  Erlass  vom  18.  Dezember  1901  sind  die  Unterrichtsbehörden 
auf  die  Bestimmungen  des  Abschnitts  XXVI  hingewiesen  mit  dem  Ereuchen, 
der  Frage  der  Schulhygiene  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

"  In  den  Städten  „Schuldeputation". 

Ueber  die  Bestellung  von  Schulärzten  s.  Min.-Erl.  vom  18.  Mai  1898 


? 
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§  69  d.  Anw.)  zu  verbinden.^)  Der  Landrath  und  der  Kreisschul- 
inspektor"), bei  Fortbildungs-  und  Fachschulen  der  Vorsitzende  des 
Schulvorstandes,  sind  rechtzeitig  vorher  zu  benachrichtigen. 

Ueber  die  Besichtigung  ist  nach  Formular  IX  (vergl.  Anhang) 
eine  Verhandlung  aufzunehmen,  •)  welche  der  Regierung  durch  Ver- 
mittelung  des  Landrathes  (§  12  d.  Anw.)  und,  sofern  es  sich  nicht 
um  Fortbildungs-  und  Fachschulen  handelt,  auch  des  Kreisschul- 
inspektors  einzureichen  ist.  Vorschläge  zur  Beseitigung  etwaiger  Miss- 
stände sind  in  dem  Begleitberichte  anzugeben.  (Vergl.  auch  §.  38, 
Absatz  I  d.  Anw.). 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auch  auf  Kleinkinder- 
schulen und  -Bewahranstalten,  Kindergärten  u.  s.  w.  sinngemässe 
Anwendung. 

Ausser  bei  diesen  periodischen  Revisionen  soll  der  Kreisarzt 
audh  bei  anderen  Gelegenheiten  die  Schulen  des  Bezirks  besuchen, 
sidi  die  Beseitigung  von  Mängeln  angelegen  sein  lassen,  auch  die 
Ldirer  für  seine  Bestrebungen  zu  interessdren  und  das  Verständniss 
derselben  hierfür  durch  Belehrungen  anzuregen  suchen.  Namentlich 
werden  auch  die  Kreiskonferenzen  der  Lehrer  in  geeigneten  Fällen 
dem  Kreisarzte  zur  Erörterung  hygienischer  Schulfragen  eine  passende 
Gelegenheit  darbieten. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  i  findet  aucb  Anwendung  auf  die  den 
Bergbehörden  unterstehenden  Bergschulen  nach  Maassgabe  der  auf 
Grund  des  §.  21  der  Anweisung  ergehenden  Bestinmiungen. 

Die  den  ProvinzialschulkoUegien  unterstellten  höheren  Lehr- 
anstalten (Gymnasien,  Realgymnasien  u.  s.  w.)  sind  nur  auf  Grund 
besonderen  Auftrages  einer  Besichtigung  zu  unterziehen. 

Prüfung  von  Schulbauvorlagen. 

§.  95.  Bei  Neubauten  oder  grösseren  Umbauten  der  in  dem  §.  94, 
Abs.  I  bezeichneten  Schulen  sind  dem  Kreisarzte  die  Baupläne  nebst 
Beschreibung  zur  hygienischen  Prüfung  vorzulegen.*) 

Schulschliessungen. 

§.  96.  Der  Kreisarzt  hat  darüber  zu  wachen,  dass  die  Vor- 
schriften, welche  zur  Verhütung  der  Uebertragung  ansteckender 
Krankheiten  durcb  die  Schüler  erlassen  sind,  genaue  Beachtung 
finden  (vergl.  auch  §.  14  des  Regulativs  vom  8.  August  1835,  G.-S. 
S.  240,  §.  16  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Bekämpfung  gemein- 


^)  Die  Besichtigung  hat  abwechselnd  im  Sommer  und  Winter  sowie 
während  der  Unterrichtszeit  zu  erfolgen,  da  sonst  eine  Reihe  von  Dingen 
(Ueberfüllung,  Gesundheitszustand  der  Schüler  u.  s.  w.)  gar  nicht  beantwortet 
werden  kann.  Schul-Besiditi^ngen  mit  den  allgemeinen  Ortsbesichtigungen 
zu  verbinden,  wird  nur  in  kleinen  Ortschaften  m(^lich  sein  (s.  Anm.  3,  Abs.  2 
auf  S.  272). 

?Auch  der  Ortsschulinspektor  wird  zu  benachrichtigen  sein. 
In  der  Verhandlung  ist  auf  die  verschiedenen  Missstände  durch  Striche 
am  Rande  hinzuweisen. 

*)  Für  den  Bau  von  Volksschulen  sind  namentlich  die  Min.-Erlasse  vom 
15.  November  1895  und  20.  Dezember  1902  maassgebend.  Betreffs  der  Prüfung 
der  Baupläne  u.  s.  w.  gelten  die  gleichen  Bestimmungen  wie  bei  denjenigen 
von  gewerblichen  Anlagen  u.  s.  w.  (s.  Anm.  2  auf  S.  284.) 
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gefahrlicher  Krankheiten  vom  30.  Juni  1900^  Min.-Erlass  vom  14.  Juni 
1884,  Mm.-Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  198,  und  vom  20.  Mai  1898,  Zent.-Bl. 
f,  d.  ges.  Unterr.-Vcrw.,  1899,  S,  372).*) 

Ohne  Mitwirkung  des  Kreisarztes  darf,  abgesehen  von  dringenden 
Ausnahmefällen,  eine  Schule  oder  Schulklasse  aus  gesundbeitspoli* 
zeilidhen  Gründen  weder  geschlossen,  noch  wieder  eröffnet  werden. 
Er  hat,  sofern  es  sich  um  die  Schliessung  einer  Schule  handelt,  in 
der  Regel  eine  örtKche  Besichtigung  vorzunehmen")  und  zu  prüfen, 
ob  nicht  durch  weniger  eingreifende  Maassreg^In  ein  ausreichender 
Schutz  gegen  die  Weiterverbreitung  ansteckender  Krankheiten  ge- 
wonnen werden  kann,  z.  B.  durch  Ausschluss  der  erkrankten  Kinder 
und  deren  Geschwister  von  dem  Schulbesuche,  Ausschluss  der  schul- 
pflichtigen Kinder  des  befallenen  Hauses,  vorübergehende  Schliessung 
einer  Schulklasse  zu  dem  Zwecke  der  Desinfektion  bei  dem  Auf- 
treten erster  Krankheitsfälle,  Absonderung  der  in  der  Lehrerwohnung 
Erkrankten  oder  deren  Ueberführung  in  ein  Krankenhaus,  Fern- 
haltung eines  Lehrers  von  dem  Unterricht  bei  dem  Auftreten  von 
ansteckenden  Krankheiten  in  seiner  Familie. 

Gemeinnützige  Bestrebungen. 

§.  97.  Gemeinnützige  Bestrebungen  auf  schulhygienischem  Ge- 
biete —  Ferienkolonien,  Kinderhorte  u.  s.  w.  —  hat  der  Kreisarzt 
anzuregen  und  nach  Kräften  zu  unterstützen. 

Abschnitt  XXVII.    Halteklsd«rwMea. 

§.  98.  Bei  der  Ueberwachung  des  Haltekinderwesens  hat  der 
Kreisarzt  nach  Maasgabe  der  bestehenden  Vorschriften  mitzuwirken 
(vergl.  Min.-Erlass  vom  25.  August  1880).  •)  Seitens  der  Ortspolizei- 
behörde ist  ihm  ein  Verzeichniss  derjenigen  Personen,  bei  welchen 
fremde  noch  nicht  sechs  Jahre  alte  Kinder  gegen  Entgelt  in  Kost 
und  Pflege  untergebracht  sind,  mitzutheilen  und  fortlaufend  zu  er- 
gänzen. 

Die  Haltekinderstellen  hat  der  Kreisarzt  nach  Bedarf  und  thun- 
hchst  unvermuthet  zu  besichtigen  und  sich  von  dem  Zustande  der 
Wohnung,  der  Art  der  Wartung,  Pflege,  Ernährung  und  Behandlung, 
sowie   von    dem  Gesundheitszustande   der  Pfleglinge    zu   überzeugen.*) 


»)  In  Betracht  kommt  noch  der  Min.-Erl.  vom  25.  Aug.  1902,  nach  dem 
auch  der  Unterleibstyphus  den  Krankheiten  zugerechnet  wir{  die  eine  Schul- 
schliessung erforderhoi  machen  können. 

^  Die  zuvorige  Vornahme  einer  örtlichen  Besichtigung^  wenn  es  sich  um 
eine  Sdiulschliessung  handelt,  hängt  von  dem  pflichtmässigen  Ermessen  des 
Kreisarztes  ab;  sie  wird  aber  nur  ausnahmsweise  unterlassen  werden  können; 
dagegen  kann  eine  solche  mit  Rücksicht  auf  die  etwaige  Wiedereröffnung  einer 
geflossenen  Schule  in  der  Regel  unterbleiben. 

•)  Die  Ueberwachung  der  Haltekinder  ist  in  allen  Reg.-Bearken  durch 
Polizeiverordnung  geregelt:  sie  erstreckt  sich  nur  auf  die  Kinder  bis  zum 
Abschluss  des  0.  Lebensjahres,  da  dann  die  Schulaufsicht  beginnt  (Min.-Erl. 
vom  20.  3.  1896). 

*)  Derartige  Revisionen  können,  da  sie  nicht  viel  Zeit  beanspruchen, 
gelegentlich  voigenommen  werden.  Dem  Krdsarzt  steht  nach  |.  89  der  Dienst- 
anweisung (s.  S.  241)  jederzeit  der  Zutritt  zur  Wohnung  der  betreffenden 
Familie  zu. 
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Von  dem  Ergebnisse  ist  der  Ortspolizeibehörde  unter  Angabe 
der  vorgefundenen  Missstände  Mittheilung  zu  machen  und  bei  erheb- 
lichen Mängeln  die  Zurückziehimg  der  Erlaubniss  zur  Aufnahme 
von  Pflegekindern  zu  veranlassen. 

AiMchsitt  XXVIIL    Pirsorg«  fflr  Krank«,  Siech«  und  Qebrechllch«. 

Förderung  gemeinnütziger   Bestrebungen, 
ärztliche    Hülfe,    Anstaltspflege. 

§.  99.  Gemeinnützige  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Kranken- 
pflege —  z.  B.  der  Frauen-,  Samaritervereine,  der  Vereine  zur  Er- 
richtung von  Volksheilstätten,  von  Sanitätswachen,  zur  Ausbildung 
voa  Krankenpflegern  —  soll  der  Kreisarzt  nach  Möglichkeit  zu  fordern*) 
suchen. 

Er  hat  darauf  hinzuwirken,  dass  für  die  Gemeinden  nach  Be- 
dürfniss  Armenärzte  angestellt  werden;")»)  desgleichen  hat  er  darauf 
zu  achten,  dass  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Unterbrin- 
gung von  hilfsbedürftigen  Kranken  nachgekommen  wird. 

Beaufsichtigung  der  Kranken- u.  s.  w.  Anstalten. 

§.  100.  Alle  der  Aufsicht  des  Regierungspräsidenten  unterstehen- 
den*) öffentlichen  und  privaten  Krankenanstalten  des  Bezirks,  Knapp- 
schafts -  Kranken-  und  Heilanstalten,»)  Entbindungsanstalten,  Volks- 
heilstätten, Sanatorien,  Kaltwasserheilanstalten,  Heil-  und  Pflegean- 
stalten für  Geisteskranke,  Idioten,  Epileptische,  Nervenheil-,  Blinden-, 
Taubstummenanstalten,  Trinkerasyle,  heilgymnastische  und  orthopä- 
dische Institute,  Sanitäts-  und  Rettungswachen  u.  s.  w.  hat  der  Kreis- 
arzt in  gesundheitlicher  Hinsicht  zu  überwachen  und  mindestens  jähr- 
lich ein  Mal  abwechselnd  im  Sommer  und  Winter  unvermuthet  unter 
Zuziehung  des  Arztes  und  eines  Vertreters  der  Krankenhausverwaltung 
(Vorstandes,  Kuratoriums  u.  s.  w.)  nach  Anleitung  des  Formulares  X 
(vergl.  Anhang)  eingehend  zu  besichtigen.  Der  Arzt  und  die 
Krankenhausverwaltung  sind  erst  kurz  vor  der  Besichtigung  zu  be- 
nachrichtigen. 

Das  Ergebniss  der  Besichtigung  nebst  Vorschlägen  zur  Ab- 
stellung von  Missständen  ist  der  Anstaltsverwaltung  mitzutheilen. 

Eine  Zusammenstellung  der  im  Laufe  eines  Jahres  vorgenomme- 
nen Besichtigungen  und  der  dabei  gemachten  Beobachtungen  ist  in 

^)  Dahin  gehören  insbesondere  auch  die  Rothe-Kreuz-Vereine. 

')  Die  früher  nach  dem  Runderlass  vom  13.  August  1884  voige- 
schricbenen  Berichte  der  Kommunal-Armcnärzte  sindin  Folge  desMin.-Erl.  vom 
20.  9.  1902  in  Fortfall  gekommen. 

')  Auch  auf  die  Anstellung  von  Qemeindekrankenpflegerinnen 
soll  der  Kreisarzt  hinwirken. 

*)  In  Betracht  kommen  hierher  das  Reichsgesetz  über  den  Unterstützungs- 
wohnsitz vom  6.  Juni  1870  (B.  O.  Bl ,  S.  360)  vom  12.  Mära  1894  (R.  O.  Bl., 
S.  259),  femer  das  preuss.  Ausführangsgesetz  vom  8.  März  1871  (O.  S.,  S.  130) 
nebst  Abänderungsgesetz  vom  11.  Juli  1891  (Oes.  S.,  S.  300),  sowie  das  preuss. 
Fürsorg^esetz  vom  2.  Juli  1900  (Ges.  S.,  S.  264). 

*)  Es  fallen  demnach  nicht  unter  die  Aufsicht  des  Kreisarztes:  die  staat- 
lichen Universitätsanstalten,  die  provinzialständischen  Anstalten  und  die  Jo- 
hanniter-Krankenanstalten. 

•)  Hierzu  gehören  auch  die  sogenannten  „Genesungsheime",  soweit 
sie  zur  Aufnahme  von  Kranken  oder  noch  nicht  völlig  von  ihrer  Krank- 
heit wiederhergestellten  Personen  dienen  (Min.-Erl.  vom  12.  Dezember  19CQ). 
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den  Jahresbericht  aufzunehmen.  Ueber  bedenkliche  Missstände  ist 
sofort  zu  berichten.*) 

Bei  der  Beaufsichtigung  der  Pnvatanstalten  für  Geisteskranke, 
Epileptische  und  Idioten  ist  nach  den  hierfür  bestehenden  Sonder- 
vorschriften zu  verfahren  (vergl.  Anweisung  über  die  Aufnahme  und 
Entlassung  von  Geisteskranken,  Idioten  und  Epileptischen  in  und  aus 
Privat-Irrenanstalten,  sowie  über  die  Einrichtung,  Leitung  und  Beauf- 
sichtigung solcher  Anstalten  vom  6.  März  1901*). 

An  den  von  der  Besuchskommission  vorzunehmenden  Besichtigun- 
gen dieser  Anstalten  hat  der  Kreisarzt  Theil  zu  nehmen. 

Uebersichten  über  die   Krankenbewegung, 
Zählkarten. 

§.  loi.  Die  von  den  Krankenanstalten  alljährlich  mitzutheilenden 
Uebersichten  über  die  Krankenbewegung  hat  der  Kreisarzt  nach 
Kenntnissnahme  an  den  Regierungspräsidenten,  die  von  ihnen 
einzureichenden  Zählkarten  an  das  Königliche  Statistische  Bureau 
in  Berlin  weilerzugeben.  *)  *) 

Neu-  und  Umbauten  von  Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten. 

§.  102.  Bei  Neubauten  der  in  dem  §.100  aufgeführten  Anstalten 
hat  der  Kreisarzt  die  ihm  vorzulegenden  Baupläne  in  hygienischer 
Hinsicht  zu  prüfen  und  sich  darüber  gutachtlich  zu  äussern,  ob  die- 
selben den  Vorschriften  über  die  an  diese  Anstalten  zu  stellenden 
gesundheitspolizeilichen  Anforderungen  entsprechen. 

Auch  bei  grösseren  Umbauten  hat  er  eine  Prüfung  und  Begut- 
achtung der  Baupläne  vorzunehmen.  *)  •) 

*)  Die  bisher  in  vielen  Re^.-Bezirken  vorgeschriebene  Berichterstattung 
über  jede  einzelne  derartige  Revision  an  die  Regierungspräsidenten  ist  somit 
durch  diese  Bestimmung  fortgeJFallen  und  nur  bei  ungünstigem  Ergebniss  er- 
forderlich. Selbstverständlich  ist  es  aber  den  Reg.-Präsidenten  unl^nommen, 
die  über  die  Besichtigungen  aufgenommenen  Verhandlungen  einzufordern. 

*)  Die  Anweisung  vom  26.  März  1901  ist  ergänzt  durch  die  Min.-Erlasse 
vom  25.  Januar,  8.  September  u.  18.  November  1902,  sowie  vom  27.  Febr.  1903. 

3)  Zum  1.  Februar  jeden  Jahres  sind  die  Zählkarten  von  dem  Anstalts- 
Vorstand  an  die  Kreisärzte  und  von  diesen  zum  1.  März  Jeden  Jahres  an  das 
Statistisdie  Bureau  (Berlin  SW.  68,  Lindenstasse  28)  einzusenden  (Min.-Erl.  vom 
21.  Januar  1901  und  25.  Februar  1903,  sowie  Schreiben  des  Direktors  des 
statistischen  Bureaus  vom  20.  Januar  1903).  Maassgebend  für  diese  statistischen 
Erhebungen  sind  die  Beschlüsse  des  Bundesraths  vom  12.  Dezember  1901,  mit- 
getheilt  durch  Schreiben  des  Reichskanzlers  vom  19.  Februar  1902.  Für  sta- 
tistische Erhebungen  über  die  Taubstummenanstalten  kommen  ebenfalls  jene 
Beschlüsse  und  der  Min.-Erl.  vom  18.  Dezember  1902  in  Betracht.  Bei  den  Irren- 
u.  s.  w.  Anstalten  sind  ausserdem  noch  halbjährliche  Uebersichten  nach  Maass- 
gabe des  Min.-Erl.  vom  26.  3.  1901  an  die  Regierungspräsidenten  einzureichen. 

^)  Alle  drei  Jahre  ist  zum  1.  Februar  ül^r  alle  staatlichen  und  privaten 
Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten  zu  berichten  und  eine  Zusammenstellung  derselben 
einzureichen  (Min.-Erl.  vom  28.  Juni  1902). 

')  Maassgebend  für  die  gesundheitspolizeilichen  Anforderungen 
bei  Anlage,  Bau  und  Einrichtung  von  öffentlichen  Kranken- u.s.  w. 
Anstalten  sind  die  in  allen  Reg.-Bezirken  auf  Grund  des  Min.-Erl.  vom 
19.  August  1895  über  diesen  Gegenstand  erlassenen  Polizeiverordnungen. 

^  Die  Prüfung  und  Begutachtung  dieser  Baupläne  hat  der  Kreisarzt  un- 
entgeltlich vorzunehmen.  Hält  er  eine  genaue  örtliche  Besichtigung  für  eriorder- 
lich,  so  hat  er  die  maassgebende  Behörde  um  einen  entsprechenden  Auftrag  zu 
ersuchen.    Die  erfolgte  Prüfung  ist  auf  den  Bauplänen  u.  s.  w.  zu    vermerken. 

Ripmund,  der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  StchTerttSndige.    11*  19 


-  290  - 

Mitwirkung  bei  der  Konzessionirung 

von    Privat-Kranken-,    Privat-Entbindungs-    und 

Privat-Irrenanstalten. 

§.  103.  Der  Kreisarzt  hat  alle  ihm  vorzulegenden  Anträge  auf 
Ertheilung  der  Konzession  zu  Privat-Kranken-,  Privat-Entbindungs- 
und  Privat-Irrenanstalten  vom  gesundheitlichen  Standpunkte  nach 
Maassgabe  der  hierüber  erlassenen  Vorschiften  zu  prüfen  und  in 
dem  darüber  zu  erstattenden  Gutachten  auch  ihm  bekannte  That- 
sachen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Unternehmers  in  Beziehung 
auf  die  Leitimg  oder  Verwaltimg  der  Anstalt  darthun,  zum  Ausdruck 
zu  bringen  (vergl.  §.  30  Abs.  i  der  R.-G.-O.  —  Fassung  des  Gesetzes 
vom  6.  August  1896,  R.-G.-Bl.  S.  685  —  Ausführungs- Anweisung 
vom  9.  August  1899,  §.115  des  Zuständigkeitsgesetzes  vom  i.  August 
1883,  G.-S.  S.  237).») 

AbschDltt  XXIX. 
Pirsorg«  für  Q^Isteskruike»  Epileptisch«  and  Idioten. 

§.  104.  Der  Kreisarzt  hat  der  Fürsorge  für  Geisteskranke,  Epi- 
leptische und  Idioten  dauernd  seine  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 

Bei  der  Aufnahme  solcher  Personen  in  Privatanstalten  hat  er 
nach  Maassgabe  der  bestehenden  Vorschriften  mitzuwirken.*) 

Beaufsichtigung   der   in    Privatpflege 
untergebrachten     Geisteskranken,     Epileptischen 

und    Idioten. 
§.   105.    Die  von  Privatpersonen  in  fremden  Familien  unterge- 
brachten Geisteskranken,  Epileptischen  und  Idioten  sind  in  Gemässheit 
der  in  den  einzelnen  Bezirken  bestehenden  Vorschriften  zu  beauf- 
sichtigen.^ 

Abschnitt  XXX.    Aerztllche  Hfllfelelstuss  In  Nothfillea. 

§.  106.  In  Nothfällen  ist  der  Kreisarzt  verpflichtet,  an  seinem 
Wohnorte,  sowie  bei  gelegentlicher  Anwesenheit  auch  an  einem 
anderen  Orte  seines  Bezirkes  auf  Ansuchen  der  Ortspolizeibehörde 
ärztliche  Hülfe  zu  gewähren.*) 


In  verschiedenen  Reg.-Bezirken  ist  die  sehr  zweckmässij^e  Einrichtung  ge- 
troffen, dass  die  betreffenden  Anstalten  nicht  eher  in  Benutzung  genommen 
werden  dürfen,  als  bis  sie  vorher  von  dem  Kreisarzt  besichtigt  sind.  Desgleichen 
besteht  mehrfach  die  nicht  minder  zweckmässige  Anordnung,  dass  bei  dieser 
ersten  Besichtigung  dem  Kreisarzt  ein  Abdruck  der  Baupläne  ffir  seine  Re- 
gistratur auszuhändigen  ist. 

1)  Für  diese  Mitwirkung  gilt  ebenfalls  das  vorher  in  Anm.  1  u.  2  Ge- 
sagte- Die  für  die  Prüfung  der  Privat-  u.  s.  w.  Anstalten  maassgebenden  Vor- 
schriften stimmen  mit  denen  für  die  öffentlichen  Anstalten  überein;  sie  sind  jedoch 
in  allen  Reg.-Bezirken  auf  dem  Wege  der  allgemeinen  Anordnung  erlassen, 
da  das  Oberverwaltungsgencht  durch  Urtheil  vom  27.  Mai  1899  ihren  Eriass 
auf  dem  Wege  der  Polizeiordnung  für  unzulässig  erklärt  hat. 

^  Siehe  Anmerkung  4  auf  S.  288  und  Anm.  2  auf  S.  289. 

'j  Maassgebend  hierfür  sind  die  in  den  meisten  Reg.-Bezirken  in  Verfolg 
des  Min.-Erl.  vom  25.  April  1898  erlassenen  Bestimmungen,  für  die  eine  Ver- 
fügung des  Reg.-Präs.  in  Düsseldorf  vom  20.  Oktober  1894  vorbildlich  ge- 
wesen ist. 

«)  Die  ärztliche  Hülfe  braucht  selbstverständlich  nicht  unentgeltlich 
geleistet  zu  werden;  die  requirirende  Polizeibehörde  hat  für  die  Kosten  aufzu- 
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AbschnHt  XXXU 
Oeff^fltlich«  Bade-  und  Schwinmiaiistalten»  Volks-  und  SchalMder. 

§.  107.  Der  Kreisarzt  soll  die  Errichtung  öffentlicher  Bade-  und 
Schwimmanstalten,  Volks-  und  Schulbrausebäder  zu  fördern  suchen. 

Die  voiliandenen  öffentlichen  und  die  von  Privatunternehmern 
unterhaltenen  Badeanstalten,  insbesondere  auch  die  sogenannten  ,>Kur- 
bäder**,  sind  nadh  Bedarf  daraufhin  zu  besichtigen,  ob  sie  den  hygie- 
nisdien  Anforderungen  entsprechen,  ob  die  Beschaffenheit  des 
Wassers,  bei  Schwimmbädern  audi  die  Art  der  Erneuerung  des 
Wassers,  zu  Bedenken  Veranlassung  giebt,  ob  die  nöthigen  Vorsichts- 
maassregeln  zur  Verhütung  von  Unglücksfällen,  auch  geeignete  Maass- 
nahmen  für  die  erste  Hülfeleistung  u.  s.  w.  getroffen  sind. 

Werden  Thatsachen  festgestellt^  welche  die  Unzuverlässigkeit  des 
Unternehmers  in  Bezug  auf  den  Betrieb  der  Badeanstalt  darthun, 
so  ist  die  Untersagung  des  Gewerbebetriebes  herbeizuführen  (§.  35 
der  R.-G.-0.,  §.  119,  Nr.  i  des  Zust.-Ges.  vom  i.  August  1883). 

Abschnitt  XXXIK    HeUqMlIen,  Kurort«. 

Beaufsichtigung. 

§.  108.  Die  Heilquellen,  Bäder  und  sonstigen  Kurorte  des  Be- 
zirkes hat  der  Kreisarzt  in  gesundheitlicher  Hinsicht  zu  überwachen  und 
jährlich  mindestens  einmal  zu  besichtigen. 

Bei  den  Besichtigungen  hat  der  Kreisarzt  sein  Augenmerk  auf 
die  Badeeinridhtungen,  die  Beschaffenheit  der  Heilquellen,  die  Füll- 
methoden der  für  den  Versand  bestimmten  Mineralwässer,  sowie  die 
gesammten  hygienischen  Einrichtungen  des  Ortes  zu  richten.  Ins- 
besondere hat  er  auf  die  Bereitstellung  geeigneter  Unterkunftsräume 
für  ansteckende  Kranke,  auf  eine  wirksame  Desinfektion  der  Wäsche, 
der  Betten  u.  s.  w.  von  solchen  Kranken^  sowie  auf  eine  zweckmässige 
Beseitigung  des  Lungenauswurfes,  auf  Einführung  einer  zweckent- 
sprechenden Wasserversorg^g  und  Beseitigung  der  Abwässer  hin- 
zuwirken (vergl.  Min.-Erlass  vom  8.  Oktober  1898,  Min.-Bl.  f.  d. 
1.  V.,  S.  198).^ 

Wegen  der  Beaufsichtigung  der  staatlichen  Bäder  bewendet  es 
bei  den  Vorschriften  des  §.  93  d.  Anw. 

Berichterstattung. 

§.  109.  Ueber  das  Ergebniss  der  Besichtigung  der  Bäder,  über 
die  Zahl  der  Badegäste  und  die  übrigen  durch  Sondervorschriften 
angeordneten  Punkte  ist,  wenn  nicht  besondere  Verhältnisse  eine  so- 
fortige Berichterstattung  erheischen,  in  dem  Jahresberichte  das  Er- 
forderliche anzugeben.   Der  Bericht  muss  namentlich  erkennen  lassen. 


kommen.  Die  Bestimmung  entspricht  übrigens  im  Allgemeinen  dem  §.  360 
Ziff.  10  d.  Str.-O.-B.,  wonach  jeder  Arzt,  e^nso  wie  jc3er  Staatsbürger  unter 
Androhung  einer  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  verpflichtet  ist,  bei  Unglücksfällen 
oder  gemeiner  Gefahr  und  Noth  auf  Ansuchen  der  Polizeibehörde  Hülfe  zu 
leisten  hat  Der  vollbesoldete  Kreisarzt  ist  dieser  Bestimmung  ebenfalls  unter- 
worfen; denn  die  Ausübung  ärztlicher  Thätigkeit  ist  ihm  nach  §.  3  Abs.  3  des 
Kreisarztgesetzes  in  dringenden  Fällen  gestattet. 

*)  Nebst  Min.-Erl.  vom  24.  Januar  1903  über  die  Mindestforderungen 
an  Bäder. 

19» 
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ob  an  dem  Zustande  der  Einrichtungen  Ausstellungen  zu  machen 
und  ob  Verbesserungen  für  angebracht  oder  wünschenswerth  zu  er- 
achten sind,  sowie  ob  und  mit  welchem  Erfolge  den  Betheiligten  in 
dieser  Hinsicht  Vorschläge  bereits  gemacht  worden  sind.*) 

Absctasltt  XXXIII.    Begrlbnlssw^Mn. 

Leichenausstellung,  Beerdigung. 
§.  iio.  Der  Kreisarzt  hat  die  Befolgung  der  in  Bezug  auf  die 
Ausstellung  von  Leichen  allgemein  oder  in  besonderen  Fällen,  z.  B. 
bei  übertragbaren  Krankheiten,  erlassenen  Vorschriften  zu  über- 
wachen, gegebenenfalls  auch  die  Untersagung  öffentlicher  Leichen- 
begängnisse, die  Abkürzung  der  Beerdigungsfrist  und  die  Ausführung 
der  Desinfektion  durch  entsprechende  Anträge  bei  der  Ortspolizei- 
behörde herbeizuführen.*)')*) 

Leichentransport. 

§.  III.  Soweit  die  Ausstellung  eines  Leichenpasses  abhängig  ist 
von  der  Beibringung  einer  amtsärzthchen  Bescheinigung  über  die 
Todesursache  und  die  Unbedenklichkeit  des  Transportes,  hat  der 
Kreisarzt  nach  Anhörung  des  Arztes,  welcher  den  Verstorbenen  in 
der  tödtlidh  gewordenen  Krankheit  behandelt  hat,  diese  Bescheinigung 
auszustellen  (vergl.  Min.-Erlasse  vom  6.  April  und  29.  Dezember  1888 
—  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  1888,  S.  94  und  1889,  S.  28  — ).*) 

Genügen  die  dem  Kreisarzte  unterbreiteten  Unterlagen  nicht, 
um  ihm  die  Ueberzeugung  von  der  Unbedenklichkeit  des  Transportes 
beizubringen,  so  darf  die  Ausstellung  der  Bescheinigung  nur  nach 
vorheriger  Besichtigung  der  Leiche  erfolgen. 

Leichentransporte  aus  Orten,  an  denen  ansteckende  Krankheiten 
(Cholera,  Typhus  und  andere)  epidemisch  herrschen,  sind  während  der 
Dauer  der  Epidemie  nicht  zu  gestatten.  Nach  dem  amtlich  festge- 
stellten Erlöschen  der  Epidemie  kann  der  Transport  von  Leichen 
der  an  der  betreffenden  ansteckenden  Krankheit  Gestorbenen  unter 
Beobachtung  der  erforderlichen  Vorsichtsmaassregeln,  falls  besondere 
Bedenken  nicht  vorliegen,  gestattet  werden  (vergl.  Min.-Erl.  vom 
19.  Dezember  1857,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  1858,  S.  2). 

Ausgrabung  von  Leichen. 
§.  112.    Bei  der  Ausgrabung  von  Leichen  ist,  falls  sie  nicht  auf 
gerichtliche  Anordnung  erfolgt  (vergl.  §.  87,  Abs.  3  Str.-Proz.-Ordn.)*) 

1)  Nach  dem  Min.-Erl.  vom  15.  April  1Q02  sind  bd  der  Bericht- 
erstattung auch  die  durch  den  Min.-Erl.  vom  7.  Juli  1870  bzw.  17.  Februar  1896 
aufgestellten  Fragepunkte  zu  berücksichtigen. 

*)  Betreffs  aer  »Leichenschau«  kommen  die  Min.-Erl.  vom  4.  März  1901 
und  22.  November  1902  in  Betracht. 

')  Der  Kreisarzt  hat  auch  bei  Ertheilung  der  Prämien  für  Wieder- 
belebungsversuche von  Scheintodten  (Min.-Erl.  vom  2.  Februar  1821, 
13.  Januar  1826,  10.  November  1835,  9.  November  1857,  27.  Juli  1871  und 
19.  Mära  1872)  mitzuwirken. 

^)  Die  Mitwirkung  der  Kreisärzte  bei  der  Prüfung  der  Zählkarten  der 
Sterbefälle,  speziell  der  Selbstmorde,  ist  durch  Min.-Erl.  vom  20.  Aug. 
1901  und  10.  Februar  1902  geregelt. 

^)  In  Betracht  kommen  hier  nach  die  Min.-Erl.  vom  14.  Oktober  1889 
und  17.  Februar  1890. 

•)  S.  Bd.  I,  S.  22. 
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stets  eine  gutachtliche  Aeussening  des  Kreisarztes  darüber  ein- 
ziiholen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Ausgrabung  unbe- 
denklich ist. 

Anlegung   und    Erweiterung   von 
Begräbnissplätzen. 

§.  113.  Bei  der  Anlegung  neuer  und  der  Erweiterung  bestehender 
Begräbnissplätze  hat  der  Kreisarzt  auf  Antrag  nach  örtlicher  Besich- 
tigung und  nach  Maassgabe  der  erlassenen  Sondervorschriften  sich 
gutachtlich  zu  äussern  (vergl.  Min.-ErL  vom  20.  Januar  1892). 

Die  Entwürfe  der  zu  erlassenden  Begräbnissordnungen  sind  den? 
Kreisarzte  vorzulegen  und  von  ihm  zu  prüfen. 

Auf  die  Einrichtung  von  Leichenhallen  hat  er  thunlichst  hin- 
zuwirken. 

Beaufsichtigung  der  Begräbnissplätze. 
§.  114.  Die  Begräbnissplätze  sind  von  dem  Kreisarzte  in  Bezug 
auf  Einrichtung  und  Ordnungsmässigkeit  des  Betriebes  bei  gelegent- 
licher Anwesenheit  in  den  einzelnen  Ortschaften  von  Zeit  zu  Zeit 
einer  Besichtigung  zu  unterziehen.  Bei  ungünstig  gelegenen  älteren 
Begräbnissplätzen  ist  eine  Verlegung  anzustreben,  insbesondere  wenn 
gesundheitsschädliche  Einflüsse  auf  die  Umgebung  nach  Lage  der 
Verhältnisse  zn  befürchten  sind. 

Abtheilung  HL 

Vertramssintlicii«  Thitickeit  dM  Kreitanetof. 

Abschnitt  XXXIV. 

§.    115.    Als  vertrauensärztliche    Verrichtungen    kommen    in 
Betracht:^) 

a.  die  Untersuchung  und  Begutachtung  des  Gesundheitszustandes 
unmittelbarer  Kaiserlicher  und  Königlicher  Staatsbeamten  im 
Interesse  des  Dienstes^  sei  es  auf  Ersuchen  der  Behörden  oder 
der  betreffenden  Beamten;')  •)  *)  *) 

^)  Betreffe  der  Form  der  Atteste  s.  Bd.  I,  S.  36. 

^  Auch  in  den  Kreisen,  in  denen  ein  besonderer  Qerichisarzt  angestellt 
ist,  ist  der  Kreisarzt  für  die  Ausstellung  derartiger  Zeugnisse  zuständig,  jedoch 
können  in  besonderen  Fallen  die  vom  Gerichtsarzt  ausgestellten  Zeugnisse 
amtliche  Geltung  haben  (Min.-Erl.  vom  1.  Oktober  1901;  s.  Anm,  2,  Ab&.  2 
auf  S.  257}. 

*)  Bei  Ausstellung  von  amtsärztlichen  Attesten  behufe  Pensionirung 
von  Beamten  sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Pension^^esetzes  vom 
27.  März  1872,  (§.  1,  s.  S.  214)  bezw.  bei  zwangsweiser  Pensionirung  im 
Disziplinarwege  §.  88  des  Disziplinargesetzes  vom  21.  Juli  1852  (s.  S.  161) 
zu  berücksichtigen. 

^)  Die  betreffenden  Zeugnisse  sind  unentgeltlich  auszustellen,  wenn 
ihre  Ausstellung  auf  Ersuchen  der  Behörde  in  rein  dienstlichem  Interesse 
erfolgt  (Min.-Erl.  vom  16.  Februar  1844,  vom  8.  Juli  1874  und  7.  Mai  1894).  Zu 
den  unmittelbaren  Staatsbeamten  sind  auch  die  Gendarmen  und  Reichs- 
postbeamten (Min.-Erl.  vom  27.  Februar  1872)  wie  die  Lehrer  zu  rechnen,  aber 
nicht  die  mittelbaren  Staatsbeamten,  z.  B.  Beamte  der  Gemeinden  u.  s.  w.  (Min.- 
Erl.  vom  28.  Februar  1861),  für  deren  Untersucfaune  und  Begutachtung  dem 
Kreisarzt  Gebühren  zustehen;  desgl.  für  die  Untersuchung  von  Personen,  die 
erst  Beamte  werden  wollen  (Min.-Erl.  vom  11.  Dezember  1875).  Auch  wenn 
der  Kreisarzt  um  Ausstattung  eines  mit  wissenschaftlichen  Gründen  unterstüzten 
ausführlichen  Gutachtens  über  unmittelbare  Staatsbeamte  ersucht  wird,  hat  er 
Anspruch  auf  Gebühren  (Min.-Erl.  vom  7.  Mai  1894). 

^)  Zur  unentgeltlichen  Behandlung  der  im  unmittelbaren  Staats- 
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b.  die  Untersuchung  und  etwaige  Behandlung  der  Transport- 
gefangenen (Transportaten) ;  *) 

c  die  Untersuchung  von  Ortsnamen  auf  Erfordern  des  Kreis-  oder 
Bezirksausschusses  (vergl.  §.  63  d.  Ges.,  betr.  die  Ausführung 
des  Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  8.  März 
1871,  G.-S.  S.  130,  §.  41  des  Zuständigkeitsgesetzes  vom 
I.  August  1883);*) 

d.  die  Untersuchung  hülfsbedürf tiger  Unteroffiziere  und  Mannschaf- 
ten, welche  an  dem  Kriege  von  1870/71  oder  den  vorhergehenden 
Feldzügen  direnvoUen  Antheil  genommen  haben  und  sich  wegen 
dauernder  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  in  unterstützungsdürfti- 
ger Lage  befinden,  behufs  Erlangimg  von  Beihülfen  aus  den 
Mitteln  des  Reichsinvalidenfonds.  (Vergl.  Art.  i,  3,  III  des 
Reichsgesetzes  vom  22.  Mai  1895,  R.-G.-BL,  S.  237,  Min.-Erl.  vom 
15.  August  1895,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  S.  191).*) 

e.  auf  Ersuchen  der  Ersatzbehörden  die  Untersuchung  von  Ange- 
hörigen Militärpflichtiger  (Reklamanten)  auf  ihre  Erwerbs-  oder 
Aufsichtsfähigkeit  (vergl.  §.  33  Nr.  5  Abs.  2  der  deutschen 
Wehrordnung  vom  22.  November  1888,  Zentr.-Bl.  f.  d.  D.  R.  1889, 
S.i).») 

f.  die  Ausstellung  von  staatlicherseits  vollgeschriebenen  Gesund- 
heitszeugnissen behufs  Eintritts  in  den  Reichs-,  Staats-  oder 
öffentlichen  Schuldienst  ;*) 

g.  die  Ausstellung  der  Zeugnisse  über  die  Körperbeschaffenheit 
und  Gesundheit  gewerblicher  Arbeiter*),  die  vor  deren  Beschäfti- 
gung in  gewissen  Betrieben  nach  den  auf  Grund  der  §§.  i2oe, 
139a  der  Reichs-Gew.-Ordn.  erlassenen  und  künftig  ergehenden 
Anordnungen  beizubringen  sind,  und  die  Ueberwachung  des 
Gesundheitszustandes  der  Arbeiter  in  solchen  Betrieben,  (vergl. 
die  §§.  12,  13  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betr. 
die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen  zur  Anfertigung 
von  Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weissem  Phosphor,  vom 
8.  Juli  1893,  R.-G.-B1.,  S.  209;  §§.  8,  15  der  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der 
Bleifarben-   und   Bleizuckerfabriken,   vom   8.   Juli    1893,   R.-G.- 


dienste  gegen  Entgelt  beschäftigten  Personen  ohne  Beamtenqualität  sind  die 
Kreisärzte  nicht  vapflichtet  (Min.-Erl.  vom  9.  Juli  1901). 

0  Die  ärztliche  Untersuchung  und  Behandlung  der  Transportaten 
nebst  dem  darüber  ausgestellten  Befundschein  eehört  zu  den  unentgeltlich  zu 
verrichtenden  Amtsges^äften  des  Kreisarztes  (Min.-Erl.  vom  31.  Januar  1844), 
dageeen  besteht  keine  Verpflichtung  zur  unentgeltlichen  Untersuchung  und  Be- 
handlung von  Transportanden  und  Untersuchungsgefangenen  (Min.- 
Erl.  vom  5.  Oktober  1875). 

^  Diese  Untersuchungen  sind  gebührenpflichtig. 

^  Diese  Untersuchungen  sind  ebenfalls  gebührenpflichtig,  jedoch  können 
die  Kosten  dafür  bei  unbemittelten  Militärreklamantenauf  denFondsder 
Regierung  zu  allgemeinen  polizeilichen  Zwecken  übernommen  werden,  falls  der 
zuständige  Landrath  die  ^lungsunfähigkeit  der  betreffenden  Personen  be- 
scheinigt (Min.-Erl.  vom  22.  September  1860  und  26.  November  1901). 

*)  Die  Ausstellung  derartiger  Zeugnisse,  die  selbstverständlich  gebühren- 
pflichtig sind,  gehört  nicht  ohne  Weiteres  zu  den  Amtsgeschäften  des  Kreis- 
arztes, sondern  es  bedarf  dazu  einer  besonderen  Ermächtigung  (Min.-Erl.  vom 
22.  Nov.  1893). 
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Bl.  S.  213;  §§.  10,  II,  12  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers, betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen 
lur  Herstellung  von  Alkali-Chromaten,  vom  2.  Februar  1897, 
R.-G.-BL,  S.  II;  §§.  16,  18  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers, betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen 
zur  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei  oder  Blei- 
verbindungen, vom  II.  Mai  1898,  R.-G.-Bl.,  S.  176;  §.  16  der 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betr.  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  gewerblicher  Anlagen,  in  denen  Thomasschlacke 
gemahlen  oder  Thomasschlackenmehl  gelagert  wird,  vom 
25.  April  1899,  R.-G.-BL,  S.  267;  §§.  12,  14  der  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der 
Zinkhütten,  vom  6.  Februar  1900,  R.-G.-B.,  S.  32;  §§.  13,  15  des 
Erlasses  des  Handelsministers,  betr.  Vorschriften  über  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  Quecksilber-Spiegelbelagsanstalten, 
vom  18.  Mai  1889,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  S.  1T\  Nr.  I,  3  der 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betr.  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Glashütten, 
vom  II.  März  1892,  R.-G.-BL,  S.  317;^)  Nr.  III,  4  der  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers,  betr.  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen auf  Steinkohlen-Bergwerken,  Zink-  und  Bleierzberg- 
werken im  Regierungsbezirk  Oppeln,  vom  24.  März  1892,  R.-G.- 
BL,  S.  331 ;  Nr.  II,  I  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers, 
betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen 
Arbeitern  in  Walz-  und  Hammerwerken,  vom  29.  April  1892,*) 
R.-G.-B.,  S.  602;  Nr.  3  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers 
betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlen- 
bergwerken vom  I.  Februar  1895,  R.-G.-B1.,  S.  5),^  desgL  die  Aus- 
stellung von  Zeugnissen  über  die  Zulässigkeit  der  Beschäftigung 
von  Wöchnerinnen  in  der  5.  und  6.  Woche  nach  ihrer  Niederkunft 
(vergl.  §.  137,  Abs.  5  d.  R.-G.-Ordn.). 

Die  Zeugnisse  dieser  Art  haben  sich  in  ihrem  Wortlaute  den 
in  jedem  einzelnen  Falle  für  sie  maassgebenden  Bestimmungen 
genau  anzusdhliessen.  In  ihnen  ist  ausserdem  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  dass  sie  auf  Grund  einer  körperlichen  Untersuchimg 
angestellt  sind.^) 


etzt  vom  5.  März  19Q2. 
ietzt  vom  27.  März  1902. 

^  Jetzt  vom  24.  März  1903. 

^)  In  den  Gesundheitsattesten  für  gewerbliche  Arbeiter  in  Glas- 
hütten, Walz-  und  Hammerwerken  und  Steinkohlenbergwerken  ist 
zu  bescheinigen,  ,dass  nach  dem  Ergebniss  der  vorgenommenen  Untersuchung 
die  körperliche  Entwickelung  des die  für  denselben  in  Aussicht  ge- 
nommene Beschäftigung  (die  Art  ist  genau  anzugeben)  ohne  Gefahr  für  seine 
Gesundheit  zulässt".  Bei  den  Arbeitern  in  Bleizucker-  und  Bleifarben- 
fabriken niuss  attesürt  werden:  »dass  die  betreffenden  Personen  nach  dem 
Ergebniss  der  Untersuchung  weder  schwächlich,  noch  mit  Luneen-,  Nerven- 
oder Magenleiden  oder  mit  Alkoholismus  behaftet  sind«.  Für  die  in  Zünd- 
holzfabriken zu  beschäftigenden  Arbeiter  wird  verlangt,  ,dass  sie  nicht  an 
der  Phosphomekrose  leiden  und  vermöge  ihrer  Körperbeschaffenheit  der  Gefahr, 
von  dieser  Krankheit  befallen  zu  werden,  nicht  in  besonderem  Maasse  angesetzt 
sind«.  In  Chromatbetrieben  dürfen  nur  Personen  beschäftigt  werden,  „die 
nicht  mit  Hautwunden,  Geschwüren  oder  Ausschlägen  behaftet  sind",  in 
Akkumulatorenfabriken  nur  solche,  „die  nach  ihrem  Gesundheitszustand 
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b.  die  Abgabe  sachverständiger  Gutachten  bei  den  Verhandlungen 
vor  den  Schiedsgerichten  gemäss  §.  8  des  Gesetzes,  betr.  die 
Abänderung  der  Unfallversicherungsgesetze  vom  5.  Juli  1900 
(IL-G.-B1.,  S.  573).*) 

Abthellang  IIL    OetchlftsfOhrniig. 

Amtlicherschriftverkehr. 

§.  116.  Die  Sprache")  in  dem  amtlichen  Verkehre  soll  knapp  und 
klar,  aber  höflich  und  frei  von  entbehrlichen  Fremdwörtern  sein. 
Sie  soll  sicli  der  allgemein  üblichen  Sprache  des  Verkehres  an- 
schliessen.^ 

Alle  Berichte,  Schreiben  und  Verfügungen  tragen  auf  der  ersten 
Seite  oben  rechts  die  Orts-  und  Zeitangabe,  oben  links  die  Amts- 
bezeichnung („Der  Königliche  Kreisarzt"),  darunter  die  Geschäfts- 
nummer und  bei  längeren  Schriftstücken  eine  kurze  Inhaltsangabe, 
unten  links  die  Adresse.  In  Berichten,  welche  in  der  Regel  auf  den 
ersten  drei  Seiten  in  halber  Breite,  von  da  ab  in  Dreiviertelbreite  des 
Bogens  zu  schreiben  sind,  ist  ausserdem  auf  der  linken  Hälfte  der 
ersten   Seite  noch   die   veranlassende    Verfügung  oder,    dass  ohne 


für  diese  Beschäftigung  geeignet  sind".  Für  die  in  Spiegelbelaganstalten 
zu  beschäftigenden  Arbeiter  ist  eine  Bescheinigung  beizubringen,  „dass  nach 
dem  Ergebniss  der  körp>erlichen  Untersuchung  blondere  Umstände,  welche  von 
der  Beschäftigung  in  einer  Spi^elfabrik  aussergewöhnliche  Nachtheile  für  ihre 
Gesundheit  l^ürchten  lassen,  nicht  vorliegen". 

*)  Siehe  den  Min.-Erl.  vom  16.  September  1901,  Anm.  B  4,  S.  184. 

^  Im  amtlichen  Schriftverkehr  haben  sich  die  Kreisärzte  nach  dem  durch 
nachstehenden  Min.-Erl.  vom  31.  Dezember  1902  mitgetheilten  Staatsministerial- 
bescbluss  vom  23.  Dezember  1902  der  neuen  Rechtschreibung  zu  bedienen: 

«Bezüglich  der  Anwendunc:  der  neuen  Schrdbweise  im  amtlichen 

Verkehr  der  Behörden  hat  das  Königlidie  Staatsministerium  in  seiner  Sitzung 
vom  23.  Dezember  1902  Folgendes  beschlossen: 

,Nachdem  die  verbündeten  R^erungen  in  der  Sitzung  des  Bundesrathes 
vom  18.  Dezember  1902  die  Einführung  einer  einheitlichen  Rechtschreibung 
vereinbart  haben,  wird  hierdwch  angeordnet,  daA  für  die  Schreibweise  in  dem 
amtlichen  Verkehr  der  Behörden  die  im  Auftrage  des  Ministeriums  der  u.  s.  w. 
Medizinalangelegenheiten  herausgegebenen,  in  der  Weidmann  sehen  Buch- 
handlung zu  Berlin  1902  erschienenen  »Regeln  für  die  deutsche  Rechtschreibung 
nd)st  V^rterverzeichnis«  vom  1.  Januar  1903  ab  maassgebend  sind. 

Die  Anordnung  erstreckt  sich  nur  auf  die  Reinschriften  und  Veröffent- 
lichungen. Es  wird  aber  anheimgestellt,  auch  in  den  für  die  Akten  bestimmten 
Entwürfen  die  neue  Schreibweise  anzuwenden. 

Der  bestehende  Vorrath  an  Formularen  und  Stempeln  (Druckplatten)  kann 
aufgebraucht  werden. 

Wegen  des  Gebrauches  der  in  dem  Wörterverzeichnis  voigesehenen  Doppel- 
scfareibungen  einzelner  Wörter  bleibt  weitere  Bestimmung  vorbehalten. 

Das  Königliche  Staatsministerium  erwartet,  dass  auch  die  kommunalen 
und  sonstigen  nicht  staatlichen  Behörden  sich  der  neuen  Rechtschreibung  in 
dem  vorbezeichneten  Umfange  bedienen  werden.   — 

Die  nachgeordneten  Behörden  veranlasse  ich,  demgemäss  sowohl  für  Ihre 
eigenen  Beamten,  insbesondere  die  Kanzleien,  wie  auch  für  die  Ihnen  unter- 
gd>enen  Geschäftsstellen  ungesäumt  die  nöthigen  Anordnungen  zu  treffen. 
Dabei  wird  es  sich  empfehlen.  Jedem  Beamten  ein  Exemplar  des  vorbezeichneten, 
im  Buchhandel  zu  beziehenden  Regelbuches  aus  Fonos  der  Behörde  zugehen 
zu  lassen.' 

Ein  derartiges  Exemplar  hat  jeder  Kreisarzt  erhalten. 

•)  Betreffs  Vermeidung  von  Fremdwörtern  s.  Min.-Erl.  vom  10.  Februar 
1899,  Bd.  I,  S.  37;  desgleichen  siehe  No.  1  der  Grundzüge  für  den  Schrift- 
verkehr sowie  Anm.  1  d  dazu,  S.  298. 
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solche  berichtet  werde,  zu  vermerken.  Auch  Erwiderungen  auf 
Schreiben  gleichgestellter  Behörden  sind  mit  einem  Hinweis  auf 
das  veranlassende  Schriftstück  zu  versehen,  z.  B. 

„Auf  das  Schreiben  vom Nr.    .    .    ." 

In  allen  Schriftstücken  ist  ohne  Eingangsformel  sofort  mit  der 
Sachdarstellung  zu  beginnen. 

Bei  Einreichung  von  Verzeichnissen,  Uebersichten,  Nachweisun- 
gen und  dergl.  unterbleiben  alle  'Begleitberichte,  sofern  sie  nicht 
einen  selbstständigen  Inhalt  haben.  Auf  der  ersten  Seite  ist  der 
Inhalt  des  Schriftstückes  und  die  veranlassende  Verfügung,  sowie  die 
Amtsbezeichnung  des  Absenders  und  der  empfangenden  Behörde 
anzugeben. 

Vergl.  die  „Grundzüge  zu  Anordnungen  über  den  Geschäftsver- 
kehr der  Preussischen  Staats-  und  Kommunalbehörden",  Min.-Bl. 
sf .  d.  i.  V.  1897,  S.  145  (s.  nachstehend). 

Die  für  die  Berichterstattung  gesetzten  Fristen  sind  pünktlich 
einzuhalten;  ist  dies  besonderer  Umstände  halber  nicht  möglich, 
so  ist  rechtzeitig  die  Bewilligung  einer  Nachfrist  nachzusuchen.') 

Maassgebend  für  den  Schriftverkehr  bei  Behörden  sind  die  nachstehenden 
durch  das  Königh'che  Staatsministerium  festgestellten  Qrandzüge  zu  An- 
ordnong«!!  über  den  GescUftsverkehr  der  Preussischen  Staats-  und 
KommanalbehOrdeii»  die  von  jedem  Ressortminister  —  von  dem  Minister  der 
Finanzen  und  des  Innern  durch  Runderlass  vom  12.  August  1897,  von  dem 
Kultusminister  durch  Runderlass  vom  21.  Oktober  1897  -  den  ihm  nach- 
geordneten Behörden  ziu- Beachtung  mitgetheilt  sind  mit  der  Anweisung,  „dass 
die  Anordnungen  Geltung  haben  sollen  nicht  nur  für  den  Verkehr  der  Behörden 
untereinander,  sondern  auch  mit  Behörden  anderer  Dienstzweige  und  für  den 
Verkehr  mit  dem  Publikum.  In  den  Erlassen  sind  noch  einzelne  besondere 
Bestimmungen  getroffen,  die  nachstehend  an  zutreffender  Stelle  eingefügt  sind.  Die 
Orundzfige  lauten: 

„1.  Amtsstil.  Die  Schreibweise  der  Behörden  soll  knapp  und  klar 
sein,  ihrer  Stellung  zu  einander  und  zum  Publikum  auch  in  der  Form  ent- 
sprechen und  sich  der  allgemein  üblichen  Sprache  des  Verkehrs  anschliessen. 
Entbehrliche  Fremdwörter,  veraltete  Kanzleiausdrücke  und  überflüssige  Kurialien 
sind  zu  vermeiden. 

Der  in  engen  Grenzen  zu  haltende  Gebrauch  von  Höflichkeitswendungen 
muss  wesentlich  dem  Taktgefühl  überlassen  bleiben.  Sie  können  auf  Ausdrücke 
»gehorsamst,  ergebenst«  oder  »geneigtest,  gefölligst"  beschränkt  oder,  sofern 
nur  die  erforderliche  Höflichkeit  der  Ausdrucksweise  im  Uebrigen  gewahrt 
wird,  ganz  weggelassen  werden.  Unter  dieser  Voraussetzung  kann,  namentlich 
in  dem  Verkehr  der  Behörden  untereinander,  von  den  Anreden  ,» Hochgeboren" 
und  »Hochwohlgeboren«  abgesehen  werden;  die  Anrede  .Wohlgeboren "  ist 
allgemein  zu  beseitigen.  Häufungen  und  Steigerungen,  wie  z.  B.  »beehre  mich 
ergebenst,  sehr  gehorsamst,  ganz  ergebenst*  sind  zu  vermeiden,  desgleichen 
eine   häufigere   Anwendung  der  Anreden    »Hochwohlgeboren,   Hochgeboren, 

*)  Die  Frist  ist,  soweit  sie  nicht  besonders  für  periodische  Berichte 
allgemein  festgesetzt  ist,  in  der  Regel  am  Schluss  der  betreffenden  Verfügung 
angegeben.  Fehlt  eine  solche  Bestimmung,  so  sind  mit  »sofort"  bezeichnete  Sachen 
binnen  3  Tagen,  mit  »eilig"  bezeichnete  binnen  8  Tagen,  alle  anderen  binnen 
14  Tagen  zu  erledigen.  Für  die  Berichte  des  Reg.-Präsidenten  an  die  Zentral- 
instanz verlängern  sich  diese  Fristen  entsprechend  auf  8  Tage,  14  Tage  und  4 
Wochen  (Min.-Eri.  vom  6.  Januar  1894). 
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Exzellenz  u.  s.  w.",  die  im  Uebrigen  durch  die  dtifechen  Ffirwörter  zu  er- 
setzen sind.^) 

Für  Berichte  an  den  Landesherm,  Schreiben  an  Fürstliche  Personen 
und  fOr  ähnliche  besondere  Fälle  behält  es  bei  den  bisherigen  Formen  sein 
Bewenden.') 


^)  Hierzu  sagen  die  Erl.  vom  12.  August  bezw.  21.  Oktober  1897: 

a)  »Die  Qrundzfige  bezwecken,  den  Geschäftsgang  zu  vereinfachen  und 
das  Schreibwerk  zu  vermindern.  Die  Verfolgung  dieses  Zieles  darf  nicht  dazu 
führen,  dass  die  Ausdrucksweise  in  dem  Verkehr  der  Behörden  untereinander, 
namentlich  in  den  Berichten  der  nachgeordneten  an  die  vorgesetzten  Behörden, 
ungehörig  oder  gej^enüber  dem  Publikum  unhöflich  wud. 

b)  Die  Kunalien  »gehorsamst  u.  s.  w.«  und  die  Anreden  »Hoch-  und 
Hoch  wohlgeboren"  sind  im  Verkehr  unter  den  Behörden  wegzulassen;  inwie- 
weit sie  im  Verkehr  mit  dem  Publikum  wegzulassen  sind,  muss  dem  Taktgefühl 
überlassen  bleiben. 

c)  Für  den  Verkehr  mit  den  kirchlichen  Behörden  und  den  Geistlichen 
sind  die  von  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  zu  bestimmenden 
Formen  allgemein  maassgebend. 

d)  Die  richtige  Wiedergabe  entbehrlicher  Fremdwörter  wird  durch  Wörter- 
bücher, wie  das  vom  Allgemeinen  Deutschen  Sprachverein  herausgegebene 
„Die  Amtssprache"  (Berlin  1897)  erleichtert." 

*)  Für  die  Prädlkato»  Titel  und  Karlallen  bei  Berichten,  Eingaben  u.s.w. 
an  den  Landesherrn,  an  Fürstliche  und  hochgestellte  Personen  u.  s.  w. 
gelten  folgende  Vorschriften:  Bei  Berichten  u.  s.  w. 

1.  An  den  Kaiser  oder  die  Kaiserin: 
Ueberschrift: 

a)  AUerdurchUuchtigster  Grossmächti^er  Kaiser  und  König! 

AUergnädigster  Kaiser,  König  und  Herr! 

b)  AUerdurchlauchtigste  Orossmächtigste  Kaiserin  und  Königin! 

Allergnädigste  Kaiserin,  Königin  und  Frau! 
Adresse: 

a)  Seiner  Majestät  dem  Deutschen  Kaiser  und  König  von  Preussen 

oder: 

An  des  Kaisers  und  Königs  Majestät. 

b)  Ihrer  Majestät  der  Deutschen  Kaiserin  und  Königin  von  Preussen 

oder: 

An  Ihre  Majestät  die  Kaiserin  und  Königin. 
Die  Anrede  Uutet  übereinstimmend: 

Euere  Kaiserliche  und  Königliche  Majestät. 
Im  Texte  werden  die  Worte:  „Euere  Majestät,  Euere  Kaiserliche  Majestät 
bezw.  allerunterthänigst,  ehrfurchtsvoll,  in  tiefster  Ehrfurcht,  ehrerbietigst"  ab- 
wechselnd gebraucht,  während  die  Redewendungen:  „eehorsamst,  beehre  idi 
mich  oder  verfehle  ich  nicht"  zu  vermeiden  sind.  Das  Schreiben  schliesst  mit 
den  Worten: 

In  tiefster  Ehrfurcht  (Demuth)  verharre  ich 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  allerunterthänigster, 
treugehorsamster  u.  s.  w. 
2.  An  den  Kronprinzen  des  Deutschen  Reichs  und  von  Preussen. 
Ueberschrift: 

Durchlauchtigster  Kronprinz! 

Gnädigster  Kronprinz  und  Herr! 
Adresse: 

Seiner  Kaiserlichen  und  Königlichen  Hoheit  dem  Kronprinzen  des 
Deutschen  Reichs  und  Kronprinzen  von  Preussen,  oder: 

An  des  Kronprinzen  kaiserliche  und  Königliche  Hoheit 
Die  Anrede  lautet: 

Euere  Kaiserliche  und  Königliche  Hoheit 
Im  Texte  werden  die  Worte:  „untcrthänigst  und  ehrfurchtsvoll,  ehrer 
bietigst"  abwechselnd  gebraucht    Das  Schreiben  schliesst  mit  den  Worten: 
In  tiefster  Ehrfurcht  verharre  ich 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Hoheit  unter 
thänigster  u.  s.  w. 
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3.  An  einen  Prinzen  oder  eine  Prinzessin  des  Königlchen  Hauses. 
Ueberschrift: 

a)  Durchlauchtigster  Prinz! 

Gnädigster  Prinz  und  Herr! 

b)  Durchlauchtigste  Prinzessin! 

Gnädigste  Prinzessin  und  Frau! 
Adresse: 

a)  An  den  Prinzen  N.  N.  von  Preussen,  Königliche  Hoheit. 

b)  An  die  Frau  Prinzessin  (Vorname  des  Gemahls)  von  Preussen, 
Königliche  Hoheit 

c)  An  die  Prinzessin  (eigener  Vorname)  von  Preussen,  Königliche 
Hoheit. 

Die  Anrede  lautet  fibereinstimmend: 

Euere  Königliche  Hoheit! 
Im  Texte  werden  die  Worte:  „unterthänigsl,  ehrerbietigst"  abwechselnd 
gebraucht.    Das  Schreiben  schliesst  mit  den  Worten: 

In  grösster  Ehrerbietung  verharre  ich: 

Euerer  Königlichen  Hoheit  unterthänigster  u.  s.  w. 
4.  An  den  Fürsten  zu  Hohenzollern  und  dessen  Gemahlin. 
Wie  zu  3,  nur  Titel  „Fürst  und  Fürstin"  statt  „Prinz  und  Prinzessin"; 
ausserdem  werden  im  Text  die  Worte  „ehrfurchtsvoll  und  direrbietigst"  gebraudit 
und  geschlossen  mit  den  Worten: 

In  tiefister  Verehrung  verharre  ich 

Euerer  KönigT.  Hoheit  unterthänigster  u.  s.  w. 
5.  Von  den  übrigen  souveränen  Ffirstenfamilien  des  Deutschen  Reiches 

erhalten: 

a)  die  Könige  und  deren  Gemahlinnen  das  Prädikat  „Majestät*',  die 
Königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  „Königliche  Hoheit" ; 

b)  die  Grossherzoge,  Erbgrossherzoge  und  deren  Gemahlinnen 
das  Prädikat  „Königliche  Hoheit",  die  nachgeborenen  Mitglieder, 
welche  von  den  Souveränen  in  direkter  männlicher  Linie  abstammen, 
das  Prädikat  „Grossherzogliche  Hoheit"; 

c)  die  Herzoge  und  Erbprinzen  sowie  deren  Gemahlinnen  das 
Prädikat  „Hoheit",  die  übrigen  Mitglieder  dieser  Häuser  das  Prädikat 
,.Hoheit"  oder  „Durchlaucht*'. 

d)  die  Fürsten,  deren  Gemahlinnen  und  Nachkommen  das  Prädikat 
„Durdilaucht". 

Ueberschrift,  Anrede  und  Adresse  regeln  sich  unter  Berücknchtigung 
dieser  Prädikate  und  den  vorher  unter  1-4  gegebenen  Vorschriften. 

6.  Von  den  nicht  souveränen  Fürstlichen  Familien  des  Deutschen 
Reiches  erhalten  die  jedesmaligen  Häupter  und  deren  Gemahlinnen  das 
Prädikat  „Durchlaucht",  die  übrigen  Familienmitglieder  ebenfalls,  soweit 
sie  zu  den  vormals  reichsständischen  Fürstlichen  Familien  gehören,  andernfalls 
„Fürstliche  Gnaden".  Die  Anrede  lautet:  „Euere  Durchlaucht"  oder 
„Euere  Fürstliche  Gnaden";  im  Texte  werden  die  Worte  „Hochdieselben,  Ge- 
horsamst" bezw.  „ganz  ergebenst"  gebraucht 

7.  Das  Prädikat  „Erlaucht"  erhalten  die  Häupter  einzelner  Gräflichen 
Familien  des  Deutschen  Reiches  z.  B.  die  Grafen  von  Isenburg-Meerholz,  von 
Isenbui^g-Wächtersbach  u.  s.  w.;  den  nachgeborenen  Mitgliedern  steht  aber  nur 
das  Priidikat  ,.Hochgeboren"  zu,  ebenso  wie  allen  übrigen  Grafen  und 
Gräfinnen,  während  den  Personen  Freiherrlichen  Standes  gegenüber  vielfach 
das  Prädikat  „Hoch-  und  Wohlgeboren"  gebraucht  wird. 

8.  Das  Prädikat  „Exzellenz"  gebührt  den  Staatsministem,  Staats- 
sekretären der  Reichsämter,  den  im  Amte  befindlichen  Oberpräsidenten,  den 
Obersten  und  Ober- Hofchargen,  den  Rittern  des  Schwarzen 
Adler-Ordens,  den  Wirklichen  Geheimen  Räthen,  den  General-Feld- 
marschällen und  Generalobersten,  den  Generalen  von  der  Infanterie. 
Kavallerie  und  Artillerie,  den  General-Lieutenants,  den  Admiralen  und 
Vizeadmiralen  und  den  Botschaftern. 

9.  Das  Prädikat  „Magnifizenz"  erhalten  die  regierenden  Bürger- 
meister der  freien  und  Hansastädte  sowie  die  Rektoren  einer  Universität 
und  der  technischen  Hochschulen. 

10.  Von  der  evangelischen  Geistlichkeit  führen  die  Bischöfe 
das  Priidikat  „Bischöfliche  Hochwürden",  die  General-Superinten- 
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Als  Vorbild  für  die  Sprachreinheit  kann  das  BQrgerliche  Oeseizbuch 
dienen;  die  Schrift  Rothe's  »lieber  den  Kanzleistil«  giebt  geeignete  Finger- 
zeige fQr  eine  richtige  Ausdrucksweise.« 

2.  Form  der  Schriftstücke  im  Allgemeinen.  Alle  Berichte, 
Schreiben  und  Verfügungen  tragen  auf  der  ersten  Seite  des  Schriftstücks  oben 
rechts  die  Orts-  und  Zeitangabe,  oben  links  die  Amtsbezeichnung  der 
schreibenden  Behörde,  darunter  die  Oeschäftsnummer,  bei  längeren  Schrift- 
stücken eine  kurze  Inhaltsangabe,  sowie,  wenn  Anlagen  beizufügen  sind,  deren 
Zahl  und  nöthigenfalls  deren  kurze  Bezeichnung,  unten  links  die  Adresse.^)*) 


deuten,  Superintendenten  und  Konsistorialräte  das  Prädikat  „Hoch- 
würden", die  übrigen  Geistlichen  das  Prädikat  „Hochehrwürden". 

11.  Von  der  katholischen  Geistlichkeit  erhalten  die  Kardinäle 
das  Prädikat  „Eminenz",  der  Fürstbischof  von  Breslau,  sofern  er  nicht 
Kardinal  ist,  das  Prädikat  „Fürstliche  Gnaden",  die  Erzbischöfe  das 
Ftädikat  „Erzbischöfliche  Gnaden",  die  Bischöfe  und  Weihbischöfe 
das  Prädikat  „Bischöfliche  Hoch  würden",  die  Mitglieder  der  Metrepolitan- 
und  Domkapitel  (z,  B.  Domprobst,  Domdechant,  Domherr)  sowie 
Pfarrer,  welche  kirchenregimentliche  Aemter  bekleiden  (z.  B.  Dechant,  Erz- 
priester), das  Prädikat  „Hochwürden",  alle  anderen  Priester  das  Prädikat 
„Hochehrwürden". 

12.  Das  Prädikat  „Hochwohlgeboren"  steht  zu:  allen  Beamten,  welche 
den  Rang  der  Räthe  IV.  Klasse  haben  oder  zu  einer  höheren  Rangklasse  ge- 
hören, sofern  ihnen  nicht  ein  höheres  Prädikat  gebührt,  allen  Offizieren  im 
aktiven  Dienst  und  allen  Personen  des  Adelstandes,  sofern  nicht  ihre  niedere 
Stellung  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  eine  Ausnahme  hiervon  begründet. 

13.  Das  Prädikat  „Wohlgeboren"  stand  früher  allen  Beamten  der 
V.  Ranfklasse  sowie  den  Subalternbeamten  zu,  wird  jedoch  von  den  Behörden 
(vergl.  No.  1,  Abs.  2  der  Grundzüge)  nicht  mehr  angewendet. 

14.  Das  Prädikat  „Herr"  ist  in  der  Adresse  allen  Personen  zu  gewähren, 
welchen  nach  ihrem  Stande  und  Range  im  gesellschaftlichen  Leben  diese  An- 
rede beigelegt  zu  werden  pflegt. 

^)  a)  Beispiel  für  einen  Bericht  an  eine  vorgesetzte  Behörde. 
Kreisarzt  des  Kreises 

M.  M.,  den  15.  April  1903. 

J.-N.  445. 
Bericht  Die  Wasserleitung:  zu  M.  ist  von  mir 

über  die  Besichtigung  der  Wasserleitung    am  10.  d.  M.  besiditigt. 

zu  M.  Sie  ist  seit  14  Tagen  in  Betrieb  ge- 

1  Anlage.  nommen  u.  s.  w. 

Zur  Verfügung  vom  30.  März  1903. 

N.  793,  I.  M.  Dr.  S. 

An  den  Herrn  Re^erungspräsidenten 
zu  Mmden. 
b)  Beispiel  zu  einem  Schreiben  an  eine  beigeordnete  Behörde: 
Kreisarzt  des  Kreises 

M.  M.,  den  16.  Mai  1903. 

J.-N.  520. 
Betrifft  Wochenbettfieber  in  H. 
An  den  Herrn  In  Folge  Anzeige  der  Hebamme  C.  z.  H.  über  einen 

Landrath  daselbst  vorgekommenen   Fall  von  Wochenbettfieber  habe 

in  ich  am  gestngen  Tage  eine  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle 

M.      vorgenommen  und  dabei  Folgendes  festgestellt  u.  s.  w. 

Dr.  S. 
^  Sämmtliche  Schriftstücke  müssen  sauber  nnd  ordentlich  geschrieben 
sein,  die  Zeilen  müssen  gleich  weit  stehen  und,  abgesehen  von  Absätzen,  senkrecht 
unter  einander  anfangen  und  aufhören.  Ausradieren,  Durchstreichen,  Unter- 
schreiben oder  sonstige  Verbesserungen  müssen  vermieden  werden.  Abkürzungen 
sind  nur  in  beschränktem  Maasse  zulässig,  Ortsnamen  und  Personennamen 
werden  am  zweckmässigsten  mit  lateinischer  Schrift  geschrieben.  Handelt  es 
sich  um  Reinschriften,  so  hat  der  Kreisarzt  deren  Richtigkeit  vor  Abgang 
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In  den  Schriftstücken  unterbleibt  die  bisher  übliche  Eingangsformel,  die 
Wiederholung  des  in  der  Inhaltsangabe  bereits  Gesagten,  der  Ergebenhdtsstrich 
und  vor  der  Unterschrift  die  Wiederholung  der  auf  der  ersten  Seite  bereits 
angegebenen  Amtsbezeichnung  der  schreibenden  Behörde. 

Schriftstücke  von  mehr  als  vier  Seiten  sind  mit  Blatt-  oder  Seitenzahlen 
zu  versehen. 

3.  Beifügung  von  Anlagen.  Soweit  es  für  die  geschäftliche  Be- 
handlung förderlich  erschaut,  sind  die  Anlagen  zu  Heften  zu  vereinigen,  auf 
deren  Umschlag  der  Inhalt  kurz  zu  bezeichnen  ist.  Die  losen  Anlagen  und 
die  Anlagehefte  sind  nach  Bedüriniss  mit  der  Qeschäftsnummer  des  Schriftstücks, 
zu  dem  sie  gehören,  mit  einem  Zeichen  (z.  B.  I,  II,  III  oder  A,  B,  C)  und  mit 
Blatt-  oder  Seitenzahlen  zu  versehen. 

Bei  der  Bezugnahme  auf  Anlagen  genügt  meist  die  Angabe  des  Zeichens 
und  des  Blattes  (der  Seite),  z.  B.  »Nach  Anlage  B.  BL  9  ist  .  .  .« 

4.  Form  der  Berichte  Berichte  sind  in  der  Rq;el  auf  den  ersten 
drei  Seiten  in  halber  Breite,  von  da  ab  in  Dreiviertelbreite  des  Bogens  zu 
schreiben.^) 


jedesmal  zu  kontroUiren,  damit  keine  Schreibfehler  stehen  bleiben.  Auf  dem 
Konzept  ist  das  Datum  der  Absendung  der  Reinschrift  zu  vermerken. 

Niemals  dürfen  in  einem  Berichte  bezw.  Schreiben  an  sich  ver- 
schiedene Sachen  erledigt  werden,  sondern  jede  ist  stets  in  einem  besonderen 
Bericht  u.  s.  w.  zu  behandeln,  auch  wenn  sie  an  dieselbe  Adresse  eehen. 
Dag^en  ist  es  nicht  nur  statthaft,  sondern  sogar  vorgeschrieben,  mehrere  Sachen 
an  eine  Adresse  in  demselben  Umschlag  abzusenden. 

1)  Zu  Berichten  und  Eingaben  an  Vonj;esetzte  ist  weisses,  einwand- 
freies, den  amtlichen  Zwecken  entsprechendes  und  gut  beschnittenes  Papier  in 
Reichsformat,  33  cm  hoch  und  21  cm  breit  (also  Bogengrösse:  33  X  ^2  cm), 
zu  verwenden  (Min^-Erl.  vom  5.  Juni  1887).  Für  Privatbriefe,  sowie  für 
Schreiben  an  gleich  geordnete  und  unterstellte  Behörden  sind  auch  Briefbogen 
im  Quartformat  (26  X  21  cm),  bei  kurzen  Anzeigen  Viertelbogen  zulässig  (s. 
oben  No.  4,  Abs.  4).  Derartige  Schriftstücke  sind  am  Kopf  nur  mit  der  Firma 
und  der  Joumalnummer  zu  bezeichnen  und  auf  Dreiviertelbogen  zu  schreiben 
(s.  Beispiel  b,  Anm.  1,  S.  300). 

betreffs  der  Beschaffenheit  des  Papieres  sind  nach  dem  Erl.  der 
Min.  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  15.  Februar  1892  die  von  dem  Staats- 
ministerium beschlossenen  Vorschriften  für  die  Lieferung  und  Prüfung 
von  Papier  zu  amtlichen  Zwecken  vom  17.  November  1891  maassgebend. 
Danach  ist  für  zu  dauernder  Aufbewahrung  bestimmter  Schriftstücke  Aktenpapier 
und  zwar  zu  Reinschriften  Normalpapier  3a,  zu  Konzepten  Normalpapier  3b  (also 
Papier  aus  Hadern  mit  Zusatz  bis  zu  25®/«  von  Zellulose,  Strohstoff,  Esparto,  aber 
frei  von  Holzschliff  mit  nicht  mehr  als  5  %  Asche  und  einem  Gewicht  von 
13  Kilo  für  1000  Bogen)  zu  gebrauchen,  während  für  Papiere,  die  für  den  gewöhn- 
lichen Gebrauch  bestimmt  sind  und  nur  einige  Jahre  in  Akten  u.  s.  w.  auf- 
bewahrt werden,  Normalpapier  4a  zu  Reinschriften  und  4b  zu  Konzepten  (also 
Papier  von  beliebiger  Storfzusammensetzung,  jedoch  ohne  Zusatz  von  Holzschliff, 
und  nicht  mehr  als  15  %  Asche  und  mindestens  12  Kilo  Gewicht  für  1000  Bogen) 
gestattet  ist.  Beide  Papiersorten  müssen  ebenso  wie  die  für  Urkunden  von 
reinen  Hadern  hergestellten  Papiere  (Normalpapierc  1  u.  2a  u.  b)  mit  einem 
Wasserzeichen  versehen  sein,  das  die  Firma  des  Erzeugers  (Fabrikanten)  in 
Buchstaben,  sowie  neben  dem  Worte  »Normal«  das  Zeichen  der  Verwendungs- 
klasse enthalten  soll;  nur  solches  Papier  ist  jedoch  zulässig,  dessen  Wasserzeichen 
von  der  betreffenden  Firma  bei  aer  Königlichen  mechanisch-technischen  Ver- 
suchsanstalt in  Charlottenburg  angemeldet  ist. 

Alle  Beamten,  also  auch  die  Medizinalbeamten,  sind  durch  Min.-Erl. 
vom  14.  Dezember  1895  verpflichtet,  auch  bei  einem  geringeren  jährlichen 
Papierbedari  als  300  M.,  wenigstens  ein  um  das  andere  J^r  die  eine  oder 
andere  Sorte  des  beschafften  Papiers  bei  der  vorgenannten  Anstalt  prüfen  zu 
lassen.  Die  aus  der  Dienstaufwandsentschädigung  zu  tragenden  Prüfungskosten 
belaufen  sich  auf  20  M.  für  jede  Papiersorte.    Nach  dem  Erlass  des  Hnanz- 
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Auf  der  linken  Hälfte  der  ersten  Seite  ist  ausser  den  allgemdn  vor- 
geschriebenen Angaben  (No.  2)  noch  die  veranlassende  Verfügung^)  oder,  dass 
ohne  solche  berichtet  wode,  zu  vermerken,  auch  der  Name  des  Berichterstatters 
anzugeben,  soweit  dessen  Benennung  vorgeschrieben  ist 

Der  in  dem  Berichte  etwa  gestellte  Antrag  ist  äusserlich  hervorzuheben; 
unter  Umständen  kann  es  sich  empfehlen,  ihn  an  den  Eingang  des  Berichts 
zu  stellen. 

Handelt  es  sich  um  kurze  Anzeigen,  so  kann  die  Form  einer  Meldung 
auf  einem  Viertelbogen  gewählt  werden,  auf  welche  die  Vorschriften  der  beiden 
ersten  Absätze  keine  Anwendung  finden.  Für  Berichte  an  den  Landesherm  und 
ähnliche  besondere  Fälle  behält  es  bd  der  bisherigen  Form  sdn  Bewenden. 

5.  Form  der  Erwiderungen.  Erwiderungen  auf  Schrdben  gleich- 
gestellter und  auf  Berichte  nachgeordneter  Behörden  sind  ausser  mit  den 
allgemdn  vorgeschriebenen  Angaben  (No.  2)  noch  mit  dnem  Hinweis  auf  das 
venuiiaasende  Schriftstück  zu  versehen,  z.  B.  »Auf  das  Schrdben  (den  Bericht) 
vom  .  .  .  Nr.  .  .  .• 

6.  Einreichung  von  Verzeichnissen.  Bei  Einreichung  von  Ver- 
zdchnissen,  Uebersiditen,  Nachwdsungen  und  dergleichen  unterbleiben  alle 
Begldtberichte,  sofern  sie  nicht  einen  selbstständigen  Inhalt  haben.  Auf  der 
ersten  Seite  ist  der  Inhalt  des  Schriftstücks  und  die  veranlassende  Verfügung, 
nach  Bedüriniß  auch  die  Amtsbezeichnung  der  absendenden  und  der  empfangen- 
den Behörde  anzugeben. 

7.  Adresse  für  Einzelbeamte.  Bd  Schriftstücken  an  Einzelbeamte, 
die  dne  Behörde  vertreten,  ist  in  der  Innen-  und  Außenadresse  der  Name  des 
Beamten  nur  dann  anzugeben,  wenn  es  sich  um  persönliche  Angdegenheiten 
des  Empfängers  handelt  oder  wenn  besondere  Verhätnisse  dies  erioidem.') 

Wird  der  Name  nicht  angegeben,  so  sind  etwaige  persönliche  Titel  des 
Empfängers,  z.  B.  „Wirklicher  Oehdmer  Rath",  und  dem  Namen  beizufügende 
Prädikate,  z.  B.  „Exzellenz",  gldchfalls  wegzulassen,  also  „An  den  Herrn 
Minister  des  Innern  in  Berlin",  „An  den  Herrn  Oberpräsidenten  in  Breslau"  u.  s.  w 

Soll  erkennbar  gemacht  werden,  daß  das  Schriftstück  nur  von  dem  Em- 
pfänger geöffnet  werden  darf,  so  ist  die  persönliche  Adresse  mit  dem  Vermerk 
„Eigenhändig"  anzuwenden. 

8.  Mündlicher  Verkehr.  Der  schriftliche  Verkehr  zwischen  Ab- 
thdlungen  derselben  Behörde  und  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch  zwischen 
verschiedenen  Behörden,  namentlich  den  an  demselben  Orte  befindlichen,  ist  zu 
vermeiden,  soweit  seine  Ersetzung  durch  mündliche  Besprechung  thunlich 
erscheint  Nöthigenfalls  ist  dn  ktuzer  Vermerk  über  die  Unterredung  zu  den 
Akten  zu  bringen. 

9.  Telephon-  und  Telegraphenverkehr.  Von  Telephon-  und  Tele- 
graphenverkehr ist,  sofern  dies  als  zweckentsprechend  gelten  kann,  ausgiebiger 
Gebrauch  zu  machen. 


ministers  vom  9.  März  1897  und  des  Min.  d.  Innern  vom  18.  August  1900 
wird  den  Beamten  Jedoch  eine  Ermässigung  von  20  %  gewährt.  Genügt  das 
geprüfte  Papier  nicht  den  Anforderungen,  so  hat  der  Lieterant  die  Prüfungs- 
gebühren zu  zahlen. 

^)  Erfolgt  die  Berichterstattung  nach  Eriass  einer  Erinnerung,  so  ist  auch 
das  Datum  der  Erinnerung  beizufügen.  Ist  ein  schriftlicher  Vorgang  nicht 
vorhanden,  so  ist  dies  durch  Vermerk  »ohne  Vorgang'*  kenntlich  zumachen. 

*)  Berichte  auf  Erlasse,  die  von  mehreren  Ministern  ausgehen,  sind 
unter  der  äußeren  Adresse  des  Ministers  abzusenden,  dessen  Amtsbezeichnung 
sich  auf  der  ersten  Seite  des  Erlasses  oben  links  bdindet  (Min.-Erl.  vom 
12.  August  und  21.  Oktober  1897). 
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Unter  der  Küne  des  Telegrammstils  darf  die  Deutlichkeit  nicht  leiden. 

10.  Urschriftlicher  Verkehr.  Soweit  angängig,  namentlich  wenn  der 
Inhalt  abzusendender  Schriftstücke  fflr  die  Akten  entbehrlich  ist  oder  die  Zurück- 
behaltung von  Vermerken  genügt,  ist  für  Schreiben  und  Erlasse,  für  kune 
Berichte  und  Beischriften  die  urschriftliche  Form  zu  wählen,  wobei  die  Nieder- 
schrift je  nach  Lage  des  Falles  entweder  auf  das  veranlassende  Schriftstück 
selbst  oder  auf  einen  darum  zu  legenden  Bogen  gesetzt  wird. 

Bei  Anwendung  der  urschriftlichen  Form  fallen  die  sonst  vorgeschriebenen 
Angaben  (No.  2,  4  und  5),  soweit  sie  entbehrlich  sind,  weg. 

Bei  der  Genehmigung  von  Anträgen  wird  es  oft  genügen,  den  Antrag 
mit  dem  Vermerk  „Oenehmigt"  dem  Berichterstatter  nöthigenfalls  unter  Be- 
dingung der  Rückgabe  und  zur  Entnahme  von  Anlagen  zurückzusenden. 

11.  Postkarte  Die  Benutzung  von  Postkarten  ist  zulässig,  soweit  eine 
unverschlossene  Mittheilung  in  dieser  Form  unbedenklich  erscheint 

12.  Abschriften  und  Aktenvermerke.  Die  Anfertigung  von  Ab- 
schriften solcher  Schriftstücke,  die  an  andere  Behörden  oder  zu  anderen  Akten 
abgegeben  werden,  ist  in  allen  geeigneten  Fällen  durch  einen  kurzen  Vermerk 
in  den  Akten  oder  in  den  Geschäftsbüchern  zu  ersetzen.')  Zur  Vermeidung  von 
Abschriften  können  Verfügungen  durch  Vermittdung  der  nachgeordneten 
Behörden,  für  welche  dann  die  Entnahme  eines  Vermerks  zu  ihren  Akten  oder 
Geschäftsbüchern  genügt,  den  Empfängern  übermittelt  werden. 

13.  Formulare.  Für  häufig  wiederkehrende  Fälle  sind  in  möglichster 
Ausdehnung,  und  zwar  zu  Entwürfen,  Urschriften  und  Reinschriften  Formulare 
zu  verwenden.  Formulare,  deren  Ausfüllung  einfach  ist,  sind,  namen  tlich  im  urschrift- 
lichen Verkehr,  thunlichst  von  dem  Bearbeiter  (Referenten,  Dezernenten)  unmittel- 
bar auszufüllen.  In  geeigneten  fallen  (z.  B.  bei  Kassenverfügungen)  verfügt 
der  Bearbeiter  die  Benutzung  eines  Formulars,  welches  dann,  ohne  Anfertigung 
eines  Entwurfs,  sogleich  in  Reinschrift  ausgefüllt  zur  Vollziehung  voi^elegt  wird 
(veiigl.  No.  12). 

14.  Mechanische  Hülfsmittel.  Von  mechanischen  Hülfsmitteln 
(Schreibmaschinen,  Stempeln,  Kopirpressen,  Hektographen  und  dergl.)  ist  aus- 
giebiger Gebrauch  zu  machen.*)  Namensstempel  statt  Unterschrift  dürfen  nur 
mit  Genehmigung  der  Zentralstelle  verwendet  werden. 

Bei  Runderlassen,  deren  Veröffentlichung  in  'amtlichen  Blättern  nicht 
erfolgt  oder  nicht  ausreicht,  empfiehlt  es  sich,  die  für  den  Gebrauch  der  nach- 
geordneten Behörden  erforderliche  Anzahl  von  Abdrücken  an  der  obersten 
Stelle  fertigen  und  den  Erlassen  beifügen  zu  lassen. 

16.  Bureaueinrichtungen.  Durch  wiederholte  Prüfungen  und  nöthigen- 
falls durch  den  Erlaß  von  Bureauordnungen,  in  denen  über  die  Geschäfts- 
vertheilung,  Anlegung  der  Akten,  Geschäftsbücher,  Verzeichnisse,  Formulare 
u.  s.  w.  Bestimmung  getroffen  wird,  ist  auf  möglichste  Vereinfachung  des  Ge- 
schäftsganges in  den  Bureaus  hinzuwirken. 


0  Ist  es  zum  Verständniss  für  den  Sachverhalt  erforderlich,  so  sind  nicht 
nur  vollständige  Konzepte  der  abgehenden  Schriftstücke,  sondern  auch  Ab- 
schriften der  Anlagen,  sowohl  der  von  anderer  Seite  eingegangenen,  als  der 
selbst  beigefügten  zurückzubehalten. 

*)  Insb^ndere  von  Papierboeen  mit  eingedruckter  Firma,  Umschlägen  mit 
eingedruckten  Adressen  u.  s.  w.  Ist  die  Adresse  des  Empfängers  vollständig 
vorgedruckt  (z.  B.  »an  den  Herrn  Landrath  zu ^,  «an  die  Ortspolizei- 
behörde zu "),  so   kann  auf  den  Briefumschlägen  und  Packetadressen 

auch  der  Aversionirungsstempel  gleichfalls  aufgedruckt  sein  (Erl.  v.  26.  12.  1894, 
No.  4  und  V.  16.  Juli  1898). 
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16.  Bureau  verkehr.  Für  einfache  Rückfragen  kann  ein  unmittelbarer 
Verkehr  zwischen  den  Bureaus  von  Behörden  desselben  Dienstzweiges  innerhalb 
bestimmter  Orenzen  und  unter  sorgfältiger  Beaufsichtigung  nachgelassen  werden. 

17.  Kosten.  Bei  dem  gesammten  Geschäftsverkehr  ist  auf  die  möglichste 
Vermeidung  von  Kosten  gebührend  Bedacht  zu  nehmen.« 

Jahresbericht. 
§.  117.  Alljährlich  hat  der  Kreisarzt  nach  Anleitung  des  For- 
mular XI  (vergl.  Anhang)  einen  das  abgelaufene  Kalenderjahr  um- 
fassenden Jahresbericht  über  seine  gesammte  amtliche  Thätigkeit, 
sowie  über  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  des  Amtsbezirkes  zu 
erstatten  und  bis  zum  i.  April  dem  Regierungspräsidenten  einzu- 
reichen.^) 


^)  Für  diese  |ahresberichte  sind  ausser  dem  vorgeschriebenen  Muster  auch 
die  für  die  Oeneralsanitätsberichte  der  Reg.-  und  Med.-Räthe  durch  Erl.  vom 
1.  Oktober  1901  (s.  S.  106  u.  107)  g^iebenen  Gesichtspunkte  maass(j[ebend. 
Insbesondere  gilt  dafür  auch  die  Bestimmung,  dass  der  Bericht  auf  emseitig 
beschriebenem  rialbbogen  einzureichen,  am  Kopf  jeder  beschriebenen  Seite  linls 
der  Name  des  Kreises  und  das  [Berichtsjahr,  sowie  rechts  die  Seitenzahl  anzu- 
bringen ist  und  jeder  mit  entsprechender  Ueberschrift  zu  versehender  Haupt- 
abschnitt auf  einer  neuen  Seite  zu  binnen  hat.  Etwaige  Tabellen  sind  dem 
betreffenden  Abschnitte  am  Schluss  beizufügen. 

Ausserdem  kommt  noch  folgender  Min.-Erl.  vom  23.  A  p  r  i  1 1903  in  Betracht : 

vUm  die  Erstattung  der  nach  dem  Erlass  vom  1.  Oktober  1901  ~  M.  475 
—  (s.  Bd.  II,  S.  106,  Anm.  6)  einzureichenden  Bezirksgesundheitsberichte  in 
einigen  Abschnitten  gleichmässig  zu  gestalten,  ersuche  ich  Ew.  Hochwohl- 
geboren  gefl.  zu  veranlassen,  dass  bei  Abschnitt  XIII  la  „Personal  und 
Thätigkeit  der  beamteten  Aerzte''  das  beigegebene  Formular  zu  Grunde 

gelegt  wird.  Dasselbe  ist  zunächst  von  den  Kreis-  und  Oerichtsärzten  bezw. 
en  Kreisassistenzärzten  auszufüllen  und  dem  Jahresbericht  beizulegen,  sodann 
durch  den  Regierungs-  u.  Medizinalrath  für  den  Regierungsbezirk  nach  Kreisen 
in  einer  Hauptübersicht  zusammenzustellen  und  dem  Bezirzksgesundheitsbericht 
druckferiig  anzufügen.  Eine  Zusammenstellung  für  den  Bezirk  ist  unter  ent- 
sprechender Benutzung  der  Formulare  III,  IV  u.  V  der  Dienstanweisung  für 
die  Kreisärzte  auch  betr. .  die  Zahl  der  Kurpfuscher  und  deren  Thätigkeit,  die 
Besichtigungen  der  Droguen-  pp.  Handlungen,  sowie  die  Zahl  und  Inätigkeit 
der  Hebammen  nach  Kreisen  aruckferiig  herzustellen.  Diese  Beztrksübersiditen 
sind  bereits  mit  dem  am  1.  Juli  d.  Js.  fälligen  Oesundheitsbericht  für  1902 
einzureichen. 


A.  In  gerichtsirztllcher  Beziehung. 


I. 


Untersuchungen     an    leben- 
den Personen.*) 

1.  Untersuchungen  des  Körper- 
zustandes. 

a.  Verletzungen. 

b.  Nothzucht  und  Unzucht. 

c.  Schwangerschaft,  Geburt,  Ab- 
treibung. 

d.  Haft-  und  Vemehmungsfähig- 
keit. 

2.  Untersuchung  des  Geisteszustan- 
des, Zurechnungs-  und  Verhand- 
lungsfähigkeit 


IL  Untersuchung  an  Leichen  u. 
Gutachten  darüber. 

1.  Leichenbesichtigungen. 

2.  Obduktionen. 

3.  Untersuchung  von  Leichentheilen, 
Nachweis  von  Giften  in  denselben. 

4.  Obduktionsberichte. 

III.  Untersuchung    an    leblosen 
Objekten. 

1.  Untersuchg.  verdächtiger  Flecken 
auf  Kleidern  pp. 

2.  Anderweite  Untersuchungen  und 
Begutachtungen. 


a)  Die  unter  I,  II  u.  III  aufgeffihrien  Untersuchungen  betreffen  solche  im  strafrecht- 
lichem Interesse. 
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rv.  Untersuchungen     im     zivil- 
rechtlichen Interesse. 

1.  Haftfähigkeit 

2.  Erwerbsföhigkeit. ') 

3.  Untersuchungen   von  Wohnun- 
gen pp. 

4.  Anderweite  Untersuchungen 

a.  des  Oeisteszustandes,*) 

b.  in  Ehesachen,*) 

c  in  sonstigen  Prozesssachen. 


V.  Untersuchung  von  Beamten 
wegen  Dienstfähigkeit. *) 

VI.  Zahl  der  gerichtlichen  Ter- 
mine übernaupt*) 

VII.  Zahl  der  Dienstreisen  in  ge- 
richtsärztlichen Angelegen- 
heiten. 

VIII.  Zahl  der  Nummern  desTage- 
buches in  gerichtsärztlicher 
Beziehung  überhaupt.*) 


B.  In  medixiiialpollzelllcheii 

I.  Allgemeines. 

1.  Termine.') 

2.  Dienstreisen.*) 

3.  Nummern  des  Tagebuchs  über- 
haupt. 

II.  Im  Besonderen. 

1.  Aerzte  und  Zahnärzte, 
a.  Berichte  pp.*)  darüber  („ Aus- 
zeichnungen ,  kreisäiTtliche 
Prüfung,  homöopathische  Prü- 
fung, spezialärztliche  Ausbil- 
dung, sonstiges")* 
Meldungen  JL,  Ab-  u.  Zugänge"). 


c.  Aerztliche  Dispensiranstalten 
.  Kurpfuscher. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Meldungen. 

c.  Bestrafungen. 
.  Apothekenwesen. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Meldungen  von  Apothekern,  "0 
Apothekergehilfen  und  -Lehr- 
lingen. 

c.  Attestirung  von  Servirzeug- 
nissen. 

d.  Zulassungszeugnisse  für  Lehr- 
linge. 

e.  Prüfungen  von  Lehrlingen  bei 
Musterungen,  Besichtigungen. 

f.  Besichtigungen  von  Apo- 
theken pp7») 

g.  MusterungenvonApothekenpp. 


Angelegenheiten. 

h.  Prüfung    des    Personals    für 

Krankenhausapotheken, 
i.  Anl^fung  neuer  Apotheken. 
Verkehr  mit  Arzneimitteln 
und  Giften  ausserhalb  der 
Apotheken;    Verkehr     mit 
Geheimmitteln. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter : 

b.  Besichtigung  der  Drogen-  pp. 
handlungen. 

c  Mitwirkung  bei  Ertheilung  der 
Genehmigung  zum  Handel 
mit  Giften. 

d.  Bestrafungen  von  Inhabern 
von  Drogen-  pp.  Handlungen. 


5.  Hebammen. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 
Darunter: 

b.  Zulassungsatteste. 

c  Theilnahme  an  der  Hebammen- 
prüfung (ordentlichen  in  der 
hebammenlehranstalt). 

d.  Hebammennachprüfungen. 

e.  Revisionen  von  rlebammen.  ^ 

f.  Meldungen. 

g.  Feststellungen  von  Kindbett- 
fieber. 

h.  Untersagung  der  Berufsthätig- 

keit. 
i.  Bestrafungen  von  Hebammen, 
k.  Hebammenpfuscherei. 

6.  Staatlich  geprüfte  und  son- 
stige   Heilgehülfen,    Mas- 

>)  Die  vertrauensärztliche  Thätigkeit  in  Angelegenheiten  der  staatlichen  oder  privaten 
Unfall-  oder  Invalidenversicherung  bleibt  hier  ausser  Betracht. 

*)  Z.  B.  behufs  Entmfindigunff,  Bestellung  eines  Pflegers  usv. 

*)  Z.  B.  bei  Ehescheidung,  wiederverheirathung  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist  usw. 

*)  Betrifft  die  Untersuchungen  von  Oerichtsbeamten  gemäss  Min.-Erl.  vom  1.  Oktober  1901; 
s.  Anm.  2,  S.  257. 

B)  Hier  sind  also  die  Obduktionstennine  wieder  mitzuzählen.  Ausserdem  empfiehlt  es  sich 
in  Klammem  (    )  die  Zahl  der  Vorbesuche  am  Wohnort  anzugeben. 

*)  In  dem  vorgeschriebenen  Formular  wird  eine  solche  Angabe  nicht  verlangt;  es  ist  aber 
zweckmässig,  diese  hier  beizufügen. 

"0  Unter  Terminen  smd  hier  solche  unter  Betheiligung  einer  oder  mehrerer  anderer 
Behörden  zu  verstehen. 

^  Besichtigungen  usw.  am  Wohnorte  sind  in  Klammem  (  )  beizufügen. 

")  Bei  B.  fl  Nr.  2-8.  sowie  bei  C.  II  Nr.2— 15  ist  unter  a  stets  dieOesammtzahl  aller 
Ein-undAusgänse  (Berichte  usw.)  nach  der  entsprechenden  Zahl  der  Nummern  des  Tagebuchs 
anzugeben ;  dieselbe  braucht  sich  aber  nicht  mit  der  Summe  der  Einzelziffera  der  übrigen  Unter- 


älungen  b,  c  usw.  zu  decken. 


tfaekers  usw. 


Hierher  gehören  auch  die  Meldungen  über  kürzere  oder  läng««  Abwesenheit  des  Apo* 


^)  Theilnahme  oder  Mitwirkung  in  Stellvertretung  des  Reg.-  und  Medizlnalraths. 

y)  Revisionen  in  der  Behausung  der  Hebammen;  hier  sind  auch  die  Revisionen  der 


Tagd>flcher  mit  aufzuführen 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  nnd  der  ärztliche  Sacfaventändige.    IV 
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seure,  Krankenpfleger  und 
Badewärter. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Meldungen, 
c  Prüfungen. 

d.  Nachprüfungen. 

e.  Bestrafungen. 
7.  Desinfektoren. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 


Darunter: 
b.  Prüfungen, 
c  Nachprüfungen, 
d.  Meldungen. 
8.  Leichenbeschauer. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Prüfungen. 

c.  Nachprüfungen. 

d.  Meldungen. 


C.  Sanitltspollxeillche  Angelegenheiten. 


I.  Allgemeines. 

1.  Termine.») 

2.  Dienstreisen.*) 

3.  Nummern  des  Tagebuchs. 

II.  Besondere  Angelegenheiten. 

1.  Wohnungshygiene 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Besichtigungen  von  Ortschaf- 
ten.«) 

c.  Besichtigungen      von     Woh- 

nungen. 

d.  Mitwirkung  bei  baupolizei- 
lichen Genehmigungen. 

2.  Wasserversorgung,  Besei- 
tigung der  Abfallstoffe 
öflentiicher  Wasserläufe. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Besichtigungen  von  Brunnen  u. 
sonstigen  Wasserentnahme- 
stellen. 

c  Besichtigungen  von  zentralen 
Wasserversorgungsanlagen. 

d.  Besichtigungen  von  Kanalisa- 
tionsanlagen pp. 

e.  Outachten    über    Flussverun- 

reinigung. 

3.  Verkehr  mit  Nahrungsmit- 
teln, Oenussmitteln  und 
Oebrauchsgegenständen. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Besichtigungen  von  Nahrungs- 
mittelgeschlften. 

a.  Miloihandlungen. 

ß,  Molkereien,  Käsereien. 

Y*  Fleischereien. 

d,  Schlachthäuser. 

c.  Mineralwasseriabriken. 

C.  Sonstige. 


c  Besichtigungen     von     Unter- 
suchungsanstalten. 

4.  VerhütungundBekämpfung 
gemeingefährlicher  oder 
sonst  übertragbarer  Krank- 
heiten. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Feststellung  von  ansteckenden 
Krankheiten.*) 

c  Besichtigungen  von  Desinfek- 
tionsapparaten. 

5.  Schutzpockenimpfung. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Revisionen  von  Impfterminen. 

6.  Ueberwachung  der  Prosti- 
tution. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Revisionen  von  Prostitutions- 
ärzten und   Beschauterminen. 

7.  Oewerbehygiene. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Mitwirkung  bei  der  Genehmi- 
gung neuer  Anlagen. 

c  Besichtigungen  V.  gewerblichen 
Anlagen. 

8.  Schulhygiene. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Schulbesichtigungen, 
c  Schulschliessungen. 

d.  Begutachtung  von  Schulbauten. 

e.  Schularztkonferenzen. 

9.  Haltekinderwesen. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Revision  von  Ziehmüttern. 


*)  Siehe  Anmerkung  7  auf  S.  306. 
^  Siehe  Anmerkung  8  auf  8.  305. 


^  Besichtigungen  von  Wohnungen,  Brunnen  oder  sonstigen  Wasserversoreungsanlagen, 
Kanalisationen,  Nanrungsmittelgeschäften,  gewerblichen  Anlagen  usw.  bei  Gelegenheit  von  Orts- 
besichtigungeii,  Feststellungen  ansteckender  Krankheiten  usw.  sind  an  zutreffender  Stelle  (II,  Ic, 
2b— e,  3b  u.  c  usw.)  nicht  mit  aufzuführen;  es  empfiehlt  sich  aber,  dieselben  in  Klammem  (  ) 
beizufügen. 
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Erhebung  der  Gebühren^  Tagegelder  undReise- 
kosten    seitens    des    nicht    vollbe- 
soldeten  Kreisarztes. 

§.  II 8.  Der  nicht  vollbesoldete  Kreisarzt  erhebt  die  ihm  zu- 
stehenden amtsärztlichen  Gebühren,  Tagegelder  xmd  Reisekosten  un- 
mittelbar von  den  Zahlungspflichtigen,  sei  es  von  dem  Staate,  oder  sei 
es  von  Gemeinden  oder  Privatpersonen.') 

Die  aus  der  Staatskasse  zu  zahlenden  Tagegelder  und  Reise- 
kosten liquidirt  er,  soweit  es  sich  nicht  um  solche  in  gerichtlichen 
Angelegenheiten  handelt,  am  Schlüsse  jedes  Monats  unter  Benutzung 
des  Formulares  Xu  (vergl.  Anhang).  Die  Liquidation  mit  den 
erforderlichen  Unterlagen  ist  durch  Vermittelung  des  Landrathes  dem 
Regierungspräsidenten  einzureichen.*)    Die  in  gerichtlichen  Angelegen- 


10.  Fürsorge  für  Kranke,  (ein- 
schliesslich der  Geisteskranken, 
Epileptiker  und  Idioten),  Sieche 
und  Gebrechliche. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Besichtigungen  von  Hdl- 
(Kranken-,  Irren-  usw.)  an- 
stalten  -  öffentlichen  und 
privaten -Rcttungslöteten,  Un- 
fallstationen (Sanitätswachen) 
ctc 

c  Begutachtungen  von  Neu- und 
Umbauten  öffentlicher  oder 
privater  Anstalten. 

d.  Mitwirkung  bei  der  Konzessio- 
nirung  von  PHvatkranken-  pp. 
anstauen. 

e.  Besuch  der  in  Privatpflege 
untergebrachten  Geisteskran- 
ken, Epileptischen  und  Idioten. 

11.  Gesundheitspflege,  Hygiene 

der  Kleidung  und  Körper- 
reinigung. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Bcsichtigungenv.  Badeanstalten, 
c  „  „   Friseurläden. 

d.  „  „   Waschanst. 

e.  „  „   Trödlerläd.pp. 

12.  Kurorte  und  Bäder, 
a.  Berichte  pp.  darüber. 


Darunter: 
b.  Besichtigungen. 

13.  Leichenwesen. 

a.  Berichte  pp.  darüber. 

Darunter: 

b.  Leichentransportatteste. 

c  Besichtigungen  von  Begräbniss- 
plätzen. 

d.  Outachten  über  Leichenaus- 
grabung. 

14.  Amtsärztliche  Atteste.') 

a.  Atteste  über  die  An-  oder  Ein- 

stellungsföhigkeit 
von  Lehrern, 
„       „  Postbeamten, 
„       „  Steuerbeamten, 
„       „  Eisenbahnbeamten, 
„       „  polizeilichen     Exe- 

Kutivbeamten, 
„       ,,  sonstigen  Personen. 

b.  Atteste  für  MiUtär-Reklama- 
tionen. 

c  AttcstefürDienstunterbrechung 
von  Beamten. 

d.  Atteste  für  Pensionirung  von 
Beamten. 

e.  Atteste  für  Aufnahmefähigkeit 
von  Geisteskranken. 

f.  Sonstige  Atteste. 

15.  Sonstige    amtliche    Ge- 
schäfte.") 


0  Betreffs  der  Bestimmungen  über  Tagegelder  und  Reisekosten  s.  S. 
185  u.  flg. 

^  Ueber  die  Bescheinigung  der  Richtigkeit  der  Liquidationen 
bestimmt  der  Min.-Erl.  vom  25.  Nov.  1901 :  „dass  die  durch  Vermittelung  der 


^)  Hier  sind  nur  die  Atteste  aufzunehmen,  die  der  Kreisarzt  in  rein  amtlicher  Eigenschaft 
ausstellt  und  deren  Ausstellung  ihm  allein  vorbehalten  ist.  Ueber  die  sonstige,  dem  Kreisarzt  nicht 
ausschliesslich  vorbehaltene  vertrauensärztliche  Thätigkeit,  z.  B.  in  Unfall-  und  Invalidititssachen, 
Untersuchung  gewerblicher  Arbeiter  usw.,  hat  das  vorgeschriebene  Muster  keine  besondere  Unter- 
abtheilung vorgesehen;  sie  bleiben  also  unberficksichtigt  oder  sind  am  Schluss  unter  einer  besonderen 
Abfhdlung:  D.  Sonstige  nicht  rein  amtliche  vertrauensftrztliche  Thfttigkeit.  a.  At- 
teste und  Outachten,  b.  Termine  usv.  aufzufahren. 

*)  Z.  B.  a.  Theilnahme  an  den  Sitzungen  der  Oesundheitskommission,  b.  Jahresberichte, 
c.  Persönliche  Angelegenheiten  (Urlaub,  Vertretung,  Fortbildungskune)  usv. 
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heiten  erwachsenden  Tagegelder  und  Reisekosten  sind  ebenso  wie 
die  Gebiühren  im  Anschlüsse  an  die  Amtshandlung  bei  der  Gerichts- 
kasse zu  liquidiren. 

Gebühren-Nachweisungen    des    nicht    vollbe- 

soldetenKreisarztes. 
§.  119.  Zwecks  späterer  Berechnung  der  Pension  hat  der  nicht 
vollbesoldete  Kreisarzt  über  die  von  ihm  erhobenen  amtsärztlichen 
Gebühren  ein  genaues  Verzeidmiss  nach  Formular  XIII  (vergl.  An- 
hang) zu  fuhren.  In  dasselbe  sind  die  Amtshandlungen  nach  ihrer 
zeitlichen  Reihenfolge  einzutragen.  Die  Vergütungen  für  gerichts- 
ärztliche Verrichtungen  sind  mit  Ausnahme  der  Obduktionsgebühren 
in  das  Verzeichniss  nicht  aufzunehmen.*) 

Das  Verzeichniss  ist  am  ersten  Tage  jedes  Kalendervierteljahres 
für  das  abgelaufene  Vierteljahr  abzuschliessen,  mit  der  Bescheinigung 
der  Richtigkeit  zu  versehen: 

Die  Richtigkeit  vorstehender  Angaben  bescheinigt 

den 19     .     .     . 

Dr.   N.   N. 
Kreis-Gerichts-Arzt, 
und  dem  Regierungpräsidenten  einzureichen. 

Dieser  beglaubigt  die  Richtigkeitsbescheinigung  nach  Beseitigung 
etwaiger  Anstände  und  lässt  das  Verzeichniss  dem  Kreisarzte  wieder 
zugehen. 

Wird  der  Kreisarzt  im  Laufe  eines  Kalendervierteljahres  in  einen 
anderen  Regierungsbezirk  versetzt,  so  hat  er  das  Verzeichniss  am 
Tage  des  Amtswechsels  abzuschliessen  und  dem  ihm  bis  dahin  vorge- 
setzten Regierungspräsidenten  einzureichen. 

Erhebung  der   Gebühren,   Tagegelder  und 
Reisekosten  seitens  des  vollbesoldeten  Kreisarztes. 

§.  120.  Die  Vorschriften  des  §.  118  über  die  Erhebung  der 
Tagegelder  und  Reisekosten,  sowie  der  gerichtsärztlichen  Gebühren 
gelten  in  gleicher  Weise  auch'  für  den  vollbesoldeten  Kreisarzt. 

Landräthe  einzureichenden  Liquidationen  der  Kreisärzte  über  Reisekosten  und 
Tagegelder  für  medizinal-  und  sanitätspolizeiliche  Geschäfte,  deren  Bezahlung 
aus  der  Staatskasse  zu  erfolgen  hat,  den  bestehenden  Vorschriften  gemäss  von 
den  Herren  Regierungspräsidenten  als  richtig  zu  bescheinigen  sind.    Denselben 
bleibt  überlassen,  diejenigen  Unterlagen,  welche  sie  zur  pflichtmässigen  Prüfung  für 
erforderlich  halten,  sich  von  dem  Landrath  oder  dem  Kreisarzt  vorlegen  zu  lassen". 
Nach  dem  Min.-Erl.  vom  17.  Januar  1902  ist  jedoch   »eine  oesondere  Be- 
scheini^ng  dahin,  dass  zu  der  Reise  des  Kreisarztes  amtlidher  Auftrag  ertheilt 
und   dieselbe  nicht  zu  kurativen  Zwecken  erfolgt  sei,  nicht  weiter  erforderlich. 
Dahingegen    sind   die   Uauidationen   in   gesundheitspolizeilichen   Angelegen- 
heiten für  diejenigen  Landestheiie,  in  welchen   das  Regulativ,  betreffend  die 
sanitätepolizeilichen  Vorschriften  bei  ansteckenden  Kranluieiten,  vom  8.  August 
1835  Geltung  hat,  mit  Rücksicht  auf  die  in  §.  10  desselben  enthaltene  Be- 
stimmung, soweit  nicht  auf  Grund  des  Reich^udiengesetzes  in  der  Dienst- 
anweisung für  die  Kreisärzte  besondere  Ausnahmen  voi^esehen  sind  (s.  §.  57, 
Abs.  3  und  §.  82,  Abs.  3  a~c),  auch  fernerhin  mit  der  Bescheinigung  zu  versehen : 
dass  die  Dienstreise  nicht  zur  Feststellung  der  ersten  Falle  anstecken- 
der Krankheiten,  sondern  im  sanitatspolizeilichen  Interesse  stattgefunden 
habe  und  dass  die  Polizeibehörden  den  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen 
zur  Feststellung  der  Krankheiten  nachgekommen  seien". 
0  Ueber  die   in  das  Oebührenverzeichniss  aufzunehmenden  Ge- 
bühren s.  d.  Anmerk.  auf  S.  180—182,  A.  1-16. 
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Ueber  die  Amtshandlungen,  für  deren  Verrichtung  von  Gemein- 
den oder  Privaten  eine  zur  Staatskasse  fliessende  amtsärztliche  Gebühr 
zu  zahlen  ist  und  über  die  Einzelbeträge  dieser  Gebühren  selbst  hat 
der  vollbesoldete  Kreisarzt  ein  genaues  Verzeichniss  nach  Formu- 
lar XIV  (vergl.  Anhang)  zu  führen.  In  dasselbe  sind  die  Amts- 
handlungen nach  ihrer  zeitlichen  Reihenfolge  einzutragen.*) 

Die  zu  entrichtenden  Gebühren  hat  er  von  den  Zahlungspflichti- 
gen bei  der  Aushändigung  der  gebührenpflichtigen  Bescheinigungen, 
Gutachten  u.  s.  w.  für  die  Staatskasse  in  Empfang  zu  nehmen.  Auf 
dem  Schriftstücke  ist  der  Betrag  der  empfangenen  Gebühr,  sowie 
die  Nummer,  unter  welcher  sie  in  das  Gebiihrenverzeichniss  eingetra- 
gen ist,  zu  vermerken.  Die  für  die  Staatskasse  vereinnahmten  Ge- 
bühren sind  getrennt  von  Privatgeldem  in  einem  besonderen  dafür 
bestinmiten  Behälter  aufzubewahren. 

Bis  zum  6.  jeden  Monats  hat  der  vollbesoldete  Kreisarzt  die  in 
dem  voraufgegangenen  Monate  eingekommienen  Gebühren  an  die 
Kreiskasse,  aus  welcher  er  seine  Besoldung  bezieht,  oder  an  die  Kasse, 
die  ihm  von  dem  Regierungspräsidenten  als  Ablieferungsstelle  be- 
zeichnet ist,  abzuführen.")  Gleichzeitig  hat  er  das  Gebührenverzeichniss 
mit  der  amtlichen  Versicherung: 

dass  nicht  mehr  amtsärztliche  Gebühren  als  die  vorstehend  aut- 
geführten   im  Monat 19     ..     für    die 

Staatskasse  zu  vereinnahmen  gewesen  sind, 
dem  Regierungspräsidenten  einzureichen,  welcher    die    Regierungs- 
Hauptkasse  danach  mit  Einnahme-Anweisung  versieht.') 

Amtliche  Postsendungen. 

§.  121.  Für  die  geschäftliche  Behandlung  der  Postsendungen 
in  Staatsdienstangelegenheiten  sind  die  von  dem  Königl.  Staatsmi- 
nisterium unter  dem  7.  Februar  1894  (Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  S.  37) 
erlassenen  Bestimmungen  maassgebend  (s.  nachstehend). 

Alle  amtlichen  Sendungen  sind  durch  Aufdrückimg  des  Dienst- 
siegels oder  mittelst  Siegelmarken  als  solche  zu  bezeichnen.*) 

Portofrei  abzuschicken  und  nüttelst  des  Porto-Aversionirungs- 
stempels  zu  frankiren  sind  alle  Postsendungen  an  Königliche  Behörden 

1)  Siehe  ebenfalls  Seite  180-182,  A.  1-16. 

*)  Ueber  die  erfolgte  Abführung  hat  sich  der  Kreisarzt  von  der  Kreis- 
kasse Quittung  geben  zu  lassen,  die  bd  den  Akten  aufzubewahren  ist. 

^  Dementsprechend  wird  die  Regierungs-Hauptkasse  von  dem  Reg.- 
Prasidenten  angewiesen,  »die  nach  dem  beigefügten  Gebührenverzeichniss  von 

dem  Kreisarzte zu für  die  Staatskasse  erhobenen  und  an  die 

Kreiskasse  zu abgeführten  amtsärztlichen  Gebühren  aus  dem  Monat 

190  .  im  Betrage  von  .  .  .  .  M.,  buchstäblich  u.  s.  w.,  von  dieser  ein- 
zuziehen und  bei  Kap.  34  Tit.  9  des  Etats  der  Medizinal-  und  Sanitätsverwaltung 
für  190  .  in  Einnahme  nachzuweisen". 

2Beiunfrankirt  eingehenden  Sendungen  ist  vom  Absender  das  Porto 
ie  Post  einzuziehen.  Es  geschieht  dies  in  der  Weise,  dass  auf  die  Rückseite 

des  Bricfumschlaees  gesetzt  wird:  „Absender  ist zu ;  derselbe 

ist  zur  Tragung  des  Portos  verpflichtet."  (Geldbetrag)  ....  buchstäblich 

sind  mir  heute  durch  die  Kaiserl.  Postkasse  in erstattet. 

Die  nur  mit  dem  Dienstsiegel  oder  Aversionirungsstempel  versehenen  amt- 
lichen Sendungen  —  Dienstsiegel  allein  genügt  ebensowenig  als  Aversionirungs- 
stempel allein  —  werden  als  unfrankirte  Sendungen  angesehen  und  sind  wie 
diese  zu  behandeln. 
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einschliesslich  der  einzeln  stehenden  Königlichen  Beamten,  femer  die 
Postsendungen  an  andere  Empfänger,  wenn  sie  nicfht  im  Interesse 
dieser,  sondern  ausschliesslich  im  Staatsinteresse  erfolgen. i)*) 

Postsendmigen  in  Reichsangelegenheiten,  welche  als  solche  in 
der  Aufschrift  kenntlich  gemacht  sind  (Militaria,  Marinesachen,  Reichs- 
dienstsachen), werden  ohne  den  Aveo^ionirungsstempel  frei  be- 
fördert. 

Alle  übrigen  Postsendimgen  sind  mit  der  Bezeichnung  „Porto- 
pflichtige Dienstsache^  unfrankirt  abzulassen.^ 

Die  für  die  amtlichen  Postsendangsn,  sowie  für  den  Telegnunm- 
verkehr  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  sind  folgende: 

a)  Beschluss  des  Staatsministeriums  vom  7.  Februar  1894,  be- 
kanntgegeben durch  Min.-Erl.  vom  26.  Februar  1894,  betreffend 
die  geschäftliche  Behandlung  der  Postsendungen  in 
Staatsdienst- Angelegenheiten: 

•Mit  der  Rdchs-Postverwaltung  ist  auf  Orund  des  8  11  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Portofreiheiten  im  Gebiete  des  Norddeutscnen  Bundes  vom 
5.  Juni  1869  (Bundesgesetzblatt  S.  141),  ein  Abkommen  dahin  geschlossen, 
dass  vom  1.  April  d.  T.  ab  an  Stelle  der  Porto-  und  beziehungsweise  Gebühren- 
beträse  für  die  einzelnen  frankirt  abzuschickenden  portopfliditigen  Sendungen 
der  König:lichen  Behörden  und  der  einzeln  stehenden  Königlichen  Beamten 
eine  Aversionalsumme  an  die  Reichs-Postverwaltung  gezahlt  wird. 

Von  der  Aversionirung  sind  jedoch  ausgeschlossen  und  daher  auch  femer 
an  die  Postverwaltung  im  unzelnen  durch  Verwendung  von  Postwerthzdchen 
beziehungsweise  baar  zu  entrichten: 

a)  das  Porto  für  Sendungen  nach  dem  Auslande, 

b)  das  Porto  für  Sendungen,  welche  bei  den  Behörden  unfrankirt  eingehen,^ 

c)  die  Gebühr  für  die  Bestellung  der  Briefe  mit  Werthangabe,  Pkckete 
mit  oder  ohne  Werthangabe,  Einschreibpackete  und  Postanweisungen 
nebst  den  dazu  gehörenden  Geldbeträgen,*) 

d)  das  Eilbestellgeld, 

e)  die  Nebengebühr  für  die  von  dem  Landbriefträger  eingesammelten, 
zur  Weiteisendung  mit  der  Post  bestimmten  Gegenstände,  wenn  die 
Sendung  selbst,  auf  welche  überhaupt  diese  Gebühr  Anwendung 
findet,  unfrankirt  abgesandt  werden  soll, 

f)  die  Postanweisungsgebühr  für  die  Uebermittelung  der  auf  Post- 
auftragssendungen eingezogenen  und  dem  Auftraggeber  zu  über- 
sendenden Beträge. 

An  Stelle  des  Regulativs  des  Königlichen  Staatsministeriums  vom  28.  No- 
vember 1869  treten  nun  für  die  geschäftliche  Behandlung  der  Postsendungen 
in  Staatsdienst-Angelegenheiten  vom  1.  April  d.  J.  ab  nachstdiende  Bestimmungen 
in  Kraft 


^)  Z.  B.  sind  alle  Sendungen  an  Gemeinde-  und  sonstige  Kommunal- 
behörden zu  frankiren,  ebenso  wie  umgekehrt  diese  ihre  Sendungen  an  die 
peuss.  Staatsbehörden  wie  an  andere  Gemeinden  und  Kommunalbdiörden  zu 
nankiren  haben. 

*)  Betreffs  des  Bestellgeldes  und  der  Postsendungen  im  Ortsver- 
kehr.   Min.-Erl.  vom  7.  2.  1898  und  4.  März  1903,  S.  315. 

«)  Damit  die  mit  der  Bezeichnung  „Portopflichtige  Dienstsache" 
versehenen  unfiankirten  Postsendungen  dem  Zuschlagsporto  von  10  Pfennig 
nicht  unterliegen,  ist  es  nach  §  1  des  Gesetzes  über  das  Posttaxwesen  vom 
28.  10.  71  aber  erforderlich,  dass  auf  der  Adresse  der  Vermerk  „Portopflichtige 
Dienstsache"  nicht  abgekürzt  (P.  D.  S.),  sondern  ausgeschrieben  ist,  und  die 
Sendung  ausserdem  mit  öffentiichem  Siegel  oder  Stempel  verschlossen  oder 
von  dem  Absender  mit  einer  Bescheinigung  über  „Ermangelung  eines  Dienst- 
siegels" unter  Beifügung  seines  Namens-  und  Amtscharakters  versehen  ist  (s. 
auch  S.  312,  §  6). 

«)  S.  vorher  Anm.  4,  S.  309. 
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§  1.  Frankirt  abzuschicken  sind  alle  Postsendungen  zwischen  König- 
lichen Behörden  einschliesslich  der  einzeln  stehenden  Königlichen  Beamten, 
femer  die  Postsendungen  an  andere  Empfänger,  wenn  dieselben  entweder 

a)  nicht  im  Interesse  der  Empfänger,  sondern  ausschliesslich  im  Staats- 
Interesse  erfolgen,  oder 

b)  an  eine  Partei  gerichtet  sind,  welche  nach  den  bisherigen  Vorschriften 
auf  portofreie  Zustellung  einen  Rechtsanspruch  hat  oder 

c)  in  einer  Prozess-  oder  Vormundschaftssache  ergehen,  für  welche  einer 
Partei  das  Armenrecht  bewilligt  ist. 

Alle  sonstigen,  von  Königlichen  Behörden  ausgehenden  Sendungen 
sind  unfrankirt  abzulassen;  bei  Postanweisungen  ist  j^och,  da  diese  dem 
Frankirungszwange  unterUegen,  der  entfallende  rrankobetrag  durch  den  Absender 
crforderlidien  Falles  von  dem  Geldbeträge  der  Ueberweisung  vorweg  abzuziehen. 

§  2.  Die  frankirt  abzuschickenden  Sendungen,  soweit  sie  der  Aversionirung 
unterliegen,  sind 

1.  mit  dem  Vermerk  „frei  laut  Aversum  Nr.  21",  abgekürzt  „frei  It  Avers. 

Nr.  21"  und  , 

2.  mit  der  Bezeichnung  der  absendenden  Behörde  zu  'versehen. 

Der  unter  1  verzeichnete  Vermerk  ist  auf  die  Vorderseite  der  Sendung 
beziehungsweise  bei  Packeten  auf  die  Vorderseite  der  Packetadresse  in  die  linke 
untere  Ecke,  und  die  Bezeichnung  der  absendenden  Behörde  unmittelbar  unter- 
halb dieses  Vermerks  zu  setzen. 

Ausserdem  müssen  sich  die  Sendungen  durch  den  Verschluss  mittels 
des  Dienstsiegels  oder  Qienststempels  oder  mittels  Siegelmarken  der  absendenden 
Behörde  im  Einzelnen  als  zur  unentgeltlichen  Beförderung  geeignet  erweisen. 
Sendungen,  welche  offen  zur  Einlieferung  gelangen,  z.  B.  Postkarten  und  Post- 
anweisungen, müssen  ausser  mit  dem  Vermerke:  „frei  lt.  Avers.  Nr.  21"  und 
der  Bezeichnung  der  Behörde  ebenfalls  mit  dem  Dienstsiegel  oder  Dienst- 
stempel oder  mit  Siegelmarken  der  absendenden  Behörde  Sedruckt  werden. 
Bei  Postkarten  und  Postanweisungen  hat  dieser  Aufdruck  auf  der  Adressseite 
zu  erfolgen. 

Bei  Briefen  mit  Zustellungsurkunde  ist  der  Vermerk  „frei  lt.  Avers.  Nr.  21" 
auch  auf  die  Aussenseite  der  Zustellungsurkunde  zu  setzen. 

Nachnahme-Postanweisungen  wenlen  von  dem  Postbeamten,  welcher  die- 
selben ausfertigt,  in  der  linken  unteren  Ecke  mit  dem  Vermerk  „frei  lt.  Avers. 
Nr.  21*  verschen. 

Von  dem  vorstehend  bezeichneten  Erfordemiss  eines  Dienstsiegels  oder 
Dienststempels  oder  von  Siegelmarken  wird  nur  dann  abgesehen,  wenn  der 
Alxiender  sich  nicht  im  Besitze  eines  dieser  Verschlussmittel  befindet  und  dies 
auf  der  Adresse  unterhalb  des  im  Absatz  1  Ziffer  1  bezeichneten  Vermerks 
durch  die  Worte  „In  Ermangelung  eines  Dienstsiegels"  mit  Unterschrift  des 
Namens  unter  Beisetzung  der  Amtseigenschaft  bescheinigt. 

§  3.  Die  Behörden,  einschliesslich  der  einzeln  stehenden,  eine  Behörde 
repräsentirenden  Beamten^)  haben  sich  zur  Herstellung  der  im  §  2  Absatz  1 
unter  1  und  2  bezeichneten  Vermerke  eines  Stempels  zu  bedienen,  welcher  der 
nachstehenden  Form  entspricht: 


Frei  lt.  Avers.  Nr.  21. 
Kgl.  Pr.  Amtsgericht 


Die  Angabe  des  Orts,  an  welchem  die  Behörde  ihren  Sitz  hat,  ist  in  dem 
Stempel  nicht  erforderlich. 

Der  Stempel  ist  in  einer  gegen  unbefugten  Gebrauch  sichernden  Weise 
aufzubewahren. 

Einzeln  stehende,  nicht  im  Besitze  eines  Stempels  befindliche  Beamte 
haben  den  Vermerk  „frei  lt.  Avers.  Nr.  21"  unter  Beisetzung  ihrer  Namens- 
unterschrift und  ihrer  Amtseigenschaft  handschriftlich  herzustellen.  Führen 
dieselben  kein  Dienstsiegel,  so  ist  nach  der  Vorschrift  im  §  2  Absatz  6  zu 
verfahren. 


>)  Den  Kreisärzten,  Oerichtsirzten,  Kreisassistenzirzten  sind  Pott- 
aversionirnnffsstempel  beschafft  (s.  Min.-Erl.  vom  23.  Mai  1901,  S.  146).  Betreffs  der 
Znllssisrkeit  der  HerstellttnÄr  des  Aversioniningsstenipel  durch  Vordruck  auf  Briefumscfaligen 
siehe  Anmerkung  2  auf  S.  30^ 
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§  4.  Die  Franldrune  der  nach  Orten  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs 
bestimmten  Sendungen  erfolgt  in  der  bisherigen  Weise  durch  Kontirung  des 
Porto  und  der  sonstigen  Postgebühren. 

Die  bezeichneten  Sendungen  werden  von  der  ablassenden  Behörde  in 
ein  Porto-Kontobuch  eingetragen  und  demnächst  mit  dem  letzteren  der  Post- 
anstalt fibergeben,  welche  die  tarifmässigen  Porto-  und  Qebfihrenbetriige  sowohl 
in  dieses  Buch,  als  auch  in  ihr  Oegenbuch  eintragt.  Ebenso  werden  das  Porto 
und  die  Gebühren  für  sämmtliche  an  eine  Königliche  Behörde  gerichteten 
Sendungen,  welche  unfrankirt  einsehen,  bei  der  Auslieferung  seitens  der  Post- 
anstalten in  den  bezeichneten  Bücnem  kontirt. 

Allmonatlich  werden  die  kontirten  Qesammtbeträse  von  den  Behörden 
an  die  Postanstalten  gegen  Quittung  im  Kontobuch  gezahlt. 

§  5.  In  Betreff  der  Wiedereinziehung  derjenigen  von  einer  Behörde 
verauslagten  Porto-  und  Oebfihrenbeträge,  zu  deren  Erstattung  der  Absender 
oder  der  Empfanger  einer  Sendung  oder  ein  sonstieer  Interessent  verpflichtet 
ist,  bewendet  es  bei  den  bestehenden  Vorschriften.  Auch  fernerhin  sind  über- 
all die  tarifmässigen  Porto-  und  Oebührenbeträge  in  Ansatz  zu  bringen. 

'  §  6.  Die  nach  §  1  unfrankirt  abzulassenden  portopflichtigen  Sendungen 
sind  auf  der  Adresse  als  „Portopflichtige  Dienstsache"  zu  bezeichnen  und  mit 
dem  Dienstsiegel  der  absendenden  Behörde  zu  versehen.  Einzeln  stehende 
Beamte,  welche  ein  solches  nicht  führen,  haben  unter  dem  Vermerk 
„poriopflichtige    Dienstsache''    die    „Ermangelung    eines    Dienstsiegels"    mit 


Unterschrift  des  Namens  und  Beisetzung  des  Amtscharakters  zu  bescheinigen.*) 

J7.    Die  Königlichen  Behörden   haben  in  ihrem  Geschäftsverkehr  auf 
ste  Beschränkung  der  Portoausgaben  Bedacht  zu  nehmen   und   insbe- 


sondere folgende  Bestimmungen  sorgfältig  zu  beachten: 

1.  Sollen  mehrere  Briefe  gleichzeitig  an  eine  Adresse  abgesandt 
werden,  so  sind  dieselben  in  ein  gemeinschaftliches  Couvert  zu 
verschliessen. 

2.  Packete  ohne  Werthdeklaration,  deren  Gewicht  mehr  als  10  Kilo- 
gramm beträgt,  sind  da,  wo  Eisenbahnverbindungen  bestehen,  soweit 
es  ohne  unverhältnissmässige  Verzögerung  ihrer  Beförderung  oder 
einen  sonstigen  Nachtheil  geschehen  kann,  als  Frachtgut  mit  der 
Eisenbahn  zu  versenden.  Dagegen  sind  Geld-  und  andere  Werth- 
sendungen  ste^s  zur  Post  zu  geben. 

3.  Zu  den  Reinschriften  der  Verfügungen  an  Privatpersonen  ist  I^pier 
von  solcher  Beschaffenheit  zu  verwenden,  dass  das  Gewicht  desselben 
einschliesslich  des  Couverts  das  zulässige  Maximalgewicht  eines  ein- 
fachen Briefes  nicht  übersteigt. 

§  8.  Die  Verrechnung  der  nicnt  aversionirten  Porto-  und  Gebühren- 
betrage erfolgt  nach  Anleitung  des  Etats  im  Ressort  der  Justizverwaltung  bei 
dem  dazu  bestimmten  Ausgabe-Kapitel,  in  allen  übrigen  Ressorts  dagegen  bei 
den  betreffenden  Bureaubedürfnisstonds. 

Behörden  und  einzeln  stehende  Beamte,  welche  nicht  mit  einem  eigenen, 
auch  zur  Bestreitung  der  nicht  aversionirten  Porto-  und  Gebührenbeträge  be- 
stimmten Bureaubedürfnissfonds  versehen  sind,  haben  diese  Ausgaben  zusammen 
mit  den  etwaigen  sonstigen  Frachtgebühren  für  dienstliche  Sendungen  und  den 
Telegrammgebühren  bei  der  vorgesetzten  Behörde  zur  Erstattung  aus  deren 
Bureaubedürfnissfonds  zu  liquidiren.')  Ausgenommen  sind  die  Spezialkommissare 
und  Vermessungsbeamten  der  lanawirthschaftlichen  Verwaltung,  welche  die 
ihnen  nach  der  Aversionirung  noch  erwachsenden  Porto-Ausgaben,  sowie  Tele- 
grammgebühren aus  den  Bureau-  beziehungsweise  Amtskosten-Entschädigungen 
zu  bestreiten  haben. 

§  9.  Den  einzelnen  Ministerien  bleibt  vorbehalten,  die  für  ihre  Ressorts 
erforderlichen  näheren  Vorschriften  über  die  Ausführung  dieser  Bestimmungen 
zu  erlassen." 

b)  R.-Erl.  der  Minister  der  Finanzen  und  des  Innern  vom 
25.  August  1894,  mitgeth.  durch  R.-Erl.  des  Kultusministers  vom  S.Januar  1895 
betreffend  Missbrauch  des  Aversion irungsstempels: 


1)  S.  Anm.  4  auf  S.  310. 


>)  I>er   Kreisarzt  hat  demeemlss  auch  ein  Portobuch  zu  führen  oder  im  Tagebuch  eine 
ilte  für  ^         .     .    ~    .  -  fc.  -  


Spalte  für  verauslagte  Porto-  und  Telegrammgebfihren  einzurichten  und  vierteljährlich  oder  jUir- 
tich  diese  Auslagen  bei  dem  Reg.-Prisiaenien  zu  liquidiren. 
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„Nach  den  Feststellung[en  der  Reichs  -  Postverwaltung  wird  seit  der 
Aversionirung  der  in  Preussischen  Staatsdienstangelegenhelten  entstehenden 
Post-Porto-  und  Gebühren-Beträge  die  Post  von  den  Behörden  und  Beamten 
zur  Beförderung  von  Sendungen  in  weit  erheblicherem  Umfange  als  vorher  in 
Anspruch  genommen.  So  sollen  jetzt  zahlreiche  Sendungen,  welche  sonst  von 
den  eigenen  Beamten  der  Behörden  oder  durch  besondere  Boten  pp.  den 
Empfängern  zugestellt  wurden,  welche  früher  ohne  Inanspruchnahme  der  Post 
befördert  worden  sind,  und  endlich  vielfach  Briefe,  welche  bisher  zu  Sammel- 
sendungen vereinigt  wurden,  den  Postanstalten  einzeln  zur  Beförderung  über- 
geben werden.  Ausserdem  hat  die  Postverwaltung  wahrgenommen,  dass  von 
dem  Verfahren  der  Einschreibung  und  der  Beifügung  von  Formularen  zu  Zu- 
stellungsurkunden ein  weit  ausgedehnterer  Gebrauch  als  früher  gemacht  wird, 
und  dass  der  die  unentgeltliche  Beförderung  bedingende  Aversionirungsvermerk 
vielfach  bei  Sendungen  zur  Anwendung  gelangt,  welche  bisher  unfrankirt  unter 
der  Bezeichnung  „Portopflichtige  Dienstsache"  abgelassen  wurden. 

Die  Reicns-Postverwaltung  hat  auf  das  Abkommen  wegen  der  Porto- 
Aversionirung  nur  in  dem  Vertrauen  eingehen  können,  dass  in  den  Grund- 
sätzen, nach  welchen  bisher  die  Abschickung  frankirter  Sendungen  erfolgte, 
keine  wesentlichen  Aenderungen  eintreten  würden.  Dementsprechend  ist  auch 
in  unserer  Verfügung  vom  26.  Februar  d.  J,  (M.  d.  I.  A.  1916.  —  F.  M.  I. 
2285.  II.  2420)  unter  Nr  3  ausdrücklich  gesagt,  dass  die  Post  anlässlich  der 
Aversionirung  zur  Beförderung  von  Sendungen  nicht  in  weiterem  Umfange 
als  bisher  in  Anspruch  genommen  werden  dürfe  und  dass  es  bei  den  be- 
stehenden Anordnungen  über  das  Abtragen  von  Briefen  durch  die  Unter- 
beamten pp.  der  Behörden  am  Sitze  der  letzteren  und  bei  den  Bestimmungen  über 
die  Beförderune  grösserer  Packete  als  Frachtgut  mit  der  Eisenbahn  verbleibe. 

Ew.  Hocnwohlgeboren  ersuchen  wir  ergebenst,  mit  Nachdruck  auf  die 
Befolgung  dieser  Anordnung  zu  halten  und  deren  Beachtung  in  geeigneter 
Weise  zu  kontrolliren.  Gegen  Beamte,  welche  in  dieser  Weise  Verstösse  machen 
sollten,  ist  unnachsichtlich  mit  disziplinarischen  Maassnahmen  vorzugehen. 
Femer  sind  die  betheiligten  Beamten  noch  darauf  hinzuweisen,  dass 

1.  der  die  unentgeltliche  Beförderung  bedingende  Vermerk  „frei  lt. 
Avers.  Nr.  21"  nur  bei  frankirt  abzuschickenden  Sendungen  Anwendung 
finden  darf, 

2.  alle  portopflichtigen  Sendungen,  welche  nicht  zu  frankiren  sind,  nach 
wie  vor  unter  der  Bezeichnung  „Portopflichtige  Dienstsache"  abgelassen  werden 
müssen, 

3.  jeder  Zeit  auf  thunlichste  Beschränkung  der  Postsendungen  durch 
Zusammenlegen  der  gleichzeitig  an  eine  Adresse  abzusendenden  Briefe  und 
durch  Beförderung  grösserer  Packete  als  Frachtgut  mit  der  Eisenbahn  Bedacht 
zu  nehmen  ist  und  dass 

4.  von  dem  Verfahren  der  Einschreibung  und  der  Besorgung  von  Post- 
Zustellungs-Urkunden  nur  in  wirklich  nothwendigen  Fällen  Gebrauch  gemacht 
werden  darf." 

c)  Rund-Erlass  vom  26.  Dezember  1894  betreffend  Nachtrag  über 
die  geschäftliche  Behandlung  der  Postsendungen. 

»1.  Die  Aversionirung  der  Portobeträge  erstreckt  sich  nur  auf  die  nach 
Orten  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  frankirt  abzuschickenden  porto- 
pflichtigen Sendungen.  Die  Bestimmungen,  in  welchen  Fällen  Sendungen 
unfrankirt  abzulassen  oder  in  Reichsangelegenheiten  (Militaria,  Marinesachen, 
Reichsdienslsache)  und  als  Königliche  Angelegenheit  portofrei  zu  befördern  sind, 
bleiben  unverändert. 

2.  Zu  den  aversionirten  Porto-  und  Postgebühren-Beträgen  gehören  auch : 

a)  die  Porto-  und  Gebührenbeträge  für  Sendungen  an  Empfänger 
im  Orts-  oder  Landbestellbezirk  der  Aufgabepostanstalt, 

b)  die  Nebengebühren  für  die  von  den  Ijmdbriefträgem  entgegen- 
genommenen, zur  Weitersendung  mit  der  Post  bestimmten 
Sendungen,  soweit  die  betreffenden  Sendungen  überhaupt  einer 
Nebengebühr  unterliegen  und  bis  zum  Bestimmungsorte  zu 
frankiren  sind, 

c)  die  Gebühr  (das  Franko)  für  Postauftragssendungen, 

d)  die  Gebühr  mr  die  Uebermittelung  des  eingezogenen  Nachnahme- 
betrages, 
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e)  bei  frankirt  abzusendenden  Briefen  mit  Zustellunesurkunde  neben 
dem  Porto  für  den  Hinweg  des  Briefs  die  Zustellungsgebühr  und 
das  Porto  für  die  Rüclcsendung  der  Zustellungsurkunde, 

f)  bei  frankirt  abzuschickenden  Nachnahmesendungen  neben  dem 
Porto  und  der  Vorzeigegebühr  die  Gebühr  für  die  Uebermittelung 
der  eingezogenen  Naoinahmebeträge. 

3.  Die  Post  darf  anlässlich  der  Aversionirung  zur  Beförderung  von 
Sendungen  nicht  in  weiterem  Umfange  als  bisher  in  Anspruch  genommen 
werden;  es  verbleibt  daher  bei  den  bestehenden  Anordnungen  übo-  das  Ab- 
tragen von  Briefen  durch  die  Unterbeamten  pp.  der  Behörden  am  Sitze  der 
letzteren,  ebenso  bei  den  Bestimmungen  über  die  Beförderung  grösserer  Packete 
als  Frachtgut  mit  der  Eisenbahn  und  über  die  Abholung  der  Sendungen  durch 
die  Behörden  von  der  Post. 

4.  Wegen  Beschaffung  der  Stempel  mit  der  Inschrift:  „frei  lt.  Avers. 
Nr.  21  pp."  ....  werden  die  betheiligten  Beamten  auf  die  den  Stempeln  vom 
Lieferanten  beizufügende  Gebrauchsanweisung  und  insbesondere  darauf  auf- 
merksam zu  machen  sein,  dass  zur  Herstellung  des  Stempelabdrucks  nur  ölfreie 
Farben  verwendet  werden  dürfen.  Auf  Briefumschlägen  pp.,  auf  welchen  die 
Adresse  des  Empfängers  vorgedruckt  wird,  kann  der  Vermerk  „frei  lt.  Avers. 
Nr.  21  pp."  gleichfalls  durch  Druck  hergestellt  werden." 

d)  Rund-Erl.  des  Finanzministers  u.  des  Min.  d.  Innern  vom  22.  Juni  1895, 
betreffend  die  Aversionirung  amtlicher  Postsendungen  seitens  der  Be- 
amten, die  sich  auf  Dienstreisen  befinden,  sowie  für  ärztliche  Melde- 
karten bei  ansteckenden  Krankheiten. 

„Die  Postanstalten  sind  verschiedentlich  davon  ausgegangen,  dass  das 
für  Postsendungen  in  preussischen  Staatsdienstangeleeenhdten  vereinbarte  Porto- 
aversum  sich  nur  au!  die  Sendungen  von  Behörden  und  einzelnen  solche 
vertretenden  Beamten  beziehe,  und  dass  deshalb  beispielsweise  die  ausserhalb 
des  Sitzes  der  Behörde  wohnhaften  Mitglieder  der  Bezirksausschüsse,  sowie  der 
Einkommensteuerveranlagungs-  und  Berufungskommissionen,  femer  Mitglieder 
und  Behörden,  welche  auf  Dienstreisen  oder  auch  während  eines  etwaigen 
Urlaubs  Dienstsachen  abzuschicken  haben,  von  dem  die  portofreie  Beförderung 
bedingenden  Vermerk  „frei  lt.  Aversum  Nr.  21"  keinen  Gebrauch  machen 
dürften.  Der  Herr  Staatssekretär  des  Reichs-Postamts  hat  die  Anwendung  des 
Aversionirungsvermerks  in  den  vorbezeichneten  Fallen  nunmehr  insoweit  für  zulässig 
erklärt,  als  das  betreffende  Porto  seiner  Zeit  in  die  Portopauschsumme  einge- 
rechnet ist,  und  die  Ober-Postdirektionen  und  Postanstalten  dahin  verständigt, 
dass  jener  Vermerk  auch  von  einzelnen  Beamten,  welche  eine  Staatsbehörde 
nicht  vertreten,  sowie  von  den  auf  Dienstreisen  oder  auf  Uriaub  befindlichen 
Beamten  angewendet  werden  könne.  Die  betreffenden  Beamten  haben  jedoch 
unter  dem  handschriftlich  herzustellenden  Aversionirungsvermerk  ihren  Amts- 
charakter derart  zu  bezeichnen,  dass  kein  Zweifel  entstehen  kann,  welcher  Be- 
hörde sie  angehören. 

Des  Weiteren  hat  die  Reichspostverwaltung  sich  mit  der  einstweiligen 
Beibehaltung  des  Verfahrens  einverstanden  erklärt,  wonach  mehrfach  auch 
Personen  von  dem  Aversionirungsvermerk  Gebrauch  machen,  welche,  ohne 
Beamteneigenschaft  zu  besitzen,  als  Organe  der  Staatsverwaltung  fungiren  oder 
von  den  Ekhörden  mit  Ausführung  bestimmter  im  Staatsinteresse  liegender  Ge- 
schäfte beauftragt  werden.    In  den  hier  zur  Sprache  gekommenen  Fällen  handelt 

es  sich  dabei  um ärztliche  Meldekarten  über  das  Auftreten  ansteckender 

Krankheiten Insoweit  den  betreffenden  Personen,  der  früheren  Lieferung 

von  Postwerthzeichen  entsprechend,  jetzt  mit  dem  Abdruck  des  Dienstsiegels 
der  Behörde  und  dem  Aversionirungsvermerk  versehene  Briefumschläge  bezw. 
Postkarten  zugestellt  werden,  ist  zur  Ausschliessung  jedes  auch  nur  versehent- 
lichen Missbrauchs  auf  denselben  vorher  möglichst  die  Adresse  des  Empfängers 
zu  vermerken.  Entscheidend  für  die  Zulässigkeit  des  Aversionirungsvermerks 
ist  auch  in  diesen  Fällen  der  Umstand,  dass  das  Porto  für  derartige  Sendungen 
bei  den  zur  Ermittelung  der  Portopauschsumme  aufgestellten  Berechnungen 
mitberücksichtigt  ist.  Die  Frage  der  Beförderung  der  vorerwähnten  ärztlichen 
Meldekarten  wird  demnächst  generell  geregelt  werden."  (siehe  nachstehend 
unter  h.  k.) 


-  315  - 

e)  R-Erl.  des  Kultusministers  vom  7.  Februar  18Q8  betreffend  die  Be- 
handlung des  Postbestellgeldes: 

,,Im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Finanzminister  ersuche  ich,  dafür  zu 
sorgen,  dass  in  Betreff  der  Behandlung  der  Postbestellgelder  künftig  nach 
folgenden  Grundsätzen  verfahren  wird: 

1.  Zu  Postbestellgeldem,  deren  Aversionirung  in  den  von  der  Reichs- 
postverwaltung wegen  Feststellung  der  Portopauschsumme  erlassenen  Be- 
stimmungen nicht  vorgesehen  ist,  sind  zu  rechnen  die  Gebühr  für  Bestellung 
der  Briefe  mit  Werthaneabe,  der  Packete  mit  und  ohne  Werthangabe,  der 
Einschreibepackete  und  der  Postanweisungen  nebst  den  dazu  gehörigen  Geld- 
beträgen. Das  Porto  für  Sendungen  an  Empfänger  im  Ortsbezirk  der  Aufgabe- 
Postanstalt  steht  dem  Porto  für  sonstige  Sendungen  eldch  und  fällt,  insoweit 
die  Benutzung  der  Post  zu  Sendungen  im  Ortsbezirk  überhaupt  nachgelassen 
ist,  unter  das  Porto-Aversum. 

2.  Wo  Unterbeamte  vorhanden  sind,  haben  diese  die  bestellgeldpflichtigen 
Sendungen  von  der  Post  abzuholen.  Ausnahmen  bleiben  für  den  rall  von)e- 
halten,  dass  die  Verwendung  der  Unterbeamten  nach  Lage  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse oder  der  geschäftlichen  Verhältnisse  einer  Behörde  unzweckmässig 
sein  würde.  Der  pflichtmässigen  Beurtheilung  und  Entscheidung  der  nach- 
geordneten Behörden  wird  es  überlassen,  ob  solche  Ausnahme-Verhältnisse  bei 
innen  oder  den  ihnen  unterstellten  Anstalten  vorliegen. 

3.  Einzelnstehende  Beamte,  welchen  kein  Bote  zur  Verfügung  steht,  und 
welche  nach  ihrer  Stellung  oder  aus  anderen  dienstlichen  Rüclsichten  zur  Ab- 
holune  von  Packeten  nicnt  in  der  Lage  sind,  haben  Anspruch  auf  Erstattung 
des  Postbestellgeldes  aus  der  Staatskasse  (Universitätskasse,  Anstaltskasse). 
Insoweit  ihnen  Amtskosten-Vergütungen  gezahlt  werden,  sind  aus  diesen  die 
Postbestellgelder  zu  bestreiten.  Beamte,  welche  keine  Amtskostenvergütunsen 
beziehen,  sind  berechtigt,  das  verauslage  Bestellgeld  in  Rechnung  zu  stellen. 
Um  diese  Bestellgeld-Exitattungen  möglichst  zu  beschränken,  können  die  ab- 
sendenden Behöroen,  wenn  ihnen  Bureaubedürfnissfonds  zur  Verfügung  stehen, 
von  der  in  §  38  VIII  der  Postordnung  vom  H.  Juni  1892  (Zent.-Bl.  f.  d.  D.  R. 
S.  430^)  nachgelasssenen  Vorausentrichtung  des  Bestellgeldes  Gebrauch  machen 
und  den  Beamten  Packete  pp.  bestellgeldfrei  zugehen  lassen. 

In  Ausführung  dieses  Grundsatzes  wird  bestimmt,  dass  die  Kreisschul- 
inspektoren im  Hauptamte  das  Bestellgeld  für  die  bei  ihnen  eingehenden 
Sendungen  in  Staatsdienstangel^enheiten  aus  ihren  Dienstunkosten-Vergütungen 
zu  bestreiten  haben.  Dagtt;en  sind  die  Superintendenten  (Kirchenpröbste,  Metro- 
politane  und  Dekane),  die  Kreisschulinspektoren  im  Nebenamte,  die  Ortsschul- 
inspektoren  und  die  Kreis-  (Oberamts^)  Medizinalbeamten  berechtigt,  das  für 
Sendungen  in  Staatsdienstangelegenheiten  verauslagte  Bestellgeld  in  Rechnung 
zu  stellen.*) 

f)  R.-Erlass  des  Kultusministers  vom  4.  März  1903,  betreffend  die  Be- 
nutzung des  Aversionirungsstempels  im  Ortsverkehr  für  dienst- 
liche Sendungen: 

„Im  Einverständnisse  mit  dem  Herrn  Finanzminister  und  dem  Herrn 
Staatssekretär  des  Reichs  -  Postamtes  genehmige  ich,  dass  für  dienstliche 
Sendungen  der  Generalsuperintendenten,  der  Superintendenten,  Kirchenpröbste, 
Metropolitane  und  Dekane,  der  Krejsschulinspektoren  im  Hauptamte,  der  Kreis- 
schulinspektoren im  Nebenamte,  der  OrtsschuUnspektoren,  der  mit  erweiterten 
Aufsichtsbefugnissen  ausgestatteten  Rektoren  und  Lehrer,  der  vollbesoldeten 
Kreisärzte,  der  nicht  vollbesoldeten  Kreis-,  Oberamts-  und  Gerichts- 
ärzte, der  Kreisassistenzärzte  und  der  Provinzial-  (Bezirks-,  Landes-)  Konser- 
vatoren die  Post  im  Ortsverkehr  unter  Anwendung  des  Portoablösungsvermerkes 
benutzt  werden  darf,  soweit  nicht  durch  die  Benutzung  der  Post  für  den  Absender 
eine  Erschwerung  der  Beförderung  seiner  Otssendungen   herbeigeführt  wird. 


>)  Nach  dieser  Bestimmung  können  die  Bestellgeldgebfihren  vom  Absender  im  Vonus  ent- 
richtet werden.  In  solchem  Falle  ist  von  diesem  in  der  Aufschrift  der  Sendung  der  Vermerk  «frei 
einschliesslich  Bestellgeld*  niederzuschreiben. 

>)  Nachdem  jetzt  die  Kreis-  und  Oerichtsarzte  eine  Dienstaufwands-Entschldignng  erhalten, 
haben  sie  ebenso  wie  die  Kreisschulinspektoren  im  Hauptamte  das  Bestellgeld  aus  dieser  Ent- 
schädigung zu  bestreiten,  wlhrend  die  Kreisassistenzärzte  die  Auslagen  dafür  in  Rechnung  stellen  und 
am  Schluss  des  Etatsjahres  die  Wiedererstattung  bei  dem  Regierungspräsidenten  beantragen  können. 
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Die  nachgeordneten  Behörden  wollen  die  in  Frag[e  kommenden  Beamten 
ihres  Qeschäftsl^reiches  hiemach  schleunigst  mit  Nachricht  versehen.« 

g)  Ueber  den  Begriff  Ortssendungen  bestimmt  der  Min.-Erl.  vom 
31.  Dezember  1902: 

»Bei  der  Auslegung  des  Portoablösungsabkommens  sind  femer  Zweifel 
darüber  entstanden,  was  unter  »Ortssendungen«  zu  verstehen  sei.  Während 
die  Postanstalten  den  Begriff  »Ort«  im  Sinne  des  §.  37  der  Postordnung  vom 
20.  März  1900  aufgefasst  haben,  wonach  hiemnter  der  gesamte  Orts-  und  Land- 
bestellbezirk einer  Postanstalt  fällt,  ist  von  dem  Herrn  Finanzminister  die  An- 
sidit  vertreten  worden,  dass  als  iiOrt«  nur  die  politische  Gemeinde,  in  der  die 
Behörde  ihren  Sitz  hat,  betrachtet  werden  könne.  Im  Bereiche  der  Justizver- 
waltung werden  als  Ortssendungen  alle  die  angesehen,  welche  am  Sitze  der 
Behörde,  oder  in  einer  Entfernung  von  weniger  als  2  km  von  diesem  Sitze  zu 
bestellen  sind.  Aus  diesen  verschiedenen  Auffassungen  sind  besonders  deshalb 
Weiteruns[en  für  die  Praxis  entstanden,  weil  sich  der  »Ort"  nach  postalischem 
Begriff  keineswegs  mit  der  politischen  Gemeinde  deckt. 

Um  zu  verhindern,  dass  in  Zukunft  solche  Sendungen  der  Staatsbe- 
hörden pp.,  welche  an  Empfänger  ausserhalb  der  politischen  Gemeinde  des 
Amtssitzes  gerichtet  sind,  und  welche  mit  Zählmarken  frankirt  bei  der  Post 
eingeliefert  werden,  von  den  Postanstalten  als  nicht  unter  das  Portoablösungs- 
veifahren  fallend  beanstandet  werden,  hat  das  Reidis-Postamt  die  Postanstalten 
durch  Verfügung  vom  14.  Januar  d.  J.  allgemein  angewiesen,  als  Ortssendungen 
im  Sinne  des  Portoablösungsabkommens  nur  solche  Sendungen  anzusehen,  welche 
innerhalb  der  Grenzen  der  politischen  Gemeinde  verbleiben,  in  der  die  ab- 
sendende Behörde  ihren  Sitz  hat." 

h.  Ueber  Portofreiheit  der  Meldekarten  über  ansteckende 
Krankheiten  sind  durch  R.-Erlassvom  20.  April  1897  nachstehende  Be- 
stimmungen getroffen: 

»Es  ist  in  Frage  gekommen,  in  wie  weit  für  Postsendungen  mit  Meldungenf 
welche  aus  Gründen  der  Gesundheitspolizei  oder  der  Medizinalstatistik  au, 
Anweisung  der  Staatsbehörden  Seitens  der  Aerzte  und  des  ärztlichen  Hülfs- 
personals,  sowie  Seitens  der  Standesbeamten  erstattet  werden,  von  dem  Aversio- 
nirungsverfahren  Gebrauch  gemacht  werden  kann.  Es  ist  nicht  statthaft,  den 
Aerzten  u.  s.  w.  den  Gebrauch  des  Aversionirungsvermerkes  einzuräumen.  Da- 
g^en  ermächtige  ich  im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Finanzminister  und 
dem  Herrn  Minister  des  Innern,  sowie  nach  Benehmen  mit  dem  Herrn  Staats- 
sekretär des  Reichs^Postamts  die  Herren  Regierungspräsidenten  und  den  Herrn 
Polizei-Präsidenten  hierselbst  für  derartige  Meldungen  den  voi^genannten  Personen 
auf  ihren  Wunsch  Briefumschläge  oder  Postkarten  mit  dem  Abdmck  des  Dienst- 
siegels und  dem  Aversion irungsvermerk,  sowie  thunlichst  mit  der  Adresse  des 
Empfängers  zuzustellen.  Die  Kosten  sind  aus  dem  Bureaubedürfnissfonds  zu 
bestreiten.  —  Die  betheiligten  Reichs-Postanstalten  sind  von  dem  Herrn  Staats- 
sekretär des  Reichs-Postamts  mit  Anweisung  versehen  worden." 

i.  Nach  dem  R.-Erlass  vom  4.  März  1903  sind  diese  Karten  auch 
im  Ortsverkehr  zulässig: 

»Im  Einverständnisse  mit  dem  Herrn  Finanzminister  und  dem  Herrn 
Minister  des  Innern,  sowie  nach  Benehmen  mit  dem  Herrn  Staatsselo-etär  des 
Reichs-Postamtes  bestimme  ich,  dass  dieses  Verfahren  (s.  vorher  unter  f)  auch  für 
die  durch  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krank- 
heiten vom.  30.  Juni  1900,  bezw.  durch  das  demnächst  zu  erlassende  Preussische 
Ausführungsgesetz  vorgeschriebenen  Krankheits-  pp.  Meldungen  beibehalten  wird, 
und  zwar  mit  der  Maassgabe,  dass  die  elngan^  bezeichneten  Personen  auch 
berechtigt  sind,  die  von  ihnen  abzuschickenden,  mit  dem  Portoablösungsvermerke 
(für  1903  auch  mit  Portozählmarken)  versehenen  Meldekarten  pp.  im  Ortsverkehr 
durch  die  Post  befördern  zu  lassen.« 

k.  Endlich  ist  durch  Verfugung  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts 
vom  17.  August  1902  über  die  Zulassung  unfrankirter  Postkarten 
^ür  die  Anzeige  gemeingefährlicher  Krankheiten  Folgendes  bestimmt: 

»Nach  dem  Reichsgesetz,  betreffend  die  Bekämpfung  g:emeingefährlicher 
Krankheiten,  vom  30.  Juni  1900  ist  jede  Erkrankung  und  jeder  Todesfall  an 
Aussatz  (Lepra),  Cholera  (asiatischer),  neckfieber  (Flecktyphus),  Gelbfieber,  Pest, 


-  317  - 

(orienialischer  Beulenpest),  Pocken,  Blattern,  sowie  jeder  Fall,  welcher  den  Ver- 
dacht einer  dieser  Krankheiten  erweckt,  der  zuständigen  Polizeibehörde  mündlich 
oder  schriftlich  anzuzeigen.  Zur  Anzeige  sind  insbesondere  verpflichtet  der  zu- 
gezogene Arzt,  der  Haushaltungsvorstand,  der  Krankenpfleger,  der  Leichen- 
schauer (§  2  a.  a.  O.).  Die  Polizeibehörden  haben  diesen  auf  Verlangen  Melde- 
karten für  schriftliche  Anzeigen  unentgeltlich  zu  verabfolgen.  Werden  zu  den 
Meldungen  von  den  Anzeigepflichtigen  unfrankirte  Postloirten  benutzt,  die  im 
Voraus  von  der  Polizeibehörde  mit  dem  Abdruck  ihres  Dienstsiegels  oder 
-Stempels  und  dem  Vermerke  »Portopflichtige  Dienstsache«  versehen  sind,  so 
ist  das  für  unfrankirte  Sendungen  vorgeschriebene  Zuschlap>orto  nicht  zu  er- 
heben. Diese  Vergünstigung  bezieht  sich  nur  auf  Anzeigen  über  die  oben 
aufgeführten  Kranldieiten«. 

Geschäftsbücher  und  Listenführung. 

§.  122.  Der  Kreisarzt  hat  an  Geschäftsbüchern  und  Verzeich- 
nissen zu  führen: 

1.  ein  Tagebuch  nach  Formular  XV  (vergl.  Anhang),  welches 
den  wesentlichen  Inhalt  des  Schriftwechsels  in  knapper  Form 
ersichtlich  macht  und  in  welches  alle  eingehenden  Schriftstücke, 
sowie  alle  ohne  besondere  Aufforderung  abgesandten  Berichte 
und  Schreiben»)  unter  jährlich  fortlaufenden  Nummern*)  einzu- 
tragen sind. 

Auf  jeder  eingehenden  Sache  ist  der  Tag  des  Einganges  und 
die  Nummer  des  Tagebuches,  sowie  die  Zahl  der  Anlagen  anzu- 
geben;») 

2.  einen  Terminskalender*)  für  die  regelmässig  zu  erstattenden  Be- 
richte und  die  in  bestimmten  Fristen  zu  erledigenden  Sachen; 

3.  ein  Verzeichnisse)  der  ihm  zum  dienstlichen  Gebrauche  überwiese- 
nen Gegenstände,  und  zwar  getrennt  für: 

a.  Bücher,  Drucksachen,  Karten, 

b.  Instrumente  und  sonstige  Inventarstücke; 

4.  ein  Aktenverzeichniss.*) 

Registratur. 

§.  123.  Alle  an  den  Kreisarzt  gelangenden  dienstlichen  Schrift- 
stücke, um  deren  Rückgabe  seitens  der  absendenden  Behörde  nicht 
ersucht  itst,   sowie   die   Urschriften   seiner    Berichte   und   Schreiben 


')  Auch  jede  Anzeige  über  ansteckende  Krankheiten  ist  in  das  Tagebuch 
unter  besonderer  Nummer  einzutragen;  im  übrigen  gehören  in  dasselbe  nur  die 
rein  amtsärztlichen  Sachen  und  demnach  nicht  hinein  z.  B.  die  Gutachten  in 
Unfall-  und  Invaliditätssachen  oder  sonstige  Atteste,  deren  Ausstellung  dem 
Kreisarzt  nicht  ausschliesslich  zusteht,  z.  B.  über  gewerbliche  Arbeiter  usw.  Es 
empfiehlt  sich  jedoch,  für  diese  Angelegenheiten  ebenfalls  ein  Tagebuch  zu  führen; 
man  kann  dazu  auch  das  amtliche  benutzen,  nur  muss  dann  in  diesem  eine 
getrennte  Abtheilung  mit  besonders  fortlaufenden  Nummern  lediglich  für  die 
nicht  rein  amtlichen  Sachen  angelegt  werden. 

*)  Das  Tagebuch  ist  also  jährlich  abzuschliessen  und  am  1.  Januar  jeden 
Jahres  mit  Nr.  1  zu  binnen. 

*)  Die  Präsentation  jedes  eingehenden  Stückes  hat  stets  sofort  nach  dem 
Eingane  zu  geschehen. 

^  Siehe  Anhang;  hier  ist  ein  Terminskalender,  in  den  die  durch  die 
Dienstanweisung  vorgeschriebenen  Termine  eingetragen  sind,  beigefügt. 

')  Muster  für  das  Bücher-,  Inventar-  und  Aktenverzeichniss  sowie 
für  die  sonst  erforderlichen  Geschäftsbücher  (Portobuch  usw.)  sind  im  Anhang 
beigefügt. 
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sind  in  der  kreisärztlichen  Registratur  sachlich  geordnet  aufzube- 
wahren. ^) 

Die  Eintheilung  der  Akten  hat  sich  im  Allgemeinen  an  die 
Gliederung  der  Abtheilung  II  dieser  Dienstanweisung  anzuschliessen. 
Sie  müssen  in  General-  und  Spezialakten  gesondert  sein.^ 

In  die  Generalakten  sind  sämmtliche  Erlasse,  Verordnungen  und 
Verfügungen  von  allgemeiner  Bedeutung  aufzunehmen.*) 

Auf  den  Aktendeckeln  ist  kurz  der  Inhalt  und  die  Zeit  von 
der  Anlage  bis  zum  Abschluss  der  Akten  anzugeben.*)  *) 


^)  Es  sind  thunlichst  von  allen  Berichten  u.  s.  w.  Konzepte  für  die  Akten 
zurückzubehalten;  bei  urschriftlichen  Randberichten  u.  s.  w.  ist  nicht  nur  in 
das  Joumalbuch,  sondern  auch  in  die  Akten  ein  kurzer  Vermerk  über  den  In- 
halt zu  machen.  Betreffs  der  Abschriften  von  Anlagen  der  Berichte  u.  s.  w. 
s.  Anm.  1  auf  Seite  303.  Die  Akten  sind  zu  heften,  die  Einordnung  hat  möglichst  nach 
der  Zeitfolge  des  Ein-  und  Ausganges  zu  geschehen;  etwaige  Sammlungssachen 
sind  aber  hmtereinander  zu  heften.  Die  vielfach  empfohlenen  Aktenordner  und 
Schnellhefter  (von  Soennecken,  Stolzenberg  u.  s.  w.)  haben  den  Nachthdl, 
dass  die  Schriftstücke  durchlocht  werden  müssen  und  an  diesen  Stellen  später 
leicht  ausreissen. 

Um  die  Akten  stets  handlich  zu  erhalten,  sind  dienstlich  überwiesene 
grössere  Druckschriften  (z.  B.  die  Denkschriften  über  Pocken  in  Preussen,  Bäder- 
wesen u.  s.  w.)  nicht  in  die  Akten  zu  heften,  sondern  ebenso  wie  die  Büdier  und 
Karten  zu  inventarisiren  und  der  Bibliothek  einzuverleiben;  Pläne  von  Kranken- 
häusern, Karten  u.  s.  w.  werden  in  Sammelmappen  oder  besonderen  Fächern 
aufbewahrt.  Die  Verfügungen  oder  Schreiben,  mit  denen  die  Drucksachen, 
Pläne,  Karten  u.  s.  w.  einge^gen  sind,  müssen  daga;en  zu  den  Akten  ge- 
nommen werden,  nachdem  em  Vermerk  über  den  Verbleib  der  Anlagen  darauf 
gemacht  ist;  ebenso  erhalten  die  inventarisirten  Gegenstände  einen  entsprechenden 
Vermerk;  sie  sind  ausserdem  mit  dem  Dienstsiegel  zu  bezeichnen. 

')  Es  ist  nicht  nur  für  jeden  einzelnen  Hauptabschnitt  der  Dienstanweisung 
mindestens  eine  Oeneralakte  anzulegen,  sondern  audi  für  jeden  Unterabschnitt; 
nur  da,  wo  voraussichtlich  wenige  Vorgänge  vorkommen,  empfiehlt  es  sich,  beide 
Akten  zu  einer  einzigen  Qenenu-  und  Spezialakte  zu  vereinigen;  dies  Verfahren 
ist  besonders  für  klemere  Kreisarztbezirke  zweckmässig.  Betreffs  der  Eintheilung 
der  Akten  s.  nachstehend  Anm.  5. 

*)  In  denjenijgren  Fällen,  wo  eine  SpezialVerfügung  auch  eine  allgemeine 
Bedeutung  hat(z.  B.  bei  einem  Fall  von  Diphtherie  fürdie  Bekämpfung  ansteckender 
Krankheiten  überhaupt),  empfiehlt  es  sich,  entweder  eine  Abschrift  dieser  Ver- 
fügung den  Oeneralakten  beizuheften  oder  in  diesen  einen  entsprechenden 
Vermerk  unter  Hinweis  auf  die  Spezialakten  zu  machen. 

^)  Ausser  dem  Inhalt  ist  auch  das  Aktenzeichen  (den  Ziffern  des  Akten- 
verzeichnisses entsprechend)  anzugeben,  desgleichen  selbstverständlich  die  Be- 
zeichnung: »General-  bezw.  Spezialakten«;  ausserdem  empfiehlt  es  sich,  die 
Oeneral-  und  Spezialakten  durch  verschiedene  Farbe  der  Akten- 
umschläge gldcn  kenntlich  zu  machen.  Die  vielfach  gebräuchlichen  Akten- 
schwänze sind  nicht  zweckmässig,  da  sie  leicht  abreissen;  praktischer  ist  es,  zur 
Aufbewahrung  der  Akten  ein  in  Fächer  abgetheiltes  Aktenbord  zu  benutzen,  die 
Akten  ihrem  Inhalte  nach  in  die  einzelnen  Fächer  zu  vertheilen  und  diese  durch 
Schilder  mit  entsprechender  Aufschrift  zu  bezeichnen. 

')  Für  die  Einrichtung  der  R^stratur  dürfte  die  nachstehende,  den 
einzelnen  Abtheilungen  II  der  Dienstanweisung  sowie  dem  Muster  für  die 
Uebersicht  der  amtlichen  Thätigkdt  des  Kreisarztes  (s.  S.  304,  Anm.  1,  Abs.  3) 
sich  anschliessende  Blnthellung  der  Akten  zweckmässig  sein.  Die  einzelnen 
Aktengruppen  sind  dabei  fortlaufend  nach  römischen  Ziffern  (I,  II,  II  u.  s.  w.) 
bezeichnet,  die  Einzelakten  sowie  Untergruppen  mit  grossen  lateinischen  Buch- 
staben; diesen  Bezeichnungen  treten  die  für  jede  Untergruppe  fortlaufenden, 
arabischen  Ziffern  bezw.  kleinen  lateinischen  Buchstaben  hinzu.  Es  ist  femer 
darauf  geachtet,  dass  die  Aktenbezeichnungen  der  entsprechenden  Oeneral- 
und  Spezialakten  sich  decken;  ihre  Unterscheidung  wird,  wie  schon  erwähnt, 
am  besten  durch  verschiedenfarbige  Aktenumschläge  bewirkt.    Für  diejenigen 


-  319  - 


Akten,  deren  Anlage  sich  etwa  z.  Z.  in  einzelnen  Kreisarztbezirken  noch  nicht 
nothwendig  erweist,  kann  ausserdem  ein  leerer  Mantelbogen  mit  entsprechender 
Aufschrift  in  das  t>etreffende  Aktenfach  gelegt  werden.  Bei  der  voraussiditlidi 
nicht  ausbleibenden  Vermehrung  der  O^chäfte  des  Kreisarztes,  lassen  sidi  bei 
den  einzelnen  Gruppen  der  Qeneral-  ate  Spezialakten  leicht  neue  Aktenstücke 
einfügen. 

!•    Amtliche  Stelluiig  und  OMchiftsffflhrniig  des  Kreisarztes* 
Qmamrmhm» 

A.  Amtliche  Stellung  im  Allgemeinen  (Dienstobliegenheiten.  Diszi- 
plinarverhältnisse,  Beaufsichtigung  der  ueschäftssachen,  Verhältniss 
zu  vorgesetzten,  gleichgeordneten,  unteigeordneten  und  anderen  Be- 
hörden, zu  Aerzten  und  Privatpersonen;  Kompetenzen,  Prüfung,  Fort- 
bildung, Beurlaubung  u.  s.  w.)  ^) 

B.  Stadtarzt. 

C  Kreisassistenzarzt. 

D.  Amtlicher  Schriftverkehr,  Geschäfts-  und  Listenführung, 
Porto-   und   Stempelsteuer-Angelegenheiten,   Registratur. 

E.  Jahresberichte  (eventuell  auch  Quartateberichte,  wo  soldie  noch 
verlangt  werden.) 

F.  Amtsärztliche  Gebühren. 


G.  Tagegelder  und  Reisekosten. 
H.  GericTitsärztliche  Thätigkeit 


J.    Vertrauensärztliche  Thätigkeit. 

1.  amtliche. 

2.  sonstige.  ■) 

K.  Hufeland^sche  Stiftungen  und  Unterstützungen. 

A.  Persönliche  Verhältnisse  (Einführung  in  das  Amt,  Gehalt,  Zu- 
lage, Nebenämter,  Beurlaubung,  Vertretung  u.  s.  w). 

B.  Stadtärztliche  Funktionen  oder  bei  Anstellung  eines  nicht  mit 
kreisärztlichen  Funktionen  beaufbugten  Stadtarztes,  dessen  Personalakte. 

C.  Amtsführune  des  etwaigen  Kreisassistenzarztes  (Personalakte). 

D.  Wie  Generalia;  ausserdem  die  vorgeschriebenen  Geschäftsbücher  und 
Listen   u.  s.  w.  (1.  Tagebuch,    [Formular  XV],  2.  Terminkalender, 

3.  Bücher-  und  Drucksachen-Verzeichniss,  4.  Instrumenten-  und  In- 
ventarverzeichniss,  5.  Aktenveizeichniss,  ö.Joumalbuch  über  ansteckende 
Krankheiten,  eventuell  auch  Wochenübersicht  über  diese,  7.  Portobuch. 

E.  Wie  Generalia. 

F.  Dttgleichen,  ausserdem  die  vorgeschriebenen  Gebührennachweisungen 
nach  Formular  XIII  und  XIV. 

G.  Wie  Generalia. 

H.  Gerichtsärztliche  Thätigkeit. 
1.   Im  strafrechtlichen  Interesse.') 

a.  Untersuchungen  des  Körperzustandes  (Verletzungen,  Nothzucht 
und  Unzucht,  Schwangerschaft,  Geburt,  Abtreibung,  Haft-  und 
Vemehmungsfähigkeit). 

b.  Untersuchungen  von  Leichen  und  Gutachten  darüber  (Leichen- 
besichti^ngen,  Obduktionen ;  Untersuchungen  an  Leichenthdlen ; 
Nachweis  von  Giften  in  denselben). 

c  Untersuchungen  an  leblosen  Objekten  (verdächtiger  Flecken 
auf  Kleidern  u.  s.  w.)  sowie  anderweite  Untersuchungen  und 
Begutachtungen. 


^)  Es  empfiehlt  sich  im  Allgemeinen  nicht,  für  jeden  dieser  Gegenstände 
entsprechend  den  Abschnitten  I-VII  Abth.  I  der  Dienstanweisung  je  eine 
Generalakte  anzulegen,  es  würde  dies  nur  zu  einer  unnöthigen  Vermehrung 
der  Akten  sowie  zu  mandierlei  Schwierigkeiten  bei  der  Einordnung  der  hierher 
gehörigen  Eriasse,  Verfügungen  u.  s.  w.  Anlass  geben. 

^  Es  ist  zweckmässig,  für  die  sonstige  vertrauensärztliche  Thätigkeit  eben- 
falls Akten  anzulegen,  wenn  diese  auch  nicht  zu  der  rein  amtlichen  Thätigkeit 
des  Kreisarztes  gehört. 

')  Gerichtsärzte  und  Kreisärzte  mit  umfangreicher  gerichtsärztlicher 
Thätiekeit  werden  am  zweckmässigsten  für  die  in  den  Untergruppen  a,  b,  c, 
aufgeführten  Gegenstände  je  eine  besondere  Akte  anlegen. 
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2.  Untersuchungen  im  zivilrechtlichen  Interesse. 

a.  Haftfähigkeit. 

b.  Erwerbsfähigkeit. 

c.  Untersuchungen  von  Wohnungen  u.  s.  w. 

d.  Untersuchungen  des  Geisteszustandes  (Entmündigungen). 

e.  Untersuchungen  in  Ehesachen  (Ehescheidung,  mtstellung  der 
Schwangerschaft  bei  Wiederverheirathung  u.  s.  w.). 

f.  Anderweite  Untersuchungen. 

J.    Vertrauensärztliche  Thätigkeit. 

1.  Vertrauensärztliche  amtliche  Thätigkeit. 

a.  Untersuchung  und  Begutachtung  des  Gesundheitszustandes 
unmittelbarer  kaiserlicher  und  königlicher  Beamten  im  Interesse 
des  Dienstes  bei  Pensionirungen,  Dienstunterbrechungen  u.  s.  w. 

b.  Amtsärztliche  Atteste  für  die  An-  und  Einstellungsfähigkeit  von 
Lehrern,  Post-,  Steuer-,  Eisenbahnbeamten,  MiUtäranwärtem 
u.  s.  w. 

c.  Amtsärztliche  Atteste  für  Militärreklamanten. 

d.  Sonstige  Atteste  (über  Transportgefangene,  Ortsarme  auf  Kosten 
des  Kreis-  und  Bezirksausschusses  u.  s.  w.) 

2.  Sonstige,  nicht  amtliche  vertrauensärztliche  Thätigkeit. 

a.  Amtsärztliche  Atteste  über  die  Körperbeschaffenheit  und  Ge- 
sundheit gewerblicher  Arbeiter. 

b.  Vertrauensärztliche  Thätigkeit  in  Unfallsachen. 

c.  „  „        in  Invaliditäts-Angelegenheiten. 

d.  Sonstige  Atteste  (Untersuchung  hülfsbedürftiger  Unteroffiziere 
und  Mannschaften  behufs  Erlangung  von  Beihülfen  aus  den 
(Reichsinvalidenfonds  u.  s.  w.) 

K.  Wie  Generalia. 
L  Desgleichen. 

IL    Medlxlnalpertonal  im  Allgemeinen. 
a«iMr«llA. 

A.  Meldepflicht,  Listenführung,  Berichterstattung. 

SpezIftUa. 

A.  Berichterstattung  über  die  Aerzte,  Zahnärzte  und  Apotheker  an  den 
Regierungs-Prasidenten. 

1.  An-  und  Abmeldungen  von  Aerzten  und  Zahnärzten. 

2.  w  w  »  von  Apothekern,  Apothekergehülfen  und 
Lehrlingen. 

3.  An-  und  Abmeldung  von  Hebammen. 

4.  «  »  »  des  sonstigen  Heilpersonals  (Heilgehülfen, 
Masseure,  Badewärter,  Krankenpfleger,  Wochenbettpflegerinnen 
u.  s.  w.). 

5.  An-  und  Abmeldungen  von  Desinfektoren. 

6.  An-  und  Abmeldungen  von  Leichenschauem. 

Ausserdem  gehören  in  dieses  Aktenfach  die  fortlaufend  zu  führenden 
Verzeichnisse  über  Aerzte,  Zahnärzte,  Apothekenbesitzer,  Hebammen  und  sonstiges 
Heilpersonal    (Formular  I.  No.  1-5). 

Ell,  Aerzte. 
aen«nüla. 

A.  Auszeichnungen,  Meldungen  zur   kreisärztl.    oder   homöopathischen 
Prüfung,  prsHctisches  Jahr  u.  s.  w. 

B.  Untersuchungen  gegen  Aerzte  und  Bestrafungen,  im  Straf-  uud  ehren- 
gerichtlichen Verfahren. 

C.  Aerztliche  Vereine  und  Aerztekammem. 

D.  Aerztliche  Gebühren. 
Spexlalla. 

A— D.    Wie  Generalia. 

(In  den  kleineren  Kreisarztbezirken  werden  sich  hier  General-  und  Spezial- 
akten  vereinigen  lassen). 

IV.  ZahnHrzto. 

Oenenüi«. 

A.  Ausbildung,  Auszeichnungen,  Untersuchungen  und  Bestrafungen,  Ge- 
bühren, Vereine. 
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A.  Wie  Oeneralia. 
V.  AnsUbaiif  der  H«lllainde  dnrch  nicht  approbirte  Peraoneii. 

A.  (Mddepflicht,  Massnahmen  zur  Bekämpfung^  der  Kurpfuscherei  u.  s.  w. 

A.  1.  An-  und  Abmeldung  von  Kurpfuschern,  Zahnkünstlem  u.  s.  w. 
(Ausserdem  ist  ein  fortlaufendes  Verzeidiniss  nach  Formular  III  zu 
führen). 
2.  Untersuchungen  gegen  Kurpfuscher  und  Bestrafung. 

V.  Apothekenwesen« 

0«i«rttlla. 

A.  Betrieb,  Einrichtung,  Beaufsichtigung  der  Apotheken,  (Besichtigungen 
und  Musterungen),  ärztlichen  Hausapotheken  und  Dispensir-Anstalten. 
Arzneitaxe.   Besitzwechsel.    Neuanlage  von  Apotheken  u.  s.  w. 

B.  Apotheker  und  Apothekereehülfen.  Attestirung  von  Servirzeuenissen, 
Beurlaubungen  und  Auszeichnungen;  Untersuchungen  und  Bestrafungen. 

C.  Apothekerldirlinge  und  Apothekenschwestem  (Vor-  und  Ausbildung, 
Zulassungszeugniss,  Prüfung). 

D.  Apothekerkammem. 

Spexialla. 

A.  1.  Verkehr  mit  Arzneimitteln  in  den  Apotheken.    Arzneitaxe. 
2.  Neuanlage  von  Apotheken. 
«  3.  Je   eine  Akte   für  jede  selbstständige    Apotheke,   Filialapotheke, 

Krankenhausapotheke,  ärztliche  allopathische  oder  homöopathische 
Hausapotheke,  in  die  auch  die  Berichte  und  Bescheide  über  die 
Besichtigungen,  das  Ergebniss  der  Musterungen,  die  Schriftstücke 
über  Besitzwechsel  u.  s.  w.  einzuheften  sind. 
B— D.  Wie  Oeneralia. 

VI«    Verkehr  mit  Arsnelmlttela  und  Qlften  aasserlialb  der  Apotheken. 

Qtnmrmiim. 

A.  Betrieb  und  Beaufsichtigung  der  Drogen-  u.  s.  w.  Handlungen,  Geneh- 
migung zum  Oifthandel,  Prüfung  der  Giftwaarenhändler,  Bestrafungen 
u.  s.  w. 

Sp«XlAliA. 

A.  1,  2  u.  s.  w.  Es  empfiehlt  sich  für  jeden  grossen  Ort  und  Amtsbezirk 
je  eine  Akte  anzulegen,  der  die  Verhandlungen  über  die  Besichtigungen 
der  betreffenden  Drogenhandlungen,  über  etwaige  Bestraf  uneben  ihrer 
Inhaber,  Aeusserungen  über  Konzessionsertheilungen  u.  s.  w.,  Verhand- 
lungen über  die  Prüfungen  der  Oifthändler  u.  s.  w.  einzuverleiben  sind. 
(Ausserdem  ist  ein  fortlaufendes  Verzeichniss  über  die  Drogen-  und  Oift- 
waarenhandlungen  unter  Berücksichtigung  des  Formulars  IV  zu  mhren.) 

VU.  Hebammenweseii* 

A.  Zulassung,  Vor-  und  Ausbildung  der  Hebammen,  (Hebammenlehrbuch 
und  Hebammenlehranstalten). 

B.  Anstellung  und  Einkommenverhältnisse  der  Hebammen  (Hebammen- 
bezirke, Gehalt,  Gebühren,  Remunerationen,  Beschaffung  von  Instru- 
menten und  Desinfektionsmitteln  u.  s.  w.) 

C  Beaufsichtigung  der  Hebammen  (Meldepflicht,  Nachprüfungen,  Wieder- 
holungskurse, Revision  der  Tagebücher,  Untersagung  der  Berufsthätig- 
keit;  Auszeichnungen,  Untersuchungen  und  Bestrafungen). 

D.  Standesinteressen  der  Hebammen,  Hebammenverdne  u.  s.  w. 

E.  Hebammenpfuscherei. 

SpeziAllfi. 

A.  Zulassungsatteste,  Theilnahme  an  Hebammenprüfungen. 

B.  Wie  Oeneralia. 

C  1.  Nachprüfungen  und  Wiederholungskurse  der  Hebammen;  Unter- 
suchungen und  Bestrafungen. 

2.  Revision  der  Tagebücher,    Bestrafungen,    Entbindungslisten  nach 
Formular  V. 

3.  Auszeichnungen. 

D.  u.  E.  Wie  Oeneralia;  können  eventuell  mit  diesen  vereinigt  werden. 

Rtpmund,  der  betmtcte  Arzt  und  intiiche  Sflchverttibidige.    II*.  21 
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VIU.  Heilgehfllf en,  Masseure»  Krankenwirter  (Wochenbettpf legeiinnen) 
und  sonstif  es  niederes  Hellpersonal. 
Ocaeralla. 

A.  Vor-  und  Ausbildung,  sowie  Prüfung  der  Heilgehfilfen,  Krankenwärter, 
Wochenbettpflegerinnen  u.  s.  w. 

B.  Beaufsichtigung  des  niederen  Heilpersonals  (Meldepflicht,  Vor-  sowie 
Nachprüfungen,  Untersuchungen,  Bestrafungen  etc) 

C.  Gebühren. 

SpeziftUa. 

A.— C  Wie  Oeneralia;  erforderlichenfalls  getrennt  in  A  1,  2,  3,  B  1,  2,  3, 
nach  1.  Heilgehülfen,  Masseure  und  Krankenwärter,  2.  Wochenbett- 
pflegerinnen und  3.  Sonstiges  niederes  Heilpersonal. 

IX.  Desinfektorea. 

QenerallA. 

A.  Vor-  und  Ausbildung  u.  Zulassung,  Prüfung;  Desinfektorenschulen, 
Stellung  und   Pflichten,  Gebühren,  Beaufsichtigung,  Nachprüfungen. 

Spexlftllft. 

A.  Wie  Generalia;  bei  einer  grossen  Zahl  von  Desinfektoren  sind  mehrere 
Spezialakten  nach  Städten  und  Amtsbezirken  getrennt  anzulegen. 
X«  Lelchenschaaer. 
Generalia  und  Spezialia  wie  bei  den  Desinfektoren. 
XI.  Bewegung  der  Bev01kerang.  Morbldltlts-  and  Mortaliatsstatlstik. 

Kindersterblichkeit. 

Oeneralift. 

A.  Wie  Ueberschrift. 

SpeziftllA. 

A.  Wie  Ueberschrift.     (Hier  sind  die  Berichtigungen  von  Sterbe-Zähl- 
karten einzufügen  u.  s.  w.) 
XII.  Qesundheltskommlsslonen  und  Ortsbesichtigunfen. 

Oeneralia. 

A.  Wie  Ueberschrift. 

Spezielle. 

A.  1.  Wie  vorher.  (Hier  ist  der  Schriftwechsel  über  Ansetzung  von  Terminen 
für  Ortsbesichtigungen  u.  s.  w.  aufzunehmen.) 

2,  3  u.  s.  w.  Für  jede  Ortschaft  ist  eine  Ortsakte  anzulegen,  der 
die  Verhandlungen  über  Ortsbesichtigungen,  die  Sitzungsprotokolle  der 
Gesundheitskommissionen  u.  s.  w.  beizuheften  sind.  Diese  Ortsakten 
können  auch  Reinhaltung  des  Bodens,  Wasserversorgung,  Kanalisation 
u.  s.  w.  der  betreffenden  Orte  umfassen;  dann  erübrigen  sich  die  Spezial- 
akten zu  XIII  A,  XIV  und  XV. 

XIII.  Wohnangshyglene. 

aeneralie. 

A.  Reinhaltung  der  Ortschaften  und  Wohnungen  im  Allgemeinen. 

B.  Baupolizeiverordnungen,  Ortsbebauungspläne;  Mitwirkung  bei  Hand- 
habung der  Baupolizei.  Besichtigungen  von  Wohnungen  behufs  Be- 
ziehbarkeit u.  s.  w. 

C.  Gastwirthschaften,  Herbergen,  Schlafstellen,  Massenquartiere  und 
Arbeiterkolonien,  Sachsengänger. 

D.  Gemeinnützige  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungshygiene. 

Spezielle. 

A— D.    Wie  Generalia;  vergl.  auch  XII.  A.  Spezialia,  Abs.  2. 
XIV.    Reinhaltung  der  Luft»  des  Bodens  und  der  Wasserliufe. 
Beseitigung  der  Abfallstoffe. 

Oenerelle  and  Spezielle. 

Die  Anlegung  von  Spezialakten  für  jeden  Flusslauf  wird  sich  vielfach 
als  zweckmässig  erweisen.    Verhandlungen  der  Kanalisationsprojekte  einzelner 
Ortschaften  werden  am  besten  den  Ortsakten  einverleibt  (s.  vorher  unter  XII.). 
XV.    Wasserversorgung. 

QenerellA. 

A.  Trinkwasserversorgung  (Brunnen,  Wasserleitungen  u.  s.  w.)  und  deren 
Beaufsichtigung. 

Spezielle. 

A.  1.  Trinkwasserversorgung  durch  Brunnen,  Zisternen  u.  s.  w.,  Brunnen- 
schliessungen. 
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2.  Trinkwasserversorgung  durch  Wasserleitungen  und  deren  Be- 
aufsichtigung. 

(Eventuell  ist  ffir  jede  zentrale  Wasserleitung  eine  Aide  anzulegen). 
Im  Uebrigen  s.  Ortsakten,  Abschnitt  XII. 

XVI.       ericehr  mit  NahmiigsiiilttelD»  Oenassmlttelii  und  Qebrauchs- 

fefenstlnden. 

A.  Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Nahrungsmitteln  u.  s.  w.  im  All- 
gemeinen. Untersuchungsanstalten.  Besichtigung  von  Nahrungsmittel- 
geschäften,  Sauberkeit,  Srhutz  vor  Gesundheitsbeschädigungen. 

B.  Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Milch,  Butter  und  anderen  Milch- 
produkten.   Molkereien,  Milchhandlungen  und  deren  Besichtigungen. 

C.  ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Fleisch,  Fleischbeschau,  Schlachthäuser 
und  Schlächtereien. 

D.  Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Getränken  (Wein,  Bier);  Mineralwasser- 
fabriken. 

E.  Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  sonstigen  Nahrungs-  und  Genuss- 
mitteln (Honig,  Eis,  Süssstoffen  u.  s.  w.). 

F.  Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Gebrauchsg^enständen. 
SpexlftllA. 

A.  1.   Untersuchungsanstalten. 

2.  Besichtigung  von  Nahrungsmittelgeschäften. 

3.  Gesundheitsbeschädigungen   durch   Nahrungsmittel   (Fisch-,   Pilz- 
u.  s,  w.  Vergiftungen). 

B.-F.  Wie  Generauia.  Bei  D.  ist  eventuell  für  die  Ueberwachung  der 
Mineralwasserfabriken  eine  oder  mehrere  (nach  Städten  und  Land- 
gemeinden) besondere  Spezialakte  anzulegen. 

XVII.    Veriilltuiif  und  BeUmpfunf  femelngefihrliclier  and 
flbertragbarer  Krankheiten. 

A.  Allgemeine  sanitätspolizeiliche  Vorschriften  wegen  Weiter- 
verbreitung der  Infektionskrankheiten  Jf Anzeigepflicht,  Ermittelung  und 
Untersuchungen,  Absonderung  und  uesinfektion,  Ueberwachung  der 
Sachsengängerei  u.  s.  w.). 

B.  Je  eine  Akte  für  jede  gemeingefährliche  oder  sonst  übertragbare 
Krankheit;  dieselbe  kann  allerdings,  namentlich  bei  den  selten  vor- 
kommenden Krankheiten  mit  den  Spezialakten  vereinigt  werden; 
und  empfiehlt  es  sich  dann,  stets  vom  die  allgemeinen  Vorschriften 
einzuheften. 

1.  Aussatz.  20.  Tuberkulose  und  Skrophulose. 

2.  Cholera     und     einheimischer  21.  Wechselfieber. 
Brechdurchfall.  22.  Wundinfektionskrankheiten 

3.  Gelbfieber.  (Rose,  Starrkrampf  u.  s.  w.) 

4.  Fleckfieber  (Flecktyphus).  23.  Geschlechtskrankheiten. 

5.  Pest.  24.  Granulöse. 

6.  Pocken.  25.  Blennorrhoe  der  Neugebomen. 

7.  Rückfallfieber.  26.  Pemphigus  der  Neugebomen. 

8.  Unterleibstyphus    (gastrisches  27.  Uebertragb.    Thierkrankheiten 
Fieber  und  Nenrentieber).  (Milzbrand,    Rotz,    ToUwuth, 

11.  Epidemische  Ruhr.  Maul-  und  Klauenseuche). 

12.  Epidemische  Kopfgenickstarre.      28.  Trichinose. 

1 3.  Wochenbettfieber.  29.  Bandwurmkrankheit. 

14.  Diphtherie  und  Croup.  30.  Krätze  und  andere  ansteckende 

15.  Scharlach.  Hautkrankheiten  (impetigocon- 

16.  Masern  und  Röthein.  tagiosa). 

17.  Keuchhusten.  31 .  Wurmkrankheit. 

18.  Parotitis.  32.  Krebs. 

19.  Influenza.  33.  Aktinomyces. 

C.  Desinfektionsanstalten  und  deren  Ueberwachung. 

D.  Quarantänewesen,  Schiffskontrolle  (nur  in  den  an  der  See  liegenden 
Kreisarztbezirken  erforderlich). 

21* 
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Sp«zUUa. 

A.  Bakteriologische  Untersuchungsanstalten,  wo  eine  solche  vorhanden  ist. 

B.  1-33  wie  Oeneralia;  soweit  die  Spezialakte  nicht  mit  jenen  verbunden 
werden. 

C  und  D.  wie  Oeneralia. 

XVI.    Schutxpockenlmpfaiig. 

A.  Ausführung   und   Ueberwachung  des  Impfgeschiftes,  Impfbeschädi- 


^ngen. 


B.  Handel  mit  Impfstoff. 

SpMtalia. 

A.  1.  Eintheilung  der  Impfbezirke,  Anstellung  und  Kontrolle  der  Impf- 
ärzte, Revisionen  von  Impfterminen,  Impflisten  u.  s.  w. 

2.  Impfschädigungen. 

3.  Impfberichte  und  Uebcrsichten. 

B.  Wie  Oeneralia. 

XVII.    Ueberwacbung  der  Prostitation. 
Oeneralia  und  Spezialia. 

XVIll.    Qeworbohygiono. 

QtnenUu. 

A.  Oewerbehygiene  im  Allgemeinen,  Mitwirkung  bei  der  Konzessionirung 
gewerblicher  Anlagen  und  bei  der  Oewerbeaufsicht. 

B.  Ärbeiterschutz,  insbesondere  der  jugendlichen  Arbeiter. 

C.  Krankenkassen-,  Unfall-  und  Invaliditätsversicherung. 

(Dieses  Oebiet  gehört  allerdings  nicht  zur  amtsirztlichcn  Thitigkeit  des  Kreisarztes ;  es  ist 
aber  dooi  zweckmässig,  hierfür  eine  Akte  anzulegen.) 

D.  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Specialis. 

A.  1.  Mitwirkung  bei  der  Konzessionirung  gewerblicher  Anlagen. 

2.  Mitwirkung  bei  der  Oewerbeaufsidit;   Besichtigung  gewerblicher 
Anlagen. 

B.  —  D.    Wie  Oeneralia. 

XIX.    Schulhygioiio. 
a«neralta. 

A.  Bau  und  Einrichtung  der  Schulen. 

B.  Schulkrankheiten  und  Schulschlicssungen. 

C.  Schulbesichtigungen. 

D.  Schulärzte. 

E.  Oemdnnützige  Bestrebungen  auf  dem  Oebiete  der  Schulhygiene 
(Ferienkolonien,  Kinderhorte,  Spielgärten  u.  s.  w.). 

Specialia. 

A.  Begutachtung  von  Schulbauten. 

B.  Wie  Oeneralia. 

C.  1,  2,  3  u.  s.  w.  Schulen  und  Schulbesichtigungen  für  jede  grössere 
Stadt  bezw. Jeden  Amtsbezirk  eine  Akte. 

D.  u.  E.  Wie  Ueneralia. 

XX.  Haltokindorwoson. 

Q«neralia. 

A.  Wie  Ueberschrift. 

Spectalta. 

B.  Wie  Ueberschrifr.  (Erforderlichen  Falls  sind  Spezialakten  (A  1, 2, 3  usw.) 
für  jede  jgrössere  Stadt  bezw.  jeden  Amtsbezirk  anzulegen.)  Ausser- 
dem ist  ein  fortlaufendes  Verzeichniss  über  die  Haltekinder  zu  führen. 

XXi.    Plirsorgo  für  Kranke«  Sieche  und  Qebrechllciie. 

Oeneralia. 

A.  Armen-  und  Armenkrankenpflege,  Oemeindepflegerinnen ,  Wohlthätig- 
keitsvereine. 

B.  Bau,  Einrichtung  und  Beaufsichtigung  von  Kranken-  u.  s.  w.  Anstalten. 
Mitwirkung  bei  der  Konzessionirung  von  derartigen   Privatanstaiten. 

C.  Krankenbewegung  in  den  Krankenanstalten.  Zählkarten  für  Taub- 
stumme u.  s.  w. 

D.  Fürsorge  verwahrloster  Kinder;  Rettungsanstalten,  Verpfl^;ungsstationen. 
£.  Unfallstationen    u.  s.  w.,   Samariter-   und   Rettungswesen;   ärztliche 

Hülfeleistung  in  Nothfällen. 
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Für  die  Aussonderung  und  Vernichtung  entbehrlich  gewordener 
Akten  sind  die  Vorschriften  in  dem  Runderlasse  des  General-Direk« 
tors  der  Staatsarchive  vom  lo.  November  1876  —  Min.-Bl.  f.  d. 
i  V.,  S.  254  —  maassgebend. 

Dieselben  lauten: 
,,1.  Durch  Verminderung  der  Registraturen  und  Ausscheidung  der  zum 
laufenden  Oeschäftsbetriebe  nidit  mehr  erforderlichen  Akten  soll  Raum  in  den 
Oeschäftslokalen  beschafft  und  deshalb  bei  allen  Verwaltungsbehörden  eine 
genaue  Untersuchung  ihrer  Registraturen  veranlasst  werden,  um  zu  ermitteln, 
welche  Akten 

a)  zum  ferneren  Oeschäftsbetriebe  unentbehrlich  sind  und  daher  in  der 
Registratur  noch  verbleiben  müssen  ; 

b)  zwar  ffir  die  laufenden  Geschäfte  zur  Zeit  nicht  gebraucht  werden,  aber 
doch  dazu  geeignet  sind,  noch  femer  aufbewahrt  zu  werden  ; 

c)  unbedenklidi  vernichtet  werden  können. 

Die  Akten  sollen  nach  diesen  Kategorien  gesondert  und  von  den  unter 
b  und  c  zu  bringenden  besondere  Verzeichnisse  angelegt  werden.     Bei  der 


1.  Annenkrankenpflege,  Armenärzte. 

2.  Gemeindepflcgerinnen. 

3.  Wohlthätigkdtsvereine. 

B.  1,  2,  3  u.  s.  w.  Für  jede  öffentliche  und  private  Kranken-,  Entbindungs- 
u.  s.  w.  Anstalt,  Kaltwasser-  Nervenheil-  u.  s.  w.  Anstalt,  Lungenheil* 
Stätten,  Genesungsheim,  Trinkerasyl,  Blinden-  und  Taubstummenanstalt 
je  eine  Akte. 

C.  —  E  Wie  Generalia 

XXII.    Pflraorge  fOr  Qelateakninke,  Bpileptlsche  and  Idiotea. 


A.  Bau,  Einrichtung,  Beaufsichtigung  von  öffentlichen  und  privaten 
Irren-  u.  s.  w.  Anstalten,  Mitwirkung  bei  deren  Konzessionierung,  Auf- 
nahmebedingungen u.  8.  w. 

B.  Unterbringung  der  Geisteskranken  u.  s.  w.,  Familienpflege  und  deren 
Uebcrwachung. 


A.  1,  2  u.  s.  w.    Für  jede  derartige  Anstalt  eine  besondere  Akte. 

B.  Wie  Generalia. 

XXIII.    OeOnfiilsM. 
QMMrsUtt« 

A.  Wie  Ueberschrift 
Sp^clalia. 

A.  Wie  Ueberschrift.   (Eventuell  ist  namentlich  für  grössere  Gefängnisse, 
je  eine  Spezialakte  —  A  1.  2.  3.  u.  s.  w.  —  anzm^n). 

XXIV.    Bade-  and  Schwimmanstalten,  Volks-  and  Schalblder. 


A.  Wie  Ueberschrift 

SpMtalfm. 

A.  1, 2  u.  s.  w.  (Hier  ist  erforderlichen  Falls  für  jede  im  Kreise  bestehende 
derartige  Anstalt  oder  für  die  in  jeder  grösseren  Stadt  und  in  jedem 
Amtsbezirk  befindlichen  Bade-,  Schwimm-  u.  s.  w.  Anstalten  je  eine 
besondere  Spezialakte). 

XXV.    Hellqaeilen,  Karorte,  SeeUder. 
QmamrmHtu 

Wie  Ueberschrift 


A.  1 , 2  u.  s.  w.  (Für  jede  Heilquelle  bezw.  jeden  Kurort  eine  besondere  Akte.) 
XXVI.    Leichenschaa  and  Begrlbnlsswesen. 

A.  Leichenschau.    Scheintod.    Prämien  für  Wiederbelebung  Schdntodter 
u.  s.  w. 

B.  Leichentransport.   Begräbnissplätze  (Anlage,  Erweiterung,  Schliessung)  ; 
Begräbnissordnungen,  Leichenhallen. 

SpMtallik 

A.  und  B.    Wie  Generalia 
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Untersuchung  ist  jedes  einzelne  Akten-Volumen  durchzugefaen;  einzelne  Stücke, 
deren  fernere  Aufbewahrung  nothwendig  oder  wünschenswerth  erscheint,  ^na 
aus  solchen  Akten,  deren  übriger  Inhalt  werthlos  ist,  herauszunehmen  und  zu 
den  betr.  zur  Konservirung  bestimmten  Akten  zu  bringen.  Die  unter  Kategorie  b 
sortirten  Akten  werden  in  ein  besonderes  Lokal,  oder  doch  in  eine  besondere 
Rcgistratur-Abthdlung  mit  der  Bo^ichnung  »Reponirte  Registratur«  gebracht 
bezw.  an  das  Staatsarchiv  abgeliefert.  Die  unter  Kategorie  c  fallenden  Akten 
sind  mit  der  Bedingung  zu  verkaufen,  dass  sie  gleich  nach  der  Ablieferung  ein- 
gestampft  werden. 

2.  Rechnungsbeläge  (dahin  sind  z.  B.  bei  den  Kreisärzten  die  Gebühren- 
Verzeichnisse  zu  rechnen),  deren  Aufbewahrung  läneer  als  zehn  Jahre  nöthig 
erscheint,  sind  mit  dem  Buchstaben  A,  spätestens  bei  Vorrevision  und  Abnahme 
der  betr.  Rechnung,  besonders  zu  bezdcnnen.  Die  übrigen  Beläge  dürfen  nach 
Ablauf  von  zehn  Jahren,  von  dem  Tage  ab  gerechnet,  an  welchem  die  betr. 
Rechnung  dtu-ch  die  Königl.  Ober-Rechnungs-Kammer  dechargirt  ist,  vernichtet 
werden. 

3.  Zu  jeder  Aussonderung  bezw.  Kassation  bedarf  es  der  Genehmigung, 
und  zwar: 

a)  bei  den  Zentralbehörden  und  Zentralkassen  durch  den  Departementschef, 

b)  bei  Provinzial-,  Kreis-  und  Lokalbehörden  resp.  Kassen  aurch  die  vor- 
gesetzte Provinzialbehörde  (also  bei  den  Kreisärzten:  der  betreffende  Re- 
gierungspräsident). 

4.  Verzeichnisse  der  zur  Vernichtung  ausgesonderten  Akten  und  sonstigen 
Schriftstücke  sind,  vor  der  Kassation,  dem  betr.  Staatsarchiv  mitzutheilen,  damit 
die  zur  Aufnahme  in  dem  Archive  geeigneten,  für  die  verschiedenen  Zweige  der 
vaterländischen  Geschichte,  für  die  Besitz-  und  Rechtsverhältnisse  und  für  die 
Verwaltung  der  Provinzen  resp.  des  Staates  wichtigen  Akten  u.  s.  w.  ausgewählt 
und  dorthm  abgeliefert  werden  können. 

5.  Die  zu  kassirenden  Akten  sind  der  R^el  nach  öffentlich  an  die  Meist- 
bietenden zu  verkaufen,  zum  ausnahmsweisen  Verkaufe  aus  freier  Hand  bedarf 
es  der  besonderen  Genehmigung  der  ad  3  genannten  Behörden. 

6.  Der  Verkauf  darf  nur  zum  Einstampfen  gleich  nach  Empfang  der 
Akten  u.  s.  w.,  oder  zu  einem  sonstigen  vernichtenden  Gebrauche  an  zuverulssige 
Personen  erfolgen.  Die  Rücksicht  auf  Erzielung  eines  höheren  Erlöses  tritt  dabei 
zurück;  es  soll  jedem  Missbrauch  der  Schriftstücke  vorgebeugt  werden. 

Ueber  die  geschehene  Einstampfung  ist  ein  amtliches  Attest  beizubringen. 
Hiervon  kann  nur  abgesehen  werden,  wenn  ein  solches  Attest  nicht  ohne  erheb- 
liche Schwierigkeiten  zu  beschaffen  sein  würde.  In  letzterem  Falle  müssen  aber 
die  Akten  u.  s.  w.  vor  dem  Ablassen  zum  Einstampfen  in  so  weit  zerschnitten 
und  auseinandergelegt  werden,  dass  ein  Missbrauch  bezw.  eine  Kenntniss  von 
dem  Inhalte  der  einzelnen  Blätter  nicht  mehr  möglich  ist.  Es  genügt  dazu 
nicht,  wenn  die  einzelnen  Akten  aufgelöst  und  die  einzelnen  Blätter  verschiedener 
Aktenstücke  durcheinander  gemischt  werden,  weil  dabei  die  einzelnen  Schrift- 
stücke unversehrt  bleiben. 

Nur  beim  Verkaufe  von  unbeschriebenen  Blättern,  welche  bei  Durchsicht 
der  zu  kassirenden  Akten  herausgenommen  sind,  von  Akten-  oder  ßücher-Deckdn, 
von  Zeitungen  oder  anderen  önentlichen  Drucksachen  darf  von  der  Bedingung 
des  EinStampfens  Abstand  genommen  werden. 

Abs.  7—8  sind  durch  Min.-Erl.  vom  8.  Juni  1898  aufgehoben  mit  Rück- 
sicht auf  den  im  §  15  des  Gesetzes  beb^end  den  Staatshaushaß  vom  11.  Mai  1898 
allgemein  aufgestellten  Grundsatz  der  Bruttorechnung.  Es  sind  fortan  die 
Bruttoerlöse  für  verkaufte  Akten  in  Einnahmen  und  die  entstandenen  Unkosten 
in  Ausgabe  nachzuweisen.  Sofern  ein  Anlass  vorliegt,  den  Beamten  für  die 
Aussonderung  der  Akten  eine  besondere  Vergütung  zu  bewilligen,  so  darf  die 
Bewilligung  nur  aus  dem  etatsmässigen  Fonds  zu  ausserordentlidien  Remune- 
rationen erfolgen. 

9.  Bei  den  in  den  Provinzen  ausgeführten  Verkäufen  erfolgt  die  Verdn- 
nahmung  und  Verrechnung  durch  die  betr.  Regierungs-  resp  Bezirks-Haupt- 
Kassen,  im  Uebrigen  durcn  die  Zentralkassen.  An  die  Kasse  gelangen  zu- 
£leich  mit  der  Annahme-Ordre  das  Auktionsprotokoll,  die  Atteste  über  das 
Gewicht  der  verkauften  Akten  u.  s.  w.,  sowie  über  das  erfolgte  EinstampfeUi 
die  Beläge  über  die  Unkosten  und  die  Quittungen  über  die  gaiahlten  Remune- 
rationen." 
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Abth«ilang  IV.    Schloss  -  B#8tliiimaaf en. 

§.  124.  Innerhalb  des  der  Zuständigkeit  des  Polizeipräsidenten 
von  Berlin  unterstellten  Bezirken  tritt  dieser  an  die  Stelle  des  Regie- 
rungspräsidenten. 

In  den  Hohenzollemschen  Landen  tritt  an  die  Stelle  des  Land- 
ratbes  der  Oberamtmann,  an  die  Stelle  des  Kreises  der  Oberamts- 
bezirk und  an  die  Stelle  des  Kreisausschusses  der  Amtsausschuss. 

§.  125.  Diese  Dienstanweisung  tritt  zugleich  mit  dem  Gesetze, 
betr.  die  Dienststellung  des  Kreisarztes  u.  s.  w.,  vom  16.  September 
1899  (G.-S.,  S.  172)  in  Kraft. 

Sonstige  allgemeine  Bestimmungen  für  Beamte. 

Verheirathung.  Annahme  von  Geschenken;  Bestechung 
durch  Geschenke.  Dienst  Jubiläum.  Besteuerung  des  Dienst- 
einkommens.   Meldepflicht.    Petitionsrecht. 

Ausser  den  in  der  Dienstanweisimg  schon  vorerwähnten, 
allgemeinen  Bestimmungen  für  Beamte  kommen  noch  die  nach- 
stehenden auch  für  die  Medizinalbeamten  in  Betracht: 

1.  Für  die  Verheirathung  unmittelbarer  Staatsbeamten  ist 
nach  Beschluss  des  Staatsministeriums  nicht  die  zuvorige  Ein- 
holung eines  Ehekonsenses  erforderlich,  sondern  es  bedarf  nur 
einer  sofortigen  Anzeige  an  den  Dienstvorgesetzten  nach  Ein- 
gehung der  Ehe.  In  dieser  Anzeige  sind  der  Tag  der  Ehe- 
schliessung, der  Name  der  Frau,  sowie  Wohnort,  Beruf  und 
Namen  ihrer  Eltern  anzugeben  (Erl.  d.  Fin.-Min.  u.  A  Min.  d. 
Inn.  vom  7.  April  1897). 

2.  Annahme  von  Geschenken.  Nach  §  360  Th.  II,  Tit  20. 
des  AUg  Landredhts  ist  den  Staatsbeamten  die  Annahme  von 
Geschenken  für  die  Ausrichtimg  ihres  Amtes,  wozu  die  Ge- 
setze sie  nicht  ausdrücklich  berechtigen,  allgemein  und  ohne 
Vorbehalt  bei  Strafe  untersagt,  wenn  auch  kein  Verdacht  einer 
Pflichtwidrigkeit  vorliegt.  Vergl.  auch  §  331  des  Str.-G.-B., 
siehe  Anm.  2,  Abs.  2  auf  S.  150.  „Indess  karm  die  Armahme 
von  Geschenken  bei  Verwaltimgsbeamten  als  unbedingt  un- 
zulässig nicht  bezeichnet  werden,  vielmehr  können  einzelne  Fälle 
vorkommen,  in  welchen  die  freilich  nm*  als  Ausnahme  von 
der  Regel  zu  betrachtende  Genehmigimg  zur  Armahme  von 
Geschenken  nicht  wohl  zu  versagen  sein  wird."  Die  Befugniss, 
diese  Genehmigimg  zu  ertheilen,  steht  aber  nicht  den  Pro- 
vinzialbehörden,  sondern  dem  Ministerium  zu  (Min.-Erl.  vom 

16.  September  1847,  15.  6.  1856,  18.  Aug.  1866,  24.  i2.  i887). 
Auch  die  Darbringung  werthvoUer  Geschenke  bei  Dienstjubiläen 
und  ähnlichen  Anlässen  soll  unterbleiben;  desgleichen  ist  es 
verboten,  diejenigen,  die  dem  zu  beschenkenden  Beamten  dienst- 
lich unterstellt  sind,  zur  Leistung  von  Geldbeiträgen  für  solche 
Geschenke  aufzufordern  (Erl.  vom  14.  6.  1886,  5.  1.  1896  und 

17.  7.  1897).!) 

*)  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  erst  vor  Kurzem  durch  den 
nachstellenden  Erl.  d.  Min.  d.  Innern  vom  27.  Mai  1903  in  Erinnerung 
gebracht: 

irEs  ist  in  neuerer  Zeit  mehrfach  vorgekommen,  dass  Beamten  anlässlich 
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Betreffs  der  Bestechung  durch  Geschenke  siehe  die  Be- 
stimmungen des  Strafgesetzbuches  (§§.  332  u.  335,  Anm.  2  auf 
S.  150).  Das  Reichsgericht  hat  hierzu  durch  Urtheil  vom 
14.  März  1889  entschieden,  dass  das  Anbieten  von  Geschenken 
an  einen  Beamten,  irni  ihn  zur  pflichtwidrigen  Unterlassung 
einer  Diensthandlung  zu  bestimmen,  auch  dann  als  Bestechung 
zu  bestrafen  ist,  wenn  der  Beamte  bereits  vor  dem  Anerbieten 
die  betreffende  Diensthandlung  pflichtgemäss  vorgenommen 
hatte,  und  somit  die  vom  Thäter  erstrebte  Unterlassung  der 
Diensthandlung  nicht  mehr  möglich  war. 

3.  Bei  Feststellung  des  Zeitpunktes  für  das  50  jährige 
Dienst]  ubiläum  ist  die  gesammte  aktive  Militär-  und  Zivildienst- 
zeit, gleidiviel,  ob  sie  vor  oder  nach  dem  18.  Lebensjahr  ge- 
leistet ist,  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Zeit,  wo  ein  Beamter  auf 
Wartegeld  gestanden  hat,  bleibt  jedoch  ausser  Betracht  (Kab.- 
Ord.  vom  23.  2. 1839  u.  Min.-Erl.  vom  3.  6.  1870,  s.  auch  Anm.  2 
auf  S.  220).  Die  Kriegsjahre  werden  nicht  doppelt  gerechnet 
(Min.-Erl.  vom  14.  2.  1849),  dagegen  wird  nach  dem  Staats- 
ministerialbeschluss  vom  11.  9.  1896,  die  im  öffentlichen  Dienst 
(Kommunal-,  Kirchen-,  Schuldienst  u.  s.  w.)  zugebrachte  Zeit 
mitangerechnet,  nicht  aber  die  im  Privatdienst  (Min.-Erl.  vom 
2.  7.  1897).  Bei  50jährigen  Dienst  Jubiläen  kann  eine  Aller- 
höchste Gnadenbezeug^ng  (Verleihung  eines  höheren  Amts- 
charakters oder  eines  Ordens)  nachgesucht  werden  (Kab.-Ordre 
vom  3.  8.  1822);  60jährige  Jubiläen  sollen  aber  ebensowenig 
wie  die  Vollendung  einer  25jährigen  Dienstzeit  Veranlassung 
zu  einer  Auszeichnung  geben  (Min.-Erl.  vom  26.  3. 1 871  und  vom 
8.  6.  1869);  siehe  auch  Min.-Erl.  vom  10.  5.  1901,  Anm.2e  S.  10. 

4.  Besteuerung.  Die  Besoldung  (Gehalt  und  Wohnungs- 
geldzusdhuss)  der  Medizinalbeamten  unterliegt  auf  Gnmd  von 
§.15  Abs.  1  des  Emkonmiensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891 
(Ges.-S.,  S.  175)  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  im  Art.  21 
der  Ausführungsanweisung  vom  6.  Juli  1900  der  staatlichen 
Einkommensbesteuerung.  Dienstaufwandentschädigimgen 
und  Reisekostenpauschsummen  gehören  nicht  zum  steuerpflich- 
tigen Einkommen,  ebenso  wenig  Reisekostenvergütungen  und 
Tagegelder.  Gemäss  §.  24  des  genannten  Gesetzes  sind  die  Be- 
amten zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  für  ihre  Veranlagimg 
zur  Staatseinkommensteuer  verpflichtet.  Ausserordentliche  Ver- 


ihres  Uebertrittes  aus  dner  Dienststellung  in  eine  andere  seitens  ihrer  bisherigen 
Unteimbenen  oder  von  anderer  Seite  Geschenke  gemacht  worden  sind,  die 
über  den  Rahmen  einer  einfachen  Erinnerungsgabe  hinausgehen.  So  erfreulich 
es  nun  an  sich  auch  ist,  wenn  Beamte  in  ihren  Dienststellungen  sich  eine  solche 
Anerkennung  erwerben,  dass  der  Wunsch  in  den  Kreisen  ihrer  bisherigen  Mit- 
arbeiter, Untergebenen  oder  sonstigen  Personen  hervortritt,  ihnen  bei  ihrem 
Scheiden  aus  dem  bisherigen  Amte  ein  Andenken  darzubieten,  so  können  solche 
Geschenke  doch  wohl  nicht  anders  als  aus  Anlass  der  Führung  des  Amtes  ge- 
geben angesehen  werden. 

Ich  verweise  daher  auch  bezüglich  solcher  Geschenke  auf  die  Bestimmungen 
der  Verfügung  vom  16.  September  1847  und  ersuche  ergebenst,  die  nach- 
geordneten B^mten  mit  entsprechender  Weisung  für  die  Zukunft  zu  versehen.« 
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gütungen  sind  dem  steuerpflichtigen  Einkommen  dann  hinzu- 
zureclmen,  wenn  sie  in  gewisser  Stetigkeit  wiederholt  für  ge- 
leistete oder  zu  leistende  Dienste  gewahrt  werden  (Entsdh.  des 
Ob.-Verw.-Ger.  vom  6.  März  1893).  Dergleichen  Bezüge  sind 
alsdann  nach  dem  Durchschnitt  der  drei  der  Veranlagung  un- 
mittelbar voraufgegangenen  Jahre  in  Ansatz  zu  bringen. 

Der  staatlichen  Einkonmiensbesteuerung  unterliegen  auch 
die  Pensionen  der  Beamten  und  die  Wittwen-  imd  Waisengelder, 
soweit  sie  den  Jahresbetrag  von  900  Mk.  übersteigen,  dagegen 
nicht  die  Gnadenbezüge  der  Hinterbliebenen. 

Zur  Gemeinde-Einkommensteuer  sind  die  un- 
mittelbaren Staatsbeamten,  also  auch  die  Medizinalbeamten, 
nach  der  Verordnung  vom  23.  September  1867  (Ges.-S.,  S.  1648) 
an  ihrem  thatsächlichen  Wohnorte,  nicht  an  dem  Orte  des 
Amtssitzes,  heranzuziehen.  Von  persönlichen  Gemeindediensten 
sind  sie,  ^soweit  sie  nicht  als  Hausbesitzer  oder  Gewerbetreibende 
herangezogen  werden  können,  befreit.  Gebühren,  Beiträge,  Auf- 
wands- und  indirekte  Gemeindesteuern  haben  die  Beamten  wie 
alle  anderen  Gemeindeangehörigen  zu  entrichten.  Das  Dienst- 
euikommen  der  Beamten  darf  aber  nur  mit  der  Hälfte  seines 
Betrages  zur  Gemeinde-Einkommensteuer  veranlagt  werden. 
Äussersten  Falles  dürfen  an  konununalen  Auflagen  aller  Art 
im  Gesanuntbetrage  von  den  Beamten  bei  Gehältern  von 
750 — 1  500  Mk.  nicht  mehr  als  1 1/2^/0 ^^nd  bei  höheren  Gehältern 
nicht  mehr  als  2o/o  des  gesammten  Diensteinkommens  gefordert 
werden.  Das  Diensteinkommen  von  zufälligen  Bezügen  wird 
gleich  den  festen  Gehältern  besteuert  und  zu  dem  Ende  nöthi- 
gen  Falls  von  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  in  nmder  Summe 
festgestellt.  Dienstaufwandentschädigungen,  Reisekostenpausch- 
sununen  imd  andere  Dienstbezüge,  welche  lediglich  als  Ersatz 
baarer  Auslagen  anzusehen  sind,  unterliegen  der  Gemeindebe- 
steuerung nidit.  Befreit  sind  femer  die  Pensionen  und  Warte- 
gelder der  Beamten,  sofern  sie  den  Jahresbetrag  von  750  Mk. 
nicht  erreichen,  die  Wittwen-  imd  Waisengelder,  sowie  die  Be- 
züge von  Sterbe-  und  Gnadenmonaten. 

Zu  den  Kreis-  und  Provinzialabgaben  sind  Be- 
amte gemäss  §.18  der  Kreisordnimg  vom  13.  Dezember  1872 
(Ges.-S.,  S.  661)  und  den  entsprechenden  Bestimmungen  der 
übrigen  Kreisordnungen  nur  insoweit  heranzuziehen,  als  die 
Beiträge  zu  den  Gemeindebedürfnissen  ihres  Wohnorts  nicht 
bereits  den  im  voraufgegangenen  Absätze  angegebenen  Höchst- 
betrag erreichen,  und  auch  dann  nur  innerhalb  der  dort  ange- 
gebenen Grenzen  (vergleiche  auch  das  Kommunalabgaben- 
gesetz vom  14.  Juli  1893  (Ges.-S., S.  152)  und  Art.  26  der  Aus- 
führungsanweisung vom   10.   Mai   1894). 

Betreffs  Beschlaj^nahme  und  Pfändung  des  Dienstein- 
kommens u.  s.  w.  s.  Anm.  2  auf  S.  173. 

5.  Meldepflicht«  Ebenso  wie  alle  anderen  Beamten  sind 
audi  die  Medizinalbeamten  den  in  den  einzelnen  Bezirken  be- 
stehenden polizeilichen  Vorschriften  über  An-  und  Abmeldung 


-  330  - 

bei  Wohnort-  oder  Wohnungswechsel  unterworfen  (Min.-ErL 
vom  3.  Juni  1891). 

6.  Das  Petitionsrecht  steht  nach  Art.  32  der  preuss.  Ver- 
fassung jedem  Preussen  und  demgemäss  auch  jedem  Beamten 
zu;  Petitionen  imter  einem  Gesammtnamen  sind  aber  nur  Be- 
hörden und  Korporationen  gestattet.  Kollektivpetitionen  von 
Beamten,  Beamtenkategorien  oder  Beamtenvereinen,  die  da- 
durch einen  agitatorischen  Charakter  erhalten,  sind  imzulässig ; 
dagegen  ist  es  dem  einzelnen  Beamten  nidht  verwehrt,  Anträge 
oder  Wünsche,  die  seine  persönlichen  oder  dienstlichen  Ver- 
hältnisse angehen,  den  ihm  übergeordneten  Behörden  vorzu- 
tragen (Min.-Erl.  vom  12.  1.  1887).  Petitionen  an  das  Abge- 
ordnetenhaus oder  an  den  Reic^hstag  können  nach  dem  hier 
stets  beobachteten  Grundsatze  nur  dann  auf  Berücksichtigung 
rechnen,  wenn  der  Instanzenzug  bereits  erschöpft  ist  Ueber 
die  Betheiligimg  von  Staatsbeamten  an  Petitionen,  die  gegen 
Regierungsvorlagen  gerichtet  sind,  siehe  den  Staatsminist.-ErL 
vom  18.  4.  1896,  Anm.  2  Abs.  2  auf  S.  144;  dieser  Erlass  bezieht 
sich  aber  nicht  auf  Petitionen  in  persönlichen  Angelegenheiten 
der  Beamten;  denn  in  der  Abgeordnetenhaussitzung  vom 
12.  März  1897  hat  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  auf 
eine  Anfrage  betreffs  jenes  Beschlusses  ausdrücklich  erklärt^ 
dass  dieser  keinen  Beamten  verhindere,  eine  Petition  in  seiner 
eigenen  Angelegenheit  an  den  Landtag  zu  richten. 

5«    Ortsbeihörden. 
a.  Ortspolizeibehörden. 

Die  Handhabung  der  Gesundheitspolizei  geschieht  in  der 
Lokalinstanz  durch  die  Ortspolizeibehörden,  denen  die  Sorge 
für  Leben  und  Gesundheit  zufällt.  Die  Organisation  dieser 
Behörden  ist  sowohl  für  Stadt  und  Land,  als  für  die  einzelnen 
Provinzen  verschieden,  dagegen  sind  ihre  Rechte  und  Pflichten 
überall  die  gleichen,  wie  sich  aus  dem  Abschnitt  III  A,  No.  4 
über  Polizeigesetzgebung  (s.  S.  52 — 56)  ergiebt,  auf  den  hier 
Bezug  genommen  wird. 

Das  Anordnungs-  und  Verordnungsrecht  der  Ortspolizei- 
behörde ist  durch  das  Landesverwaltungsgesetz  vom  30.  7.  1883, 
§§.  127,  132,  143—145  (s.  S.  46—48)  und  durch  das  Polizeigesetz 
vom  11.  3.  1850  (s.  S.  53  u.  folg.)  geregelt;  sie  kann  demzufolge 
auf  gesundheitlichem  Gebiete  den  bestehenden  Vorschriften 
gemäss  polizeiliche  Verfügungen  treffen  imd  deren  Durchfüh- 
rung unter  Anwendung  von  Zwangsmitteln  (Geldstrafen  bis 
60  Mk.  und  immittelbaren  Zwang)  durchsetzen,  sowie  imter 
Zustinmiung  des  Gemeindevorstandes  Polizeiverordnungen 
erlassen  und  gegen  eine  Nichtbefolgung  Geldstrafen  bis  zu 
9  Mk.,  mit  Erlaubniss  des  Regierungspräsidenten  bezw.  in  Stadt- 
kreisen bis  zu  30  Mk.  androhen.  Sollen  sich  die  Polizeiverord- 
nungen über  mehrere  Gemeinden  eines  Amtsbezirkes  (Amtes 
oder  Landbürgermeisterei)  erstrecken,  so  bedürfen  dieselben 
der  Zustimmung  des  Amtsausschusses  (Amtsversamm- 
lung) bezw.  der  Bürgermeisterei- Versammlung  (s.  §  62  der  Kreis- 
ordnung, 8.  66).  Vor  Erlass  von  Polizeiverordnungen  und  sons- 
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tigen  allgemeinen,  das  Gesundheitswesen  betreffenden  Anord- 
niingen  hat  die  Ortspolizeibehörde  jedoch  den  Kreisarzt  zu 
hören  (s.  §.  7  des  Kreisarztgesetzes)  oder  ihm,  falls  diese  An- 
hönmg  unterblieben  ist,  von  dem  Erlasse  solcher  Verordnungen 
u.  s.  w.  Mittheilung  zu  machen  (s.  S.  131  und  132).  Über  das 
sonstige  Verhältniss  des  Kreisarztes  zu  den  Orts- 
polizeibehörden und  dem  Gemeindevorstand,  als 
Organ  der  Ortspolizeibehörden,  s.  ebendaselbst  und  §.  74  der 
Dienstanweisung  (S.   165  und  166). 

b.  Qesundheitskommissionen. 
Gesundheitskonmiissionen  waren  in  Preussen  bereits  durch 
das  Regulativ  vom  8.  August  1835  (s.  S.  134,  Anm.  3)  geschaffen; 
durch  die  §§.  10  bis  12  des  Kreisarztgesetzes  (s.  S.  133—135) 
haben  jedoch  die  Vorschriften  über  ihre  Bildung,  Zusammen- 
setzung, Aufgaben  u.  s.  w.  wesentliche  Änderungen  erlitten. 
Die  dem  Landtage  im  Jahre  1902  vorgelegte  Denkschrift  über 
die  Ausführung  jenes  Gesetzes  sagt  hierzu: 

„Die  gesetzliche  Schaffung  der  Qesundheitskommissionen  bezweckt  die 
Annähening  der  staatlichen  Medizinalorgane  an  die  Selbstvervaltungskörper  und 
die  Angliedening  des  staatlichen  Gesundheitswesens  an  die  Organe  der  Selbst- 
verwaltung. 

Die  Anforderungen  des  Gesundheitswesens  verlangen  nach  seinem  der- 
zeitigen Stande,  dass  die  Thätigkeit  der  Kommission  eine  dauernde  sei  und  alle 
Seiten  des  gesundheitlichen  Lebens  umfasse.  Den  ständigen  Gesundheitskom- 
missionen in  der  Lokalinstanz  war  ein  besonderer  Werth  beizumessen,  weil  die 
Bedürfnisse  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  hier  am  unmittelbarsten  und  leb- 
haftesten hervortreten  und  weil  die  Anforderungen  des  wirthschaftlichen  Lebens 
eine  besondere  Berucksichtiguncr  verlangen.  Die  Berathung  durch  die  orts-  und 
sachkundigen  Mitglieder  der  Oesundheitskommission  soll  die  Gewähr  geben, 
dass  bei  den  Vorschlägen  über  die  Beseitigune  gesundheitswidriger  Zustände, 
Verbesserung  bestehender  Einrichtungen  und  Einführung  zeit^emässer  Neuerungen 
alle  für  eine  sachgemässe  Entscheidung  bedeutsamen  und  wichtigen  Punkte,  wie 
namentlich  auch  die  sozialen,  wirthschaftlichen  Verhältnisse  beachtet  werden. 
Die  Thätigkeit  der  Gesundheitskommission  ist  im  Einzelnen  durch  die  am 
13.  März  1901  von  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten  und  dem 
Minister  des  Innern  auf  Grund  des  §.  17  des  Kreisarzt-Gesetzes  gemeinschaftlich 
erlassene  Oeschäftsan Weisung  für  die  Oesundheitskommissionen  geregelt.^) 

Die  Geschäftsanweisung  trifft  im  Sinne  der  bei  der  Begründung  für  die 
gesetzliche  Regelung  leitend  gewesenen  Gesichtspunkte  in  ihrem  L  Abschnitte 
Bestimmung  über  die  Bildung  und  Zusammensetzung  der  Kommissionen  in 
Städten  und  Landgemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  und  solchen  mit 
5000  und  weniger  Einwohnern,  die  Bildung  von  Unterkommissionen  in  grösseren 
Städten,  über  die  Amtsdauer  und  Ablehnung^gründe  der  Kommissionsmitglieder, 
sowie  über  den  Fortbestand  bestehender  Sanitätskommissionen.  Soweit  möglich, 
sollen  der  Gesundheitskommission  ein  Arzt  und  ein  Bauverständiger  angehören ; 
in  den  Unterkommissionen  für  den  einzelnen  Bezirk  in  grösseren  Städten  muss 
jedenfalls  ein  Arzt  sein. 

In  dem  II.  Abschnitte,  dessen  Inhalt  die  Aufgaben  der  Gesundheitskom- 
mission im  Allgemeinen,  die  gemeinsamen  Besichtigungen  und  ihre  Zahl  betrifft, 
wird  betont,  dass  die  Gesundheitskommission,  als  ein  aus  den  Wahlen  der  Selbst- 
verwaltungskörper hervorgegangenes  Organ,  nicht  auf  kommunale  Angelegen- 
heiten b^hränkt  ist,  sondern  dass  sie  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  auch 
staatliche  Aufgaben  zu  erfüllen  hat  und  als  kollegiales  Hülfsorgan  für  die 
Zwecke  der  staatlichen  Gesundheitsverwaltung  dient.  Ihr  Wirkungskreis  um- 
fasst  neben  der  Seuchenbekämpfung  die  Uebmirachung  der  gesammten  Gesund- 
heitsverhältnisse, für  welche  n^elmässige  gemeinsame  Besichtigungen  (§.  10) 
und  zwar  mindestens  jährlich  einmal,  voi|[esehen  sind;  den  betheiligten  Selbst- 
verwaltungs-  und  Polizeibehörden  haben  sie  als  berathendes  und  begutachtendes 
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Organ  zu  dienen.  Eine  besondere  Initiative  gewährt  ihnen  das  Recht,  Vor- 
schläge auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  zu  machen. 

Der  III.  Abschnitt  behandelt  das  Verhältniss  der  Oesundheitskommission 
zum  Kreisarzte.  Das  Gesetz  (§  10  Abs.  6)  legt  dem  Kreisarzt  das  Recht  bei, 
an  allen  Sitzungen  der  Gesundheitskommission  theilzunehmen  und  ihre  Zusammen- 
berufung zu  verlangen.  Sein  Ersuchen  um  Zusammenberufung  ist  gemäss 
§.  17  der  Dienstanweisung  an  den  Vorsitzenden  der  Kommission  zu  richten. 
Durch  die  Bestimmung  der  Dienstanweisung  ist  er  weiterhin  verpflichtet,  den 
Sitzungen  der  Kommission  an  seinem  Wohnort  möglichst  oft,  ausserhalb  seines 
Wohnortes  mindestens  einmal  jährlich  beizuwohnen.  Nach  der  Vorschrift  der 
Geschäftsanweisung  ist  dem  Kreisarzt  rechtzeitig  und  zwar,  mit  Ausnahme 
besonders  dringlicher  Eilfälle,  mindestens  acht  Tage  vorher  von  der  Sitzung  Kennt- 
niss  zu  geben;  die  Sitzungsprotokolle  sind  dem  Kreisarzt  in  Abschrift  mitzu- 
theilen.  An  den  regelmässigen  Ortsbesichtigungen  des  Kreisarztes  haben  die 
Oesundheitskommissionen  auf  dessen  Einladung  theilzunehmen. 

In  dem  IV.  Abschnitt  „Geschäftsordnung  der  Oesundheitskommission" 
wird  die  Beschlussfassung  über  die  Geschäftsordnung  in  den  Stadtgemeinden  den 
städtischen  Vertretungen,  in  den  Landgemeinden  dem  Landratne  zugewiesen 
und  femer  werden  darin  die  Vorschriften  über  die  Einladung  zu  den  Sitzungen, 
die  Zuziehung  von  Vertretern  der  Polizeibehörde  und  von  Sachverständigen, 
sowie  über  die  Beschlussfähi|:keit  und  die  Geschäftsführung  gegeben.  Von 
Wichtigkeit  ist  insbesondere  die  Bestimmung,  dass  die  Kommission  mindestens 
alle  drei  Monate  zu  einer  Sitzung  zusammentritt  (§.  14)  und  dass  ihr  das  Recht 
eingeräumt  ist,  in  geeigneten  Fällen  Sachverständige  mit  berathender  Stimme 
zu  den  Verhandlungen  zuzuziehen  und  mit  der  Polizeibehörde  bezw.  dem  Land- 
rathe,  sowie  mit  dem  Kreisarzt  in  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zu  treten. 

Indem  diese,  hier  in  einigen  Hauptpunkten  skizzirte  Geschäftsanweisung 
den  Regierungspräsidenten  durch  gemeinschaftlichen  Erlass  der  Minister  der 
Medizinalangelegenheiten  und  des  Innern  vom  13.  März  1901  zugestellt  wurde, 
wtu-den  sie  zugleich  ersucht,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  thunlichst  bis  zum 
1.  April  1901,  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes,  in  jeder  Ge- 
meinde ihres  Bezirkes  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  die  Gesundheitskommission 
ihre  Thätigkeit  gemäss  den  Vorschriften  des  Gesetzes  und  der  Geschäfts- 
anweisung aufnehmen  könne.  Es  wurde  ausserdem  empfohlen,  von  der  Befugniss, 
auch  in  Gemeinden  mit  5000  und  weniger  Einwohnern  die  Bildung  einer  Ge- 
sundheitskommission anzuordnen,  insbesondere  in  allen  Kur-,  Badeorten 
und  Sommerfrischen  Gebrauch  zu  machen  und,  soweit  es  sich  hierbei  um 
Stadtgemeinden  handelt,  die  Bildung  der  Kommission  anzuordnen,  falls  sie  nicht 
freiwillig  erfolgt,  soweit  aber  Landgemeinden  in  Frage  kommen,  die  Landräthe 
mit  ent^rechender  Weisung  zu  versehen. 

hfach  den  eingegangenen  Berichten  ist  die  Bildung  von  Gesundheits- 
kommissionen der  in  dem  vorerwähnten  Erlasse  ertheilten  Weisung  gemäss 
erfolgt,  und  sind  solche  auch  in  vielen  Gemeinden  unter  5000  Einwohnern,  ins- 
besondere in  allen  Kur-,  Badeorten  und  Sommerfrischen  eingerichtet. 
Unter  anderem  sind  alle  Landgemeinden  der  Indiistriekreise  Beuthen,  Zabrze, 
Tarilowitz  mit  mehr  als  2000  Einwohnern  und  in  dem  ebenfalls  zum  ober- 
schlesichen  Industriebezirk  gehörigen  Kreise  Kattowitz  die  ländlichen  Gemeinden 
mit  mehr  als  3000  Einwohnern  mit  der  Bildung  von  Gesundheitskommissionen 
erfreulicher  Weise  vorgegangen. 

Von  der  Ermächtigung,  es  bei  der  bisherigen  Einrichtung  der  Sanitäts- 
kommissionen zu  belassen,  ist  nur  Gebrauch  gemacht  worden  in  den  Stadt- 
kreisen Berlin  und  Charlottenburg. 

Es  steht  zu  hoffen,  dass  diese  ins  Leben  gerufenen  zahlreichen  Gesundheits- 
kommissionen sich  als  ein  bedeutsames  Mittel  für  die  fruchtbringende  Wirk- 
samkeit der  Medizinalbeamten  und  für  die  Verbesserung  der  gesundheit- 
lichen Verhältnisse  in  den  einzelnen  Kreisen  und  Bezirken  erweisen  werden." 

Der  oben  erwähnte  Ministerialerlass  vom  13.  März 
1901  über  Bildung  von  Gesundheitskommissionen  und  Ge- 
schäftsanweisung für  diese  lautet  wie  folgt : 

»Gemäss  §.  10  des  Gesetzes,  betreffend  die  Dienststellung  des  Kreisarztes 
und  die  Bildung  von  Gesundheitskommissionen,  vom  16.  September  1899  (G.-S. 
S.  172)  ist  für  jede  Gemeinde  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  eine  Gesundneits- 
kommission  zu  bilden,  welche  nach  §.  11  a.  a.  O.  die  Aufgabe  hat: 
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1.  von  den  gesuBdhdtlichen  Verhältnissen  des  Ortes  durch  gemeinsame  Be- 
sichtigungen sich  Kenntniss  zu  verschaffen  und  die  Maassnahmen  der  Polizei- 
behörde, insbesondere  bei  der  Verhütung  des  Ausbruches  oder  der  Ver- 
breitung gemeingefährlicher  Krankheiten  in  geeigneter  Weise  (Untersuchung 
von  Wohnungen,  Belehrung  der  Bevölkerung  u.  s.  w.)  zu  unterstfitzen; 

2.  über  alle  ihr  von  dem  Landrathe,  von  der  Polizeibehörde  und  dem  Ge- 
mdndevorstande  vorgelegten  Fragen  des  Gesundheitswesens  sich  gutaditlidi 
zu  äussern; 

3.  diesen  Behörden  Vorschläge  auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  zu  machen. 

Die  Zusammensetzung  und  Bildune  der  Gesundheitskommission  hat  in  den 
Städten  in  Oemässheit  der  in  den  Städteordnungen  für  die  Bildung  von 
Kommissionen  (Deputationen)  vorgesehenen  Bestimmungen  zu  erfolgen. 

In  ländlichen  Gemeinden  befindet  der  Landrath  über  die  Zusammen- 
setzung, die  Mitgliederzahl  und  den  Geschäftsgang  der  Kommission.  Die  Mit- 
glieder verwalten  ihr  Amt  als  Ehrenamt 

Der  Kreisarzt  kann  an  allen  Sitzungen  der  Gesundheitskommission  theil- 
nehmen  und  darf  jederzeit  die  Zusammenberufung  derselben  verlangen. 

In  allen  Verhandlungen  der  Gesundheitskommission  hat  der  Kreisarzt 
berathende  Stimme  und  muss  jederzeit  gehört  werden. 

In  Gemeinden  mit  5000  oder  weniger  Einwohnern  kann  eine  Gesundheits- 
kommission gebildet  werden.  In  Städten  muss  die  Bildung  erfolgen,  wenn  der 
Regierungspräsident  dieselbe  anordnet.  In  Landgemeinden  kann  sie  von  dem 
Landrathe  im  Einverständnisse  mit  dem  Kreisausschuss  angeordnet  werden. 

Auf  Grund  des  §.  17  des  gedachten  Gesetzes  haben  wir  für  die  Gesund- 
heitskommissionen die  beiliegende  Geschäftsanweisung  vom  heutigen  Tage  er- 
lassen, welche  im  Abschnitt  lauf  der  Grundlage  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
auch  Vorschriften  über  die  Bildung  und  Zusammensetzung  der  Gesundheits- 
kommission enthält. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuchen  wir,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  thunlichst 
bis  zum  1.  April  d.  J.,  dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  des  bezeichneten 
Gesetzes,  in  jeder  Gemeinde  Ihres  Bezirkes  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  eine 
Gesundheitskommission  vorhanden  ist,  damit  sie  ihre  Thätigkeit  gemäss  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  und  der  Geschäftsanweisung  beginnen  kann. 

Es  empfiehlt  sich,  von  der  Befugniss,  auch  in  Gemeinden  mit  5000  oder 
weniger  Einwohnern  die  Bildung  einer  Gesundheitskommission  anzuordnen,  ins- 
besondere in  allen  Kur-,  Badeorten  und  Sommerfrischen,  Gebrauch 
zu  machen;  wir  ersuchen,  soweit  es  sich  hierbei  um  Stadtgemeinden  handelt, 
die  Bildung  der  Kommission,  falls  sie  nicht  freiwillig  erfolgt,  anzuordnen,  soweit 
aber  Landgemeinden  in  Frage  kommen,  die  Landrathe  mit  entsprechender 
Weisung  zu  versehen. 

Qeschäftsaawelsunf  ffOr  die  Oetttodheitskommlsioneii. 

!•  Abschnitt. 

Bildung  und  Zusammensetzung  von  Qesundheltskommlsslonen. 

Im  Allgemeinen. 

J\.  1.    In  jeder  Gemeinde  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  ist  eine  ständige 
heitskommission  zu  bilden.    In  Gemeinden  mit  5000  oder  weniger  Ein- 
wohnern kann  eine  Gesundheitskommission  gebildet  werden. 

In  Städten  mit  mehr  als  5000  Einwohnern, 
a.  Zusammensetzung. 
§.  2.  Die  Zusammensetzung  und  Bildung  der  Kommission  erfolgt  in  den 
Städten  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  in  Gemässheit  der  in  den  Städte- 
ordnungen für  die  Bildung  von  Kommissionen  (Deputationen)  vorgesehenen  Be- 
stimmungen. Insbesondere  bleibt  die  Festsetzung  der  Mitgliederzahl  der  Be- 
schlussfassung der  städtischen  Vertretung  überlassen. 

Der  Kommission  sollen,  soweit  möglich,  ein  Arzt  und  ein  Bauverständiger 
als  Mitglieder  angehören.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammen- 
setzung der  Kommission  nach  dieser  Richtung  sind  vor  der  Wahl  durch  Beschluss 
der  städtischen  Vertretungen  festzusetzen. 

b.  Unterkommissionen. 
§.  3.    In  grösseren  Städten  können  die  städtischen  Vertretungen  Unter- 
kommissionen für  einzelne  Bezirke  bilden;  denselben  muss  jedenfalls  ein  Arzt 
als  Mitglied  angehören. 
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In  den  Beschlüssen  über  die  Bildung  von  Unterkommissionen  sind  die  den 
letzteren  zuzuweisenden  Bezirke  und  Geschäfte,  sowie  das  Verhältniss  zu  der 
Oesammtkommission  näher  zu  bestimmen,  insbesondere  ist  anzugeben,  in  welchen 
Fällen  zu  den  Vorschlägen  oder  Gutachten  der  Unterkommission  die  Zustimmung 
der  Oesammtkommission  erforderlich  ist.  Die  von  der  Polizeibehörde,  dem  Ge- 
meindevorstande oder  den  Aufsichtsbehörden  erforderten  Gutachten  sind  in  der 
Regel  von  der  Gesundheitskommission  zu  erstatten. 

c  Amtsdauer.    Ablehnungsgründe. 

§.  4.  Die  Dauer  der  Wahlperiode  der  Kommissionsmitglieder  ist  durch 
Beschluss  der  städtischen  Vertretungen  festzusetzen;  die  Wahlperiode  soll 
mindestens  sechs  Jahre  betragen.  Die  Gewählten  verwalten  ihr  Amt  als  Ehren- 
amt. Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  zur  Annahme  und 
über  die  Befugniss  zur  Ablehnung  von  Gemeindeämtern  finden  mit  der  Maassgabe 
Anwendung,  dass  die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  nicht  als  Ablehnungs- 
grund gilt.*) 

Fortbestand  bestehender  Sanitätskommissionen. 

§.  5.  Sofern  der  Minister  der  Medizinalangelqg[enheiten  in  grösseren 
Städten  es  bei  der  bisherigen  Einrichtung  der  Sanitätskommission  belassen 
hat  (vgl.  §.  10,  Absatz  3  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899),  behält  es  bei 
den  dort  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  der  Kommission 
u.  s.  w.  sein  Bewenden. 

In  Landgemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern. 

§.  6.  In  ländlichen  Gemeinden  mit  mehr  als  5000  Seelen  beßndet  der 
Landrath  über  die  Zusammensetzung  und  die  Mitgliederzahl  der  Kommission 
und  bestimmt  den  Vorsitzenden  derselben.  Der  Kommission  sollen,  soweit  mög- 
lich, ein  Arzt  und  ein  Bauverständiger  als  Mitglieder  angehören. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  die  Gemeindevertretung  auf  sechs  Jahre.  Die 
Mitglieder  verwalten  inr  Amt  als  Ehrenamt.  WM«n  der  Verpflichtung  zur 
Annahme  und  der  Befugniss  zur  Ablehnung  der  Wahl  gelten  die  unter  §.  4 
angegebenen  Bestimmungen.^) 

In  Städten  mit  5000  oder  weniger  Einwohnern. 

J|.  7.  In  Stadtgemeinden  mit  5000  oder  weniger  Einwohnern  kann  eine 
heitskommission  gebildet  werden.  Die  Bildung  muss  erfolgen,  wenn  der 
R^eningspräsident  dieselbe  anordnet  Im  Falle  der  Errichtung  einer  Oesund- 
heitskommission  finden  die  Bestimmungen  in  den  §§.  2  und  4  dieser  Anweisung 
Anwendung. 

In  Landgemeinden  mit  5000  oder  weniger  Einwohnern. 

§.  8.  In  Landgemeinden  mit  5000  oder  weniger  Einwohnern  kann  eine 
Gesundheitskommission  gebildet  werden.  Die  Bildung  kann  von  dem  Landrathe 
im  Einverständniss  mit  dem  Kreisausschuss  angeordnet  werden.  Auf  diese 
Kommission  finden  die  Bestimmungen  des  §.  6  dieser  Geschäftsanweisung  An- 
wendung. 

II.  Abschnitt. 
Anffgaben  der  Qesuadheitskommlssion. 

Im  Allgemeinen. 

§.  9.  Die  Gesundheitskommission  ist  als  ein,  aus  den  Wahlen  der  Selbst- 
verwaltungskörper hervorgegangenes  Organ  nicht  auf  kommunale  Angelegen- 
heiten beschränkt,  sondern  sie  hat  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  auoi  staat- 
liche Aufgaben  zu  erfüllen  und  dient  als  kollegiales  Hülfsorgan  für  die  Zwecke 
der  staatlichen  Gesundheitsverwaltung. 

Sie  hat  die  Aufgabe,  von  den  gesundheitlichen  Verhältnissen  des  Ortes 
durch  gemeinsame  Besichtigungen  sich  Kenntniss  zu  verschaffen,  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Kreisarzte,  welcher  an  ihren  Sitzungen  theilzunehmen  berech- 
tigt ist,  die  gesundheitlichen  Maassnahmen  der  Polizeibehörde  zu  unterstützen, 
den  betheiligten  Selbstverwaltungs-  und  Polizeibehörden  als  berathendes  und 
begutachtendes  Organ  zu  dienen,  über  alle  von  diesen  Behörden  ihr  vorgelegten 
Fragen  des  Gesundheitswesens  sich  gutachtlich  zu  äussern,  durch  Belehrung  und 
Aufklärung  der  Bevölkerung  die  Durchführung  gesundheitlicher  Maassnahmen  zu 
erleichtem.  Missständen,  weiche  den  Ausbruch  und  die  Weiterverbreitung  ge- 
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tneingefährlicher  Krankheiten  zu  befördern  geeignet  sind,  nachzuforschen  und 
insb«ondere  aus  eigener  Initiative  Vorschläge  über  die  Beseitigung  gesundheits- 
widriger Zustände,  Verbesserung  bestehender  Einrichtungen  und  Einführung 
zeitgemässer  Neuerungen  zu  machen.  Die  sachgemässe  Ausübung  dieses,  der 
Oesundheitskommission  zustehenden  selbständigen  Vorschlagsrechtes  wird  für 
die  &itw]ckelung  einer  fruchtbringenden  Thätigkeit  der  Kommission  von  be- 
sonderer Bedeutung  sein. 

Gemeinsame  Besichtigungen. 

§.  10.  Um  sich  über  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  des  Gemeinde- 
bezirks  eingehend  zu  unterrichten,  hat  die  Gesundheitskommission  gemeinsame 
Besichtigungen  aller  derjenigen  Anlagen,  Einrichtungen  u.  s.  w.  vorzunehmen, 
welche  das  öffentliche  Gesundheitswesen  betreffen,  sofern  nicht  derartigen  Be- 
sichtigungen besondere  Bestimmungen  entgegenstehen. 

Insbesondere  können  hier  in  Betracht  kommen: 

1.  menschliche  Wohnstätten  und  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen 
bestimmte  Räume,  Massenquartierc,  HerbeiTgen,  Asyle  u.  s.  w.,  sofern  be- 
gründete Veranlassung  zu  der  Annahme  vorliegt,  dass  sie  nach  ihrer  Be- 
schaffenheit oder  Benutzungsart  den  sanitären  Vorschriften  nicht  entsprechen; 

2.  die  Art  der  Ansammlung  und  Beseitigung  unreiner  Abgänge  auf  den  ein- 
zelnen Grundstücken  sowohl,  wie  für  die  gesammte  Ortschaft  (menschliche 
und  thierische  Exkremente,  Haushaltungsabfälle  und  Abwässer),  Beschaffen- 
heit der  Leitungen  (Rinnsteine,  geschlossene  Kanäle),  Verbleib  der  Schmutz- 
wässer, Zustand  der  Strassen,  Pflasterung,  Reinigung  derselben; 

3.  Wasserversorgung  des  Ortes: 

zentrale  Leitung,  Wasserentnahmestellen,  Reinigungsverfahren,  Zustand 
der  Leitungen,  Brunnen,  (Strassen-,  Hofbrunnen,  Kessel-,  Röhrenbrunnen, 
Lage  der  vorhandenen  Düngerstätten  und  Jauchegruben,  insbesondere  im 
Verhältniss  zu  den  Wasserentnahmestellen,  und  etwaige  dadurch  bedingte 
gesundheitliche  Bedenken; 

4.  öffentliche  Wasserläufe,  Verunreinigung,  Missstände; 

5.  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln  (Fleisch,  Milch  u.  a.),  öffentliche 
Schlachthäuser; 

ö.  gewerbliche  Anlagen,  etwaige  gesundheitsschädliche  Einwirkungen  der- 
selben, Belästigung  durch  Rauch,  lärmenden  Betrieb  u.  a.; 

7.  Schulen,  allgemeine  sanitäre  Verhältnisse  derselben,  baulicher  Zustand, 
Reinlichkeit; 

8.  Zustand  der  Armen-  und  Krankenpflege,  Armen-,  Siechenanstalten,  ärztliche 
Hülfe  für  Bedürftige,  Sanitätswachen  u.  a.;- 

9.  öffentliche  Bade-  und  Schwimmanstalten,  Volksbäder,  Schulbäder,  ihre  ge- 
sundheitlichen Verhältnisse; 

10.  Begräbnissstätten,   etwaige  gesundheitsschädliche  Einwirkungen  derselben, 
Leichenhallen. 

Zahl  der  Besichtigungen. 

§.11.  Die  gemeinsame  Besichtigung  findet  in  der  Regel  mindestens 
-alljährlich  einmal  statt. 

Steht  das  Auftreten  gemeingefährlicher  Krankheiten,  z.  B.  nach  Ueber- 
schwemmuneen,  zu  befürchten,  so  sind  öftere  Besichtigungen,  insbesondere  der- 
jenigen Ortstneile  vorzunehmen,  welche  auch  sonst  zu  gesundheitlichen  Bedenken 
Veranlassung  gegeben  haben.  Herrscht  in  einem  Orte  eine  ansteckende  Krank- 
heit, so  haben  die  Mitglieder  von  Haus  zu  Haus  Besuche  zu  machen,  zur 
schleunigen  Feststellung  der  Krankheitsfälle  beizutragen  und  der  Bevölkerung 
mit  Rath  und  That  zur  Seite  zu  stehen. 

Wo  für  einzelne  Bezirke  in  grösseren  Städten  Unterkommissionen  ein- 
gerichtet sind  (vgl.  §  3),  werden  die  regelmässigen  Besichtigungen  durch  diese 
vorzunehmen  sem.  Haben  sich  in  einem  Bezirke  so  erhebliche  Missstände  er- 
fi[eben,  dass  eine  gemeinsame  Besichtigung  durch  die  Hauptkommission  erforder- 
lich ist,  so  hat  der  Vorsitzende  diese  anzuordnen. 

IIL  Abschnitt. 
Verhältoiss  der  Oesundheitskommission  zum  iCreisarzte. 

§.  12.  Der  Kreisarzt  kann  an  allen  Sitzungen  der  Gesundheitskommission, 
iheilnenmen  und  darf  jederzeit  die  Zusamment>erufung  derselben  verlangen. 

In  allen  Verhandlungen  der  Gesundheitskommission  hat  der  Kreisarzt 
berathende  Stimme  und  muss  jederzeit  gehört  werden. 
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Von  allen  Sitzungen  ist  ihm  rechtzeitig,  und  zwar  mit  Ausnahme  be- 
sonders dringlidier  Eilfäile,  mindestens  acht  Tage  vorher  Kenntniss  zu  geben. 

Die  Sitzungsprotokolle  sind  dem  Kreisarzte  alsbald  nach  der  Feststeilung 
in  Abschrift  mitzutneilen. 

Die  Qesundheitskommissionen  haben  an  den  regelmässigen  Ortsbesichti- 
gungen des  Kreisarztes  auf  Einladung  desselben  nach  Möglichkeit  theilzunehmen. 

IV.  Abschoitt. 

Qeschlftsordnung  der  QesandheittkoniniiMioa. 

Erlass  von  Geschäftsordnungen. 

§.  13.  Die  Beschlussfassung  über  die  Geschäftsordnung  der  Gesundheits- 
kommission bleibt  in  den  Stadtgemeinden  den  städtischen  Vertretungen,  in  den 
Landgemeinden  dem  Landrathe  überlassen. 

Hierbei  werden  folgende  Bestimmungen  zu  beachten  sein: 
Einladung  zu  den  Sitzungen. 

§.  14.  Der  Vorsitzende  beruft  die  Mitglieder  der  Gesundheitskommission 
zu  den  Sitzungen  und  Besichtigungen  und  leitet  die  Verhandlungen.  Die 
Kommission  tritt  mindestens  alle  drei  Monate  zu  einer  Sitzung  zusammen. 
Durch  Bcschluss  der  Gesundheitskommission  können  regelmässige  Sitzungstage 
festgesetzt  werden.  In  Ermangelung  eines  solchen  Beschlusses  sind  die  Mit- 
glieder, sowie  der  Kreisarzt  (§  12)  zu  den  Sitzungen  durch  schriftliche  Ein- 
ladung, welche,  abgesehen  von  besonders  dringlichen  Eilfällen,  acht  Tage  vor 
der  Sitzung  zuzustellen  ist,  unter  Mittheilung  der  Tagesordnung  zu  laden. 
Die  Zustellung  einer  Tagesordnung  hat  auoi  bei  regelmässig  festgestellten 
Sitzungstagen  zu  erfolgen. 

Die  Anberaumung  einer  Sitzung  muss  erfolgen,  wenn  dies  von  dem 
Kreisarzte  oder  einem  Drittel  der  Mitglieder  der  Gesundheitskommission  ver- 
langt wird. 

Zuziehung  von  Vertretern  der  Polizeibehörde. 

§.  15.  Ist  der  Inhaber  der  Polizeigewalt  oder  sein  Vertreter  nicht  zu- 
gleich Vorsitzender  oder  Mitglied  der  Gesundheitskommission,  so  ist  dem  Er- 
suchen der  Polizeibehörde,  bei  den  Verhandlungen  über  die  von  ihr  erforderten 
gutachtlichen  Aeusserungen  betheiligt  zu  werden,  durch  reditzeitige  Benach- 
richtigung des  Polizeivertreters  von  allen  Besichtigungen  und  Sitzungen  zu 
entsprechen. 

Beschlussfähigkeit. 

§.  16.  Die  Gesundheitskommission  ist  beschlussfähig,  wenn  ausser  dem 
Vorsitzenden  mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  ist.  Die  Gesund- 
heitskommission fasst  ihre  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit,  bei  Stimmengleich- 
heit entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Zuziehung  von  Sachverständigen. 

§.  17.  Die  Gesundheitskommission,  sowie  der  Vorsitzende  sind  l}erechtigt, 
in  geeigneten  Fällen  Sachverständige  mit  berathender  Stimme  zu  den  Verhand- 
lungen zuzuziehen. 

Protokolle. 

§.  18.    Ueber    alle    Sitzungen    und    Besichtigungen    der    Gesundheits- 
kommissionen sind  Protokolle  aufzunehmen,  in  welchen  das  Wesentliche  des 
Hergangs   zu   verzeichnen   ist.     Dieselben   sind   von  dem  Vorsitzenden  und 
mindestens  einem  Mitgliede  der  Kommission  zu  unterzeichnen. 
Verkehr  mit  den  Behörden. 

§.  19.  Die  Gesundheitskommission  steht  mit  der  Polizeibehörde  bezw. 
dem  Landrath,  sowie  mit  dem  Kreisarzte  in  unmittelbarem  Geschäftsverkehr. 

§.  20.  Die  vorstehende  Geschäftsanweisung  tritt  gleichzeitig  mit  dem 
Gesetze  betreffend  die  Dienststellung  des  Kreisarztes  pp.  vom  16.  September 
1899  (0.-S.  S.  172)  in  Kraft. 

Ueber  das  Verhältniss  des  Kreisarztes  zu  den  Qesundheits- 
kommissionen und  dessen  Theilnahme  an  ihren  Sitzungen  sowie 
über  deren  Zuziehung  zu  den  Ortsbesiöhtigungen 
s.  §.  17  (S.  167  und  168)  und  §.  69  der  Dienstanweisung  (S.  271 
und  272)   sowie  §.12  der  vorstehenden   Gesdhäftsanweisung. 

Wie  aus  einer  in  No.  6  des  Ministerialblattes  für  Medizinal- 
u.  6.  w.  Angelegenheiten  (Jhrg.  1902)  veröffentlichten  Nach- 
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Weisung  über  die  auf  Grund  des  Gesetzes  gebildeten  Gesund- 
heitskommissionen hervorgeht,  sind  jetzt  Gesundheitskommis- 
sionen in  allen  Gemeinden  über  5000  Einwohner  ge'bildet,  des- 
gleichen in  den  meisten  Städten  mit  5000  und  weniger  Ein- 
wohnern (in  528  von  763  «=  71  o/o);  dagegen  ist  ihre  Bildung  in 
den  Landgemeinden  mit  5000  imd  weniger  Einwohnern,  wo 
dieselbe  fakultativ  ist,  nur  ausnahmsweise  (in  1888  von  38692  »= 
4,90/0)  erfolgt,  abgesehen  von  den  Reg.-Bezirken  Minden  und 
Koblenz,  wo  auch  in  den  meisten  Landgemeinden  (in  414  von 
458  =  9O0/0  bezw.  in  879  von  1021  =  860/0)  Gesundheitskommis- 
sionen errichtet  sind. 


Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  nnd  der  irztliche  Sachverständige.    II*  22 


Zweiter  Abschnitt 

Wohnungs^  und  Strassenhygiene. 

Beseitigung  der  Abfallstoffe.  Reinhaltung  der 

Luft,  des  Bodens  und  der  Wasserläufe. 

(§§•  70—73»  75—76  der  Dienstanweisung;  siehe  S.  273—276). 

I.  Allgemeines. 

Die  Sorge  für  gesundes  Wohnen  ist  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  der  öffentlichen  Gesundheitspflege;  die  Wohnung 
soll  nicht  nur  Obdach  und  Schutz  gegen  die  Unbilden  der 
Witterung  gewähren,  sondern  sie  soll  auch  ein  behagliches 
Heim  und  vor  allem  eine  Statte  sein,  in  der  die  Gesundheit 
der  Bewohner  keinen  Schaden  erleidet,  wie  dies  erfahrungs- 
gemäss  in  feuchten,  überfüllten,  mangelhaft  geheizten,  schlecht 
gelüfteten,  ungenügend  belichteten  usw.  Wohnungen  der  Fall 
ist  Zur  gesunden  Beschaffenheit  der  Wohnungen  gehört  aber 
auch  die  Reinhaltung  des  Bodens  und  der  Luft  in 
der  Umgebung,  die  ausreichende  Zufuhr  von  frischer 
Luft  durch  Strassen  und  freie  Plätze,  Gärten  usw.,  und 
vor  allem  die  unschädliche  Aufsammlung  und  Beseitigung 
aller  Abfallstoffe;  desgleichen  bedarf  es  einer  entsprechenden 
Aufsicht,  um  die  Wohnungen  in  einem  gesundheitsmässigen 
Zustande  zu  erhalten,  die  Reinlichkeit  in  ihrer  Umgebung, 
auf  Höfen  und  Strassen,  sowie  die  unschädliche  Ableitung  von 
Schmutzwässem  usw.  möglichst  sicher  zu  stellen  und  einer  Ver- 
unreinigung der  Wasserläufe,  privater  wie  öffentlicher,  durch 
diese  in  wirksamer  Weise  vorzubeugen. 

Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  gerade  in  neuerer  Zeit  die 
Wohnungsfrage,  sowie  die  Frage  der  Beseitigung  der  festen 
und  flüssigen  Abfallstoffe  in  Folge  der  rapiden  industriellen  Ent- 
wicklung, besonders  der  Städte,  mehr  als  früher  in  den  Vorder- 
grund getreten  ist,  und  dass  den  vom  hygienischem  Standpunkte 
aus  in  Bezug  auf  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen,  Reinhaltung 
von  Boden,  Luft  und  Wasserläufen  usw.  zu  stellenden  An- 
forderungen in  erhöhtem  Maasse  sowohl  von  den  staatlichen,  als 
namentlich  von  den  kommunalen  Behörden  Rechnung  getragen 
ist;  aber  trotzdem  bleibt  in  dieser  Hinsicht  noch  viel  zu 
wünschen  übrig  und  zwar  gilt  dies  besonders  betreffs  der 
Wohnungsverhältnisse  auf  dem  platten  Lande.  Mit  Recht  betont 
daher  die  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  im  §  70,  dass  der 
Kreisarzt  auch  allen  Verhältnissen,  die  für  die  Reinhaltung  des 
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Bodens  und  der  Luft  in  Betracht  kommen,  seine  Au&nerksam- 
keit  zuwenden  und  dies  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben 
seiner  dienstlichen  Thätigkeit  ansehen  muss.  Für  die  Be- 
seitigung gesundheitswidriger  Zustande  in  den  Ortschaften  und 
deren  Umgebung,  innerhalb  und  ausserhalb  der  Wohnungen 
soll  er  ebenso  Sorge  tragen,  wie  für  die  Einführung  einer  plan- 
massigen  Beseitigung  der  Schmutzstoffe  aller  Art  Um  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  wird  er  gerade  hier  die  Mitwirkung  der 
Gesundheitskommissionen  in  Anspruch  nehmen  und  versuchen 
müssen,  durch  diese  aufklärend  und  belehrend  zu  wirken;  denn 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  geben  nicht  überall  eine 
Handhabe  zum  Eingreifen,  ausserdem  lassen  sich  die  An- 
forderungen oft  nur  durch  weitgehende  Beschränkung  der 
Vermögensrechte  und  der  individuellen  Freiheit  des  Einzelnen 
sowie  durch  grosse  finanzielle  Kosten  durchführen. 

IL  Wohnungshygiene. 

K  Biipiliziiliebi  Virtebriftii  ii  imiiliiitlieliir  NiitiebL 

IrttbibiifliitpiSiB.   litwirkiii  iir  liiiziiilbiimtii  laf  iiitim 

CebiitB. 

Zur  Herstellung  befriedigender  Wohnungsverhältnisse  sind 
vor  allem  zweckmässige  Bauordnungen  erforderlich;  in  ein- 
zelnen Ländern  hat  man  solche  für  das  ganze  Land  gültig  er- 
lassen, während  in  anderen  die  erforderlichen  Anordnungen  von 
den  mittleren  oder  unteren  Instanzen,  für  grössere  oder  kleinere 
Bezirke  (Provinz  oder  Reg.-Bezirk,  Kreis,  Städte  oder  plattes 
Land)  getroffen  sind.  Der  letztere  Weg  empfiehlt  sich  besonders 
für  grossere  Staaten,  um  hier  in  den  baupolizeilichen  Vorschriften 
die  durch  Klima,  Sitte,  Gewohnheit,  Erwerbsthätigkeit,  Wohn- 
dichtigkeit (Stadt  oder  Land)  Baumaterial  usw.  bedingten  ver- 
schiedenen örtlichen  Verhältnisse  ebenfalls  berücksichtigen  zu 
können.  In  Preussen  hat  man  diesen  Weg  eingeschlagen; 
wiederholt  ist  allerdings  von  verschiedenen  Seiten  der  Erlass 
einer  Reichs-  oder  Landes-Bauordnung  gefordert,  bishei 
aber  ohne  Erfolg;  eine  solche  würde  sich  ausserdem  bei  der 
Verschiedenheit  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  nur 
auf  bestimmte  allgemeine  Mindestanforderungen  beschränken 
und  auch  künftighin  die  Anordnung  genauerer  baupolizeilicher 
Vorschriften  innerhalb  der  zulässigen  Grenzen,  der  örtlichen 
oder  Bezirks-Instanz  überlassen  müssen.  Immerhin  bestehen 
schon  jetzt  sowohl  reichsgesetzliche,  als  landesgesetzliche  mehr 
oder  weniger  für  die  ganze  Monarchie  geltende  Vorschriften  in 
baupolizeilicher  Hinsicht  und  zwar  folgende: 

a«  Reichs^esetzliche  Bestimmangen« 
1.  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  vom  31.  Mai  1870: 
»§  330.    Wer  bei  der  Leitung  oder  Ausführung  eines  Baues  wider  die 
allgemein  anerkannten  Regeln  der  Baukunst  dergestalt  handelt,  dass  hieraus  für 
Andere  Gefahr^)  entsteht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  900  Mark  oder  mit  Qe- 
fängniss  bis  zu  einem  Jahre  bestraft 

>)  Es  handelt  sich  hierbei  lediglich  um  Gefahren  ffir  Leben  und  Gesundheit  anderer 
Personen,  Gefahr  für  das  Eigentum  genfigt  nicht.    §  330  findet  auch  bei  Verstössen  vider  die 

22* 
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|.  367.    Mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  oder  mit  Haft  wird  bestraft: 

12.  wer  auf  öffentlichen  Strassen,  Wegen  oder  Plätzen,  auf  Höfen,  in 
Häusern  oder  überhaupt  an  Orten,  an  welchen  Menschen  verkehren,  Brunnen, 
Keller,  Gruben,  Oeffnungen  oder  Abhänge  dergestalt  unverdeckt  oder  unverwehrt 
lässt,  dass  daraus  Gefahr  für  Andere  entstehen  kann; 

13.  wer  trotz  der  polizeilichen  Aufforderung  es  unterlässt,  Gebäude, 
welche  dem  Einsturz  drohen,  auszubessern  oder  niederzureissen; 

14.  wer  Bauten  oder  Ausbesserungen  von  Gebäuden,  Brunnen,  Brücken, 
Schleusen  oder  anderen  Bauwerken  vornimmt,  ohne  die  von  der  Polizei  ange- 
ordneten oder  sonst  erforderlichen  Sicherheitsmaassregeln  zu  treffen; 

15.  wer  als  Bauherr,  Baumeister  oder  Bauhandwerker  einen  Bau  oder 
eine  Ausbesserung,  wozu  die  i)olizeiliche  Genehmigung  erforderlich  ist,  ohne 
diese  Genehmigung  oder  mit  eigenmächtiger  Abweichung  von  dem  durch  die 
Behörden  genehmigten  Bauplane  ausführt  oder  ausführen  lässt. 

§.  368.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder  Haft  bis  zu  14  Tagen 
wird  bestraft: 

3.  wer  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  eine  neue  Feuerstelle  errichtet  oder 
eine  bereits  vorhandene  an  einen  andern  Ort  verlegt." 

2.  Bestimmungen  der  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1867 
in  der  Fassung  vom  26.  Juli  1900  (R.G.-Bl.  S.  871).    In  Betracht  kommen  hier: 

a.  §§.  16—27  u.  §.  147,  Nr.  2:  Gewerbliclie  Anlagen,  die  einer  besonderen 
Genehmigung  bedürfen,  (s.  Abschnitt:  Gewerbehygiene), 

b.  §.  30:   Errichtung  von  Privat-Kranken-,   Entbindungs-  und 
Irren-Anstalten  (s.  später  Abschnitt:  Krankenanstalten), 

c.  §.  33:  Gast-  und  Schankwirthschaftsbetriebe.    Damach  ist  die 
Erlaubniss  zu  deren  Betrieb  zu  versagen,  wenn 

d.  2.  das  zum  Betriebe  des  Gewerbes  bestimmte  Lokal  wegen  seiner  Be- 
schaffenheit oder  Lage  den  polizeilichen  Anforderungen  nicht  genügt. 

§§.  120a-e,  1392  und  147  Nr.  4:  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume 
für  gewerbliche  Arbeiter  (siehe  Abschnitt:  Gewerbehygjene). 
Nach  diesen  Vorschriften  müssen  die  Arbeitsräume  so  eingerichtet 
sein,  dass  die  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit 
geschützt  sind,  insbesondere  für  genügendes  Licht,  ausreichenden 
Luftraum  und  Luftwechsel,  Beseitigung  des  bei  dem  Betriebe  ent- 
stehenden Staubes,  der  dabei  entwickelten  Dünste  und  Gase  sowie 
der  dabei  entstehenden  Abfälle  Soi^ge  getragen  ist.  Auch  müssen 
erforderlichen  Falls  ausreichende,  nach  Oescnlechtem  getrennte  An- 
kleide- und  Waschräume  vorhanden  und  die  Bedürfnissanstalten  so 
eingerichtet  sein,  dass  sie  für  die  Zahl  der  Arbeiter  ausreichen,  den 
Anforderungen  der  Gesundheitspflege  entsprechen,  und  ihre  Benutzung 
ohne  Verletzung  von  Sitte  und  Anstand  erfolgen  kann. 
b.  Landesrechtliche  Bestlmmongeii« 
1.  Vorschriften  des  Allgemeinen  Landrechts  (§§.  35—82  Th.  I 
Tit.  8).    Davon  interessiren  besonders: 

r.§.  37.  Dergleichen  Gebäude  muss  der  Eigenthümer,  soweit  es  zur  Er- 
haltung der  Substanz  und  Verhütung  allen  Schadens  und  Nachtheils  für  das 
Publikum  nothwendig  ist,  in  baulichem  Stande  unterhalten. 

§.  38.  Vernachlässigt  er  diese  Pflicht  dergestalt,  dass  der  Einsturz  des 
ganzen  Gebäudes  oder  eine  Gefahr  für  das  Publikum  zu  besorgen  ist,  so  muss 
die  Obrigkeit  ihn  zur  Veranstaltung  der  nothwendigen  Reparatur  innerhalb  und 
nach  den  Umständen  zu  bestimmenden  billigen  Frist,  allenfalls  durch  Zwangs- 
mittel anhalten. 

§.  39.  Sind  diese  fruchtlos,  so  ist  die  Obrigkeit  den  nothwendigen  Bau 
auf  seine  Kosten  zu  veranstalten  berechtigt»). 

allgemeinen  Regeln  der  Baukunst  Anvendnng,  die  nach  hygienischen  Rüdesichten  eine  Oe- 
föhrdung  Anderer  herbeiführen  z.  B.  bei  verschuldeter  Bildung  von  Hausschvamm.  »Es  liegt 
kein  Orund  vor,  den  Begriff  der  Gefahr  auf  die  Befeuchtung  oder  Schädigung  durch  iussere  Ein- 
wirkung in  Folge  mangelhafter  technischer  Konstruktion  zu  beschränken.  Die  Gefahr  liegt  nicht 
minder  vor  in  Bezug  auf  die  mögliche  Erregung  innerer  Krankheiten Ob  diese  Voraus- 
setzung vorliegt,  hängt  von  der  thatsächlichen  Feststellung  des  einzelnen  Falles  ab  und  diese  konnte 
hier  in  bejahendem  Sinne  erfolgen,  wenn  nur  die  Infektion  des  Gebäudes  mit  Hausschwamm  als 
Ursache  möglicher  Erregung  von  Krankheitserscheinungen  bei  den  Bewohnern  festgestellt  wurde.* 
(Urth.  d.  Reichs-Ger.  (iTl.  Str.-S.)  vom  28.  Sgotember  1895). 

1)  Die  Polizeibehörde  kann  in  solchen  rällen  auch  das  Bewohnen  des  betreffenden  Gebäudes 
verbieten  oder  verhindern,  vorausgesetzt,  dass  durch  diese  Maassnahmen  die  die  Menschen  bedrohende 
Gefahr  thatsächlich  beseitigt  wird. 
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§.  40.  Kann  oder  will  er  die  Kosten  nicht  herbeischaffen,  so  kann  die 
Obrigkeit  dei^ieichen  Gebäude  zum  öffentlichen  Verkauf  ausbieten. 

$.  65.  In  der  Regel  ist  jeder  Eigenthflmer,  seinen  Grund  und  Boden 
mit  Qd>äuden  zu  besetzen,  oder  seine  Gebäude  zu  verändern,  wohl  befugt 

§.  66.  Doch  soll  zum  Schaden  oder  zur  Unsicherheit  des  gemeinen 
Wesens  oder  zur  Verunstaltung  der  Städte  und  öffentlichen  Plätze,  kein  Bau 
und  keine  Veränderung  voigenommen  werden. 

S.  67.  Wer  also  einen  neuen  Bau  in  Städten  anltt;en  will,  muss  davon 
er  Obrigkeit  zur  Beurthdlung  Anzeige  machen*}! 

§.  69.  Vorzeitig  ist  eine  besondere  obrigkeitliche  Erlaubniss  noth- 
wendig,  wenn,  es  sei  in  Städten  oder  auf  dem  Lande  eine  neue  Feuerstelle 
errichtet  oder  eine  alte  an  einen  anderen  Platz  verlegt  werden  soll*). 

§.  71.  In  allen  fallen,  wo  es  sich  findet,  dass  ein  ohne  vorhergegangene 
Anzeige  unternommener  Bau  schädlich  oder  gefährlich  für  das  Publikum  sei  oder 
zur  grossen  Verunstaltung  einer  Strasse  oder  eines  Platzes  gereicht,  muss  der- 
selbe nach  der  Anweisung  der  Obrigkeit  geändert  werden.*) 

§  72.  Hndet  die  Aenderung  nicht  statt,  so  wird  das  Gebäude  wieder  ab- 
geb:agen,  und  alles  auf  Kosten  der  Bauenden  in  den  vorigen  Stand  gesetzt  werden. 

§  78.  Die  Strassen  und  öffentlichen  Plätze  dürfen  nicht  verunreinigt 
werden. 

§  125.  Schweineställe,  Kloaken,  Dünger- und  Lohgruben  und  an- 
dere den  Gebäuden  schädliche  Anlagen  müssen  wenigstens  drei  Fuss  rhdnländisch 
von  den  benachbarten  Gebäuden,  Mauern  und  Scheunen  entfernt  bleiben. 

§.  126.  Auch  müssen  dergleichen  Gruben  und  Behältnisse  von  Grund 
aus  gemauert  sein. 

§.  128.  Wer  auf  seinem  Grund  und  Boden,  jedoch  nach  der  Seite  des 
Nachbars  hin,  Rinnen  und  Kanäle  an  der  Erde  zur  Abführung  des  Wassers 
anlegen  will,  muss  gegen  die  Wand  des  Nachbars  wenigstens  no(m  einen  Raum 
von  einem  Werkschuh  (Fuss  rhdnländisch)  frei  lassen. 

§.  129.  Anjagen,  durch  welche  der  schon  vorhandene  Brunnen  des 
Nachbars  verunrdnigt  oder  unbrauchbar*)  gemacht  werden  würde,  sind  un- 
zulässig. 

§.  130.  Dagegen  kann  die  Grabung  dnes  Brunnens  auf  eigenem  Grund 
und  Boden,  wenngleich  dadurch  dem  Nadibar  sdn  Wasser  entzofi^en  wird,  dem 
Eigenthümer  nicht  verwehrt  werden,  sobald  der  Nachbar  desfalls  kdn  Unter- 
sagungsrecht  erlangt  hat 

§.  131.  Doch  darf  innerhalb  dreier  Werkschuhe  von  des  Nachbars 
Grenze  kdn  neuer  Brunnen  angdegt  werden. 

§.  137.  Um  Licht  in  sein  Gebäude  zu  tragen,  kann  ein  jeder  Oeff- 
nungen  und  Fenster  in  sdne  dgene  Wand  oder  Mauer  machen,  wenn  die- 
selben gldch  dne  Aussicht  über  des  benachbarten  Grund  verwehren. 

§.  142.  Sind  die  Fenster  des  Nachbars,  vor  welchen  gebaut  werden  soll, 
schon  seit  zehn  Jahren  oder  länger  vorhanden  und  die  Behältnisse,  wo  sie  sich 
befinden,  haben  nur  von  dieser  Sdte  her  Licht,  so  muss  der  neue  Bau  so  wdt 
zurücktreten,  dass  der  Nachbar  noch  aus  den  ungeöffneten  Fenstern  des  unteren 
Stockwerkes  den  Himmel  erblicken  kann. 

§.  143.  Hat  in  diesem  Falle  das  Gebäude  des  Nachbars,  in  wdchem  die 
Fenster  sich  befinden,  noch  von  einer  anderen  Seite  her  Licht,  so  ist  es  genug, 
wenn  der  neue  Bau  nur  insowdt  zurücktritt  dass  der  Nachbar  aus  den  unge- 
öffneten Fenstern  des  zweiten  Stockwerkes  aen  Himmel  sehen  kann." 


>)  Durch  Baupolizei  Verordnungen  ist  diese  Bestimmung  auch  fit)erall  aufdasplatteLand 
ausgedehnt  und  sind  diese  auch  durch  §.  10  Th.  II  Tit.  17  des  Allg.  Landicchts  recbtlich  begribidet 
(Ui%i.  d.  Ober-TribunaU  vom   15.  Mftrz  1877).    Siehe  auch  §.  367  Nr.  15  des  Str.  O.-B..  S.  340. 

')  Siehe  §.  368  Nr.  3  d.  Str.O.B.,  S.  340. 

^  Die  Baupolizeibdiörde  ist  zum  Einschreiten  gegen  konsenswidrig  oder  konsenslos  aus- 
geführte Anlagen  verpflichtet;  nur  in  denjenigen  FUlen,  vo  die  Verstösse  gegen  die  baupolizeilichen 
Bestimmungen  von  gßoa  genngffigiger  Bedeutung  sind  und  den  mit  diesen  molgten  Zweck  ernstlich 
nicht  in  Fräse  stellen,  andererseits  aber  die  den  Vorschriften  entsprechende  Herstellung  einen  un- 
verhältnissmlssig  hohen  Kostenaufwand  erfordern  wQrde,  kann  von  einem  EingreiKn  Abstand 
genommen  werden.  Dagegen  darf  der  Umstand,  dass  die  vorschriftsmlssige  Herstellung  den  Bau- 
herrn zu  erheblichen  Auiwendungen  nöthigen  wfirde,  allein  keinen  Orund  geben,  von  der  Forderung 
einer  solchen  Herstellung  abzusdien.  (Min.  Erl.  vom  21.  Februar  1896). 

^  Eine  Verminderung  des  Wassers  in  dem  Brunnen  des  Nachbars  durch  die  Neuanlage 
Ollt  nicht  unter  §  129.  (Urth.  d.  Ob.  Trib.  vom  14./12.  1854). 
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2.  Gesetz  betr.  die  Anlegung  und  Veränderung  von  Strassen 
und  Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaften  vom  2.  Juli  1875 
(O.-S.,  S.  761),  das  die  Grundlage  für  die  Aufstellung  von  Ortsliebaaaiigs- 
pllnen  bildet: 

»§.  1.  Für  die  Anlegung  oder  Veränderung  von  Strassen  und  Plätzen  in 
Städten  und  ländlichen  Ortsch^ten  sind  die  Strassen  und  Baufluchtlinien  vom 
Gemeindevorstande  im  Einverständnisse  mit  der  Gemeinde,  bezüglich  deren 
Vertretung,  dem  öffentlichen  Bedürfnisse  entsprechend  unter  Zustimmung  der 
Ortspolizeibehörde  festzusetzen. 

Die  Ortspolizeibehörde  kann  die  Festsetzung  von  Fluchtlinien  verlangen, 
wenn  die  von  inr  wahrzunehmenden  polizeilichen  Rücksichten  die  Festsetzung 
fordern. 

Zu  einer  Strasse  im  Sinne  des  Gesetzes  gehört  der  Strassendamm  und 
der  Bürgersteig. 

Die  Strassenfluchtlinien  bilden  regelmässig  zugleich  die  Baufluchtlinien, 
das  heisst  die  Grenzen,  über  welche  hinaus  die  Bel^uung  ausgeschlossen  ist. 
Aus  besonderen  Gründen  kann  aber  eine  von  der  Strassenfluchtlinie  verschiedene, 
jedoch  in  der  Regel  höchstens  drei  Meter  von  dieser  zurückweichende  Bau- 
fluchtlinie fes^esetzt  werden. 

§.  2.  Die  Festsetzung  von  Fluchtlinien  (§.  1)  kann  für  einzelne  Strassen 
und  Strassentheile  oder,  nach  dem  voraussichtlichen  Bedürfnisse  der  näheren 
Zukunft,  durch  Aufstellung  von  Bebauungsplänen  für  grössere  Grundflächen 
erfolgen. 

Handelt  es  sich  in  Folge  von  umfassenden  Zerstörungen  durch  Brand 
oder  andere  Ereignisse  um  die  Wiederbebauung  eanzer  Ortsthdle,  so  ist  die 
Gemeinde  verpflichtet,  schleunigst  darüber  zu  beschliessen,  ob  und  inwiefern 
für  den  betrenenden  Ortstheil  ein  neuer  Bebauungsplan  aufzustellen  ist  und 
eintretenden  Falls  die  unverzügliche  Feststellung  des  neuen  Bebauungsplanes 
zu  bewirken. 

§.  3.  Bei  Festsetzung  der  Fluchtlinien  ist  auf  Förderung  des  Verkehrs, 
der  Feuersicherheit  und  der  öffentlichen  Gesundheit  Bedacht  zu  nehmen, 
auch  darauf  zu  halten,  dass  eine  Verunstaltung  der  Strassen  und  Plätze  nicht 
eintritt 

Es  ist  deshalb  für  die  Herstellung  einer  genügenden  Breite  der  Strassen 
und  einer  guten  Verbindung  der  neuen  Bauanlagen  mit  den  bereits  bestdienden 
Sorge  zu  trafen. 

§.  4.  Jede  Festsetzung  von  Fluchtlinien  (§.1)  muss  eine  genaue  Bezeich 
nung  der  davon  betroffenen  Grundstücke  und  Orundstückstheile  und  eine  Be- 
stimmung der  Höhenlage,  sowie  der  beabsichtigten  Entwässerung  der  Strassen- 
und  Plätze  enthalten. 

S.  5.  Die  Zustimmung  der  Ortspolizeibehörde  (^  1)  darf  nur  versagt  werden, 
wenn  die  von  derselben  mhrzunehmenden  polizdhchen  Rücksichten  die  Ver- 
sagung fordern. 

Will  sich  der  Gemeindevorstand  bei  der  Versagung  nicht  beruhigen,  so 
beschliesst  auf  sein  Ansuchen  der  Kreisausschuss. 

Derselbe  beschliesst  auf  Ansuchen  der  Ortspolizeibehörde  über  die  Be- 
dürfnisfrage, wenn  der  Gemeindevor^tand  die  von  der  Ortspolizeibehörde  ver- 
langte Festsetzung  (§.  1  Alinea  2)  ablehnt. 

An  Stelle  des  Kreisausschusses  tritt  in  Stadtkreisen  und  den  einem  Land- 
kreise angehörieen  Städten  von  mehr  als  10000  Einwohnern  der  Bezirksausschuss, 
in  Berlin  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

8.  6.  Betrifft  der  Plan  der  beabsichtigten  Festsetzungen  (§.  4)  eine  Festung, 
oder  fallen  in  denselben  öffentliche  Flüsse,  Chausseen,  Eisenbahnen  oder  Bahn- 
höfe, so  hat  die  Ortspolizeibehörde  dafür  zu  sorgen,  dass  den  bethdligten  Be- 
hörden rechtzeitig  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  Gel^nheit  gegeben  wird. 

§.  7.  Naoi  erfolgter  Zustimmung  der  Ortspolizeibehörde,  bezüglich  des 
Kreisausschusses  (§.  5),  hat  der  Gemeindevorstand  den  Plan  zu  Jedermanns 
Einsicht  offen  zu  legen.  Wie  letzteres  geschehen  soll,  wird  in  der  ortsüblichen 
Art  mit  dem  Bemerken  bekannt  gemacht,  dass  Einwendungen  gegen  den  Plan 
innerhalb  einer  bestimmt  zu  bezeichnenden  präklusivischen  Frist  von  mindestens 
vier  Wochen  bei  dem  Gemeindevorstande  anzubringen  sind. 

Handelt  es  sich  um  Festsetzungen,  welche  nur  einzelne  Grundstücke 
betreffen,  so  genügt  statt  der  Offenlegung  und  Bekanntmachung  eine  Mittheilung 
an  die  betheingten  Grundeigenthümer. 
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8.  8.  Ueber  die  erhobenen  Einwendungen  (§.  7)  hat,  soweit  dieselben  nicht 
durch  Verhandlungen  zwischen  dem  Gemeindevorstande  und  den  Beschwerde- 
führern zur  Erledigung  gekommen,  der  Kreisausschuss  zu  beschliessen.  An 
Stelle  des  Kreisausschusses  tritt  in  Stadtkreisen  und  dem  einem  Landkreise  anee- 
hArisen  Städten  von  mehr  als  10000  Einwohnern  der  Bezirksausschuss,  in  Berlin 
der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten.  Sind  Einwendungen  nicht  erhoben  oder 
ist  über  dieselben  endgültie  (§.  16)  beschlossen,  so  hat  der  Gemeindevorstand 
den  Plan  förmlich  festzustellen,  zu  Jedermanns  Einsicht  offen  zu  legen  und,  wie 
dies  geschehen  soll,  ortsüblich  bekannt  zu  machen. 

§.  9.  Sind  bei  Festsetzung  von  Fluchtlinien  mehrere  Ortschaften  betheiligt, 
so  hat  eine  Verhandlung  darüber  zwischen  den  betreffenden  Gemeindevorständen 
stattzufinden. 

Ueber  die  Punkte,  hinsichtlich  deren  eine  Einigung  nicht  zu  erzielen  ist, 
beschliesst  der  Kreisausschuss  An  Stelle  des  Kreisauschusses  tritt  in  Stadt- 
kreisen und  in  den  einem  Landkreise  angehörigen  Städten  von  mehr  als  10000 
Einwohnern  der  Bezirksausschuss,  in  Berlin  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

§.  10.  Jede,  sowohl  vor,  als  nach  Erlass  dieses  Gesetzes  getroffene  Fest- 
setzung von  Fluditlinien  kann  nur  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 

Zur  Festsetzung  neuer  oder  Abänderung  schon  bestehender  Bebauungs- 
pläne in  den  Städten  Berlin,  Potsdam,  Charlottenburg  und  deren  nächster  Um- 
gebung bedarf  es  Königlicher  Genehmigung. 

§.11.  Mit  dem  Tage,  an  welchem  die  im  §.  8  vorgeschriebene  Offen- 
legung beginnt,  tritt  die  Be5chränkunfi[  des  Grundeigenthümers,  dass  Neubauten, 
Um-  und  Ausbauten  über  die  Fluchtlinie  hinaus  versagt  werden  können,  end- 
gültig ein.  Gleichzeitig  erhält  die  Gemeinde  das  Redit,  die  durch  die  fest- 
gesetzten Strassenfluchtlinien  für  Strassen  und  Plätze  bestimmte  Grundfläche 
dem  Eigenthümer  zu  entziehen. 

§.  12.  Bestimmt,  dass  durch  Ortspolizei  die  Errichtung  von  Wohn- 
gebäuden an  noch  nicht  fertiggestellten  Strassen  verboten  werden  kann. 

§.  15.  Räumt  das  Reaii  ein,  durch  Ortsstatut  zu  bestimmen,  dass  bei 
Anlegung  neuer  Strassen  und  Straasenthdle  die  angrenzenden  Eigenthümer  zur 
Leistung  eines  Beitrages  zu  den  Kosten  für  die  Freilegung,  erste  Einrichtung. 
Entwässerung  und  Beleuchtung  der  Strassen  usw.  verpfliditet  werden  können, 

3.  Gesetz  betr.  die  Gründung  neuer  Ansiedelungen  vom 
25.  August  1876  (G.  S.  S.  405.): 

»§.  13.  Wer  ausserhalb  einer  im  Zusammenhange  gebauten  Ortschaft  ein 
Wohnhaus  errichten  oder  ein  schon  vorhandenes  Gd>äude  zum  Wohnhause 
einrichten  will,  bedarf  einer  von  der  Ortspolizeibehönde  zu  ertheilenden  An- 
siedelungsgendimigung.  Vor  deren  Aushändigung  darf  die  polizeiliche  Bau- 
erlaubniss  nicht  ertheilt  werden. 

Die  Ansiedelungsgenehmigung  ist  nicht  erforderlich  für  Wohnhäuser, 
welche  in  den  Grenzen  eines  nach  dem  Gesetz  vom  2.  Juli  1875  festgestellten 
Bebauungsplanes,  oder  welche  auf  einem  bereits  bebauten  Grundstücke  im  Zu- 
sammenhange mit  bewohnten  Gebäuden  errichtet  oder  eingerichtet  werden  sollen. 

§  14.  Die  Ansiedelungsgenehmigung  ist  zu  versagen,  wenn  nicht  nach- 
gewiesen ist,  dass  der  Platz,  auf  welchem  die  Ansiedelung  gegründet  werden 
soll,  durch  einen  jederzeit  offenen  Weg  zugänglich,  oder  dass  die  Beschaffung 
eines  solchen  Weges  gesichert  ist.  Wenn  nur  der  letztere  Nachweis  erbracht 
werden  kann,  so  ist  bei  Ertheilung  der  Ansiedelung^enehmigung  für  die  Be- 
schaffung des  Weges  eine  Frist  zu  bestimmen,  nadi  deren  ftiichtlosem  Ablaufe 
das  polizeiliche  Zwangsverfahren  eintritt' 
4.  Zuständigkeitsgesetz  vom   1.  August  1883  (G.-S.,  S.  137)  Tit.  XX: 

Baupolizei. 

»§  145.  Ueber  Dispense  von  Bestimmungen  der  Baupolizeiverordnungen 
beschliesst  nach  Maassgabe  dieser  Ordnungen  der  Kreisausschuss,  in  Stadtkrdsen 
und  in  den  zu  einem  Landkreise  gehörigen  Städten  von  mehr  als  10000  Ein- 
wohnern der  Bezirksausschuss,  1)^  soweit  die  Angelegenheit  nicht  nach  diesen 

^)Krei8aas8chut8  und  Bezirksausschuit  treten  nnr  dann  als  Beschlusshdiörde 
fibcr  Dispense  von  Bestimmungen  der  Banpolizeiverordnungen  dn,  venn  in  diesen  die  Befngniss 
zur  Ertheilung  derartiger  Dispense  keinen  anderen  Behörden  fibciüagen  ist 

*)  Die  Dispense  sind  nur  nach  Maassgabe  der  Banpolizeiverordnungen  zuUssig;  können 
aber  noch  wihrend  und  nach  der  AusfQhrung  des  Baues  erthalt  werden  (Urth.  d.  Ob.-Verw.-Qer. 
Tom  27.  November  1895  und  Min..Erl.  vom  21.  FAr.  1896  s.  auch  vorher  Anmerk.  3  auf  S.  341  r). 
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Ordnungen  zur  Zuständigkeit  andrer  Organe  eehört.  Verfügungen  der  letzteren 
unterließen  der  Anfechtung  nur  im  Wege  aer  Beschwerde  an  die  Aufsichts- 
behörde. 

Zur  Eintragung  der  Beschwerde  wegen  den  Beschluss  ist  auch  die  zur 
Erthdlung  der  BauerTaubniss  zuständige  Behörde  befugt,  welcher  der  Beschluss 
zuzustellen  ist 

Gegen  den  Beschluss  des  Bezirksausschusses  in  erster  Instanz  findet  die 
Beschwerde  an  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  statt' 

Wahrend  die  älteren  Baupolizeiverordnungen  fast  aus- 
schliesslich sicherheits-  Verkehrs-  und  feuerpolizeilichen 
Interessen  Rechnung  getragen  haben,  hat  in  den  neueren 
derartigen  Verordnungen  auch  das  gesundheitliche  Interesse 
Berücksichtigung  gefunden.  Die  Grundlage  für  diese  bildet 
der  Min-Erl.  vom  28.  August  1880,  und  die  demselben  bei- 
gegebene Zusammenstellung  von  Gesichtspunkten  für 
örtliche  und  provinzielle  Baupolizeiverordnungen. 
Der  Erlass  lautet: 

»Ich  glaube,  von  einer  einheitlichen  Regelunjg;  der  baupolizeilichen  Vor- 
schriften für  den  Umfang  der  Monarchie  im  Wege  der  Oesetsgebung  absehen  zu 
sollen.  Da  inzwischen  aber  auch  abgesehen  hiervon  eine  Reihe  der  bestehenden 
Baupolizeiverordnungen  theils  veraltet,  thdls  in  der  Beschränkung  der  Baufreiheit 
über  das  durch  die  polizeilichen  Interessen  gebotene  Maass  hinausgehend  er- 
scheinen, und  deshalb  eine  Abänderung  derselben  für  die  Folge  nidit  wohl  zu 
umgehen  sein  wird,  so  erachte  ich  in  Uebereinstimmung  mit  der  Auffassung 
der  Provinzialbehörden  für  zweckentsprechend,  den  mit  dem  Erlass  solcher 
Verordnungen  betrauten  Behörden  durch  eine  Zusammenstellung  der  dabei 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  einen  Anhalt  für  diese  Vorschriften 
zugeben. 

Einen  solchen  würde  eine  derartige  Zusammenstellung  nach  einer  doppelten 
Richtung  bieten  können.  Einmal  würden  die  Provinzialbehörden  daraus  er- 
sehen, auf  welche  Punkte  eine  den  öffentlichen  Interessen  entsprechende  Bau- 
ordnung sich  erstrecken  muss;  sie  werden  unter  Umständen  in  der  Zusammen- 
stellung einen  vollständigen  Rahmen  für  die  von  ihnen  zu  erlassenden  Ver- 
ordnungen finden.  Indem  femer  darjg;elegt  wird,  wie  den  betheiligten  Interessen 
der  Sicherheits-,  Feuer-  u.  Sanitätspolizei  ohne  eine  das  Bedürfniss  übersteigende 
Beschränkung  der  Baufreiheit  nach  den  hierselbst  bestehenden  Erfahrungen  im 
Alleemeinen  zweckmässig  sich  wird  genügen  lassen,  gewährt  die  Zusammen- 
stellung gleichzeitig  brauchbare  Hinweise  für  den  materiellen  Inhalt  der  etwa 
zu  erlassenden  Vorschriften.  Ohne  die  volle  Berücksichtigung  provinzieller  und 
örtlicher  Eigenthümlichkdten  irgend  zu  beeinträchtigen,  würde  auf  diese  Weise 
doch  eine  Uebereinstimmung  der  baupolizeilichen  Vorschriften  insoweit,  als 
nicht  die  Verschiedenheit  der  thatsächlichen  Verhältnisse  eine  abweichende  Be- 
handlung bedingt,  sich  erreichen  und  damit  den  Unzuträglichkeiten  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  sich  abhelfen  lassen,  welche  für  die  Handhabung  der 
Baupolizei,  namentlich  auch  für  die  Verwaltungsgerichte  aus  der  das  Bedürfniss 
übersteigenden  Vielgestaltigkeit  der  zur  Zeit  l^tehenden  baupolizeilichen  Vor- 
schriften erwachsen." 

In  der  dem  vorstehenden  Ministerialerlass  beig^ebenen 
Zasammenstellang  von  Qesichtoponkt«!!  für  die  etwaige  Abiaderong 
bestehender  und  für  den  Briass  neuer  Ortlicher  und  |>rovlnsleller 

Anordnangen  *) 
sind  in  gesundheitlicher  Hinsicht  folgende  Bestimmungen  g^:eben: 

Bauvorschriften. 

j»§  2.  Zugänglichkeit,  Hofraum.  Jedes  zur  Bewohnung  oder  zum 
längeren  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte  Gebäude  muss  einen  öffentlichen 
Zugang  haben  und  ist  so  anzulegen,  dass  der  im  öffentlichen  Gesundheits- 


>)  Im  Vorsiehenden  sind  die  Bauvorschriften  fflr  die  Städte  wiedergegeben;  diejenigen  für 
das  platte  Land  weichen  in  einzelnen  Punkten  ab,  wo  dies  der  Fall  ist,  sind  die  Abweiraungen 
in  Anmerkung  beigefflgt. 
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Interesse  erforderliche  Zutritt  von  Licht  und  Luft  gesichert  ist.  Zu  diesem 
Zweck  soll  in  der  Regel  jedes  mit  solchen  Gebäuden  bebaute  Grundstück  einen 
Hof  von  V«  seiner  urundflädie,  mindestens  aber  von  6  m  Länge  und  6  m 
Breite  besitzen.  Ausnahmen  sind  für  Eckgrundstücke  und  andere  Bauplätze 
von  geringer  Grösse  alsdann  zulässig,  wenn  anderweit  für  den  im  sanitären 
Interesse  (forderlichen  Zutritt  von  Licht  und  Luft  dauernd  Sorge  getragen  ist 

§  3.  Ableitung  des  Tagewassers  und  anderer  Flüssigkeiten. 
Für  die  Ableitung  des  Tagewassers  ist  in  an|;emessener  Weise  zu  sorgen. 

Uebehiechende  oder  schädliche  Flüssigkeiten  sind  entweder  nach  unter- 
uxlischen  Kanälen  abzuführen  oder  doch  so  zu  sammeln  oder  abzuleiten,  bezw. 
in  Gdässe  zu  sammeln  und  abzufahren,  dass  das  Publikum  und  die  Nachbarn 
nicht  beschädigt  oder  belästigt  werden. 

§4.  Aborte  und  andere  Einrichtungen  für  Abfallstoffe*) 
Aborte,  Senk-,  Sammelgruben,  Dungstätten,  Müllgruben,  Kanäle  und  andere 
zur  Lagerung  oder  Abführung  von  Abfallstoffen  bestimmte  Einrichtungen  sind 
in  einer  den  Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  entsprmienden 
Weise  undurchlä^g  und,  sofern  sie  zur  Aufnahme  von  trockenen  Abfallstoffen 
insbesondere  von  Asche,  dienen,  auch  feuersicher  herzustellen.  Namentlich 
dürfen  die  Brunnen  nicht  verunreinigt  und  zu  diesem  Ende  vor  denselben 
Sammelstätten  von  Abfallstoffen  nur  in  einer  Entfernung  von  mindestens  10  m 
angelegt  werden.  Nicht  minder  sind  diese  so  einzurichten,  dass  ein  Ueber- 
fliessen  von  Jauche  und  ähnlichen  Flüssigkeiten  nicht  stattfinden  kann. 

Ausnahmen  sind  in  solchen  Theilen  des  Stadtbezirks,  in  dem  eine 
städtische  Bebauung  noch  nicht  stattfindet,  für  den  Betrieb  der  Landwirtschaft 
dienende  Dungstätten  gestattet,  sofern  die  Bestimmung  bezüglich  der  Minimal- 
entfemung  vom  Brunnen  beolMichtet  wird. 

Einrichtungen  der  bezeichneten  Art  nach  der  Strassenseite  anzuleiten,  soll 
nur  dann  ausnahmsweise  gestattet  werden  können,  wenn  andernfalls  eine  aus- 
reichende Ventilation  nicht  herzustellen  ist.  An  den  Nebenseiten  der  Gebäude 
sind  sie  nur  dann  zuzulassen,  wenn  sie  von  der  Strasse  aus  nicht  störend  in 
die  Augen  fallen. 

Ausgüsse  aus  Küchen  und  sonstigen  Räumen  sind  an  der  Strassenseite 
nicht  gestattet  und  an  den  Nebenseiten  der  Gebäude,  soweit  sie  von  der  Strasse 
siditbar  sind,  mit  bis  zum  Boden  gehenden  Röhren  zu  versehen. 

§5.  Brunnen.  Soweit  nicht  durch  Anschluss  an  öffentliche  Wasser- 
leitungen durch  die  Nähe  öffentlicher  Brunnen  oder  das  Recht  zur  Mitbenutzung 
von  privaten  Brunnen  oder  Wasserleitungen  für  den  Bedarf  von  Wasser  zum 
Trinken  und  zu  Feuerlöschzwecken  in  ausreichender  Weise  gesorgt  ist,  muss 
jedes  Grundstück,  welches  mit  zur  Wohnung  oder  zum  dauernden  Aufenthalt 
von  Menschen  bestimmten  Gebäuden  besetzt  ist,  einen  Brunnen  haben. 

Insbesondere  kann  auf  Grundstücken,  auf  welchen  eine  gewerbliche  An- 
lage von  grösserem  Umfange  errichtet  wird,  die  Herstellung  mindestens  eines 
Brunnens  verlangt  werden. 

Offene  Brunnen  und  Wasserl)ehälter  sind  in  sicherer  Weise  einzufriedigen.*) 

§  7.  Höhe  der  Gebäude.  Die  Höhe  der  Gebäude  an  beiderseits 
zur  Bebauung  bestimmten  Strassen  darf  die  Breite  der  Strasse  nicht  über- 
schreiten. Jedoch  sind  an  Strassen  von  mehr  als  8  m  Breite,  Gebäude  von 
13  m  Höhe,  und  in  schmalen  Strassen  solche  bis  10  m  Höhe  in  jedem  Falle 
zulässig. ") 

Die  Höhe  wird  vom  Niveau  der  Strasse  bis  zur  Oberkante  des  Dach- 
gesimses, bei  Giebelhäusern  bis  ein  Drittel  der  Höhe  des  Giebeldreiecks,  bei 


System  der  Aborte  und  der  Abffihrunff  der  Abfallstoffe  vorgeschrieben  und  die  Anlegung  von  Dung- 
satten beschränkt  werden  kann.  Für  das  platte  Land  sind  §§3  und  4  durch  folgende  Vorschriften 
ersetzt.    »Aborte  und  Dungstätten  dürfen  nicht  v  o  r  den  Häusern  nach  der  Strassenseite  angielegt 


werden.  Sie  müssen  von  den  Brunnen  mindestens  10  m  entfernt  bleiben.  Uebelriechende  oder 
schädliche  Flüssigkeiten,  abgesehen  von  den  zu  dem  landwirthschaftlichen  Betriebe  dienenden  Dung- 
sloffen,  sind  entweder  nach  unterirdischen  Kanälen  abzuführen  oder  doch  so  zu  sammeln  oder  ab- 
zuleiten, dass  das  Publikum  und  die  Nachbarn  nicht  beschädigt  oder  bdästiet  werden.« 

*)  Auf  dem  platten  Lande  kann  die  Bebauung  eines  Orunostfickes  mit  Oebättden, 
welche  zur  Wohnung  oder  zum  längeren  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmt  sind,  von  dem  Nach- 
weis abhängig  gemacht  werden,  dass  für  den  Bedarf  an  trinkbarem  Wasser  in  der  den  örtlichen 
Verhältnissen  entsprechenden  Weise  senfigend  gesorgt  ist. 

s)  §  7  der  Bauvorschriften  für  das  platte  Land  lautet:  «Wohngebäude  dürfen  in  der  Reget 
nur  drei  Stockwerke  hoch  errichtet  werden.*  Auch  für  die  Städte  kann  im  Bedfirfnissfalle  eine  be- 
stimmte absolute  Maximalhöhe  der  Oebäude  festgestellt  werden. 
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Mansardendächern  bis  zum  Punkt,  wo  dieselben  gebrochen  sind,  und  bei  ab- 
fallendem Terrain  im  Mittel  gemessen. 

Bei  Ectoiindstücken  an  verschieden  breiten  Strassen  kommen  die  Maasse 
der  breiteren  Strasse  insoweit  zur  Anwendung,  als  die  Länge  des  Gebäudes  in 
der  schmaleren  Strasse  die  Breite  der  letzteren  um  mehr  als  12  m  nicht  über- 
steigt. Für  den  darüber  hinaus  sich  erstreckenden  Theil  des  Gebäudes  gelten 
die  Maasse  der  schmaleren  Strasse.  Für  Gebäude,  vor  welchen  die  Breite  der 
Strasse  wechselt,  gilt  die  mittlere  Breite. 

Hintergebäude  dürfen  die  höchste  zulässige  Höhe  der  Vordergebäude 
nur  um  so  viel  überschreiten,  als  die  Länge  bezw.  Tiefe  des  von  ihnen  be- 
erenzten  Hofes  sie  übersteigt.  Letzterer  ist,  sofern  die  Höhe  der  Hintergebäude 
diejenige  der  Vordergebäude  übersteigt,  bis  zu  einer  der  Höhe  der  ersteren 
gleichkommenden  Breite  von  der  Bebauung  ausgeschlossen. 

§  18.  Anstrich.  Bei  dem  äusseren  Anstrich  der  Gebäude  dürfen 
Farben  nicht  verwandt  werden,  welche  der  Gesundheit  schädlich  sind  oder  die 
Umgebungen,  die  Sehorgane,  belästigen. 

§  20.  Wohnräume.  Bei  Gebäuden,  welche  Wohnräume  im  Erdgeschoss 
enthalten,  sind  in  dem  letzteren  die  Fussböden  in  einer  Höhe  von  mindestens 
0,30  m,bei  abschüssigen  Grundstücken  von  mindestens  0,20  m  an  den  höchsten 
Stellen  über  der  Grundfläche  anzuordnen. 

Wohnräume  sind  so  einzurichten,  dass  der  erforderliche  Zutritt  von  Luft 
und  Licht  gesichert  ist.  Zu  diesem  Ende  muss  in  der  Regel  jeder  solcher 
Raum  mindestens  ein  unmittelbar  ins  Freie  führendes  Fenster  von  ausreidiender 
Höhe  enthalten  imd  gut  zu  durchlüften  sein. 

Wohnräume  müssen  bei  Umbauten  eine  lichte  Höhe  von  mindestens 
3  m  erhalten.  Werden  bestehende  Gebäude  in  der  bisherigen  Abmessung  um- 
oder  ausgebaut,  so  ist  eine  lichte  Höhe  von  2,30  m  alsdann  gestattet,  wenn 
die  enteprechenden  Räume  des  alten  Gebäudes  nicht  bereits  höher  waren.  ^) 

2.U  den  Wohnräumen  im  Sinne  der  vorstehenden  Vorschriften  zählen 
auch  die  Schlafräume. 

Dachwohnungen  dürfen  nur  unmittelbar  über  dem  ersten  Stockwerke 
und  nicht  über  einander  angelegt  werden. 

Wohnungen,  deren  Decke  unterhalb  der  Erdoberfläche  li^t,  sind  untersagt. 

Wohnungen,  welche  theilweise  unter  der  Erdoberfläche  liegen  (Kcller- 
^eschoss),  sind  nur  gestattet,  wenn  der  Fussböden  mindestens  0,30  m  über  dem 
höchsten  Grundwasserstande  und  nii^gend  tiefer  als  0,5  m  unter  dem  um- 
gebenden Erdboden  li^.  Der  Boden  und  die  Wände  derselben  müssen  durch 
nachhaltig  wirksame  Isolierungsschichten  (Asphalt  etc)  von  dem  Erdboden 
isoliert  werden. 

Was  von  Wohnungen  bestimmt  ist,  gilt,  insoweit  nicht  die  besonderen 
Umstände  des  Falls  eine  Ausnahme  gestatten,  auch  von  den  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Gelassen. 

§  23.  Feuerstätten.  Fenerunganlagen  dürfen  nur  in  solchen  Räumen 
eingerichtet  werden,  die  vermöge  ihrer  Bestimmung  nicht  zu  feuer-  oder  sani- 
tätspolizeilichen Bedenken  Anlass  geben.  *) 

Handhabans  der  Baupolizei. 

§  2.  Bauerlaubniss.  Für  alle  anderen  Bauten  (darunter  gehören 
Wohngebäude,  Neuanlage  von  Brunnen,  Dungstellen,  Jauche-  und  andere 
Gruben),  bedarf  es  der  ausdrücklichen  Erlaubniss  der  zuständigen  Polizeibehörde. 

§  11.  Abnahme  des  Rohbaues.  Ueber  die  Abnahme  des  Rohbaues 
wird  eventl.  auf  der  Bauerlaubniss  selbst  eine  Bescheinigung  ertheilt,  sofern  nicht 
die  Prüfung  wegen  Verstösse  gegen  die  Vorschriften  der  §§  6  und  10  hat  aus- 
gesetzt werden  müssen  oder  der  Bau  den  baupolizeilichen  Bestimmungen  oder 
der  Bauerlaubniss  nicht  als  entsprechend  befunden  worden  ist. 

Vor  Ertheilung  der  Besoieinigung  übar  die  Rohbauabnahme  darf  die 
Fortsetzung  des  Baues,  welche  den  Thatbestand  zu  verdunkeln  geeignet  ist, 
nicht  erfolgen. 


1)  In  dem  Erlass  vom  28.  Aug.  1880  hdsst  es  hierzu :  Für  einzelne  Landcstiieile  kann  auch 
eine  grössere  Höhe  der  Wohnräume  vorgeschrieben,  sowie  die  Errichtung  von  Keller-  und  Dach- 
wohnungen an  weitere  bescheidende  Bedingungen  geknfipft  oder  ganz  untersagt  werden.  Für  das 
platte  Land  wird  die  Minimalhöhe  der  Wohnrilume  bei  Neubauten  2,50  m,  bei  Um-  und  Aus- 
bauten auf  2  m  ennassigt. 

s)  Für  alle  Heizvorrichtungen  oder  für  besondere  Arten  derselben  kann  die  Einführung 
eines  besonderoi  Systems  der  Klappen,  die  Beseitigung  der  davon  abweichenden  Einrichtungen  oder 
der  Klappen  selbst  angeordnet  weraen. 
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§  12.  Schlussabnahme.  Gebäude  oder  Qebäudetheile,  welche  zum 
Bewohnen  oder  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmt  sind, 
dürfen  erst  in  Gebrauch  genommen  werden,  wenn  die  Ortspolizeibehörde  auf 
Grund  einer  nach  Vollendung  des  Baues  Torzunehmenden  Prüfung  (Schluss- 
abnahme) hierzu  die  Erlaubniss  erteilt  hat. 

Wohnunc[en  in  einem  neuen  Hause  dürfen  in  der  Regel  erst  9  Monate 
nadi  erfolgter  Vollendung  des  Rohbaues  bezogen  werden.  Diese  Frist  kann 
nach  den  oesonderen  Umständen  des  Falles  von  der  Ortspolizeibehörde  auf  4, 
bei  Wohnungen  in  neuerbauten  Stockwerken  auf  3  Monate  ermässigt  werden.' 

Nach  Maassgabe  der  vorstehenden  Normativbestimmungen 
sind  in  fast  allen  Regierungsbezirken  theils  nur  für  die  Städte,  theils 
nur  für  das  platte  Land,  theils  für  Städte  und  plattes  Land 
gemeinschaftlich  Baupolizeiverordnungen  erlassen.  Eine  der 
neuesten  dieser  Verordnungen  ist  diejenige  für  den  Regierungs- 
bezirk Minden  vom  24.  Oktober  1900  nebst  Ausföhrungs- 
bestimmimgen  dazu  vom  31.  Dezember  1900,  in  der  namentlich 
die  gesundheitlichen  Anforderungen  eine  weitgehende  Berück- 
sichtigung gefunden  haben.  Die  hierher  gehörigen  Bestimmungen 
der  Verordnung  lauten: 

»§  2.  Nothwendigkeit  der  Bauerlaubniss.  a.  Zu  jeder  baulichen 
Anlage^),  und  zwar  sowohl  zu  jeder  neuen  Anlage  als  auch  zu  jeder  Um- 
änderung oder  Ausbesserung  einer  schon  bestehenden,  ist,  soweit  nicht  §  3 
Anwendung  findet,  die  Erlaubniss  der  Ortspolizeibehörde  erforderlich. 

§  4.  Der  Antrag  auf  Beurlaubniss.  a.  Der  Antrag  auf  Beurlaubniss 
ist  schriftlich  bei  der  Ortspolizeibehörde  einzureichen. 

d.    Bei  Neubauten  sind  an  Zeichnungen  erforderlich: 

1.  Ein  Lageplan  mit  Angabe  der  Himmelsrichtungen,  aus  dem  die  Lage 
des  Baugrundstfickes  zu  den  angrenzenden  Strassen,  benachbarten  Grundstücken 
und  Gebäuden,  sowie  die  Bauart  und  Benutzung  der  letzteren,  endlich  die  Ab- 
leitung der  Abwässer  auf  dem  Baugrundstflcke,  die  Lage  des  Brunnens,  der 
Abor^gyuben,  Dungstätten  und  Jauchebehälter  zu  ersehen  ist.  In  dem  Lage- 
plane ist  die  Entfernung  der  verschiedenen  baulichen  Anlagen  unter  einander 
und  zu  den  Nadibargrenzen  mit  Maasazahlen  anzugeben. 

§  7.  Rohbauabnahme,  a.  Von  der  Vollendung  des  Rohbaues 
solcher  Räume,  die  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  b^timmt  sind, 
sowie  solcher  Bauausführungen,  für  die  gemäss  ^  5a  eine  Rohbauabnahme 
stattfinden  soll,  muss  binnen  einer  Woche  der  Polizeibehörde  Anzeige  erstattet 
werden.  Mit  den  inneren  Putzarbeiten  darf,  soweit  es  sich  um  Räume  handelt, 
die  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  bestimmt  sind,  nicht  früher  als 
2  Wochen  nach  Vollendung  des  Rohbaues  begonnen  werden,  sofern  nicht  von 
der  Polizeibehörde  ein  anderer  Zeitpunkt  hierfür  festgesetzt  wird. 

§  8.  Schlussabnahme,  a.  Gebäude  und  Qebäudetheile,  welche 
zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  bestimmt  sind,  dürfen  nicht  eher  in 
Benutzung  genommen  werden,  als  bis  nach  Vollendung  der  baulichen  Ein- 
richtung die  von  dem  Bauherrn  zu  beantragende  polizeiliche  Genehmigung 
hierzu  ertheilt  ist.  Letztere  muss  von  dem  Ausfalle  einer  vorherigen  bau- 
polizeilichen Prüfung  der  Bauausführung  abhängig  gemacht  werden,  sofern 
nicht  seit  der  Rohbauabnahme  3  Monate  verstrichen  sind. 

§  16.  Zulässigkeit  der  Bebauung  der  Grundstücke.  Ein 
Grundstück  darf  bis  zu  %  seiner  Grundfläche  bebaut  werden,  jedoch  muss 
auf  jedem  Grundstücke  ein  freier  unbedeckter  Hofraum  von  mindestens  5  m 
Breite  und  30  (jm  Inhalt  verbleiben.  Unbebaut  bleibende  Theile  des  Grund- 
stücks von  weniger  als  10  qm  Grundfläche,  sowie  Vorgärten  werden  hierauf 
nicht  angerechnet. 


>)  Nach  den  Ansffihninssbcstimmiingen  ist  unter  baulichen  Anlagen  alles  zu  verstehen,  was 
nach  dem  herrschenden  Spradinbrauche  als  «sebaut«  bezeichnet  wird,  also  nicht  nur  Hftuser, 
sondern  auch  Schuppen,  Hallen,  Kegelbahnen  und  dergleichen,  gleichviel  aus  weichem  Material  sie 
errichtet  sind.  Namentlich  aber  gäören  auch  hierher  alle  diejenigen  Einrichtungen,  deren  in  der 
B.  B.  O.  besondere  Erwähnung  gethan  wird,  also  Abortgruben,  Dungstitten,  Brunnen,  Zisternen, 
M  38  bis  42),  Herstellung  und  Einrichtung  von  Räumen  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen, 
die  bis  dahin  nicht  zu  diesem  Zweck  gedient  haben. 
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17.  Höhe  der  Gebäude.  Die  Höhe  der  Gebäude  wird  von  der 
Kronenhöhe  des  vor  denselben  liegenden  Weges  oder  der  Strasse,  bd  Seiten- 
und  Hinter-Gebäuden  von  der  Oberfläche  des  vor  diesen  liegenden  Grund- 
stücks ab  gemessen,  und  zwar: 

bei  Gebäuden  mit  einem  Hauptgesimse  bis  zur  Oberkante  des  letzteren, 

bei  Gebäuden  mit  einer  Attika  bis  zur  Oberkante  der  letzteren, 

bei  Gebäuden  ohne  Haupteesimse  bis  zur  Oberkante  der  Frontmauer, 

bei  Giebelhäusern  bis  zu  Vs  der  Höhe  des  Giebeldreiecks. 

§  18.  Höhe  der  Vordergebäude,  a.  Die  zulässige  Höhe  der 
Vordeigebäude  ist  von  der  Breite  des  Weges  oder  der  Strasse  abhängig. 

b.  Die  Breite  der  Strassen  wird  durch  den  Abstand  der  beiderseitigen 
Baufluchtlinien  bestimmt.  In  Ermangelung  von  Baufluchtlinien  gilt  die  oit- 
femung  der  nach  §  13  c  festzusetzenden  Baugrenzen  ^)  als  Strassenbreite.  Hat 
die  Strasse  vor  dem  zu  errichtenden  Gebäude  eine  wechselnde  Breite,  so  ist 
für  die  Höhe  des  Gebäudes  die  mittlere  Strassenbreite  massgebend.  Liegt  die 
Strasse  in  einer  Steigung,  so  ist  für  die  Höhe  des  Gebäudes  die  Höhe  der 
Strassenkrone  in  der  Mitte  des  Gebäudes  maassgebend.  Wird  ein  Gebäude 
nicht  mit  einer  durchlaufenden  Strassenfront,  sondern  mit  mehreren  vor-  oder 
zurücktretenden  Bautheilen  errichtet,  so  gelten  für  die  Höhe  eines  jeden  dieser 
Bautheile  gesondert  die  für  die  Höhe  von  Gebäuden  erlassenen  Bestimmungen. 
Bei  Eckhäusern  an  Strassen  von  verschiedener  Breite  richtet  sich  die  zulässige 
Höhe  der  in  der  schmaleren  Strasse  belegenen  Frontmauer  bis  auf  eine  Länge 
von  15  m.  vom  Eckpunkte  an  gerechnet,  nach  der  Breite  der  breiteren  Strasse, 
für  den  über  diese  Länge  hinausgehenden  Theil  des  Gebäudes  nach  der  Breite 
der  schmaleren  Strasse. 

c  An  Strassen  bis  zu  4  m  Breite  sind  Gebäude  bis  zu  einer  Höhe  von 
6  m,  an  Strassen  von  mehr  als  4  m  Breite  Gebäude  in  einer  Höhe  bis  zum 
IVs  fachen  der  Strassenbreite  zulässig. 

d.  Tritt  ein  Gebäude  hinter  die  Baufluchtlinie  oder  die  nach  §  13  c 
festzusetzende  Baugrenze  zurück,  so  ve^grössert  sich  die  zulässige  Höhe  um 
das  IVs  fache  des  Rücksprunges. 

^  19.  Höhe  der  Gebäude  an  Höfen,  a.  Jedes  Gebäude  kann  mit 
seiner  Hinterfront  mindestens  ebenso  hoch  gebaut  werden,  wie  an  der  Vorder- 
front. Seitenflügel,  die  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Vorderiiause 
erbaut  werden,  Icönnen  in  einer  Länge  bis  zu  6  m,  von  der  Hinterfront  oder 
bis  zu  20  m,  von  der  Vordofront  des  Hauses  ab  gemessen,  die  gleiche  Höhe 
wie  letzteres  erhalten. 

b.  Im  Uebrigen  gelten  für  die  Höhe  aller  an  einem  Hofe  zu  errichtenden 
Frontmauem  dieselben  Bestimmungen,  wie  für  die  Höhe  der  an  Strassen  und 
Plätzen  liegenden  Gebäude,  derart,  dass  die  Ausdehnung  des  Hofraumes  vor 
ihnen  maassgebend  ist.  Zusammenhängende  Seiten-  und  Hintergebäude 
dürfen  eine  gemeinschaftliche  Durchschnittshöhe  nach  Maassgabe  dieser  Vorschrift 
erhalten. 

h.  Dächer.  Je  nach  Beschaffenheit  und  Lage  der  Dächer  kann  die 
Anlage  von  Dachrinnen*),  sowie  von  Sdiutzvorrichtungen  gegen  das  Herab- 
fallen von  Schnee  und  Eis  und  von  Personen  angeordnet  weisen. 

§30.  Treppen,  a.  Jedes  nicht  zu  ebener  Erde  liegende  Geschoss 
muss  mindestens  durch  eine  Treppe  zugänglich  sein,  durch  welche  der  Aus- 

fing  nach  der  Strasse  oder  einem  Hofe  jäerzeit  gesichert  ist  (nothwendige 
reppe).  Von  jedem  Punkte  des  Gebäudes  muss  eine  Treppe  auf  hödistens 
30  m  Entfernung  erreichbar  sein.  In  Gebäuden,  deren  Umfassungswände  aus 
Fachwerk  von  anderem  als  Eichenholz  bestehen,  darf  diese  Entfernung 
höchstens  15  m  betragen. 

b.  Gebäude,  die  ausser  dem  Erdgeschosse  mehr  als  ein  Stockwerk  mit 
Räumen  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  enthalten,  müssen  mindestens 
2  in  gesonderten  Räumen  befindliche  Treppen  oder  eine  feuersichere  Treppe 
erhalten.    Hierbei  wird  das  Dachgeschoss  als  besonderes  Stockwerk  nur  dann 


I)  Die  nach  §  I3c  einzatiAltende  Entfenrang  der  Btnten  von  öffentlichen  Wegen  soll  mindestens 
0,50  m  von  der  Weggrenze  und  4  m  von  der  Mittellinie  des  Weges  betragen. 

*)  Dachrinnen  sind  namentlich  dann  zu  fordern,  wenn  der  Trauffall  nach  engen  Oassen 
geht  und  so  die  Umfassungsmauern  der  Qeb&ude  dem  Fenchtwerden  ausgesetzt  sein  wfirden.  Ihre 
Anbringung  mit  Abfallrohren  kann  ebenso  wie  die  Herstellung  von  Abflussrinnen  nach  dem  Urth. 
O.  V.  O.  IV  10/9  1892  polizeilich  verlangt  werden,  falls  es  zur  Verhütung  von  Belästigungen  des 
Verkehrs  auf  öifentüchen  Strassen  u.  s.  w.  und  von  Oesundheitsgefahren  nmhwendig  ist 
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angesehen,  wenn  es  in  dnem  grösseren  Umfange  als  zu  V4  seiner  Grundfläche 
znm  dauerden  Aufenhalte  von  Menschen  geeignete  Räume  enthält    Treppen 

gelten  als  feuersicher,  wenn  sie  zwischen  massiven  Mauern  liegen  und  obo*- 
alb  eine  feuersichere  Decke  haben,  sowie  entweder  aus  unverbrennlichem 
Material  hergestellt  oder,  falls  sie  aus  Hote  angefertigt  sind,  von  unten  berührt 
und  geputzt  sind.  Sind  zwei  Treppen  vorhanden,  so  genügt  es,  wenn  die 
Wände  der  Treroenhäuser  aus  ausgemauertem  Fachwerke  b^tehen,  welches, 
ebenso  wie  die  Decke,  nach  der  Seite  der  Treppe  hin  berohrt  und  ^utzt  ist. 
c  Jede  nach  den  Vorschriften  dieser  Bauordnung  nothwendige  Treppe 
muss  in  einem  vom  Tageslicht  unmittelbar  erhellten  Räume  liegen  und  in  einer 
freien  Breite  von  mindestens  90  cm  sicher  gangbar  durch  alle  Geschosse 
ffihren.  Wenn  eine  nothwendige  Treppe  nicht  bis  in  den  Dachboden  geführt 
wird,  muss  sich  an  sie  eine  weitere  feuersichere  Verbindung  zum  Dachboden 
ansdUessen. 

d.  Treppenpodeste  und  Zugänge  zu  Treppen  von  aussen  her  müssen 
mindestens  die  Breite  der  Treppenläufe  zwischen  den  Handläufem  erhalten. 

e.  Die  Treppenläufe,  die  Treppenpodeste  und  das  obere  Treppenloch 
müssen  mit  einem  Geländer  versehen  weraen. 

§  31.  Boden lucken  müssen  mit  einer  mindestens  6  cm  hohen  nicht 
abnehmbaren  Leiste  umgeben  sein,  deren  äussere,  dem  Bodenräume  zugekehrte 
Kante  sich  rechtwinklich  vom  Bodenbelage  abhebt.  Ausserdem  sind  die  Boden- 
lucken mit  einer  die  Luckenöffnung  sicher  abschliessenden  Klappen-  oder  Schiebe- 
vorrichtung  zu  versehen. 

§  34.  Rauchrohre,  d.  Bei  Heizöfen  in  Räumen,  welche  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Menschen  bestimmt  sind,  dürfen  in  den  zur  Ableitung  der  Feuer- 
gase dienenden  Rohren  oder  Kanälen  Verschlussvorrichtungen  (Ofenklappen, 
Schieber),  welche  die  lichte  Weite  des  Rohres  um  mehr  als  Vs  einengen,  nicht 
angebracht  werden.  ^) 

§  38.  Abortgruben  und  Aborte,  a.  Abortgruben  müssen  von 
der  Nachbargrenze  mindestens  1  m,  von  Brunnen  mindestens  10  m  entfernt 
sein  und  dürfen  mit  Wasserläufen  nicht  in  Verbindung  stehen.*)  Sie  müssen 
im  Boden  und  in  ihren  Wandungen  wasserdicht  hergestellt,  sowie  sicher  ab- 
gedeckt und  von  den  Umfassungsmauern  der  Wonngebäude  durch  eine 
mindestens  30  cm  breite  Lehm-  oder  Thonschicht  getrennt  sein.  Aborte  und 
Abor^ruben  dürfen  nicht  mit  Düneerstätten  in  Verbindung  stehen  und  müssen 
so  angel^  sein,  dass  sie  ausserhalb  der  Wohngebäude  entleert  und  gereinigt 
werden  können.  Falls  ihr  Boden  und  ihre  Umfassungswände  durch  eine  Thon- 
oder  Lehmschicht  von  wenigstens  30  cm  Dicke  ej^n  das  umgebende  Erdreich 
abgedichtet  sind,  braucht  ihre  Entfernung  von  Brunnen  nur  5  m  betragen,  in 
gleicher  Weise  vermindert  sich  die  vorgeschriebene  Entfernung,  wenn  die 
Brunnen  gemäss  den  Vorschriften  in  §  40  hergestellt  und  durch  eine  Lehm- 
oder Thonschicht  von  mindestens  30  cm  Dicke  bis  zu  einer  Tiefe  von  4  m 
gegen  das  umgebende  Erdreich  abgedichtet  sind. 

b.  Bei  Aborten,  die  mit  dem  Innern  von  Wohngebäuden  in  unmittel- 
barer Verbindung  stehen  und  deren  Abfalh-ohre  durch  mehr  als  ein  Oeschoss 
führen,  muss  das  Abfalh-ohr  dicht  unter  den  Abortstrichtem  oder  die  Abort- 
grube mit  einem  über  Dach  geführten  Lüftungsrohre  versehen  sein. 

c  Aborte  müssen  unmittelbar  von  aussen  Licht  und  Luft  erhalten, 
dürfen  keinen  in  Schlaf-  oder  Wohnräume  unmittelbar  mündenden  Zugang 
haben  und  dürfen  in  geschlossenen  Ortschaften  nicht  nach  der  Strassenseite 
angelegt  werden. 

§  39.  Dungstätten  und  Jauchebehälter,  a.  Dungstätten  müssen 
von  der  Strassenfluchtlinie  oder  der  Wegegrenze  eines  öffentlichen  Weges 
mindestens  4  m  entfernt  bleiben  oder  nach  der  Strasse  oder  dem  W^:e  zu  mit 
einer  mindestens  1  m  hohen  Mauer  eingefriedigt  sein.  Sie  müssen  femer  von 
Brunnen  mindestens  10  m,  von  Nachbai^enzen  mindestens  2  m,  sowie  von 
den  Umfassungswänden  der  zum  Wohnen  dienenden  Qebäudetheile  mindestens 


^)  Da  bei  verschiedenen  neueren  Ofensystemen  (irischen  Oefen,  Amerikanern  u.  s.  v.)  die  Regu- 
lirung  des  Luftzuees  durch  Schieber  bewirkt  vird,  so  lässt  sich  die  Anbrinjrane  von  Verschluss- 
vorrichtungen  in  den  Abzugskanälen  nicht  vollständig  verbieten,  wenn  man  oie  Verwendung  dieser 
Oefen  nicht  ausschliessen  will. 

*)  Es  dürfen  somit  auch  keine  Ueberllufe  nach  Wasserläufen  vorhanden  sein.  Selbstverständ- 
lich sind  aber  durch  diese  Bestimmungen  Kanalisationen  nicht  ausgeschlossen,  sobald  diese  landes- 
polizeilich genehmigt  sind. 
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2  m  entfernt  bleiben  und  dürfen  mit  Wasserläufen  nicht  in  Verbindung  stehen. 
Falls  ihr  Boden  und  ihre  Umfassungswände  durch  eine  Lehm-  oder  Thonschidit 
von  wenigstens  30  cm  Dicke  gegen  das  umgebende  Erdreich  abgedichtet  sind, 
so  braucht  ihre  Entfernung  von  Brunnen  nur  5  m  zu  betragen.  In  gleicher 
Weise  vermindert  sich  die  vorgeschriebene  Entfernung,  wenn  die  Brunnen  ge- 
mäss den  Vorschriften  im  §  40  hergestellt  und  durch  eine  Lehm-  oder  Thon- 
schicht  von  mindestens  30  cm  Dicke  bis  zu  einer  Tiefe  von  4  m  g^:en  das 
umgebende  Erdreich  abgedichtet  sind.  Sie  müssen,  falls  sie  nicht  überdacht 
sind,  einen  Sammelbehälter  für  Jauche  erhalten,  mit  ausreichendem  QefiLlle 
nach  diesem  versehen  und  so  eingerichtet  sein,  dass  das  Uebertreten  von  Jauche 
aus  der  Dungstätte  verhindert  wird. 

b.  Für  die  Anlage  der  Jauchebehälter  gelten  die  Vorschriften  für  Abort- 
gruben (§  38  a.). 

§  40.  Brunnen*),  a.  Alle  Brunnen  müssen  in  einer  Entfernung  von 
nicht  weniger  als  10  m  von  Dungstätten,  Abort-  und  Jauchegruben,  Ableitungen 
von  Küchen-  und  Schmutzwässem  entfernt  bleiben,  die  Brunnenkessel  müssen, 
soweit  es  die  Bodenbeschaffenheit  gestattet,  auf  eine  Tiefe  von  4  m  unter  Erd- 
oberfläche undurchlässig  (in  Zementmörtel  versetzte  Zementringe  oder  Mauer- 
werk in  Zement  u.  s.  w.)  hergestellt  werden,  und,  falls  sie  nicht  in  einer  Tiefe 
von  mindestens  1  m  unter  der  Erdoberfläche  wasserdicht  abgedeckt  sind, 
mindestens  25  cm  über  diese  emporragen  und  fest  und  dicht  abgedeckt  werden. 
Sind  die  Brunnen  als  eiserne  Röhrenbrunnen  angelegt  oder  sind  ihre  vor- 
schriftsmässig  ausgeführten  Umfassungswände  noch  durdi  eine  mindestens  30  cm 
dicke  Thon-  oder  Lehmschicht  bis  zu  einer  Tiefe  von  4  m  g^en  das  um- 
gebende Erdreich  abgedichtet,  so  braucht  ihre  Entfernung  von  Ableitungen 
von  Küchen  und  Schmutzwässem,  von  Dungstätten,  Abort-  und  Jauche^ben 
nur  5  m  zu  betragen.  In  gleicher  Weise  vermindert  sich  die  vorgeschriebene 
Entfernung,  wenn  der  Boden  und  die  Umfassungswände  der  Dungstätten, 
Abort-  oder  Jauchegruben  durch  eine  Lehm-  oder  Thonschicht  von  30  cm  Dicke 
gegen  das  umgeboide  Erdreich  abgedichtet  sind.  Ist  die  Undurchlässigkdt 
der  Sohle  und  der  Wandungen  von  Küchen-  und  Schmutzwasserableitungen 
in  zuverlässiger  Weise  gesichert,  und  ist  eine  Gefährdung  des  Brunnens  durch 
Ueberfliessen  aus  den  Leitungen  ausgeschlossen,  so  können  diese  Leitungen  in 
einer  Entfernung  bis  zu  50  cm  vom  äusseren  Brunnenrande  angelegt  iratlen. 
Das  bei  der  Wasserentnahme  abfliessende  Wasser  muss  so  abgeleitet  werden, 
dass  es  nicht  in  den  Brunnen  zurückfliessen  kann.  Brunnen  dürfen  nur  dann 
bis  zu  5  m  an  nicht  unterkellerte  Küchen  oder  Waschküchen  herantreten,  wenn 
der  Fussboden  dieser  Räume  wasserdicht  hergestellt  ist. 

b.  Wird  das  Wasser  aus  dem  Brunnen  durch  eine  Pumpe  entnommen, 
so  darf  diese  nicht  auf  den  Brunnenkessel  gesetzt  werden,  es  sei  denn,  dass 
der  Wasserspiegel  des  Brunnens  tiefer  als  8  m  unter  der  Erdoberfläche  liege, 
und  der  Brunnen  mit  einer  jede  Möglichkeit  einer  Verunreinigung  ausschliessen- 
den  Abdeckung  versehen  sei  *). 

c.  Zieh-  oder  Schöpfbrunnen  dürfen  nicht  neu  angelegt  werden. ') 

§  4L  Zisternen,  a.  Zisternen  für  Trinkwasser  sind  in  ihren  Wan- 
dungen und  im  Boden  wasserdicht  herzustellen  und  dicht  zu  überdecken.  Hin- 
sichuich  ihrer  La^  gelten  die  Bestimmungen  unter  S  40  a. 

b.  Jede  Zisterne  muss  eine  Entlüftungsvorrichtung,  eine  nicht  nach  be- 
wohnten Räumen  ausmündende,  sicher  abgedeckte  Einsteigeöffnung,  sowie  einen 


^)  Zur  Anlegung  von  Brunnen  bedarf  es  der  BsuerUnbniss. 

*)  Wird  die  Pumpe  in  solchem  Falle  auf  den  Brunnenkessel  «setzt,  so  ist  das  Brunnenrohr 
zweckmlssig  nicht  in  der  Mitte  der  Abdeckung,  sondern  an  dem  Rande  hcranszuffihren  und  hier  die 
Pumpe  so  aufzustellen,  dass  das  Wasserablaufrohr  den  Brunnenkranz  vollständig  fiberragt.  In 
der  Ansffihrungsanweisung  vird  betreffs  der  Brunnen  noch  weiter  bestimmt: 

•Die  Polizeibehörden  haben  ihr  besonderes  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  die  Her- 
stellung der  Brunnen,  zu  der  es  nach  §  2a  fortan  der  Genehmigung  bedarf,  nach  den  Vorschriften 
des  §  40  geschieht.  Insbesondere  ist  es  von  Wichtigkeit,  dass  die  erforderlichen  Vorkehrungen 
getroffen  werden,  um  das  Brunnenwasser  vor  Verunreinigung  zu  schfitzen.  Wenn  in  der  B.  B.  O. 
auch  die  maassgebenden  Gesichtspunkte  bereits  angcfimrt  sind,  so  kommt  doch  noch  manche 
Einzelheit  in  Be&acht,  die  nicht  mit  aufgenommen  werden  konnte.  So  ist  z.  B.  darauf  zu  achten. 
dass  die  zur  Durchffihrung  des  Saugerohres  in  der  Bmnnenwandung  eines  Kesselbmnnens  (§  40  b) 
herzustellende  Oeffnung  nach  Einbringung  des  Rohres  wieder  sorgfältig  (mit  Zement)  abgedichtet  wird." 

*)  Durch  die  Vorschrift  im  §  40  c,  wonach  Zieh-  oder  Scnopfbrunnen  nicbi  neu  anbiegt 
werden  dürfen,  soll  die  Weiterbenummg  der  bestehenden  Anlagen  dieser  Art  nicht  verhindert 
werden.  Dagegen  wird  die  Weiterbenutzung  solcher  Brunnen  auf  urund  des  §  10  II.  17  A.  L.  R. 
untersagt  werden  mnsisen,  wenn  das  Wasser  gesundheitsschädlich  oder  gesundheitsschädlichen  Ver- 
unreinigungen ausgesetzt  ist. 
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Ueberlauf  mit  Wasserabschluss  und  eine  Vorrichtung  haben,  in  der  die  gröbsten 
Sinkstoffe  des  Regenwassers  zurückgehalten  werden. 

§  43.  Zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  bestimmte 
Oebäude^).  a.  In  einem  Gebäude  dürfen  niemals  mehr  als  4  zum  dauernden 
Aufenthalte  von  Menschen  bestimmte  Geschosse  angel^  werden.  Bezüglich 
der  Anrechnung  von  Dachgeschossen  gilt  auch  hier  die  Bestimmung  unter 
§  30  b. 

b.  Alle  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  bestimmten  Räume 
müssen  trocken  sein  und  durch  zum  Oeffnen  eingerichtete  Fenster  von  aus- 
reichender Grösse  und  zweckentsprechender  Lage  unmittelbar  Licht  und  Luft 
von  aussen  erhalten.  Ihre  Feuerstätten  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  der 
Rauch  in  Schornsteine  abgdührt  wird. 

c  Sie  müssen  femer  eine  —  bei  ungleicher  Höhenlage  der  Decke  oder 
des  Fussbodens  im  Durchschnitte  zu  berechnende  —  lichte  Höhe  von  mindestens 
2,80  m,  im  Dachgeschosse  von  mindestens  2,50  m  haben  und  dürfen,  mit  Aus- 
nahme von  Wirthschaftsräumen,  sowie  von  Geschäfts-  und  Arbeitsräumen  im 
Keileiigeschosse,  mit  dem  Fussboden  nirgends  tiefer  als  50  cm  unter  dem  um- 
gebenden Erdboden  liegen. 

d.  Der  Fussboden  jedes  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  be- 
stimmten Raumes  muss  mindestens  40  cm  über  dem  höchsten  bekannten 
Grundwasserstande  angeordnet  werden.  Die  aufgehenden  Mauern  sind  durch 
wagerechte  Isolirschichten  und  durch  zweckentsprechende  Maassnahmen  gegen 
aufsteigende  Feuchtigkeit  und  Erddünste  zu  schützen  und,  soweit  die  russ- 
böden  tiefer  als  der  umgebende  Erdboden  liegen,  an  den  mit  dem  Erdreiche 
in  unmittelbare  Berührung  kommenden  Flächen  gegen  das  Eindringen  von 
Erdfeuchtigkeit  zu  verwahren. 

e.  jeder  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  gesondert  benutzte 
Gebäudethdt  muss  einen  sicher  erreichbaren  Ausgang,  derartige  nicht  zu  ebener 
Erde  belegene  Gebäudetheile  einen  Zugang  zu  einer  feuersidieren  Treppe  er- 
halten (§  30). 

f.  Grundstücke,  auf  denen  sich  zum  dauernden  Aufenhalte  von  Menschen 
bestimmte  Gebäude  befinden,  müssen  mit  ausreichenden  Bedürfnissanstalten 
versehen  sein*). 

g.  Die  Anlage  von  Wohnräumen  über  Viehställen  ist  nur  dann  gestattet, 
wenn  diese  Stallungen  überwölbt  sind.  In  Wirtschaftsgebäuden  dür^n  auch 
über  nicht  überwölbten  Stallungen  Schlafräume  für  landwirtschaftliche  Arbeiter 
und  die  zur  Viehhaltung  gehörigen  Personen  angelegt  werden. 

h.  Keller  und  Gruben  unterhalb  von  Schlaf-  und  Wohnräumen  müssen 
entweder  überwölbt  oder  mit  ausgestaakter  Balkenlage  abgeschlossen  sein  und 
dürfen  ihren  Zugang  nicht  von  Wohn-  oder  Schlafräumen  aus  erhalten." 

In  städtischen  Bauordnungen  findet  sich  häufig  noch  eine 
sehr  zweckmässige  Bestimmung  über  Wohnviertel  um  in 
diesen  die  sogenannte  offene,  villenartige  Bauart  zu  sichern 
und  alle  mit  schädlichen  Dünsten,  Rauch,  Geräusch  usw.  ver- 
bundenen gewerblichen  Anlagen  fernzuhalten.  Die  betreffende 
Vorschrift  lautet  meist: 

a.  Im  Wohnviertel  dürfen  nur  solche  Gebäude  errichtet  werden, 
welche  ganz  oder  zum  überwiegenden  Theile  Wohnzwecken  dienen,  oder  Neben- 
anlagen von  Wohnstätten  sind.  In  demselben  sind  alle  Anlagen,  die  durch 
Verbreitung  schädlicher  Dünste  oder  starken  Rauchs,  oder  durch  Erregung  un- 

fewönlichen  Geräusches  Gefahren,  Nachtheile  oder  Belästigungen  des  Publilnims 
erbeiführen  würden,  untersagt. 

Die  Grundstücke  dürfen  nur  bis  zur  Hälfte,  Eckgrundstücke  bis  zu  '/• 
der  Grundfläche  bebaut  werden. 


*)  Zu  den  Räumen,  die  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  im  Sinne  des  §  43  be- 
stimmt sind,  sind  nicht  nur  die  Wohn-  und  Schlafräume,  sondern  auch  diejenigen  Räume  zu  rechnen, 
in  denen  sich  regelmässig  Menschen  während  der  Ausübung  ihres  Berufs  aufhalten,  z.  B.  Küchen, 
Wirthschaftsräume,  Geschäfts-  und  Arbeitsräume,  letztere  jedoch  nur,  soweit  die  darin  stattfindenden 
Arbeiten  sich  nicht  lediglich  auf  das  Auspacken,  Aufstapeln  und  Verpacken  der  in  den  Räumen 
lagernden  Waaren  beschranken. 

>)  Die  Zahl  der  Aborte,  die  ffir  Oebände  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  als 
ausreichend  anzusehen  sind,  richtet  sich  nach  der  Art  der  Benutzung  der  Gebäude.  In  Wohn- 
£d)äuden  muss  mindestens  auf  10  Personen  ein  At>ort  gerechnet  werden.  Falls  bei  mehrgeschossigen 
Wohngebäuden  die  Aborte  in  den  Gebäuden  selbst  angebracht  sind,  so  muss  in  jedem  Wolingeschosse 
mindestens  ein  Abort  vorgesehen  werden. 


-  352  - 

»b.  Innerhalb  des  Wohnviertels  dürfen  zum  dauernden  Aufenthalt  von 
Menschen  nur  Gebäude  mit  nicht  mehr  als  zwei  Geschosse  über  einander  an- 
gele werden;  jedoch  kann  auch  das  Dachgeschoss  bis  zur  Hälfte  zu  diesem 
Zwecke  eingerichtet  werden. 

c  Die  Gebäude  müssen  entweder  ganz,  oder  wenigstens  an  drei  Seiten 
frei  liegen. 

Eine  solche  das  Recht  der  Baufreiheit  einschränkende  Be- 
stimmung ist  auch  rechtlich  zulässig,  wie  sich  aus  dem  nach- 
stehenden Urtheil  des  Ober-Verw.-Ger.  vom  13.  Januar  1894 
ergiebt: 

»Die  Bestimmungen  sind  solche,  wie  sie  in  den  meisten  Baupolizdver- 
ordnunfi;en  für  grössere  Städte  aus  sanitätspolizeilichen  Gesichtspunkten  getroffen 

sind.    Auch  die  Ausschliessung  gewerblicher  Betriebe  ist  eine  solche, 

bei  der  erkennbar  ist,  dass  sie  der  Abwendung  sanitärer  Gefahren,  der  Sorge 

für  Leben  und  Gesundheit  dienen  soll dass  die  Polizeibehörden  zu- 

ständig[  sind,  die  Errichtung  solcher  Anlasen,  welche  beim  Betriebe  durch 
Verbreitung  schädlicher  Dünste  bezw.  starlcen  Rauchs  oder  durch  Erregung 
eines  ungewöhnlichen  Geräusches  Gesundheitsgefahr  für  das  Publikum  mit  sich 
bringen,  durch  im  Wege  der  Polizeibehörde  erlassene  Verbote  entgegenzutreten, 
ist  in  dem  Urtheil  vom  20.  Oktober  1889  bereits  dargelegt.  Die  Vorschriften 
über  die  landhausmässige  Bebauung  sind  erkennbar  aus  der  Fürsorge  für  die 
Beseitif^ung  der  Gefahren,  welche  aus  dem  gedräneten  Zusammenbauen,  aus 
dem  hierdurch  verursachten  Mangel  an  Luft  und  Udit,  sowie  aus  der  gesund- 
heitsschädlichen Einwirkung  zahlreicher  gewerblicher  Einrichtungen  und  Betriebe 

für  viele  Bewohner  sich  ergeben,  hervorgegangen Bei  der  Freigabe 

der  Bebauung  werden  immer  grössere  Mei^chenmengen  eng  zusammengedrängt 
werden  und  so  die  mit  solcher  Zusammenhäufung  für  die  Gesundheit  der  Be- 
wohner verbundenen  Gefahren  wachsen.  Eines  der  Mittel,  um  diesen  Gefahren 
entgegenzuwirken,  ist  die  landhausmässige  Bebauung,  um  den  Zutritt  der 
nötnigen  gesunden  Luft  auch  in  die  geschlossenen  und  höher  bebauten  Bezirke 
zu  sidiem.<< 

Auch  in  dem  kürzlich  den  Behörden  zur  gutachtlichen 
Aeusserung  vorgelegten  Gesetzentwurf  betreffend  die  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  ist  im  Artikel  2  eine  Be- 
stimmung getroffen,  wonach  durch  die  Bauordnungen  geregelt 
werden  könne:  . 

»die  Ausscheidung  besonderer,  von  den  Wohnstrassen  (Wohnplätzen)  und 
Wohnvierteln  getrennter  Strassen  (Platze)  und  Viertel  für  die  Errichtung 
von  Anlagen,  die  beim  Betriebe  durch  Verbreitung  schädlicher  Dünste, 
durch  starken  Rauch  oder  ungewöhnliches  Geräusch,  Gefahren,  Nachtheile 
oder  Belästigungen  für  die  Nachbarschaft  oder  des  Publikums  überhaupt 
herbeizuführen  geeignet  sind." 

Zur  Herstellung  befriedigender  Wobnungsverhältnisse 
durch  gesundheitsmässiges  Bauen  ist  aber  ausser  dem  Erlass 
entsprechender  baupolizeilicher  Vorschriften  auch  die  Aufstellung 
von  Ortsbebauungsplänen  erforderlich  Die  gesetzliche  Hand- 
habe dazu  bietet  das  Gesetz  betreffend  die  Anlegung  und  Ver- 
änderung von  Strassen  und  Plätzen  vom  2.  Juli  1875  (s.  S.  342), 
das  nach  dem  vorher  erwähnten  Gesetzentwurf  über  die  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  eine  in  gesundheitlicher 
Hinsicht  sehr  wichtige  Zusatzbestimmung  zu  §  3  erhalten  soll, 
wonach  die  Ortspolizeibehörde  auch  die  Festsetzung  von  Flucht- 
linien aus  Rücksichten  des  Wohnungsbedürfnisses  ver- 
langen kann  und  dieses  bei  Aufstellung  von  Bebauungsplänen 
berücksichtigt  werden  soll.  Ausserdem  soll  darauf  Bedacht 
genommen  werden,  dass  „in  ausgiebiger  Zahl  und  Grösse  Plätze 
(auch  Schmuckanlagen,  Spiel-  und  Erholungsplätze)  vorgesehen, 
Baugelände  entsprechend  dem  Wohnungsbedürfniss   durch    die 
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Pestsetzung  bereitgestellt  und  für  Wohnzwecke  auch  Strassen 
von  geringer  Breite  und  Baublöcke  von  geringer  Tiefe  geschaffen 
werden." 

Eine  recht  zweckmässige  Vorschrift  in  Bezug  auf  die  Auf- 
stellung von  Ortsbebauungsplänen  ist  in  Sachsen  durch  Min.-Brl. 
vom  30.  September  1896  getroffen.  Da  zur  Zeit  eine  solche 
in  Preussen  fehlt,  ist  diese  nachstehend  abgedruckt: 

»Der  Bebauungsplan  einer  Gemeinde  bildet  die  Grundlage  ihrer  ge- 
sammten  baulichen  Entwickelung;  seine  zweckmässige  Gestaltung  und  die 
Beobachtung  der  sanitären  Anforderungen  bei  seiner  Aufstellung  sind  daher 
von  weittr^ender  Bedeutung  für  die  Zukunft  eines  Gemeinwesens. 

In  dieser  Beziehung  kommt  zunächst  in  Betracht,  dass  die  Strassen  eine 
zweckmässige  Lage  und  Richtung  erhalten.  Besonders  wichtig  für  die  Gesund- 
heit einer  Wohnung  ist  deren  Zugänglichkeit  für  die  Sonnenstrahlen.  Es  muss 
daher  den  Wohngebäuden  thunlidist  eine  solche  Stellung  gegeben  werden,  dass 
ihnen  nicht  nur  an  der  Vorder-,  sondern  auch  an  der  Rüdoeite  direktes  Sonnen- 
licht zugeführt  wird,  denn  nach  den  Höfen  liegen  in  der  Regel  diejenigen 
Räume,  in  denen  sidi,  wie  z.  B.  in  Schlafzimmern,  die  Menschen  am  längsten 
aufhalten.  Zu  diesem  Behufe  empfiehlt  es  sich,  namentlich  die  Strassen  für 
geschlossene  Bauweise  in  der  Ricntung  von  Nordost  nach  Südwest  oder  von 
Nordwest  nach  Südost  anzulegen.  Selbstverständlich  werden  bei  Aufstellung 
von  Bebauungsplänen  für  die  Festsetzung  der  Strassenzüge  die  besonderen 
örtlichen  Verhältnisse  und  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  in  erster  Linie  maass- 
gebend  sein  müssen ;  erfahrungi^emäss  wird  aber  auch  da,  wo  solche  Interessen 
nicht  vorwiegen,  diese  hyeieniscne  Forderung  nicht  genügend  beachtet. 

Femer  ist  darauf  Werth  zu  legen,  dass  in  den  Bebauungsplänen  - 
namentlich  in  solchen  für  grössere  Orte  —  freie  Plätze  zu  gärtnerischen  Anlagen 
in  ausreichender  Zahl  und  Größe,  sowie  Voi^gärten  vor  den  Häusern  und 
Baumpflanzungen  auf  breiten  Strassen  vorgesehen  werden. 

Als  ein  Mangel  vieler  Baupläne  muss  es  bezeichnet  werden,  dass  für  die 
einzelnen  Baublöcke  im  Allgemeinen  zu  grosse  und  zu  tiefe  Flächen  vorgesehen 
sind.  Für  Ortstheile,  die  entweder  zur  Anlage  von  Fabriken  oder  zur  Be- 
bauung mit  Landhäusern  (Villen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  im  Gegen- 
satze zu  freistehenden  Miethhäusem)  bestimmt  sind,  erscheinen  tiefe  Baublöcke 
angemessen,  wo  aber  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  werden  die  Grund- 
stücksbesitzer hierdurch  nur  zu  einer  umlänglichen  Bebauung  des  Hinterlandes 
gedrängt  Denn  nur  wenige  von  ihnen  werden  in  der  Lage  und  gewillt  sein, 
ausgedehnte  und  werthvolle  Hinterlandflächen  dauernd  blos  ab  Garten  oder 
als  nof-  und  Wirthschaftsräume  zu  verwenden. 

Femer  wird  bei  Bemessung  der  Strassenbreiten  oftmals  zu  sehr  scha- 
blonenmässig  verfahren,  ohne  die  künftige  Zweckbestimmung  der  einzelnen 
Strassenzüge  genügend  zu  berücksichtigen,  in  Folge  dessen  aber  vielfach  über 
das  Maass  des  wirklich  Nothwendigen  und  Zweckmässigen  hinausg^an^en. 
Strassen,  die  ihrer  örtlichen  Lage  und  Richtung  nach  zur  Vermittelung  emes 
stärkeren  Verkehrs  bestimmt  sind,  müssen  selbstverständlich  eine  dement- 
sprechende  grössere  Breite  erhalten.  Bei  Straßen  dagegen,  die  nur  die  noth- 
wendige  Verbindung  zwischen  den  Hauptverkehrsadern  herstellen  oder  die  in 
der  Hauptsache  nur  von  den  Bewohnern  der  anli^enden  Häuser  benutzt 
werden  (sogen.  Wohnstrassen),  können  —  zumal  bei  ^gleichzeitiger  Planung  von 
Vorgärten  und  kurzen  Strassenzügen  •—  erheblich  genngere  Anlorderungen  an 
die  Breite  der  Fahr-  und  Fusswege  gestellt  werden.  Auf  diese  Unterscheidung 
muss  deshalb  besonderer  Werth  gel^  werden,  weil  die  Anordnung  zu  breiter 
Strassen  die  Anli^erleistungen  und  hierdurch  die  Baukosten  unnöthig  erhöht, 
femer  weil  die  Strassenbreite  in  erster  Linie  für  die  zulässige  Gebäudehöhe 
maassgebend  ist.  Eine  unrichtige  Bemessung  der  Breitenverhältnisse  führt  daher 
meist  dazu,  dass  den  GmndstücKsbesitzem  emerseits  aus  ästhetischen  Rücksichten 
•—  niedrige  Häuser  an  breiten  Strassen  sehen  nicht  schön  aus  —  andererseits 
als  Gegenleistung  für  die  ihnen  hinsichtlich  der  Arealbeschaffung  angesonnenen 
Opfer  eine  intensivere  Bebauung  des  Gmnd  und  Bodens  gestattet  wird.  Dies 
hat  aber  wegen  der  regelmässig  hiermit  verknüpften  Steigerung  der  Bodenpreise 
eine  Vertheuerung  der  Wohnungsmiethen  oder  eine  Verschlechterung  der 
Wohnverhältnisse  fast  nothwendig  zur  Folge.« 

Rtpmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ftrztliche  Sachverständige.  23 
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Eine  Mitwirkung^  des  Medizinalbeamten  ist  nach  §.  71 
der  Dienstanweisung  mit  Recht  nicht  nur  bei  Erlass  von  Bau- 
polizeiverordnungen und  bei  Aufstellung  von  Ortsbebauungs- 
plänen, sondern  bei  der  Handhabung  der  Baupolizei  überhaupt 
vorgesehen.  Baupolizeiverordnungen  und  Ortsbebau- 
ungspläne sollen  ihm  vor  ihrem  Erlass  bezw.  vor  ihrer  end- 
gültigen Festsetzung  zur  Prüfung  und  Begutachtung  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  vorgelegt  werden,  damit  er  Ge- 
legenheit hat,  etwaige  Ausstellungen  zur  Sprache  zu  bringen. 
Bei  dieser  Prüfung  soll  er  insbesondere  auf  die  Vorschriften  in 
Bezug  auf  „die  Hohe  der  Häuser  im  Verhältniss  zur  Strassen- 
breite,  die  Grösse  und  Gestalt  der  Höfe,  die  Lage  der  Fenster, 
die  Wasserversorgung  und  Entwässerung  der  Grundstücke  achten 
und  bei  den  Bebauungsplänen  auf  die  Durchführung  unterschied- 
licher Vorschriften  für  verschiedene  Zonen,  die  Anlage  mögUchst 
vieler  Wohnungsstrassen  und  eine  möglichste  Verhütung  zu 
grosser  Dichtigkeit  hinwirken'*.  Es  sind  hier  selbstverständlich 
nur  einige,  wenn  auch  die  wichtigsten  Gesichtspunkte  angeführt^ 
die  der  Medizin albeamte  bei  einer  Prüfung  von  Baupolizei- 
verordnungen und  Ortsbebauungsplänen  zu  berücksichtigen  hat; 
worauf  er  sonst  noch  sein  Augenmerk  richten  muss,  dafür 
werden  ihm  ausser  den  vorher  mitgetheilten  baupolizeilichen 
u.  s.  w.  Vorschriften  auch  die  nachstehenden  Leitsätze  als  An- 
halt dienen  können,  die  auf  der  diesjährigen  Jahresversammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege^)  in 
Bezug  auf  „die  Bauordnung  im  Dienste  der  öffentlichen  Ge- 
sundheitspflege" von  den  Referenten  —  Geh.  Regierungsrath 
Rumpelt -Dresden  und  Geh.  Baurath  Stubben -Köln  —  auf- 
gestellt, und  bei  denen  in  sehr  zweckmässiger  Weise  die  Forde- 
rungen nach  Ortstheilen,  Gebäude-  und  Raumgattungen  abge- 
stuft sind.  Sie  lauten,  soweit  sie  hier  in  Betracht  kommen, 
wie  folgt: 

i)  Bebattunssplan. 

Schon  bei  Feststellung  des  Bebauungsplans  ist  auf  die  gesundheitlichen 
Ansprüche  Bedacht  zu  nehmen,  namentlidi  mit  Bezug  auf  Wasserversoiigung 
und  Entwässerang,  auf  solche  Strassenrichtungen  und  Blockbildungen,  die 
eine  ausreichende  Besonnung,  Erhellung  und  Lüftung  sicherstellen,  sowie  auf 
die  ausreichende  Anlage  von  freien  Plätzen  und  öffentlichen  Pflanzungen, 
namentlich  Spiel-  und  Erholungsplätzen.") 

0  Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hat  sich  auf 
seinen  Jahresversammlungen  mehrfach  mit  den  gesundheitlichen  Anforderungen 
auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  beschäftigt  und  insbesondere  auf  seiner 
XV.  Jahresversammlung  in  Strassburg  i.  E.  (1889)  bestimmte  Mindestforderungen 
für  reichsgesetzliche  Vorschriften  zum  Schutze  des  Wohnens  aufgestellt.  Diese 
Mindestforderungen  sowie  andere  auf  jenen  Jahresversammlungen  zum  Ausdruck 
gebrachte  Wünsche  und  Vorschläge  sind  in  den  nachstehenden  Anmerkungen 
berücksichtigt. 

^  In  den  Mindestanforderungen  für  ein  Reichswohngesetz  (1889)  war  in 
dieser  Hinsicht  noch  verlangt:  Vorgärten  für  bestimmte  Strassen  oder  Strassen- 
theile,  Einhaltung  seitlicher  Mindestabstände  zwischen  den  Gebäuden  (offene 
Bauweise  für  bestimmte  Bezirke)  und  Verwendung  eines  von  gesundheit^chäd- 
lichen  Bestandtheilen  freien  Bodenmaterials  zur  Aufhöhung  von  Strassen  und 
Bauplätzen.  Für  Aufstellung  eines  den  gesundheitlichen  Anforderungen  ent- 
sprechenden Bebauungsplans  hatte  Stubben  femer  auf  der  Jahresver- 
sammlung im  Jahre  1895   die   Berücksichtigung   folgender  Punkte  gefordert: 
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a)  ZallMlgkeit  der  Bebaaung. 

Durch  die  Bauordnung  sind  zunächst  die  Voraussetzungen  der  Bebau- 
ungsfähigkeit der  Grundstücke  zu  bestimmen.  Dabei  ist  im  öffentlichen  Ge- 
sundheitsinteresse festzustellen,  dass  kein  Grundstück  bebaut  werden  darf,  so 
lange  nicht  gesorgt  ist: 

a)  für  geeignete  Entwässerung  durch  Kanalisation  oder  andere  unbedenk- 
liche Einrichtungen; 

b)  für  Versorgung  mit  ausreichendem  und  gutem  Trinkwasser  mittels 
Wasserleitung  oder  bedenkenfreier  Brunnen; 

c)  für  die  Beseitigung  von  Ablagerungen  faulender  oder  fäulnissfähiger 
Stoffe; 

d)  für  Regelung  der  Grenzen,  soweit  dieselbe  zur  Erzielung  einer  zweck- 
mässigen Grundstäcksform  nöthig  ist; 

e)  endlicti,  im  Ueberschwemmungsgebiet,  für  Regelung  oder  Eindeichung 
des  Wasserlaufes  oder  Aufhöhung  der  Strassen  und  des  Baugrundes 
über  die  Hochwasserlinie.  0 

Die  Anforderungen  unter  a,  b  und  c  sind  zwingende;  diejenigen  unter 
d  und  e  sind  dringend  wünschenswerth. 

3)  Anforderttogen^  dl«  dem  Grade  nach  verlnderllch  sind. 

Da  die  Luft-,  Licht-  und  Besonnungsverhältnisse  von  grösster  Wichtigkeit 
für  die  öffentliche  Gesundheit  sind,  da  femer  die  dauernde  Anhäufung  vieler 
Menschen  auf  beschränktem  Raum  in  gesundheitlichem  Interesse  vermieden 
werden  muss,  so  ist  die  Bauweise  derart  festzusetzen,  dass 

a)  die  Gebäudehöhe  in  angemessenem  Verhältniss  steht  sowohl  zur  Strassen- 
breite,  als  zu  den  Gebäudeabständen  auf  den  Grundstücken; 

b)  die  Hinterlandbebauung  behufs  Gewinnung  ausreichender  Höfe  und 
Gärten  überhaupt  beschränkt  wird; 

c)  gewerbliche  Betriebe,  welche  durch  Lärm,  Staub,  Rauch  oder  Aus- 
dünstungen gesundheitsschädigend  oder  belästigend  wirken,  von  den 
Wohnstätten  thunlichst  ferngdialten  werden; 

*  d)  zwischen  geschlossener  Bauart  einerseits  und  halboffener  oder 
offener  Bauart  andererseits, , soweit  letztere  nicht  ausschliesslich 
in  Frage  kommt,  abgewechselt, 

e)  die  Zahl  der  übereinanderliegenden  Wohn^eschosse  beschränkt, 

f)  auch  die  Zähl  der  Wohnungen  in  den  emzelnen  Geschossen  be- 
grenzt wird; 

g)  endlich  auch  Licht  und  Luft  im  Inneren  der  Gebäude  überall 
ausreichend  gesichert  ist. 

Die  vorgenannten  gesundheitlichen  Anforderungen  sind  ihrem  Grade  nach 
bedingt  durch  die  Versdiiedenheit  der  Bodenwerthe,  der  Ortslage,  der  Wohn- 
weisen und  der  Gebäudetheile.  Sie  sind  deshalb  in  der  R^el  abzustufen  nach 
Ortstheilen,  Gebäudegattungen  und  Raumgattungen.J^.^jt. 

4)  Abstufung  dieser  Forderungen  nach  Ortstheilen. 

a)  Zwischen  Gebäudehöhe  und  Strassenbreite  bezw.  Gebäudeab- 
stand ist  ein  solches  Verhältniss  anzustreben,  dass  allen  zum  dauernden  Aufent- 
halt von  Menschen  bestimmten  Räumen  das  Himmelslicht  unter  einem  Winkel 


Reinheit  und  Trockenheit  des  Untergrundes,  rasche  und  gründliche  Beseitigung 
der  Schmutzstoffe,  Reinhaltung  der  Wasserläufe,  ausreichende  Versorgung  mit 
Wasser,  Licht,  Luft  und  Pflanzen,  Schutz  g^en  nachtheilige  Gewerbebetriebe, 
zweckentsprechende  Abmessung  der  Strassenbreiten  und  Baublöcke,  so  dass  für 
die  verschiedenen  Baubedürfnissc  geeignete  Strassen  und  Bauplätze  gewonnen, 
Hintergebäude  nach  Möglichkeit  vermieden,  kleinere  Wohnhäuser  begünstigt 
werden;  also  breite  Verkenrsstrassen,  mittlere  und  schmale  Wohnstrassen;  grosse 
Blöcke  für  Fabrikbauten  und  Landhäuser,  mittlere  für  bürgerliche  Wohn-  und 
Geschäftshäuser,  kleine  für  die  Wohnungen  minderbegüterter  Volksklassen. 

0  Diese  Anforderungen  sind  spezidler  gefasst  als  die  im  Jahre  1889  von  dem 
Verein  aufgestellten  Mindestforderungen,  wonach  ein  Neubau  zulässig  sein  sollte, 
„wenn  für  die  genügende  Beschaffung  von  gesundem  Trinkwasser,  femer  für  den 
Verbleib  der  Abfallstoffe  und  Abwässer  auf  gesundheitlich  unschädliche  Art  ge- 
sorgt ist". 

23* 


—  356  — 

von  45  Grad  zugeführt  wird.*)  Ausserdem  empfiehlt  es  sich,  die  zulässige 
Maximalhöhe  der  Oebäude  staffelwetse  zu  beschränken  (z.  B.  von  20  m  bis  12  m, 
gemessen  bis  zur  Traufkante  des  Dachgesimses). 

b)  Die  Freilassung  des  Hinterlandes  kann  herbeigeführt  werden 
durch  Verbot  von  Hinterwohnungen,  d.  h.  solcher  Wohnungen,  die  nur  von 
den  hinteren  Grundstückstheilen  Luft  und  Ucht  beziehen,  femer  durch  Fest- 
setzung rückwärtiger  Baulinien,  endlich  durch  Vorschriften  über  die  Mindest- 
breite und  Mind^tfläche  der  Höfe.  Die  Mindestfläche  wird  entweder  absolut 
oder  im  Verhältniss  zur  Grösse  des  Baugrundstücks  oder  auf  beide  Arten  be- 
messen; auch  kann  sie  von  der  Zahl  der  Wohnungen  abhängig  gemacht 
werden.*) 

c)  Es  ist  wünschenswerth,  gewerbliche  Betriebe  der  anc[egebenen 
Art  von  Wohnvierteln  auszuschliessen.  Dagegen  empfiehlt  es  sidi,  sie  in 
anderen  Ortstheilen  durch  entsprechende  Einrichtungen,  namentlich  für  Verkehr 
und  Wasserableitung,  zu  begünstigen. 

d)  Luft,  Licht  und  Sonnenstrahlen  werden  den  Gebäuden  am 
besten  gewährleistet  durch  die  offene  Bauart;  ihrer  allgemeinen  Verbreitung 
stehen  jedoch  wirthschaftliche  Nachtheile  geschäftlicher  und  baulicher  Art  ent- 
gegen. Für  Geschäftsstrassen  und  städtische  Arbeiterwohnhäuser  muss  deshalb 
auf  die  offene  Bauweise  in  der  Regel  verzichtet  werden.  Unter  Milderung  der 
erwähnten  Nachtheile  werden  die  Vorzüge  des  offenen  Bauens  grossentheils 
beibehalten  durch  Anordnung  der  halboifenen  Bauweise  oder  des  sogen. 
Gruppenbaues,  wobei  nicht  alle  Häuser  frei  stehen,  sondern  geschlossene  Reiben 
mit  Lücken  abwechseln.  Besondere  Empfehlung,  auch  für  Arbeiterwohnhäuser, 
verdient  diejenige  halboffene  Bauweise,  bei  welcher  zwei  Langseiten  eines  Blocks 
geschlossen  bebaut  werden,  während  die  Querseiten  in  der  Sonnenrichtung  offen 
bleiben. 

e)  Die  Höchstzahl  der  Wohngeschosse  pflegt  in  Grossstädten  ab- 
gestuft zu  werden  von  5  oder  4  bis  2.  In  minder  grossen  Städten  empfiehlt 
es  sich,  die  Höchstzahl  der  Wohngeschosse  auf  3  und  2  festzusetzen.*) 

f)  Die  Zahl  der  Wohnungen  in  demselben  Geschoss  kann  staffel- 
weise eingeschränkt  werden  auf  etwa  4  bis  2  Wohnungen  oder  bis  auf  1  Wohnung^ ') 
Die  Zulassung  von  mehr  als  2  Wohnungen  in  demselben  Geschoss  ist  davon 
abhängig  zu  machen,  dass  jede  Wohnung  für  sich  ausreichend  durchlüftet 
werden  kann. 

^)  Abstufung  nach  Qebludegattnngen. 

Als  Gebäudegattungen  kommen  namentlich  in  Frage  grosse  Miethhäuser 
einerseits,  sowie  kleine  Miethhäuser  und  Einfamilienhäuser  andererseits.  Wo 
die  Grenze  zwischen  grossen  und  kleinen  Miethhäusem  liegt,  ist  nach  den  Ver- 
hältnissen des  Ortes  zu  bestimmen. 

Behufs  Begünstigung  des  Baues  kleiner  Häuser  und  Einfamilien- 
häuser ist  es  zu  empfehlen,  für  diese  in  den  verschiedenen  Ortstheilen  ein  Ge- 
schoss mehr  zu  gestatten  als  für  das  grosse  Haus. 

Während  in  grossen  Häusern  die  geringste  lichte  Stockwerkhöhe 
(mit  Ausnahme  von  Keller-  und  Dachgeschoss)  in  der  Regel  3  m  betragen  soll, 
kann  sie  beim  kleinen  Hause  und  besonders  beim  Einfamilienhause  —  wegen 


^)  Mit  Recht  ist  hier  die  zulässige  Gebäudehöhe  von  dem  ein- 
fallenden Lichtwinkel  und  nicht,  wie  dies  bisher  allgemein  geschieht,  von  der 
Strassenbreite  abhängig  gemacht.  Auch  bei  den  im  Jahre  1889  von  dem  Verein 
aufgestellten  Mindestforderungen  für  ein  Reichswohngesetz  war  die  Vorschrift 
getroffen,  „dass  die  Höhe  eines  Gebäudes  an  der  Strasse  nicht  grösser  sein  soll, 
als  sein  Abstand  von  der  g^enüberliegenden  Baufluchtlinie  und  die  Höhe  der 
in  Höfen  gelegenen  Gebäudewerke  nicht  grösser  als  das  lV2fache  des  mittleren 
Alfötandes  von  der  gegenüberliegenden  Begrenzung  des  unbebauten  Raumes." 

^  Nach  den  oben  erwähnten  Mindestforderungen  lautet  diese  Vorschrift: 
»Die  wirkliche  Breite  des  Hofes,  auf  den  Fenster  gerichtet  sind,  darf  nicht 
unter  4  m  bemessen  werden;  dabei  ist  ein  Zusammenlegen  benachbarter  Hof- 
räume behufs  Erzielung  dieser  Mindestbreite  statthaft.* 

^  Die  Höchstzahl  der  Geschosse  war  in  den  Vorschriften  für  ein 
Reichswohngesetz  auf  vier  bemessen,  betreffs  der  Zahl  der  Wohnungen 
in  einem  Geschosse  jedoch  keine  Bestimmung  vorgesehen;  aber  gerade  eine  solche 
Vorschrift  ist  im  gesundheitlichen  Interesse  dringend  erwünscht. 
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der  minder  dichten  Bevohnung  —  in  den  oberen  Geschossen  bis  auf  2,85  m 
ermässigt  werden.') 

Ebenso  kann  beim  kleinen  Hause  und  Einfamih'enhause  die  Breite  der 
Treppen  und  Flure  bis  auf  1  m  und  weniger  eingeschränkt  werden.^) 

6)  Abstttfang  nach  Raamgattangea. 

a.  Während  für  dauernd  zu  benutzende  Räume  (W  o  h  n  - ,  Schlaf-  und 
Arbeitsräume,  auch  Küchen,  Wirthszimmer  und  Verkaufsläden) 
die  örtlich  abgestuften  Anforderungen  zu  4  a  und  b  unbedingt  gelten,  empfiehlt 
es  sich,  behufs  Erleichterung  der  Grundrissbildung  und  der  besseren  wirth- 
schaftlichen  Bodenausnutzung  zu  gestatten,  dass  vorübergehend  benutzte  Räume 
(wie  Treppen,  Flure,  Speisekammern  und  andere  Vorrathsräume, 
Waschküchen,  Badezimmer  und  Aborte)  ihre  Luft  und  ihr  Licht  auch 
von  kleineren  Höfen,  sogenannten  Lichthöfen,  unter  geringerem  Lichtwinket 
beziehen.  Auch  die  Flächengrösse  solcher  Hfilfshöfe  ist  zur  Höhe  der  sie 
umfassenden  Wände  in  ein  angemessenes,  minder  strenges  Verhältniss  zu  setzen. 

b.  Dauernd  benutzte  Käume  bedürfen  eines  bestimmten  Mindestverhält- 
nisses der  lichtgebenden  Fensterfläche  zur  Bodenfläche  oder  Raumgrösse; 
als  gutes  Mindestverhältniss  ist  1  qm  Fensterfläche  auf  8  am  Bodenfläche  oder 
25  d)m  Rauminhalt  zu  betrachten.')  Für  vorübergehend  benutzte  Räume,  die 
auch  durch  blosses  Oberlicht  erhellt  werden  können,  bedarf  es  einer  solchen 
Feststellung  nur  bezüglich  der  Aborte,  deren  Fenster  zudem  unmittelbar  an 
Aussenwänden  oder  Lichthöfen  liegen  müssen. 

c  Empfehlenswert  ist  die  Vorschrift  eines  geringsten  Gesammtinhaltes 
der  zum  dauernden  Aufenthalt  bestimmten  Räume  einer  Familienwohnung 
von  mehr  als  2  Personen  (z.  B.  50  cbm);  ebenso  die  Vorschrift  eines  Miniest- 
inhalts für  Schlafräume  der  Dienstboten  (Mädchenkammern),  z.  B.  15  cbm  für 
die  Person. 

d.  Kellerräume  für  den  dauernden  Aufenthalt  müssen  besonderen 
gesundheitlichen  Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Abhaltung  von  Feuchtigkeit, 
die  lichte  Höhe  und  die  Höhe  der  Decke  über  dem  Erdreich  entsprechen.  Die 
Benutzung  von  Kellerräumen  zu  Wohn-  und  Arbeitszwecken,  sowie  zu  offenen 
Geschäftsuden  ist  thunlichst  zu  beseitigen,  und  dort,  wo  sie  noch  nicht  besteht, 
zu  verhindern.  Ganze  Wohnungen  im  Kellergeschoss  sind  jedenfalls  nur  aus- 
nahmsweise, beispielsweise  für  die  Familie  des  Hausmeisters,  zu  gestatten,  aber 
nicht  ausschliesslich  nach  Nordend) 

^)  In  Bezug  auf  die  Mindesthöhe  ist  hier  eine  höhere  Forderung  als  im 
Jahre  1889  (2,50  m)  gestellt.  Die  lichte  Höhe  sollte  aber  nicht  allgemein  fest- 
gesetzt, sondern  auch  nach  der  Grösse  und  vor  allem  nach  der  Tiefe  der  Zimmer 
abgestuft  werden  in  der  Weise,  dass  Zimmer  von  mehr  als  5  m  Tiefe  mindestens 
3  m,  weniger  tiefe  Zimmer  mindestens  2,85  m  oder  ausnahmsweise  auch  2,5  m 
lichte  Höhe  haben  müssen. 

^  Es  empfiehlt  sich,  für  die  Treppen  auch  ein  Mindestmaass  der  Steigung 
vorzuscnreiben. 

*)  Es  ist  nicht  nur  das  Mindestmaass  der  Fensterfläche  zu  bestimmen, 
sondern  auch  anzuordnen,  dass  die  Fenster  beweglich,  also  zum  Oeffnen  eingerichtet 
sind  und  in  den  zum  dauernden  Aufenhalt  von  Menschen  bestimmten  Räumen 
unmittelbar  in  das  Freie  führen  müssen.  Eine  solche  Bestimmung  ist  auch  in 
dem  mehrfach  angeführten  Entwurf  zu  reichsgesetzlichen  Vorschriften  (1889) 
enthalten  mit  dem  Zusätze,  dass  erleichternde  Ausnahmen  zulässig  sind,  wenn 
auf  andere  Weise  eine  geregelte  Zufuhr  von  Luft  und  Licht  gesichert  ist.  Als 
lichtgebende  Fensterfläche  ist  hier  nur  V,,  der  Grundfläche  des  betreffenden 
Raumes  gefordert. 

*)  Kell  er  räume  für  den  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  grund- 
sätzlich zu  verbieten,  geht  zu  weit  und  ist  nur  im  tiefgelegenen  Gelände  bei 
hohem  Grundwasserstande  u.  s.  w.  angezeigt.  Es  genügen  die  in  den  neuesten 
Bauordnungen  getroffenen  Bestimmungen,  dass  der  Fussboden  derartiger  Räume 
nicht  mehr  als  0,5  (bei  günstigen  Verhältnissen  nicht  mehr  als  1  m)  unter  der 
Erdoberfläche  und  Va — 1  ^  "^^  ^^^  höchsten  Grundwasserstand,  cfer  Fenster- 
sturz mindestens  1  m  über  der  Erdoberiläche  liegt;  ausserdem  muss  die  dauernde 
Trockenhaltung  der  Wände  durch  sorgfältige  Isolirung  der  Wände  und  Fuss- 
boden gegen  aufsteigende  und  seitliche  Feuchtigkeit  gesichert  sowie  für  reich- 
liche Lichtzufuhr  gesorgt  sein.  Eventuell  muss  die  Anwendung  von  Lichtgraben 
vorgeschrieben  werden. 
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e.   Dach  räume  für  den  dauernden   Aufenthalt  sind  durch  geeignete 
Bauart  gegen  Hitze  und  Kälte  und  ge^en  raschen  Temperaturwechsel  zu  schützen, 
tid 


Sie  sind  nur  zulässig  unmittelbar  über  dem  obersten  Vollgeschoss,  nicht  über 
dem  Kehlgebälk.  Ihre  lichte  Höhe  darf  wegen  der  begünstigten  Licht-  und 
Luftversorgung  bis  auf  etwa  2,50  m  (bei  ungleicher  Höhe  im  Durchschnitt  zu 
messen)  eingeschränkt  werden. 

7)  Aaforderttngen  allgemeiner  Art. 

a)  Zur  Verhütung  des  Aufsteigens  von  Bodenfeuchtigkeit  sind  bei 
allen  Gebäuden  geeignete  Maassregeln  (Unterkellerung,  Isolirschichten)  zu  fordern. 

b}  Zur  Aufhöhung  von  Bauplätzen  und  besonders  zum  Ausfüllen 
der  Zwischenböden  dait  nur  eine  vollständig  trockene,  mit  faulenden  oder 
fäulnissfähigen,  wie  überhaupt  organischen  Stoffen  nicht  vermischte  Masse 
verwendet  werden. 

c)  Mit  Bezug  auf  die  Aborte  ist  ausser  guten  Lüftungseinrichtungen  und 
den  sonstigen,  im  Oesundheitsinteresse  erforderlichen  Vorkehrungen  namentlich 
auch  zu  verlangen,  dass  mindestens  für  je  2  Wohnungen,  in  neuen  Stadtteilen 
aber  unbedingt  für  jede  Familienwohnung,  femer  allgemein  für  jede  grössere 
Werkstatt  und  jeden  grösseren  Kaufladen  ein  Abort  herzustellen  ist.  *) 

Sobald  das  Kanalsystem  darauf  eingerichtet  ist,  sind  Aborte  mit  Wasser- 
spülung nicht  nur  zu  gestatten,  sondern  vorzuschreiben. 

d)  Schliesslich  sind  gesundheitliche  Anforderungen  zu  stellen: 
wegen  der  Hauskanalisation,  deren  Einrichtung,  Lüßung  und  Prüfung; 
wegtn  der  Oasleitungen,  deren  Anlage  und  Prüfung; 

hinsichtlich  der  Einrichtung  der  Stallungen   und   deren  Abtrennung 

von  den  Wohnräumen; 
hinsichtlich  der  Abort-  und  Müllgruben; 
bezüglich    der  Brunnen  und  ihres  Abstandes  von  den  vorgenannten 

Gruben ; 
wegen  Verbotes  der  Sicker-,  Senk-  und  Versetzgruben.*) 

8)  Anweadbarkelt  auf  bestehende  Zustlnde. 

Die  Bauordnung  muss  geeignete  Handhaben  bieten,  auch  bei  schon  be- 
stehenden Bauwerken  auf  die  Beseitigung  gesundheitswidriger  Zustände  zu 
dringen  und  derartige  Verfügungen  sowohl  dem  widerstrebenden,  als  auch  dem 
unvermögenden  Eigenthümer  gegenüber  wirksam  durchzusetzen.'} 

9)  Bauaufslcht  und  Abnahmen. 

Um  namentlich  auch  die  Erfüllung  der  gesundheitlichen  Anforderungen 
sicherzustellen,  ist  in  der  Regel  jeder  bau  von  einer  polizeilichen  Ge- 
nehmigung abhängig  zu  madien  und  während  der  Ausführung  einer  häufigen 
Besichtigung  zu  unterziehen.  Besondere  Revisionen  sind  zweckmässig  an  Ge- 
stimmte Abschnitte  der  Bauvollendung  (Revision  der  Kanal-  und  Gasleitungen, 
Rohbauabnahme,  Gebrauchsabnahme)  anzusch Hessen. 

Die  Festsetzung  sogenannter  Trocken  fristen  zwischen  der  Vollendung 
des  Rohbaues,  der  Aufbringung  des  Putzes  und  der  Ingebrauchnahme  des  Hauses 
hängt  von  den  örflichen  Verhältnissen  ab,  insbesondere  von  Lage,  Jahreszeit, 
Witterung  und  Bauart. 

Die  vorstehenden  Forderungen  stellen  im  Allgemeinen 
zwar  keine  hohen  Ansprüche,  sind  aber  doch  nicht  als  Mindest- 
ford erungen  anzusehen  und  werden  je  nach  den  Lebensbedingungen 


*)  Ausserdem  werden  eventuell  Vorräume  für  Aborte,  bes.  für  Restau- 
rationen u. s.w.,  sowie  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Fallröhren 
(undurchlässig)  ihre  Hinausführung  über  Dach  u.s.w.  zu  treffen  sein. 

•)  Femer  sind  Vorschriften  über  die  Beschaffenheit  der  Fussböden  in 
Wohn-  und  anderen  Räumen,  Ställen  u.  s.  w.  vorzusehen. 

^)  Es  ist  dies  der  wundeste  Punkt  aller  Bauordnungen,  weil  die  Anwen- 
dung neuer  Vorschriften  auf  bestehende  Verhältnisse  meist  mit  grossen  finan- 
ziellen Opfern  für  die  Betheiligten  verbunden  ist.  Gesundheitswidrige  Zustände 
lassen  sich  hier  besser  von  Fall  zu  Fall  auf  Grund  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung beseitigen;  dass  dies  möglich  ist,  darüber  siehe  Abschnitt  über 
Wohnungsaufsicht. 
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der  Bevölkerung,  den  finanadellen  und  örtlichen  Verhältnissen 
entsprechend  einzuschränken  sein.  Alt  hergebrachten  Gewohn- 
heiten gegenüber  soll  man  möglichst  tolerant  sein,  soweit  sie 
nicht  als  direkt  gesundheitsnachtheilig  zu  betrachten  sind;  dagegen 
braucht  der  Medizinalbeamte  im  Uebrigen  mit  seinen  gesundheit- 
lichen Anforderungen  bei  Prüfung  einer  Bauordnung  oder  eines 
Ortsbebauungsplanes  nicht  zu  weit  herabzugehen,  da  hier  fast 
nur  Neubauten  in  Frage  kommen,  und  demzufolge  die  durch 
strenge  hygienische  Vorschriften  entstehenden  Mehrkosten  keines- 
wegs sehr  erheblich  sind,  und  jedenfalls  in  keinem  Verhältniss  zu 
dem  ausserordentlich  grossen  Vortheil  stehen,  der  dadurch 
nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  die  geringeren  Unterhaltungskosten 
der  Wohngebäude,  sondern  vor  allem  für  die  Gesundheit  ihrer 
Bewohner  geschaffen  wird. 

Weit  schwieriger  als  die  Aufstellung  einer  Bauordnung 
und  die  Festlegung  eines  Bebauungsplanes  nach  gesundheitlichen 
Grundsätzen  ist  aber  die  Ausführung;  denn  gerade  bei  Hand- 
habung der  Baupolizei  haben  nicht  nur  die  ländlichen, 
sondern  auch  die  städtischen  Behörden  die  Neigung,  nicht  mit 
aller  Strenge  vorzugehen,  und  andererseits  das  Publikum,  ins- 
besondere die  Bauunternehmer  das  Bestreben,  die  betreffenden 
Vorschriften  zu  umgehen,  wenn  sie  dadurch  finanziellen  Schaden 
erleiden.  Mit  Recht  sagt  daher  die  Dienstanweisung  im  §  71 
Abs.  2:  „Der  Kreisarzt  hat  auch  seinen  Einfluss  dahin  geltend 
zu  machen,  dass  bei  Handhabung  der  baupolizeilichen  Vor- 
schriften die  Interessen  der  Gesundheitspflege  Berücksichtigung 
finden."  Seine  Zuziehung  und  Mitwirkung  hängt  aber  hier, 
soweit  Neubauten  und  Umbauten  in  Frage  kommen,  lediglich 
von  dem  Gutdünken  der  Polizeibehörden  ab;  denn  gesetzlich 
vorgeschrieben  ist  sie  nirgends.  Es  würde  auch  thatsächlich 
nicht  durchführbar  sein,  wenn  z.  B.  dem  Medizinalbeamten  jeder 
Bauplan  zu  einem  Neubau  zur  Prüfung  vorgelegt  werden  sollte; 
wünschenswerth  ist  nur,  dass  der  beamtete  Arzt  in  allen  den- 
jenigen Fällen  gehört  wird,  wo  es  sich  um  die  Dispensation  von 
Bauvorschriften  und  zwar  von  solchen  handelt,  bei  denen 
gesundheitliche  Interessen  in  Frage  kommen.  Eine  weiter- 
gehende Zuziehung  erübrigt  sich  auch,  nachdem  in  Folge  der 
Erlasse  des  Ministers  der  ööentlichen  Arbeiten  vom  16.  Oktober 
1899  und  23.  Juni  1900^)  eine  bautechnische  Ueberwachung  von 

1)  In  den  Erlassen  vom  16.  Oktober  1899  und  23.  Juni  1900  ist  in 
dieser  Hinsicht  bestimmt: 

Bei  allen  bedeutenderen  Bauten  hat  die  Polizeibehörde  die  Prüfung 
der  Bauerlaubnissgesuche  sowie  die  Bauabnahme  durch  einen  Techniker  (Kreisbau- 
inspektor, Landesbauinspektor,  Kreiskommunal-,  oder  Oemeindebaubeamten  — 
mindestens  Absolventen  einer  Baugewcrkschule)  vornehmen  zu  lassen.  Als  be- 
bedeutendere Bauten  sind  Wohngebäude  mit  mehr  als  zwei  vollen  Wohn- 
geschossen, gewerbliche  und  Fabrikanlagen  anzusehen. 

Die  nüfung  und  Abnahme  von  besonders  bedeutenden  Bauten 
muss  unter  allen  Umstanden  durch  einen  höheren  Techniker  (der  die  zweite 
Hauptprüfung  für  den  Staatsdienst  bestanden  oder  durch  längere  Thätigkeit 
als  tectinischer  Kommunalbeamter  den  Nachweis  der  Befähigung  erbracht  hat) 
bewirkt  werden.  Dahin  gehören  Theater  für  800,  Zirkusgebäude  für  mindestens 
1000  Zuschauer,  Versammlungsräume  für  wenigstens  1200  Personen,  Hotels 
mit  mehr  als  50  Logirzimmem,  Waarenhäuser,  Kranken-  und  Siechen häuser. 
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Neubauten  angeordnet  ist,  und  diese  sich  nicht  nur  auf  die 
Prüfung  der  ^uerlaubnissgesuche,  sondern  auch  auf  die  Roh- 
und  Gebrauchsabnahme  zu  erstrecken  hat 

Zur  Zeit  werden  die  Medizinalbeamten  bei  der  Hand- 
habung der  baupolizeilichen  Vorschriften  hauptsachlich  zuge- 
zogen, wenn  es  sich  um  die  Feststellung  der  Brauchbarkeit 
von  Wohnräumen  vor  Ablauf  der  gestellten  Frist  handelt 
Es  kommt  hier  dann  vor  Allem  darauf  an,  den  Feuchtig- 
keitsgehalt der  Wände  festzustellen.  Eine  recht  zweckmässige 
Bestimmung  hat  in  dieser  Hinsicht  der  Regierungspräsident  in 
Bromberg  durch  Verfügung  vom  16.  Februar  1900  er- 
lassen, die  folgenden  Wortlaut  hat: 

,,Die  Erfahrung,  dass  bezüglich  der  Beziehbarkeit  der  Wohnungen  in 
neuerbauten  Häusern,  wie  auch  bezüglich  der  gesundheitsgefährlichen  Beschaffen- 
heit der  Wohnungen  in  alten  Wohnhäusern  seitens  der  Kreismedizinalb^mten 
oft  ganz  verschiedene,  einajider  widersprechende  Gutachten  abgegeben  werden, 
veranlasst  mich  auf  Folgendes  hinzuweisen: 

Zur  Beurtheilung  dieser  Frage  sind  nicht  blos,  wie  es  gegenwärtig  in  der 
Regel  geschieht  lediglich  subjektive  Befunde,  wie  schlechte  dumpfe  Luft  und 
dergl.  zu  beachten,  auch  nicht  blos  solche  Befunde  wie  Schimmelpilze  an  den 
Wänden  heranzuziehen,  weil  solche  Erscheinungen  auch  bei  Vernachlässigung 
der  Wohnungen  durch  mangelhaftes  Heizen  und  Lüften  künstlich  hervorgerufen 
werden  können.  Es  ist  vielmehr  das  Augenmerk  darauf  zn  richten,  möglichst 
zuverlässige  und  künstlichen  Veränderungen  nicht  zugängige  BeurtheiTungs- 
merkmale  zu  finden.  Als  ein  solches  Merkmal  ist  der  Feuchtigkeitsgehalt  des 
Mörtels  (Putz-  oder  Fugenmörtels)  und  nöthigenfalls  des  Baumaterials  zu  erachten. 
Der  Hygieniker,  Geh.  Med.-Ratti  Prof.  Dr.  Flügge  Breslau  hat  in  trockenen 
Mauern  nur  0,5^1  Proz.  Feuchtigkeit  im  Mörtel  gefunden  und  bei  bewohn- 
baren Neubauten  höchstens  2  Proz.  Feuchtigkeit;  Prof.  v.  Esmarch  hält  den 
Feuchtigkeitsgehalt  der  Baumaterialien  von  1  Proz.  als  höchste  zulässige  Grenze. 
Da  nun  dieser  Feuchtigkeitsgehalt  des  Mörtels  leicht  und  schnell  sich  in  jeder 
Apotheke  feststellen  lässt  (Trocknen  bei  105*  C.  bis  zum  konstanten  Gewicht 
und  Abkühlen  lassen  im  Exsiccator  oder  Vakuum-Apparate)}  da  femer,  wenn 
man  den  Mörtel  an  den  ungünstigsten  Stellen  (an  den  Aussenwänden  unten  ^ 
über  den  Scheuerleisten,  aus  den  Ecken  und  dergl.)  entnimmt,  diese 
Bestimmung  des  Feuchtigkeitsgehalts  des  Mörtels  einen  zuverlässigen  Anhalt 
über  die  Frage  der  Bewohnbarkeit  gicbt,  so  ersuche  ich,  von  dieser  Probe  bei 
allen  einschlägigen  Begutachtungen  Gebrauch  zu  machen. 

Ich  setze  dabei  aber  voraus,  dass  bei  Neubauten  möglichst  die  Inne- 
haltung der  zum  Austrocknen  der  Wohnungen  angesetzten  Frist  (9  Monate,  die 
nur  ausnahmsweise  bis  auf  4  Monate  herabgesetzt  werden  kann)  im  Auge 
behalten  wird,  und  empfehle  bei  Beurtheilung  von  Keller-  und  nicht  unter- 
kellerten Erdgeschosswohnungen  die  allergrösste  Vorsicht." 

In  den  meisten  Baupolizeiverordnungen  sind  für  die  Be- 
ziehbarkeit   von  Wohnräumen   in  Neubauten  meist  sogen. 

Nur  bei  geringeren  Bauten  kann  die  Prüfung  und  Abnahme  durch 
die  Polizeiverwaltung  (Bürgermeister,  Amtsvorsteher  u.  s.  w.)  oder  deren 
Stellvertreter  erfolgen.  Auf  dem  platten  Lande  können  damit  der  Gemeinde- 
vorstand, Gendarmen,  in  Städten  Magistratsmitglieder,  Baugewerksmeister  oder 
sonst  geeignete  Personen  beauftrag  werden. 

In  dem  Ministerialeriasse  sind  auch  Formulare  für  die  Prüfung  der 
Bauerlaubnissgesuche,  für  die  Roh-  und  Gebrauchsabnahme  vorgeschrieben; 
die  hier  zu  beantwortenden  Fragen  berühren  vielfach  das  gesundheitliche 
Interesse  [Verhältniss  der  bebauten  zur  unbebauten  Fläche,  Lage  und  Einrichtung 
der  Aborte,  der  Düngerstätten,   des  Brunnens,  Höhe  der  Vorder-  und  Hinter- 

febäude,  lichte  Höhe  der  zum  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Räume, 
ussbodenlage,  Austrocknung  der  Wände,  genügende  Lüftung  der  Wohnräume, 
Bade-  und  Kloseträume,  Beschaffenheit  der  Abfallröhren  (ob  mit  über  Dach 
geführten  Entlüftungsröhren  versehen),  etwaiges  Vorhandensein  vorschriftswidriger 
Verschlussvorrichtungen  in  den  Ofenröhren,  Geländer  an  Treppen  u.  s.  w.J 
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Trockenfristen  (9  Monate  nach  der  Rohbauabnahme,  die  bis 
auf  4  oder  3  Monate  ermässig-t  werden  können)  vorgesehen. 
Diese  Fristbestimmung  hat  ihre  grossen  Fehler;  denn  der 
Feuchtigkeitsgehalt  der  Wände  und  damit  die  Beziehbarkeit  der 
Räume  hängt  wesentlich  von  dem  Baumaterial,  sowie  von  der 
Ableitung  der  Ab-  und  Tageswässer,  der  Stärke  der  Wände, 
des  Verputzes  usw.,  vor  allem  aber  von  den  Witterungsverhält- 
nissen während  des  Baues,  von  der  Höhenlage  und  der  Um- 
gebung des  Neubaues  (Grundwasserstand,  Lage,  ob  frei  oder  in 
engen  Strassen  u.  s.  w.)  ab.  Deshalb  sollte  von  einer  derartigen 
Fristbestimmung  in  den  Bauverordnungen  überhaupt  abgesehen 
und  nur  bestimmt  werden,  dass  Räume  zum  dauernden  Auieuthalt 
von  Menschen  nicht  eher  in  Benutzung  genommen  werden 
dürfen,  als  bis  durch  eine  zuvorige  baupolizeiliche  Abnahme- 
prüfung der  Nachweis,  dass  sie  ohne  gesundheitliche  Nach- 
theile bewohnbar  sind,  erbracht  ist  Jedenfalls  thut  der  Me- 
dizinalbeamte gut,  sich  nicht  allein  auf  die  Feststellung  der 
Feuchtigkeit  zu  beschränken,  sondern  auch  alle  vorher  erwähnten^ 
für  die  Beurtheilung  der  Frage  ins  Gewicht  fallenden  Punkte 
bei  Abgabe  seines  Gutachtens  zu  berücksichtigen  (s.  auch  S.  369). 

Ausserordentlich  beschleunigt  werden  kann  die  Austrock- 
nung der  Wände  durch  die  Aufstellung  eiserner  Koakskörbe,  in 
denen  dauernd  ein  lebhaftes  Koaksfeuer  unterhalten  wird.  Das 
Verfahren  bedarf  aber  einer  sorgfältigen  Ueberwachung,  um 
etwaige  Gesundheitsschädigungen  der  Arbeiter  und  sonstigen^ 
sich  in  dem  betreffenden  Gebäude  aufhaltenden  Personen  durch 
Einathmung  des  sich  hierbei  entwickelnden  Kohlenoxydgases 
zu  verhüten.  Diese  Gefahr  soll  bei  dem  durch  den  Erlass 
vom  8.  Mai  1888  empfohlenen  Austrocknungsverfahren  des 
Architekten  v.  Kosinski  weniger  bestehen  und  dabei  die  Aus- 
trocknung noch  schneller  und  intensiver  bewirkt  werden.^) 

Wenn  der  Medizinalbeamte  die  Polizeibehörden  bei  Hand- 
habung der  Baupolizei  unterstützen  soll,  dann  muss  er  aber 
nicht  nur  mit  den  bereits  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen^ 
(s.  §  339  u.  folg.),  sondern  auch  mit  der  Rechtsprechung  auf 
diesem  Gebiete  einigermaassen  vertraut  sein.  Es  mögen  daher 
hier  einige  einschlägige  Urtheile  folgen: 


1)  Der  Erlass  vom  8.  Mai  1888  lautet: 

ifDer  Architekt  St.  v.  Kosinski  hat  mit  den  zur  Austrocknung  feuchter 
Bauwerke  vielfach  in  Gebrauch  stehenden  Koakskörben  einfache  Vorkehrungen 
verbunden,  welche,  wie  hier  angestellte  Versuche  ergeben  haben,  die  Wirkung 
der  ersteren  in  beträchtlichem  Maasse  zu  steigern,  und  die  Austrocknung  feuchter 
Gebäude  in  sehr  vollständiger  Weise  und  in  kurzer  Zeit  zu  bewirken  im 
Stande  sind.  Das  Nähere  über  das  Verfahren  und  dessen  Wirkungen  crgiebt 
sich  aus  dem  abschriftlich  beiliegenden  Briefe  des  Assistenten  am  Königl. 
hygienischen  Institut  Dr.  Petri,  zu  welchem  jedoch  zu  bemerken  ist,  dass  der 
Grad  ber  Hitze,  welchen  der  p.  v.  Kosinski  bei  dem  angestellten  Versuch 
hervoi|;ebracht  hat,  um  die  mögliche  Leistungsfähigkeit  seines  Apparates  darzu- 
thun,  für  gewöhnlich  nicht  erforderlich  sein  wird,  so  dass  sich  auch  der  Koaks- 
verbrauch  vermindern  würde. 

Ew.  Exzellenz  gebe  ich  ganz  ergebenst  anheim,  falls  sich  im  dortigen 
Verwaltungsbezirk  eine  möglichst  vollständige  und  schleunige  Austrocknung  von 
Gebäuden,  welche  von  der  Ueberschwemmung  betroffen  sind,  erforderlich  erweist, 
sich  gefälligst  wegen  Ausführung  des  Verfahrens  mit  dem  p.  v.  Kosinski  in 
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a.  Wohnviertel« 


Polizeiverordnungen,   die  eine  landhausmässige  Bebauung  für  be- 
stimmte Stadttheile  vorschreiben,  sind  zulassig. 

rv'tiUrtheile  des  Obervervaltungsgerichts  vom  13.  Januar   1894 
(s.'  S.  352)  und  28.  September  1895. 


Eine  Poltzeiverordnung,  durch  die  in  einem  bestimmten  Bezirke  die  An- 
lage und  der  Betrieb  gewerblicher  Anlagen  überhaupt  verboten  wird,  ist  un- 
zulässig, da  sie  gegen  Keichs-  und  Landesrecht  verstösst;  das  Verbot  kann  sich 
nur  aut  solche  Anlagen  erstrecken,  die  beim  Betriebe  schädliche  Folgen  —  üble 
Dünste,  starken  Rauch,  ungewöhnliche  Geräusche  u. s.w.  — und  dadurch  Nach- 
theile oder  Belästigung  für  das  Publikum,  insbesondere  die  Nachbarschaft,  her- 
beiführen. 

UrtheiledesOberverwaltungsgerichts  vom  3.  November  1898,0 
2.  Juli  1900  und  24.  April  1902  sowie  des  Kammergerichts  vom  5.  De- 
zember 1902. 


Ein  für  den  Gewerbebetrieb  bestimmter  Stall  für  17  Pferde  mit  offener 
Düngergrube  ist  eine  Anlage,  die  wegen  der  mit  ihr  veri>undenen  Gesundheits- 
gefahr unter  die  in  einem  bestimmten  Stadttheil  nicht  zulässigen  gewerblichen 
Anlagen  fällt 

Urthdl  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  27.  März  1899. 


Ein  Verbot  des  Haltens  von  Schweinen  ist  nicht  allgemein,  sondern 
nur  für  gewisse  Stadtg^^enden  zulässig. 

Urtheil  des  Kammergerichts  vom  22.  Mai  1890. 


Verbindung  zu  setzen  bezw.  die  nachgeordneten  Behörden  auf  das  gedachte 
Verfahren  aufmerksam  zu  machen.« 

Nadi  dem  Bericht  des  Dr.  PetrI  besteht  der  Apptnt  im  Wesentlidien  ans  sogentnnten 
Kotkskörben  von  Eisenstaben,  in  welchen  ein  lebhaftes  Koaksfeuer  unterhalten  wird.  Auch  andere 
Materialien  zur  Feuemns  sowie  andere  Vorrichtungen  als  Feuersteile  können  benutzt  werden. 
Diese  auch  sonst  im  Gebrauch  befindlichen  Feuerungen  sind  bei  dem  Verfahren  mit  besonderen 
eisernen  Röhren  kombinirt  worden,  die  von  aussen  her  trockne  Luft  dem  auszutrocknenden  Raum 
znffihrcn,  in  dem  diese  Luft  bei  ihrem  Durchgang  durch  den  brennenden  Koaks  auf  einen  hoben 
Wärmegrad  sebracht  wird.  Ausserdem  sind  sie  noch  mit  besonderen  Abzugsröhren  versehen,  die 
sowohl  die  Verbrennungsgaac,  wie  die  mit  Wasserdimpfen  aus  dem  zu  trocknenden  Raum  bcladene 
Luft  in  die  Schornsteine  abführen.  Diese  Abzugsröhren  nehmen  ihren  Ursprung  in  einem  weiten, 
eisernen  Triditer,  der  unmittelbar  Aber  der  Feuerstelle  (dem  Koakskorb)  angebracht  ist,  und  in 
welchen  von  allen  Seiten  her  die  Luft  des  auszutrocknenden  Raumes  zugleich  mit  den  Ver- 
brennungsgasen hineins;erissen  wird.  Durch  diese  Einrichtung  wird  eine  säir  hohe  Temperatur 
und  ein  äusserst  energischer  Luftwechsel  erzeugt.  Beide  Faktoren  bringen  in  kurzer  Zeit  die 
Abführung  betrflchtl  icher  Wassermengen  auf  dem  Wege  der  Verdampfung  zu  Stande.  Bei  den  von 
Dr.  Petrl  angestellten  Versuchen  in  drei  bezw.  zwei  zusammenhingenden  Räumen  von  zusammen 
186,1  bezw.  192,6  cbm.  Inhalt  mit  2,  4  und  6  derartigen  Apparaten  wurden  bei  je  84  Stunden 
Fen^riingsschicht  zusammen  je  45  hl.  Koaks  verbrannt  und  dadurch  der  Wassergehalt  der  betreff  enden 
Wände  von  6,8  %,  im  Mörtel  und  11.1  %  in  den  Steinen  auf  0,4  bezw.  0,1  %  herabgedruckt, 
also  auf  ein  Minimum,  das  in  alten,  sdt  Jahren  lufttrocknen  Mauern  kaum  angetroffen  werden  dürfte. 

^)  Diese  Entscheidung  des  Oberverwaltungsserichts  hat  dem  Minister  der  öffentl.  Arbeiten 
zu  dem  nachstehenden  Runderlass  vom  18.  Dez em Der  1898  Veranlassung  gegeben. 

»Das  Königliche  Oberverwaltungsgericht  hat  unter  dem  3.  v.  M.  dne  für  die  Femhaltnng 
eewerblicher  Anluicn  von  Wohnvierteln  wichtige  Entscheidung  gefällt.  Es  hat  zunächst  unter 
Festhaltung  einer  bereits  früher  zum  Ausdruck  gebrachten  Auffassung  eine  Polizeiverordnungsvor- 
schrift für  rechtsgültig  erklärt,  wonach,  wenn  Fabriken,  Werkstätten  mit  geräuschvollem  oder 
feuergefährlichem  Betnebe  oder  sonstige  durch  Rauch.  Russ,  üblen  Geruch  oder  schädliche 
Ausdünstungen  lästig  fallende  gewerbliche  Anlagen  innerhalb  eines  Wohnviertels  errichtet  werden, 
sämmtliche  zum  Betriebe  gehÖngen  Gebäude  auf  allen  Seiten  eine  bestimmte  Entfernung  von  den 
Orundstücksgrenzen  und  von  der  Strasse  einhalten  müssen.  Der  Gerichtshof  ist  davon  aus- 
segangen,  dass  derartige  Bestimmungen  der  Sorge  für  Leben  und  Gesundheit  des  Publikums,  der 
Sicherheit  und  Leichtigkeit  des  Verkehrs  auf  önentlichen  Strassen  u.  s.  w.  dienen  und  daher  nach 
§.  6f  und  b  des  Gesetzes  über  die  Polizefverwaltung  vom  11.  März  1850,  in  den  neuen  Provinzen 
der  Verordnung  vom  20.  September  1867  gerechtfertigt  seien.  Dagegen  seien  solche  polizeilichen 
Gesichtspunkte  nicht  zu  erkennen,  wenn  eine  Verordnung  die  Einblutung  eines  gewissen  Abstandes 
allgemein  nur  zwischen  Vordergebäuden  in  bestimmten  Bezirken  vorschreibe,  für  jedes  Ge- 
bäude aber,  welches  gewerblichen  Zwecken  diene  —  z.  B.  auch  für  Lagergebäude  —  die  Wahrung 
dieses  Abstandes  von  allen  Nachbargrenzen,  demnach  nicht  nur  für  Vordergebäude  fordere.  Ins- 
besondere könne  die  Absicht,  im  gesundheitspolizeilichen  Interesse  für  reichliche  Zuführung  von 
Licht  und  Luft  zu  sorgen,  hier  nicht  obgewaltet  haben,  da  dann,  wie  für  Vordergebäude,  so  auch 
für  die  Seiten-  und  Hintergebäude  allgemein  und  nicht  nur  in  Bezug  auf  gewerblichen  Zwecken 
dienende  Baulichkeiten,  ein  Abstand  von  der  Nachbargrenze  hätte  vorgcschneben  werden  müssen. 
Eine  Bestimmung  dieser  Art  entbehre  daher  der  Rechtsgültigkeii« 
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b.  Dnrchfflhniag  baapolizellicher  Vorschriften.    BauerlaybiiiM. 
Bauabnabme.    Beziehen  von  Wohnungen« 

Auf  bestehendei  l^;al  entstandene  bauliche  Einrichtungen  können 
die  Vorschriften  späterer  Baupolizeiverordnungen  nicht  ohne  Weiteres  ange- 
wandt werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  11.  Januar  1896. 


Der  Bauherr  ist  verpflichtet,  der  Baupolizeibehörde  bei  Nachsuchung 
einer  Bauerlaubniss  diejenigen  Unterlagen  zu  unterbreiten,  deren  sie  be- 
darf, um  zu  beurtheilen,  ob  das  Bauvorhaben  nach  den  geltenden  Bestimmungen 
genehmigt  werden  kann.  Wo  es  an  solchen  Unterlagen  fehlt,  muss  die  Behörde 
das  Oenehmigungsgesnch  von  vornherein  ablehnen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  4.  November  1897. 


Verweigerung  des  Baukonsenses  wegen  fehlenden  Nachweises 
einer  ausreichenden  Entwässerung  des  beabsichtigten  Neubaues. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom   1.  Dezember  1894. 

Der  Widerruf  einer  baupolizeilichen  Genehmigung  ist  auch  nach 
begonnenem  Bau  zulässig,  wenn  dieser,  so  wie  er  genehmigt  ist,  den  geltenden 
Vorschriften  widerspricht. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  21.  Oktober  1900. 

Die  Polizeibehörde  kann  die  Beseitigung  eines  ohne  Genehmigung 
errichteten  Bauwerkes  anordnen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  30.  Juni  1894. 


Die  Polizeibehörde  kann  die  Beseitigung  oder  Abänderung  einer 
ohne  Bauerlaubniss  veränderten,  den  bestehenden  baupolizeilichen  Vor- 
schriften nicht  entsprechenden  Anlage  verlangen. 

Uriheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  11.  März  1887. 


Die  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  die  Räumung  einer  zu  früh  be- 
zogenen Wohnung  in  einem  neu  errichteten  Gebäude  anzuordnen,  auch  wenn 
nach  sachverständigem  Gutachten  deren  Benutzung  in  gesundheitlicher  Hinsicht 
unbedenklich  ist;  denn  die  Ingebrauchnahme  ist  in  jedem  Falle  erst  nach  vor- 
gängiger baupolizeilicher  Prüfung  und  Ertheilung  des  Gebrauchsabnahmescheins 
zulässig. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  17.  Juni  1890. 


Es  liegt  im  allgemeinen  polizeilichen  und  insbesondere  im  sanitären 
Interesse,  dass  die  Behörde  sich,  ehe  dies  durch  das  Beziehen  der  Woh- 
nungen unmöglich  gemacht  oder  erschwert  wird,  überzeugt,  ob  der  Bau  den 
bestehenden  Bestimmungen  oder  den  gestellten  Bedingungen  gemäss  ausgeführt 
und  in  gesundheitlicher  Beziehung  zum  Bewohnen  geeignet  ist  oder  zu  diesem 
Behufe  noch  weitere  Arbeiten  auszuführen  und  dementsprechende  Auflagen  zu 
machen  sind.  Sie  kann  deshalb  mit  Recht  verlangen,  dass  die  Fertigstellung 
eines  Neubaues  ihr  mitgetheilt  wird  und  das  Beziehen  der  Wohnungen  nicht 
eher  stattfindet,  bis  sie  ihre  Zustimmung  dazu  ertheilt,  d.  h.  durch  Schluss- 
abnahme konstatirt  hat,  dass  polizeiliche  Hindemisse  dem  Bewohnen  des 
Hauses  nicht  mehr  entgegenstehen. 

Urtheil  desOberverwaltungsgerichts(IV.S.)  vom  24.  April  1892. 
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c.  Begriff  and  Bedeutung  eines  xum  dauernden  Aufentlialt  von 
Mensciien  i>estininiten  Raumes* 

Nach  der  ständigen  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsraichts  müssen 
für  die  Entscheidung  der  vorstehenden  Fragen  in  zweifelhaften  Fallen  stets  die 
Verhältnisse  des  betreffenden  Falles  mit  ausschlaggebend  sein.  Es  wird 
wesentlich  darauf  ankommen,  wie  sich  im  Einzelfall  die  Thatsache  der  Be- 
nutzung der  in  Betracht  kommenden  Räume  gestaltet  bezw.  bei  einer  ihrer 
Einrichtung  entsprechenden  Benutzung  gestalten  wird. 

Urthdle  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  6.  und  '23.  März 
1888  und  10.  September  1892. 

Die  Vermuthung,  dass  Räume  missbräuchlich  zu  Schlaf-  und  Wohn- 
räumen benutzt  werden  könnten,  rechtfertigt  nicht  ein  Verbot  ihrer  Anlage. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  17.  Oktober  1888. 


Zu  Räumen  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  sind  im 
Allgemeinen  solche  zu  rechnen,  die  in  einer  Weise  benutzt  werden,  die  den 
Aufenthalt  der  darin  verkehrenden  Personen  als  einen  nicht  bloss  vorüber- 
gehenden erscheinen  lässt.  Ausserdem  muss  diese  Benutzung  nicht  ver- 
einzelt in  grösseren  Zwisdienräumen,  sondern  im  Wesentlichen  fortgesetzt 
und  stetig  zum  mindesten  in  einer  regelmässigen  Wiederholung 
erfolgen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  23.  März  1888  und 
26.  Mai  1893.  

Zu  Räumen  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  sind  nicht  nur 
Wohn-  und  Schlaf  räume,  sondern  auch  Küchen-  und  Restaurations- 
räume, gewerbliche  Betriebs-  und  Werkstätten  (Backstuben  u.s.w.)  zu 
rechnen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  16.  September 
1887  und  27.  November  1895. 


Badestuben  und  Bedflrfnissanstalten  für  den  Hausbedarf  gehören 
nicht  zu  den  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Räumen, 
auch  Badezimmer  in  einem  Hotel,  die  nur  für  die  Gäste  und  das  Per- 
sonal bestimmt  sind,  fallen  nicht  darunter,  wohl  aber  öffentliche  Bade- 
anstalten. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  10.  September  1889. 

Waschküchen  sind,  wenn  sie,  wie  in  Schankwirthschaften,  Hotels  u.s.w. 
regelmässig  benutzt  werden,  als  Räume  zum  täglichen  Aufenthalt  für  Menschen 
anzusehen;  im  Uebrigen  ist  die  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  nach  Lage  der 
besonderen  Verhältnisse  zu  treffen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  6.  und  23.  März  und 
6.  November  1888,  16.  Februar  1890  und  26.  Mai  1893. 


Lager  und  Aufbewahrungsräume,  z.  B.  eines  grösseren  Ver- 
kaufs-Waarenhauses  gehören  dann  zu  den  zum  dauernden  Aufenthalt 
von  Menschen  bestimmten  Räumen,  wenn  sich  in  ihnen  eine  mit  dem  Verkaufe 
verbundene,  sei  es  denselben  auch  nur  vertretende  oder  auf  den  Versand  der 
Waaren  bezügliche  gewerbliche  Thätigkeit  vollzieht,  die  über  die  mit  der 
blossen  Lagerung  der  Waaren   nothwendig  verbundene  Thätigkeit  hinausgeht. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (IV.  S.)  vom  3.  Juli  1900. 


d.  Zulässige  Bebauung«   Vorgärten. 

In  einer  Polizeiverordnung  können  Vorschriften  über  die  Grösse  der 
zur  Bebauung  zulässigen  Fläche  getroffen  werden. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  18.  März  1886,  31.  Ja- 
nuar 1893,  20.  März  1897,  7.  und  21.  März  1898.  In  dem  zuletzt  genannten 
Urtheile  heisst  es: 
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»Es  gehört  zu  den  wesentlichen  Aufgaben  der  Bauordnungen,  im  Inter- 
esse der  Gesundheit  der  Bewohner  für  geeignete  Wohnungen,  Luft  und  Licht 
auf  den  einzelnen  Grundstücken  zu  sorgen.  Die  Baupolizeibehörde  kann  daher 
nach  Maassgabe  der  Grösse  des  Baugrundstückes  oder  nach  Verhältniss  der 
Grundstückstiefe  zur  Strassenfront  oder  nach  Maassgabe  der  Zahl  der  in  den 
beabsichtigten  Bauten  einzurichtenden  Wohnungen  oder  nach  anderem  Maass- 
stabe die  Freilassung  bestimmter  Flächen  vorschreiben.« 


Bei  Bebauung  eines  Grundstücks  kommen  Bauwerke  aller  Art  in 
Betracht,  auch  lose,  mit  dem  Erdboden  verbundene  Holzbauten,  die  ihrer 
Zweckbestimmung  nach  nicht  nur  vorübergehend  aufgestellt  sind  und  der  Ab- 
sicht der  polizeilichen  Bestimmung,  die  ausreichende  Zufuhr  von  Luft  und 
Licht  zu  sichern,  zuwiderlaufen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  14.  Juni  1889. 


Als  freie  Hoffläche  ist  der  Theil  des  Hofes,  der  mit  einem  Glasdach 
überdeckt  ist,  nicht  anzusehen. 

Urtheil  des  Oberverwaltun^sgerichts  vom  17.  Mai  1897. 

»Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  die  Ueberdadiung  des  Hofes  mit 
einem  Glasdach  als  eine  Beeinträchtigung  der  im  Interesse  eines  genügenden 
Zutritts  von  Luft  und  Licht  vorgeschriebenen  freien  Hoffläche  anzusehen  ist.« 

Die  Einrichtung  sowie  eine  bestimmte  Benutzungsart  von  Vor- 
gärten kann  polizeilich  vorgeschrieben  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  26.  September  1889 
und  vom  23.  Mai  1894.    In  diesem  Ortheile  heisst  es: 

»Die  Vorgärten  sind  nicht  Theile  der  öffentlichen  Strasse.  Sie  stehen  im 
Eigenthum  Privater;  diese  haben  aber  über  sie  nicht  das  Maass  freier  Ver- 
fügung wie  über  ihre  sonstigen  Grundstücke.  Durch  die  Festsetzung,  dass  die 
Baufluchtlinien  hinter  der  Strassenfluchtlinie  zum  Zweck  des  Entstehens  von 
Vorg^ärten  gezogen  werden,  wird  den  so  entstehenden  Vorgärten  eine  gewisse 
Bestimmung  gegeben.  Sie  sollen  nicht  nur  als  Mittelglied  zwischen  Strasse  und 
Haus  den  Zugang  zwisdien  beiden  vermitteln,  sondern,  soweit  sie  nicht  Zugang 
sind,  weiter  als  Garten  die  Salubrität  der  Wohnplätze  durch  Zuführung  von 
Licht  und  Luft  wie  durch  Pflanzenwuchs  fördern  und  zugleich  Verunstaltungen 
der  Strassen  ausschliessen.« 


J^      e«  Sonstige  bauliche  Anfordernngen. 

'^ Durch  Baupolizeiverordnung  kann  eine  Bestimmung  betreffs  Höhe  der 
Gebäude  erlassen  werden. 

;*^Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  27.  Juni  1890. 


nv  r^Eine  baupolizeiliche  Bestimmung,  wonach  Räume  im  Dachgeschoss 
der  Vordeigebäude  nur  als  Zubehör  zu  den  Wohnungen  in  dem  unteren  Ge- 
sdioss  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  benutzt  werden  dürfen,  ist  zulässig. 
Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  7.  März  1898. 


Für  die  Anlage  von  Ställen  unter  den  zum  dauernden  Aufenthalte 
von  Menschen  bestimmten  Räumen  kann  die  Polizeibehörde  auf  Grund  des  §  10 
Th.  II  Tit.  17  d.  Allg.  L  R.  höhere  Anforderungen  in  Bezug  auf  Decken, 
Fussböden  und  Lüftung  stellen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  25.  Oktober  1892. 


Die  Polizeibehörde  kann  die  Genehmigung  zur  Anlage  von  Bedürf- 
nissanstalten  bei  fehlendem  Zutritt  von  Licht  und  Luft  untersagen. 
Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  25.  Januar  1889. 
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Die  Herstellung  einer  genügenden  Anzahl  von  Aborten  in  den 
Häusern  kann  polizeilich  gefordert  werden. 

Urthcile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  Juli  1879,  16.  Ja- 
nuar, 5.  April  und  16.  Mai  1884  und  3.  Juli  1895. 

a)  Urtheil  vom  2.  Juli  1879: 

»Die  Anordnung  ist  eine  sitten-  und  fesundheitsi)olizeiliche;  sie  ist  als 
solche  g^en  Jeden  berechtigt,  welcher  thatsächlich  auf  seinem  Besitz  Menschen 
derartig  versammelt,  beschmigt  oder  auch  nur  duldet,  dass  dadurch  das  Be- 
dürfniss  nach  einem  Abort  zur  Vermeidung  von  Schädigungen  der  Sittlichkeit 
oder  der  Salubrität  entsteht.  Wie  demgemäss  jeder  Eig[entnümer  als  B^itzer 
eines  Wohnplatzes  genöthigt  werden  kann,  denselben  mit  einem  dem  Bedürf- 
nisse der  öficntlichen  Ordnung  und  Sittlichkeit  entsprechenden  Aborte  zu  ver- 
sehen, so  nicht  minder  gewerbtreibende  Gesellschaften,  die  auf  den  von  ihnen 
thatsächlich  besessenen  und  ihrem  Geschäftsbetrieb  dienenden  Grundstüdcen 
Menschen  beschäftigen  und  versammeln.« 

b}  Urtheil  vom  3.  Juli  1895: 

»Nach  der  konstanten  Judikatur  des  Oberverwaltunesgerichts  unterliegt  es 
in  rechtlicher  Beziehung  keinem  Bedenken,  dass  der  Ortspolizeibehörde  auf 
Grund  des  §  10  Tit.  17  Th.  11.  Allg.  L  R.  die  Befugniss  zusteht,  auf  die  Her- 
stellung einer  genügenden  Anzahl  von  Aborten  in  solchen  Häusern  zu  dringen, 
in  denen  die  Zahl  der  vorhandenen  Bedürfnissanstalten  im  Verhältniss  zur 
Menge  der  Bewohner  nicht  ausreicht,  um  die  Besorgniss  gesundheitsschädlicher 
und  die  gute  Sitte  verletzender  Missstände  auszuschliessen ;  die  Beseitigung  und 
Verhütung  solcher  Missstände  gehört  zu  den  Aufgaben  der  Polizeibehörden, 
wie  solche  im  Einzelnen  auch  im  §  6  des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung 

vom  11.  März  1850  aufgeführt  worden  sind Die  klägerischen  Anführungen 

ergeben  aber  nicht,  dass  die  Anforderungen  der  Polizei  des  sachlichen  Inhalts 
entbehrten,  denn  nach  den  eigenen  An^ben  des  Klägers  sind  fünf  Mieths- 
parteien  mit  zusammen  gegenwärtig  22  Personen  auf  das  eine  im  Hofe  vor- 
handene Kloset  angewiesen,  und  hinzukommen  diejenigen  Personen,  welche 
als  Gäste  das  im  Hause  befindliche  Restaurationslokal  bauchen." 


Das  Anbringen  von  Handläufern  und  Geländern  an  Treppen  kann 
polizeilich  vorgeschrieben  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  3.  April  1895. 

Ein  polizeiliches  Verbot  der  Anlage  von  Abschluss-Vorrichtungen 
in  Ofenröhren  (Ofenklappen)  ist  rechtsgültig. 

Urtheile  des  Kammergerichts  vom  10.  November  1881  und  des 
Oberverwaltungsgerichts  vom  5.  Dezember  1881. 

Die  Polizeibehörde  kann  einen  für  die  Augen  unschädlichen  Anstrich 
der  Gebäude  verlangen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  3.  April  1891. 


B.  WohDungsordnuDg.  Wohnungsiofsicht  und  WohDungsfirsorge. 
Somiinuitzigo  BistrohuDgiu  auf  dem  Sohiite  dir  WohDongshygieDi. 
NerhergiD.  Schlifstollen,  lisseofiuirtiere  und  Arheiterwohnnngen. 

Während  durch  Erlass  zweckentsprechender  Baupolizeiver- 
ordnungen auf  eine  gesundheitsmässige  Herstellung  und  Er- 
richtung neuer  Wohngebäude  ein  wirksamer  Einfluss  mit  Er 
folg  ausgeübt  werden  kann,  ist  dies  bestehenden  Gebäuden 
gegenüber  meist  weniger  der  Fall;  denn  nach  dem  Urtheil  des 
Oberverwaltungsgerichts  vom  11.  Januar  1896  können  die  Vor- 
schriften späterer  Bauverordnungen  auf  bestehende,  legal 
entstandene  bauUche  Einrichtungen  nicht  ohne  Weiteres  ange- 
wandt werden  (s.  S.  363).  Immerhin  ist  ihre  Anwendung  keines- 
wegs ausgeschlossen;  namentlich  gilt  dies  betreffs  solcher  Vor- 
sclmften,    deren    Durchführung   in    gesundheitlichem  Interesse 
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erforderlich  ist  und  nicht  mit  erheblichen,  oder  mit  Schwierig- 
keiten bezw.  grossen  Kosten  verbundenen  baulichen  Veränderungen 
bestehender  Gebäude  verknüpft  ist  Bei  Neuerlass  einer  Bau- 
polizeiverordnung wird  also  auch  darauf  Bedacht  zu  nehmen 
sein,  ob  und  inwieweit  die  Vorschriften  auf  bestehende  Gebäude 
ausgedehnt  werden  können;  selbstverständlich  ist  dann  hierfür 
eine  den  Verhältnissen  entsprechende  Frist  vorzusehen  und 
diese,  um  Härten  zu  vermeiden,  nicht  zu  kurz  zu  bemessen. 
Dasselbe  gilt  mehr  oder  weniger  betreffs  der  Feststellung  von 
Ortsbebauungsplänen;  hier  wird  allerdings  die  Durchführung 
nur  mit  Geldopfern  seitens  der  betreffenden  Gemeinden  mög- 
lich sein;  denn  die  Betheiligten  müssen  entschädig  werden. 
Ausserdem  wird  ihre  Zustimmung  oft  nicht  zu  erreichen  sein, 
und  demzufolge  die  Enteignung  eintreten  müssen,  zu  der  das 
Recht,  besonders  wenn  gesundheitliche  Interessen,  z.  B.  bei 
Verbreiterung  oder  Durchlegung  einer  Strasse  in  engen  Wohn- 
vierteln, in  Frage  kommen,  wohl  stets  höheren  Orts  ertheilt 
werden  dürfte. 

Schon  lange  hatte  die  hygienische  Wissenschaft  die  Anfor- 
derungen für  ein  gesundes  Wohnen  festgestellt,  ehe  man  sich 
seitens  der  zuständigen  Behörden  entschloss,  diesen  in  den 
Baupolizeiverordnungen  für  Neubauten  Rechnung  zu  tragen; 
noch  weit  länger  hat  es  aber  gedauert,  ehe  man  versucht  hat,, 
jenen  Anforderungen  auch  bei  den  bestehenden  Wohnungen 
Rechnung  zu  tragen.  Erst  seitdem  in  den  letzten  Dezennien 
die  sogenannte  Wohnungsfrage  eine  brennende  geworden  und 
immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten  ist,  seitdem  sie  in 
Vereinen,  auf  Kongressen,  in  Parlamenten  u.  s.  w.,  in  der 
wissenschaftlichen  wie  in  der  sozialpolitischen  und  Tages-Presse 
immer  wieder  von  Neuem  und  gleich  lebhaft  erörtert  ist,  hat  man 
begonnen,  den  auch  hier  herrschenden  Missständen  durch  Woh- 
nungsordnungen  und  strengere  Wohnungsaufsicht  mit  aller 
Energie  entgegenzutreten.  Es  würde  zu  weit  führen,  auf  diese  Miss- 
stände hier  näher  einzugehen ;  sie  haben  für  Preussen  in  der  Begrün- 
dung zu  dem  im  nächsten  Jahre  dem  Landtage  vorzulegenden  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhält- 
nisse eine  eingehende  und  zutreffende  Schilderung  erfahren, 
die  sich  allerdings  in  erster  Linie  auf  die  Städte  und  Industrie- 
gegenden bezieht,  aber  auch  für  ländliche  Verhältnisse  zu  treffend 
ist;  denn  nach  den  namentlich  von  Medizinalbeamten  in  dieser 
Hinsicht  angestellten  Ermittelungen  liegen  hier  die  Wohnungs- 
verhältnisse oft  weit  ungünstiger  als  in  den  Städten.  Es  gilt 
nicht  nur  der  Ueberfüllung  von  Wohnungen  vorzubeugen, 
mangelhaft  belichtete  und  gelüftete,  gesundheits- 
widrige zu  beseitigen  oder  ordnungsmässig  herzustellen, 
sondern  auch  neue  gesunde  und  billige  Wohnungen  für 
die  minder  bemittelten  Volksklassen  zu  beschaffen  und  vor 
Allem  eine  ordnungsmässige,  den  Anforderungen  der 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  entsprechende  Benutzung 
der  Wohnräume  sicher  zu  stellen;  weil  gerade  auf  die  ge- 
sundheitswidrige   Benutzung     (mangelhafte    Reinhaltung    der 
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Wohnräume,   Flure,   Aborte,    Hofe  u.  s.  w.,   Ansammlung   von 
Schmutz  und  Aufbewahrung  von  Lumpen,  Knochen,  Gemüse- 
vorräthen  und  sonstigen  leicht  faulenden  Gegenständen,  zweck- 
widrige oder  nachlässige  Benutzung  der  Koch-,  Entwässerungs- 
u.  s.  w.  Einrichtungen,  Vernachlässigung  der  Lüftung  u.  s.  w.) 
die  meisten  sanitären  Missstände  in  den  Wohnungen  zurückzu- 
führen sind.    Um  jenes  Ziel  zu  erreichen,  bedarf  die  Hygiene  in 
ganz   besonderem    Maasse   des  Zusammenwirkens   aller  Kräfte, 
der  Gemeinde-,  Provinzial-  und  Staatsverwaltungen,  der  gemein- 
nützigen Vereine  und  Wohlthätigkeitsbestrebungen,   der   Bau- 
technik u.  s.  w.    Die  Arbeit  ist  gerade  hier  eine  ausserordentlich 
grosse,  weil  es  vielfach  gilt,  die  Sünden  der  Väter,  die  Schäden 
der  Vergangenheit  zu  tilgen  und  gleichzeitig  Vorkehrungen  zu 
treffen   für   eine   bessere    Zukunft.      Es    bedarf    dazu    genauer 
Ermittelungen  über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Wohnverhält- 
nisse eines  sehr  grossen  Theiles  der  Bevölkerung;  es  muss  auf- 
geräumt werden  mit  Gleichgültigkeit,  Schlendrian  oder  bösem 
Willen;     es     ist     nöthig,     die     grosse     Bedeutung     von     ge- 
sundem Wohnen   für   Förderung   von  Gesundheit,   Sittlichkeit 
und  Menschenwohl  hineinzutragen  in  die  weitesten  Kreise  der 
Bevölkerung,  um  wieder  aufzubauen  und  Ersatz  zu  schaffen  für 
das,  was   als   ungesund   und   verwerflich    erkannt  wurde,  aber 
auch  zu  erhalten  und  zu  fördern,  was  vereinte  Kräfte  schufen,  i) 
Hier   ist  also  dem  Medizinalbeamten   ein  reiches  Feld  der 
Thätigkeit  gegeben,  die  er  nach  §.  70  der  Dienstanweisung  (siehe 
S.  273  u.  274)  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  anzusehen  hat 
Er  soll  darnach  seine  Aufmerksamkeit  darauf  richten,  dass  in 
den  Ortschaften  und  deren  Umgebung,  innerhalb  wie  ausser- 
halb der  Wohnungen  oder  sonstiger  zum  dauernden  Aufenthalt 
von  Menschen  bestimmten  Räume  sich  keine  gesundheitswidrigen 
Zustände  entwickeln,  und  erforderlichenfalls  für  deren  Beseiti- 
gung nach  Maassgabe  der  bestehenden  Voi  Schriften  Sorge  tragen 
sowie  überhaupt  darauf  achten,  dass  die  Wohnungen  und  die 
sonst  zum    dauernden   Aufenthalt   von   Menschen   bestimmten 
Räume  den  gesundheitlichen  Anforderungen,   insbesondere   an 
Licht  und  Luft  genügen.     Damit  ist  die  Grundlage  für  eine 
Mitwirkung  der  Medizinalbeamten  auf  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungsaufsicht  gegeben;   in  ausgiebigster  Weise  sollten  hierzu 
ausserdem    die    Gesundheitskommissionen    hinzugezogen 
werden,   die   dadurch  eine  äusserst  dankbare  Aufgabe  erhalten 
würden,  eine  Aufgabe,  die  ausserdem  den  von  mancher  Seite 
erhobenen  Einwand  gegen  die  Gesundheitskommissionen,  dass 
sie  nicht  genügend  Beschäftigung  hätten  und  deshalb  ein  tot- 
geborenes Kind  seien,  hinfällig  machen  würde.^) 


*)  biene  ur.  Ktannmuiier:  Uie öetheiligung der Medizinalbeainten  beider 
tiungsbeaufsichtigung.  Bericht  über  die  I.  Hauptversammlung  des  Deutschen 
zinalbeamten-Vereins;  1902,  S.  85. 

*)   Betreffs  der  Mitwirkung  der  Medizinalbeamten   und   Oe- 


*)  Siehe  Dr.  Pfannmüller:  Die  Betheiligung  der  Medizinalbeamten  beider 
Wohnung! --    .  - 

Medizinal) 

Sundheitskommissionen  bei  der  Wohnungsbeaufsichtigung  schlägt 
Pfannmüller  (s.  Anm.  1)  vor,  dass  in  allen  Fällen,  in  denen  den  durdi 
Gesetz  oder  Polizeiverordnung  festzulegenden  Minimalforderungen  in  Wohnungen, 
Schlafstellen,  Herbergen  u.  s.w.  nicht  genügt  ist,  oder  dem  Wohnungsinspektor, 
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Ebenso  wie  bei  Handhabung  der  Baupolizei  Neubauten 
gegenüber  wird  die  Thätigkeit  des  Kreisarztes  auch  in  Bezug 
auf  bereits  vorhandene  und  im  Gebrauch  befindliche 
Wohnungen  z.  Z.  hauptsächlich  wegen  deren  angeblicher 
Feuchtigkeit  in  Anspruch  genommen.  Nicht  selten  handelt 
es  sich  hierbei  um  Klagen  von  Miethem,  die  vorzeitig  von  ihrem 
Miethsvertrag  aus  irgend  welchem  Grunde  gelöst  sein  wollen 
und  die  Hü3e  der  Polizei  oder  des  Gerichts  unter  dem  Ver- 
wände in  Anspruch  nehmen,  dass  die  Wohnung  feucht  und 
demgemäss  ungesund  sei.  Dass  feuchte  Wohnungen  einen 
nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Gesundheit  ihrer  Bewohner 
haben,  unterliegt  keinem  Zweifel;  denn  wenn  auch  dadurch 
keine  bestimmten  spezifischen  Klrankheiten  hervorgerufen 
werden,  so  lehrt  doch  die  Erfahrung,  dass  die  Entstehung  von 
sogenannten  Erkältungskrankheiten  (Rheumatismus,  Katarrhe), 
sowie  die  Verschlimmerung  chronischer  Leiden  häufig  auf 
feuchte  Wohnungen  zurückzuführen  ist.  Desgleichen  wird 
durch  den  dauernden  Aufenthalt  in  solchen  Räumen  die 
körperliche  Entwickelung,  namentlich  bei  Kindern,  gehemmt, 
die  Widerstandsfähigkeit  des  Körpers  gegen  Krankheiten,  ins- 
besondere ansteckende,  herabgesetzt  Als  Hauptursache  hierfür 
ist  die  Störung  des  Wärmehaushaltes  —  der  abnorme  Wärme- 
verlust — ,  den  feuchte  Wohnungen  für  ihre  Bewohner  noth- 
wendiger  Weise  mit  sich  bringen,  anzusehen;  dazu  kommt  die 
Verschlechterung  der  Luft  in  Folge  von  Schimmel-  und 
Schwammbildung  und  allerhand  durch   ihren  hohen  Feuchtig- 


bezw.  dem  betr.  Gesundheitskommissionsmitglied  gesundheitliche  Bedenken  ent- 
gegentreten, das  Gutachten  des  beamteten  Arztes  einzuholen  ist.  Der  beamtete 
Arzt  soll  auch  ohne  solche  direkte  Requisitionen  alljährlich  mit  dem  Wohnungs- 
inspektor oder  der  Qesundheitskommission  eine  Anzahl  von  Wohnungen  revi- 
diren,  und  ihm  jederzeit  Einblick  in  die  Wohnungsredster  und  die  sonstigen 
Akten  des  Wohnungsinspektors  zustehen,  dem  er  Belehrungen  und  Aufträge 
ertheilen  kann.  Auch  soll  ihm  die  Anleitung  und  Ausbildung  der  diesem  etwa 
noch  beigegebenen  Wohnungspfleger  übertragen  werden.  Erhält  er  in  Ausübung 
seines  Dienstes,  insbesondere  bei  Ermittelung  ansteckender  Krankheiten,  Kennt- 
niss  von  ungesunden  Wohnungsverhältnissen,  so  hat  er  sowohl  bei  der  Polizei- 
behörde entsprechende  Anträge  zu  stellen,  als  auch  den  Wohnungsinspektor  auf 
solche  Wohnungen  aufmerk^m  zu  machen.  Der  beamtete  Arzt  soll  femer 
durch  Wort  und  Schrift,  Vorträge  in  Vereinen,  Verbreitung  geeigneter  volks- 
hygienischer Schriften,  periodische  Veröffentlichungen  über  Wohnungsfragen, 
belehrend  und  anregend  auf  das  Publikum  einwirken  und  bei  der  Gründung 
von  Bauvereinen,  Herstellung  von  Arbeiterwohnungen  in  geeigneter  Weise  mit- 
wirken. Er  soll  sich  auch  die  Mitwirkung  der  praktischen  Aerzte  oder  der 
Stadtärzte  sichern,  da  diese  bei  der  dauernden  Beaufsidhtigung  der  Wohnungen 
nicht  entbehrt  werden  kann. 

In  ähnlichem  Sinne  haben  sich  die  beiden  Referenten  auf  der  diesjährigen 
Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  — 
Geh.  Reg.-Rath  Rumpelt- Dresden  und  Geh.  Baurath  S  t  ü  b  b  e  n  -  Köln  —  aus- 

?esprochen.  Sie  verlangen  eine  grössere  Betheiligung  der  Aerzte  auf  diesem 
lebiete;  insbesondere  „sind  die  Medizinalbeamten  ül^  Bebauungspläne,  Bau- 
anzeigen und  Gesuche  um  Ausnahmebewilligung  von  Bauvorschriften  zu  hören, 
sobald  gesundheitliche  Fragen  berührt  werden,  und  unter  derselben  Voraus- 
setzung auch  zu  Revisionen  zuzuziehen.  Von  besonderem  Werth  sind  regel- 
mässige Besprechungen  von  Medizinalbeamten  mit  den  Vertretern  der  Baupolizei- 
behörde und  anderen  Bausachverständigen.  Wo  mehrgliedrige  Baupolizei- 
kommissionen bestehen,  soll  auch  ein  Arzt  zu  den  Mitgliedern  zählen.'' 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.  24 
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keitsgehalt  begünstigte  Zersetzungsvorgänge,  die  Scha£Eung 
guter  Lebensbedingungen  für  Infektionserreger,  die  zersetzende 
Wirkung  auf  Nahrungsmittel  und  als  Folge  davon  wieder 
Magen-  und  Darmkatarrhe  durch  Genuss  verdorbener  Nahrungs- 
mittel. Die  Ursachen  der  Feuchtigkeit  sind  zurückzuführen 
theils  auf  Fehler  bei  der  Errichtung  eines  Gebäudes:  fehlender 
oder  mangelnder  Schutz  des  Mauerwerks  gegen  aufsteigende 
und  seitliche  Bodenfeuchtigkeit,  Verwendung  ungeeigneter  Bau- 
materialien z.  B.  hygroskopischer  Steine  u.  s.  w.,  ungenügender 
Schutz  gegen  Schlagregen,  zu  geringe  Stärke  der  Aussenwände^ 
schlechte  Dachdeckung  und  Regenwasserableitung,  mangel- 
hafte Wasserversorgungs-  und  Entwässerungsanlagen,  zu  frühes 
Beziehen  eines  Hauses^),  theils  auf  eine  gesundheitswidrige 
Benutzung  der  Räume  (UeberfüUung,  Unsauberkeit,  mangel- 
haftes Lüften  und  Heizen,  Kochen,  Waschen,  Wäschetrocknen 
u.  s.  w.  in  nicht  dafür  bestimmten  Räumen  u.  s.  w.),  mangel- 
hafte bauliche  Erhaltung  besonders  der  Dachdeckung,  der 
Regen  wasserableitungen,Wasserversorgungs-  und  Entwässerungs- 
anlagen.2)  Auf  alle  diese  Punkte  muss  der  Medizinalbeamte 
sein  Augenmerk  richten,  wenn  er  in  solchen  Fällen  ein  Gut- 
achten abgeben  soll.  Er  hat  bei  der  zu  diesem  Zwecke  vor- 
zunehmenden örtlichen  Besichtigung  auf  das  Vorhandensein 
von  dem  für  Schwammbildung  spezüisch  modrigen,  muffigen 
Geruch  zu  achten,  die  Wände  namentlich  in  den  Winkeln  und 
Ecken,  hinter  den  Möbeln,  Bildern  usw.  einer  genaueren  Unter- 
suchung auf  feuchte  Stellen,  abgelöste  oder  verfaulte  Tapeten, 
Schimmelbildung  usw.  zu  unterziehen  und  ihren  Feuchtigkeits- 
gehalt^) festzustellen,  die  Fussböden,  Holzpaneele,  Fussboden- 
leisten  u.  s.  w.  auf  Schwammbildung  ^)  zu  untersuchen,  er- 
forderlichenfalls auch  den  Pussboden,  wenigstens  zum  Theil 
aufnehmen  zu  lassen,  behufs  Untersuchung  des  Zwischendecken- 
materials. Er  muss  sich  aber  nicht  nur  bemühen,  die  Feuchtig- 
keit selbst  festzustellen,  sondern  auch  ihren  Ursachen  nach- 
forschen, um  beurtheilen  zu  können,  ob  imd  mit  welchen 
Mitteln  diese  zu  beseitigen  sind;  denn  die  Beantwortung 
dieser  Frage  wird  wohl  ausnahmslos  in  derartigen  Fällen 
von  ihm  verlangt  werden,  wenigstens  soweit  ihre  Beant- 
wortung nicht  in  das  bautechnische  Gebiet  fällt  Nament- 
lich hat  der  Medizinalbeamte  dabei  zu  prüfen,  ob  es  sich 
um  dauernde  oder  vorübergehende   und  deshalb  abzustellende 


»)  Siehe  Seite  360. 

')  Siehe  Abel  und  Olshausen:  Feuchte  Wohnungen.  Ursache, 
Einfluss  auf  die  Gesundheit  und  Mittel  zur  Abhilfe.  Bericht  über  die  Jahres- 
versammlung des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  im 
Jahre  1902;  S.  247. 

*)  Der  Hausschwamm  wird  durch  den  Pilz  der  Holzfäule  (Merulius 
lacrimans)  hervorgerufen,  der  sich  besonders  an  Nadelhölzern  entwickelt  und 
zwar  nur  an  feuchten,  dunklen  und  von  der  Luft  abgeschlossenen  Stellen.  Er 
bildet  Anfangs  schneeweisse,  später  mehr  graugefärbte,  watteähnliche  Spross- 
verbände, die  sich  schliesslich  zu  braunen,  tellerförmigen  bis  metergrossen  Frucht- 
körpern entwickeln.  Sein  Vorhandensein  macht  sich  durch  einen  charakteristischen 
muffigen  Geruch,  Morschwerden  oder  Einsinken  des  Fussbodens,  der  Fussboden- 
leisten,  Holzpaneele  u.  s.  w.  bemerkbar. 
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Ursachen  der  Feuchtigkeit  handelt.  Zu  den  ersteren  sind 
fast  ausnahmslos  diejenigen  zu  rechnen,  die  durch  Fehler  bei 
dem  Bau  des  betreffenden  Gebäudes  verschuldet  sind,  da  sie 
sich  in  der  Regel  entweder  gar  nicht,  oder  nur  mit  grossen 
Unkosten  beseitigen  lassen.  Im  Uebrigen  werden  sich  die  vor- 
zuschlagenden Mittel  zur  Beseitigung  der  Feuchtigkeit  je  nach 
deren  Ursache  zu  richten  haben:  gründliche  Reinigung,  an- 
haltende Heizung  unter  gleichzeitiger  Lüftung,  Erneuerung 
des  Fussbodens,  erforderlichenfalls  der  ZwischendeckenfüUung^ 
der  Tapeten-  oder  sonstigen  Wandbekleidungen,  Schutz  der 
Aussenwände  gegen  Schlagregen  u.  s.  w.;  Bautechniker  und 
Gesundheitsbeamte  müssen  hier  Hand  in  Hand  gehen,  um  den 
erwünschten  Erfolg  zu  erzielen.  Betreffs  der  für  die  Beurthei- 
lung  solcher  Fälle  maassgebenden  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung s.  S.  363,  372  und  374. 

Der  Erlass  eines,  für  das  ganze  Deutsche  Reich  geltenden 
WohnungsgesetzeSy  das  auch  besondere  Bestimmungen  über  die 
Wohnungsaufsicht  enthalten  und  dieser  dadurch  überhaupt  erst 
die  gesetzliche  Grundlage  geben  sollte,  ist  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten mehrfach  gefordert  worden.  Es  gilt  hier  jedoch,  und 
zwar  in  erhöhtem  Maasse,  dasselbe,  was  früher  betreffs  einer 
Reichsbauordnung  (s.  S.  339)  gesagt  ist;  gerade  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  auf  diesem  Gebiete  wird  die  Rege- 
lung dieser  Frage  ebenfalls  besser  der  Landesgesetzgebung  über- 
lassen. In  verschiedenen  deutschen  Bundesstaaten  ist  man  in 
dieser  Hinsicht  auch  bereits  vorangegangen,  so  im  Grossherzog- 
thum  Hessen  durch  das  Miethwohnungsgesetz  vom  1.  April 
18Q3,  in  Hamburg  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juni  1898  über  die 
Wohnungspflege,  in  Bayern  durch  die  Königl.  Verordnung 
vom  10.  Februar  1901  über  die  Wohnungsaufsicht,  in  Württem- 
berg  durch  die  Ministerial  -  Verordnung  vom  21.  Mai  1901 
über  die  Wohnungsaufsicht,  in  Lübeck  durch  Gesetz  vom 
22.  Juli  1902  über  die  Handhabung  der  Wohnungspflege. 
Aber  auch  in  Preussen  hat  man  in  einzelnen  Regierungsbe- 
zirken die  Wohnungsaufsicht  durch  Polizei  Verordnung  zu  regeln 
versucht;  zuerst  im  Reg.-Bez.  Düsseldorf  durch  Polizei  Verordnung 
vom  IL  November  1895    und   25.  Mai  1898,^)  dann  in  den  Re- 

*)  Die  für  die  späteren  Polizei  Verordnungen  grundlegende  Düsseldorfer 
Polizeiverordnung  vom  11.  November  1895,  die  durch  Polizeiverordnung 
vom  25.  Juni  1898  im  ganzen  Regierungsbezirke  eingeführt  ist,  lautet: 

m%  1.  Niemand  darf  ohne  vorherige  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde 
in  Wohnungen,  welche  sich  in  von  zwei  oder  mehr  Familien  bewohnten  oder 
zum  Bewohnen  durch  zwei  oder  mehr  Familien  bestimmten  Häusern  befinden, 
selbst  als  Eigenthümer  oder  Besitzer  einziehen  oder  eine  Familie  zur  Miethe  oder 
Aftermiethe  aufnehmen,  sobald  diese  Wohnungen  polizeilich  als  zum  Bewohnen 
ungeeignet  (§.  2)  oder  als  überfüllt  (§.  3)  bezeichnet  worden  sind. 

§.  2.  Als  zum  Bewohnen  ungeeignet  können  von  der  Ortspolizeibehörde 
diejenigen  Wohnungen  bezeichnet  werden,  welche  nachstehenden  Anforderungen 
nicht  entsprechen. 

1.  Alle  Schlafräume  müssen  mit  einer  Thüre  verschliessbar  und  mindestens 
mit  einem  unmittelbar  in's  Freie  führenden,  aufschliessbaren  Fenster  versehen 
sein,  dessen  Grösse  nicht  geringer  als  der  12.  Theil  der  Fussbodenfläche  sein  darf. 

In  den  bei  Erlass  dieser  Verordnung  bestehenden  Wohnungen  sollen  aus- 
nahmsweise Fenster  genügen,  welche  nur  die  Grösse  von  wenigstens  dem  15.  Theil 
der  Fussbodenfläche  erreichen. 

24* 
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gierungsbezirken  Arnsberg  (16.  März  18Q7),  Lüneburg  (10.  No- 
vember 18Q8),  Köln  (7.  September  189Q),  Münster  (12  Februar 
1901).  Desgleichen  sind  bereits  früher  fast  in  allen  Regierungs- 
bezirken Polizeiverordnungen  über  das  Schlafstellenwesen  ge- 
troffen (s.  später),  die  die  Wohnungsfrage  allerdings  nur  zum 
kleinen  Theil  berühren.  Jedenfalls  fehlen  in  Preussen  schon 
jetzt,  auch  ohne  ein  besonderes  Wohnungsgesetz,  keineswegs 
die  gesetzlichen  Grundlagen  zu  einem  wirksamen  Vorgehen 
gegen  gesundheitswidrige  Wohnungen.  In  Betracht  kommen 
hierbei: 

a)  Relctatgetetz^ebttii^. 

1)  §.367,  No.  13  des  Strafgesetzesbuches  (s.  S.  340). 

2)  Bestimmungen  der  Reichsgewerbeordnung,  insbesondere 
§§.  120a-e  (s.  S.  340). 

3)  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  18.  August  1896. 

§.  544.  Ist  eine  Wohnung  oder  ein  anderer  zum  Aufenthalt  von 
Menschen  bestimmter  Raum  so  beschaffen,  dass  die  Benutzung  mit  einer  er- 
heblichen Gefährdung  der  Gesundheit  verbunden  ist,  so  kann  der 
Miether  das  Miethsverhältniss  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  kündigen, 
auch  wenn  er  die  gefahrbringende  Beschaffenheit  bei  dem  Abschluss  des  Ver- 
trages gekannt  oder  auf  die  Geltendmachung  der  ihm  wegen  dieser  Beschaffen- 
heit zustehenden  Rechte  verzichtet  hat.*) 


2.  Speicherräume  sind  nur  als  Schlafräume  zulässig,  wenn  sie  vollständig 
verputzt  oaer  mit  Holz  verkleidete  Wände  haben. 

Bei  Speicherräumen  mit  abgeschrägten  Decken  kann  die  Ortsbehorde  das 
Mindestmaass  der  Fensterfläche  dem  durch  die  Abschrägune  der  Decke  ver- 
ringerten Luftraum  entsprechend  bis  auf  V»  der  FussbodenfTäche  herabsetzen. 

3.  Der  Fussboden  der  Schlafräume  muss  durch  gute  und  dauerhafte  Holz- 
dielung  oder  anderweite  zweckmässige  Vorrichtung  (Estrich,  Plattenbelag  u.  s.  w.) 
vom  Erdboden  getrennt  sein. 

4.  Die  Schlafräume  dürfen  nicht  mit  Abtritten  in  offener  Verbindung  stehen. 

5.  Bei  jedem  Hause  muss  mindestens  ein  direkt  zugänglicher,  verschliess- 
barer,  allen  Bewohnern  des  Hauses  zur  Benutzung  freistehender  Abort  vor- 
handen sein. 

6.  Eine  genügende  Versoigung  der  Bewohner  mit  gesundem  Wasser  muss 
vorgesehen  sein. 

§.  3.  Als  überfüllt  können  von  der  Ortspolizeibehörde  diejenigen  Woh- 
nungen bezeichnet  werden,  welche  nachstehenden  Anforderungen  nicht  ent- 
sprechen : 

1.  Die  Schlafräume  einer  jeden  Wohnung  müssen  für  jede  zur  Haushaltung 
gehörige,  über  10  Jahre  alte  Person  mindestens  10  cbm  Luftraum,  für  jedes 
Rind  unter  10  Jahren  mindestens  5  cbm  Luftraum  enthalten.  Kinder,  welche 
das  erste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  bleiben  ausser  Betracht. 

2.  Die  Schlafräume  müssen  derart  beschaffen  sein,  dass  die  ledigen,  über 
14  Jahre  alten  Personen  nach  dem  Geschlecht  getrennt  in  besonderen  Räumen 
oder  Abschlägen  schlafen  können,  und  dass  jedes  Ehepaar  für  sich  und  seine 
noch  ni^ht  14jährigen  Kinder  einen  besonderen  Schlafraum  oder  doch  einen 
besonderen  Abschlag  im  Schlafraum  besitzt. 

§.  4.  Abweichuneen  von  den  vorstehend  in  den  §§.  2  u.  3  aufgestellten 
Anforderungen  kann  die  örtspolizeibehörde  in  besonders  gearteten  Fällen  gestatten. 

§.  5.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Verordnung  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  30  Mark,  im  Unvermögensralle  mit  verhältnismässiger  Haft  bestraft." 

^)  In  dem  Kommentar  d.  B.  G.-B.  vom  Landgerichtsrath  Rosenthal 
(Graudenz,  Verlag  von  Röthe)  heisst  es  hierzu: 

»Diese  Vorschrift  ist  ein  wichtiges  Hülfsmittel  zur  Lösung  der  Wohnungs- 
frage. Die  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  des  Miethers  und  seiner  Angehörigen 
ist  hier  höher  als  die  Vertragstreue  gestellt.  Die  unmittelbare  Wirkung  der 
Vorschrift  wird  vielleicht  nicht  allzu  erheblich  sein,  sie  kann  aber  als  Stützpunkt 
für  andere,  besonders  polizeiliche  Maassnahmen  dienen  und  wird  auf  die  Ver- 
miether schon  vermöge  ihres  Vorhandenseins  einen  gewissen  Druck  ausüben,  die 
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§.  548.  Veränderungen  oder  Verschlechterungen  der  gemietheten  Sache, 
die  durch  den  vertragsmässigen  Gebrauch  heroeigeführt  werden,  hat  der 
Miether  nicht  zu  vertreten.*) 

§.  550.  Macht  der  Miether  von  der  gemietheten  Sache  einen  vertrags- 
widrigen Gebrauch  und  setzt  er  den  Gebrauch  unbeachtet  einer  Abmahnung 
des  Vermiethers  fort,  so  kann  der  Vermiether  auf  Unterlassung  klagen. 

b)  LandesgesetzUche  Bettlmmungeii. 

1.  Allgemeines  Landrecht: 
§.10,  Th.  II,  Tit.  17  (s.S.  52); 

&.  35-82,  Th.  I,  Tit.  8  (s.  S.  340  u.  341). 

2.  Gesetz  über  die  Polizeiverwaltung  vom  11.  März  1850,. 
bes.  §.6  f.  (s.S.  53— 55). 

3.  Landesverwaltungsgesetz  vom  30.  Juli  1883,  §.  132  Zwangs- 
befugnisse, §§.  136,  137,  143  u.  144;  Polizeiverordnungsrecht;  (s.  S.  46 
bis  48). 

4.  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni  1874. 

§.  1.  Das  Grundeigenthum  kann  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohls  für  ein  Unternehmen,  dessen  Ausführung  die  Enteignung  erfordert, 
gegen  vollständige  Entschädigung  entzogen  oder  beschränkt  werden. 

§.  2.  Die  Entziehung  und  dauernde  Beschränkung  des  Grundeigenthums 
erfolgt  auf  Grund  Königlicher  Verordnung. 

§.  3.  Ausnahmsweise  bedarf  es  zu  Enteignungen  der  in  §.  2  gedachten 
Art  einer  Königlichen  Verordnung  nicht  für  Oeradelegung  oder  Erweiterung 
öffentlicher  Wege,  sowie  zur  Umwandlung  von  Privatwegen  in  öffentliche  Wege, 
vorausgesetzt,  dass  das  dafür  in  Anspruch  genommene  Grundeigenthum  ausser- 
halb der  Städte  und  Dörfer  bellen  und  nicht  mit  Gebäuden  besetzt  ist.  In 
diesem  Falle  wird  die  Zulässigkeit  der  Enteignung  von  dem  Bezirksausschüsse^) 
ausgesprochen. 

§.  4.  Vorübergehende  Beschränkungen  werden  von  dem  Bezirksaus- 
schusse *)  angeordnet.  Dieselben  dürfen  wider  den  Willen  des  Grundeigenthümers 
die  Dauer  von  drei  Jahren  nicht  überschreiten,  auch  darf  dadurch  die  Be- 
schaffenheit des  Grundstücks  nicht  wesentlich  oder  dauernd  verändert  werden. 

Ausser  der  bei  dem  vorigen  Abschnitt  (s.  S.  363)  bereits 
erwähnten  Rechtsprechung  kommen  hier  noch  folgende 
gerichtliche  Urtheile  in  Betracht: 

Die  Ortspolizeibehörde  ist  befugt,  das  Bewohnen  eines  selbst  mit  ihrem 
Vorwissen  errichteten  und  vorläufig  oder  auf  Widerruf  gestatteten  Gebäudes  an 
einer  unfertigen  Strasse  zu  verbieten,  wenn  die  Gemeindebehörde  ge- 
mäss Ortsstatutes  seine  Einrichtung  als  die  eines  Wohnhauses  an  einer  un- 
fertigen Strasse  verboten  und  dies  der  Polizeibehörde  mitgetheilt  hat. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  23.  Januar  1903. 


Wohnungen  gesünder  zu  gestalten.  Es  kommt  allerdings  oft  vor,  dass  der 
Miether  weiss,  die  Wohnung  sei  feucht  u.  s.  w.,  und  dass  er  die  Gefahren  unter- 
schätzend sie  trotzdem  miethet.  Stellt  sich  hinterher  Krankheit  ein,  so  ist  es  hart, 
ihn  mittelbar  (dadurch,  dass  er  die  Miethe  zahlen  muss)  zu  zwingen,  in  der 
Wohnung  zu  bleiben.  Es  kommt  auch  noch  in  Betracht,  dass  der  Miether 
regelmässig  nicht  nur  für  sich,  sondern  auch  für  seine  Familie  miethet,  und 
dass  er  nicht  befugt  erscheint,  durch  einen  Verzicht  (sei  er  ein  ausdrücklicher, 
sei  er  ein  stilkchweigender,  wie  ihn  das  Miethen  der  Wohnung  in  Kenntniss 
des  Mangels  enthält)  über  Leib  und  Leben  seiner  Angehörigen  zu  verfügen. 
Allerdings  werden  durch  Missbrauch  des  Kündigungsrecnts  Chikanen  und  un- 
nöthige  Prozesse  durch  die  Vorschrift  des  §.  544  vielleicht  allzu  oft  versucht 
werden;  demgegenüber  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass  Voraussetzung  des 
Kündigungsrechtes  eine  erhebliche,  also  naheliegende  Gesundheitsgefahr  ist. 

Andere  zum  Aufenthalt  von  Menschen  dienende  Räume  im  Sinne  des 
§.  544  sind:   Kontore,  Läden,  Werkstätten  u.  s.  w.« 

*)  Damach  haftet  der  Miether  für  die  Folgen  des  vertragswidrigen 
Gebrauchs  einer  Wohnung,  z.  B.  wenn  er  eine  als  Wohnraum  vermiethete 
Stube  als  Werkstätte,  als  Verkaufsraum,  Koch-  oder  Waschraum  u.  s.  w.  benutzt. 

^  Die  Zuständigkeit  des  Bezirksausschusses  ergiebt  sich  aus  §.  150  des 
Zuständigkeitsgesetzes  vom  1.  August  1883. 


—  374  — 

Die  Polizei  ist  zum  Einschreiten  berechtigt,  wenn  es  sich  um  Beseiti- 
gung eines  mit  dem  geltenden  Baurecht  im  Widerspruch  stehen- 
den Zustandes  handelt,  gleichviel,  ob  im  einzelnen  Falle  diejenigen  Voraus- 
setzungen vorliegen,  die  für  die  unmittelbare  Anwendung  des  §.  10  Tit.  17 
Th.  II  des  Allg.  L  R.  in  Betracht  gezogen  werden  mussten. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  7.  August  1902. 

Die  Polizeibehörde  kann  verlangen,  dass  die  Hauseigenthümer  ihre  Häuser 
in  polizeimässigem  Zustande  halten  und  so  benutzen,  dass  sie  keine 
polizeilich  nicht  zu  duldende  Gefahr  bilden. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  21.  April  1888  u. 
7.  März  1894.  

Die  Benutzung  solcher  Räume,  die  den  polizeilichen  Anforderungen  an 
Wohn-  und  Schlaf  räumen  nicht  entsprechen,  zu  Wohn-  u.  s.  w.  Zwecken, 
berechtigt  die  Polizeibehörde  zur  Anforderung  der  Beseitigung  der  betreffenden 
baulichen  Einrichtung,  sobald  diese  erkennbar  eben  nur  dem  unerlaubten  Zwecke 
dienen  soll  z.  B.  Beseitigung  eines  durch  Bretterwand  erst  getrennten  Raumes, 
der  nicht  unmittelbar  Licht  und  Luft  empfängt. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  IL  April  1890. 

Polizeiliche  Untersagung  des  Vermiethens  bezw.  Anordnung 
des  Räumens  von  Wohnräumen,  die  nicht  die  für  die  Anlegung  solcher 
Räume  polizeilich  vorgeschriebene  Mindesthöhe  haben. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  6.  Oktober  1877  u. 
13.  November  1884.  

Polizeiliches  Verbot  der  Benutzung  gesundheitsschädlicher 
Wohnungen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  17.  Juni  1894  u. 
29.  Juni  1895. 

Eine  infolge  einer  schädlichen  Gebrauchsart  durch  den  Miether  ge- 
sundheitsschädlich gewordene  Miethswohnung,  die  sich  durch  eine 
zweckmässige  Anordnunc;  der  Gebrauchsart  wieder  zum  Wohnen  geeignet 
machen  lässt,  kann  von  der  Polizeibehörde  ebensowenig  als  zum  Bewohnen  un- 
brauchbar erklärt  werden,  wie  eine  anscheinend  feuchte  und  deshalb  gesund- 
heitsschädliche Wohnung,  die  durch  Reinigen,  Lüften  und  einmaliges  Heizen 
wieder  in  einen  normalen,  bewohnbaren  Zustand  versetzt  werden  kann. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (II.  S.)  vom  27.  Juni  1894. 

.  .  .  «Für  die  Maassnahmen  zur  Verhütung  der  aus  dem  Zustand  einer 
Wohnung  zu  befürchtenden  Gefahr  macht  es  doch  einen  Unterschied  aus,  ob 
solcher  Zustand  in  der  Beschaffenheit  des  Gebäudes  beruht  und  also  so  lange 
andauert,  als  das  Gebäude  uicht  geändert  ist,  oder  ob  lediglich  eine  mangel- 
hafte Gebrauchsart  die  Ursache  ist,  so  dass  dem  vorhandenen  Uebelstande  ohne 
Weiteres  durch  eine  sachgemässe  Behandlung  und  Benutzung  der  Wohnung 
abzuhelfen  ist.  Letzterenulls  hat  die  Polizeibehörde  sich  so  lange  auf  das 
Verbot  einer  schädlichen  Gebrauchsart  zu  beschränken,  als  nicht  etwa  zwingender 
Anlass  zu  der  Annahme  vorliegt,  dass  eine  Aenderung  der  Gebrauchsart  allein 
nicht  genügt,  um  die  Bewohner  der  Wohnung  vor  Gefahren  zu  schützen.  Wie 
die  streitige  Verfügung  lautet,  konnte  sie  vom  Kläger  füglich  nicht  anders  ver- 
standen werden,  als  dass  ihm  irgend  welche  bauliche  Aenderungen  zur  Behebung 
des  vermeintlich  gesundheitsschädlichen  Zustandes  zugemutet  werden,  und  dass 
nach  Annahme  des  Beklagten  nicht  schon  eine  Aenderun?  der  vom  Miether  M. 
bethätigten  Gebrauchsart  genügte.  Andernfalls  hätte  Beklagter  es  auch  dabei 
bewenden  lassen  können,  dem  M.  zu  eröffnen,  dass  die  von  ihm  vorzeitig  ver- 
lassene Wohnung  durch  eine  zweckmässigere  Gebrauchsart  in  einen  ungefähr- 
lichen Zustand  hätte  versetzt  werden  können.  Nach  der  Sachlage  konnte  aber 
dem  Vorderrichter  nicht  darin  beigetreten  werden,  dass  Beklagter  ausreichenden 
Anlass  hatte,  die  Wohnung  für  unbrauchbar  zu  erklären,  und  an  Kläger,  wie 
geschehen,  zu  verfügen."  

Ist  der  Zustand  eines  Gebäude  oder  eine  bestimmte  Art  seiner 
Benutzung  polizeiwidrig,  so  kann  die  Räumung  der  Räume  oder  die 
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Einstellung  dieser  Benutzung  dem  Eigenthümer  polizeilich  aufgegeben 
werden,  auch  wenn  er  nicht  selbst,  sondern  der  Miether  die  Schuld  trägt;  da- 
g^;en  ist  die  Polizei  nicht  berechtigt,  eine  zweckmässige  Herstellung  der  Räume 
nach  erfolgter  Räumung  zu  verlangen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  28.  Februar  1884, 
27.  Januar  1888,  3.  April  u.  20.  April   1895. 

Die  Polizeibehörde  kann  sowohl  dem  Miether  die  Räumung  oder 
Duldung  der  Instandsetzung  polizeiwidriger  Räume  aufgeben,  als  dem 
Eigenthümer  unter  Androhung  von  Zwangsmitteln  verbieten,  die  Räume  in  ihrem 
jetzigen  Zustand  femer  zu  benutzen  oder  benutzen  zu  lassen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  28.  März  und  27. 
Juni  1896.  

Die  Polizei  kann  die  Beseitigung  eines  polizeiwidrigen  Zu- 
stand es  auf  einem  Grundstück  sowohl  von  dem  Eigenthümer,  als  von  dem 
Urheber  verlangen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  19.  September  1896. 

Die  Polizei  kann  die  Abtragung  der  Aufhöhung  eines  Grund- 
stückes fordern,  wenn  diese  eine  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  der  im 
Nachbarhause  sich  aufhaltenden  Personen  herbeiführt. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  27.  Juni  1890. 


Die  Beleuchtung  der  Treppen  und  Flure  bei  mangelndem  Tages- 
licht kann  polizeilich  zur  Femhaltung  von  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit 
der  auf  denselben  verkehrenden  Personen  angeordnet  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  19.  September  1885. 


Berechtigung  der  Polizeibehörde,  den  Arbeitgeber  auf  Grund  der  § 
120 a-d  der  Reichs- Gewerbeordnung  anzuhalten,  für  angemessene  Schla 
stellen  seiner  Arbeiter  zu  sorgen. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  (IV.  Str.-S.)  vom  10.  Juli  1896. 


Für  Wohnungen,  in  denen  Gewerbeunternehmer  ihre  Arbeiter 
unterbringen,  können  bestimmte  Erfordemisse  durch  Polizeiverordnung 
rechtsgültig  festgesetzt  werden. 

Uctheil  des  Kammergerichts  vom  12.  Dezember  1898. 


Die  Einrichtung  und  Ausstattung  von  Schlaf-  und  Wohn- 
räumen für  nicht  gewerbliche  (nicht  unter  §§.  120a -c  der  Gewerbeordnung 
fallende)  Arbeiter  darf  durch  Polizeiverordnungen  nicht  im  allgemeinen  Inter- 
esse der  Gesundheit  oder  der  Volkswohlfahrt  geregelt  werden,  sondern  lediglich, 
insoweit  es  der  Schutz  der  Gesundheit,  der  Feuersicherheit  u.  s.  w.  gegen  nicht 
anders  zu  beseitigende  drohende  Gefahren  verlangt.  Ebensowenig  können 
Polizeiverordnungen  bestimmen,  was  der  Arbeitgeber  dem  Arbeitnehmer  zu 
gewähren  hat,  oder  den  Aushang  polizeilicher  Verordnungen  in  Schlaf-  und 
Wohnräumen  der  Arbeiter  vorschreiben.  Es  ist  aber  gestattet,  gesteigerte  bau- 
polizeiliche Anforderungen  an  die  Ausstattung  und  Einrichtung  von  Räumen 
zu  stellen,  bei  denen,  wie  bei  Baracken  für  Saisonarbeiter,  Ausnahmen 
von  den  gewöhnlichen  baupolizeilichen  Vorschriften  nachgelassen  sind,  um  den 
hieraus  drohenden  Gefahren  vorzubeugen.  Auch  für  Massen quarti ere  dürfen 
verschärfte  Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Ord- 
nung, der  Feuersicherheit  u.  s.  w.  durch  Polizeiverordnungen  verlangt  werden. 
Urtheil  des  Kammergerichts  vom  17.  April  1902: 
„Wenn  die  Polizeibehörde  aus  besonderen  Rücksichten  z.  B.  bei  Baracken- 
quartieren für  Saisonarbeiter,  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  baupolizeilichen 
Anfordemngen  gestattet,  so  braucht  und  soll  sie  das  nur  unter  Boiingungen 
thun,  welche  die  aus  der  Gestattung  resultirenden  Gefahren  wieder  auszugleichen 
geeignet  sind.  Solche  Bedingungen  können  sehr  wohl  auf  gesteigerte  Reinlich- 
keit, Ordnung,  grössere  Bodenfläche  der  zur  Benutzung  erbauten  Räumlichkeiten  ge- 
richtet sein  •  die  Benutzung  ohne  Erfüllung  dieser  zum  Schutze  der  Gesundheit, 
Feuersichcrneit  etc.  auferlegten  Bedingungen  darf  bei  Strafe  verboten  werden  und 


—    376  — 

sie  muss  selbstverständlich  die  Zurückziehung  der  Genehmigung  zur  Folge  haben 
können.  -  Ebenso  dürfen  Massenquartiere  wegen  ihrer  häufigen  Ueberfüllung 
und  des  fluktuirenden  Charakters  der  von  allen  Seiten  und  oft  aus  den  rück- 
ständigsten Verhältnissen  zusammenströmenden  Belegschaft  unzweifelhaft  beson- 
deren Anforderungen  im  Interesse  der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Ordnung, 
Feuersicherheit  unterworfen  werden;  denn  sie  bergen  nach  diesen  Richtungen 
sehr  erhebliche  und  naheliegende  Gefahren  für  ihre  Insassen  sowohl,  wie  für 
die  übrige  Bevölkerung.  Für  derartige  Massenquartiere  empfiehlt  die  gemein- 
same ministerielle  Verfügung  vom  19.  März  1901  ähnliche  Anordnun^n,  wie 
die  hier  in  Betracht  kommende  Polizeiverordnung.  Diese  erstreckt  sich  aber 
nur  auf  Schlaf-  und  Aufenthaltsräume  der  in  einzelnen  wenigen  Betrieben  be- 
schäftigten Arbeiter.  Es  ist  aber  schlechterdings  nicht  erkennbar,  weshalb  an 
den  Schlafraum  eines  Erd-  oder  Bauarbeiters  andere  Anforderungen  gestellt 
werden  müssten  wie  an  den  eines  lanwirthschaftlichen  Arbeiters  u.  s,  w.  Wäre 
der  sicherheits-  und  ordnungspolizeiliche  Gesichtspunkt  der  Massenquartiere 
maassgebend  gewesen,  so  müsste  die  Verordnung  sich,  wie  die  ministerielle  Ver- 
fügung vom  19.  März  1901  es  thut,  gleichmässig  auf  alle  Massenquartiere  er- 
strecken, mögen  sie  für  gewerbliche  oder  landwiraischaftliche  u.  s.  w.  Arbeiter 
bestimmt  sein.«  

Polizeiliches  Recht,  Aborte  für  Arbeitshäuser  zu  verlangen.  Durch 
das  Bürg.  Ges.-Buch  sind  die  Vorschriften  des  öffentlichen  Rechts  nicht  berührt. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (I.  Sen.)  vom  30.  September  1902: 

»Die  angegriffenen  Anordnungen  sind  im  sanitätspolizeilichen  Interesse 

erlassen  worden.    Sie  bezwecken ,  soweit  sie  sicn  auf  die  Herstellung 

eines  Abortes  beziehen,  die  Beseitigung  einer  der  menschlichen  Gesundheit  aus 
der  Anhäufung  menschlicher  Exkremente  in  der  Umgebung  einer  Wohnung 
drohenden  Gefahr.  Die  nöthigen  Anstalten  zur  Abwendung  solcher  Gefahren  zu 
treffen,  ist  nach  §.  10,  Titel  17,  Teil  II  des  Allgemeinen  Landrechts  Amt  der 
Polizei.  Die  Annahme,  dass  diese  das  öffentliche  Recht  betreffende  Vorschrift 
des  Allg.  Landrechts  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  beseitigt  sei,  ist  irrig.'' 

Wie  bereits  früher  erwähnt  ist,  wird  jedoch  auch  in 
Preussen  beabsichtigt,  eine  bessere  Gestaltung  der  Wohnungs- 
verhältnisse durch  eine  besondere  Gesetzgebung  auf  diesem  Ge- 
biete zu  erreichen.  Der  vor  Kurzem  den  Behörden  zur  Begut- 
achtung vorgelegte  Gesetzentwurf  enthält  namentlich  Ab- 
änderungen zu  dem  Gesetz  vom  2.  Juli  1875,  betreffend  die 
Anlegung  und  Veränderung  von  Strassen  und  Plätzen  in  Städten 
und  ländlichen  Ortschaften  (s.  S.  342),  um  einer  unge- 
sunden Bodenspekulation  durch  rechtzeitige  Festsetzung 
von  Bebauungsplänen  oder  durch  Erweiterung  der  bestehenden 
Bebauungspläne  auf  das  in  der  Nähe  des  bereits  bebauten 
Gemeindegebiets  entgegenzutreten  und  auf  diese  Weise  thun- 
lichst  viele  baureife  Grundstücke  sowie  ein  ausreichendes  Angebot 
gegenüber  der  Nachfrage  nach  Baugrundstücken  zu  schaffen. 
Ausserdem  soll  die  Erbauung  von  Gebäuden  mit  zweckmässig 
eingerichteten  Wohnungen  für  minderbemittelte  Familien  durch 
Gewährung  von  Vergünstigungen  in  Bezug  auf  Strassen- 
kostenbeiträge,  Bau-  und  Zinsabgaben  gefordert  werden.  Der 
Schwerpunkt  des  Gesetzentwurfes  liegt  aber  in  der  Einführung 
einer  gesetzlichen  Wohnungsordnung  (Vorschriften  über  die 
Benutzung  der  Gebäude  zum  Wohnen  und  Schlafen)  und 
Wohn  ungsauf sieht. 

Die  in  dieser  Hinsicht  gestellten  Forderungen  sind  in  der 
Hauptsache  folgende: 

I.  Benutzung  der  Qebiude  (Wohnungsordnung). 

§.  1.  Für  Gemeinden  und  Gutsbezirke  mit  mehr  als  10000  Einwohnern 
sind  im  Wege  der   Polizei  Verordnung  allgemeine  Vorschriften   über  die  Be- 
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nutzung  der  Gebäude  zum  Wohnen  und  Schlafen  zu  erlassen  (Wohnungs- 
ordnungen). 

Für  kleinere  Gemeinden  und  Gutsbezirke  können  solche  Wohnungs- 
ordnungen erlassen  werden. 

§.  2.  Wohnungsordnungen  für  Gemeinden  und  Gutsbezirke  mit  mehr 
als  10000  Einwohnern  (§.  1,  Abs.  1)  müssen  den  in  den  §§.  3  bis  10  aufge- 
führten Bestimmungen  entsprechen. 

Weitergehende  Anforderungen  hinsichtlich  der  Benutzung  der  Gebäude 
zum  Wohnen  und  Schlafen  werden  hierdurch  nicht  ausgeschlossen. 

a)  Beachtung  der  baupolizeilichen  Zweckbestimmung. 
§.  3.    Ab  Wohn-  oder  Schlafräume  (auch  Küchen)  dürfen   nur  solche 
Räume  benutzt  werden,  welche  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  bau- 
polizeilich genehmigt  sind. 

b)  Miethwohnungen. 
§.  4.    Miethwohnungen,  die  nach   Inkrafttreten  der  Wohnungsordnung 
bezogen  werden  oder  deren  Miethverhältniss  nach  diesem  Zeitpunkte  verlängert 
wird,  müssen,  unbeschadet  der  Vorschrift  im  §.  3,  folgenden  Anforderungen 
genügen : 

1.  die  Wohn-  und  Schlafräume  (auch  Küchenl  dürfen  nicht  baulich  ver- 
wahrlost und  nicht  in  gesundheitsschädlicher  Weise  feucht  sein;  sie 
müssen  einen  durch  kerne  fremden  Wohn-  oder  Schlafräume  (auch 
Küchen)  führenden  verschliessbaren  Zugang  haben; 

2.  Wohnungen  für  eine  gemeinschaftliche  Haushaltung  von  zwei  oder 
mehr  Personen  (Familienwohnungen)  müssen  eine  den  ortsüblichen 
Anforderungen  entsprechende  eigene  Kochstelle  und,  soweit  in  dem 
Gebäude  Kanalisation  oder  Wasserleitung  eingerichtet  ist,  einen  eigenen 
Ausguss  bezw.  einen  eigenen  Wasserhahn  besitzen;  mindestens  für  je 
drei  solcher  Wohnungen  muss  ein  besonderer  Abort  vorhanden  sein; 

3.  die  Wohn-  und  Schlafräume  (auch  Küchen)  müssen  den  Bewohnern 
insgesammt  so  viel  Raum  bieten,  dass  auf  jede  Person  mindestens 
10  cbm  Luftraum  und  4  qm  Bodenfläche  entfallen;  für  Kinder  unter 
10  Jahren  können  geringere  Anforderungen  festgesetzt,  auch  kann 
vorgesehen  werden,  dass  die  in  Folge  des  rf eranwachsens  von  Kindern 
während  der  Dauer  des  Miethverhältnisses  eintretende  Erhöhung  des 
erforderlichen  Mindestluft-  und  -Flächenraumes  ausser  Betracht  bleibt; 

4.  die  Wohnung  muss  so  viel  Räume  enthalten,  dass  die  ledigen,  über 
14  Jahre  alten  Personen  nach  dem  Geschlechte  getrennt  in  besonderen 
Räumen  schlafen  können  und  dass  jedes  Ehepaar  für  sich  und  seine 
noch  nicht  vierzehnjährigen  Kinder  einen  besonderen  Schlafraum  be- 
sitzt; solche  besonderen  Räume  können  auch  durch  feste  Abschläge 
von  mindestens  2  m  Höhe  hergestellt  werden. 

5.  5.  Sofern  von  einer  Eigen-  oder  Miethwohnung  eine  Wohnung  ab- 
vermiethet  oder  weitervermiethet  wird,  muss  auch  der  dem  Vermiether  ver- 
bleibende Wohnungstheil  den  Anforderungen  des  §.  4  genügen. 

§.  6.  Als  Wohnung  im  Sinne  der  §§.  4,  5  gelten  auch  die  zum  Wohnen 
besonders  vcrmietheten  oder  weitervermiemeten  Theile  einer  ursprünglich  nur 
für  eine  Familie  bestimmten  Wohnung,  sofern  die  Vermiethung  unmöblirt 
erfolgt. 

Auf  Räume,  in  welche  dritte  nicht  zur  Familie  gehörige  Personen  g^en 
Entgelt  als  Zimmermiether  (Zimmerherren,  Chambregamisten),  Einlieger  (Ein- 
logirer,  Mieth-,  Kost-  und  Quartiergänger)  oder  als  Schlafgänger  (Schläfer, 
Sdilafleute,  Schlafsteller,  Schlafgäste,  Sdilafburschen  und  -Mädchen)  aufgenommen 
werden,  finden  die  Bestimmungen  des  §.  8  Anwendung. 

c)  Schlafräume  der  Dienstboten  und  Gewerbegehülfen. 

§.  7.  Schlafräume,  die  von  Dienst-  oder  Arbeitgebern  ihren  Dienstboten 
oder  Gewerbegehülfen  (Gesellen,  Gehülfen,  Lehrlinge)  zugewiesen  sind,  müssen, 
unbeschadet  der  Vorschrift  im  §.  3,  folgenden  Anforderungen  genügen: 

1.  sie  dürfen  nicht  baulich  verwahrlost  und  nicht  in  gesundheitsschäd- 
licher Weise  feucht  sein  und  müssen  verschliessbare  Thüren  haben; 

2.  sie  müssen  für  jede  darin  untergebrachte  Person  mindestens  10  cbm 
Luftraum  und  4  cjm  Bodenfläche  darbieten;  für  Kinder  unter  zehn 
Jahren  können  geringere  Maasse  vorgesehen  werden; 
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3.  Dienstboten  und  Gewerbegehülfen  dürfen  abgesehen  von  Ehegatten 
mit  Personen  des  anderen  Geschlechts  über  14  Jahre  nicht  in  dem- 
selben Schlafraume  untergebracht  werden; 

4.  die  Schlafraume  müssen  den  durch  die  Wohnungsordnung  festzu- 
setzenden Mindestanforderungen  hinsichtlich  der  Einrichtung,  Aus- 
stattung und  Unterhaltung  entsprechen. 

d)  Aufnahme  dritter  nicht  zur  Familie  gehöriger  Personen  zum 
Wohnen  oder  Schlafen. 
Die  Aufnahme  dritter  nicht  zur  Familie  gehöriger  Personen  gegen  Ent- 
gelt als  (Zimmermiether,  Zimmerherren,  Chambregamisten),  Einlieger  (Einlogirer, 
Mieth-,  Kost-  und  Quartierganger)  oder  SchlsJc^änger  (Schläfer,  Schlafleute, 
Schlafsteller,  Schlafgäste,  Schlafburschen  und  -Mädchen)  darf  nur  erfolgen,  wenn 
den  nachstehenden  Bestimmungen  genügt  wird: 

1.  die  Schlafräume  der  Zimmermiether,  Einlieger  und  Schlafgänger  müssen 
von  denen  des  Wohnungsgebers  und  seiner  Familienangehörigen  bau- 
lich oder  in  einer  sonst  geeigneten  Weise,  die  den  unmittelbaren  Ver- 
kehr ausschliesst,  getrennt  sein;  alleinstehenden  Männern  oder  Frauen 
ist  es  gestattet,  Einlieger  oder  Schlafgänger  gleichen  Geschlechts  in 
ihre  Scmlafräume  aufzunehmen; 

2.  die  Schlafräume  der  Zimmermiether,  Einlieger  und  Schlafgänger  müssen, 
unbeschadet  der  Vorschrift  im  §.  2,  den  Anforderungen  des  8.  7, 
Ziff.  1,  2,  4,  die  dem  Wohnungsgeber  für  sich  und  seine  Familien- 
angehörigen verbleibenden  Räume  den  Anforderungen  des  §.  4  ge- 
nügen; 

3.  Zimmermiether,  Einlieger  oder  Schlafgänger  verschiedenen  Geschlechts, 
abgesehen  von  Ehegatten,  Eheleuten  mit  Kindern  (auch  Pflegekindern) 
unter  14  Jahren  und  Personen,  die  in  gerader  Lmie  verwandt  sind, 
dürfen  nur  mit  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  und  nur  dann  auf- 
genommen werden,  wenn  die  Schlafräume  der  Zimmermiether,  Ein- 
lieger oder  Schlafgänger  verschiedenen  Geschlechts  von  einander  bau- 
lich oder  in  einer  sonst  geeigneten  Weise,  die  den  unmittelbaren 
Verkehr  ausschliesst,  getrennt  sind. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  den  Betrieb  der  Gastwirth- 
schaften,  der  Erziehungszwecken  dienenden  Pensionate  und  der  sogenannten 
Nachtherhergen  (Pennen)  sowie  auf  die  Aufnahme  sogenannter  Haltekinder  keine 
Anwendung. 

IL  Wohnungsaufslcht« 

§.  1.  Die  Aufsicht  über  das  Wohnungswesen  liegt,  unbeschadet  der  all- 
gemeinen gesetzlichen  Befugnisse  der  Orts]K)Iizeibehörden,  den  Gemeindebehörden 
ob.  Sie  haben  sich  von  den  Zuständen  im  Wohnungswesen  fortlaufend  Kennt- 
niss  zu  verschaffen,  auf  die  Femhaltung  und  Beseitigung  von  Missständen  sowie 
auf  die  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse,  namentlich  der  Minderbemittelten, 
hinzuwirken  und  die  Befolgung  der  Bestimmungen  der  Wohnungsordnung  zu 
überwachen. 

Für  Gemeinden  mit  100000  und  mehr  Einwohnern  ist  zur  Durchführung 
der  Wohnungsaufsicht  ein  Wohnungsamt  zu  errichten,  das  mit  dem  erforder- 
lichen, in  geeigneter  Weise  vorgebildeten  Personal,  insbesondere  mit  einer  ge- 
nügenden Anzahl  beamteter  Wohnungsaufseher,  besetzt  sein  muss;  dem  Woh- 
nungsamte können  auch  ehrenamtlich  thätige  Personen  als  Mitglieder  angehören. 
Für  kleinere  Gemeinden  kann  durch  Anordnung  der  zuständigen  Minister  die 
Errichtung  eines  den  vorstehenden  Bestimmungen  entsprechenden  Wohnungs- 
amtes oder  die  Anstellung  besonderer,  in  geeigneter  Weise  vorgebildeter  be- 
amteten Wohnungsaufseher  vorgeschrieben  werden.  Mehrere  Gemeinden  können 
sich  mit  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  zur  Errichtung  eines 
gemeinsamen  Wohnungsamts  für  ihre  Bezirke  vereinigen. 

Dem  Wohnungsamte  können  von  der  Gemeinde  andere  verwandte  Auf- 

giben   übertragen  werden.     Auf  Anordnung   des  Regierungspräsidenten,  für 
erlin  des  Oberpräsidenten,  ist  die  Thätigkeit  des  Wohnungsamtes  auf  die  Nach- 
weisung kleiner  Wohnungen  zu  erstrecken. 

§.  2.  Die  mit  der  Wohnungsaufsicht  betrauten  Personen  sind  berechtigt, 
bei  Ausübung  der  Wohnungsaufsicnt  alle  Räume,  die  zum  dauernden  Aufent- 
halte von  Menschen  benutzt  werden,  sowie  die  dazugehörigen  Nebenräume, 
Zugänge,  Aborte,  zu  betreten.    Sie  haben  den  Wohnungsinhaber  oder  dessen 
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Vertreter  bei  dem  B^inne  der  Besichtigung  mit  dem  Zwecke  ihres  Erscheinens 
bekannt  zu  machen  und  sich  unaufgerordert  durch  öffentliche  Urkunde  über 
ihre  Berechtigung  auszuweisen. 

Die  B^ichtigung  muss  so  vorgenommen  werden,  dass  eine  Belästigung 
der  Betheiligten  thunlichst  vermieden  wird. 

Der  Wohnungsinhaber  oder  sein  Vertreter  ist  verpflichtet,  über  die  Art 
der  Benutzung  der  Räume  wahrheitsgemässe  Auskunft  zu  ertheilen. 

§.  3.  Die  Besichtigung  darf  nur  in  der  Zeit  von  8  Uhr  Morgens  bis 
8  Uhr  Abends  vorgenommen  werden. 

Räume,  in  die  Schlafgänger  aufgenommen  sind,  können  auf  Grund  einer 
besonderen  Ermächtigung  der  Ortspolizeibehörde  auch  ausserhalb  dieser  Stunden 
besichtigt  werden.  Die  Ermächtigung  darf  nur  ertheilt  werden,  wenn  der 
dringende  Verdacht  besteht,  dass  den  Anforderungen  hinsichtlich  der  Benutzung 
dieser  Räume  nicht  entsprochen  wird,  und  wenn  die  Feststellung  auf  andere 
Weise  nicht  getroffen  werden  kann.  Vor  dem  Beginn  der  Besichtigung  ist  die 
Ermächtigung  dem  Wohnungsinhaber  oder  dessen  Vertreter  vorzinegen.  Die 
Besichtigung  hat  durch  mindestens  zwei  mit  der  Ausübung  der  Wohnungsauf- 
sicht bÄaute  Personen,  geeignetenfalls  unter  Zuziehung  eines  Polizeibeamten, 
zu  erfolgen. 

§.  4.  Soweit  sich  bei  Ausübung  der  Wohnungsaufsicht  emebt,  dass  die 
Wohnung  hinsichtiich  ihrer  Beschafrenheit  oder  Benutzung  den  an  sie  zu 
stellenden  Anforderungen  nicht  entspricht,  ist  Abhülfe  zunächst  durch  Rath, 
Belehrung  oder  Mahnung  zu  versuchen.  Lässt  sich  auf  diese  Weise  Abhülfe 
nicht  schaffen,  so  ist  das  Erforderliche  wegen  Herbeiführung  polizeilichen  Ein- 
schreitens zu  veranlassen. 

§.  5.  Die  Ausübung  der  Wohnungsaufsicht  ist  für  solche  Gemeinden, 
für  welche  gemäss  §.  1  eine  Wohnungsordnung  erlassen  ist,  durch 
eine  Dienstanweisung  zu  regeln,  die  von  der  Gemeindebehörde  unter  Zustim- 
mung der  Ortspolizeibehörde  festzusetzen  ist  Im  Falle  des  §.1,  Abs.  2,  letzter 
Satz,  sind  für  die  betheiligten  Gemeinden  übereinstimmende  Dienstanweisungen 
zu  erlassen.  Verweigert  eine  Gemeindebehörde,  der  ihr  nach  vorstehendem  ob- 
liegenden Verpflichtung  nachzukommen,  oder  kann  über  den  Inhalt  der  Dienst- 
anweisung zwischen  den  betheiligten  Behörden  ein  Einverständniss  nicht  erzielt 
werden,  so  entscheidet  der  Regierungspräsident,  für  den  Landespolizeibezirk 
Berlin  der  Oberpräsident,  endgültig. 

Inzwischen  haben  aber  bereits  die  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe,  der  Med.-Angelegenheiten,  des  Innern  und  für 
Landwirthschaft  durch  den  nachstehenden,  an  sämmtliche 
Oberpräsidenten  (A)  und  Regierungspräsidenten  (B)  gerichteten 
Runderlass  vom  19.  März  1901  auf  die  Nothwendigkeit  der 
Wohnungsfürsorge  sowie  auf  die  zur  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  zu  ergreifenden  Maassnahmen 
hingewiesen  und  gleichzeitig  Vorschriften  über  die  Unter- 
bringung landwirthschaftlicher  und  gewerblicher 
Arbeiter  beigefügt: 

A. 

»1.  Bei  den  grossen  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  wird  eine  befriedi- 
gende Lösung  der  Wohnungsfrage  nur  von  einem  nachhaltigen  Zusammen- 
wirken freier  wirthschaftlicher  und  sozialer  Kräfte  mit  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  und  einer  umfassenden  Thätigkeit  der  Kommunen  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  erwartet  werden  können.  Wenn  auch  er- 
freulicher Weise  bereits  Vieles  von  einsichtigen  Arbeitgebern  und  im  Wege 
freier,  gemeinnütziger,  gesellschaftlicher  und  genossenschaftlicher  Thätigkeit  ge- 
schehen ist,  um  die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  und  der  minder- 
bemittelten Bevölkerungsklassen  an  manchen  Orten  zu  verbessern,  so  erscheint 
doch  eine  fortdauernde  Anregung  und  Förderung  solcher  Bestrebungen  durch 
eine  geeignete  Zentralstelle,  die  sich  in  ihrer  fliätigkeit  auf  ein  bestimmtes 
örtliches  Gebiet  beschränkt  und  dort  mit  den  maassgebenden  staatlichen  und 
kommunalen  Behörden  enge  Fühlung  hält,  in  hohem  Maasse  wünschenswerth. 
Zu  diesem  Zwecke  hat  sidi  für  die  Rheinprovinz  der  Rheinische  Verein  zur 
Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  mit  dem  Sitze  in  Düsseldorf  gebildet, 
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der  sich  die  Förderung  aller  gemeinnützigen,  auf  die  Verbesserung  der  Arbeiter- 
vobnungen  gerichteten  Bestrebungen  in  der  Provinz  und  den  angrenzenden 
Beziricen  uruf  insbesondere  auch  die  Anregung  zur  Gründung  neuer  Bauvereine 
und  die  Unterstützung  der  neulxgründeten  Vereine  in  der  ersten  schwierigen 
Zeit  des  Bestehens  zum  Ziele  gesetzt  hat  Die  Erfolge  dieses  Vereins,  nach 
dessen  Vorbild  bereits  für  den  Bezirk  der  Versicherungsanstalt  Hessen-Nassau 
ein  ähnlicher  Verein  gegründet  worden  ist,  lassen  das  in  der  Rheinprovinz  ge- 
gebene Vorbild  für  die  übrigen  Theile  des  Staatsgd>iets  nachahmenswerth  er- 
scheinen. 

Wtr  ersuchen  Ew.  Exzellenz  daher,  thunlichst  bald  in  eine  Priifung  der 
Frage  einzutreten,  ob  nicht  auch  für  Ihre  Provinz  oder  den  Bezirk  der  Limdcs- 
versicherungsanstalt  die  Begründung  eines  gleichen  Vereins  anzustreben  sein  wird. 

2.  In  unserem  Erlasse  an  die  Regierungspräsidenten  haben  wir  auf  die 
Bedeutung  hingewiesen,  welche  die  Besdiaffiuig  der  erforderlichen  Kapitalien 
zu  günstigen  &dingungen  für  die  Förderung  der  gemeinnützigen  Bauvereine 
besitzt  Ew.  Exzellenz  wollen  Ihren  Einfluss  dahin  geltend  machen,  dass  solchen 
Vereinen  auch  aus  den  etwa  zur  Verfügung  stehenden  provinziellen  Fonds 
billige  Dariehen  zu  günstigen  Bedingungen  gewährt  werden,  und  dass  in  der 
Beleihung,  wenn  thunlich,  auch  über  die  roündelsichere  Grenze  hinaus- 
gegangen wird. 

3.  Bei  der  Unterbringung  der  Arbeiter  in  Massenquartieren  sind  vielfach 
bedenkliche  Missstände  hervorgetreten.  In  einem  Theile  der  RegierungsbGdrke 
ist  daher  bereits  mit  dem  Erlass  von  Polizeiverordnungen  vorgegangen,  die 
entweder  nur  die  Untertxingung  einzelner  Arten  gewerb.  icher  oder  hmdwirth- 
schaftlicher  Arbeiter,  oder  mit  gewissen  Beschränkungen  die  Unterbringung 
aller  in  gewerblichen  und  landwirthschaftlichen  Betrieben  be- 
schäftigten Arbeiter  regeln.  Abgesehen  davon,  dass  diese  Verordnungen 
in  ihrem  Umfange  oder  den  an  die  Unterbringung  der  Arbeiter  gestellten  An- 
forderungen vielfach  nicht  ausreichen,  um  wiiisame  Abhülfe  zu  schaffen,  auch 
durch  die  Verschiedenartigkeit  der  Bestimmungen  in  benadibarten  Bezirken 
zum  Theil  Unzuträglichkeiten  hervorgerufen  werden,  fehlen  in  vielen  R^erungs- 
bezirken  solche  Vorschriften  heute  noch  ganz. 

Wir  ersuchen  daher  Ew.  Exzellenz,  nach  Benehmen  mit  der  Landwirth- 
schaftskammer  und  anderen  Ihrer  Auswahl  überlassenen  sachverständigen 
Stellen  nach  dem  beiliegenden  Muster  für  den  Bereich  der  Provinz  eine  Polizei- 
verordnung über  die  Unterbringung  der  in  gewerblichen  oder  landwirthschaft- 
lichen Betrieben,  beim  Bergbau  (der  bei  Bauten  beschäftigten  Arbeiter  aus- 
zuarbeiten. Den  Entwurf  wollen  Sie  demnächst,  bevor  er  dem  Provinzialrathe 
zur  Beschlussfassung  vorgelegt  wird,  uns,  den  Ministem  für  Domänen  und 
Forsten  und  für  Handel  und  Gewerbe,  einreichen.^ 


»In  vielen  Theilen  des  Staatsgebiets,  in  fast  allen  grösseren,  in  zahlreichen 
mittleren  und  kleineren  Städten  und  namentlich  in  den  Industriebezirken, 
herrschen  zum  Theil  Missstände  im  Wohnwesen  der  minder  bemittelten 
Bevölkerungsklassen,  deren  Beseitigung  sowohl  im  gesundheitlichen,  wie  insbe- 
sondere im  sozialen  und  sittlichen  Interesse  dringend  geboten  erscheint  Wenn 
sich  auch  ein  durchgreifender  Erfolg  in  dieser  Beziehung  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse nur  durch  ein  umfassendes  gesetzliches  Vorgehen  auf  den  verschiedenen 
in  Frage  kommenden  Verwaltungsgebieten  erreichen  lassen  wird,  so  erscheint 
es  doch  wünschenswerth,  dass  sdion  vor  den  in  Vorbereitung  befindlichen 
Aenderungen  der  Gesetzgdjung  im  Verwaltungsw^e  alle  diejenigen  Maassnahmen 
getroffen  werden,  die  bereits  nach  dem  g^enwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung 
in  befriedigender  Weise  durchführbar  sind  und  geeignet  erscheinen,  den  b^ 
stehenden  Wohnungsmissständen  wenigstens  zu  einem  Theile  abzuhelfen.  In 
dieser  Beziehung  kommen  namentlich  solche  Maassr^eln  in  Betracht,  die  auf 
die  Beförderung  der  Herstellung  gesunder,  in  sittlicher  und  sozialer  Beziehung 
einwandfreier,  billiger,  kleiner  Wohnungen  abzielen.  Durch  sie  wird  nicht  nur 
unmittelbar  dem  allerorts  hervortretenden  Bedürfnisse  der  minder  bemittelten 
Bevölkerungskreise  entsprochen,  sondern  zugleich  mittelbar  die  Möglichkeit 
geschaffen,  für  die  Zukunft  mehr  als  bisher  gegen  die  Benutzung  von  Woh- 
nungen, die  nach  ihrer  Beschaffenheit  zum  Wohnen  ungeeignet  erscheinen,  oder 
die  nach  der  Art  ihrer  Benutzung  zu  Bedenken  Anlass  geben,  zwangsweise 
einzuschreiten. 
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1.  Soweit  die  Beschaffung  geeiEneter  Wohnungen  zu  angemessenen 
Preisen  für  die  in  Staatsbetrid)en  besdiäftigten  Arbeiter  und  die  gering  be- 
soldeten Staatsbeamten  an  manchen  Orten  auf  Schwierigkeiten  stösst,  ist  es 
bereits  durch  die  Gesetze  vom  13.  August  1895,  2.  Juli  1898,  23.  August  1899 
und  9.  luli  1900,  betreffend  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt 
sind,  und  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten  (O.-S.  S.  521,  137,  165,  293), 
als  eine  Aufgabe  des  Staates  anerkannt  worden,  für  die  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  dieser  Arbeiter  und  Beamten  Sorge  zu  tragen.  Uem- 
gemäss  werden  auf  Grund  jener  Gesetze  an  solchen  Orten,  wo  die  private 
Bauthätigkeit  das  Bedürfniss  an  kleinen  Wohnungen  nicht  befriedigt,  wo  die 
Miethen  unverhältnissmässig  hoch,  oder  gute  Wohnungen  zu  angemessenen 
Preisen  nicht  zu  erhalten  sind,  kleine  Miethswohnungen  hergestellt  und  den 
staatlichen  Arbeitern  und  gering  besoldeten  Beamten  zur  Benutzung  dargeboten. 
Femer  werden  zu  gleichem  Zwecke  aus  den  durch  jene  Gesetze  bereitgestellten 
Mitteln  Baudarlehen,  insbesondere  an  Baugenossenschaften,  bewilligt. 

In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  haben  auch  bereits  manche  Städte  für 
ihre  Arbeiter  und  unteren  Beamten  kleine  gesunde  Wohnungen  errichtet.  In- 
dessen wird  in  dieser  Beziehung  von  den  Gemeinden  noch  erheblich  mehr  als 
bisher  geschehen  müssen.  Die  gleichen  Erwägungen,  die  für  die  moralische 
Verpflichtung  des  Staats  zur  Fürsorge  für  das  Wohnbedürfniss  seiner  eigenen 
Arbeiter  und  niederen  Angestellten  sprechen,  treffen  auch  für  die  Gemeinden, 
insbesondere  die  grösseren  Stadtgemeinden,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitgeber 
dann  zu,  wenn  die  Wohnungsverhältnisse  am  Ori  ungünstig  sind.  Sie  wollen 
daher  ungesäumt  eine  eingehende  Prüfung  vornehmen,  inwieweit  diese  Voraus- 
setzung, namentlich  in  den  grösseren  Städten  Ihres  Bezirks  vorliegt,  und  auf 
die  hiemach  in  Frage  kommenden  Stadt-  und  Landgemeinden  mit  allem  Nach- 
dmck  dahin  einwirken  oder  durch  die  Aufsichtsbehörde  einwirken  lassen,  dass 
sie  für  ihre  geringer  besoldeten  Angestellten  und  die  Arbeiter  der  Gemeinde- 
betriebe gesunde  und  zweckmässige  Wohnungen  zu  thunlichst  billigem  Mieth- 
preise  herstellen.  In  der  Regel  wird  es  sich  empfehlen,  dass  die  Gemeinde 
selbst,  sei  es  in  Regie  oder  durch  Privatunternehmer,  die  Wohnungen  errichtet. 
Sofern  einzelne  Gemeinden  es  jedoch  vorziehen  sollten,  Baugenossenschaften 
ihrer  Angestellten  und  Arbeiter  ms  Leben  zu  rufen  oder,  soweit  solche  bestehen, 
zu  unterstützen  oder  die  Herstellung  der  Wohnungen  durch  gemeinnützige 
Baugesellschaften  bewirken  zu  lassen,  wird  darauf  hinzuwirken  sein,  dass  die 
von  der  Gemeinde  gewährte  finanzielle  Unterstützung  hinreichend  hoch  bemessen 
ist,  um  in  absehbarer  Zeit  die  Errichtung  einer  dem  Bedürfniss  entsprechenden 
Zahl  geeigneter,  einwandfreier  Wohnungen  sicherzustellen,  sowie  darauf,  dass 
Vorsorge  dafür  getroffen  wird,  dass  die  Wohnungen  nicht  später  ihrem  ur- 
sprünglichen Zweck  entzogen  oder  in  unzulässiger  Weise  zur  Aufnahme  von 
Abmiethem  und  Kost-  und  Quartiergängem  benutzt  werden.  Wegen  der  in 
dieser  Beziehung  für  Häuser,  die  von  Bauvereinen  mit  Kaufanwartechaft  ver- 
miethet  werden,  in  Frage  kommenden  baulichen  Benutzungs-  und  Veräussemngs- 
beschränkungen  verweisen  wir  auf  den  vom  Rheinischen  Verein  zur  Fördemng 
des  Arbeiterwohnungswesens  zu  Düsseldorf  aufgestellten  Entwurf  eines  Mieth- 
vertrages  mit  Kaufanwartechaft. 

2.  Eine  vermehrte  Herstellung  kleiner,  gesunder  und  preiswerther 
Wohnungen  für  die  minder  bemittelten  Klassen  wird  von  den  Gemeinden  da- 
durch befördert  werden  können,  dass  sie  überall  dort,  wo  ungünstige  Wohnungs- 
verhältnisse bestehen,  den  gemeinnützigen  Baugcsellschaften  und  Baugenossen- 
schaften die  thunlichste  Unterstützung  angedeuien  lassen.  Voraussetzung  für 
die  Unterstützung  durch  die  Gemeinde  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  von  den 
Bauvereinen  gewählte  rechtliche  Form  lediglich  sein  müssen,  dass  die  Bauvereine 
nach  ihrem  Statut  ausschliesslich  den  Zweck  verfolgen,  gering  bemittelten 
Familien  gesunde  und  zweckmässig  eingerichtete  Wohnungen  in  eigens  erbauten 
oder  angekauften  Häusern  zu  billigen  Preisen  zu  verschaffen,  und  dass  durch 
Statut  die  an  die  Gesellschafter  zu  vertheilende  Dividende  auf  höchstens  vier 
Prozent  ihrer  Antheile  beschränkt,  auch  den  Gesellschaftern  für  den  Fall  der 
Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  ihrer  Antheile  zuge- 
sichert, der  etwaige  Rest  des  Gesellschaftevermögens  aber  für  gemeinnützige 
Zwecke  bestimmt  wird  (vgl.  §  5  g  des  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  JuH  1895). 
Auch  wird  zu  erwägen  sein,  inwieweit  und  unter  welchen  Voraussetzungen  etwa 
die  gleichen  Vergünstigungen,   die  den  gemeinnützigen  Bauvereinen   gewährt 
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werden,  auch  für  andere  Unlernehmer  platzgreifen  sollen,  die  kleine,  gesunde 
und  zweckmässig  eingerichtete  Wohnungen  zu  billigem  Miethprdse  herzustellen 
beabsichtigen. 

In  Frage  kommt  für  die  Unterstützung  der  Baugenossenschaften  und 
Bauvereine  zunächst  der  völlige  oder  theilweise  Nachlass  der  Strassen-  und 
Kanalbaukosten  sowie  die  Stimdung  der  zu  zahlenden  Betrage  auf  längere  Zeit. 
Hierbei  empfiehlt  es  sich,  in  dem  Gemeindebeschlusse  vorzusehen,  dass  die 
nachgelassenen  Beträge  dann  nachgezahlt  werden  müssen,  wenn  die  Wohnungen 
zu  emem  anderen  als  dem  ursprünglichen  Zwecke  verwandt  werden,  und  dass 
die  entsprechende  Verpflichtung  als  eine  dingliche  Last  auf  die  Grundstücke 
eingetragen  wird.  Auch  der  mass  der  für  I^fung  der  Baugesuche  zu  ent- 
richtenden Baupolizeigebühren  bedeutet  eine  erwünschte  Erleichterung.  Die 
Gemeinden  vermögen  femer  die  Bestrebungen  der  Baugenossenschaften  und 
gemeinnützigen  Bauvereine  dadurch  wirksam  zu  unterstützen,  dass  sie  ihnen 
den  Rath  und  die  Mitwirkung  der  Gemeindebaubeamten  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung stellen.  Bei  dem  erfahrungsgemäss  nur  geringen  eigenen  Kapital,  das 
namentlich  die  Arbeiterbaugenossenschaften  in  der  Regel  aufzubringen  vermögen, 
kommt  für  die  Förderung  der  Genossenschaften  und  Vereine  vornehmlich  in 
Betracht,  dass  die  Gemeinden  selbst  Geschäftsantheile  oder  Aktien  zeichnen  und 
die  billige  Beschaffung  der  Hypotheken,  insbesondere  soweit  sie  über  die 
mündelsichere  Grenze  hinaus  gegeben  werden  müssen,  zu  ^nstigen  Be- 
dingungen hinsichtlich  Tilgung  und  Kündbarkeit  nach  Möglichkeit  erleichtem. 
Soweit  hierfür  nicht  andere  Beträge  zur  Verfügung  stehen  oder  von  der  Ge- 
meindevertretung bereitgestellt  werden,  können  namentlich  die  Ueberschüsse 
der  kommunalen  Sparkassen  zu  diesen  Zwecken  eine  besonders  geeignete  Ver- 
wendung finden.  Die  Erleichtemng  der  Kapitalbeschaffung  für  die  Genossen- 
schaften und  Vereine  wird  aber  auch  dann,  wenn  die  Gemeinde  aus  eigenen 
Mitteln  zur  finanziellen  Betheiligung  oder  zur  Hergabe  von  Darlehen  nidit  in 
der  Lage  ist,  unschwer  in  der  weise  erreicht  werden  können,  dass  die  Gemeinde 
bei  der  Landesversichemngsanstalt  Gelder  zu  den  angegebenen  Zwecken  auf- 
nimmt, für  die  sie  der  Versicherungsanstalt  gegenüber  Schuldnerin  bleibt. 
Die  Versichemngsanstalten  pflegen  namentlich  für  die  Darlehnsvermittlung  an 
Baugenossenschaften  und  gemeinnützige  Bauvereine  vielfach  besonders  günstige 
Bedingungen  zu  gewähren,  sodass  die  Gemeinde  auch  bei  Hinzurechnung  eines 
geringen  Zinsaufschlags  von  V4  °/o,  der  zur  Deckung  etwa  entstehender  Verluste 
dient,  dem  Bedürfniss  der  Bauvereine  nach  billiger  und  weitgehender  Beleihung 
ihrer  Liegenschaften  zu  entsprechen  vermag.  Ferner  können  die  Gemeinden  den 
Vereinen  die  Beschaffung  der  Darlehen  auch  dadurch  erleichtem,  dass  sie  für 
diese,  wie  dies  namentlich  manche  rheinische  Gemeinden  gethan  haben,  die 
Bürgschaft  übemehmen.  In  diesen  Fällen  gehen  einzelne  Versichemngsanstalten 
erheblich  über  die  sonst  übliche  Höchstgrenze  der  Beleihung  hinaus.  Für  die 
Fördemng  der  Baugenossenschaften  und  gemeinnützigen  Bauvereine  kann 
endlich  unter  gewissen  Voraussetzungen  (vergl.  Ziffer  4)  auch  die  billige  Ueber- 
lassung  von  Gemeind^;mndstücken  und  die  Stundung  des  Kaufpreises  in  Frage 
kommen. 

3.  Ein  weiteres  Mittel,  wodurch  schon  heute  mit  Erfolg  auf  eine  Ver- 
bessemng  der  Wohnungsverhältnisse  hingewirkt  werden  kann,  ist  die  Er- 
leichtemng des  Verkehrs  nach  den  Aussenbezirken  der  grösseren  Gemeinden. 
Es  wird  deshalb  überall  dort,  wo  Missstände  in  Wohnungen  bestehen,  auf 
eine  zweckentsprechende  Entwickelung  der  kommunalen  Verkehrsmittel,  zugleich 
aber  namentlich  darauf  Bedacht  zu  nehmen  sein,  dass  für  den  Verkehr  von 
und  nach  Aussenbezirken  der  Arbeiterbevölkerung,  insbesondere  auch  für  die 
Schulkinder,  die  erforderlichen  Erleichtemngen  gewährt  werden.  Soweit  die 
Gemeinden  neue  Genehmigungen  für  Strassenbahnen,  Pferdebahnen  und  dergl. 
ertheilen,  wird  gmndsätzlidi  eine  entsprechende  ausdrückliche  Bedingung  in  den 
Vertrag  aufzunehmen  sein. 

4.  Von  durchgreifender  Bedeutung  für  eine  bessere  Gestaltung  der 
Wohnungsverhältnisse  ist  endlich  eine  zweckmässige  Bodenpolitik  der  Gemeinden. 
Die  heute  herrschenden  Missstände  haben  ihre  Hauptquelle  in  der  ungesunden 
Bodenspekulation,  die  sich  freilich  zum  Theil  mit  Erfolg  nur  nach  Abändemng 
der  Gesetzgebung  bekämpfen  lassen  wird.  Ein  wirksames  Mittel,  um  sie  in 
Schranken  zu  halten,  bietet  sich  aber  auch  gegenwärtig  schon  in  der  Erwerbung 
thunlichst  vieler  Gmndstücke  durch  diejenigen  Gemeinden,  deren  stetiges  An- 
wachsen das  umliegende  Acker-  und  Gartenland  in  immer  zunehmendem  Maasse 
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in  Bauland  verwandelt.  In  welcher  Weise  die  Grundstücke,  die  in  der  Regel 
dauernd  im  Eigenthum  der  Gemeinde  zu  erhalten  sein  werden,  für  die  Bebauung 
nutzbar  gemacht  werden  sollen,  ob  insbesondere  die  Gemeinde  selbst,  in  R^e 
oder  durch  Privatunternehmer,  Wohnungen  darauf  errichten  und  diese  im 
Wege  der  Vermiethung  oder  des  Erbbaur^ts  abgeben  will,  oder  ob  die  Be- 
bauung im  Wege  des  Erbbauredits  herbeigeführt  werden  soll,  wird  der  näheren 
Erwägung  der  einzelnen  Gemeinden  überlassen  bleiben  können.  Einer  gesunden 
Bodenpolitik  entspricht  es  insbesondere,  wenn  auch  da,  wo  g^enwärtig  Woh- 
nungsnoth  herrecnt,  die  im  Eigenthum  der  Gemeinde  befindlichen,  für  billige 
Wohnungen  geeigneten  Grundstücke  grundsätzlich  nicht  veräussert  werden.  Eine 
Veräusserung  von  Gemeindegrundstücken  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnoth 
kann  wohl  vorübergehend  den  Erfolg  haben,  dass  Wohnungen  in  grösserer 
Anzahl  und  zu  billigeren  Preisen  her^^estellt  und  angeboten  werden;  auf  die 
Dauer  nützt  sie  aber  nur  der  Terrainspekulation.  Nur  dann  wird  die  Ver- 
äusserung von  Grundstücken  zur  Herstellung  kleiner  Wohnungen  zugelassen 
werden  können,  wenn  der  Gemeinde  ein  dingliches  Vorkaufsredit  vorbehalten 
wird  oder  wenn  sonst  hinreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist,  dass  die  Grund- 
stücke der  Privatspekulation  entzogen  bleiben.  In  dieser  Beziehung  verweisen 
wir  namentlich  auf  die  Thätigkeit  derjenigen  Baugenossenschaften  und  gemein- 
nützigen Bauvereine,  welche  die  Häuser  nicht  zum  Eigenthumserwerb,  sondern 
auss^liesslich  zum  Vermiethen  herstellen,  und  auf  die  in  dem  beiliegenden 
Miethvertragsentwurfe  des  rheinischen  Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiter- 
wohnungswesens für  den  Fall  der  Vermiethung  mit  Kaufanwarthschaft  in  der 
Anmerkung  19  zu  §.  12  vorgesehene  Eintragung  einer  beschränkten  persönlichen 
Dienstbarkeit  zu  Gunsten  der  Gemeinde. 

Wir  ersuchen  Sie,  auf  die  Gemeinden  Ihres  Bezirks  nach  den  vorstehend 
unter  Ziffer  zwei  bis  vier  entwickelten  Gesichtspunkten  gleichfalls  fortdauernd 
und  mit  dem  durch  die  gesundheitliche,  sittlioie  und  soziale  Bedeutung  der 
Maassnahmen  gebotenen  Nachdruck  einzuwirken  und  durch  die  Aufsiditsbe- 
hörden  einwirken  zu  lassen.  Die  unter  Ziffer  2  aufgeführten  Maassnahmen 
kommen  zum  Theil,  wie  namentlich  die  Förderung  der  Baugenossenschaften 
und  der  gemeinnützigen  Bauvereine  durch  Erleichterung  der  Kapitalbeschaffung 
und  dur(£  die  Bereitstellung  der  Baubeamten  zur  unen^eltlichen  Unterstützung 
und  Berathung  dieser  Vereine,  auch  für  die  Kreise  in  Betracht.  Sie  wollen 
daher  auch  in  dieser  Beziehung  das  Erforderliche  veranlassen. 

Die  unter  Ziffer  4  hinsichtlich  der  Veräusserung  von  Gemeindegrund- 
stücken entwickelten  Grundsätze  ersuchen  wir  Sie  bei  der  Genehmigung  von 
Grundstücksveräusserungen  der  Stadtgemeinden  im  Bezirksausschusse  zu  ver- 
treten, auch  die  Landräthe  wegen  eines  gleichmässigen  Verfahrens  im  Kreis- 
ausschusse bei  der  Genehmigung  von  Grundstücksveräusserungen  der  Landge- 
meinden zu  verständigen. 

Zum  1.  März  Künftigen  Jahres  wollen  Sie  uns  über  den  Erfolg  Ihrer 
Bemühungen  berichten. 

Qmndzilge  ffflr  eine  PoUzelverordnuiifl:  über  die  Unterbringung  der  In 

gewerblichen  oder  landwirthschaftUchen  Betrieben  beim  Bergbau  oder 

bei  Bauten  beschäftigten  Arbeiter. 

§  1.  Wer  in  gewerblichen  oder  landwirthschaftUchen  Betrieben,  beim 
Bergbau  oder  bei  «tuten  beschäftigten  Arbeitern  (Arbeiterinnen)  in  einer 
Anzahl  von  mindestens  [6]')  Personen  in  Räumlichkeiten,  die  zur  Aufnahme 
einer  grösseren  Anzahl  von  Arbeitern  bestimmt  sind  (Arbeiterkasemen,  Schlaf- 
häusem  etc.),  Unterkunft  gewährt,  muss,  sofern  nicht  die  Vorschriften  der 

Polizeiverordnung ')  Anwendung  finden,  den  nachfolgenden  Bestimmungen 

genügen. 

§  2.  Die  Unterkunftsräume  müssen  ein  gesundes,  gegen  Witterungsein- 
flüsse schützendes  Unterkommen  gewähren. 

Für  Arbeiter,  die  nur  in  der  Zeit  von  Mitte  März  bis  Mitte  Oktober 
beschäftigt  werden,  genügen,  soweit  nicht  baupolizeiliche  oder  anderweite  Vor- 
schriften entgegenstehen,  hölzerne  Baracken,  wenn  sie  aus  Brettern  festgefügt 
und  wasserdicht  gedeckt  sind. 

1)  An  den  in  [— ]  gesetzten  Stellen  sind  die  für  jeden  Bezirk  passenden  Bestimmungen 
einzurücken. 

*)  Hier  sind  aufzunehmen  die  etwa  bestehenden  Polizeiverordnungen  über  die  Unterbringung 
bestimmter  Arten  von  Arbeitern  (Ziegeleiarbeiter,  Arbeiter  in  Steinbrüchen,  Oräbereien  etc.). 
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§  3.  Die  Wohn-  und  Schlafräume  mfissen,  sofern  nicht  die  Baupoiizeiverord- 
nungen  weitergehende  Bestimmungen  treffen,  folgenden  Anforderungen  entspredien : 

1.  sie  dürfen  nicht  über  oder  unmittelbar  an  einer  Düngeigruoe  oder 
anderen  Aufnahmestatte  für  fäulnissfähige  Stoffe,  oder  Räumen,  worin  eine 
aussergewöhnliche  Wärme  herrscht,  li^;en  und  mit  Aborten  weder  in  offener, 
noch  verschlicssbarer  Verbindung  stehen; 

2.  sie  müssen  mindestens  [20]  cm  über  dem  Erdboden  liegen  und  gut 
und  dauerhaft  gedielt  oder  mit  einem  anderweiten  zweckmässigen  Btlzg  (Estrich, 
Plattenbelag  etc)  versehen  sein; 

3.  Wände  und  Decken  müssen  glatt  geputzt  und  geweisst  oder  mit  Holz- 
bekleidung, Verschalung  oder  Pflasterung  und  dergl.  versehen  sein.  Die  Balken 
brauchen  nur  geweisst  zu  werden; 

4.  sie  müssen  mit  gut  schliessenden  Thüren  versehen  sein  und  eine  aus- 
reichende Zahl  öffnungsfähiger,  gut  schliessender,  unmittelbar  in's  Freie  führender 
Fenster  haben.  Die  Thüren  der  Schlafräume  müssen  durch  Schloss  oder  Ri^l 
verschliessbar  sein.  Die  Hausthür,  und  bei  Neubauten  auch  die  Thüren  der 
grösseren  zur  Aufnahme  von  10  oder  mehr  Personen  bestimmten  Schlafräume, 
müssen  nach  aussen  aufschlagen. 

Die  Fenster  der  Schlafräume  müssen  eine  lichtgebende  Fläche  von  nicht 
weniger  als  Vn  der  Fussbodenfläche  und  auf  je  30  a>m  Luftraum  mindestens 
1  qm  öffnungsfähige  Fläche  besitzen; 

5.  sie  müssen  in  bestehenden  Gebäuden  mindestens  2,5  m  hoch  sein  (bei 
schrägen  Decken  muss  die  mittlere  Höhe  dieses  Maass  erreichen)  und  in  neu- 
hergestellten  Gebäuden  den  baupolizeilichen  Anforderungen  hinsichtlich  der  Höhe 
entsprechen; 

6.  die  Schlafräume  müssen  für  jede  zum  Schlafen  darin  untergebrachte 
Person  mindestens  10  cbm  Luftraum  und  3  qm  Bodenfläche  enthalten.  Für 
Sdilafräume,  die  zugleich  zum  Aufenthalt  über  Tage,  oder  zum  Einnehmen  der 
Mahlzeiten  dienen,  sind  mindestens  12  cbm  Luftraum  und  4  qm  Bodenfläche 
erforderlich.  Für  Kinder  unter  10  Jahren  genügt  die  Hälfte  der  angegebenen 
Maasse.  Kinder,  die  das  zweite  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  bleiben 
ausser  Betracht; 

7.  die  Schlafräume  müssen  für  jede  Person  über  14  Jahre  eine  besondere, 
vom  Erdboden  durch  eine  Luftschicht  von  mindestens  30  cm  getrennte  Lager- 
stätte enthalten.  In  einem  Bettgestell  sind  zwei  Lagerstätten  dann  zulässig, 
wenn  sie  durch  ein  auf  die  Kante  gestelltes,  mindestens  25  cm  hohes  Brett 
getrennt  sind.  Die  Lagerstätten  dürfen  nicht  von  mehreren  Schichten  hinter- 
einander l)enutzt  werden  und  während  der  Benutzung  nicht  übereinander  stehen. 
Für  jede  Lagerstätte  ist  mindestens  ein  Bettsack,  ein  keilförmiges  Kopfkissen 
und  eine  hinreichend  grosse,  wollene  Decke,  sowie  an  Bettwäsche  ein  Laken  und 
Bezüge  für  Wolldecke  und  Kopfkissen  zu  gewähren.  Jedem  neu  eintretenden 
Bewohner  ist  ein  neuer  oder  frisch  gereinigter  Bettsack  nebst  Kissen  und  frische 
Bettwäsche  zu  gewähren.  Bei  Verwendung  von  Strohsäcken  muss  das  Stroh  in 
den  Säcken  und  Kissen  wenigstens  alle  8  Wochen  erneuert,  die  Bettwäsche 
muss  mindestens  alle  4  Wochen,  die  Strohsäcke  und  Kissen  müssen  mindestens 
alle  4  Monate  gewaschen,  die  Wolldecken  wenigstens  alle  6  Monate  in  ange- 
messener Weise  gereinigt  und  gewalkt  werden.  Ausserdem  muss  die  Erneue- 
rung und  Reinigung  dann  erfoleen,  wenn  die  Gegenstände  verunreinigt  worden 
sind!  Die  Ortspolizeibehörden  können  weitergehende  Vorschriften  über  die  Be- 
schaffenheit und  Ausstattung  der  Lagerstätten  treffen.  Die  Verpflichtung  zur 
Gewährung  der  Bettstücke  und  Bettwäsche  und  zu  ihrer  Erneuerung  und 
Reinigung  greift  insoweit  nicht  Platz,  als  die  Arbeiter  diese  Gegenstände  selbst 
mitbringen,  vorschriftsmässig  erneuern  und  reinigen.  ^^  Für  jede  untergebrachte 
Person  muss  femer  ein  Kleiderriegel  und  ein  verschliessbares  Gelass  vorhanden 
sein,  sofern  der  Arbeiter  nicht  selbst  ein  solches  besitzt,  oder  ihm  nicht  an 
anderer  Stelle  ein  verschlicssbarer  Raum  angewiesen  ist; 

8.  an  der  Thür  jedes  Schlafraumes  muss  auf  der  Innenseite  in  dauer- 
hafter, leicht  erkennbarer  Weise  die  zulässige  Zahl  der  Personen  angee^eben 
sein,  die  darin  nach  den  Vorschriften  unter  Ziffer  6  schlafen  dürfen.  Die  Rich- 
tigkeit ist  von  der  Ortspolizeibehörde  entweder  auf  dem  Anschlage  selbst  oder 
in  einer  besonderen  Bescheinigung,  die  auf  Verlangen  der  Behörde  jeder  Zeit 
vorgelegt  werden  muss,  zu  b^cheinigen; 

1)  Die  Orispolizribchörden  haben  der  Beschaffenheit  der  von  den  Arbeitern  mitKcbraditen 
Bettstficke  und  Bettwäsche  in  sanitärer  Beziehung  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  : 
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9.  Wohnräume  mfissen  mit  einer  ausreichenden  Zahl  von  Tischen  und 
Sitzen  und,  sofern  sie  auch  in  der  Zeit  von  Mitte  Oktober  bis  Mitte  März 
benutzt  werden  sollen,  mit  einer  Heizeelegenheit  versehen  sein.    Das  Gleiche 

fUt  von  den  Schlafräumen,  die  zugleich  zum  Aufenthalt  über  Tage  oder  zum 
innehmen  der  Mahlzeiten  dienen. 

§  4.  1.  Ehepaare  mit  oder  ohne  Kinder  dürfen  in  die  im  §  1  bezeich- 
neten Käumlichkeiten  nur  dann  aufgenommen  werden,  wenn  jedem  Ehepaar  ein 
besonderer,  mit  den  Wohn-  und  Scnlafräumen  der  Männer  und  Frauen  nicht  in 
unmittelbarer  Verbindung  stehender  Raum  gewährt  wird.  Das  Zusammen- 
wohnen mehrerer  Ehepaare  ist  verboten.  Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  nur 
zusammen  mit  ihren  nltem  untergebracht  werden. 

2.  Abgesehen  von  Eheleuten  und  Personen,  die  in  gerader  Linie  ver- 
wandt sind,  dürfen  Personen  verschiedenen  Geschlechts  nur  in  getrennten  Wohn- 
und  Schlafräumen  untergebracht  werden.  Als  getrennt  gelten  Räume,  die  unter 
demselben  Dache  liegen,  nur  dann,  wenn  sie  im  Innern  des  Hauses  keinerlei 
Verbindung  haben. 

§  5.  Den  Arbeitern  ist  in  oder  dicht  bei  den  Schlafräumen  Gelegenheit 
und  Geräth  zum  Waschen  zu  geben.  Für  je  2  Schlafgäste  muss,  sofern  keine 
grösseren  gemeinsamen  Waschvorrichtungen  in  geschlossenen  Räumen  vorhanden 
sind,  mindestens  1  Waschgeschirr  und  für  jeden  Schlafgast  wöchentlich  mindestens 
ein  reines  Handtuch  gewährt  werden. 

§  6.  Das  Kochen,  das  Trocknen  und  Reinigen  von  Wäsche  und  das  Auf- 
bewahren von  Nahrungsmitteln  in  Schlafräumen,  die  mit  mehr  als  10  Personen 
belegt  sind,  ist  verboten.  Für  die  in  solchen  Räumen  untergebrachten  Arbeiter 
sind  zu  dem  angegebenen  Zwecke  besondere  Räume  zur  V^ügung  zu  stellen. 

§  7.  1.  Wohn-  und  Schlafräume  sind  täglich  gehörig  zu  lüften  und  zu 
reinigen.  Die  nähere  Bestimmung  hierüber,  sowie  über  den  Zeitpunkt,  bis  wann 
die  Räume  täglich  in  Ordnung  gebracht  sein  müssen,  trifft  die  Ortspolizeibehörde. 

2.  Wände  und  Decken  aller  Räume  sind  alljährlich,  und  zwar  bei  nur 
zeitweise  benutzten  Räumen  14  Ta^e  vor  der  ersten  Ingebrauchnahme  im 
Kalenderjahre,  im  Uebrigen  im  Frühjahre,  frisch  zu  weissen,  oder  in  anderer 
von  der  Ortspolizeibehörde  als  zweckmässig  anerkannten  Weise  zu  reinigen  und 
aufzufrischen. 

3.  Wohnräume  und  solche  Schlafräume,  die  zugleich  zum  Aufenthalt  über 
Tage  oder  zum  Einnehmen  der  Mahlzeiten  dienen,  smd  während  der  Zeit  von 
Mitte  Oktober  bis  Mitte  März  jeden  Jahres,  falls  die  Zimmerwärme  unter 
IS^'  Celsius  beträgt,  entsprechend  zu  heizen. 

4.  Alle  Unterkunftsräume  und  die  Zugänge  dazu  sind  in  ausreichender 
Weise  zu  beleuchten. 

§  8.  In  angemessener  Entfernung  von  den  Wohn-  und  Schlafräumen  und 
in  mindestens  10  m  Entfernung  von  Brunnen  müssen  Aborte  in  ausreichender 
Zahl,  für  die  Geschlechter  getrennt,  mit  besonderen  Zugängen  und  Aufschriften, 
sowie  für  die  Männer  ein  Pissoir  vorhanden  sein.  In  der  Regel  ist  für  je  15 
Arbeiter  und  für  je  10  Arbeiterinnen  ein  Abort  erforderlich.  Die  näheren  Be- 
stimmungen über  die  Zahl  und  die  Einrichtung  der  Aborte,  sowie  über  ihre 
Entleerung,  Reinigung  und  Desinfizirung  trifft  die  Ortspolizeibehörde. 

§  9.  1.  Arbeiter,  die  an  einer  ansteckenden  Krankheit  (Krätze,  granu- 
löser Augenentzündung  etc)  leiden,  dürfen  nicht  in  denselben  Räumen  mit 
anderen  Arbeitern  untergebracht  werden.  Hinsichtlich  der  Verpflichtung  zur 
Anzeige  ansteckender  Krankheiten  bewendet  es  bei  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. 

2.  Zur  Aufnahme  und  Verpflegung  erkrankter  Arbeiter  ist  im  Falle  her- 
vortretenden Bedürfnisses,  sofern  nicht  für  eine  ausreichende  Unterbringung  der 
Kranken  anderweit  Sorge  getragen  ist,  für  jedes  Geschlecht  ein  besonderes, 
gedieltes  oder  zementirtes,  heizbares  Krankenzimmer  zur  Verfügung  zu  stellen, 
das  mit  den  Wohn-  und  Schlafräumen  nicht  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen 
und  zu  anderen  Zwecken  nicht  benutzt  werden  darf.  Auf  jedes  Bett  müssen 
darin  wenigstens  6  qm  Bodenfläche  und  20  cbm  Luftraum  kommen.  Für  die 
erforderliche  Wartung  und  Pflege  ist  Sorge  zu  tragen. 

§  10.  1.  Wird  gleichzeitig  mehr  als  20  Arbeitern  Unterkunft  gewährt, 
so  muss  zur  Aufrechternaltung  der  Ordnung  und  Reinlichkeit  und  zur  Ver- 
hütung gesundheitsschädlicher  Benutzung  der  Wohn-  und  Schlafräume  eine 
das  Verhalten  der  Arbeiter  regelnde  Hausordnung  erlassen  werden.     Diese  ist 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.  25 
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in  jedem  Wohn-  oder  Schlafraum  in  deutlicher  Schrift  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  auszuhängen. 

2.  Zur  Durchführung  der  Hausordnung  ist  ein  besonderer  Aufseher  zu 
bestellen  und  diesem  eine  Wohnung  anzuweisen,  von  wo  aus  er  eine  aus- 
reichende Aufsicht  zu  üben  vermag.  Der  Aufseher  darf,  sofern  diesem  Er- 
fordemiss  genügt  wird,  auch  in  denselben  Räumen  wie  die  übrigen  Arbeiter 
untergebracht  werden. 

§  11.  Wer  nach  Maas^abe  des  §.  1  erstmalig  Arbeitern  Unterkunft  ge- 
währt, hat  hiervon  unter  Angabe  der  Zahl  der  aufzunehmenden  Personen  und 
unter  Bezeichnung  der  für  sie  bestimmten  Räume  der  Ortspolizeibehörde  binnen 
8  Tagen  nach  der  Aufnahme  Anzeige  zu  erstatten. 

§  12.  Für  die  am  Tage  der  Verkündung  dieser  Polizeiverordnung  bereits 
vorhandenen  Unterkunftsräume  können  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  des 
§.  3  Ziffer  .  .  .  durch  den  Landrath,  von  den  übrigen  Bestimmungen  des  §.  3 
durch  den  Regierungspräsidenten  zugelassen  werden.  ^)  Jedoch  dürfen  in  Räumen 
mit  geringerer  als  2  m  Höhe  (§.  3  Ziffer  5)  Arbeiter  nioit  unterfi;ebracht  werden. 

Soweit  es  sich  um  Unterkunftsräume  für  Arbeiter  handelt,  die  in  der 
Aufsicht  der  Bergbehörden  unterstellten  Betrieben  beschäftigt  sind,  eriolgt  die 
Bewillic;ung  der  Ausnahmen  im  Einvernehmen  mit  dem  Bergrevierl>camten  oezw. 
dem  Oberbergamte. 

§  13.  Auf  die  Unterbringung  von  Arbeitern  in  sogenannten  Kasernen- 
schiffen  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

§  14.  Zuwiderhandlungen  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder 
entsprechender  Haft  bestraft. 

§  15.  Die  Bestimmungen  der  §§.  3,  6,  7,  Ziffer  3,  §§.  8,  9,  Ziffer  2  treten 
für  die  am  Tage  der  Verkündigung  dieser  Polizei  Verordnung  bo-eits  vorhandenen 

Arbeiterquartiere  am in  Kraft.    Im  Uebrigen  tritt 

die  Polizeiverordnung  am in  Kraft. 

In  diesem  Erlasse  ist  mit  Recht  auf  die  Nothwendigkeit 
der  Beschaffung  von  Arbeiterwohnungen  und  der  Forderung 
gemeinnütziger  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Woh- 
nungsverhäitnisse  hingewiesen;  diese  Sorge  soll  sich  aber  auch 
auf  die  minderbemittelten  Bevölkerungsklassen,  die  unteren 
und  mittleren  Beamten,  kleinen  Handwerker  u.  s.  w.,  kurz  auf 
die  wirthschaftlich  Schwachen  erstrecken;  denn  dass  für  alle 
diese  Bevolkerungsklassen  nicht  nur  häufig  ein  Wohnungs- 
mangel  herrscht,  sondern  von  ihnen  auch  eine  im  Verhältniss  zu 
ihrem  Einkommen  viel  zu  hohe  Ausgabe  für  Miethe  geleistet 
werden  muss,  ist  bereits  früher  ebenso  wie  die  Wichtigkeit  der 
Wohnungsfrage  für  Gesundheit,  Wohlfahrt  und  Gesittung 
betont  Die  preussische  Staatsregierung  hat  sich  aber  nicht 
nur  auf  die  wiederholte  Anregung  beschränkt,  sondern  sich 
schon  seit  Jahren  durch  den  Landtag  zu  diesem  Zwecke  er- 
hebliche Geldmittel  —  durch  die  Gesetze  vom  16.  Juli  1895, 
2.  Juli  1898,  23.  August  1899,  9.  Juli  1900  je  5  Millionen 
Mark  und  durch  die  Gesetze  vom  16.  April  1902  und  4.  Mai 
1903  je  12  Millionen  Mark,  zusammen  bis  jetzt  44  Millionen 
Mark  —  sowohl  zur  Erbauung  von  Wohnhäusern,  die  im  Eigen- 
thum  des  Staates  verbleiben,  als  zur  Bewilligung  von  Baudar- 
lehen an  gemeinnützige  Baugenossenschaften  zur  Verfügung 
stellen  lassen.  Der  Miethpreis  für  die  vom  Staate  selbst  her- 
gestellten Wohnhäuser  soll  dabei  so  bemessen  werden,  dass  er 
nach  Deckung  der  Kosten  für  die  Verwaltung  und  die  Unter- 
haltung der  Gebäude  eine  angemessene  Verzinsung  des  ge- 
sammten     Anlagekapitals     und     Amortisation    der    Baukosten 


1)   Inwieweit  die  Dispensertheilung  in  den  einzelnen  Fällen  je  nach  Ihrer  Bedeutung  dem 
Regierungspräsidenten  vorbehalten  oder  dem  Landrath  übertragen  werden  soll,  bleibt  festzusetzen. 
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gewährt.  Dasselbe  gilt  betreffs  derjenigen  Wohnungen,  die  von 
den  mit  staatlichen  Darlehen  unterstützten  Baugenossenschaften^) 
gebaut  werden,  und  die  ebenfalls  durch  ihre  Grosse,  Lage,  Ein- 
th eilung  und  Ausstattung,  Zubehör  u.  s.  w.  allen  billigen  An- 
forderungen, insbesondere  in  gesundheitlicher  und  sittlicher 
Hinsicht  entsprechen  sollen,  ohne  aber  über  das  wirkliche  Be- 
dürfniss  der  Arbeiter  bezw.  der  unteren  und  mittleren  Beamten 
hinauszugehen.  Eine  grosse  Anzahl  von  Kommunalverwal- 
tungen (Provinzial-,  Kreis-  und  besonders  Stadtverwaltungen) 
sind  diesem  Beispiele  des  Staates  theils  gefolgt,  theils  hatten 
sie  schon  vorher  den  gleichen  Weg  beschritten.  In  noch 
höherem  Maasse  ist  dieses  seitens  der  Industrie  geschehen, 
während  die  Land  wir  thschaft  sich  in  dieser  Hinsicht  noch 
sehr  im  Rückstande  befindet,  woran  ihre  ungünstige  wirth- 
schaftliche  Lage,  wenigstens  zum  Theil  die  Schuld  trägt,  wenn 
sich  auch  leider  nicht  leugMn  lässt,  dass  die  betreffenden  Be- 
strebungen bei  ihr  weniger^nklang  als  in  industriellen  Kreisen 
gefunden  haben. 

Eine  ausserordentlich  segensreiche  Thätigkeit  haben  in 
den  letzten  Jahrzehnten  gemeinnützige  Bauvereine^  Qe- 
nossenschaften  u.  s.  w.  auf  diesem  Gebiete  entfaltet;  denn 
nach  einer  von  der  Zentralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrtseinrich- 
tungen im  Jahre  1900  veranstalteten  Erhebung  waren  durch 
sie  bis  Ende  des  Jahres  1899  nicht  weniger  als  8478  Häuser 
mit  24075  Wohnungen  fertiggestellt 

Die  Zahl  derartiger  Vereine  hat  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
besonders  im  Westen  der  Monarchie  vermehrt;  ihre  Rechts- 
grundlage ist  eine  verschiedene,  theils  sind  sie  als  Aktien- 
gesellschaften oder  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht, 
theils  und  zwar  vorzugsweise  als  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  gebildet.  Auf  den  Charakter  als  ge- 
meinnützige Vereine  u.  s.  w.  haben  sie  dann  Anspruch,  wenn 
sie  satzungsgemäss  höchstens  bis  47o  Dividende  des  Anlage- 
kapitals vertheilen  und  alle  weiteren  Ueberschüsse  sowohl 
während  des  Bestehens,  als  nach  etwaiger  Auflösung  wieder 
für  gemeinnützige  Zwecke  nutzbar  machen.  Die  Bildung  der- 
artiger Spar-  und  Bauvereine,  sowie  die  Gewährung  von  Dar- 
lehen zum  Bau  billiger  Wohnungen  u.  s.  w.  anzuregen  und 
thunlichst  zu  unterstützen,  ist  dem  Kreisarzt  im  §.  73  der  Dienst- 
anweisung zur  besonderen  Pflicht  gemacht.  Abgesehen  vom 
Staate  selbst  kommen  für  die  Gewährung  von  Darlehen  besonders 
die  Kommunen  und  vor  Allem  die  Landes -Versicherungs- 
anstalten in  Betracht,  denen  durch  das  Invalidenversicherungs- 
gesetz vom  13.  Juli  1899  das  Recht  eingeräumt  ist,  bis  zur 
Hälfte  ihres  Veimogens  in  Grundstücken  anzulegen  und 
diese  bis  über  die  Hälfte  des  Werthes  zu  belasten.  Von  diesem 
Rechte  haben  sie  gemeinnützigen  Bauvereinen  gegenüber 
den    ausgiebigsten    Gebrauch    gemacht;   die  Darlehen    werden 

^)  Die  Grundsätze  für  die  Gewährung  staatlicher  Darlehen  an  gemein- 
nützige Baugenossenschaften  u,  s.  w.  sind  in  den  durch  Rundcrlass  der  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten,  des  Innern,  der  Finanzen  und  für  Handel  und  Gewerbe 
vom  3.  Juni  1902  bekannt  gegebenen  Ausführungsbestimmungen  niedergelegt. 

25^ 
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meist  zu  geringem  Zinsfuss  (3— S^/a^/o)  bei  1 — IV^^/o  Amor- 
tisation bewilligt,  unter  der  Bedingung,  dass  die  Wohngebäude 
billigen  Anforderungen  in  Bezug  auf  Bauart,  Zahl  der  Räume, 
gesunde  Beschaffenheit  u.  s.  w,  entsprechen.  Auch  die  Unfall- 
berufsgenossenschaften sind  jetzt  durch  das  Gesetz  vom  30.  Juli 
1900  zur  Gewährung  von  derartigen  Darlehen  berechtigt 

Erst  wenn  genügend  gesunde  und  billige  kleine  Wohnungen 
vorhanden  sind,  ist  es  möglich,  die  Benutzung  gesundheits- 
widriger Wohnungen  und  die  Ueberfüllung  an  sich  ge- 
sundheitsgemässer  Wohnungen  zu  verhindern.  NebKsn 
(fem  Neubau  zweckmässiger  Wohnungen*)  ist  aber  auch  auf  An- 
kauf und  Umbau  alter,  gesundheitlich  schlechter  Wohngebäude 
Bedacht  zu  nehmen,  erforderlichenfalls  auf  deren  Niederlegung. 
Hier  wird  häufig  die  Privatthätigkeit  nicht  genügen,  sondern 
die  Gemeinde  eingreifen  und  im  Wege  der  Enteignung  vorgehen 
müssen.  Ueberhaupt  ist  nirgends  .mehr,  als  gerade  auf  diesem 
Gebiete,  ein  Zusammenwirken  der  Behörden,  Gemeinden 
und  der  Privatthätigkeit  geboten.  Während  Staat  und  Ge- 
meinden die  Grundlagen  und  Voraussetzungen  für  eine  gesunde 
private  Bauthätigkeit  und  wirksame  Bekämpfung  der  Boden-  und 
Bauspekulation  durch  rationelle  baupolizeiliche  Bestimmungen, 
durch  rechtzeitige  und  ausgedehnte  Erschliessung  von  Bau- 
gelände, durch  Hergabe  von  Darlehen  zu  massigem  Zinsfuss 
oder  sonstige  finanzielle  Unterstützung,  durch  Erweiterung  des 

^)  Was  die  Bauart«  2^hl,  QrSsse  und  Anordnung  der  RIame  u.  s.  w. 
der  Kleinwohnungen  anbelangt,  so  entsprechen  dem  Bedürfnisse  der  Arbeiter  am 
besten  Wohnungen  von  2 — 3  Räumen  mit  einer  Küche,  die  genügend  gross  sein  muss, 
da  die  Küche  den  unteren  Bevölkerungsklassen  in  der  Regel  auch  als  Hauptaufent- 
haltsraum bei  Tage  dient.  Ei  n-undZweifamilienhäuser,  die  an  sich  am  meisten 
zu  empfehlen  sind,  werden  für  Arbeiterund  Unterbeamte  u.s.w.  nur  bei  niedrigen 
Boden  preisen  erbaut  werden  können,  da  sonst  die  Baukosten  einen  niedrigen  Mieths- 
zins  (bis  höchstens  4%  des  Anlagekapitals)  nicht  ermöglichen.  In  der  jüngst 
durch  Erlass  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  21.  Januar  1903 
g^ebenen  Anweisung  fflr  die  Ausführung  von  MJethwohnhluBem  für 
Arbeiter«  untere  und  mittlere  Beamte  wird  deshalbdasSechsfamilienhaus 
mit  mehreren  Geschossen  (Erdgeschoss  und  zwei  Stockwerken)  empfohlen,  da 
ein  eingeschossiges  Haus  zu  theuer  ist.  In  dieser  Anweining  werden  femer 
verlangt:  Entsprechend  grosse  Hofräume  und  womö^^lich  Tür  jede  Woh- 
nung ein  kleiner  Oarien,  vollständige  Unterkellerung,  je  nach  dem  örthchen 
Bedüriniss  2—5  Wohnräume  (die  Küche  als  Wohnraum  mitgezählt),  ein  Abori, 
ein  Abtheil  des  Kellers  und  des  Dachraumes  für  jede  Wohnung,  sowie  Mitbe- 
nutzung einer  gemeinschaftlichen  Waschküche  und  eines  Trockenbodens,  Stall 
für  Kleinvieh  bei  ländlichen  Wohnungen.  Die  Grösse  der  Wohnungen  soll  für 
mittlere  Beamte  68  qm,  für  Unterbeamte  und  Arbeiter  45  qm  nicht  übersteigen 
und  unter  28,5  qm  nicht  herabgehen,  wobei  Vorräume,  Flure,  Aborte,  Dach- 
räume u.  s.  w,  nicht  mitzurechnen  sind.  Diese  Nutzfläche  gestattet  die  Herstellung 
von  4—5  bezw.  2 — 4  Räumen;  je  nach  dem  Bedüriniss  sind  Wohnungen 
mit  kleinerer  Zimmerzahl,  aber  grösserer  Zimmergrundfläche  und  solche  mit 
mehr,  aber  kleineren  Räumen  einzurichten.  Um  die  beste  Ausnutzung  der 
Sommerwärme  und  eine  gute  Durchlüftung  zu  ermöglichen,  wird  eine  der- 
artige Anordnung  der  Räume  und  Fenster  vorgeschlagen,  dass  jede  Wohnung 
sowohl  nach  der  Strasse,  als  nach  dem  Hofe  Fenster  erhält.  Als  lichte  Höhe 
der  Wohnräume  wird  für  Arbeiter  mindestens  2,80  m,  für  mittlere  Beamte 
mindestens  3  m,  und  als  geringste  Tiefe  4,10  m  verlangt,  um  2  Betten  hinter- 
einander aufstellen  zu  können.  Alle  Wohnräume  sollen  heizbar  sein  und  Woh- 
nungen mit  mehr  als  zwei  Räumen  in  der  Regel  mit  abschliessbaren  Fluren  ausge- 
stattet werden,  die  den  Zugang  zu  mehreren  Räumen  vermitteln.  Besondere  Sorg- 
falt ist  auf  ausreichende  Versorgung  der  Wohnungen  mit  Luft  und  Licht  zu  richten. 
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Erbbaurechts  u.  s.  w.,  sicher  stellen  und  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Arbeitgeber  durch  die  Schaffung  gesunder  Wohnungen  für  ihre 
Arbeiter  mit  gutem  Beispiele  vorangehen  müssen,  erwächst 
den  Arbeitgebern  und  den  gemeinnützigen  Bau-  u.  s.  w.  Vereinen 
hauptsächlich  die  Aufgabe  der  Herstellung  gesunder  und  billiger 
Wohngebäude,  die  unter  günstigen  Bedingungen  allmählich 
in  das  Eigenthum  des  Miethers  übergehen  können,  sowie  die 
finanzielle  Unterstützung  von  unbemittelten  Familien,  die  in 
Folge  besonderer  Verhältnisse  (grosser  Kinderreichthum  u.  s.  w.) 
nicht  in  der  Lage  sind,  die  Miethe  für  eine  geeignete  und 
räumlich  genügende  Wohnung  aus  eigenen  Mitteln  zu  be- 
zahlen. 

Die  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  für  die  wirth- 
schaftlich  schwachen  Bevolkerungsklassen,  der  Bau  von  Ar- 
beiterwohnhäusem  und  von  nach  Geschlechtern  getrennten  Ar- 
beiterheimen für  unverheirathete  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
bilden  mithin  eine  wichtige  Ergänzung  der  sonstigen,  auf  eine 
Regelung  des  Schlafstellen-,  Kost»  und  Quartiergänger- 
wesens  gerichteten  polizeilichen  Maassnahmen,  und  sind  geeignet, 
den  in  Bezug  auf  Herbergen,  Massenquartieren  u.  s«  w. 
herrschenden  gesundheitlichen  und  sittlichen  Missständen  erfolg- 
reich entgegenzutreten.  Auf  polizeilichem  Wege  ist  man  in 
dieser  Hinsicht  schon  lange  vorgegangen,  zunächst  erst  in 
einzelnen  Regierungsbezirken,  sodann  aus  Anlass  des  Rund- 
erlasses vom  2.  Februar  1881,  betreffend  die  Ueberwachung 
des  Kost-  und  Quartiergängerwesens,  in  allen  Regierungsbezirken 
der  Monarchie.  Ueberall  wurden  Polizeiverordnungen  erlassen, 
die  ihrem  Inhalte  nach  der  als  Muster  dem  Erlasse  beigegebenen 
Berliner  Polizeiverordnung  vom  17.  Dezember  1880  entsprachen, 
bestimmte  Vorschriften  über  die  nothwendigsten  gesund- 
heitspolizeilichen Anforderungen  in  Bezug  auf  die  von  den 
Schlafleuten  u.  s.  w.  zu  benutzenden  Räumlichkeiten  gaben  und 
gleichzeitig  für  eine  wirksame  Kontrolle  dieser  Maassnahmen 
sorgten.  An  Stelle  jenes  Erlasses  sind  jetzt  der  vorher  mit- 
getheilte  Runderlass  vom  IQ.  März  1901  (s.  S.  379)  und  die  diesem 
beigefügten  Grundzüge  für  eine  Polizeiverordnung  über  die 
Unterbringung  der  in  gewerblichen  oder  landwirth- 
schaftlichen  Betrieben,  beim  Bergbau  oder  bei  Bauten 
beschäftigten  Arbeiter,  getreten  (s.  S.  383),  die  im  allgemeinen 
etwas  weitergehen  und  insbesondere  ausführlicher  gehalten 
sind,  als  die  bisherigen,  dadurch  hinfällig  gewordenen  Vor- 
schriften. Bei  ihrer  Durchführung  hat  der  Medizin albeamte 
mitzuwirken;  er  soll  nach  §.  72  der  Dienstanweisung  seine  Auf- 
merksamkeit auf  die  gesundheitsgemässe  Beschaffenheit  von 
Herbergen,  Schlafstellen  und  Massenquartieren  hinlenken  und 
bei  deren  Beaufsichtigung  den  Ortspolizeibehörden  seinen  sach- 
verständigen Rath  zu  Theil  werden  lassen.  Bei  den  Besichti- 
gungen, die  meistens  unvermuthet  und  stets  unter  Mitwirkung 
der  Ortspolizeibehörde  vorzunehmen  sind,  hat  der  Medizinal- 
beamte auf  Sauberkeit  der  Räume,  Betten  u.  s.  w.,  Mangel  an 
Licht  und  Luft,  zu  dichte  Belegung,  mangelhafte  Trinkwasser- 
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versorgun?,  uageaiigeade  Latrinenverhältnisse  zu  achten,  ins- 
besondere aber  auch  auf  die  Möglichkeit  der  Einschleppung 
und  Uebertragung  ansteckender  Krankheiten. 

Betreffs  der  Anforderungen,  welche  an  Qast-  und  Schank« 
wirthschaften  zu  stellen  sind,  kommt  noch  der  Runderlass 
des  Ministers  des  Innern  vom  26.  August  1886  in  Betracht, 
der  unter  Berücksichtii^uag  der  durch  den  Erlass  vom  1.  März 
1890  getroffenen  Aenderungen  folgenden  Wortlaut  hat: 

,,|.  1.  Qast-  und  Schank^irirtn schiften  dürfen  sowohl  in  den  Städten,  wie 
auch  auf  dem  platten  Lande  nur  auf  solchen  Orundstücken  errichtet  werden, 
welche  an  öffentlichen  Wegen  b^l^en  sind  und  einen  Zugang  zu  den  letzteren 
haben.    In  Städten  ist  die  Errichtung  von  Qast-  und  Schankwirthschaften  an 
unbefestigten  und  unbeleuchteten  Strassen  oder  Strassen theiien  nicht  gestattet. 
Die  Errichtung  von  Qast-  und  Schankwirthschaften  ist  ferner  au^eschlossen: 
in  Häusern,  welche  Schlupfwinkel  gewerbsm Issiger  Unzucht  sind, 
bezw.  in  welchen  der  gewerbsmässigen  Unzucht  ergebene   Frauens- 
personen wohnen  oder  verkehren, 

in  Räumlichkeiten,  welche  dem  Besitzer  oder  dritten  Personen  zu 
Wohn-  und  Wirthschaftszwecken  dienen,  oder  in  welchen  noch  andere 
fremdartige  Qewerbe  betrieben  werden, 

in  unmittelbarer  Nähe  von  Kirchen,  Pfarrhäusern,  Unterrichts- 
und Krankenanstalten. 
§.  2.  Die  Oebäude,  in  welchen  Qjist-  und  Schankwirthschaften  ein- 
gerichtet werden  sollen,  müssen  feuersichere  Bedachung  haben.  D^r  Zugang 
zu  den  für  dieselben  bestimmten  Räumen  muss  ein  gefahrioser  und  bequemer 
sein,  insbesondere  ist  darauf  zu  achten,  dass  etwaige  Treppen  genügend  breit, 
nicht  steil,  mit  einem  festen  Qeländer  versehen,  und  dass  die  Zugänge  zu  den 
Treppen  von  aussen  her  nicht  schmiler  sind,  als  die  Treppenläufe  selbst. 

Die  Thuren  zu  den  Qast-  und  Schanklokalen  müssen  eine  entsprechende 
Breite  haben  und  nach  aussen  aufschlagen. 

§.  3.  In  Qast-  und  Schankwirthschaften  müssen  die  Qistzimmer,  in 
ersteren  auch  die  Schlafräume,  durchaus  trocken,  mit  gedielten  Fussböden, 
sowie  mit  verschliessbaren  Thuren  und  mit  gut  schliessenden,  zum  Oeffnen 
eingerichteten  Fenstern,  welche  einen  genugeiiden  Zutritt  von  Licht  und  Luft 
unmittelbar  von  der  Strasse  oder  vom  Hof  aus  gestatten  und,  soweit  nöthig, 
mit  sonstigen  zur  Herstellung  eines  genügenden  Luftwechsels  erforderlichen 
Einrichtungen  ve^^ehen  und  überhaupt  ihrer  ganzen  Anlage  nach  so  beschaffen 
sein,  dass  sie  die  menschliche  Qesundheit  in  keiner  Weise  gefährden. 

An  den  in  diesen  Zimm^n  vorhandenen  Oefen  dürfen  Verschlussvor- 
richtungen, welche  den  Abzug  des  Rauches  nach  dem  Schornsteine  zu  ver- 
hindern geeignet  sind,  als  Klappe.i,  Schieber  oder  dergleichen,  nicht  vor- 
handen sein. 

Sämmtliche  Räumlichkeiten  sind  mit  den  erforderlichen  Ausstattungs- 
gegenständen zu  versehen. 

Kellergeschosse  dürfen  als  Schlafräume  fürQlste  überhaupt  nicht,  alsSchank- 
lokale  at>er  nur  unter  den  Bedingungen  benutzt  werden,  dass  die  bezüglichen  Räume 
g^en  das  Eindringen  und  Aufsteigen  der  Erdfeuchtigkeit  geschützt  sind,  und 
dass  der  Fussboien  nicht  tiefer  als  einen  Meter  unter  dem  umgebenden  Fuss- 
böden belegen  ist.  B^i  ungleicher  Höhenlage  des  umgebenden  Erdbodens  ist 
die  Tiefenmessung  von  einem  Meter  im  Durchschnitt  vorzunehmen.*) 

Die  Qast-  und  Fremdenzimmer  müssen  ferner  allen  Anforderungen  ent- 
sprechen, welche  durch  die  an  den  betreffenden  Orten  geltenden  baupolizeilichen 
Vorschriften  an  solche  Räume  gestellt  werden. 

§  4.  In  jeder  Qast-  und  Schankvlrtschaft  muss  sich  ein  Zimmer  von 
mindestens  25  qm  Bodenfläche  zum  gemeinschaftlichen  Aufenthalte  der  Qäste 
befmden,  und  es  müssen  f-Tner  in  jeder  Qastwirtschaft  mindestens  drei  wohl- 
eingerichtete Schlafzimmer  für  Fremde  vorhanden  sein. 

Für  sämmtliche  Qast-  und  Schlafzimmer  wird  eine  lichte  Höhe  von 
mindestens  2,80  m  erfordert. 

Für  die  Schlafzimmer  sind  mindestens  3  qm  Bodenfläche  und  12  cbm 
Luftraum  auf  jeden  einzelnen  Qast  zu  rechnen. 

1)  §.  3,  Abs.  4  ist  in  der  Fassung  des  Min.-Erl.  vom  1.  März  1893  wiedergegeben. 
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Gast-  und  Schankwirthsdiaften  dürfen  nur  auf  solchen  Orundstücken 
errichtet  werden,  welche  entweder  an  eine  öffentliche  Wasserleitung  angeschlossen 
sind,  oder  einen  eigenen  Brunnen  mit  völlig  ausreichender  Wassermenge  haben. 

J5.  Bei  jeder  Gast-  und  Schankwirthschaft  muss  die  nöthige  Anzahl  mit 
orderlichen  Einrichtungen  für  Abfluss  und  Luftreinigung  versehener 
Pissoirs  und  Abtritte  vorhanden  sein,  zu  welchen  der  Zugang  weder  durch 
Wohn-  oder  Wirthschaftsräume,  noch  über  die  Strasse  führen  und  niemals 
behindert  sein  darf. 

Diese  Bedürfnissanstalten  dürfen  keinen  unmittelbaren  Zugang  zu  den 
Schlafräumen  haben,  und  ihre  Einrichtung  muss  eine  derartige  sein,  dass  eine 
Verunreinigung;  der  Luft  in  den  Gastzimmern  ausgeschlossen  ist.  Im  Uebrigen 
kommen  hinsichtlich  der  Entleerung,  Reinhaltung  u.  s.  w.  derselben  die  in 
dieser  Beziehung  an  dem  betreffenden  Orie  bestehenden  polizeilichen  Vorschriften 
zur  Anwendung." 

Ueber  die  Lüftungsvorrichtungen  in  Gastwirth- 
schaften  und  Restaurationen  bestimmt  ferner  der  Rund- 
erlass  des  Ministers  des  Innern  vom  10.  Januar  1902: 

,,Es  ist  neuerdings  zur  Sprache  gekommen,  dass  immer  noch,  selbst  in 
CTÖsseren  Städten,  Restaurationsräume  hergestellt  werden,  die  Jeder  geeigneten 
Ventilationsvorrichtung  entbehren,  obwohl  in  ihnen  täglich  die  Ansammlung 
zahlreicher  Menschen  stattfindet.  In  §.  3  der  durch  die  Rundverfügung  vom 
26.  August  1886  (Min.-Bl.  d.  i.  V.  S.  182)  mitgetheilten  Anforderungen,  welche 
in  baulicher  und  gesundheitlicher  Beziehung  an  die  Gast-  nnd  Schankwirth- 
Schäften  zu  stellen  sind,  ist  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gastzimmer  ausser 
mit  Fenstern,  welche  einen  hinreichenden  Zutritt  von  Luft  und  Licht  unmittel- 
bar von  der  Strasse  oder  vom  Hofe  aus  gestatten,  auch,  soweit  nöthig,  mit 
sonstigen  zur  Herstellung  eines  genügenden  Luftwechsels  erforderlichen  Ein- 
richtungen versehen  und  überhaupt  ihrer  ganzen  Anlage  nach  so  beschaffen 
sein  müssen,  dass  sie  die  menschliche  Gesundheit  in  keiner  Weise  gefährden. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  diese  Vorschriften  den  Kon- 
zessionsbehörden gefälligst  in  Erinnerung  zu  bringen. 

Die  Herstellung  von  Lüftungsvorrichtnngen,  welche  durch  natürliche 
Temperaturdifferenz  —  auch  ohne  schädlichen  Zug  zu  verursachen  —  wirken, 
könnte  ohne  nennenswerthe  Belastung  der  die  Konzession  Nachsuchenden  stets 
vorgeschrieben  werden.  Inwieweit  die  Anbringung  von  Vorrichtungen,  welche 
durch  besonders  erzeugten  Wärmeunterschied  oder  durch  mechanische  Kräfte 
wirken,  zu  fordern  ist,  wird  in  jedem  einzelnen  Falle  unter  Berücksichtigung 
der  Zweckbestimmung  der  Räume  und  der  etwa  zur  Verfügung  stehenden  Be- 
triebskraft zu  prüfen  sein. 

Die  in  Bezug  auf  die  Anlage  und  innere  Einrichtung  von 
Theatern,  Zirkusgebäuden,  öffentlichen  Versammlungs- 
räumen in  Folge  des  Runderlasses  vom  12.  Oktober  1889 
und  18.  März  1891  in  allen  Regierungsbezirken  erlassenen 
Polizeiverordnungen  berücksichtigen  auffallender  Weise  die  ge- 
sundheitlichen Anforderungen  gar  nicht,  sondern  nur  die  Inter- 
essen der  Feuer-  und  Sicherheitspolizei,  so  dass  sie  hier  uner- 
wähnt bleiben  können. 

C.  BesMliri  Maassnahnim  ii  Bezog  auf  Welrattngsliygien.   Schatz  gegsi  uhir- 

nässigei  Stanhi  Russ  uil  Rauch,  giftige  Gase  und  ibia  AosduKtungeii  zu  starke 

Geräusche  u.  s.  w.  Heizung.  Maassregeli  hei  Ueherschwemniongei. 

Wegen  fibermässigen  Staubes,  Russes  und  Rauches,  übler 
Ausdünstungen,  giftiger  Oase,  zu  starker  Geräusche  u.  s.  w. 

wird  verhältnissmässig  häufig  von  den  dadurch  geschädigten  Nach- 
barn ein  Einschreiten  der  Polizei  und  in  Folge  dessen  eine  Mitwir- 
kung der  Medizinalbeamten  als  Sachverständige  veranlasst;  denn 
der  verwaltungsrechtliche  Weg  ist  bei  diesen  Klagen  nicht  nur  ein- 
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facher  und  schneller  zum  Ziel  führend,sondern  vor  Allem  wesentlich 
billiger  als  der  privatrechtliche.  Der  Polizei  ist  das  Recht  zum 
Einschreiten  durch  den  wiederholt  erwähnten  §.  10,  Titel  17, 
Theil  II,  des  Allgemeinen  Landrechts  und  durch  §.  6  f.  des  Ge- 
setzes über  die  Polizei  Verwaltung*  vom  11.  März  1850  (s.  S.  52 
u.  folg.)  gegeben;  es  muss  aber  nach  ständiger  Rechtsprechung 
des  Oberverwaltungsgerichts  nicht  bloss  eine  Belästigung  des 
Publikums,  sondern  eine  drohende  Gefahr  für  die  mensch- 
liche Gesundheit  vorliegen;  denn  der  Begriff  der  Belästi- 
gung deckt  sich  keineswegs  mit  demjenigen  der  Gefahr.  Eine 
solche  ist  jedoch  schon  dann  anzunehmen,  wenn  durch  Staub,. 
Rauch,  Russ,  Dampf,  üble  Gase  und  Gerüche,  laute  Geräusche 
u. s. w.  nicht  unmittelbar,  sondern  mittelbar,  insofern  eine  ge- 
sundheitliche Gefahr  hervorgerufen  wird,  als  die  Naqhbam  ge- 
zwungen werden,  die  Fenster  zu  schliessen,  um  sich  gegen  jene 
Schädlichkeiten  zu  schützen,  und  dadurch  am  Genuss  frischer 
Luft  in  einer  für  ihre  Gesundheit  nachtheiligen  Weise  ver- 
hindert werden.  Desgleichen  ist  zwar  das  Maass  des  nach  den 
ortlichen  Verhältnissen  Zulässigen  und  Ueblichen  ent- 
sprechend zu  berücksichtigen,  für  die  Beurtheilung  der  Gesund- 
heitschädlichkeit aber  nicht  bloss  der  etwaige  nachtheilige  Ein- 
fluss  auf  gesunde  Leute,  sondern  vor  Allem  auch  derjenige  auf 
geschwächte,  nervöse  und  gegen  üble  Gase,  Geräusche 
u.  s.  w.  besonders  empfindliche  Personen  in  Betracht  zu 
ziehen.  Zur  Annahme  einer  Gesundheitsgefahr  ist  endlich  nicht 
der  Nachweis  erforderlich,  dass  eine  Schädigung  bereits  einge- 
treten ist,  sondern  es  genügt  die  begründete  Besorgniss,  dass 
dies  geschehen  könnte.  An  diesen  Grundsätzen  hat  das  Ober- 
verwaltungsgericht bis  in  die  jüngste  Zeit  festgehalten;  sie 
decken  sich  mit  den  Ausführungen  des  nachstehenden,  auf  seine 
Veranlassung  von  der  Wissenschaftlichen  Deputation  erstatteten 
Gutachtens  vom  28.  Juni  1886: 

„Die  übelriechenden  Dämpfe,  welche  zu  den  Beschwerden  über  die  im 
Norden  der  Stadt  C.  gelegene  Papierfabrik  Veranlassung  gegeben  haben,  ent- 
stehen bei  der  Rückgewinnung  des  Natrons,  welches  dazu  gedient  hat,  aus  dem 
zerkleinerten  Holze  die  darin  enthaltenen  Harze  und  andere  organische  Bestand- 
theile  auszuziehen,  um  es  auf  diese  Weise  für  die  weitere  Verarbeitung  zu 
Zellulose  und  Papier  geeignet  zu  machen.  Die  hierzu  gebrauchte  Natronlauge 
wird  eingedampft  und  in  den  sogenannten  Soda-Oefcn  ausgeglüht,  wodurch  die 
aus  dem  Holze  aufgenommenen  Stoffe  verjagt,  und  so  ein  von  Neuem  brauch- 
bares Natron  gewonnen  wird.  Früher  behandelte  man  das  Holz  mit  einer 
Natronlauge;  aber  in  den  letzten  Jahren  hat  die  Fabrfk  zu  C.  ebenso  wie  andere 
Zellulose-Papierfabriken  an  Stelle  des  Aetznatrons  ein  Gemisch  von  Schwefel- 
natrium und  Aetznatron  verwendet,  weil  sich  dies  für  die  Herstellung  der 
Zellulose  als  vortheilhafter  erwiesen  hat.  Erst  seit  dieser  Aenderung  in  dem 
Verfahren  haben  die  Dämpfe,  welche  sich  beim  Abdampfen  und  Qlühen  des 
Natrons  bilden,  einen  höchst  unangenehmen  Geruch  gezeigt. 

Nach  den  Untersuchungen  des  Chemikers  Dr.  B.  bestehen  die  Dämpfe 
aus  einem  Gemisch  von  flüchtigen  Körpern,  welche  schwefelhaltig  und  vermuth- 
lich  deswegen  so  übelriechend  sind.  Eine  genaue  Bestimmung  derselben  hat 
nicht  stattgefunden,  und  so  muss  es  dahingestellt  bleiben,  ob  sich  darunter  auch 
solche  finden,  die  zu  den  giftigen  Gasen  zu  rechnen  sind.  Um  aber  ein  Urtheil 
über  etwaige  gesundheitsschädliche  Eigenschaften  dieser  Dämpfe  zu  gewinnen, 
bedarf  es  in  diesem  Falle  keiner  genauen  chemischen  Analyse;  denn  da  eine 
nicht  geringe  Anzahl  von  Menschen  in  der  Fabrik  und  in  deren  nächster  Um- 
gebung lange  Zeit  hindurch  der  Einwirkung  der  Dämpfe  angesetzt  gewesen 
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sind,  so  hätten  sich  bei  denselben,  wenn  die  Dämpfe  einen  unmittelbar 
schädlichen  Einfluss  auf  die  Gesundheit  haben,  irgend  welche  Krankheitserschei- 
nungen zeigen  müssen. 

Wenn  nun  die  Dämpfe  auch  keine  eigentlich  giftigen  Eigenschaften 
haben,  so  liegen  die  Verhältnisse  doch  ganz  anders  in  Bezug  auf  die  ekel- 
erregende Wirkung  derselben.  Ueber  diesen  Punkt  sind  alle,  die  sich  gutacht- 
lich darüber  geäussert  haben,  einig.  Es  wird  von  allen  bestätigt,  dass  die 
Dämpfe  einen  widerlichen  Geruch  blitzen.  Der  Geruch  ist  so  unangenehm,  dass 
die  nicht  daran  Gewöhnten  gezwungen  werden,  die  Fenster  zu  schliessen,  um 
die  stinkenden  Gase  nicht  in  die  Wohnungen  dringen  zu  lassen. 

Inwieweit  das  Eintreten  von  Uebelkeit  u.  s.  w.  bei  aussergewöhnlich 
empfindlichen  Personen  als  eine  Beschädigung  der  Gesundheit  anzusehen  ist, 
wollen  wir  hier  uncrörtert  lassen.  So  viel  steht  aber  fest,  dass  auch  weniger 
empfindliche  Menschen,  soweit  den  Schilderungen  des  Regierungs-Medizinalraths 
Dr.  V.  M.  und  des  Kreisphysikus  Dr.  L  zu  entnehmen  ist,  sogar  die  Mehrzahl 
der  Einwohner  von  C.  daaurch  am  Genuss  der  frischen  Luft  verhindert  wird. 

Nun  ist  es  aber  eine  feststehende  und  eines  weiteren  Beweises  nicht  be- 
dürfende Thatsache,  dass  anhaltender  Mangel  reiner  Luft  nachtheilig  auf  die 
Gesundheit  wirkt,  und  überall  ist  man  bestrebt,  in  voller  Erkenntniss  dieses 
Bedürfnisses  den  Menschen  zur  Erhaltung  ihrer  Gesundheit  reine  Luft  in  aus- 
reichender Menge  zuzuführen.  Allerdings  würde  daraus,  dass  an  einzelnen  Tagen 
im  Jahre,  also  nur  eine  verhältnissmässig  sehr  kurze  Zeit,  die  Zufuhr  reiner  Luft 
behindert  ist,  noch  nicht  sofort  eine  wesentliche  Gesundheitsbeschädigung  die 
Folge  sein.  Aber  wenn  die  freie  Luft  häufig  so  verunreinigt  wird,  dass  man 
gezwungen  ist,  sich  dagegen  abzuschliessen,  dann  kann  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  es  sich  nicht  mehr  um  eine  einfache  Belästigung,  sondern  geradezu 
um  eine  Beschädigung  der  Gesundheit  handelt.  Dabei  ist  es  ganz  gleichgültig, 
ob  die  Zeitdauer  der  Luftverunreinigung  mit  120  Tagen,  oder,  wie  der  Dr.  H. 
will,  mit  78  Tagen  zu  bemessen  ist.  Auch  wenn  das  letztere  Maass  das  richtige 
sein  sollte,  so  geht  es  doch  noch  weit  über  das  hinaus,  was  als  zulässig  gelten 
kann,  ohne  dass  nachtheilige  Folgen  für  die  Gesundheit  daraus  entstehen. 

Es  wird  zwar  noch  viele  Menschen  geben,  welche  unter  solchen  Verhält- 
nissen noch  keine  merkliche  Einbusse  an  ihrer  Gesundheit  erfahren,  aber  Kinder, 
schwächliche  Menschen,  und  namentlich  solche,  welche  an  Ernährungsstörungen 
leiden,  kurzum  alle  diejenigen,  denen  reichlicher  Genuss  reiner  Luft  zur  Erhaltung 
ihrer  Gesundheit  unumgänglich  nothwendig  ist,  müssen  dadurch  Schaden  leiden. 

Derartige  Rücksichten  auf  die  Gesundheit  sind  es  auch  wesentlich  ge- 
wesen, welche  dazu  geführt  haben,  dass  durch  die  Gewerbeordnung  die  Anlage 
von  Gewerbebetrieben,  welche  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Zellulose-Papier- 
fabriken übelriechende  Dämpfe  produziren,  z.  B,  die  Strohpapierstoff-Fabriken, 
von  einer  besonderen  Genehmigung  der  Behörden  abhängig  gemacht  werden,  um 
von  vornherein  zu  verhüten,  dass  die  Umgebung  solcher  Fabriken  geschädigt  werde. 

Dass  die  Zellulose- Papierfabriken  in  dem  §.16  der  Gewerbeordnung  noch 
nicht  unter  den  konzessionspflichtigen  Gewerbebetrieben  aufgeführt  sind,  hat  nur 
darin  seinen  Grund,  dass  erst  in  neuester  Zeit,  nämlich  seitdem  statt  des  ein- 
fachen Natrons  ein  Gemisch  von  Natron  und  Schwefelnatrium  verwendet  wird, 
die  Dämpfe  dieser  Fabriken  eine  so  übelriechende  Beschaffenheit  angenommen 
haben." 

Diese  Grundsätze  müssen  daher  auch  für  den  Medizinal- 
beamten  bei  der  Beurtheilung  derartiger  Beschwerden  maass- 
gebend  sein.  Handelt  es  sich  dagegen  um  ein  zivilrecht- 
liches Verfahren,  so  kommt  hierfür  §.  906  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  in  Betracht,  der  folgendermaassen  lautet: 

„Der  Eigenthümer  eines  Grundstücks  kann  die  Zuführung  von  Gasen, 
Dämpfen,  Gerüchen,  Rauch,  Russ,  Wärme,  Geräusch,  Erschütte- 
rungen und  ähnliche  von  einem  anderen  Grundstück  ausgehende  Einwirkungen 
insoweit  nicht  verbieten,  als  die  Einwirkung  die  Benutzung  seines  Grundstücks 
nicht  oder  nur  unwesentlich  beeinträchtigt,  oder  durch  eine  Benutzung  des 
anderen  Grundstücks  herbeigeführt  wird,  die  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
der  Grundstücke  dieser  Lage  gewöhnlich  ist.  Die  Zuführung  durch  eine  be- 
sondere Leitung  ist  unzulässig." 

Die  Klage  kann  .hier  also  schon  mit  Erfolg  durchgeführt 
werden,  wenn  keine  Gesundheitsgefahr,  sondern  nur  eine  Be- 
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einträchtigung  vorliegt,  die  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  bei 
Grundstücken  dieser  Lage  das  gewohnliche  Maass  überschreitet 

Die  nachstehenden  Entscheidungen  des  Ober  Verwal- 
tungsgerichts und  des  Reichsgerichts  werden  als  brauch- 
barer Anhalt  für  die  Begutachtung  solcher  Fälle  dienen  können: 
a.  Belästigung  durch  Rauch  und  Russ. 

Eine  erhebliche  .^Belästigung"  durch  Rauch  berechtigt  die  Polizei- 
behörde nicht  zum  Einschreiten,  sondern  nur  der  Nachweis  einer  Gefahr 
für  Leib,  Leben  und  Gesundheit. 

Urtheil  des  Obervcrwaltungsgericbts  (IL  Sen.)  vom  27.  April  1882. 

,,Das  Oberverwaltungsgericht  ist  bei  Auslegung  des  §.  10,  Tii  17,  Th.  11, 
des  Allg.  L-R.  in  Verbindung  mit  §.  6  des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung 
vom  11.  März  1850  in  gleichmässiger  Rechtsprechung  stets  davon  ausgegangen, 
dass  das  Gesetz  in  der  That,  dem  gewählten  Ausdrucke  entsprechend,  lediglich 
die  Abwendung  einer  dem  Publikum  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben 
drohenden  Gefahr  im  Auge  habe,  dass  der  Begriff  der  „Gefahr"  keineswegs 
gleichbedeutend  sei  mit  Nachtheil  oder  ,. Belästigung"  und  dass  überall  da,  wo 
der  Nachweis  einer  Gefahr  für  Leib,  Leben,  Gesundheit  oder  Vermögen  der  zu 
Schützenden  nicht  zu  erbringen  sei,  ein  polizeiliches  Einschreiten  auf  dieser  ge- 
setzlichen Grundlage  sich  nicht  rechtfertigen  lasse. 

Die  Berufungsschrift  geht  davon  aus,  dass  zwar  eine  öffentliche 

Gefahr  nicht  bestehe,  wohl  aber  eine  hochgradige  Belästigung,  die 

einer  Gefahr  gleich  zu  achten  sei,  so  dass  eme  durch  den  Rauch  erzeugte 
Schädigung  und  Gefahr  vorliege,  auch  wenn  eine  unmittelbar  bevorstehende 

spezielle  Gefahr  für  die  Gesundheit  nicht  streng  nachweisbar  sei Den 

Ansprüchen  auf  möglichste  Femhaltung  von  BeUistigungen  stehen  aber  die  gleich 
schwerwiegenden  Interessen  derjenigen  gegenüber,  weldie  ihre  Mittel  und  Kräfte 
in  erlaubter  Gewerbethätigkeit  verwerthen  wollen,  was  ohne  ein  gewisses  Maass 
von  Belästigung  Anderer  m  der  überwi^enden  Zahl  von  Fallen  nicht  ausführ- 
bar sein  wird.  Die  Aufgabe  der  Polizeioehörde  geht  dahin,  der  Freiheit  des 
Einzelnen  diejenigen  Schranken  aufzuerlegen,  aber  auch  nur  diejenigen,  welche 
im  Interesse  des  Gemeinwohls  unerlässlich  sind. 

Nun  mag  anerkannt  werden,  dass  unter  Umständen  die  Grenzen 

einer  erheblichen  Belästigung  und  einer  Gefahr  ineinander  übergehen 

der  vorliegende  Fall  zei^  indes  eine  derartige  besondere  Gestaltung  nicht 

Es  kann  zwar  als  feststehend  angesehen  werden,  dass  eine  nur  zu  gewissen  Tages- 
stunden eintretende,  vorübergehende  Belästigung  durch  Rauch  stattfindet,  die  auch, 
zumal  bei  besonders  ungünstigen  Umständen,  die  Nichtbetheiligten  mehr  oder 
minder  empfindlich  treffen  mag;  eine  bevorstehende  Gefahr  ist  aber  nicht  erwiesen." 

Die  Polizeibehörde  ist  befugt^  gegen  übermässige  Rauchentwicklung 
einzuschreiten,  falls  dadurch  die  Gesundheit  der  Anwohner  gefähr- 
det wird. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  1.  Oktober  1890  und 
1.  Mai  1895.  ; 

Die  Polizeibehörde  ist  nicht  berechtigt,  Einrichtungen  zu  fordern,  durch 
die  jede  Belästigung  der  Nachbarschaft  durch  Rauch  abgestellt  wird, 
sondern  nur  solche  Einrichtungen,  durch  die  eine  Gefährdung  der  Gesund- 
heit in  der  Nachbarschaft  durch  Rauch  ausgeschlossen  wird. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgericnts  vom  9.  Juni  1900. 

Belästigung  der  Nachbarn  durch  Rauch. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  (III.  Z.-S.)  vom  6.  April  1894. 

„Vom  Berufungsrichter  ist  irrthümlich  ausser  Acht  gelassen,  dass  nach 
den  Grundsätzen  des  Nachbarrechts  diejenige  Belästigung  durch  Rauch,  Ge- 
räusch oder  in  anderer  Weise  geduldet  werden  muss,  die  durch  das  Zusammen- 
leben von  Menschen  an  einem  Orte  gegeben  und  durch  den  regelmässigen  und 
ordnungsmässigen  Gebrauch  der  Nachbargrundstücke  bedingt  ist,  so  dass  mit 
der  actio  negatoria  nur  die  Störung  abgewehrt  werden  kann,  welche  als  über- 
mässige, das  Maass  des  Erträglichen  übersteigende,  anzusehen  ist.  Dieser 
Grundsatz  beherrscht  gleichermaassen  alle  einschlagenden  Rechtsverhältnisse,  wenn- 
gleich sich^seine  Anwendung  in  der  Praxis  des  Lebens  verschieden  gestaltet,  da 
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stets  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  und  konkreten  Umstände  Rücksicht 
zu  nehmen  ist,  um  im  Einzelfalle  bestimmen  zu  können,  ob  eine  zur  Beschwerde 
zugezogene  Belästigung  als  übermässig  zu  gelten  hat  oder  als  unvermeidliche 
und  zu  duldende  Folge  der  Lebens-  und  Verkehrsverhältnisse  des  einzelnen 
Ortes,  z.  B.  einer  Fabrikstadt.  Hiernach  würde  eine  nach  den  örtlichen  Zu- 
ständen von  N.  als  geringfügig  odier  massig  anzusehende  Rauchbelästigung  die 
Klage  nicht  begründen  können;  auch  kann  der  durch  die  actio  negatoria  ge- 
gebene Rechtsschutz  nur  dahin  Ausdruck  finden,  dass  dem  störenden  Nachbar 
eine  übermässige  Belästigung  des  Klägers  verboten,  oder  aufgegeben  wird,  solche 
Einrichtungen  zu  treffen,  durch  welche  eine  das  Maass  des  Erträglichen  über- 
steigende Belästigung  abgestellt  wird.  Die  Einführung  bestimmter  Erfindungen 
kann  ihm  im  Rechtswege  so  wenig  zur  Pflicht  gemacht  werden,  wie  die  An- 
lage von  Vorrichtungen,  durch  welche  alle  und  jede  Belästigung  des  Nach- 
barn beseitigt  wird." 

b.  Gesundheitsgefährdung  durch  übermässige 
Stauberregung. 

Oesundheitsgefährliche  Stauberregung  durch  Teppichklopfen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  17.  März  1902. 

•Nach  der  Bestimmung  des  §.  10,  Theil  II,  Titel  17  des  Allg.  Land- 
rechts, auf  die  sich  die  angefochtene  Verfügung  und  der  Bescheid  des  Be- 
klagten stützen,  ist  die  Polizei  befu^,  die  nötnigen  Anstalten  zur  Abwendung 
der  dem  Publico  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehenden  Gefahr 
zu  treffen.  Sie  konnte  daher  auch  gegen  eine  die  Gesundheit  des  Nachbarn 
gefährdende  Erregung  von  Staub  durch  Teppichklopfen  seitens  des  Klägers 
einschreiten.  Die  Verfügung  vom  31.  Mai  1901  verbietet  ihm  »aber  die  Thätig- 
keit  des  Ausklopfens  von  Teppichen,  Läufern  etc.  an  der  t)eschriebenen  Nach- 
bargrenze, soweit  dadurch  eine  über  das  Maass  einer  gewöhnlichen  Haushaltung 
hinausgehende  Staubentwicklung  herbeigeführt  wird."  Es  bedarf  aber  einer 
weiteren  Ausführung  nicht,  dass  die  Gesundheitsgefahr  einer  durch  Teppidi- 
ausklopfen  hervorgerufenen  Stauberre^ng  für  die  Nachbarschaft  nicht  davon 
abhängig  ist,  ob  die  Grenze  des  gemeingewöhnlichen  Maasses  eingehalten  oder 
überschritten  wird.  Ob  die  Staubentwickelung  im  einzelnen  Falle  für  die 
Nachbarn  gesundheitsgefährlich  ist  oder  nicht,  hängt  offensichtlich  von  ganz 
anderen  Umständen  ab  als  davon,  ob  nicht  mehr  Teppiche  geklopft  weiden, 
wie  in  Häusern  gleicher  Art  und  gleicher  Lage  üblich  zu  sein  pflegt.  Insbe- 
sondere kann  die  Bestimmung  des  §.  906  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Einschreiten  der  Polizei  auch  keinerlei  analoge  Anwendung  finden,  da  sie 
lediglich  die  nachbarrechtlichen  Beschränkungen  des  bürgerlichen  Rechts  regelt, 
während  es  hier  nur  auf  das  Vorliegen  einer  Gefahr  für  die  Gesundheit  der 
Anwohner  ankommt.  Für  eine  solche  fehlt  aber  ein  Anhalt,  der  als  ausreichende 
Stütze  für  das  polizeiliche  Einschreiten  erachtet  werden  könnte." 

Einer  Strassenbahngesellschaft,  die  durch  ihren  Beh'ieb  eine  ver- 
mehrte Staubentwicklung  erzeugt,  kann  die  Verpflichtung  zur  Besprengung 
der  betreffenden  Strassen  durch  Polizeiverordnung  rechtsgültig  auf- 
erlegt werden. 

Urtheil  des  Kammergerichts  vom  21.  Juni  1901. 

„Unbedenklich  kann  eine  Polizeiverwaltung  anordnen,  dass  eine 
Strasse  zur  Beseitigung  des  Staubes  im  Interesse  der  Ordnung,  Sicherheit  und 
Leichtigkeit  des  Verkehrs,  übrigens  auch  im  Interesse  der  Gesundheit  der  dort 
verkehrenden  Personen,  mit  Wasser  besprengt  wird.  Es  fragt  sich  nur,  inwie- 
weit eine  Polizeiverordnung  anordnen  kann,  wer  zu  besprengen  hat.  Die 
Pflicht  zur  Besprengung  liegt  ebenso  wie  die  Reinigungspflicht  zunächst  ent- 
weder den  Gemeinden,  oder  aber  den  Anli^em  ob.  Nun  ist  es  allgemein  an- 
erkannt, dass  durch  Polizeiverordnungen  bestehende  Verpflichtungen  nicht  ab- 
geändert werden  können.  An  sich  kann  daher  eine  Poiizeiverordnung  die 
Strassenbesprengungspflicht  nicht  den  verpflichteten  Gemeinden  oder  Anliegern 
abnehmen  und  auf  aie  Strassenbahngesellschaft  übertragen. 

Der  vom  Vorderrichter  festgestellte  Sachverhalt  in  Verbindung  mit  dem 
erwähnten  Schreiben  des  Regierungspräsidenten  ergiebt  jedoch,  dass  es  sich  hier 
nicht   um    die  gewöhnliche    Besprengung   behu»   Beseitigung  des  auf   allen 
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Strassen  durch  den  normalen  Verkehr  sich  entwickelnden  Staubes  handelt- 
Vielmehr  erzeufi^  der  elektrische  Betrieb  der  Kasseler  Strassenbahn  mit  Rück- 
sicht auf  die  erhebliche  Fahrgeschwindigkeit  einen  stärkeren  Luftdruck  und  da- 
durch eine  vermehrte  Staubentwicklung.  Es  handelt  sich  also  hier  um  eine 
schädliche  Einwirkung  des  Betriebs.  Schutz  gegen  solche  Einwirkung  kann 
die  Polizeibehörde  jedenfalls  von  dem  Unternehmer,  welcher  sie  verursacht  liat, 
verlangen,  entweder  als  Bedingung  für  die  Genehmigung,  dann  aber,  wenn  sich 
die  Einwirkung  erst  später  herausstellt,  im  Wege  der  Polizeiverordnung.  Das 
ist  im  §  23  geschehen.  Diese  Vorschrift  ist  daher  rechtsgültig.  Sie  enthält 
auch  nicht,  wie  der  Angeklagte  behauptet,  eine  zivilrechtliche  B^timmung,  da 
solche  im  Wege  der  Polizeiverordnung  nicht  getrogen  werden  kann,  sondern 
eine  öffentlich  rechtliche  Norm,  deren  Uebertretung  im  §.  39  mit  Strafe  be- 
droht ist." 

c.   Gesundheitsgefährdung  durch  üble  Ausdünstungen. 

Verpesten  üble  Gerüche  die  Lüfte  so,  dass  die  Anwohner  gezwungen 
werden,  die  Fenster  geschlossen  zu  halten,  so  ist  hierin  eine  Schädigung  der 
Gesundheit  zu  erblicken,  und  die  Polizei  zum  Einschreiten  berechtigt,  z.  B.  beim 
Lagern  von  Fellen,  Häuten  oder  Knochen,  Lumpen,  Schweinshaaren 
u.  s.  w.  auf  einem  Grundstück  oder  in  Lagerräumen  innerhalb  einer  bewohnten 
Ortschaft. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  (IIL  S.)  vom  28.  Oktober 
1886,  17.  November  1892,  13.  Dezember  1894,  12.  u.  16.  Dezember 
1895,  23.  März  und  25.  Juni  1898,  4.  November  1901,  27.  Februar, 
21.  April  und  29.  Mai  1902. 

Berechtigung  des  polizeilichen  Einschreitens  gegen  die  Verbreitung  der 
von  einer  Fabrik  (Papier-  bezw.  Zellulosefabrik,  Banrt-Zuckerfabrik)  oder  Ab- 
deckerei ausgehenden  gesundheitsschädlichen  Ausdünstungen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  25.  Oktober  1886^ 
27.  Oktober  1890  und  17.  Juni  1895. 


Zulässigkeit  eines  polizeilichen  Verbots,  beim  Betriebe  einer  Porzellan- 
fabrik solches  Oel  zu  verwenden,  das  geeignet  ist,  gesundheitsgefährdende  üble 
Gerüche  zu  verbreiten. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  8.  November 
1899  und  9.  Mai  1901. 


Ein  polizeiliches  Einschreiten  gegen  auch  von  Alters  her  bestehende  ge- 
werbliche Anlagen,  sowie  ein  polizeiliches  Verbot  des  Auskochens  von 
Fett  oder  des  Trocknens  von  Resten  auf  einer  Abdeckerei  wegen  der 
dadurch  entstehenden  Ausdünstungen  ist  zulässig. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  16.  April 
1894,  13.  Januar  1900  und  13.  April  1901. 

Berechtigung  des  polizeilichen  Einschreitens  gegen  die  durch  üblen 
Käsegeruch  von  Käsehandlungen  hervorgerufene  Qesundheitsgefahr  für  die 
Mitbewohner  des  Hauses  und  die  die  Strasse  passirenden  Personen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgericnts  (IIL  S.)  vom  20.  Novem- 
ber 1893. 

Hier  ist  auf  Grund  eines  von  dem  Medizinalkollegium  der  Provinz 
Schlesien  erstatteten  Gutachtens  als  unbedenklich  angenommen,  dass  „eine  Be- 
lästigung mit  intensiven  üblen  Käsegerüchen  bei  nervösen  Personen  zu  einer 
Qesundneitsbeschädigung  führen  kann,  deren  Abwendung  durch  Einschreiten 
der  Polizeibehörde  auf  Grund  des  §.  10,  Th.  II,  Tit.  17  des  Allg.  L  R.  und 
§.  66  i.  f.  des  Polizei  Verwaltungsgesetzes  vom  11.  März  1850  gerechtfertigt  er- 
scheint.   

Die  Polizei  ist  berechtigt,  die  mit  einer  Molkerei  verbundene 
Schweinehaltung  bezw.  den  Betrieb  einer  Schweinezüchterei  und  Mästerei 
zu  verbieten,  wenn  die  dadurch  entstehenden  üblen  Gerüche  die  Zufuhr  reiner 
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Luft  in  die  Wohnungen  benachbarter  Grundstücke  unmöglich  machen  und  den 
freien  Verkehr  auf  der  Strasse  behindern. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  28.  Novem- 
ber 1895  und  28.  Juni  1896.       

Statt  des  Verbotes  eines  Betriebes  mit  üblen  Ausdünstungen  kann 
die  Polizei  auch  Einrichtungen  fordern,  wodurch  diese  Ausdünstungen  verhin- 
dert werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  27.  Mai  1899. 


Gesundheitsgefährdende  Luftverunreinigung  durch  die  Ausdünstungen 
einer  Brauerei, 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  21.  Oktober  1889. 

Hier  ist  eine  „Gesundheitsgefahr'*  anerkannt  auf  Grund  des  nachstehen- 
den Gutachtens  des  als  Sachverstandigen  zugezogenen  Geh.  Med.-Raths  Dr. 
Flügge  In  Breslau: 

„Die  Frage,  ob  nun  die,  theils  beim  Brauereibetrieb  entstehenden,  theils 
durch  Zersetzung  der  Abwässer  gelieferten  Ausdünstungen  und  Luftverun- 
reinigungen eine  Gesundheitsgefahr  für  das  Publikum  oder  nur  Belästigungen 
für  dasselt>e  bedingen,  ist  in  folgender  Weise  zu  beantworten :  Die  betreffenden 
Gase  sind  nicht  etwa  giftig  oder  im  Stande,  spezifische  Krankheiten  hervorzu- 
rufen, aber  sie  erzeugen  Ekelgefühl  und  beeintluss<^  die  Athmung.  Während 
eine  reine  Luft  unwillkürlich  zu  tiefen  Inspirationen  und  zu  reichlicher  Auf- 
nahme von  Luft  anregt,  verleiden  übelriechende  Beimengungen  den  Genuss  der 
Luft  gerade  so,  wie  ekelerregende,  wenn  auch  unschädliche  Zusätze  die  Auf- 
nahme von  Speisen  absolut  hindern.  In  der  ungenügenden  Athmung,  wie  sie 
in  übelriechender  Luft  zu  Stande  kommt,  liegt  für  längere  Zeitdauer  bereits 
eine  entschiedene  Beeinträchtigung  unseres  Wohlbefindens  und  unserer  Leistungs- 
fähigkeit. Femer  können  aus  der  Aenderung  des  Respirationstyrpus  allmählich 
wahrscheinlich  auch  Störungen  der  Blutvertheilune  und  der  Ernährung  resul- 
tiren,  resp.  es  kann  eine  Krankheitsdisposition  geschaffen  werden.  Es  l^t  sich 
hiergegen  nicht  der  Einwand  erheben,  dass  doch  viele  Menschen  in  übel- 
riechender Luft  dauernd  ohne  Gesundheitsstörung  leben.  Die  instinktive  Ekel- 
empfindung ist  bei  verschiedenen  Individuen  sehr  ungleich  entwickelt.  Gerade 
in  der  Umgebung  der  in  Scheitnig  projektirten  Brauerei  handelt  es  sich  aber 
fast  durchweg  um  Menschen,  die  in  dieser  Beziehung  besonders  empfindlidi 
sind,  und  die  nach  Scheitnig  gehen,  resp.  dort  Wohnung  beziehen,  um  zeit- 
weise frischere,  reinere  Luft  zu  athmen,  als  sie  ihnen  die  Stadt  bietet:  Menschen 
mit  abnormer,  sitzender  Lebensweise,  schwächliche  Kinder,  Rekonvaleszenten 
u.  s.  w.  Für  diese  ist  das  gelegentliche  Athmen  reiner  Luft  geradezu  Bedingung 
für  die  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  ihrer  Leistungsfähigkeit,  und  eine 
Verunreinigung  der  Scheitniger  Luft  bietet  daher  für  dieses  ganze  Publikum 
wohl  eine  Gesundheits^efahr,  zumal  kein  anderer  Theil  der  Peripherie  der 
Stadt  ihnen  Ersatz  zu  bieten  vermag.  In  gleicher  Weise  sind  die  Rekonvales- 
zenten und  Kranken  gefährdet,  die  m  den  grossen  klinischen  Neubauten  auf 
dem  Maxgarten  demnächst  untergebracht  werden.  Auch  diese  sind  erfahrungs- 
mässig  besonders  empfindlich  gegen  Verunreinigungen  der  Luft,  und  unter 
Aufwendung  enormer  Kosten  wenden  daher  die  Khniken  mit  Ventilationsan- 
lagen versehen,  welche  den  Kranken  ständig  reine,  frische  Luft  zuführen  sollen. 
Unter  den  obwaltenden  Verhältnissen,  bei  dem  Charakter  der  in  Scheitnig  ver- 
kehrenden und  wohnenden  Bevölkerung  und  angesichts  der  unleugbaren  hygie- 
nischen Vortheile,  welche  die  bisherige  Reinheit  der  Scheitniger  Luft  zahlreichen 
Menschen  geboten  hat,  muss  ich  daher  die  Frage,  ob  die  Anlage  der  projektirten 
Brauerei  eine  Gesundheitsgefahr  für  das  Publikum  bedinge,  mit  ,Ja"  beantworten." 

d.  Gesundheitsgefährdung  durch  übermässige 
Geräusche. 

Nur  die  übermässigen,  das  Maass  des  Erträglichen  über- 
steigenden Störungen  durch  Geräusch  sind  abzuwehren,  während  solche 
als  unvermeidlich  zu  dulden  sind,  die  nach  den  örtlichen  Betriebs-  und  Ver- 
kehrsverhältnissen (z.  B.  einer  Fabrikstadt)  geringfügig  oder  als  massig  anzu- 
sehen sind. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  (III.  Z.-S)  vom  6.  April  1894. 
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Gesundheitsgefährdender  Lärm  (eine  Kartenschlägerei)  in 
Fabrikorten. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (IIL  S.)  vom  10.  November 
1897. 

Durch  die  mit  Klage  angefochtene  Verfugung  der  beklagten  Polizeiver- 
waitung  vom  8.  Mai  1896  war  dem  Kläger  der  Betrieb  der  Kartenschlägerd  im 
ersten  Stockwerk  seines  Hause%  weil  er  für  die  Anwohner  mit  Qesundhdts- 
gefahr  verbunden  sei,  bei  Vermeidung  einer  Exekutivstrafe  von  30  Mark  unter- 
sagt worden,  mit  dem  Hinzufügen,  dass  dem  Betriebe  des  genannten  Gewerbes 
im  Erdgeschosse  oder  zwar  in  demselben  Zimmer  des  ersten  Stockwerkes,  aber 
nach  Herstellung  gewisser  Schutzvorrichtungen  polizeiliche  Bedenken  nicht  ent- 
gegenständen. Der  Erfolg  des  vom  Kläger  gegen  das  die  Klage  abweisende 
trkenntniss  des  Bezirksausschusses  eingel^en  Rechtsmittels  der  toiifung  hängt 
davon  ab,  ob  der  Gewerbebetrieb  in  der  That  für  die  Nachbarschaft  gesund- 
heitsgefährlich ist.  Der  Gerichtshof  nimmt  dies  auf  Grund  des  Gutachtens  des 
Medizinalraths  und  des  Gewerberaths  der  Königlichen  Regierung  vom  22.  Juli 
1896,  dessen  Wortlaut  in  der  Vorentscheidung  mitgetheilt  ist,  unbedenklich  an, 
da  das  klappernde  Geräusch  des  klägerischen  Maschinenbetriebes  auf  jeden 
Menschen  emen  unangenehmen  ruhestörenden  Einfluss  ausübt  und  auf  nervöse 
und  leidende  Personen  gesundheitsgefährlich  wirkt.  Damit  war  die  Voraus- 
setzung für  das  Einschreiten  der  Polizei  gegeben.  Wenn  der  Kläger  dag^en 
einwendet,  das  Reichsgericht  gehe  bei  Anwendung  der  zivilrechtlicnen  Grund- 
sätze der  actio  negatoria  davon  aus,  dass  in  Fabrikorten  jeder  Grundbesitzer 
das  Maass  von  Belästigung  durch  Lärm  (und  Rauch)  zu  dulden  habe,  das  nach 
den  örtlichen  Verhältnissen  pflege  ertragen  zu  werden  und  das  mit  dem  Fabrik- 
betrieb unvermeidlich  verbunden  sei,  so  ist  dagegen  einzuwenden,  dass  das 
Reichseericht  gegen  unerträgliche  Einwirkungen  auf  das  Nachbargrundstück  auch 
zivilrecntlichen  Schutz  gewährt,  und  das  Oberverwaltungsgericht  ebenfalls  bei 
der  Frage,  ob  die  Einwirkungen  eines  Betriebes  auf  das  Nachbai^grundstück 
das  polizeiliche  Maass  des  Zulässigen  und  Gewöhnlichen  überschreiten,  den 
örtlichen  Verhältnissen  gerecht  wird.  Die  Letzteren  können  aber  dann  nicht 
Ausschlag  gebend  sein,  wenn  die  Einwirkungen  den  Nachbarn  durchaus  uner- 
träglich sind  und  gesundheitsschädlich  wirken. 


Berechtigung  der  Polizeibehörde  zum  Einschreiten  wegen  übermässigen 
Geräusches,  erzeugt  durch: 
Klopfen  von  Teppichen,  Urth.  d.  Ober-Verw.-G.  (IIL  S.)  v.  11.  Dezember 

1890  u.  17.  März  1902; 
Schreinerei    mit   Maschinenbetrieb,    Urth.  d.  Ober-Verw.-G.  (IIL  S.)  v. 

26.  September  1892,  6.  November  1897  u.  28.  Mai  1903; 
Sägewerk,  Urth.  d.  Ober-Verw.-G.  (III.S.)  v.  11.  Februar  1895; 
Klempnerei,  Feilenhauerei,  Schmiede  oder  Schlosserei,  Urth. d.  Ober- 
Verw.-G.  (IIL  S.)  V.  20.  September  1886,  15.  Februar  u.  15.  Juni 
1894,  23.  September  1895,  26.  Juni  1897,  12.  Nov.  1897  und 
4.  März  1899; 
Abladen  und  Bearbeiten  von  eisernen  Schienen,  T-Trägern  u.  s.  w., 
Urth.  d.  Ober-Verw.-G.  (IIL  S.)  v.  23.  März  1893,  16.  Mai  1895, 
7.  Februar,  9.  Mai  u.  7.  November  1900; 
Gasmotorenbetrieb,  Urth. d. Ober-Verw.-G. (IILS.)v.  12. Juni  1897,13.Juni 

u.  18.  September  1902; 
Klopf-  oder  Schleifmaschinen,  Urth,  d.  Ober-Verw.-G.  (IIL  S.)  v.  12.  No- 
vember 1898  u.  4.  Oktober  1899. 
Von  diesen  Urtheilen  sei  auszugsweise  mitgetheilt: 
Urtheil  vom  11.  Dezember  1890:   Polizeiliche  Untersagung  des 
Teppichklopfens. 

„§.  10,  II  17  A.  L  R.  schliesst  keinesw^  ein  polizeiliches  Ein- 
schreiten zum  Schutze  solcher  Personen,  deren  Gesundheitszustand  kein  normaler 
ist,  aus.  Durch  das  Gutachten  des  Medizinalkollegiums  ist  erwiesen,  dass  das 
im  Sommer  von  früh  bis  Abends  nach  den  eigenen  Angaben  der  Kläger  jährlich  an 
„höchstens  40  Tagen"  zur  Ausführung  gelangende  Klopfen  von  Pel^erk  auf  dem 
Dache  des  »inmitten  der  Stadt  Kassel  Me^enen  Hauses  G.-Str.  No.  24«  für  nervös 
reizbare  Personen  in  hohem  Grade  belästigend  und  bis  zu  krankhafter  Höhe 
aufri^end,  also  gesundheitsgefährlich  ist.    Ob  solche  Personen  gerade  jetzt  in 
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der  Nähe  des  gedachten  Hauses  wohnen,  ist  nicht  erheblich,  denn  bei  der 
wetteren  Verbreitunjj  nervöser  Zustände  kann  jederzeit  der  Fall  eintreten,  dass 
sich  unter  den  Bewohnern  der  Nachbarhäuser  Personen  finden,  welche  an  solchem 
Zustande  leiden."  

Urtheil  vom  23.  September  1895:  Uebermässiges  Geräusch  durch 
Schlosserei. 

„Nach  den  übereinstimmenden  Gutachten  der  Sachverständigen  ist  er- 
wiesen, dass  das  von  der  Benutzung  des  Ambosses  ausgehende  Geräusch,  was 
sich  nach  der  Art  seiner  Einrichtung  erklärt,  wenn  auch  nicht  das  Leben,  so 
doch  die  Gesundheit  der  Anwohner  zu  gefährden  geeignet  ist,  allerdings,  so  viel 
den  Gutachten  zu  entnehmen,  nur  für  die  Anwohner  des  W. 'sehen  Hauses  und 
auch  nur  deshalb,  weil  dessen  Haus  mit  Fenstern  nach  dem  Soden  des  Klägers 
hin  versehen  ist.  Es  ist  aber  auch  bei  so  beschränkter  Wirkung  des  Geräusches 
anzuerkennen,  dass  die  Ortspolizeibehörde  über  ihre  Zulässigkeit  nicht  hinaus- 
gegangen ist.  Es  ergiebt  sicn  aus  ihrer  gemäss  §.  10,  Tit.  17.  a.  a,  O.  bestimmten 
Aufgabe,  bevorstehende  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  von  dem  Publikum 
und  einzelnen  Mitgliedern  desselben  abzuwenden,  dass  sie  berufen  war,  den  Be- 
trieb des  Ambosses  zu  untersagen,  auch  wenn  die  Wirkung  des  Geräusches  nur 
das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Anwohner  des  Nachbarhauses  zu  gefährden 
geeignet  sein  sollte.  Darnach  trifft  es  nicht  zu,  dass  die  Ortspolizeibehörde  dem 
Besitzer  des  Nachbargeländes  zu  überlassen  hatte,  die  Abwehr  der  Einwirkung^en 
des  Geräusches  von  seinem  Grundstück  ^egen  den  Kläger  im  ordentlichen 
Rechtswege  zu  verfolgen.  Dies  steht  auch  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Recht- 
sprechung des  Oberverwaltungsgerichts.  Die  Klage  gegen  den  Bescheid  des 
Königlichen  Oberpräsidenten  war  daher  abzuweisen  und  dem  Kläger  die  Kosten 
zur  Laßt  zu  legen."  

Die  Polizeibehörde  kann  auf  Grund  des  §.  10,  Th.  II,  Tit.  17,  des  Allg. 
Landrechts  den  lärmenden  nächtlichen  Betrieb  einer  Rotationsmaschine 
in  einer  Druckerei,  die  Benutzung  einer  Keg^elbahn  nach  10  Uhr  Abends, 
sowie  Musikaufführungen,  Blasen  von  Blechinstrumenten  u.  s.  w.  unter- 
sagen, wenn  dadurch  dem  Publikum  in  erheblicher  Weise  die  Nachtruhe  und 
sein  gesundheitliches  Wohlbefinden  gestört  wird. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  Q.Januar  und 
22.  Juni  1896,  2.  Juli  1897,  24.  Juni  1899  und  10.  Oktober  1900. 

In  dem  zuletztgenannten  Urtheile  vom  10.  Oktober  1900  heisst  es: 

„Bei  den  gesteigerten  Anforderungen,  die  das  heutige  Erwerbs-  und  Ver- 
kehrsleben an  die  Kräfte  und  die  Gesundheit  der  Menschen,  zumal  in  grösseren 
Städten  stellt,  ist  die  thunlichste  Sicherung  der  Nachtruhe  gegen  lärmende  Ge- 
räusche ein  dringendes  Erfordemiss  im  Interesse  der  Gesunaheit.  Es  kann  auch 
nicht  darauf  ankommen,  ob  durch  das  Geräusch  einzelne  Nachbarn  nicht  in 
ihrem  Schlaf  gestört  werden.  Es  genügt  vielmehr,  dass  dies  bei  zahlreichen 
anderen,  weniger  widerstandsfähig  veranlagten  Personen  der  Fall  ist.  Endlich 
lässt  sich  auch  dagegen  eine  begründete  Einwendung  nicht  erheben,  dass  als 
Zeitpunkt  für  die  Beendigung  des  Handeins  10  Uhr  Abends  festgesetzt  worden 
ist,  da  diese  Stunde  auch  heute  noch  in  weiten  Kreisen  die  für  den  Beginn  der 
Nachtruhe  maassgebende  ist." 

Ein  Einschreiten  der  Polizei  wegen  übermässigen  Geräusches  ist 
auch  gerechtfertigt,  wenn  sich  in  dem  betreffenden  Gebäude  oder  dessen  Nach- 
barschaft noch  keine  nervösen  Personen  aufhalten,  deren  Gesundheit  ge- 
fährdet werden  könnte. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  7.  Februar  1900. 

Die  Polizeibehörde  kann  im  Interesse  der  Gesundheit,  öffentlichen  Ruhe 
und  Ordnung  anordnen,  dass  Musikaufführungen  nur  bei  geschlossenen 
Fenstern  und  Thüren  veranstaltet  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  23.  Oktober 
1897.  

Eine  Polizeiverordnung,  durch  die  das  Musiziren  bei  offenem  Fenster  ver- 
boten wird,  ist  gültig. 

Urtheil  des  Kammergerichts  vom  24.  Februar  1898. 
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Grenzen  der  Befugnisse  der  Polizeibehörden  in  Bezug  auf  Unter- 
sagung lärmenden  Geräusches  (durch  ein  Orchestrion). 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  April  1903. 

„Ein  Verbot  auf  Grund  des  §.  10,  Tit.  17,  Th.  II,  des  A.  L  R.  darf  aller- 
dings, wie  es  das  Oberverwaltungsgericht  wiederholt  ausgesprochen  hat,  schon  er- 
folgen, wenn  das  auf  einem  Grundstücke  verursachte  Geräusch  nur  die  Gesund- 
heit nervöser  Personen  gefährdet,  und  wenn  auch  zunächst  bloss  die  Gesundheit 
eines  einzelnen  Nachbarn  getroffen  wird.  Die  Klage  .^egen  ein  derartiges 
Verbot  kann  femer  noch  nicht  deshalb  Erfolg  haben,  weil  nachträglich  Vor- 
kehrungen zur  Verringerung  des  Geräusches  getroffen  worden  sind.  Auf  der 
anderen  Seite  aber  durfte,  da  nach  dem  §.  10,  Tit.  17,  Th.  II  A.LR.  die  Polizei 
nur  die  nöthigen  Anstalten  zu  treffen  hat,  dem  Kläger  nicht  mehr  aufgegeben 
werden,  als  zur  Beseitigung  der  Gesundhettsgefahr  enorderlich  war.  Nach  der 
Augenscheinnahme  steht  fest,  dass  das  Orchestrion  des  Klägers  nicht  gross  ist 
und  im  Vergleiche  zu  anderen  derartigen  Instrumenten  keinen  ungewöhnlich 
lauten  Ton  hat;  die  Tonstärke  entspricht  aber  der  eines  hart  angeschlagenen 
Klaviers,  die  Anschläge  der  grossen  Trommel  sind  dem  allgemeinen  Tongeräusch 
angepasst  und  treten  nicht  übermässig  hervor.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die 
Benutzung  eines  solchen  Instruments  nicht  unbedingt  und  ohne  Weiteres 
mit  gesundheitsgefährlichem  Geräusche  verbunden,  dies  namentlich  dann  nicht 
immer  der  Fall  ist,  wenn  das  Orchestrion  bloss  zeitweise  und  in  Zwischen- 
räumen, sowie  nur  bei  Ta^e,  also  ohne  Störung  der  Nachtruhe  spielt.  Die  Be- 
klagte ist  hiernach  über  die  im  1. 10  ihr  eingeräumte  Befugniss  hinausgegangen, 
indem  sie  dem  Kläger  schlechthin  und  ohne  iede  zeitliche  Einschränkung  ver- 
boten hat,  das  Orchestrion  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  in  Betrieb  zu  setzen 

Die  angefochtene  Verfügung  war  demnach  aufzuheben.  Der  Beklagen  bleibt 
überlassen,  wenn  sie  annimmt,  dass  das  Orchestrion  in  einer  ül)ermässigen  Weise 
betrieben  wird,  welche  trotz  der  inzwischen  getroffenen,  den  Schall  dämpfenden 
Einrichtungen  gesundheitsgeßhrlich  ist,  geeen  dieses  gesundheitsgefahrliche 
Uebermaass  von  neuem  verbietend  einzusdireiten." 

Behufs  Verhütung  übermässiger  Rauchentwicklung 
bei  Feuerungen  hat  ferner  der  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe  durch  Runderlass  vom  5.  Februar  1901  an  sämmt- 
liche  Oberbergämter  (a)  und  Regierungspräsidenten  (b)  folgende 
Bestimmungen  getroffen: 

a)  »Nachdem  durch  die  Untersuchungen  der  Kommission  zur  Prüfung  und 
Untersuchung  von  Rauchverbrennungs-Vorrichtungen  festgestellt  worden  ist, 
dass  es  eine  grosse  Anzahl  rauchverhütender  Feuerungseinrichtungen  giebt,  die 
geeignet  sind,  die  Entwicklung  übermässigen  Rauches  zu  verhindern,  hat  das 
Königliche  Staatsministerium  auf  meinen  Vorschlag  beschlossen,  bei  denjenigen 
feststehenden  fiskalischen  Feuerungsanlagen,  deren  Kauchverminderung  mit  Rück- 
sicht auf  die  örtliche  ü^e  der  Betriebsstätte  wünschenswerth  ist,  geeignete 
Maassnahmen  g^en  die  Entwicklung  übermässigen  Rauches  zu  tref^n.  Wo 
sachgemässe  Bedienung  des  Feuers  und  Beaufsichtigung  des  Heizerpersonals 
nicht  ausreichen  oder  das  Brennmaterial  es  erschwert,  übermässiger  Rauchent- 
wicklung vorzubeugen,  sollen  die  Feuerungsanlagen  verbessert,  bezw.  mit  zweck- 
entspredienden  be^nderen  Einrichtungen  zur  Rauchverhütung  veisefaen  werden. 
Diese  Maassnahmen  sollen  vorläufig  den  Charakter  von  Versuchen  tragen,  um  die 
Bewährung  der  im  einzelnen  Fall  getroffenen  Einrichtungen  priifen  zu  können, 
bevor  endgültige  EntSchliessungen  getroffen  werden. 

Dem  Königlichen  Oberbergamte  (Der  Direktion)  sende  ich  hierbei  die  zur 
Durchführung  dieser  Maassnahmen  unter  den  zuständigen  Herren  Ministem  ver- 
einbarten „Grundsätze"  in  zwei  Exemplaren  mit  dem  Auftrage,  hiemach  das 
Weitere  in  die  Wege  zu  leiten." 

b)  »Abschrift  übersende  ich  Ihnen  mit  der  Veranlassung,  die  Qewerbeauf- 
sichtsbeamten  anzuweisen,  dem  etwa  an  sie  ergehenden  Ersuchen  der  Behörden 
um  sachverständigen  Beirath  bei  der  B^utachtung  von  Feuerungsanlagen  zu 
entsprechen. 

Auch  den  Gemeinden  und  Kreisverbänden,  in  deren  Verwaltung  grössere 
Feuemngs-  namentlich  Dampfkesselanlagen  betrieben  werden,  wollen  Sie  von 
dem  Vorgehen  der  Staatsbehörden  Kenntniss  geben  und  ihnen  nahe  legen,  in 
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gleicher  Wdse  zu  verfahren,  damit  die  Industrie  keine  Veranlassung  hat,  auf 
etwaige  Missstände  bei  den  Feuerungsanlagen  dieser  Verbände  hinzuweisen. 

Von  der  Durchführung  eines  polizeilichen  Rauchverbots  in  gewerblichen 
Anlagen  ist  zunächst  noch  in  der  Voraussetzung  abgesehen  worden,  dass  die 
Industrie  ihrerseits  sich  veranlasst  sehen  werde,  der  Frage  der  Rauchverhütung 
erhöhtes  Interesse  entg^enzubringen.  Nachdem  die  Behörden  den  ernsten 
Willen  bekundet  haben,  in  ihren  Anlagen  vorbildlieh  vorzugehen,  haben  die 
Industriellen  nicht  zu  gewärtigen,  dass  übermässiger  Rauchentwicklung  künftig 
mit  Nachsicht  werde  begegnet  werden,  zumal  nach  dem  Gutachten  der  Kommission 
zur  Prüfung  und  Untersuchung  von  Rauchverbrennungs- Vorrichtungen  mit 
Sicherheit  angenommen  werden  kann,  dass  bei  Anwendung  geeigneter  rauch- 
verhütender Apparate  eine  ernstlich  in  Betracht  kommende  ökonomische  Schädi- 
gung der  Besitzer  von  Feuerungsanlagen  nicht  eintritt. 

Sie  wollen  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  die  Polizeibehörden  daher 
anweisen,  den  gewerblichen  Feuerungsanlagen  eingehende  Aufmerksamkeit  zuzu- 
wenden. Die  Industriellen  sind  vorkommenden  Falls  nicht  darüber  in  Zweifel 
zu  lassen,  dass  hervortretenden  Rauchbelästigungen,  die  nachweisbar  mit  gesund- 
heitlichen Schädigungen  verbunden  sind,  in  der  Folge  auf  Grund  der  Ge- 
nehmigungsurkunden oder  des  §.  10,  Theil  II,  Tit  17  des  Allgemeinen  Landredits 
mit  allem  Nachdruck  entgegengetreten  werden  wird.  Dementsprechend  sind 
Besitzer  von  Feuerungsanlagen  in  solchen  Fällen  zunächst  aufzufordern,  inner- 
halb einer  angemessenen  Frist  geeignete  und  ausreichende  Maassnahmen  zur 
Rauchverhütung  zu  treffen.  Dabei  sollen  ihnen  die  Oewerbeaufsichtsbeamten 
und  bei  Kesselanlagen  namentlich  auch  die  Ingenieure  der  Dampfkessel-Ueber- 
wachungs-Vereine  mit  ihrem  sachverständigen  Rath  beistehen.  Bleibt  diese 
Aufforderung  ohne  Erfolg,  so  ist  die  Beseitigung  der  Uebelstände  auf  Grund 
polizeilicher  Verfügungen  zu  erzwingen,  oder  zutreffenden  Falls  das  Strafverfahren 
nach  §.  147,  Ziffer  2,  der  Gewerbeordnung  einzuleiten  und  nach  erfolgter  Be- 
strafung gemäss  Abs.  3  a.  a.  O.  zu  verfahren. 

Bis  zum  1.  Januar  k.  J.  sehe  ich  Ihrem  Bericht  über  den  Erfolg  dieser 
Maassnahmen  entgegen. 

Abdrücke  dieses  Erlasses  und  seiner  Anlage  sind  für  den  Regierungs-  und 
Gewerberath  oder  seinen  Stellvertreter,  für  die  Landräthe  und  die  diesen  nicht 
unterstellten  Ortspolizeibehörden  und  für  die  Gewerbeinspektionen,  sowie  deren 
Nebenstellen  beigefügt.  Weitere  Abdrücke  können  von  der  Geheimen  Registratur 
meines  Ministeriums  bezogen  werden. 

Die  Dampfkessel -Ueberwachungs -Vereine  haben  besondere  Anweisungen 
erhalten.* 

Anlage. 

Qnindsfltze,  nach  denen  In  feststehenden  flskalisclien  Feueroni^sanlagen 
zur  Verhfltuns  fibermSssIser  Rauchentwicklung  zu  verfahren  Ist. 

»Zur  Vermeidung  von  Belästigungen  und  Schädigungen,  die  durch  den 
Rauch  feststehender  Feuerungsanlagen  verursacht  werden  können,  ist  für  alle 
unter  staatlicher  Leitung  stehenden  Betriebe  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  Ent- 
wicklung von  schwarzem,  dickem  und  langdauemdem  Rauch  in  erster  Linie 
durch  sachkundi&;e  Bedienung  des  Feuers,  durch  gehörige  Aufsicht  über  das 
Heizpersonal  und  durch  die  Wahl  des  Brennmaterials  vermieden  wird. 

Als  langdauemd  ist  die  Rauchentwicklung  dann  anzusehen,  wenn  der 
Austritt  schwarzen,  undurchsichtigen  Rauches  aus  der  Schomsteinmündung  länger 
als  5  Minuten  ununterbrochen  anhält. 

Soweit  irgend  thunlich,  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  als  selbst- 
ständige Heizer  nur  solche  Personen  bestellt  werden,  welche  bereits  längere  Zeit 
Feuerungen  zufriedenstellend  bedient  haben.  Sofern  diese  Personen  nicht  bereits 
einen  Lehrgang  an  einer  Heizerschule  0  mit  Erfolg  durchgemacht  haben,  ist  ihnen 
möglichst  Gelegenheit  zu  geben,  an  einem  solchen  theilzunehmen. 

^)  Heizerkurse  von  meist  14 länger  Dauer  werden  nach  den  Min.-Erlassen  vom  30.  Mai 
und  16.  September  1902  in  den  Wintermonaten  abgehalten  von  Ingenieuren  der  Dampfkessel-Ueber- 
wachungt- vereine  in  Magdeburg,  Stettin  und  Danzig;  femer  mit  Unterstützung  des  gewerblichen 
Zentralvereins  der  Provinz  Ostpreussen  in  Königsberg  in  den  Orten  Königsberg,  Memei,  Allenstein, 
der  Oe Werbevereine  in  Elbing,  Orünberg,  Hannover  an  den  genannten  Orten,  des  Technikervereins 
in  Bromber(|[  daselbst  und  an  der  Fachschule  fär  Dampfkesselheizer  und  Maschinenbauer  in  Aachen 
(einer  Abtheilung  der  städtischen  gewerblichen  Schulen).  In  den  Etat  für  1902/1903  sind  ausserdem 
Mittel  zur  Förderung  des  Heizunterrichts  sowie  zur  Abhaltung  von  Wanderlehrkursen  für  Heizer 
eingestellt. 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.  II.  26 
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Die  Behörden,  denen  Feuerungsanlagen  unterstehen,  haben  femer  für 
die  Belehrung  der  Heizer  über  die  Ursachen  der  Rauchentwicklung  und  für 
ihre  hinreichende  Beaufsichtigung  zu  sorgen. 

Bei  der  Wahl  des  Brennmaterials  ist  davon  auszugehen,  dass  im  Allee- 
meinen die  Rauchentwicklung  nicht  durch  Beschaffung  theuerer,  audi  ohne  be- 
sondere Sorgfalt  rauchschwach  verbrennender  Kohlensorten  oder  durch  Ersatz 
von  Kohle  durch  Koaks '  (ausser  wo  letzterer  wegen  der  Beschaffenheit  oder 
Zweckbestimmung  der  Feuerungsanlagen  nicht  entbehrt  werden  kann)  zu  ver- 
hüten, sondern  dass  dasjenige  Brennmaterial  zu  beschaffen  ist,  dessen  Verwen- 
dung an  der  Verbrauchsstelle  herkömmlich  ist,  selbst  wenn  es  etwa  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  rauchfreien  Verbrennung  bietet.  Kommen  mehrere 
Brennstoffe  bei  annähernd  gleichen  Preisen  in  Frage,  so  ist  dem  rauchsrJiwächeren 
der  Vorzug  zu  geben. 

Kann  der  übermässigen  Rauchentwicklung  weder  durch  sorgfältige  Be- 
dienung des  Feuers,  Beaußichtigung  und  Belehrung  der  Heizer,  noch  durdi 
die  Wahl  des  Brennmaterials,  ohne  wesentliche  Erhöhung  der  Heizkosten,  hin- 
reichend voiigebeugt  werden,  so  sind  überall  da,  wo  die  Rauchverminderung 
mit  Rücksicht  auf  die  örtliche  Lage  der  Betriebsstätte  wünschenswerth  ist,  vor- 
erst einzelne  Feuerung^nlagen  mit  bewährten  besonderen  Einrichtungen  zur 
Rauchverhütung  einzurichten.  Reichen  die  laufenden  Mittel  zur  Unterhaltung 
der  Anlajge  für  die  Beschaffung  solcher  Feuereinrichtungen  nicht  aus,  so  ist  die 
Uebcrweisung  der  Mehrkosten  bei  der  vorgesetzten  Behörde  zu  beantragen. 
Nöthigenfalls  sind  nach  Billigung  der  Verb^erungsvorschläge  durch  die  vor- 
gesetzte Behörde  die  entstehenden  Kosten  in  den  nächsten  Etatsvoranschlag 
aufzunehmen.  Soweit  sachverständige  Beamte  der  eigenen  Verwaltung  zur  Be- 
gutachtung verbesserungsbedürftiger  Feuerungsanlagen  nicht  vorhanden  sind, 
sind  durdi  Vermittlung  der  zuständigen  Chorden  sachverständige  Beamte 
anderer  Verwaltungszweige  zur  Berathung  heranzuziehen.  Hierbei  kommen 
wesentlich  die  Kesselprüfungsbeamten  in  Betracht. 

Bei  der  Herstellung  neuer  Feuerungsanlagen  empfiehlt  es  sich  überall, 
wo  die  Rauchverminderung  mit  Rücksicht  auf  die  örtliche  Lage  der  Betriebs- 
stätte wünschenswerth  ist,  schon  bei  der  Ausschreibung  die  Bedingung  zu  stellen, 
dass  die  Feuerungsanlage  mit  dem  am  Betriebsort  erhältlichen  Material  mög- 
lichst rauchfrei  arbeiten  muss,  und  die  dafür  vorzusehenden  Einrichtungen  im 
Angebot  nachzuweisen  sind.  Vor  der  Zuschlagsertheilung  ist  durch  sorgföltige 
Prüfung  festzustellen,  ob  die  voi^eschlagenen  Einrichtungen  zur  Rauchver- 
hütung ausreichend  erscheinen.  Femer  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die 
Grösse  der  Feuemngsanlage  auch  für  etwaige  stärkere  Beanspmchung  noch  aus- 
reicht, ohne  eine  Ueberlastung  der  Anlage  und  eine  daraus  sich  ergebende  zu 
starke  Rauchbildung  l\(^beizuführen." 

In  Bezug  auf  Heizung  sind  noch  folgende  Vorschriften 
zu  erwähnen: 

Durch  Erlass  des  Ministers  des  Innern  vom  2.  Ok- 
tober 1888  wird,  gestützt  auf  ein  Gutachten  des  Direktors 
des  hygienischen  Instituts  zu  Berlin,  auf  die  Gefährlichkeit 
der  sogenannten  Karbon-Natronofen  hingewiesen,  die 

»nach  den  Prospekten  für  Gesundheit  und  üSen  durchaus  gefahrlos 
sein  sollen,  indem  angeblich  das  Feuerungsmaterial  nur  Kohlensäure  produzire, 
und  bei  vorschriftsmässiger  Verwendung  der  Oefen  in  Schlaf-  und  Wohnräumen 
die  Heizgase  durch  einen  Oummischlauch  ins  Freie  abgeführt  werden.  .  .  . 
In  Wiesbaden  haben  sich  kurz  nacheinander  zwei  Falle  ereignet,  in  denen  in 
Folge  der  Benutzung  eines  solchen  Ofens  ein  Mensch  an  der  Gesundheit  ge- 
schädigt, bezw.  getödtet  worden  ist.  . . .  Auch  aus  dem  Gutachten  des  Direktors 
des  hygienischen  Instituts  der  hiesigen  Universität,  Geh.  Med.-Raths  Dr.  Koch, 
über  die  vorgenommene  Prüfung  der  Oefen  ergiebt  sich,^)  dass  die  Karbon- 
Natron-Oefen  als  gemeingefährlich  anzusehen  sind.  ...  Es  erscheint  deshalb  an- 
gezeigt, Vorkehrungen  zu  treffen,  damit  das  Publikum  in  denjenigen  Gegenden, 


1)  Aus  diesem  Qutachten,  das  dem  Erlass  beigeffigt  Ist,  geht  hervor,  dass  nach  der  mit 
dem  Natron- Kar bonofen  angestellten  Prüfung  die  Heizgase  nicht  oder  wenigstens  nur  zum  Theil 
durch  den  Oummischlauch  in  das  Freie  geführt  werden,  sondern  in  die  Luft  des  betreffenden 
Raumes  entweichen  und  hier  in  Folge  ihres  Oehaltes  von  Kohlenoxydgas  eine  ebenso  gefanrlicbe 
Wirkung  hervorrufen  können,  wie  dn  offenes  Kohlenbecken  oder  ein  zu  früh  mit  einer  Klappe 
geschlossener  Ofen. 


—  403    -- 

in  welchen  der  Gebrauch  der  Oefen  üblich  geworden  ist,  vor  den  durch  die- 
selben entstehenden  Gdahren  wirksam  geschützt  und  der  weiteren  Verbreitung 
der  Oefen  thunlichst  vorgebeugt  werde«. 

Die  Karbon -Natronofen  dürften  jetzt  kaum  noch  im 
Gebrauch  sein;  eine  ähnliche  Gefahr,  wie  sie,  haben  aber  auch 
Petroleumöfen  und  vor  allem  Gasöfen,  wenn  sie  nicht  mit 
einem  guten  Abzug  nach  dem  Schornstein  oder  direkt  nach 
aussen  versehen  sind,  weil  dann  die  Produkte  der  Verbrennung 
in  die  Zimmerluft  abgeleitet  werden  und  sich  hier  je  nach  der 
Zeitdauer  des  Heizens  in  mehr  oder  weniger  grösserer  Menge  an- 
häufen. Betreffs  der  Gasheiz-  und  Gaskoch-  und  Gasbade- 
öfen sind  daher  in  verschiedenen  Regierungsbezirken  polizeiliche 
Vorschriften  getroffen;  recht  zweckmässig  sind  die  nachstehenden, 
von  der  Polizeibehörde  in  Hamburg  unter  dem  15.  August 
1901  erlassenen: 

,,Anlässlich  mehrfacher  Unglücksfälle,  die  durch  mangelhafte  Beschaffen- 
heit von  Gasöfen  verursacht  wurden,  werden  die  Gewerbetreibenden,  die  sich 
mit  der  Anlage  solcher  Apparate  befassen,  unter  Hinweis  auf  §§.  222  und  230 
des  Reichsstrafgesetzbuches  auf  folgende  Vorsichtsmaassregeln  hingewiesen: 

Alle  Apj^arate  und  Einrichtungen,  bei  denen  Gas  zu  Heizzwecken  ver- 
wendet wird,  sind  so  anzulegen  und  aufzustellen,  dass  die  Verbrennungsgase 
die  Gesundheit  von  Menschen  nicht  zu  schädigen  vermögen.  Um  dies  zu  er- 
reichen, sind  folgende  Vorschriften  zu  beachten: 

A.  Kleinere  Gasheizapparate,  wie  z.  B.  Theekocher,  transportable  Plätt- 
apparate, nicht  eingebaute  Herdplatten  dürfen  nur  in  Räumen,  die  gut  zu 
lütten  sind,  ohne  Anschluss  an  Aozugskamine  aufgestellt  werden. 

B.  Grössere  Gasheizapparate,  wie  Gasbade-  und  Qasheizöfen,  im  Haushalt 
benutzte  fest  eingemauerte  uaskocheinrichtungen,  femer  alle  zu  gewerblichen 
Zwecken  dienenden  Gaskoch-  und  Gasheizeinnchtungen  mit  festen  Feuerstellen 
müssen  mit  Abzugsvorrichtungen  für  die  Verbrennungsgase  versehen  sein,  die 
folgende  Bedingungen  erfüllen: 

1.  Die  Austrittsöffnung  aus  dem  Apparate  für  die  Rauchgase  muss  mit 
einem  gut  ziehenden  Abzugskamin  dicht  schliessend  und  fest  verbunden  sein. 

2.  Wo  kein  gemauerter  Abzugskamin  zu  erreichen  ist,  kann  ein  dicht- 
schliessendes  Metallrohr  als  Austritt  für  die  Rauchgase  ins  Freie  oder  über 
Dach  geleitet  werden. 

3.  Die  Abzugsrohre  müssen  einen  lichten  Durchmesser  besitzen,  der 
mindestens  6  Mal  so  gross  ist,  als  der  lichte  Durchmesser  des  zum  Apparat 
führenden  Gasrohres,  gemessen  unmittelbar  vor  dem  Eintritt  in  den  Apparat. 

4.  Die  Abzugsrohre  müssen  in  ihrem  ganzen  Verlauf  bis  ins  Freie  überall 
die  unter  3.  verlangte  Mindestweite  haben. 

5.  Unterbrediungen  im  Abzugsrohr,  das  Anbringen  von  offenen  Zwischen- 
stücken (Trichtern)  sind  nicht  gestattet. 

6.  Ebenso  ist  das  Anbringen  von  Löchern  in  dem  die  Verbrennungsgase 
abführenden  Theil  des  Mantels,  sowie  im  Deckel  des  betreffenden  Apparates 
nicht  gestattet.  Es  muss  unter  allen  Umständen  vermieden  werden,  dass  Ver- 
brennungsgase in  den  Aufstellungsraum  des  Apparats  treten  können.« 

Ueber  die  Kontrolle  von  Zentralheizungen  speziell  hin- 
sichtlich der  periodischen  Reinigungen  der  Zuführungs- 
kanäle bei  Luftheizungen  bestimmt  der  Erl.  des  Min.  der 
öffentl.  Arbeiten  vom  28.  Januar  1882,  den  nachverord- 
neten Behörden  des  Ministeriums  für  u.  s.  w  Med.-Angelegen- 
heiten  durch  Runderlass  vom  13.  Februar  1882  und  3.  Ja- 
nuar 1888  zur  Beachtung  mitgetheilt,  Folgendes: 

„Bei  den  in  den  Tagen  vom  13.  bis  16.  September  in  Wien  stattgehabten 
Verhandlungen  des  „Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege"  in 
Oemeinschart  mit  dem  „Verein  für  Oesundheitstechnik'-  sind  u.  A.  auch  die 
Vorzüge  und  Nachtheile  der  Luftheizungen  Gegenstand  näherer  Erörterungen 
gewesen.  Es  ist  hierbei  konstatirt  worden,  dass  das  Reinhalten  der  Luftzu- 
führungskanäle sowie  der  Heizkammem  und  der  in  ihnen  befindlichen  Kalo- 

26* 
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riferen  von  Staubablagenitigen  ffir  das  Einfflhren  einer  gesunden  Luft  in  die  zu 
beheizenden  Räume  von  Höchster  Wichtigkeit  ist,  dass  aber  gerade  in  dieser 
Buchung  die  CTÖbsten  Vernachlässigungen  stattfinden.  Die  von  einigen  Red- 
nern in  dieser  Beziehung  gemachten  Mittheilungen  l^en  Zustände  dar,  welche 
die  an  die  Anlage  von  Luftheizungen  in  sanitärer  Hinsicht  geknüpften  Hoff- 
nungen völlig  illusorisch  erscheinen  lassen  und  zu  begründeten  Bedenken  An* 
lass  geben  müssen. 

Um  ähnlichen  Missständen  bei  Staatsgebäuden  vorzubeugen,  ersuche  ich 
Ew.  etc.  aiget)enst,  gefälligst  dahin  Anordnung  zu  treffen,  dass  in  allen  unter- 
stellten Dienstgebäuden,  in  welchen  sich  Luftheizungen  befinden,  das  periodische 
Reinigen  der  Luftzuführungskanäle  und  Heizkammem,  welches  am  zweck- 
massigsten  mit  feuchten  Tüchern  zu  geschehen  hat,  in  Zeiträumen  von  nicht 
über  4  Wochen  während  der  Heizperiwie  vorgenommen  und  für  die  gewissen- 
hafte Kontrolle  der  Ausführung  Soige  getragen  werde.« 

Ausserdem  ist  noch  von  dem  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  unter  dem  24.  März  1901  eine  ausführliche  Anweisung 
zur  Herstellung  und  Unterhaltung  von  Zentral-Heizungs-  und 
Lüftungsanlagen  erlassen,  die  jedoch  fast  ausschliesslich  bau- 
technische Gesichtspunkte  berücksichtigt,  so  dass  sich  ihr  Ab- 
druck an  dieser  Stelle  erübrigt. 

Die  bei  Ueberschwemmungen  erforderlichen  besonderen 
hygienischen  Maassnahmen,  um  die  der  Gesundheit  der  be- 
troffenen Bevölkerung  drohenden  Gefahren  rechtzeitig  und 
wirksam  abzuwehren,  sind  durch  den  nachstehenden  Rund- 
erlass  vom  9.  April  1888  geregelt: 

,,Die  Uebcrschwemmungen,  welche  die  östlichen  Provinzen  des  preussi- 
sehen  Staates  in  einem  Umfange  und  mit  einer  Schwere  heimgesucht  haben, 
wie  es  seit  vielen  Jahrzehnten  nicht  geschehen  ist,  haben  zunichst  die  Soige  der 
Staatsregierung  dsuür  in  Anspruch  genommen,  das  unmittelbar  bedrohte  Leben 
der  Bewohner  der  überschwemmten  Landstriche  so  weit  möglich  zu  schützen 
und  die  ihres  Obdachs  beraubten,  der  nothwendigsten  Lebensbedürfnisse  ent- 
behrenden Unglücklichen  unterzubringen  und  zu  erhalten.  Schon  jetzt  aber^ 
während  das  &rstörungswerk  noch  fortzuschreiten  scheint,  richtet  sich  die  Er- 
wägung darauf,  wie  den  später  zu  erwartenden,  nicht  minder  schweren  Nadi* 
Wirkungen  desselben  entg^en  zu  treten  sein  wird. 

Die  Besorgniss,  dass  die  Ueberschwemmung  nachtheilige  Folgen  für  den 
Gesundheitszustand  der  Bevölkerung  der  von  ihr  betroffenen  Gegenden  zur 
Folge  habe,  ist  eine  nur  zu  wohlbegründete  und  erheischt  vorbeugende  Maass- 
rqg^eln  auch  in  dieser  Richtung. 

Die  nachstehende  Verfügung  giebt  hierfür  Direktiven,  welche  sell)stver- 
ständlich  die  in  Betracht  kommenden  Momente  nicht  erschöpfen,  aber  sich  be- 
reits praktisch  bewährt  haben,  da  sie  auf  den  bei  der  Rhemüberschwemmung 
im  Winter  1882/3  gesammelten  Erfahrungen  beruhen. 

Da  die  öorge  für  die  Ernährung  und  Bekleidung  der  Bedürftigen,  so 
wichtig  dieselbe  für  die  Erhaltung  eines  guten  Gesundheitszustandes  ist,  in 
erster  Reihe  nicht  Aufgabe  der  Sanitätspolizei  ist,  hat  letztere  zunächst  und 
hauptsächlich  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  diejenigen  Nachtheile  thunlichst  zu 
verhüten,  welche  sich  aus  der  Ueberschwemmung  der  Wohnstättea  und  der 
Verunreinigung  der  Brunnen  ergeben. 

Ob  und  in  welchem  Umfange  die  Zerstörung  und  bauliche  Beschädigung 
der  Wohngebäude  und  die  Unmöglichkeit,  den  Insassen  derselben  in  anderweit 
vorhandenen  Räumen  ein  zeitweiliges  Unterkommen  zu  schaffen,  dazu  zwingen 
wird,  durch  Errichtung  von  Baracken  und  Hütten  einen  Nothbehelf  herzustellen, 
wird  erst  die  Folge  lehren.  Wo  dieser  Fall  aber  eintritt,  wird  darauf  zu  achten 
sein,  dass  an  der  für  diesen  Zweck  gewählten  Stelle  der  Boden  vorher  von  auf- 
gelagertem Schlamm  und  Schmutz  gehörig  gereiniß:t  und  durch  Anl^ng 
eines  die  Nothhütten  umgebenden  Abzuggrabens  für  thunlichste  Trockenhaming 
desselben  gesorgt  wird. 

Wonnräume,  welche  zwar  mehr  oder  weniger  unter  Wasser  gestanden 
haben,  im  Uebrigen  aber  erhalten  geblieben  sind,  dürfen,  wo  sich  dies  iigend 
vermeiden  lässt,  nicht  eher  wieder  in  Gebrauch  genommen  und  namentlich  als- 
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Schlafräume  benutzt  werden,  bis  sie  genügend  gereinigt,  ausgetrocknet  und  nach 
Bedarf  desinfizirt  sind. 

Brunnen,  welche  überflutet  worden  sind,  müssen,  bevor  ihr  Wasser 
nieder  zum  Trinken  und  Kochen  oder  sonstigem  Hausbedarf  verwendet  werden 
kann,  entleert,  gereinigt  und  gleichfalls  desinfizirt  werden. 

Zur  Durchführung  dieser  Maassr^eln  wird  die  Thätigkeit  der  Sanitäts- 
Kommissionen  in  Anspruch  zu  nehmen  sein,  und  wo  solche  zur  Zeit  noch 
nicht  vorhanden  sein  sollten,  sind  sie  sofort  zu  bilden.  In  grösseren  Städten 
sind  gemäss  §.  4  des  Regulativs  vom  8.  August  1835  auch  den  Sanitäts-Kom- 
missionen untergeordnete  Si)eziaI-{Revier-) Kommissionen  einzurichten,  welche 
die  ersteren  zu  unterstützen,  insbesondere  über  thatsächliche  Verhältnisse  der 
Stadtbezirke,  für  welche  sie  gebildet  sind,  Bericht  zu  erstatten,  die  Ausführung 
der  Anordnungen  der  Sanitäts-Kommission  zu  veranlassen  und  zu  überwachen 
und  über  alle  Vorkommnisse,  die  für  die  Thätigkeit  der  Sanitatskommission  von 
Interesse  sind,  zu  berichten,  namentlich  unverzüglich  Mittheilun?  zu  machen 
haben,  wenn  der  Ausführung  der  getroffenen  Anordnungen  Widerstand  ent- 
gegengesetzt werden  sollte.  Die  Thätigkeit  dieser  Kommissionen  hat  sich  bei 
der  Ueberschwemmung  der  Rheinufer  ab  sehr  nutzbringend  erwiesen. 

Was  das  zur  Wiederherstellung  eines  gesundheit^emässen  Zustandes  der 
Wohnungen  einzuschlagende  Verfahren  betrint,  so  ist  vor  allem  nach  Rüdqeang 
des  Wassers  eine  gründliche  Reinigung  der  Wohne^bäude  in  allen  inren 
Abtheilungen  noth wendig;  dieselbe  genügt  aber  in  der  Regel  nicht.  Es  kommt 
nämlich  in  Betracht,  dass  meistens  nicht  nur  Wasser,  eventuell  mit  Lehm  oder 
anderen  ähnlichen  in  sanitärer  Hinsicht  wenig  bedeutsamen  Stoffen  verunreinigt, 
in  die  Wohnungen  eingedrungen  ist,  sondern  dass  das  Wasser  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  mehr  oder  weniger  den  Schmutz  der  Strassen,  den  Un- 
rath  der  überfluteten  Abtritte  und  Dungstätten,  nach  Umständen  den  Inhalt  von 
Schmutzwasserleitungen  mit  sich  führt,  und  dass  mit  solchen  Stoffen  Wände  und 
Fussböden  der  Zimmer  und  der  Nebenräume  der  Wohnungen  verunreinigt  werden, 
in  solchen  Fällen  ist  häufig  die  vollständige  Beseitigung  der  verunreinigenden 
Massen  nicht  möglich,  und  es  wird  alsdann  die  Desinfektion  noth  wendig. 

Besondere  Berücksichtigung  erfordert  in  gedielten  Zimmern  die  Fül- 
lung unter  den  Dielen  des  Fussbodens  in  den  Erdgeschossen,  welche 
entweder  nur  durchnässt  oder  zugleich  verunreinigt  sein  kann.  Auch  im 
•ersteren  Falle  wird  dieselbe,  wenn  sie,  wie  sehr  häufig,  von  vornherein  aus  un- 
reinem Material  bestanden  hat,  der  Sitz  sich  lang  hinziehender  Fäulnissprozesse 
werden  können,  bietet  auch  für  etwa  vorhandene  Krankheitskeime  unter  Um- 
ständen einen  sehr  geeigneten  Boden  und  muss  daher  beseitigt  und  durch  ein 
passendes  trockenes  Material  ersetzt  werden,  da  eine  gründliche  Desinfektion 
kaum  ausführbar  ist.  In  allen  Fällen,  wo  die  Dielen  bereits  schadhaft  waren, 
ist  die  Beseitigung  der  Füllung  sehr  rathsam,  auch  wenn  eine  besondere  Verun- 
reinigung sie  nicht  geradezu  nothwendig  machen  sollte,  weil  die  Dielen,  wenn 
sie  auf  der  durchnässten  Unterlage  liegen  bleiben,  bald  völlig  verfaulen  oder 
durch  Schwamm  zerstört  werden  würden. 

Erweist  sich  bei  einer  probeweisen  Aufnahme  einer  oder  der  anderen 
Diele  die  Fussbodenfüllung  nicnt  besonders  feucht  und  unrein,  so  genügt  die 
Desinfektion  der  Dielen.  Was  die  Wände  betrifft,  so  ist  die  Entfernung  des 
Abputzes  von  denselben  sowohl  deshalb  dienlich,  weil  damit  unreine  Stoffe, 
-welche  sich  mit  dem  Wasser  in  die  Wände  eingesogen  haben,  noch  sicherer 
unschädlich  gemacht  werden,  als  es  durch  Anwendung  von  Desinfektionsmitteln 
allein  geschehen  könnte,  sowie  auch  deshalb  von  Nutzen,  weil  dadurch  die 
Austrocknung  der  Wände  erheblich  beschleunigt  wird.^) 

Am  besten  ist  es,  zunächst  den  Abputz  zu  entfernen,  dann  auszutrocknen 
und  zum  Schluss  die  Wände  zu  desinfiziren. 

Ist  Wasser  in  Keller  gedrungen,  welche  sich  unter  Wohnungen  be- 
finden, so  ist  dasselbe  möglichst  bald  und  vollständig  durch  Auspumpen  und 
Ausschöpfen  zu  entfernen,  wenn  es  von  aussen  in  die  Keller  geströmt  war,  weil 
«in  solches  Wasser  leicht  erheblich  verunreinigt  sein  und  in  Fäulniss  über- 
drehen kann.  Sind  solche  Keller  im  wesentlichen  wasserfrei  gemacht,  so  ist  der 
Kest  des  Wassers  zu  desinfiziren  und  der  schliesslich  zurückbleibende  Schlamm 
gleichfalls     zu    desinfiziren     und    wegzuschaffen.      Sind     Keller    ausschliess- 

^}  Sind  Holzverkleidungen  vorhanden,  so  müssen  diese  abgenommen 
werden,  um  den  dahinter  angesammelten  Schlamm  und  sonstigen  Unrath  be- 
seitigen zu  können. 
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lieh  durch  Grundwasser  angefüllt,  so  sind  die  Bemfihung;en,  sie  auszupumpen, 
vergeblich,  so  lange  der  hohe  Orundwasserstand  andauert. 

Zur  Desinfektion  sind  lediglich  zwei  Mittel  anzuwenden,  nämlich  die 
Karbolsäure  0  und  der  gebrannte  Kalk. 

Die  früher  zu  den  in  Rede  stehenden  Desinfektionen  meist  angewandte 
rohe  Karbolsäure  ist  in  ihrer  Mischung  mit  Wasser  nach  neueren  Unter- 
suchungen des  hiesigen  hygienischen  Universitäts-Instituts  wenig  wirksam,  da- 
fiiegen  übertrifft  eine  Mischung  von  roher  Karbolsäure  mit  roher  Schwe- 
felsäure selbst  entsprechende  Lösungen  von  reiner  Karbolsäure  an  desin- 
fizirender  Kraft.  Die  Mischung  ist  derart  herzustellen,  dass  zu  derselben  auf 
je  10  Liter  roher  Karbolsäure  579  Liter  roher  Schwefelsäure  genommen  werden. 
Die  beiden  Flüssigkeiten  müssen  gut  gemischt  und  das  Ganze  dann  2—3  Tage 
ruhig  stehen  gelassen  werden.  Dieses  Desinfektionsmittel  ist  somit  im  voraus 
zuzubereiten;  es  empfiehlt  sich,  dasselbe  in  grösseren  Mengen  für  den  Be- 
darf bereit  zu  halten.  Die  Zubereitung  dürfte  am  besten  durch  Apotheker  er- 
folgen. Die  Materialien  sind  sehr  billig  und  selbst  in  kleinen  Städten  fast 
überall  vorhanden  oder  doch  leicht  zu  beschaffen. 

Der  gebrannte  Kalk  wird  als  Kalkmilch  oder  als  Pulver  angewandt. 
Erstere  wird  in  der  Art  hergestellt,  wie  die  Maurer  es  zum  Tündien  der 
Wände  zu  thun  pflegen;  jedoch  ist  diese  Tünche  etwas  konzentrierter  zu 
machen,  als  es  zu  letzterem  Zwecke  nothwendig  ist.  Das  Kalkpulver  wird  durch 
Zerkleinem  von  gebranntem  Kalk  bereitet.  Zur  Desinfektion  der  Wände  und 
des  Fussbodens  wird  am  besten  die  Karbolsäure-Mischung  benutzt,  ebenso  zum 
Desinfiziren  des  in  den  Kellern  nach  dem  Auspumpen  und  Ausschöpfen  etwa 
übrig  bleibenden  Wassers.  In  letzterem  Falle  wird  auf  20  Theile  des  vor- 
handenen Wassers  etwa  1  Theil  der  Karbolsäure-Mischung  zu  nehmen  sein. 

Die  Wände  werden  mit  der  Mischung  reichlich  (mittels  Pinsel,  Lappen 
oder  dergleichen)  angefeuchtet,  die  Dielen  mit  derselben  gescheuert. 

Ist  von  den  Wänden  vorher  der  Abputz  entfernt  worden,  so  ist  die 
Kalktünche  zu  benutzen,  wodurch  der  Geruch  der  Karbolsäure  (der  übrigens 
bei  der  Mischung  kein  sonderlich  starker  ist)  vermieden  wird.  Auch  zur  Des- 
infektion der  KelTerwände  ist  die  Karbolsäure-Mischung,  wenn  die  Keller  jedoch 
zur  Aufbewahrung  von  Nahrungsmitteln,  namentlich  von  Milch,  benutzt  werden 
sollen,  die  Kalktünche  anzuwenden.  Zur  Desinfektion  des  in  den  Kellern  nach 
Beseitigung  des  Wassers  zurückbleibenden  Schlammes  ist  das  Kalkpulver  be- 
sonders geeignet,  welches  zu  einem  Theil  auf  20  Theile  Schlamm  auf  letzteren 
zu  streuen  ist. 

Die  Austrocknung  der  Wände  ist  in  der  jetzigen  Jahreszeit  am  Tage 
(wenn  es  nicht  gerade  regnet)  durch  energische  Lüftung  mittels  Offenhalten  der 
Fenster  und  Thüren  zu  bewirken.  Zur  Äschleunigung  derselben  sind  Nachts 
die  heizbaren  Räume  stark  zu  heizen,  wobei  ein  oberer  Fensterflügel  und  die 
Thür  offen  zu  halten  ist.  Letztere  sind  zu  schliessen,  um  eine  stärkere  Erwär- 
mung des  Raumes  zu  erzielen,  wenn  derselbe  mittels  einer  im  oberen  Theil  der 
entsprechenden  Wand  herzustellenden  Oeffnung  sich  mit  einem  geheizten  Schorn- 
steine in  Verbindung  setzen  lässt,  wodurch  die  erforderliche  Ventilation  be- 
wirkt wird. 

Sehr  zu  empfehlen  ist  statt  der  Heizung  der  Oefen  auch  die  Anwendung 
grosser  eiserner  Körbe,  in  denen  Koaks  verbrannt  wird,  ein  Verfahren, 
welches  am  Rhein  seinerzeit  allgemein  und  mit  gutem  Erfolg  angewandt  worden 
ist.  Hierbei  sind  die  Dielen  des  Fussbodens  mehrere  Zentimeter  hoch  mit 
reinem  Sande  zu  überdecken,  und  der  Koakskorb  ist  die  Wände  entlang  all- 
mählich von  einer  Stelle  zur  anderen  zu  rücken.  Der  Sand,  welcher  die  Dielen 
vor  dem  Anbrennen  bewahrt,  erwärmt  sich  stark  und  befördert  zugleich  das 
Austrocknen  des  Fussbodens.  In  niedrigen  Räumen  kann  es  nothwendig  werden, 
die  Decke  durch  ein  über  dem  Koakskorbe  anzubringendes  Eisenblech  vor  zu 
starker  Erhitzung  zu  schützen.  Die  Anwendung  der  Koakskorbe  wird  in  der 
Regel  polizeilich  überwacht  werden  müssen. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  nicht  nur  der  Raum,  in  welchem  die  Körbe 
in  Anwendung  stehen,  sich  mit  Kohlendunst  füllt,  sondern  der  letztere  auch 
unter  Umständen  durch  die  Decke  in  darüber  gelegene  Räume  eindringen  und 


0  Empfehlenswerth  sind  ausserdem  Liqu.  Cresoli  saponatus  als  5%  ige 
Lösung  und  Kalisdfenlau^  (3  Gewichtstheile  Kaliseife  —  Schmierseife  oder 
grüne  Seife  —  in  100  Gewichtstheile  siedend  heissem  Wasser  gelöst). 
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liier,  falls  sich  Menschen  in  denselben  befinden  würden,  Kohlenoxyd-Vergiftungen 
veranlassen  könnte,  wie  dies  am  Rhein  beobachtet  worden  ist. 

Wenn  das  in  Beziehune  auf  die  sanitären  Verhältnisse  der  Wohnungen 
Erforderliche  in  der  unmittelbar  nach  der  Ueberschwemmung  herrschenden 
Nothk^e  nicht  überall  wird  ausgeführt  werden  können,  so  kommt  in  Betracht, 
dass  die  Schädigung  der  Gesundheit  in  Folge  der  zu  frühen  Wiederbenutzung 
der  Häuser  zum  grossen  Theil  allmählich,  im  Laufe  von  Wochen  und  Monaten 
erfolgt  und  sidi  zunächst  mit  der  Dauer  der  Zeit  steigern  kann.  Es  ist  daher 
nothwendig,  nach  einiger  21eit,  wenn  die  erste  Noth  abgewandt  ist  und  die 
Verhältnisse  sich  im  ganzen  wieder  einigermaassen  geordnet  haben,  unter  Her- 
anziehung der  Sanitäts-Kommissionen  sanitätspolizeiliche  Revisionen  der 
Wohnungen,  welche  überschwemmt  gewesen  sind,  und  namentlich  derjenigen, 
weldie  darauf  vorzeitig  in  Gebrauch  genommen  werden  mussten,  ausführen  zu 
lassen,  damit  dann  noch  nachträglich  die  sich  als  nothwendig  ergebenden 
Ma^Eussnahmen  zur  Verbesserung  der  vorgefundenen  Missstände  getroffen  werden. 
Die  etwa  erforderlidie  Räumung  von  Wohnungen  wird  alsdann  voraussichtlich 
leichter  zu  bewerkstelligen  sein. 

Was  die  Brunnen  betrifft,  so  ist  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  an- 
zunehmen, dass  die  sogenannten  abessynischen  Brunnen  unter  dem  Einfluss 
der  Ueberschwemmung  in  der  Regel  nicht  leiden  und  fortgesetzt  zu  benutzen 
sein  werden.  Die  Wiederherstellung  der  Pumpbrunnen  erfolgt  durch  möglichst 
vollständiges  Auspumpen  und  Reinigen  der  Kessel,  welche  hierauf  mit  dem 
Kalkpulver  zu  desinfiziren  sind.  Die  Schöpfbrunnen  werden  thunlichst  aus- 
geschöpft und  alsdann  wird  in  dieselben  eine  massige  Portion  Kalkpulver  oder 
auch  gd)rannter  Kalk  in  gröberen  Stücken  geschüttet.  Zeigt  sich  nach  wieder- 
erfolgter Ansammlung  des  Wassers  dasselbe*(von  Kalk)  erheblicher  getrübt,  so 
ist  das  Auspumpen  bezw.  Ausschöpfen  noch  einmal  zu  wiederholen. 

Auch  nach  erfolgter  Verbesserung  der  Brunnen  empfiehlt  es  sich,  das 
Wasser  derselben  zum  Trinken,  Kochen  und  zum  sonstigen  häuslichen  Gebrauch 
eine  Zeit  hindurch  nur  zu  benutzen,  nachdem  es  vorher  aufgekocht  worden. 
Das  Aufkochen  ist  unbedingt  nothwendig,  wenn  zu  den  gedachten  Zwecken  das 
Wasser  verunreinigter  Brunnen  in  Folge  obwaltender  Nothlage  vor  erfolgter 
Reinigung  derselben  benutzt  werden  muss. 

Dem  Zustande  der  Abtritts  gruben  ist,  nachdem  dieselben  entleert  sind, 
die  erforderliche  Beachtung  zu  schenken,  da  sie  in  ihrem  baulichen  Zustande 
in  Folge  der  Ueberschwemmung  leicht  Schaden  gelitten  haben  können,  welcher 
ausgebessert  werden  muss,  um  sich  daraus  für  die  Folge  leicht  ergebende  sanitäre 
Missstände  zu  verhüten  und  namentlich  benachbarte  Brunnen  vor  Verunreinigung 
durch  aussickernde  Kothflüssigkeit  zu  schützen.  Liegt  ein  Brunnen  sehr  nahe 
an  einer  Kothgrube,  so  ist  fetztere  zu  entleeren,  bevor  das  etwa  noth  wendige 
Auspumpen  oder  Ausschöpfen  des  Brunnens  vorgenommen  wird. 

Oeffentliche  Anstalten,  wie  Schulen,  Waisenhäuser,  Gefängnisse, 
Hospitäler,  Krankenhäuser  und  ähnliche  erheischen,  falls  sie  der  Ueberschwem- 
mung ausgesetzt  gewesen  waren,  eine  besonders  sorgfältige  Behandlung.  Wenn 
sie  wegen  ihrer  Ueberschwemmung  ausser  Benutzung  gesetzt  bezw.  geräumt 
werden  mussten,  müssen  sie  geschlossen  bleiben,  bis  der  Zustand  derselben  nach 
sachverständigem  Gutachten  keine  Bedenken  mehr  bietet.  Eine  nachträgliche 
sanitätspolizefliche  Untersuchung  derselben  Art,  wie  sie  im  Vorstehenden  für  die 
Wohnungen  als  zweckmässig  bezeichnet  worden  ist,  ist  für  die  überschwemmt 
gewesenen  öffentlichen  Anstalten  unumgänglich  nothwendig,  sofern  an  denselben 
nicht  besondere  Aerzte  angestellt  sind,  denen  es  obliegt,  die  gesundheitlichen 
Verhältnisse  zu  überwachen. 

Damit  die  Behörden  für  die  auf  die  Ueberschwemmung  folgende  Zeit  über 
den  Gesundheitszustand  der  Bevölkerung  in  den  überschwemmten  Distrikten  ge- 
nügend unterrichtet  erhalten  werden,  um  namentlich  beim  Auftreten  anstecken- 
der Krankheiten  oder  sonstiger  Epidemien  rechtzeitig  eingreifen  zu  können, 
werden  die  wegen  Anmeldung  derartiger  Krankheiten  bestehenden  Vor- 
schriften erneut  einzuschärfen  und  besonders  streng  zu  handhaben  sein.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  sind  in  dieser  Beziehung  der  Typhus,  die  Ruhr  und  die 
Diphtheritis.« 

Diese  Maassregeln  sind  durch  den  nachstehenden  Rund- 
erlass  vom  29.  Juli  1903  in  Erinnerung  gebracht: 

„Die  Nothstände,  welche  auch  auf  gesundheitlichem  Gebiete  bei  Ueber- 
schwemmungen,  wie  solche  in  der  Provinz  Schlesien  vor  kurzem  in  aussergewöhn- 
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lichem  Umfange  statthatten,  einzutreten  pflegen,  machen  es  den  Behörden  zur  Pflicht, 
rechtzeitig  die  Maassnahmen  zu  erwägen  und  vorzubereiten,  welche  bei  Eintritt 
solcher  oeignisse  zur  Abwehr  der  für  die  Gesundheit  der  heimgesuchten  Be- 
völkerung drohenden  Schädigimgen  alsbald  auszuführen  sind. 

Dies  giebt  mir  Anlass,  auf  die  Vorschriften  in  dem  abschriftlich  beige- 
fügten Erlasse  meines  Amtsvorgängers  vom  9.  April  1888  —  M.  No.  2880  — 
hinzuweisen.  In  diesem  Erlasse  sind  die  gesundheitlichen  Grundsätze  für  die 
Sanirune  in  Ueberschwemmungsgebieten  und  die  für  das  behördliche  Eingreifen 
zu  beachtenden  Gesichtspunkte  in  zutreffender  Weise  eingehend  dargel^.  Die 
Bestimmungen  dieses  Erlasses  können  daher  auch  heute  noch  im  Alleemeinen 
zur  Richtschnur  für  die  gesundheitspolizeilichen  Anordnungen  mit  der  Maassgabe 
genommen  werden,  dass  hierbei  die  Aenderungen  sinngemässe  Beachtung  finden, 
welche  durch  die  Reform  der  Medizinalverwaltung  auf  Grund  des  Gesetzes,  be- 
treffend die  Dienststellung  des  Kreisarztes  und  die  Bildung  von  Gesundheits- 
kommissionen vom  16.  ^tember  1899,  durch  die  Dienstanweisung  für  die 
Kreisärzte  vom  23.  März  1901,  sowie  durch  die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete 
des  Desinfektionswesens  inzwischen  eingetreten  sind.  In  letzterer  Hinsicht  ist  zu 
beachten,  dass  neben  den  in  jenem  Erlasse  vorgeschriebenen  Desinfektionsmitteln 
auch  das  Formalin,  namentlich  bei  Wohnungsdesinfektion,  geeignete  Verwendung 
finden  kann. 

Die  geschaffene  Neuorganisation  der  Medizinalverwaltung  in  der  Kreis- 
instanz wird  es  gestatten,  den  Absichten  des  Erlasses  vom  9.  April  1888  durch 
stärkere  Heranziehung  der  Kreisärzte  und  der  Gesundheitskommissionen  in 
zweckdienlicherer  und  umfassenderer  Weise  als  früher  gerecht  zu  werden. 

Ich  gebe  mich  der  Erwartung  hin,  dass  es  bei  rechtzeitigem  zweck- 
entsprechenden Handeln  nach  den  Direktiven  des  erwähnten  Erlasses  den  Ge- 
sundheitsbehörden  gelingen  wird,  bei  stattgehabten  Ueberschwemmungen  das 
Auftreten  von  Erkrankungen  zu  beschränken  und  namentlich  auch  dem  Aus- 
bruche von  ansteckenden  Krankheiten  und  der  Entwicklung  von  Epidemien 
wirksam  vorzubeugen." 

III.  Beseitigung  der  Abfallstoffe- 
Kanalisation.  Reinhaltung  der  Gewässer.  Müllabfuhr 
und  Strassenhygiene. 

A.  Beseitiivni  ier  Abfillsteffe.   Kiiilisatiei.   Reinbaltuii 
ier  Gewisser. 

Eine  geordnete  Aufsammlung,  Aufbewahrung  und  Be- 
seitig^ung  aller  Abfallstoffe,  flüssiger  wie  fester,  bildet 
die  unerlässUche  Vorbedingung  für  die  im  gesundheitlichen  Inter- 
esse nothwendige  Reinhaltung  nicht  nur  des  Bodens  und  der 
Luft,  sondern  auch  der  Wohngebäude,  Strassen,  Wasserläufe 
u.  s.  w.  Von  ihr  hängt  auch  in  sehr  vielen  Fällen  die  Be- 
schaffung einer  guten  Wasserversorgung  ab;  denn  für  diese  ist 
Reinhaltung  des  Untergrundes  der  Wasserläufe  u.  s.  w.  eine  der 
wichtigsten  hygienischen  Voraussetzungen.  Dem  Kreisarzt 
wird  es  deshalb  im  §.  75  seiner  Dienstanweisung  zur  Pflicht 
gemacht,  darauf  zu  achten,  dass  in  den  Ortschaften  seines  Be- 
zirks die  Beseitigung  der  Abfallstoffe  und  Abwässer  in  einer 
den  Grundsätzen  der  Hygiene  thunlichst  entsprechenden  Weise 
geschieht,  und  die  von  ihm  in  dieser  Hinsicht  vorgefundenen 
Mängel  rechtzeitig  durch  entsprechende  Anordnungen  der  zu- 
ständigen Behörden  abgestellt  werden,  die  er  hierbei  mit  Rath 
und  That  unterstützen  soll.  Diese  Aufgabe  ist  keine  leichte; 
denn  während  das  gesundheitliche  Interesse  eine  schnelle  und 
vollständige  Entfernung  der  festen  und  flüssigen  Schmutzstoffe 
aus  dem   Bereiche  der  menschlichen  Wohnungen  fordert,  ver- 
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langt  das  finanzielle  und  landwirthschaftliche  Interesse  die 
möglichste  Verwerthung  der  in  jenen  enthaltenen  Dungstoffe, 
eine  Forderung,  die  sich  mit  der  ersteren  im  allgemeinen  schwer 
in  Einklang  bringen  lässt  Dazu  kommen  noch  vielfach  un- 
günstige örtliche  Verhältnisse,  besondere  Lebensgewohnheiten 
u.  s.  w.  der  Bevölkerung  und  vor  allem,  wie  bei  allen  hygieni- 
schen Maassregeln,  mangelhafte  Leistungsfähigkeit  der  betreffen- 
den Gemeinden  und  der  Bewohner. 

Allen  diesen  Gesichtspunkten  muss  der  Medizinalbeamte  bei 
seinen  Ermittelungen  und  Vorschlägen  Rechnung  tragen;  ausser- 
dem ist  die  Menge,  Art  und  Zusammensetzung  der  zu  be- 
seitigenden Abfallstoffe  zu  berücksichtigen.  In  Betracht 
kommen  feste  und  flüssige  Exkremente  der  Menschen  und 
Hausthiere,  Abwässer  der  Küchen,  Waschküchen  u.  s.  w.  (sog. 
Gebrauchswässer),  gewerbliche  Abwässer,  Haus-  und  Strassen- 
kehricht,  feste  Abgänge  aus  Fabriken,  gewerblichen  Anlagen 
u.  s.  w.  sowie  das  Meteorwasser.  Die  menschlichen  Fäka- 
lien betragen  pro  Kopf  und  Tag:  90  g  Koth  und  1200  g  Urin,  also 
pro  Jahr:  33  kg  Koth  und  438  kg  Urin;  die  thierischen  Ex- 
kremente stellen  sich  beim  Grossvieh  täglich  auf  15 — 30  kg,  beim 
Kleinvieh  auf  2 — 4  kg.  Die  Gebrauchs-  und  gewerblichen 
Abwässer  sind  sehr  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  Orte 
ohne  oder  mit  Wasserleitung,  ohne  oder  mit  industriellen  An- 
lagen handelt;  in  den  ersteren  sind  etwa  30,  in  den  anderen 
100 — 120  Liter  pro  Kopf  und  Tag  zu  rechnen.  Ihre  Menge 
wechselt  stark  mit  der  Jahres-  und  Tageszeit;  sie  ist  im  Som- 
mer eine  viel  grössere  als  im  Winter  und  in  den  frühen 
Morgenstunden  am  geringsten,  dann  nimmt  sie  bis  Mittag  be- 
ständig zu,  erreicht  hier  ihren  Höhepunkt  und  bleibt  bis  gegen 
Abend  annähernd  auf  dieser  Höhe,  um  hierauf  stetig  bis  zu  den 
frühen  Morgenstunden  wieder  abzunehmen.  —  Die  Menge  des 
Hauskehrichts  wird  auf  0,4  kg  pro  Kopf  und  Tag,  oder 
125 — 150  kg  pro  Jahr,  die  des  Strassenke brich ts  auf  etwas 
weniger  (80—100  kg  pro  Jahr)  geschätzt  Die  Menge  des 
Meteorwassers  ist  selbstverständlich  eine  ausserordentlich 
schwankende;  Regenfälle  von  1,5 — 2,0  mm  am  Tag  liefern 
überhaupt  kein  Strassenabwasser  für  Kanäle,  das  Wasser  ver- 
dunstet und  versickert  Verdunstung  und  Versickerung  sind 
aber  je  nach  der  Jahreszeit,  Bodenbeschaffenheit  und  Bebauungs- 
art sehr  verschieden;  von  100  Litern,  die  z.  B.  bei  einem  Stunden- 
maximum  von  36  mm  Regenhöhe^)  pro  Sekunde  und  Hektar 
abzuleiten  sind,  kommen  selbst  bei  dichter  Bebauung  nur  75 
Liter,  bei  weitläufiger  Bebauung  dagegen  nur  55,  in  Villen- 
vierteln nur  37  und  in  Gärten  und  Parks  nur  10 — 20  Liter  zur 
Abführung. 

Eine  planmässige  Beseitigung  der  Schmutzstoffe  im  Wege 
einer  geregelten  Abfuhr  oder  Kanalisation  kommt  im  allge- 
meinen nur  in  Städten  in  Frage,  in  denen  die  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  die  engbebauten  Strassen  und  besonders  die  Menge 

1)  stündliche  Niederschlagsh&hen  von  über  36  mm  gehören  in  Deutschland  zu  den  grössten 
Seltenheiten;  in  Köln  sind  z.  B.  solche  von  30  bezv.  40  mm  durchschnittlich  nur  an  0,4  bezw. 
0,125  Tagen  im  Jahre  beobachtet  (s.  Bfising,  Kanalisation;  1894,  S.  132). 
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der  Abfallstoffe  derartige  Maassregeln  nothwendig  machen. 
Auf  dem  platten  Lande,  in  den  Flecken  und  kleinen 
Städten,  wo  der  landwirthschaftliche  Betrieb  vorherrscht,  wird 
mit  Aufsammlung  der  Abfallstoffe  in  Gruben,  mit  Mist- 
stätten und  Jauchebehältern,  sowie  mit  Einzelabfuhr 
zu  rechnen  sein.  Ueber  die  Einrichtung  von  Gruben,  Mist- 
stätten u.  s.  w.  sowie  von  Aborten  in  den  Häusern  enthalten 
alle  Bauordnungen  entsprechende  Vorschriften  (s.  S.  345  u.  349), 
die,  wenn  sie  beachtet  und  streng  durchgeführt  werden,  aus- 
reichen würden,  um  etwaige  Missstände  zu  beseitigen.  Ihre 
Beachtung  und  Durchführung  lässt  allerdings  noch  viel  zu 
wünschen  übrig;  in  dieser  Hinsicht  werden  jedoch  voraussicht- 
lich die  Ortsbesichtigungen  durch  die  Kreisärzte,  wenn  auch 
erst  allmählich,  Besserung  schaffen.  Mit  Hülfe  einer  verständ- 
nissvollen Ortspolizeibehörde  und  einsichtigen  Stadtverwaltung 
ist  hier  verhältnissmässig  viel  zu  erreichen;  auch  fehlt  es 
keineswegs  an  der  erforderlichen  gesetzlichen  Unterlage  zu 
einem  solchen  Vorgehen.  Abgesehen  von  den  bereits  bei  den 
vorhergehenden  Abschnitten  angeführten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen (s.  S.  339—341  [insbesondere  §§.  78,  125,  126 
und  128  des  Allg.  L.  R.]  und  S.  372)  kommen  noch  in  Betracht: 

a)  §  3ö6  des  Str.  G.  B.:  »Mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder  mit  Haft 
bis  zu  14  Tagen  wird  bestraft, 

10.  wer  die  zur  Erhaltung  der  ....  Reinlichkeit  ....  auf  den  öffent* 
liehen  Wegen,  Strassen,  Plätzen  oder  Wasserstrassen  erlassenen  Polizeiverord- 
nungen übertritt." 

b)  §  35  des  Reichsseuchengesetz  vom  30.  Juni  1890.  „Die  dem  allgemeinen 
Gebrauche  dienenden  Einrichtungen  für  Fortschaffung  der  Abfallstoffe 
sind  fortlaufend  durch  staatliche  Beamte  zu  überwachen. 

Die  Gemeinden  sind  verpflichet,  für  die  Beseitigung  der  vorgefundenen 
gesundheitsgefährlichen  Miss^tände  Sorge  zu  tragen.  Sie  können  nach  Maassgabe 
mrer  Leistungsfähigkeit  zur  Herstellung  von  Einrichtungen  der  im  Abs.  1  be- 
zeichneten Art,  sofern  dieselben  zum  Schutze  gegen  ül^ragbare  Krankheiten 
erforderlich  sind,  jeder  Zeit  angehalten  werden.*) 

Das  Verfahren,  in  welchem  über  die  hiemach  gegen  die  Gemeinden  zu- 
lässigen Anordnungen  zu  entscheiden  ist,  richtet  sich  nach  Landesrecht." 

Ebenso  gehören  hierher  die  nachstehenden  gerichtlichen 
Entscheidungen: 

Wenn  durch  mangelhafte  Entwässerung  eines  Grundstücks  gesund- 
heitliche Missstände  entstehen,  ist  die  Polizeibehörde  auf  Grund  des  §.  10, 
Tit.  17  Th.  II  des  A.  L  R.  und  §  67  des  PoHzeiverwaltungsgesetzes  vom 
11.  März  1850  befugt,  die  Ansammlung  von  Jauche  und  anderen  übelriechende 
oder  schädliche  Ausdünstungen  verursachenden  Flüssigkeiten  in  nicht  vor- 
schriftsmässigen  Behältern  zu  verbieten  und  die  Anlage  undurchlässiger 
Sammelbehälter  sowie  deren  regelmässige  Entleerung  vorzuschreiben. 
Dem  von  der  Anordnung  Betroffenen  bleibt  es  jedoch  überTassen,  seinerseits 
nachzuweisen,  dass  er  auf  andere  Art  dem  von  der  Behörde  wahrzunehmenden 
Interesse  zu  genügen  vermag. 

UrtheiT  des  Oberverwaltungsgerichts  (IIL  S.)  vom  5.  März  1895. 


Die  Regelung  der  Art  und  Weise  der  Entwässerung  der 
Wohngebäude  und  Grundstücke  ist  Sache  der  Polizei. 

Örtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  14.  April  1891, 
10.  Juni  1892  und  14.  November  1894. 


1)  Zur  Anhaltone  der  im  §.35  vorgesehenen  Verpflichtungen  ist  in  Preussen  beim  Vorlieeen 
eines  ortspoiizei liehen  Interesses  nur  die  Ortspolizeibehörde  zulassig  (Urth.  d.  Ob.-Verwalt-Qer. 
vom  31.  März  1903). 
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Die  Sorge  für  ordnungsmässige  Sammlung  und  Entfernung  der 
auf  bebauten  und  bewohnten  Grundstücken  entstehenden  Fäkalien  stellt  sich 
als  Sorge  für  die  Gesundheit  dar  und  bildet  einen  Gegenstand  ortspolizeilicher 
Vorschriften.  Durch  Polizeiverordnung  kann  daher  für  die  Aborte  in  bewohn- 
ten Grundstücken  das  Tonnensystem  vorgeschrieben  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (IV.  S.)  vom  l.  April  1896: 
»Die  Sorge  dafür»  dass  die  auf  bebauten  und  bewohnten  Grundstücken 
entstehenden  Fäkalien  in  geordneter  Weise  gesammelt  und  entfernt  werden, 
stellt  sich  als  Sorge  für  die  Gesundheit  dar  und  bildet  mithin  gemäss  §.  6 
sub  f  des  Polizeiverwaltungsgesetzes  vom  11.  März  1850  einen  Gegenstand 
orispolizeilicher  Vorschriften.  Die  zu  diesem  Zwecke  unter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  des  §.  143  des  Landesverwaltungsgesetzes 
erlassene  Polizeiverordnung  bewegt  sich  deshalb  innerhalb  der  Zuständigkeit 
der  beklagten  Polizeiverwaltung.  Uer  Umstand,  dass  sie  einen  Eingriff  in  die 
freie  Seitetbestimmung  der  Betroffenen  enthält  und  dieselben  nicht  nur  zum 
Unterlassen,  sondern  auch  zum  Thun  zwingt,  ist  die  Folge  ihres  polizeilichen 
Charakters.  Es  ist  unrichtig,  wenn  der  Kläger  meint,  dass  die  Polizei  im 
Wesentlichen  nur  zu  verhindern  und  zu  untersagen  hätte.  In  allen  den  Fällen, 
in  welchen  gesundheitsgefährdende  Zustände  sich  aus  der  Natur  der  Dinge  er- 
geben, in  welchen  also  die  Polizei  nicht  durch  Verhindern  und  Verbieten  die 
Ursache  beseitigen  kann,  ist  sie  immer  auf  die  Beseitigung  der  Folgen  ange-. 
wiesen,  und  diese  erfordert  in  der  Regel  ein  Thun  der  Betheiligten.  Ob  die 
Polizei  dabei  zweckmässig  verfährt  oder  nicht,  hat  der  Verwaltungsrichter  nicht 
zu  entscheiden.    Da  es  sich  um  eine  polizeiliche  Angelegenheit  handelt,  war 


der  ein£[eschlagene  Weg  der  Polizeiverordnung  der  gesetzlich  gewiesene.  Nur 
wenn  die  Gemeindebehörden  in  G.  im  Wohlfahrtsinteresse  die  Angelegenheit 
von  Gemeindewegen  so  geregelt  hätten,  dass  Gesundheitsgefahren  ausgeschlossen 


wären,    könnte   die    Polizeiverordnung   entbehrlich    erscheinen;    in   dieser   Be- 
ziehung ist  aber  nichts  beigebracht,  offenbar  auch  bisher  nichts  geschehen." 

Die  Polizei  kann  die  Ableitung  von  Düngerjauche  aus  einem  Ge- 
höft in  einen  offenen  Graben  untersagen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  4.  November  1893. 

Berechtigung  der  Polizei,  die  Zuleitung  übelriechender  Flüssig- 
keiten in  Rinnsteine,  Strassen-  oder  Weeegräben  zu  untersagen. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  21,  November  1881, 
18.  Dezember  1886,  21.  März  1887,  23.  Dezember  1888  und  2.  De- 
zember 1891.  

Polizeiliches  Verbot  der  Ableitung  von  Jauche  auf  die  Strasse 
oder  das  Nachbargrundstück  ist  zulässig. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  23.  November  1891. 

Berechtigung  der  Polizei,  eine  für  das  Publikum  gesundheitsschädliche 
Anhäufung  von  Unrath  auf  einem  Grundstücke  zu  untersagen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  16.  Juni  1877. 

Berechtigung  der  Polizei,  die  Beseitigung  eines  polizeiwidrigen  Zustandes 
zu  fordern,  der  durch  das  Stehenbleiben  der  Gebrauchs-  und  Nieder- 
schlagswässer auf  einem  Hofe  entstanden  ist. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  6.  Januar    1891. 

Die  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  von  dem  Eigenthümer  eines  Grund- 
stückes die  Beseitigung  der  auf  dem  Grundstück  befindlichen  gesundheits- 
§efährlichen  Schmutzwässer  zu  verlangen,    wenn    auch    ein   Dritter   sie 
Orthin  geleitet  hat. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  23.  Novem- 
ber 1898.  

Die  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  die  Errichtung  von  öffentlichen 
Bedürfnissanstalten  auf  öffentlichen,  zu  Ansammlungen  von  Men- 
schen dienenden  Plätzen  im  gesundheits-  und  sittenpolizeilichen  Interesse 
zu  verlangen. 
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a)  Urthdl  des  Obcrverwaltungsgcrichts  (I.  S.)  vom  3.  |uni  1885* 
»Der  Klägerin  ist  zwar  ohne  Weiteres  zuzugeben,  dass  das  Publikum  im 

Allgemeinen  und  zunächst  für  die  Befriedi&:ung  seiner  Leben»-  und  sonstigen 
natürlichen  Bedürfnisse  auf  sich  selbst,  auf  die  Benutzung  privater  Anstauen 
angewiesen  ist.  Gleichwohl  kann  sich  unter  Umständen  der  Verkehr  auf  den 
öffentlichen  Strassen  und  Plätzen  so  gestalten^  dass  das  Publikum  in  die  Zwangs- 
lage versetzt  wird,  entweder  die  eigene  Gesundheit  zu  gefährden  oder  aber  den 
Anforderungen  der  öffentlichen  Oranung  und  Sittlichkeit  sowie  der  allgemeinen 
Salubrität  en^egen  zu  handeln.  Zur  Beseitigung  von  Nothständen  solcher  Art 
erwächst  der  Polizei  das  zweifellose  Recht  und  die  Pflicht,  ausseigewöhnliche 
Vorkehrungen  zu  treffen  unter  Heranziehung  desjenigen,  welchem  die  Kosten 
der  örtlichen  Polizei  Verwaltung  obli^en.' 

b)  Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  24.  Mai  1895: 
„Die  Anordnung  findet  ihre  reoitliche  Stütze  in  den  Vorschriften  des 

§.  10  Tit.  17  Th.  II  des  Allg.  L.  R.  und  §.  6  und  7  des  Gesetzes  über  die 
Polizeiverwaltung  vom  11.  März  1850,  da  die  Einrichtung  von  Aborten  («Be- 
dfirfnissanstalt«)  an  Orten,  wo  sich  dauernd  oder  zeitweise  Menschen  ansammeln, 
im  Interesse  der  Gesundheits-  und  der  Ordnungs-(Sitten-)Pölizei  geboten  sein 
kann.  .  .  .  Verpflichtet,  desfallsigen  Anordnungen  der  Polizeibehörde  zu  ent- 
sprechen, ist  in  erster  Linie  der  Eigenthfimer  des  Platzes,  welcher  auf  diesem 
aie  Ansammlung  von  Menschen  veranstaltet  oder  duldet  und  dafür  zu  sorgen 
hat,  dass  durch  die  Beschaffenheit  seines  Grundstücks  polizeilich  zu  sdiützende 
Interessen  nicht  beeinträchtigt  werden.« 

Wo  es  irgend  möglich  ist,  sollte  beim  Qnibensystem 
wenigstens  in  Städten  eine  geregelte  Abfuhr  nnter  Verwen- 
dung von  pneumatischen  Apparaten  angestrebt  und  diese 
durch  Ortsstatut  von  der  Gemeinde  übernommen,  d.  h.  zu 
einer  Gemeindeangelegenheit  gemacht  werden,  was  nach 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  zulässig  ist,  wie  sich  aus  fol- 
genden gerichtlichen  Entscheidungen  ergiebt: 

Eine  Polizeiverordnung,  nach  welcher  zur  Entleerung  von  Abtritts- 
gruben nur  solche  Apparate  nebst  Zubehör  verwendet  werden  dürfen,  die 
als  vorschriftsmässig  befunden  und  mit  dem  polizeilichen  Genehmigungsmerkmale 
versehen  sind,  ist  rechtsgültig  und  steht  mit  der  Reictegewerb«)rdnung  nicht 
in  Widerspruch. 

Urtheil  des  Kammergerichts  (Str.-S.)  vom  12.  März  1892. 


Die  Ortspolizeibehörde  ist  berechtigt,  vorzuschreiben,  dass  die  Ent- 
leerung der  Abortgruben  u.  s.  w.  nur  zu  bestimmten  Stunden  und  auf 
geruchlose  Weise  durch  Dampfsaugepumpen  und  Schlauchleitung  in 
vorschriftsmässig  beschaffenen  Behältern  gescnieht;  sie  ist  aber,  so  lange  die 
Stadt  nicht  die  Abfuhr  der  Fäkalien  zu  einer  städtischen  Angelegenheit  macht, 
nicht  befugt,  von  Seiten  der  Stadt  beauftragte  Abfuhruntemehmer  g^enüber 
anderen  unter  Vorschützung  polizeilicher  Gesichtspunkte  bei  Ertheilung  von 
Genehmigungen  der  Abfuhr  ausserhalb  der  vorgeschriebenen  Stunden  zu 
begünstigen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  16.  Juni  1897. 

Durch  eine  Polizeiverordnung  kann  zwar  die  Abfuhr  durch  einen  be- 
stimmten Unternehmer  vorgeschrieben,  aber  nicht  durch  Vertrag  mit  diesem 
Unternehmer  der  dafür  von  den  Grundstüclisbesitzem  zu  zahlende  Entgelt  fest- 
gesetzt, und  diese  auf  polizeilichem  Wege  zu  dessen  Zahlung  angehalten  wer- 
den. Hierzu  ist  ein  Ortsstatut  nöthig.  -  Hat  eine  Gemeinde  durch  Orts- 
statut die  Abfuhr  der  Fäkalien  zu  einer  Gemeindeangelegenheit  gemacht, 
so  werden  dadurch  die  bereits  bestehenden  Gewerbebetriebe  anderer  Abfuhr- 
Unternehmer  beseitigt,  ohne  dass  diese  einen  Anspruch  auf  Entschädigung 
an  die  Gemeinde  haben. 

Urtheile  des  Reichsgerichts  (VI.  Z.-S.)  vom  12.  Juni  1899  und 
(IV.  Z.-S.)  vom  12.  März  1900. 
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Die  Ortspolizeibehörde  ist  nicht  berechtigt,  den  gewerbsmässigen  Be- 
trieb der  Fäkalienabfuhr  allgemein  zu  verbieten  oder  von  einer  besonderen 
Erlaubniss  abhängig  zu  machen;  sie  kann  aber  anordnen,  dass  die  Entleerung 
der  Aborte,  Jauchegruben  und  Sammelbehälter  nur  durch  die  von  der  Gemeinde 
damit  bcaura-agten  Unternehmer  stattfindet,  wenn  die  Gemeinde  durch  statu- 
tarische Anordnung  die  Entleerung  der  Abortgruben  zu  einer  Gemeinde- 
angelegenheit macht,  wozu  sie  auf  Grund  der  Städteordnung  (§.  11) 
bezw.  Landgemeindeordnung  (§.  6)  berechtigt  ist,  und  deren  Ausführung  ent- 
weder selbst  übernimmt  oder  einem  Unternehmer  als  ihrem  verantwortlichen 
Organ  überträgt. 

Urtheile  des  Kammergerichts  (Str.  S.)  vom  14.  März  1895  und 
13.  Februar  1896  sowie  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  26.  April 
und  16.  Juni  1897.  

Auch  bei  dem  sogenannten  Tonnensystem,  das  sich 
aber  nur  für  kleine  bis  mittelgrosse  Ortschaften  sowie  be- 
sonders für  solche  empfiehlt,  bei  denen  felsiger  Untergrund, 
hoher  Grundwasserstand,  Mangel  einer  Vorfluth  oder  andere 
Gründe  die  Anlage  einer  Kanalisation  nicht  gestatten  oder  zu 
kostspielig  machen,  muss  der  Medizinalbeamte  darauf  dringen, 
dass  die  Abfuhr  durch  Polizeiverordnung  in  Verbindung  mit 
einem  Ortsstatut  einheitlich  geregelt  wird.  In  der  betreffenden 
Polizeiverordnung  sind  auch  Bestimmungen  über  die  Grösse  und 
Beschaffenheit  der  Tonnen  (vollständig  undurchlässig,  am  besten 
aus  innen  gctheertem  oder  verzinktem  Eisenblech),  über  das  Vor- 
räthighalten  von  Wechsel  tonnen,  über  den  Tonnenraum  (völlig 
abgetrennt,  von  aussen  zugängi^,  entlüftbar,  wasserdichter 
Fussboden),  über  die  Beschaffenheit  der  Fallrohre  (genügende 
Weite  —  20  bis  25  cm  —  möglichst  senkrechte  Lage,  luft- 
dichter Anschluss  an  die  Tonnen)  u.  s.  w.  zu  treffen;  des- 
gleichen muss  ein  regelmässiger  Wechsel  und  eine  sorgfältige 
Reinigung  der  Tonnen,  eine  zweckentsprechende  Anlage  des 
Abwur^latzes  und  eine  sachgemässe  Behandlung  der  hier 
aufgesammelten  Abfallstoffe  (Kompostirung  mit  Kehricht  oder 
Torfstreu  —  Poudrettirung  u.  s.  \y)  sichergestellt  werden.  Viel- 
fach ist  in  neuerer  Zeit  das  Tonnen-  und  Kübelsystem^),  ver- 
einzelt auch  das  Grubensystem  mit  Torfstreueinrichtung 
verbunden,  um  den  Fäkalien  den  Geruch  zu  nehmen  und  sie 
für  ihre  landwirthschaftliche  Verwerthung  geeigneter  zu  machen. 
Die  Abfuhr  wird  hierdurch  zwar  etwas  erschwert  und  kost- 
spieliger, dafür  aber  der  landwirthschaftliche  Werth  der  Abfall- 
stoffe gesteigert,  so  dass  die  mit  diesem  System  in  einzelnen 
Orten  (z.  B.  Hannöversch-Münden)  gemachten  Erfahrungen  ver- 
hältnissmässig  gute  sind.  Nicht  empfehlenswerth  ist  bei  ihm 
jedoch  die  Verwendung  von  automatisch  funktionir enden  Torf- 
streuklosetts, die  meist  sehr  bald  versagen  oder  ungleichmässig 
streuen.  Einfacher  und  zweckmässiger  erfolgt  die  Aufstreuung 
mit  einem  Löffel;  es  genügen  40 — 50  g  für  eine  Streuung. 


»)  Das  Kübel-  (Eimer-  oder  Kasten-)  System  unterscheidet  sich  von 
dem  Tonnensystem,  abgesehen  von  der  geringeren  Grösse  und  anderen  Form 
der  Aufnahmebehälter,  hauptsächlich  dadurch,  dass  diese  unmittelbar  unter  den 
Abortsitz  gestellt  und  demgemäss  während  des  Gebrauchs  nach  oben  offen  sind. 
Gerade  beim  Kübelsystem  ist  daher  die  gleichzeitige  Verwendung  von  Torfstreu 
behufs  Desodorisirung  sehr  angezeigt. 
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Wasserklosetts,  die  hygienisch  beste  Aborteinrichtung, 
dürfen  bei  dem  Gruben-  und  Tonnensystem  nur  unter  be- 
stimmten, durch  den  nachstehenden  Runderlass  des  Min.  d, 
Innern  und  der  u.  s.  w.  Med.-Angelegenheiten  vom  4.  No- 
vember 1887  vorgeschriebenen  Bedingungen  gestattet  werden: 

»Die  Verbindunc:  von  Spülabtritten  mit  Abortgruben,  welche  auf  Grund- 
stücken, die  zwar  eine  Wasserleitung  besitzen,  dagegen  nicht  an  einen  Schwemm- 
kanal angeschlossen  sind,  zu  bestehen  pflegt,  führt  vermöge  der  aus  solchen 
Gruben  besonders  leicht  in  den  Boden  und  die  Luft  der  Umgebung  dringenden 
Schmutzstoffe  zu  gesundheitswidrigen  Missständen,  oder  lässt  doch  den  Eintritt 
von  solchen  besorgen.  Wir  haben  uns  daher  in  einem  derartigen  Falle  ver- 
anlasst gesehen,  diejenigen  Maassregeln  zu  erörtern,  mit  welchen  zweckmässig  den 
gedachten  Uebclständen  zuvorzukommen  bezw.  entgegenzutreten  ist. 

Indem  wir  die  betreffende  Verfügung  auszugsweise  hierneben  (Anlage) 
beifügen,  ersuchen  wir  Ew.  etc.  ergebenst,  dem  beregten  Gegenstande  die  er- 
forderliche Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  in  den  betreffenden  Fällen  auf  die 
Regelung  des  Spülabtrittswesens  unter  Beachtung  der  aufgestellten  Gesichtspunkte 
im  Wege  der  Polizei  Verordnung  bezw.  des  Ortsstatuts  hinzuwirken.* 

Anlage« 

Spülabtritte  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  polizeilicher  Genehmigung 
angelegt  werden.  Diese  Genehmigung  ist  nur  dann  zu  ertheilen,  wenn  die 
Stelle,  in  welche  die  Abwasser  der  Spülabtritte  gelangen  (Grube,  Bassin),  hin- 
sichtlich ihrer  Umwandung,  Bedeckung,  ihres  sonstigen  Verhältnisses  zur  Um- 
gebung und  ihrer  Grösse  gewissen  erhöhten  Anforderungen  entspridit,  und 
wenn  nach  den  gesammten  Verhältnissen  des  Grundstücks  c^er  seiner  Bewohner 
die  ordnungsmässige  Haltung  der  Einrichtung  erwartet  werden  darf. 

Die  Dünnflüssigkeit  der  Effluvien  aus  Spülabtritten  b^ünstigt  den  Durch- 
tritt derselben  durch  gemauerte  oder  aus  Bruchsteinen  zusammengerügte  Gruben- 
wandungen. Derartigen  Zwecken  dienende  Behälter  sind  daher  nur  bei  be- 
sonderer Beschaffenheit,  z.  B.  als  freistehende  Bassins  aus  Schmiedeeisen  mit 
Anstrich  zur  Verhütung  des  Röstens  oder  als  sicher  fundamentirte  Bassins  aus 
Gusseisen  oder  als  Gruben  mit  doppelten,  in  Zement  oder  Asphalt  hergestellten 
Wänden  aus  hartgebrannten  und  glasirten  Bausteinen  mit  zwischenliegender 
Thonschicht,  auf.  längere  Zeit  wasserdicht  zu  erhalten.  Dieselben  müssen  häufig 
und  sorgfältig  auf  ihre  Dichtheit  revidirt  werden  —  Gruben  mindestens  all- 
jährlich in  der  Weise,  dass  dieselben  nach  vorheriger  Entleerung  mit  bestimmten 
Mengen  Wassers  angefüllt  und  darauf  die  nach  Verlauf  von  Stunden  verbliebenen 
Quantitäten  festgestellt  werden. 

Um  den  Uebertritt  der  Flüssigkeit  über  den  Rand  des  Behälters  zu  ver- 
hüten, wird  eine  Bestimmung,  dass  derselbe  nur  bis  1  dem  unterhalb  des  Randes 
angefüllt  werden  darf,  zweckmässig  und  die  doppelte  Bedeckung  mittelst  dicht- 
schliessender  eiserner  Platten  mit  leerem  Zwischenraum  zu  empfehlen  sein. 

Femer  ist  auf  die  dichte  Herstellung  der  Abtritts- Abfallröhren  besondere 
Aufmerksamkeit  zu  richten,  und  müssen  Gruben  und  sonstige  Behälter  der  ge- 
dachten Kategorie  wegen  der  leichteren  Fäulniss  ihres  Inhalts  mit  Einrichtungen, 
welche  den  Rücktritt  von  Fäulnissgasen  in  die  Abtrittsräume  oder  sonstige 
Theile  von  Wohngebäuden  verhindern,  erforderlichen  Falls  -  nach  Ermessen 
der  Polizeibehörde  im  Einzelfall  —  mit  Ventilationsröhren,  welche  bis  über  das 
Dach  des  Gebäudes  reichen  und  nicht  in  der  Nähe  von  Fenstern  münden,  aus- 
gerüstet sein. 

Was  den  Rauminhalt  der  Gruben  anbetrifft,  so  wird,  wo  nicht  zuverlässige, 
selbstthätig  wirkende  Einrichtungen  zur  beschränkten  Spülung  einen  geringeren 
Wasserverbrauch  genügend  sicherstellen,  auf  jede  den  Spülabtritt  benützende 
Person  durchschnittlich  eine  tägliche  Menge  von  mindestens  3  1  Grubeninhalt 
zu  rechnen  sein,  so  dass  für  zehn  Personen  bei  monatlicher  Entleerung  des 
Behälters  unter  Hinzurechnung  des  leer  zu  lassenden  obersten  Theiles  ein  Raum 
von  etwa  1  cbm  erforderlich  ist.*) 

Die  Entleerung  solcher  Behälter  hat  in  kürzeren  Zwischenräumen,  als  die- 
jenigen von  Gruben  mit  festem  Inhalt  zu  geschehen  und  zwar  überall  obliga- 
torisch mittelst  völlig  dichter  Pumpvorrichtungen,  weil  anderenfalls  trotz  aller 

1)  Bei  Spfilklosctts  mit  sog.  Spülkästen  sind  auf  jede  Person  15—20  Liter  tädich  zu  rechnen; 
die  Oruoe  muss  also  für  10  Personen  bei  monatlicher  Entleerung  einen  Kauminhalt  von 
5-6  cbm  haben. 
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Verbote  Verunreinigungen  der  benachbalen  Theile  der  Höfe  und  Strassen  nicht 
ausbleiben,  zweckmässig  vermittelst  pneumatischer  Apparate  und  unter  Benutzung 
in  den  Gruben  etc.  verbleibender  feststehender  eiserner  Saugröhren. 

Anscheinend  erfolgt  die  Entfernung  des  Grubeninhalts  in  H.  in  Tonnen. 
Der  Magistrat  hat  aber  selbst  die  Kostspieligkeit  dieser  Art  der  Abfuhr  hervor- 
gehoben; es  ist  daher  zu  besorgen,  dass  die  Entfernung  nicht  immer  und 
überall  rechtzeitig  und  häufig  genug  geschehen  wird.  In  dieser  Beziehung  ist 
der  Magistrat  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Stadt  selbst  die  Abfuhr  übernehmen 
soll,  auf  die  Vorzüge  der  Beseitigung  in  grösseren,  mit  einem  pneumatischen 
Dampfapparat  direkt  verbundenen,  fahrbaren  Bassins,  wie  solche  beispielsweise 
in  der  ^tadt  Posen  eingeführt  sind,  aufmerksam  zu  machen." 

Um  femer  bei  den  Spülklosetts  ein  Zurücksaugen  von 
Abortinhalt  in  die  Reinwasserleitung  zu  verhüten,  ist 
es  zweckmässig,  durch  Polizeiverordnung  das  Zwischenschalten 
von  sogenannten  Spülkästen  (von  5—10  1  Inhalt)  oder  einer 
anderen  Unterbrechung  vorzuschreiben,  wie  dies  z.  B.  für  Berlin 
durch  folgende  Polizeiverordnung  und  Bekanntmachung 
vom  14.  Juni  1902  geschehen  ist: 

v§.  1.  Spülabtritte,  Badewannen,  Wasch-  und  Spülbecken  und  sonstige 
aus  einer  Wasserleitung  gespülte  oder  gespeiste  Anlagen,  sowie  Grundablässe 
(Haupthähne  mit  Entleerung)  sind  derart  einzurichten,  dass  aus  ihnen  ein  Rück- 
fliessen  oder  Rücksaugen  von  Flüssigkeiten  oder  anderen  Stoffen  in  die  Rein- 
wasserleitung unter  keinen  Umständen  eintreten  kann. 

Die  zu  diesem  Behufe  gewählte  Vorrichtung  ist  für  die  Beaufsichtigung 
zugänglich  anzuordnen  und  muss  auch  bei  längerem  Gebrauch  ein  Zurücktreten 
irgend  welcher  Stoffe  in  die  Leitung  sicher  verhüten. 

Ihre  Anbringung  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der  Genehmigung  der 
überwachenden  Behörde. 

Der  Polizeipräsident  wird  diejenigen  Anlagen,  welche  obigen  Anforde- 
rungen in  ausreichendem  Maasse  genügen,  öffentlich  bekannt  geben. 

§.  2.  Anlagen,  die  den  Anlorderungen  des  §.  1  nicht  genügen,  müssen 
spätestens  6  Wochen  nach  ergangener  Aufforderung  entsprechend  geändert 
werden." 

Bekanntmachung. 

»Der  Polizeiverordnung  kann  bei  Spülabtritten,  welche  nicht  durch  Spül- 
behälter, sondern  durch  direkte  Verbindung  mit  der  Wasserleitung  gespült 
werden,  durch  Unterbrechung  der  Zuflussleitung  zwischen  Absperrhahn  und 
Klosett  Genüge  geleistet  werden,  so  dass  beim  Schliessen  des  Hannes  oder  bei 
Entleerung  der  Wasserleitung  Luft  eintritt. 

Die  so  entstehende  Oeffnung  in  der  Zuflussleitung  muss  gegen  Verun- 
reinigung geschützt  werden;  sie  muss  mindestens  20  cm  über  der  Oberkante  des 
Klosettbeckens  li^en,  und  zwar  auch  dann,  wenn  auf  die  Oeffnung  ein  Luftrohr 
aufgesetzt  oder  die  Oeffnung  während  des  Spülens  durch  ein  Ventil  geschlossen 
wird.  Der  Gesammtquerschnitt  der  Luftwege  muss  mindestens  gleich  dem 
Querschnitt  der  Zuflussleitung  zwischen  Hahn  und  Becken  sein  und  darf  an 
keiner  Stelle  eine  geringere  Weite  als  4  mm  haben. 

Die  Unterbrechung  ist  durch  einen  gut  und  dauerhaft  gearbeiteten  Apparat 
herzustellen.  Weichmetall,  rostendes  Metall  oder  Blech  darf  weder  für  den 
Apparat,  noch  für  die  Luftrohre  oder  die  Ventile  verwandt  werden. 

Die  Konstruktion  und  Anordnung  der  Ventile  müssen  besonders  ge- 
nehmigt sein. 

Die  Apparate  müssen  eine  genügende  Spülung  gewährleisten.» 

Hierzu  ist  noch  nachstehende  ergänzende  Bekannt- 
machung vom   21.  April  1903  erlassen: 

»Die  zur  Verhütung  der  Verunreinigung  der  Wasserleitung  am  14.  Juni 
1902  erlassene  Polizei  Verordnung  hat  zu  zahlreichen  Erörterungen  Veranlassung 
gegeben.  Theils  hat  man  die  Nothwendigkeit  der  Verordnung  bestritten,  theils 
werden  die  für  Spülabtritte  genehmigten  Rohrunterbrechungen  bemängelt. 

Der  Rücktritt  von  Schmutzwasser  in  die  Reinwasserleitung  erfolgt  bei  Spül- 
abtritten ohne  Kastenspülung,  wenn  bei  gefülltem  Becken  die  Leitung  entleert 
wird,  oder  in  unteren  Stockwerken  mehr  Wasser  entnommen  wird,  als  das  be- 
treffende Zuleitungsrohr  fördert.    Es  wird  behauptet,  das  Spülventil  müsse  be- 
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sonders  geöffnet  werden.  Bei  den  meist  gebräuchlichen  Spfilventilen,  den  sa> 
genannten  Dnickhähnen,  trifft  dies  nicht  zu;  sie  öffnen  sich  selbstthätig,  sobald 
der  Druck  in  der  Wasserleitung  aufhört.  Bei  Badewannen,  Wasdi-  und  Spül- 
becken und  ähnlichen  Anlagen  mit  Wassereinlauf  unter  der  Oberkante,  also  nicht 
frei  von  oben,  kann  bei  Entleerung  der  Reinwasserleitun^  Schmutzwasser  in 
diese  übei^esogen  werden,  wenn  der  Zuflusshahn  geöffnet  ist,  oder  wenn  dieser 
Hahn  nicht  vollständig  dicht  abschliesst.  Durch  die  in  Gruben  befindlichen 
Entleerungshahne  (Grundablässe)  kann  eine  Verunreinigung  eintreten,  wenn  das 
Wasser  in  Folge  Undurchlässigkeit  des  Bodens  nicht  versickert.  Femer  entstehen 
Verunreinigungen  durch  die,  namentlich  bei  Hofaborten,  zum  Sdiutze  gegen 
Einfrieren  angewandten  Verbindungsröhren  zwischen  Wasserleitung  und  Abfluss- 
leitung, wenn  letztere  verstopft  ist. 

Die  durch  die  genannten  Anlagen  entstehende  Gefahr  wird  sich  nur 
selten  durch  Trübung,  Färbung  oder  Geschmack  des  Leitungswassers  bemerkbar 
machen,  da  in  der  Kegel  die  Verdünnung  ziemlich  bedeutend  ist  Trotz  der 
Verdünnung  bleiben  aber  häufig  vorhandene  Ansteckungskeime  wirksam,  wenn 
auch  der  Ursprung  einer  durch  diese  entstandenen  Kranlcheit  we^en  des  langen 
Zwischenraumes  zwischen  Ansteckung  und  Ausbruch  der  Krankheit  nicht  immer 
nachzuweisen  ist  Jedenfalls  erfordert  diese  namentlich  bei  einer  Epidemie 
drohende  Gefahr  die  Abänderung  vorhandener  Anlagen  der  bezeichneten  Art. 

Die  für  Abänderung  von  Spülabtritten  genehmigten  Rohrunterbrecher 
haben  sich  gut  bewährt,  wo  sich  Mängel,  insb^ndere  Frostschäden,  gezeigt 
haben  liegt  es  am  unsacheemässen  Einbau.  Die  Befürchtung,  dass  der  antritt, 
von  Gasen  aus  den  Abortbecken  in  die  engen  Rohre  der  Reinwasserleitung  einen 
gesundheitsschädigenden  Einfluss  ausübe,  ist  nicht  begründet. 

Als  den  Vorschriften  der  Polizeiverordnung  vom  14.  Juni  1902  genügende 
Apparate  sind  bisher  nur  Rohrunterbrecher  für  Spülabtritte  bekannt  gegeben. 

Bei  Badewannen,  Waschbecken,  Spülwannen  und  ähnlichen  Anlagen  muss 
der  Wassereinlauf  mindestens  2  cm  über  der  Oberkante  der  Wanne  oder  des  Beckens 
liegen.  Bei  Giäserspülwannen  und  Fischbehältem  kann  dagegen  der  Einlauf 
unten  erfolgen,  wenn  Rohrunterbrecher  (wie  für  Spülabtritte)  eingeschaltet  werden^ 
Bei  Spülkästen  für  Aborte  darf  der  Einlauf  unter  Wasser  münden,  wenn  die 
Kästen  mit  Deckeln  versehen  sind. 

Die  Entleerungsöffnung  der  Grundablässe  (Haupthähne  mit  Entleerung) 
muss  in  Kellern  mindestens  10  cm  über  Kellersohle  liw^en.  Bei  vorhandenen,, 
im  Keller  in  Gruben  belegenen  Hähnen  kann  die  Entleerungsöffnung  ver- 
schlossen werden  und  im  wasserleitungsrohr  über  Kellersohle  ein  Zapfhahn 
eingeschaltet  werden,  wenn  dieses  namentlich  zur  Verhütung  des  Einfrierens 
erforderlich  ist. 

Hähne  mit  Entleerung  in  Höfen  und  Gärten,  sowie  Zapfstellen  unter  der 
Erdoberfläche,  müssen  in  mindestens  25  cm  weiten  Gruben  mit  wasserdichten 
Wänden  und  dichter  Abdeckung  untergebracht  sein,  sie  müssen  30  cm  über  der 
Sohle  liegen.  Die  Gruben  müssen  gegen  den  Einlauf  von  Regen-  und  Sdimutz- 
wasser  geschützt  liegen. 

Verbindungsleitungen  ohne  Rohrunterbrechung  zwischen  Wasserleitung 
und  Abflussleitung  zur  Verhütung  des  Einfrierens  sind  unzulässig.  Die  Unter- 
brechung muss  mindestens  10  cm  über  Kellcrsohle,  in  Gruben  für  Hofklosetts 
50  cm  über  der  Sohle  liegen. 

Bei  Wasserstrahlpumpen  zur  Hebung  unreiner  Wasser  in  die  Abfluss- 
leitung sind  in  die  Zuflussieitung  kombinirte  Absperr-Rückschlagventile  einzu- 
bauen. Der  Einbau  noch  eines  zweiten  Absperrventiles  in  die  Zuflussleitung  ist 
untersagt.« 

Erwähnt  zu  werden  verdient  hier  noch  der  Runderlass 
des  Min.  d.  u.  s.  w.  Med.-Angelegenheiten  vom  12,  Juni 
1900  betreffend  der  Einführung  von  Oelpissoirs: 

„Die  bei  den  verschiedenen  Unterrichts- Anstalten  bestehenden  Pissoirs 
werden  vielfach  Mangels  einer  Wasserleitung  oder  wegen  der  hohen  Kosten  des 
Wassers  gar  nicht  oder  nur  ungenügend  gespült  und  bilden  alsdann,  abgesehen 
von  den  Belästigungen,  die  durch  die  üblen  Gerüche  hervorgerufen  werden, 
eine  Gefahr  für  die  Gesundheit. 

Zur  Beseitigung  dieser  Uebelstände  sind  schon  mehrfach  Versuche  ge- 
macht, welche  die  Verwendung  von  besonders  zubereitetem  Oel  an  Stelle  der 
Wasserspülung  bezwecken;  sie  nahen  sich  jedoch  als  unzureichend  erwiesen. 
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Seit  ungefähr  zwei  Jahren  werden  nun  von  der  Firma  Roessemann  und 
Kühnonann  zu  Berlin  N,  Gartenstrasse  21,  Oelpissoirs  nach  dem  System 
Beetz  in  Wien  erbaut,  welche  zu  ihrem  Betriebe  gar  kein  Wasser,  sondern  nur 
geringe  Mengen  eines  eigens  zusammengesetzten  Oeles  (sogen.  Urinöl)  er- 
fordern. Diese  Pissoirs,  deren  wichtigsten  Bestandtheil  der  durch  Patent  ge- 
schützte Oelsyphon  bildet,  sind  bereits  vielfach,  sowohl  in  öffentlichen  Bedfirf- 
nissanstalten,  als  auch  in  Schulen,  Krankenhäusern,  Kasernen  u.  s.  w.  eingeführt 
worden  und  haben  sich  durchaus  bewährt.  Sie  entsprechen  den  hygienischen 
und  praktischen  Anforderungen,  auch  bleiben  ihre  Betriebs-  und  Unterhaltungs- 
kosten weit  hinter  den  gleichen  Kosten  der  mit  Wasserspülung  versehenen 
Pissoirs  zurück. 

Indem  ich  die  nachgeordneten  Behörden  auf  vorbezeichnete  Oelpissoirs 
hierdurch  aufmerksam  mache,  überlasse  ich  denselben,  in  geeigneten  Fällen  ihre 
Einfuhrung  ins  Auge  zu  fassen." 

Die  beste,  sicherste  und  schnellste  Beseitigung  der  Ab- 
fallstoffe geschieht  durch  Abfluss  mittelst  Kanalisation,  Man 
unterscheidet  hier 

a)  Schwemmkanalisation  sämmtlicher  nicht  festen  Ab- 
fallstoffe, also  Fäkalien,  Wirthschafts-  und  Meteorwässer  zu- 
sammen in  einer  unterirdischen  Rohrleitung; 

b)  Trennungssystem,  d.  h.  Meteorwasser  einerseits, 
Fäkalien  und  Wirthschaftswässer  anderseits  in  je  einem  be- 
sonderen unterirdischen  Rohrnetz; 

c)  Spülkanalisation  mit  Ausschluss  der  Exkremente, 
also  nur  für  Gebrauchs-  und  Meteorwässer,  während  für  die 
Beseitigung  der  ersteren  ein  geregeltes  Abfuhrsystem  vorge- 
sehen wird. 

Von  diesen  drei  Systemen  entspricht  das  letztere,  die  sog. 
Spülkanalisation,  am  wenigsten  den  hygienischen  Anfor- 
derungen; denn  ganz  abgesehen  davon,  dass  erfahrungsgemäss 
Faeces  und  Urin  trotz  noch  so  scharfer  Kontrolle  von  einer 
derartigen  Kanalisation  nicht  ferngehalten  werden  können,  be- 
steht auch  zwischen  einer  aus  Meteor-  und  Wirthschaftswässem 
bestehenden  Spüljauche  ohne  Fäkalien  und  einer  solchen  mit 
Fäkalien  in  hygienischer  Hinsicht  nur  ein  geringer  Unterschied, 
soweit  fäulnissfähige  Stoffe  und  Infektionserreger  in  Frage 
kommen.  Deshalb  müssen  auch  betreffs  der  weiteren  Behand- 
lung der  Abwässer,  namentlich  hinsichtlich  ihrer  Einleitung  in 
einen  öffentlichen  Wasserlauf  oder  sonstigen  Vorfluther  mehr 
oder  weniger  die  gleichen  Anforderungen  wie  bei  einer 
Schwemmkanalisation  gestellt  werden.  Durch  diese  werden 
sämmtliche  Abwässer  von  Haus  und  Industrie  einschliesslich 
der  Exkremente  sowie  der  Meteorwässer  auf  schnellstem  Wege 
aus  dem  Weichbild  der  Stadt  fortgeführt;  sie  eignet  sich  des- 
halb besonders  für  grosse  Städte,  ist  aber  verhältnissmässig 
kostspielig  und  hat  den  Fehler,  dass  bei  grossen  Niederschlägen, 
für  deren  Aufnahme  und  Ableitung  die  Weite  des  Kanalnetzes 
nicht  ausreicht,  der  Kanalinhalt  durch  sogenannte  Nothauslässe 
unmittelbar  in  den  Vorfluther  (ohne  Klärung,  Reinigung  u,  s.  w.) 
abgeleitet  wird.  Allerdings  tritt  diese  Ableitung  erst  bei  4  bis 
5  f acher  Verdünnung  —  eine  solche  Bestimmung  ist  meist  vor- 
gesehen —  ein,  so  dass  der  hygienisch  bedenkliche  Inhalt  des 
Kanals  wenigstens  z.  Th.  schon  fortgespült  ist,  ehe  der  Noth- 
auslassiuThätigkeit  tritt;  immerhin  wird  dem  betreffenden  Wasser- 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.  ^ ' 
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lauf  aber  eine  nicht  geringe  Menge  bedenklicher  Abwässer  durch 
die  Nothauslässe  zugeführt^)  Dieser  Uebelstand  fällt  fort  bei  dem 
Trennsystem  —  gesonderte  Abführung  der  Meteorwässer 
und  indifferenter  Industriewässer  einerseits,  wozu  unter  Um- 
ständen selbst  eine  geordnete  oberirdische  Ableitung  genügen 
kann,  und  der  Fäkalien,  Hauswässer  und  differenten  Industrie- 
wässer anderseits  —  das  nach  A.  Gärtner  und  A.  Herzberg 
folgende  Vorzüge  hat:-) 

„Das  Trennungssystem  hat  gegenüber  dem  jetzt  üblichen  gemeinschaft- 
lichen System  die  Vortheile,  dass  es  bei  in  der  Regel  wesentlich  geringeren 
Anlagekosten  des  Kanalnetzes 

a)  kleinere  Maschinen,  kleinere  Kessel  und  engere  Rohre  zur  Entfernung 
der  Abwässer  gebraucht; 

b)  kleinere  Rieselfelder  erfordert; 

c)  einen  gleichmässigeren  und  deshalb  billigeren  Maschinen-  und  Kessel- 
betrieb ermöglicht  -  ersteren  in  der  Regel  nur  als  Tagesbetrieb; 

d)  bei  Anlage  von  Klärbecken  diese  kleiner  zu  dimensioniren  gestattet; 

e)  im  Falle  chemischer  Klärung  wegen  des  prieichmässigen  Betriebs  mit 
weniger  Desinfektions-  und  Klärmitteln  eine  grössere  Sicherheit  des 
Erfolges  ergiebt; 

f)  in    sehr  vielen   Fällen,  vor  allem  bei  Vorsorge  für  eine  fakultative 
Klärung  mit  obligatorischer  Desinfektion  aller  Abgänge  der  infek- 
tiösen Kranken,  mit  einer  mechanischen  Klärung  besser  auszukommen 
ist,  als  bei  dem  gemeinschaftlichen  System. 
Dagegen  hat  es  den  Nacht  heil,  dass  es  bei  Regenwetter  den  gesammten 
Strassenscnmutz    den    Wasserläufen    zuführt,    während  -das   gemeinschaftliche 
System  bei  starken  Regengüssen  nur  einen  Theil  des  Strassenschmutzes  durch 
die  Nothauslässe   abgiebt,  in   diesen  Fällen  allerdings  vermisdit  mit  Hausab- 
wasser und  Fäkalien,  letztgenannter   Uebelstand   kann  aber  unter  Umständen 
schlimmer  als  der  erstgenannte  sein." 

Mit  Recht  sagen  die  beiden  vorher  genannten  Autoren, 
dass  die  Frage,  ob  ein  getrenntes  oder  ein  gemeinschaftliches 
System  in  einer  Stadt  einzuführen  ist,  in  jedem  einzelnen  Falle 
unter  Würdigung  der  hygienischen,  wirthschaftlichen,  lokalen 
und  sonstigen  Verhältnisse  besonders  untersucht  werden  muss, 
wobei  eine  objektive,  vergleichende  Berechnung  der  Betriebs-  und 
Anlagekosten  für  beide  Systeme  nicht  fehlen  darf. 

Nach  §.  75  Abs.  2  der  Dienstanweisung  hat  der  Kreis- 
arzt jedes  Kanalisationsprojekt  aus  seinem  Bezirke  vor 
dessen  Weitergabe  an  die  höhere  Instanz')  einer  Prüfung 
nach  Maassgabe  der  in  dem  nachstehenden  Min.-Erlasse  vom 
30.  März  1896  gegebenen  Gesichtspunkte  zu  unterziehen 
und  sich  darüber  gutachtlich  zu  äussern: 

„Nach  den  Rundverfügungen  vom  1.  September  1877*)  und  vom  8.  Sep- 


1)  Betreffs  der  Einrichtung  der  Nothauslässe  s.  S.  440. 

3)  Siehe  Bericht  über  die  XXII.  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  ffir  öffentliche  Oe- 
snndheiispflm  in  Karlsruhe.  1897;  S.  52  u.  folg. 

>)  Sammtliche  Kanalisationsprojekte  bcxlfirfen  der  Oenehmiguns  der  Aufsichtsinstanz 
und  zwar,  wenn  es  sich  um  umfangreichere  handelt,  derjenigen  der  Zentnuinstanz;  dasselbe  gilt 
von  derartigen  Erweiterungen  bestehender  Kanalisationen. 

*)  In  dem  Erlasse  Yom  1.  September  1877  wird  zunächst  auf  einen  Erlass  vom 
6.  Juni  1877  Bezug  genommen,  in  dem  ein  Outachten  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das 
Medizinal wesen  vom  2.  Mai  1877  über  die  Frage,  ,,ob  und  wieweit  der  Abfluss  von  Spfil jauche 
und  Abtrittsstoffen  in  die  Flüsse  und  Wasserläufe  einem  sanitätspolizeilichen  Bedenken  unterliege?" 
mitgetheilt  ist.  Gleichzeitig  wird  eine  Entscheidung  zu  einem  Kanalisationsprojekte  (Ableitung  der 
Kanalwässer  in  einen  öffentlichen  Wasserlauf)  beigeffigt  und  die  Anweisung  gegeben,  dass  die  Kgl. 
Regierungen  und  damaligen  Landdrosteien  zu  derartigen  Projekten  keine  Genehmigung  ertheilen 
dfinen,  onne  vorher  die  ministerielle  Entscheidung  eingeholt  zu  haben.  Von  einem  Abdruck  der 
beigefügten  Entscheidung  und  des  Gutachtens  der  Wissenschaftlichen  Deputation  ist  hier  Abstand 

Smommen,   da  sie  nach  dem  Erlass  vom  20.   Februar  1901  (s.  S.  419)  und  den  hier  festgelegten 
rundsätzen  nicht  mehr  maassgebend  sind. 
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tember  1686^)  dürfen  umfänglichere,  zur  Abführung  von  unreinen  Abgängen  be- 
stimmte Kanalisationsuntemehmungen  erst  zur  Ausführung  gebracht  werden, 
wenn  die  betreffenden  Projekte  unsere  Zustimmung  gefunden  haben.  Wie  in 
dem  erwähnten  Erlasse  erläuternd  bemerkt  wird,  ist  diese  Anordnung  getroffen 
worden,  um  der  Verunreinigung  öffentlicher  Wasserläufe  überall  nadi  gleichen 
Grundsätzen  vorzubeugen.  In  neuerer  Zeit  sind  wir  mehrfach  der  irrthümlichen 
Auffassung  begegnet,  dass  es  der  Vorl^ng  der  Projekte  nicht  bedürfe,  wenn 
die  Kanalisationswässer  den  öffentlichen  Wasserläufen  nicht  unmittelbar,  sondern 
durch  VermitteJung  von  Privat-Oewässem  zugeführt  werden  sollen.  Wir  sehen 
uns  deshalb  zu  dem  Hinweis  veranlasst,  dass  auch  in  diesen  Fällen  uns  die 
Projekte  zur  Prüfung  einzureichen  sind.  In  gleicher  Weise  ist  zu  verfahren, 
wenn  etwa  der  Einlass  der  Kanalisationswässer  in  ein  Privatgewässer  beabsichtigt 
wird,  welches  überhaupt  keinen  Abfluss  nach  einem  öffentlidien  Wasserlaufe  hat. 
Unsere  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der  Projekte  erfährt  häufig  da- 
durch eine  Verzögerung,  dass  uns  das  zur  Prüfung  erforderliche  Material  nicht 
vollständig  vorgelegt  wird.  Zur  Beseitigung  der  in  dieser  Hinsicht  anscheinend 
vielfach  bestehenden  Zweifel  bemerken  wir,  dass  in  den  Berichten  oder  ihren 
Anlagen  jedesmal  die  Frage  einer  Reinigung  der  Kanalwässer  und  insbesondere 
die  Möglichkeit,  diese  Reinigung  durch  TOdenberieselung  zu  bewirken,  eingehend 
zu  erörtern  ist.    Femer  bedarf  es  näherer  Angaben 

1.  über  die  bisherigen  Entwässerungsverhältnisse  der  Gemeinde  und  über 
die  dort  hinsichtlich  der  Fäkalienaufbewahrung  und  Beseitigung  be- 
stehenden Vorschriften  und  Einrichtungen, 

2.  über  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Bevölkerung  sowie  darüber,  ob 
und  event.  welche  besonderen  Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  In- 
fektionskrankheiten getroffen  sind,  und  ob  namentlich  eine  obligatorische 
Desinfektion  bei  bestimmten  Infektionskrankheiten  durchgeführt  ist, 

3.  über  die  Verhältnisse  der  zur  Aufnahme  der  Kanalwässer  bestimmten 
Wasserläufe  oberhalb,  bei  und  unterhalb  der  Ortschaft  bis  auf  eine 
Entfernung  von  etwa  15  km  bei  den  verschiedenen  Wasserständen 
(Strömungsgeschwindigkeit,  Wassermenge,  benetztes  Profil,  Bebauung 
der  Ufer,  etwaige  Strömungshindemisse,  Benutzung  des  Wassers, 
Möglichkeit  einer  Verbindung  des  Wassers  mit  nahen  Brunnön,  Schiffs- 
und Flossverkehr  etc), 

4.  über  die  Wasserversorgung  der  Gemeinde  und,  falls  eine  Wasserleitung 
vorhanden  sein  sollte,  auch  über  deren  Leistunesfähigkeit, 

5.  über  die  Zahl,  Art  und  den  Betriebsumfang  aller  derjenigen  in  dem 
Bereiche  des  Kanalisationssystems  belegenen  gewerblichen  Anlagen, 
deren  Abwässer  ungünstig  auf  den  öffentlichen  Gesundheitszustand  ein- 
wirken können,  sowie  über  die  Menge  dieser  Abwässer,  die  vorhandenen 
Einrichtungen  zu  ihrer  Reinigung  und  die  damit  erzielten  Erfolge  und 

6.  über  die  finanzielle  Lage  der  Gemeinde. 

Ausserdem  ist  nebst  den  das  Projekt  darstellenden  Zeichnungen  auch  ein 
Plan  vorzulegen,  welcher  die  nähere  Umgebung  der  Ortschaft  veranschaulicht. 

Euer  Hochwohlgeboren  ersuchen  wir  ergebenst,  gefälligst  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  diese  Anordnungen  künftig  genau  befolgt  werden." 

In  diesem  Min.-Erl.  ist  der  Schwerpunkt  mit  Recht  auf 
die  Fürsorge  für  Reinhaltung  der  Gewässer^)  gelegt 
Dieser  Fürsorge  wird  noch  in  weit  ausführlicherer  und  eingehen- 
derer Weise  durch  folgende  Allgemeine  Verfügung  der 
Min.  für  Landwirthschaft  u.  s.  w.,  für  Handel  und  Ge- 
werbe, der  öffentl,  Arbeiten,  der  u.  s.  w.  Med.-Angelegen- 


1)  Der  ErUss  vom  8.  September  1886  lautet: 

„Aus  mehreren,  an  uns  zur  Vorlage  gelangten  Kanal isatfonsprojekten  haben  wir  wahrge- 
nommeni  dass  der  Zirkularerlass  vom  1.  September  1877,  betreffend  das  Verbot  der  Abffihmng 
unreiner  Kanalwasser  in  die  öffentlichen  Stromliufe,  mehrfach  missverstandlichen  Auffasmiigen 
unterlegen  hat,  bezw.  nicht  genau  beachtet  worden  ist. 

Wir  ndimen  deshalb  Veranlassung,  den  gedachten  Zirkular- Erlass  zur  kfinftigen  Beachtung 
mit  dem  ausdrücklichen  Hinweise  ergebenst  in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  danach  umfänglichere,  zur 
Abfflhrung  von  unreinen  Abgängen  bestimmte  Kanalisations- Unternehmungen  in  keinem  Falle  zur 
Ausführung  gebracht  werden  dürfen,  bevor  die  betreffenden  Bau-  und  damit  in  Verbindung  stehenden 
Reinigungs-Projekte  uns  nicht  vorgelegen  resp.  unsere  Zustimmung  gefunden  haben." 

")  Unter  ,, Gewisser"  Tillen  nicht  nur  fliessende  öffentliche  und  private  Wasserliufe, 
natürliche  oder  künstliche  (Kanäle),  schiffbare  oder  nicht  schiffbare,  sondern  auch  stehende  Gewässer, 
wie  Seen,  Teiche,  Haffe,  Meeresbuchten  u.  s.  w. 

2T 
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heiten  und  des  Innern  vom  20.  Februar  1901  Ausdruck 
gefi:eben: 

„Gegen  die  früher  beabsichtigte  landesgesetzliche  Regelung  der  Maass- 
nahmen  zur  Reinhaltung  der  Gewässer*)  ergeben  sich  namentlich  aus  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  örtlichen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse  innerhalb  der 
Monarchie  und  selbst  innerhalb  einzelner  Provinzen  so  erhebliche  Bedenken, 
dass  von  einem  gesetzgeberischen  Vorgehen,  wenigstens  vorläufig  Abstand  ge- 
nommen werden  soll. 

Es  ist  daher  erforderlich,  den  Uebelständen  nachdrücklich  auf  Grund 
der  bestehenden  Gesetzgebung  entgegenzutreten,  welche  bei  sorgsamer  Hand- 
habung für  den  genannten  Zweck  auch  im  Allgemeinen  ausreichend  erscheint; 
ob  für  diesen  Behuf  eine  Revision  der  bestehenden  Polizeiverordnungen  er- 
forderlich und  zweckmässig  ist,  geben  wir  dem  Ermessen  der  Landespolizei- 
behörden anheim. 

Die  Angelegenheit  gewinnt  eine  Immer  steigende  Bedeutung,  weil  in 
Folge  der  ständigen  Vermdirung  der  Bevölkerung  und  der  auf  Benutzung  der 
Wasserläufe  angewiesenen  Anlagen  die  Verunreinigung  der  Gewässer  stetig  zu- 
zunehmen droht,  wahrend  andererseits  das  Bedürfniss  nach  reinem  Wasser  für 
wirthschaftliche  und  andere  Zwecke  fortwährend  anwächst.  Ein  solches  Be- 
dürfniss besteht  nicht  ntu-  für  die  Gemeinden  und  die  Landwirthschaft,  sondern 
auch  für  zahlreiche  industrielle  Betriebe  (Bleichereien,  Wäschereien,  Papier- 
fabriken, Brauereien,  Stärkefabriken  u.  s  w.),  sowie  auch  für  sämmtliche  Dampf- 
kesselanlagen. 

Die  auf  die  Reinhaltung  der  Gewässer  gerichteten  Bestrebungen  der  Be- 
hörden werden  daher  auch  bei  den  betheiligten  Erwerbskreisen  im  Allgemeinen 
auf  Verständniss  und  Unterstützung  rechnen  dürfen.  Auch  in  solchen  Fällen, 
wo  polizeiliche  Zwangsmaassregeln  nach  Lage  der  Gesetzgebung  ausgeschlossen 
sein  sollten,  haben  deshalb  die  Polizeibehörden  sich  nicht  unthätig  zu  verhalten, 
sondern  müssen  es  sich  angelegen  sein  lassen,  im  gütlichen  Wege  die  Besitzer 
nachtheilig  wirkender  Anlagen  und  die  sonst  Betheiligten  unter  sachgemässer 
Anleitung  zu  der  nöthigen  Verbesserung  der  Ableitungseinrichtungen  zu  be- 
.  stimmen. 

Für  das  polizeiliche  Vorgehen  kommen  im  Uebrigen  vornehmlich 
folgende  Gesichtspunkte  in  Betracht: 

I.  Die  Polizeibehörden  müssen,  um  rechtzeitig  die  erforderlichen  Maass- 
nahmen  zur  Reinhaltung  der  Gewässer  treffen  zu  können,  über  den  thatsächlichen 
Zustand  der  Gewässer  ihres  Bezirks  genau  unterrichtet  sein  und  sich  von  allen 
für  die  Abwässerungsverhältnisse  wesentlichen  Veränderungen  alsbald  Kenntniss 
verschaffen. 

Die  polizeilichen  Exekutivbeamten  (Gendarmen,  Ortspolizei-,  Strompolizei-, 
Fischereibeamten)  sind  anzuweisen,  von  allen  Gewässerverunreinigungen,  die  sie 
gelegentlich  wahrnehmen,  thunlichst  unter  Angabe  der  Ursprungsstelle  und  der 
Häufigkeit  der  Wiederholungen,  der  ihnen  vorgesetzten  Polizeibehörde  unver- 
züglich schriftliche  Anzeige  zu  erstatten,  woraui  die  Behörde  das  Weitere  zu 
veranlassen  hat 

Femer  sind  behufs  Feststellung  etwaiger  Verunreinigungen  und  Erörterung 
der  zur  Reinhaltung  erforderlichen  Maassnahmen  nach  Bedarf,  in  der  Regel 
mindestens  alle  2-3  Jahre,  Begehungen  derjenigen  Wässer  vorzunehmen,  die 
bereits  in  erheblicherem  Maasse  verunreinigt  sind,  oder  bei  denen  eine  solche 

1)  Von  Seiten  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Oesundheitspflejge  ist  ebenso  wie  im 
Reichstage  eine  reichs gesetzliche  Reeelung  der  Maassnahmen  zur  Keinhaltung  der  Gewisser 
in  Anregung  gebracht.  Desgleichen  ist  der  erstgenannte  Verein  in  den  Jahren  1876,  1878  und  1891 
beim  Reichsl^nzler  vorstellig  geworden,  „dass  systematische  Untersuchungen  fiber  die  Selbst- 
reinigung der  Flüsse  auf  alle  diejenigen  Flüsse  und  öffentlichen  Gewässer  des  Deutschi  n  Reiches 
ausgedehnt  werden,  welche  für  die  Aufnahme  städtischer  Abwässer  in  Betracht  komn  en.  um 
möglichst  bald  exakte  Normen  über  deren  zulässige  Verunreinigung  zu  gewinnen.  Besondere 
Reinigungsanlagen  für  diese  Abwässer  sind  vor  der  Einleitung  in  den  Fluss  nur  dann  zu  fordern, 
wenn  durch  spezielle  örtliche  Untersuchungen  ermittelt  ist,  dass  die  seL streinigende  Kraft  des 
Flusses  nicht  ausreicht."  Diese  Eingaben  sind  aber  bisher  abschlägig  beschieden.  In  §  41  des  Reichs- 
seuchengesetzes vom  30.  Juni  1900  ist  jedoch  jetzt  eine  Handhabe  zum  Vorgehen  von  Reichswegen 
auf  diesem  Gebiete  gegeben.  Danach  liegt  dem  Reichskanzler  ob,  „die  Ausführung  des  Gesetzes 
und  der  auf  Grund  des<ielben  erlassenen  Anordnungen  (also  auch  die  auf  Grund  des  §  95  getroffenen 
8.  S.  410)  zu  überwachen,«  desgleichen  hat  er,  wenn  die  Gebiete  mehrerer  Bundesstaaten  m  Betracht 
kommen,  Rffir  Herstellung  und  Erhaltung  der  Einheit  in  den  Anordnungen  der  Bundesbehörden  zu 
sorgen  und  zu  diesem  Behufe  das  Erlorderliche  zu  bestimmen,  in  dringenden  Fällen  auch  die 
Landesbehörden  unmittelbar  mit  Anweisungen  zu  versehen." 
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Verunreinigung  zu  besorgen  ist^«  Nähere  Anordnungen  haben  die  Herren  Re- 
gierungspräsidenten oder,  soweit  es  sich  um  schiffbare  Wasserstrassen  handelt, 
mit  deren  Verwaltung  besondere  Behörden  im  Sinne  des  §  138  des  Landes- 
Verwaltungsgesetzes  l^traut  sind,  diese  zu  treffen;  sie  haben  insbesondere  zu 
bestimmen,  auf  welche  Gewässer  die  Begehungen  erstreckt  werden  und  in  welchen 
Zeitabschnitten  sie  stattfinden  sollen,  wer  die  Begehungen  leiten  soll  und  welche 
Beamten  hinzuzuziehen  sind.*)^  Dabei  ist  Folgendes  zu  beachten :  Dem  zustän- 
digen Baubeamten  (Meliorationsbauinspektor,  Wasserbauinspektor,  Kreisbau- 
inspektor), dem  Oewerbeinspektor  und  dem  Medizinalbeamten  ist  stets  Gelegen- 
heit zu  geben,  sich  an  den  Begehungen  zu  betheiligen^);  geeignetenfalls  ist  auch 
der  Deichinspektor  zuzuziehen.  Wo  bergbauliche  Interessen  in  Frage  kommen, 
ist  ausserdem  dem  Oberbergbeamten  behufs  etwaiger  Entsendung  eines  Vertreters 
Mittheilung  zu  machen,  es  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  Absicht  der 
Begehung  nicht  vorzeitig  in  die  weitere  Oeffentlichkeit  dringt,  damit  nicht  etwa 
seitens  interessirter  Personen  der  Zweck  der  Begehung  durch  besondere  Maass- 
nahmen  vereitelt  wird. 

Auch  Begehungen,  die  aus  anderer  Veranlassung  stattfinden,  z.  B.  be- 
hufs der  vorgeschriebenen  Vervollständigung  oder  Abänderung  der  Wasserbücher,^) 
sowie  die  Strom  bereisungen  ^  sind  thunlichst  für  den  obigen  Zweck  nutzbar  zu 
machen. 

II.  Bei  Anwendung  der  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
die  —  abgesehen  von  den  für  einzelne  kleine  Gebiete  etwa  bestehenden  Vor- 
schriften -  in  der  Anlage  (I)  zusammengestellt  sind,^)  ist  Nachstehendes  zu 
beachten:  i 

1.  Die  wichtigsten  sind  der  §  27  des  Feld-  und  Forstpolizeigesetzes  vom 
1.  April  1880  und  der  §  43  des  Fischereigesetzes  vom  30.  Mai  1874,  die  beide 
für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  gelten. 

Der  §  27  Nr.  3  a.  a.  O.  bedroht  nicht  jedwede  Verunreinigung  von  Ge- 
wässern mit  Strafe,  sondern  nur  die  unbefugte.  Für  die  Beantwortung  der 
Frage,  ob  die  Verunreinigung  als  eine  befugte  oder  unbefugte  anzusehen  ist, 
sind  die  Bestimmungen  des  sonst  geltenden  Rechts  maassgeb^d  (vergL  Entsch. 
des  O.V.G.  Bd.  29,  S.  287).«) 


1)  Bei  Qewässern,  wo  erhebliche  Verunreinigungen  nicht  zu  befürchten  sind,  erübrigen  sich 
derartige  Begehungen;  desgleichen  bei  grösseren  Strömen,  bei  denen  sie  durch  die  vor^schrie- 
benen  alljährlichen  S&ombcreisttngen  ^[levissermaassen  ersetzt  werden. 

^  Bei  Begehungen  von  Oewässem,  bei  denen  mehrere  Regierungsbezirke  in  Betracht 
kommen,  haben  sich  die  zuständigen  Reg. -Präsidenten  über  diese  Fragen  vorher  zu  verständigen. 

*)  Ausser  den  oben  genannten  Beamten  werden  in  erster  Linie  die  Landräthe,  Ortspolizei- 
behörden, Bürgermeister  und  Vorsteher  der  betheiligten  Gemeinden  zuzuziehen  sein. 

*)  Die  Medizinalbeamten  sind  also  zur  Theflnahme nur  dann  verpflichtet,  wenn  sie  aus- 
drücklich vom  Regierungspräsidenten  dazu  aufgnefordert  sind;  dies  dürfte  jedoch  ausnahmslos  ge- 
schehen, da  serade  ihre  Mitwirkung  bei  allen  derartigen  Begehungen  nicht  entbdirt  werden  kann. 
Auch  ohne  eine  derartige  direkte  Aufforderung  ist  der  Medizinalbeamte  aber  berechtigt,  sich  daran 
zu  betheiligen :  er  wird  dies  auch  nicht  verabälumen  dürfen,  wenn  er  nicht  durch  anderweite  Dienst- 
geschäfte verhindert  ist. 

^  Bezieht  sich  auf  die  nicht  schiffbaren  Wasserläufe,  die  nach  den  Erlassen  des  Landwirth- 
schaftsministcrs  vom  17.  April  1896  und  23.  Oktober  1897  nach  Verlauf  des  Frühjahrshochwassers 
einer  Schau  durch  den  Meliorationsbauinspektor  unter  Betheiligung  der  landräthlichen  Behörden 
unterzogen  werden  sollen. 

<)  Betrifft  die  schiffbaren  Flüsse. 

7)  Siehe  Seite  427. 

*)  Nach  dem  hier  angezogenen  Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S)  vom 
25.  November  1895  ist  dem  Uferbesitzer  nur  eine  solche  Verunreinigung  eines  Baches 
gestattet,  die  sich  innerhalb  der  Grenzen  seines  Rechts  zur  Benutzungdes  Bach- 
wassers hält: 

»Der  Uiert>esitzer  kann  das  Wasser  des  sein  Grundstück  berührenden  Privatflusses  in  jeder 
beliebigen  Weise  zu  seinem  Vortheile  benutzen,  ist  aber  an  die  Schranken  gebunden,  die  sonst  der 
Ausnutzung  von  Rechten  oder  durch  besondere  Bestimmungen  der  Benutzung  der  Privatflüsse  ge- 
zogen sind.  Eine  Bestimmung,  die  allgemein,  also  auch  dem  Uferbesttzer  gejgenüber,  das  Ajif- 
weTchen  von  Fellen  in  Privatflfissen  verbietet,  ist  nicht  vorhanden.  Es  kommt  also,  wie  Überhaupt 
für  jede  Verunreinigung  des  Flusswassers  der  §.  27,  No.  3,  des  Feld-  und  Forstpolizeigesetzes  in 

Betracht Die  Benutzung  gewinnt  den  Charakter  des  Uneriaubten  erst  dann,  wenn  sie  die 

Schranken  überschreitet,  die  dem  Rechte  des  Uferbesitzers  gezogen  sind, also 

1.  wenn  sie  geeignet  ist,  gesundheitsschädigend  zu  wirken  oder 

2.  wenn  durch  sie  der  Bedarf  der  Umgegend  an  reinem  Wasser  beeinträchtigt  oder  eine 
erhebliche  Belästigung  des  Publikums  verursacht  wird  (§.  3  des  Gesetzes  über  die  Privat- 
flttsse  vom  28.  Februar  1843)  oder 

3.  wenn  dadurch  fremde  Fischereirechte  geschädigt  werden  (§.  43  des  Fischereigesetzes  vom 
30.  Mai  1874)  und  die  zuständige  Behörde  nicht  die  Genehmigung  zu  der  Entleerung 
der  schädigenden  Stoffe  ertheilt  hat. 

Prüft  man  an  der  Hand  dieser  Grundsätze  die  angezogene  Verfügung,  welche  dem  Kläger  jede  mit 
dem  Reinigen  und  Aufweichen  von  Fellen  und  dem  Waschen  von  Thierhaaren  verbundene  Verun- 
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Das  Fischereigesetz,  welches  gleich  dem  §  27  Nr.  3  a.  a.  O.  für  öffentliche 
(schiffbare)  und  private  (nicht  schiffbare)  Flüsse  sowie  für  geschlossene  und  nicht 
geschlossene  Gewässer  gilt,  schreibt  deren  Reinhaltung  zwar  lediglich  im  Interesse 
der  Wahrung  fremder  Fischereirechte  vor,  wird  aber  bei  richtiger  Anwendung 
auch  eine  geeignete  Handhabe  bieten,  um  neben  den  Fisdiereirechten  andere 
Interessen  zu  sdiützen. 

2.  Von  den  beiden,  nur  in  den  alten  Provinzen  geltenden  Gesetzen  be- 
trifft die  Kabinetsordre  vom  24.  Februar  1816  lediglich  die  schiff-  und  flöss- 
baren,») das  Gesetz  vom  28.  Februar  1843  die  (nicht  schiffbaren)  Privatflüsse. 
Beide  Gesetze  untersagen  die  Verunreinigung,  insoweit  sie  durcn  gewerblidie 
Anlagen  herbeigeführt  wird,  die  Kabinetsordre  jedoch  nur,  wenn  sie  durch  Ein- 
werfen fester  Stoffe  erfolgt,  wie  sich  aus  den  Wendungen  »Abgänpe  in  solchen 
Massen  in  den  Fluss  werfen"  und  »Wegraumung  der  den  Wasserlauf  hemmenden 
Geffenstände*"  ergiebt.  Das  Privatflussgesetz  verbietet  femer  die  Verunreinigung 
auch  dann,  wenn  dadurch  der  Bedarf  der  Umgegend  an  reinem  Wasser  beein- 
trächtigt oder  eine  erhebliche  Belästigung  des  Publikums  verursacht  wird. 

3.  Der  im  Geltungsbereiche  des  Rheinischen  Rechtes  noch  geltende  Ar- 
tikel 42  der  Ordonnance  sur  le  fait  des  eaux  et  for^ts  bezieht  sich  nur  auf 
schiff-  und  flössbare  (navigables  et  flottablcs)  Flüsse,  untersagt  aber  deren  Ver- 
unreinigung allgemein  (die  Synonyme  ordure  und  immondice  bezeichnen  zwar 
speziell  Sdimutz,  Kehricht,  Staub,  werden  aber  auch  allgemein  im  Sinne  von 
Unreinigkeit  gebraucht). 

4.  Bei  dem  Mangel  einer  gesetzlichen  Vorschrift,  welche  die  Verunreini- 
gung der  Gewässer  allgemein  untersagt,  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen, 
ob  die  Voraussetzungen  eines  der  in  der  Anlage  aufgeführten  oder  sonst  in 
Betracht  kommenden  Sondergesetze  voriiegen.  Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist, 
kann  die  Polizeibehörde  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  §•  10  A.  L  R.  II,  17 
und  des  §.  6  des  Gesetzes  über  die  Polizei  Verwaltung  vom  11.  März  1850 
(Gesetz-Samml.  S.  265)«)  sowie  des  §.  6  der  Verordnung  über  die  Polizeiverwaltung 
in  den  neu  erworbenen  Landestheüen  vom  20.  September  1876  (Gesetz-SammL 
S.  1529)  gegen  eine  Verunreinigung  der  Gewässer  emschreiten,  wenn  die  Voraus- 
setzungen dieser  Gesetze  gegeben  sind.  Hierbei  werden,  soweit  es  sich  um 
Anwendung  des  §.  6  des  Gesetzes  von  1850  und  der  Verordnung  von  1867 
handelt,  je  nach  Umständen  vornehmlich  in  Betracht  kommen  die  Fälle  unter 

a)  a.  a.  O.,  —  Schutz  der  Pfersonen  und  des  Eigenthums  - 

f)  -  Sorge  für  die  Gesundheit  -, 

g)  -  Fürsorge   gegen  gemeinschädliche   und    gemeingefähriiche  Hand- 
lungen -, 

h)  -  Schulz  der  Felder,  Wiesen,  Weiden  u.  s.  w.  -. 

Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  das  Oberverwaltungsgericht  in  neuerer  Zeit 
dem  Begriffe  der  Gesundheitsschädlichkeit  eine  weitgehende  Anwendbarkeit  bei- 
gelegt und  insbesondere  polizeiliche  Verfügungen  für  bo-echtigt  erklärt  hat,  die 
bestimmt  sind,  eine  auch  nur  mittelbare  Qesundheitsgefahr,  wie  sie  z.  B.  üble 
Ausdünstungen  im  Gefolge  haben  können,  abzuwenden  (vex^l.  Entsch.  des  3.  Sen. 


reinigung  des  Baches  untersagt,  so  ergiebt  sich  zunächst,  dass  sie  insofern  zu  weit  geht,  als  sie  dem 
Kläger  schlechthin  jede  Verunreinigung  verbietet,  also  auch  eine  solche,  die  sich  innerhalb  der 
Grenzen  des  Rechts  des  Klagen  zur  Benutzung  des  Bachwassers  hält.  Es  ist  weiterhin  nicht  nach- 
zuweisen, dass  durch  die  mit  dem  Reinigen  von  Fellen  und  Waschen  von  Thierhaaren  verbundene 
Verunreinigung  des  Baches,  die  lediglich  darin  besteht,  dass  etwas  Kalk  und  Haare  in  den  Bach 
gelangen,  eine  Qesundheitsgefahr  verursacht  worden  sei  ...  .  Auch  die  Frage,  ob  dadurch  der 
Bedai?  der  Umgegend  an  reinem  Wasser  beeintrichtigt  werde,  wird  von  dem  Sachverständigen 
verneint,  mit  der  Begründung,  dass,  so  lange  aus  dem  städtischen  Kanal,  der  unterhalb  des 
klägerischen  Besitzthums  in  den  .  .  .  Bach  endet,  dauernd  grosse  Meogen  schmutziger  Hauswässcr 
dem  Bache  zugeifihrt  werden,  und  ihn  derart  verunreinigen,  dass  das  Wasser  des  Baches  zu  wirth- 
schaftlichen  Zwecken  nicht  mehr  benutzt  werden  könne,   von  einer  Beeinträchtigung  des  Bedarfs 


maassgebend,  nicht  aber  der  Umstand,  ob,  at>gesehen  von  diesem,  die  betreffende  Verunreinigung 
des  Flusswassers  an  sich  geeignet  wäre,  das  Bachwasser  für  wirtnschaftliche  Zwecke  unbraudibar 
zu  machen.  Deckt  die  Umgegend  aus  irgend  welchen  anderen  Ursachen  ihren  Bedarf  an  reinem 
Wasser  überhaupt  nicht  aus  dem  fraglichen  Flusse,  so  ist  eine  Beeinträchtigung  dieses  Bedarfs 
durch  die  in  Rede  stehende  Verunreinigung  des  Flusswassers  von  selbst  ausgegossen.* 

>)  Die  Kabinetsordre  vom  24.  Februar  1816  betrifft  also  alle  öffenüichen  Flfisse,  Kanäle 
und  Privatflüsse,  soweit  sie  schiff-  und  flössbar  sind. 

^  S.  Seite  52  u.  folg. 
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vom  28.  November  18950  im  Pr.  Verw.-Bl.  Jahrg.  17  S.  431  Abs.  5).  Es  wird 
sich  daher,  wo  die  sondergesetzlichen  Bestimmungen  versagen,  in  vielen  Fällen 
ein  Einschreiten  schon  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  durch  die  Verunreinigung 
drohenden  Gesundheitsgefahr  rechtfertigen  lassen. 

III.  Bei  den  zur  Reinhaltung  der  Gewässer  zu  ergreifenden  Maassnah  men 
sind  vornehmlich  folgende  Ziele  ins  Auge  zu  fassen,  und  zwar  ohne  Unterschied, 
ob  es  sich  um  öffentliche  oder  Privatflüsse,  um  stehende  oder  fliessende,  unter- 
irdische^ oder  oberirdische,  geschlossene  oder  nicht  geschlossene  Gewässer 
handelt: 

1.  Vermeidung  der  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  oder  sonstiger 
gesundheitsschädlicher  Folgen,  auch  im  Hinblick  auf  die  Schifffanrt 
treibende  Bevölkerung; 

2.  Reinhaltung  des  für  eine  Gegend  oder  Ortschaft  zum  Trinken,  zum 
Haus-  und  Wirthschaftsgebrauch  oder  zum  Tränken  des  Viehes  sowie 
zum  Betriebe  der  Landwirthschaft  oder  zum  Gewerbebetriebe  erforder- 
lichen Wassers; 

3.  Schutz  gegen  erhebliche  Belästigungen  des  Publikums; 

4.  Schutz  des  Fischbestandes. 

Behufs  Erreichung  dieser  Ziele  ist  die  sorgsamste  Handhabung  der  be- 
stehenden gesetzlichen  Vorschriften  geboten  und  insbesondere  darauf  hinzuwirken, 
dass  deren  Anwendung  nicht  etwa  aus  Gründen  lediglich  örtlichen  Interesses 
zum  Nachtheile  der  Allgemeinheit  unterbleibt.  Auch  ist  das  polizeiliche  Vor- 
gehen nicht  davon  abhängig  zu  machen,  dass  seitens  eines  Geschädigten  oder 
sonst  Betheiligten  Beschwerde  wegen  Wasserverunreinigung  erhoben  wird,  sondern, 
sobald  ein  Missstand  zur  Kenntniss  der  Polizeibehörde  gelangt,  ist  von  Amtswesen 
einzuschreiten.  Andererseits  ist  aber  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  bei  An- 
wendung der  gesetzlichen  Bestimmungen,  soweit  sie  nicht  zwingenden  Rechtes 
sind,  die  Grenzen  des  berechtigten  Bedürfnisses  nicht  zum  Schaden  überwiegender 
anderweiter  Interessen  überschritten  werden,  wie  ja  auch  nach  §  43  Abs.  2  des 
Fischereigesetzes  das  Einwerfen  oder  Einleiten  schädlicher  Stoffe  in  die  Gewässer 
»bei  überwiegendem  Interesse  der  Landwirthschaft  oder  der  Industrie"  gestattet 
werden  kann.  Ueberhaupt  ist  unter  Vermeidung  Jeder  schematischen  Behandlung 
von  Fall  zu  Fall  nach  Maassgabe  der  obwaltenden  örtlichen  und  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  unter  billiger  Abwägung  widerstreitender  Interessen  zu  verfahren, 
wobei  die  verschiedenen  wirthschaftlichen  Interessen,  insbesondere  die  der  Land- 
wirthschaft und  der  Industrie,  im  Grundsatze  als  gleichwerthig  zu  behandeln 
sind.^  Denn  die  Mannigfaltigkeit  der  Art  und  des  Umfangs  der  Anlagen,  die 
Verschiedenheit  der  technischen  Möglichkeit  und  finanziellen  Durchführbarkeit 
der  Abwässerreinigung,  die  Beschaffenheit  der  Gewässer  und  die  Bedürfnisse  der 
näheren  oder  weiteren  Umgegend  nach  reinem  Wasser  sowie  die  Vielseitigkeit 
der  betheiligten  öffentlichen  und  wirthschaftlichen  Interessen  bedingen  eine 
individuelle  Behandlung  des  einzelnen  Falles.  Hierbei  und  namentlich  bei  den 
für  die  Reinigung  von  Abwässern  zu  stellenden  Forderungen  sind  die  praktischen 
Erfahrungen  und  der  jeweilige  Stand  von  Wissenschaft  und  Technik  zu  berück- 
sichtigen. In  der  Anlage  (II)  sind  einige  nach  dem  derzeitigen  Stande  der  Wissen- 
schaft aufgestellte  Grundsätze  für  die  Einleitung  von  Abwässern  in  Vorfluther 
beigefügt,  welche  als  Anhalt  dienen  können.  Die  Vervollständigung  dieser 
GrundStze,  insbesondere  bezüglich  der  nicht  nach  §.  16  der  Gewerbeordnung 
genehmigungspflichtigen  Anlagen,  bleibt  vorbehalten. 

Für  die  foitlaufende  Beobachtung  und  Verwerthung  der  Fortschritte  auf 
dem  Gebiete  der  Abwässerreinigung  und  Wasserversorgung  wird,  die  Bewilli- 
gung der  beantragten  Mittel  duroi  die  Landesveriretung  vorausgesetzt,  am 
1.  April  1901  eine  staatliche  Prüfungs-  und  Untersuchungsanstalt  hierselbst  in 


1)  Nach  dieser  Entscheidung  wird  es  ffir  zutreffend  erachtet,  dass  üble  Oerfiche,  die  bei 
Personen  von  schwacher  und  angegriffener  Körperbeschaffenheit  Ekelempfindungen  hervorzurufen 
geeignet  sind,  und  in  der  wärmeren  Jahreszeit  den  Aufenthalt  der  Schulxinder  auf  dem  Hofe  der 
in  der  Nähe  belegenen  Schule  und  das  Oeffnen  der  Fenster  in  den  einzelnen  Zimmern  der  Schule 
sowie  das  Oeffnen  der  Fenster  in  dem  ebenfalls  in  der  Nahe  befindlichen  Oerichtsgefängnisse  ver- 
hindern, wenn  nicht  unmittelbar,  so  doch  mit  Rficksicht  auf  den  dadurch  hervorgerufenen  Mangel 
an  frischer  Luft  eine  Qcsundheitsgefahr  in  sich  schliesscn  können,  (siehe  auch  S.  396). 

')  Zu  den  ■»unterirdischen"  Oewäsaem  gehört  auch  das  Grundwasser. 

3)  Nur  die  wirthschaftlichen  Interessen  der  landwirthschaft,  Fischerei,  Industrien. s.w. 
sind  als  gleichwerthig  anzusehen;  die  gesundheitlichen  Interessen  dagegen  diesen  stets  voran- 
zustellen,   falls  durch  deren  Schädigung  eine  Gefährdung  des  Gemeinwohls  zu  beffirchten  steht. 
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Thätigkeit  treten  bei  der  alsdann  die  Behörden  sachkundigen  Rath   erlangen 
können.^) 

IV.  Bei  Verfolgung  der  vorbezeichneten  Ziele  sind  im  Uebrigen 
vorzugsweise  folgende  Gesichtspunkte  zu  beachten: 

1.  Als  Verunreinigung  der  Gewässer  kommt  neben  dem  Einwerfen 
fester  Stoffe  und  Gegenstände,  wie  Kehricht,  Schutt,  Asche,  Unrath,  Koth,  Säge- 
^ne,  thierisdier  Körper  und  dergleichen,  namentlich  das  Einleiten  verunreinigten 
Wassers  oder  sonstiger  flüssiger  Stoffe  in  Betracht.  Ob  die  Verunreinigung 
durch  gewerbliche  Anlagen  oder  durch  Abgänge  aus  der  Haus-  und  Landwirth- 
Schaft  oder  auf  andere  weise  erfolg,  macht  keinen  Unterschied. 

Nach  den  Grundsätzen  des  Zivilrechts  ist  eine  derartige  Benutzung  der 
Gewässer  nur  dann  unzulässig,  wenn  sie  über  die  Grenzen  des  Gemeingebrauches 
hinausgeht  oder  wenn  die  Verunreinigung  das  gemeinübliche  Maass  überschreitet, 
wobei  die  Frage,  ob  dies  der  Fall  ist,  nach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  des 
Einzelfalles  unter  Berücksichtigung  der  Anschauungen  der  Betheiligten  und  der 
Verhältnisse  der  in  Betracht  kommenden  Gegend  zu  beurtheilen  ist  (vgl.  Entsch. 
d.  R.G.  in  Zivilsachen  Bd.  16,  S.  180,  Bd.  38,  S.  268,  vgl.  auch  Daubenspeck, 
Bergrechtl.  Entsch.  Bd.  1,  S.  271,  274)  >).  Das  polizeilidie  Einschreiten  ist  jedoch 
an  diese  Schranken  nicht  unbedingt  gebunden.  Vielmehr  ist  die  Polizeibehörde 
berechtigt  und  verpflichtet,  der  Verunreinigung  eines  Gewässers,  auch  wenn  sie 
sich  innerhalb  der  Grenzen  des  nach  Vorstehendem  Gemeingebräuchlichen  hält, 
insoweit  entgegenzutreten,  als  sie  gegen  eine  der  unter  II  aufgeführten  gesetz- 
lichen Bestimmungen  verstösst  und  das  öffentliche  Interesse  ein  Einschreiten 
erfordert. 

2.  Gewässer,  die  in  erster  Linie  zur  Entwässerung,  insbesondere  zur  Auf- 
nahme der  Abwässer  von  Ortschaften  und  Fabriken,  benutzt  werden  oder  die  in 
längerer  Ausdehnung  mit  gewerblichen  und  anderen  baulichen  Anlagen  besetzt 
sind,  werden  in  der  Regel  oezüglich  der  Reinhaltungsmaassregeln  anders  zu  be- 
handeln sein  als  Gewässer,  die  hauptsächlich  Zwecken  der  Landwirthschaft  und 
der  Fischzucht  dienen  oder  vorzugsweise  zur  Bewässerung  benutzt  werden 


1)  Die  Ansialt  ist  inzwischen  eröffnet;  s.  S.  76. 

*)  Die  hier  angeführten  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  sind  folgende: 
a.  Urtheil  vom  I2.jani  1886  (V.  Z.-S.). 

»Der  private  ebenso  wie  der  öffentliche  rluss  ist  innerhalb  seines  Zuflussgebietes  der  von 
der  Natur  gegebene  Rez!pient  nicht  bloss  für  das  aus  dem  Boden  und  an  dessen  Oberfläche  von 
selbst  abfliessende  Wasser,  sondern  vermöge  det  Bedingungen,  unter  denen  menschliche  Ansiede- 
lung und  Bodenbenutzung  naturgemäss  vor  sich  gehen  muss,  auch  für  dasjenige  Wasser,  das  aus 
wirthschaftlichen  Orflnden  kflnstUch  fortgeschafft  werden  muss,  wie  nicht  minder  für  mancherlei 
Stoffe,   welche  dem  wirthschaftlich  benutzten  Wasser  sich  beimengen  und  vor  dessen  Ableitung 

nicht  wieder  ausgeschieden  werden  können Bei  fortschreitender  Bevölkerungsdichtigkeit  und 

Industrie  kann  allerdings  die  Benutzung  der  Flflsse  als  Ableitun«kanäle  eine  Ausdehnnng  ge- 
winnen, welche  die  berechtigten  Interessen  anderer  gefährdet.  Bei  öffentlichen  Flüssen  und  bei 
derjenigen  Benutzung  von  Privatflüssen,  welche  das  Oemeinwohl  beeinträchtigt,  ist  es  eine  polizeilkrhe 
Aufgabe  des  Staats,  die  erforderlichen  Grenzen  zu  ziehen So  wenig  es  sich  mit  der  Aus- 
schliesslichkeit und  der  Willkfirlichkeit  des  Gebrauchsrechts  des  oberliegenden  Eigenthfimers  vertragen 
wfirde.  wenn  Ihm  die  Benutzung  seines  Eigenthums  am  Fiussnfer  zu  jeder,  den  Unterliegenden 
irgendwie  berührenden  Immission  versagt  sein  sollte,  so  wenig  ist  es  auch  mit  den  Pflichten  des 

Unterliegenden  vereinbar,   dass  er  jede  beliebige  Immission  zu  dulden  habe. Betreffs  der 

Zuleitungen  durch  Vermittelung  des  fliessenden  Wassers  ist  an  dem  Grundsatz  festzuhalten,  dass 
der  dadurch  betroffene,  unterhalb  liegende  Uferbesitzer  sich  diejenigen  Zuleitungen,  mögen  sie  in 
einer  blossen  Vermehrung  des  Wasservorrathes  oder  in  der  Beimengung  fremder  Stoffe  bestehen, 
gefallen  lassen  muss,  welche  das  Maass  des  Regelmässigen,  Gemein  üblichen,  nicht  übersteigen, 
selbst  wenn  dadurch  die  absolute  Verwendbarkeit  des  Ihm  zufliesscnden  Wassers  zu  jedem  beliebigen 

Gebrauche  irgendwie  beeinträchtigt  wird. Dass  eine  über  das  Oemeinübliche  hinausgehende 

Zuleitung  von  Wasser  oder  von  fremden  Stoffen,  wenn  schon  keine  direkt  nachweisbare  Be- 
schädigung, so  doch  eine  über  das,  was  als  nahirgemässe  Folge  des  Zusammenlebens  anzusehen 
ist,  hinausgehende,  somit  ungebührliche  Belästigung  des  unterliegenden  Uferbesitzers  mit  sich 
bringt,  also  eine  Verletzung  des  Eigenthumsrechles  dieses  letzteren  ist,  muss  'ohne  Weiteres  an- 
genommen werden.* 

b.  Urtheil  vom  12.  November  1896  (VI.  Z.  S.). 

.Es  ist  nicht  richtig,  dass  der  oberhalb  liegende  Uferbesitzer  an  einem  Privatflusse  sich 
jedes,  den  unterliegenden  Besitzer  irgendwie  schädigenden  Zuflusses  in  den  FIuss  enthalten  müsse. 
Die  Flüsse  dienen  ihrer  natürlichen  Bestimmung  zufolge  zur  Aufnahme  und  Abführung  von 
Flüssigkeiten,  und  die  Grenze,  die  dabei  im  Interesse  der  unterliegenden  Besitzer  nicht  über- 
schritten werden  darf,  lässt  sich  aus  den  Grundsätzen  des  Nachbarrechts  nicht  dahin  bestimmen, 
dass  jede  Schädigung  der  unterliegenden  Besitzer  unterbleiben  müsse,  selbst  dann,  wenn  diese 
Schädigung  nur  infolge  eines  nicht  gewöhnlichen  Gebrauches  eintntt,  den  der  oberliegende 
Besitzer  von  seinem  Eigenthum  macht  Es  würde  dies  zu  einer  Beschränkung  des  obcrhalbliegenden 
Besitzers  in  seinem  Eigenthumsrechte  führen,  das  diesen  in  einen  ung^echtfertigten  Nachtheil 
gegenüber  dem  den  völlig  ungehinderten  Gebrauch  seines  Eigenthums  beanspruchenden  Nachbar 
versetzt.  Der  Letztere  muss  solche  Zuleitungen  dulden,  die  das  Maass  des  Regelmässigen,  Gemein- 
gewöhnlichen nicht  überschreiten,  selbst  wenn  dadurch  die  absolute  Verwendbarkeit  des  ihm  zu- 
flietsenden  Wasseis  zu  gemeinbeüebigem  Gebrauche  irgendwie  beeinirächtigt  wird.* 
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3.  Die  Einführung  verunreinigender  Stoffe  in  die  Gewässer  ist  in  der 
Regel  dann  zu  untersagen,  wenn  ihre  Wassermenee  unter  Berücksichtigung  des 
voniandenen  Gefälles  nicht  ausreicht,  um  die  Stone  in  unschädlicher  weise  auf- 
zunehmen.^) 

4.  Sind  nahe  der  Einmündung  erheblicher  Mengen  schädlicher  Abwasser 
Ortschaften  gelegen,  die  auf  die  Benutzung  des  Wassers,  insbesondere  zu 
Trinkzwecken  oder  für  den  häuslichen  Gebrauch,  angewiesen  sind,  so 
sind  Vorkehrungen  gegen  die  Verunreinigung  des  Gewässers  in  weit  höherem 
Maasse  erforderlich,  als  wenn  die  Wohnstätten  so  weit  von  der  Einmündungs- 
stelle  entfernt  sind,  dass  nach  den  besonderen  Verhältnissen  die  Uebertragung 
gesundheitsschädlicher  Stoffe  auf  Menschen  und  Thiere  unwahrscheinlich,  oder 
das  Gewässer  in  der  Lage  ist,  sich  durch  Selbstreinigung  der  eingeführten 
schädlichen  Stoffe  zu  entledigen. 

5.  Unter  Umständen  wird  mit  Rücksicht  auf  die  bisherige  thatsächliche 
Entwickelung  der  Verhältnisse,  die  bei  manchen  Gewässern  zu  einer  erheblichen 
dauernden  Verunreinigung  geiführt  hat,  während  andere  Gewässer  noch  reines 
und  gutes  Wasser  enthalten,  in  der  Weise  zu  unterscheiden  sein,  dass  auf  die 
weitere  Reinhaltung  der  letzteren  ein  besonders  erosses  Gewicht  gelegt,  der  Ein- 
leitung unreiner  Stoffe  und  Abwässer  in  die  \7orfluther  der  erstgedachten  Art 
aber,  soweit  es  nicht  aus  gesundheitspolizeilichen  Rücksichten  geboten  ist,  weniger 
streng  entgegengetreten  wird.  Dabei  ist  indess  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass 
nicht  dur(£  eine  übermässige  Verunreinigung  des  Oberlaufs  der  noch  reine  Unter- 
lauf eines  Flusses  ebenfalls  verdorben  wird  (vergl.  hierzu  Entsch.  des  O.V.G. 
Bd.  29,  S.  2g2/293).>) 

V.  Ein  Unterschied  in  dem  polizeilichen  Vorgehen  ist  geboten  je  nach 
der  Art  der  Anlagen  und  Anstalten,  von  denen  die  Verunreinigung 
ausgeht 

1.  Handelt  es  sich  um  gewerbliche  Anlagen,  die  einer  besonderen 
Genehmigung  nach  §.  16  der  Gewerbe -Ordnung  bedürfen,  so  gilt  Fo1jg[endes: 

a)  rür  die  Neuerrichtung  solcher  Anlagen  sind  in  erster  Linie  die 
Bestimmungen  der  §§.  17  ff.  a.  a.  O.  und  der  Ausführungsanweisungen  vom 

9.  August  1899 
24  August  1900  "^äassgebend.    Dabei  hat  sich  die  nach  §.  18  der  G.O.  statt- 

Hndende  Prüfung^)  und  die  Begutachtung  durch  den  Gewerbeinspektor,  den 
zuständigen  Bauoeamten  (Meliorationsbauinspektor,  Wasserbauinspelctor,  Kreis- 
bauinspektor) und  den  Medizinalbeamten  auch  auf  die  Frage  zu  erstrecken,  ob 
und  inwieweit  eine  Verunreinigung  der  Gewässer  von  einer  Anlage  zu  besorgen, 
und  die  Herstellung  von  Klärvorrichtungen  erforderlich  oder  zweckmässig  ist. 
Je  nach  dem  Ausfalle  der  Prüfung  und  der  Gutachten  ist  die  Genehmigung  zu 
der  Anlage  an  Bedingungen  zu  knüpfen  oder  unter  Umständen  ganz  zu  versagen. 
Bei  der  gedachten  Begutachtung  ist  die  technische  Anleitung  vom  15.  Mai 
1895  abgeändert  durch  die  Erlasse  vom  9.  Januar  1896  und  vom  16.  März  und 
I.Juli  1898  zu  beachten.*) 

b)  Gegenüber  bestehenden,  bereits  genehmigten  Anlagen  ergeben  sich, 
sofern  nicht  etwa  der  Fall  des  §.  51  der  G.O.*)  eintritt  oder  eine  Aenderung  in 
der  Lage  oder  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  oder  eine  wesentliche  Aenderung 
in  dem  Betriebe  selbst  vorgenommen  wird  (§.  25  der  G.G.),  die  Grenzen  des 
polizeilichen  Einschreitens  aus  dem  Inhalte  der  Qenehmigungsurkunde  (vgl. 
r4o.  27  der  Ausf.  Anw.  vom  9.  August  1899). 

Innerhalb  dieser  Grenzen  ist  zwar  auf  die  Wahrung  vorhandener  Berech- 
tigungen zur  Abführung  von  Abwässern   und  auf  eine  thunlichste  Schonung 

1)  Es  ist  hier  auch  die  Geschwindigkeit  sowohl  des  Vorfluthers,  tls  der  eintretenden  Ab- 
wässer zu  berücksichtigen. 

>)  Urtheil  vom  25.  November  1895  (III.  S.);  s.  Anm.  8  auf  S.  423. 

^  Nach  §.  18  der  Gewerbeordnung  hat  die  zuständige  Behörde  (Kreis-  oder  Bezirksaus- 
schuss ;  s.  S.  50)  »zu  prüfen,  ob  die  Anlage  erhebliche  Gefahren.  Nachtheile  oder  Belästigungen  für  das 
Publikum  herbeiführen  könne.  Auf  Grund  dieser  Prüfung,  welche  sich  zugleich  auf  die  Beachtung  der  be- 
stehenden bau-,  feuer-  und  gesundheitsix>lizeilichen  Vorschriften  erstreckt,  ist  die  Genehmigung  zu 


versagen  oder  unter  Festsetzung  der  sich  als  nöthig  ergebenden  Bedingung  zu  ertheilen." 

*)  In  Betracht  kommt  ans  der  Anweisung  vom  15.  Mai  1895  besonders  die  Vorschrift 
(I.  Abs.  4):  dass  die  Polizeibehörde  sich  ausdrücklich  durch  einen  in  die  Genehmigungmirkunde 
aufzunehmenden  Vorbehalt  (Ausf.  An  weis,  vom  9.  August  1899)  das  Recht  wahren  soll;  jederzeit 
die  Ableitung  der  Abgänge  in  Wasserläufe  von  weiteren  Bedingungen  abhängig  zu  machen  oaer  auch 
gänzlich  zu  untersagen,  falls  die  bei  Ertheilung  der  Genehmigung  gegebenen  Vorschriften  sich  als 
unzulänglich  erweisen  sollten. 

^)  Nach  §.51  derGew.-Ord  kann  wegen  »überwiegender  Nachtheile  und  Gefahren  für  das 
Gemeinwohl  die  fernere  Benutzung  einer  gewerblichen  AnTage  durch  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde (Bezirksausschuss)  zu  jeder  Zeit  untersagt  werden." 
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ebener  Verhältnisse  Bedacht  zu  nehmen ;  andererseits  ist  aber  einem  Missbrauche 
Sicher  Berechtigungen,  soweit  es  gesetzlich  zulässig  ist,  energisch  ent^e^nzutreten 
und  auf  eine  Verbesserung  der  vorhandenen  Zustände  nach  Möglichkeit  hinzu- 
wirken. Zu  diesem  Zwecke  sind  die  bestehenden  Anlagen  thunlichst  einer  regel- 
mässigen Aufsicht  zu  unterstellen,  die  sich  insbesondere  auf  eine  Prüfung  in  der 
Richtung  zu  erstrecken  hat,  ob  die  vorhandenen  Klär-  und  Reinigungsvorrich- 
tungen in  ordnungsmässigem  Zustande  erhalten  und  ihrer  Zwedcbestimmung 
ent^rechend  benutzt  werden,  und  ob  die  Abführung  der  Abwässer  nicht  das 
durch  die  Interessen  des  Betriebes  unbedingt  gebotene  Maass  überschreitet. 
Stellen  sich  bei  der  Beaufsichtigung  Missstände  heraus,  deren  Beseitigung  auf 
Grund  des  geltenden  Rechts  oder  der  Genehmigungsurkunde  verlang  werden 
kann,  so  wird  es  sich  in  der  Regel  empfehlen,  zunächst  mit  dem  Unternehmer 
in  geeigneter  Weise  in  Verbindung  zu  treten,  um  ihn  auf  gütlichem  Wege  zu 
veranlassen,  Abhülfemaassreg:eln  zu  treffen.  Erst  wenn  dies  Verfahren  nicht  zum 
Ziele  führt,  ist  im  Wege  polizeilicher  Verfügung  vorzugehen,  und  das  zur  Beseitigung 
der  Missstände  Erforderliche  im  Zwangswege  zu  veranlassen. 

2.  Gegen  gewerbliche  Anlagen,  die  einer  Genehmigung  nach 
§.16  a.a.O.  nicht  bedürfen,  sowie  gegen  nicht  gewerbliche  Anlagen 
und  Veranstaltungen  jeder  Art')  l^nn  die  Polizeibehörde  auf  Grund  der 
oben  zu  II  angeführten  Bestimmungen  bis  zu  ihrer  völligen  Untersagung  ein- 
schreiten (vergl  Entsch.  d.  O.-V.-G.  Bd.  23,  S.  254,  257/63).») 

Um  eine  solche  Maassnahme  thunlichst  zu  vermeiden,  empfiehlt  es  sich, 
nicht  erst  abzuwarten,  bis  schädigende  Anlagen  vielleicht  mit  erheblichen  Kapitals- 
aufwendungen ausgeführt  sind  und  ihre  Wirkungen  zeigen,  sondern  von  vomnerein 
den  Unternehmer  auf  die  Folgen  einer  unzulässigen  Verunreinigung  der  Wasser- 
läufe aufmerksam  zu  machen.  Bei  genügender  Aufmerksamkeit  und  Befolgung 
der  oben  unter  I  gegebenen  Anordnungen  muss  es  den  Polizeibehörden  möglich 
sein,  in  dieser  Weise  rechtzeitig  die  enorderlichen  Vorbeugungsmaassregeln  zu 
treffen.  Namentlich  erscheint  es  zweckmässig,  gelegentlich  der  Ertheilung  von 
Bauerlaubnissen  für  Anlagen,  mit  welchen  die  Qerahr  einer  Wasserverunreinigung 
verbunden  ist,  den  Unternehmer  ausdrücklich  darauf  hinzuweisen,  dass  er  für 
eine  unschädliche  Abführung  der  unreinen  Stoffe  und  Abwässer  Sorgt  tragen 
müsse,  widrigenfalls  auf  Grund  der  gesetzlichen  Vorschriften  polizeilicherseits 
gegen  ihn  vorgegangen  werden  würde. 

Auf  bereits  bestehenden  Anlagen  dieser  Art  findet  das  vorstehend  unter 
No.  1  c  im  Abs.  2  Gesagte  sinngemässe  Anwendung. 

VI.  Soweit  es  sich  um  eineVerunreinigung  der  Gewässer  durch  den 
Bergbau  handelt,  ist  den  Bergbehörden  (Oberbei^ämtem,  Revierbeamten)  durch 
die  §§.  196—199  A.  B.  G.^)  die  Aufgabe  übertragen,  jeder  gemeinschädlichen 
Einwirkung  des  Bergbaues  entgegenzutreten.     Es  ist  jedoch  bereits  in  dem 

gemeinschaftlichen  Erlasse  der  mitunterzeichneten  Minister  für  Landwirthschaft» 
Domänen  und  Forsten  und  für  Handel  und  Gewerbe  vom  7.  April  1876  (vgl. 
Zeitschr.  f.  d.  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  Bd.  24,  S.  23)«)  angeordnet,  dass 
die  Bergbehörden  sich  in  wichtigeren  Fällen  mit  den  Wasserpolizeibehörden  ins 
Benehmen  zu  setzen  haben.  Dort  ist  es  auch  bereits  als  zweckmässig  bezeichnet, 
dass  die  Wasserpolizeibehörden  Maassnahmen,  die  auf  den  Bergbau  zurückwirken 
können  -  abgesehen  von  den  Fällen  einer  dringenden  Gefahr  —  thunlichst  erst 
nach  Anhörung  der  Bergbehörden  möglichst  im  Einverständnisse  mit  ihnen 
treffen.    Bei  diesen  Bestimmungen  kann  es  einstweilen  sein  Bewenden  behalten. 


*)  Hierher  sind  z.  B.  Schmutzwasserkanäle  u.  s.  w.  zu  rechnen. 

>)  IndieserEntscheidungdesOb.-Verwaltungsgerichte8(III.S.)voinl2.November 
1891  wird  ausgeführt,  dass  die  der  Polizeibehörde  nach  §  10  Tit.  17  Th.  II  des  A.  L.-R.  zustehende  Be- 
fngniss,  gegen  nicht  genehmigungspflichtige  Anlagen,  sofern  sie  gesetzlichen  oder  polizeilichen 
Vorschriften  zuwiderlaufen,  selbst  bis  zu  völliger  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einzuschreiten, 
durch  §  51  der  Reichsgewerbeordnnng  unberührt  bleibt. 

*)  Nach  den  obenerwähnten  6§  196— 199  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni 
1 S65  in  der  Fassung  vom  24.funil892  liegt  den  Bergbehörden  u.  A.,  der  Schatz  gegen  gemeinsdild- 
llche  Einwirkungen  des  Bergbanes  ob,"  und  haben  die  OberbergSnter  die  Befnsnlss,  mit  Rficksicht 
hierauf  Polizei  Verordnungen  zu  erlassen  sowie  polizeiliche  Anordnungen  zu  trafen ;  im  Falle  einer 
dringenden  Gefahr  steht  auch  dem  Revierbeamten  das  Recht  zu  einer  solchen  polizeilichen  An- 
ordnung zn. 

*)  Siehe  Anlage  III..  S.  430. 
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Anlage  !• 
Zasamtnenstellans  der  bestehenden  gesetsllchen  Vorschriften  Ober 
die  Relnhaltuni:  der  Gewässer. 
!•  Gesetze^  die  für  die  |:anze  Monarchie  igelten :0 

1.  Feld-  und  Forstpolizei-Gesetz  vom  1.  April  1880  (Gesetz- 
Samml.  S.  230). 

§.  27.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Mark  oder  mit  Haft  zu  bis  14  Tagen  wird 
bestraft,  wer  unbefugt 

1.  abgesehen  von  den  Flllen  des  §.  50  Nr.  7  des  Fischereigesetzes 
vom  30.  Mai  1874  Flachs  oder  Hanf  röthet;^) 

2.  in  Gewässern  Felle  aufweicht  oder  reinigt  oder  Schafe  wäscht; 

3.  abgesehen  von  den   Fällen  des  §.  366  Nr.  10  StG.B.  Gewässer 
verunreinigt. 

2.  Fischereigesetz  für  den  preussischen  Staat  vom  30.  Mai 
1  874  (Gesetz-Samml.  S.  167). 

|.  43.  Es  ist  Vorboten,  in  die  Gewässer  aus  landwirthschaftlichen  oder 
gewerblichen  Betrieben  Stoffe  von  solcher  Beschaffenheit  und  in  solchen  Mengen 
einzuwerfen,  dass  dadurch  fremde  Fischcretrechte  geschädigt  werden  können. 

Bei  überwiegendem  Interesse  der  Landwirthschaft  oder  der  Industrie  kann 
das  Einwerfen  oder  Einleiten  solcher  Stoffe  in  die  Gewässer  gestattet  werden. 
Soweit  es  die  örtlichen  Verhältnisse  zulassen,  soll  dabei  dem  Inhaber  der  Anlage 
die  Ausführung  solcher  Einrichtungen  aufgegeben  werden,  welche  geeignet  sind, 
den  Schaden  für  die  Fischerei  möglichst  zu  beschränken. 

Ergiebt  sich,  dass  durch  Ableitungen  aus  landwirthschaftlichen  oder  gewerb- 
lichen Anlagen,  welche  bei  Erlass  dieses  Gesetzes  bereits  vorhanden  waren 
oder  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Absatzes  gestattet  worden  sind,  der  Usch- 
bestand  vernichtet  oder  erheblich  geschädigt  wird,  so  kann  dem  Inhaber  der 
Anlage  auf  den  Antrag  der  durch  die  Ableitung  benachtheiligten  Fischerei- 
bereditigten  im  Verwaltungswege  die  Auflage  gemacht  werden,  solche  ohne 
unverhältnissmässige  Belästigung  seines  Betriebes  ausführbaren  Vorkehrungen  zu 
treffen,  welche  geeignet  sind,  den  Schaden  zu  heben  oder  doch  thunlidist  zu 
verringern. 

Die  Kosten  der  Herstellung  solcher  Vorkehrungen  sind  dem  Inhaber  der 
Ailage  von  den  Antragstellern  zu  erstatten. 

Die  letzteren  sind  verpflichtet,  auf  Verlangen  vor  der  Ausführung  Vor- 
schuss  oder  Sicherheit  zu  leisten. 

Die  Entscheidung  über  die  Gestaltung  von  Ableitungen  nach  Abs.  2 
sowie  über  die  in  Gemässheit  des  Abs.  3  anzuordnenden  Vorkehrungen  erfolgt, 
sofern  die  betreffende  Ableitung  Zubehör  einer  der  im  §.  16  der  Gewerfi?- 
ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869  (Bundesgesetzbl. 
S.  245]  als  genehmigungspflichtig  bezeichneten  Anlagen  ist,  in  dem  für  die 
Zulassung  dieser  Anlagen  angeordneten  gesetzlichen  Verfahren,  in  anderen 
Fallen  nach  demjenigen  Verfahren,  welches  über  die  Genehmigung  von  Stau* 
anlagen  für  Wassertriebwerke  festgesetzt  ist 

§.  44.  Das  Röthen  von  Flachs  und  Hanf  in  nicht  geschlossenen  Ge- 
wässern ist  verboten. 

Ausnahmen  von  diesem  Verbote  kann  die  Bezirksr^erunp,  jedoch  immer 
nur  widerruflich,  für  solche  Gemeindebezirke  oder  grösseren  Gebietstheile  zu- 
lassen, wo  die  Oertlichkeit  für  die  Anlage  zweckdienlicher  Röthegruben  nicht 
geeignet  ist,  und  die  Benutzung  nicht  geschlossener  Gewässer  zur  Flachs- 
und Hanfbereitung  nicht  entbehrt  werden  kann. 

§.  50.    Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft  wird  bestraft: 
7.  wer  den  Vorschriften  des  §.  43  oder  den  zur  Ausführung  desselben 
getroffenen  Anordnungen  zuwider  den  Gewässern  schädliche,  die 
Fischerei  gefährdende  Stoffe  zuführt  oder  verbotswidrig  Hanf  und 
Flachs  in  nicht  geschlossenen  Gewässern  röthet  (§.  44). 

3.  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  vom  26.  Februar 
1876  (Reichs-Gesetzbl.  S.  39). 

§.  366.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen 
wird  betraft: 


>)  Betreffs  einschlägiger  reichsgesetzHcher  Bestimmungeii  s.  S.  410  n.  S.  420.  Aam.  1. 
*)  Falls  das  Röthen  des  Flachses  oder  Hanfes  von  der  Polizei  auf  Onind  des  §.6 
des  Privatflussgesetzes  (s.  S.  428)  auch  in  nicht  geschlossenen  Oewtssem  vertx»ten  ist 
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10.  wer  die  zur  Erhaltung  der  Sicherheit,  Beauemlichkeit,  Reinlichkeit 

und  Ruhe  auf  den  öffentlichen wasserstrassen  erlassenen 

Polizeiverordnungen  übertritt. 

11«  Gesetze«  die  nur  In  den  sogenannten  alten  Provinzen  (Ost^ 
and  Westpreussen«  Brandenburg«  Pommern«  Posen«  Schlesien«  Sachsen« 
Westfalen  und  der  Rhelnprovlnz)  gelten. 

1.  Allerhöchste  Kabinetsordre  vom  24.  Februar  1816,  die 
Verhütung  der  Verunreinigung  der  schiff-  und  flössbaren  Flüsse 
und  Kanäle  betreffend  (Qesetz-Samml.  S.  108). 

Auf  Ihren  Bericht  vom  18.  d.  Mts.  setze  Ich  zur  Verhütung  der  Ver- 
unreinigung der  schiff-  und  flössbaren  Flüsse  und  Kanäle  hierdurch  fest:  dass 
kein  Besitzer  von  Schneidemühlen  Sägespäne  oder  Borke  und  überhaupt  Niemand« 
der  sich  eines  Flusses  zu  seinem  Gewerbe  bedient,  Abgänge  in  solcnen  Mengen 
in  den  Fluss  werfen  darf,  dass  derselbe  dadurch,  nacm  dem  Urtheile  der 
Provinzialbehörde,  erheblich  verunreinigt  werden  kann,  und  dass  Jeder,  der 
dawider  handelt,  nicht  nur  die  Wegräumung  der  den  Wasserlauf  hemmenden 
Gegenstände  auf  seine  Kosten  vornehmen  lassen  muss,  sondern  auch  ausserdem 
eine  Polizeistrafe  von  10  bis  15  Thalem    verwirkt  hat. 

2.  Gesetz  über  die  Benutzung  der  Privatflüsse  vom  28.  Fe- 
bruar 1843  (Gesetz-Samml.  S.  41),  eingeführt  in  der  Rheinprovinz  dtu-ch  Ver- 
ordnung vom  9.  Januar  1845  (Gesetz-Samml.  S.  35). 

§.  3.  Das  zum  Betriebe  von  Färbereien,  Gerbereien,  Walken  und  ähn- 
lichen Anlagen  benutzte  Wasser  darf  keinem  Flusse  zugeleitet  werden,  wenn 
dadurch  der  Bedarf  der  Umgegend  an  reinem  Wasser  beeinträchtigt  oder  eine 
erhebliche  Belästigung  des  Publikums  verursacht  wird. 

Die  Entscheidung  hierüber  steht  der  Polizeibehörde  zu. 

§.  6.  Die  Anlegung  von  Flachs-  und  Hanfröthen  kann  von  der  Polizei- 
behörde untersagt  werden,  wenn  solche  die  Heilsamkeit  der  Luft  beeinträchtigt. 

111.  Für  den  Geltungsbereich  des  rheinischen  Rechtes. 

Ordonnance  du  moisd'aoüt  1669  sur  le  fait  deseaux  et  forets. 

Titre  XXVI.    Article  42. 

Nul,  soit  propri^taire  ou  engap^iste,  ne  pourra  faire  .  .  .  dans  les  fleuves 
et  rivi^es  navigables  et  flottables.  ni  m^me  y  jetter  aucunes  ordures.  immon- 
dices  ou  les  amasser  sur  les  quais  et  rivages  ä  peine  d'amende  arbitraire.  ^) 

Anise«  11- 

Grundsätze  fflr  die  Einleitung  von  Abwässern')  In  Vorfluther 
(Wasserllufe  und  stehende  Gewisser). 

1.  Die  Nutzung  der  Gewässer  erfordert  ihre  thunlichste  Reinhaltung  und 
gebietet  im  allgemeinen  gesundheitlichen  und  wirthschaftlichen  Interesse, 
Scfamutzwässer,  wie  solche  oei  Wirthschafts-  und  Gewerbebetrieben  durch  Ab- 
flüsse von  Abort-  und  Jauchegruben,  Dungstätten  und  dergleichen  erzeugt 
werden,  nach  Möglichkeit  von  den  Vorfluthem  fernzuhalten  oder  wenigstens  da, 
wo  die  Benutzung  der  Vorfluther  zur  Ableitung  geboten  und  eine  schädigende 
Verunreinigung  (siehe  Ziffer  2)  zu  gewärtigen  ist,  dieselben  nach  dem  jeweiligen 
Stande  von  Wissenschaft  und  Technik  bestmöglich  zu  reinigen. 

2.  Verunreinigungen  von  Vorfluthem  geben  zu  ästhetischen,  wirthschaft- 
lichen und  hygienischen  Missständen  Veranlassung. 

Wässer,  welche  trübe,  gefärbt,  mit  Geruch  behaftet  und  von  schlechtem 
Gcschmacke  sind,  erregen  ästhetische  Bedenken ;  sie  können  zugleich  wirthscfaaftliche 
Schädigungen  verursachen,  wenn  das  Wasser  unterhalb  für  gewerbliche  Zwecke, 
zur  Bewässerung  von  Feldern  und  Wiesen,  zur  Viehzucht  oder  zu  Fischerei- 
zwecken Verwendung  findet.  Sie  führen  auch  zu  hvgienischen  Unzuträglich- 
keiten, wenn  Geruchsbelästigungen  auftreten,  wenn  Unterlieger  auf  den  Vor- 
fluther zur  Entnahme  von  Trinkwasser  oder  Wasser  für  häusliche  oder  gewerb- 
liche Zwecke  angewiesen  sind,  und  wenn  durch  Ueberschwemmung  oder  durch 
Vermittelung  des  Grundwassers  der  Eintritt  des  Vorfluthwassers  in  Brunnen 
möglich  ist 

*)  Uebersetzt : '  »Niemand,  gieichgültie  ob  Eisenthümer  oder  Inhaber,  darf  in  schiff-  oder 
flössbare  Flfisse  oder  Ströme  weder  irgend  welchen  Scnmntz,  Unrath  werfen,  noch  an  deren  Dftmmen 
und  Ufern  solchen  anhäufen,  bei  Strafe  einer  entsprechenden  Oeldbusse." 

*)  Es  sind  hier  »Abwässer"  jeder  Art,  sowohl  haus-  und  landwirthschaftliche  (Kfichen  wisser, 
Jauche  u.  s.  w.),  als  gewerbliche  gemeint. 
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Enthalten  die  unreinen  Wfisser  Ansteckungskdme,  Gifte  oder  durch  ihre 
chemischen  Bestandtheile  nachtheilig  wirkende  Stoffe,  so  drohen  bestimmte 
Oesundheitsschädigungen.  Von  Ansteckungskeimen  kommen  für  den  Menschen 
namentlidi  die  Eireger  des  Typhus,  der  Cholera  und  anderer  Krankheiten  des 
Darmkanals  in  Betracht,  fOr  Thiere  diejenigen  des  Milzbrandes.  Qifte  und  die 
oben  genannten  Stoffe  wirken  unter  Umständen  nicht  nur  auf  die  Gesundheit 
der  Menschen  und  Thiere  (auch  der  Fische),  sondern  auch  auf  den  Pflanzen- 
wuchs schädigend. 

3.  Bei  der  Beurtheilung  der  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Dn- 
ffihrung  von  Abwässern  in  die  Vorfluther  sind  an  erster  Stelle  maassgebend  die 
Menge  und  Beschaffenheit  der  Abwässer  einerseits  und  die  Wasser- 
führung und  Beschaffenheit  des  Vorfluthers  andererseits.  Allgemein 
gültige  feste  Verhältnisszahlen  für  die  Mengen  giebt  es  nicht  und  können  der 
Entscheidung  nicht  zu  Grunde  gelegt  werden.  Die  Entscheidung  muss  unter 
Berücksichtigung  aller  Umstände,  msbesondere  der  grössten  Abwässermenge 
und  der  geringen  Wassermenge  des  Vorfluthers,  für  den  gegebenen  Fall  ge- 
troffen werden. 

4.  Femer  ist  zu  beachten,  dass  der  Vorfluther  für  die  Aufnahme  des 
Abwassers  günstige  oder  ungünstige  Verhältnisse  bieten  kann.  Günstig  sind  im 
Allgemeinen  grosse  Wassermenge,  hohe  Stromgeschwindigkeit,  kiesiges  E^,  glatte, 
feste  Ufer  und  Zuflüsse  von  Gnindwasser  oder  anderen  reinen  Wässern,  ungünstig 
dagegen  geringe  Wassermenge,  fehlende  Wasserbew^^ng,  geringe  oder  wechselnde 
Stromge^windigkeit,  Stauungen,  schlammiges  Bett,  buchtenreiches  Ufer,  bereits 
vorhandene  Verunreinigungen  und  unreine  Zuflüsse. 

5.  Unter  günstigen  Bedingungen  hat  ein  Gewässer  die  Fähigkeit,  zugeführte 
Schmutzwässer  in  einer  von  Fall  zu  Fall  wechselnden  Menge  zu  vmiauen. 
Diese  sogenannte  Selbstreinigung  tritt  um  so  eher  ein,  je  grösser  die  Wasser- 
masse im  Verhältniss  zu  den  Schmutzwässern  und  die  dadurch  bewirkte  Ver- 
dünnung der  letzteren  ist,  je  reiner  die  Beschaffenheit  der  Vorfluthwässer  ist, 
und  je  rascher  und  gleich  massiger  sich  die  Mischung  der  letzteren  mit  dem 
Abwasser  vollzieht  Deshalb  ist  es  wesentlich,  dass  die  Schmutzwässer  nicht  am 
Ufer  und  bei  Wasserläufen  nicht  in  stilles,  sondern  in  strömendes  Wasser  ein- 

geldtet  werden.  Wo  diese  Verhältnisse  nicht  gegeben  sind,  tritt  eine  Ablagerung 
er  gröberen  Bestandtheile  an  der  Einleitungsstelle  ein  und  kann  dort  zu  Ver- 
schlammungen und  zur  Bildung  von  Fäulnissherden  Veranlassung  geben.  Zur 
Verhütung  solcher  Zustände  ist  öftere  Räumung  erforderlich. 

Den  biologischen  Vorgängen  kann  bei  der  Selbstreinigung  für  gewöhnlich 
nur  eine  unterstützende,  aber  keine  ausschlaggebende  Wirkung  l^igemessen 
werden. 

Durch  den  Vorgang  der  Selbstreinigung  wird  die  Gefahr  der  Uebertragung 
von  Krankheitserregern  durch  eingeleitete  Abwässer  zwar  vermindert,  aber  nicht 
sicher  beseitigt. 

6.  Sind  die  Voraussetzungen  einer  ausreichenden  Selbstreinigung  nicht 
(«geben,  so  ist  eine  künstliche  Reinigung  der  Abwässer  erforderlich*). 
Die  Art  dieser  Reinigung  (durch  Bodenberieselung,  Klärung  mit  oder  ohne 
Desinfektion  u.  s.  w.)  kann  nur  von  Fall  zu  Fall  unter  eingehender  Prüfung 
der  Gesammtverhältnisse  bestimmt  werden. 

7.  Kommt  die  ordnungsmässige  Beseitigung  grösserer  Mengen  von 
Abwässern  aus  Ortschaften,  Gewerbebetrieben  und  dergleichen  in  Betracht,  so 
sollte  ihre  Reinigung  in  erster  Linie  durch  Bodenberieselung  angestrebt  werden. 

8.  Die  Schmutzwässer  und  die  Niederschlagswässer  können  entweder 
gemeinschaftlich  oder  getrennt  abgeführt  werden. 

Das  Erstere  ist  im  Allgemeinen  dort  zweckmässig,  wo  für  die  Gesammt- 
wässer  genügend  grosse  und  geeignete  Bodenflächen  zwecks  Berieselung")  zur 
Verfügung  stehen.  Dabei  ist  jedoch  Vorkehrung  zu  treffen,  dass  die  Nothauslässe, 
die  zur  Entlastung  der  Kanäle  bei  starken  Niederschlägen  in  der  Regel  nicht 
entbehrlich  sind,  nicht  zu  oft  und  jedenfalls  erst  bei  genügender  Verdünnung 
der  Schmutzwässer  in  Thätigkeit  treten. 

Die  getrennte  Abführung  der  Schmutz-  und  Niederschlags- 
wässer') kann  da  von  Nutzen  sein,  wo  eine  Berieselung  bei  beschränkten  Boden- 
flächen durchgeführt  werden  muss,  oder  von  einer  Berieselung  ganz  abgesehen 

n  Ueber  Selbstreinigung  der  Gewässer  s.  S.  433. 

*)  Hinsichtlich  der  verschiedenen  Verfahren  der  künstlichen  Reinigung  der  Abwässer 
(Bodenberieselung,  Klärung  u.  s.  w.)  s.  S.  434  und  folg. 
*)  Betreffs  der  Vorzüge  des  Trennsystems  s.  S.  418. 
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und  die  Rdnifung  der  Schmutzwässer  durch  ein  anderweites  Klärverfahren  bewirkt 
werden  soll.  Die  getrennte  Abführung  der  Niederschlagswässer  bietet  den  Vortheii, 
dass  Nothauslässe  zur  Entlastung  der  Schmutzwasserkanäle  nicht  erforderlich  sind. 
Sie  bedingt  aber  noch  eine  besondere  Prüfung,  ob  die  Niederschiagswässer  vor 
ihrer  Einführung  in  den  Vorfluther  einer  Reinieung  bedürfen.  Für  diese 
Reinigung  wird  es  in  der  Regel  genügen,  wenn  die  mechanisch  entfembaren 
Schwimm-,  Schwebe-  und  Sinl^offe  zurückgehalten  werden. 

9.  Die  Zusammenführung  sämmtlicherSchmutzwässer  eines  Ortes  empfiehlt 
sich  in  der  Regel  wegen  der  leichteren  Durchführbarkeit  der  Beaufsichtigung 
und  zumeist  auch  wegen  der  Verbilligung  des  Betriebes. 

Abwässer  besonderer  Art,  namentlich  aus  grösseren  Gewerbd>etrieben, 
können  oder  müssen  unter  Umständen  einer  Behandlung  für  sich  unterzogen 
werden.  Dabei  ist  auch  die  Wärme  des  in  Vorfluther  und  Kanäle  eingeleiteten 
Wassers  zu  beachten;  dieselbe  soll  30^  C.  im  Allgemeinen  nicht  übersteigen. 
Die  Zuführung  von  wärmeren  Abwässern  ist  nur  nach  genauer  Erwägung  des 
Einzelfalles  zuzulassen  0. 

10.  Für  Ortschaften,  in  welchen  erhebliche  Unterschiede  hinsichtlich  der 
Menge  und  der  Beschaffenheit  zwischen  den  Abwässern  während  der  Tag-  und 
der  Nachtstunden  nachgewiesen  sind,  können  ausnahmsweise  die  Forderungen 
für  Tag  und  Nacht  verschieden  bemessen  werden. 

11.  Auf  ordnungsmässige  Beseitigung  der  bei  der  Reinigung  sich  er- 
gebenden Rückstände  und  deren  thunlichste  Verwerthung  für  landwirthschaftliche 
Zwecke  ist  Rücksicht  zu  nehmen.  Hierbei  kann  vielfach  mit  Nutzen  eine  Ver- 
mengung mit  dem  Hausmüll,  Strassenkehricht  oder  Torf  vorgenommen  werden. 

12.  Zur  Unschädlichmachung  der  in  den  Abwässern  etwa  enthaltenen 
Krankheitserreger  dient  die  Desinfektion.  Von  Fall  zu  Fall  ist  zu  entscheiden, 
ob  eine  solche  dauernd  oder  beim  Ausbruch  ansteckender  Krankheiten  vor- 
zuschreiben ist,  oder  ob  einer  Ansteckungsgefahr  durch  eine  im  Hause  aus- 
zuführende Desinfektion  der  Fäkalien  und  sonstigen  Schmutzwässer  wirksam 
begegnet  werden  kann. 

Beim  Bau  von  Kläranlagen  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  eine 
etwa  nothwendig  werdende  Desinfektion  jederzeit  unverzüglich  ausgeführt 
werden  kann. 

Die  Desinfektion  wird  an  Abwässern,  aus  welchen  die  Schwimm-  und 
Schwebestoffe  durch  Vorklärung  entfernt  worden  sind,  mit  geringeren  Kosten 
und  sicherer  Wirkung  vorgenommen,  weil  kleinere  Mengen  von  Desinfektions- 
mitteln zur  Abtödtung  der  Krankheitskeime  genügen»  auch  kann  der  Erfolg 
leichter  überwacht  werden. 

Für  den  praktischen  Zweck,  die  Weiterverbreitung  von  ansteckenden  Krank- 
heiten zu  verhüten,  ist  nach  dem  heutigen  Stande  der  bakteriologischen  Wissen- 
schaft die  Desinfektion  als  ausreichend  zu  erachten,  wenn  unter  den  hierbei  in 
Frage  stehenden  Bakterien  die  koliartigen  abgetödtet  sind.  Dieses  ist  anzu- 
nehmen, wenn  nach  der  Aussaat  der  zu  untersuchenden  Abwässerprobe  auf  Jod- 
kalium-Kartoffelgelatine oder  einem  anderen  für  das  Wachsthum  der  Koli- 
bakterien günstigen,  für  andere  Bakterien  ungünstigen  Nährboden  die  ersteren 
Keime  nicht  zur  Entwicklung  gelangen. 

Anlage  III. 

Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  und  für  Land- 
wirthschaft  u.  s.  w.  vom  7.  April  1876  betreffend  den  Schutz  fiiessen- 
der  Gewisser  gegen  Verunreinigung  durcli  Bffluvien  von  Bergwerlcen 
und  Aufbereitungsanstalten. 

Nach  §.  196  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  (G.S.  S. 
705  ff.)  erstreckt  sich  die  B^gpolizei  auf  den  »Schutz  gegen  gemeinschädliche 
Einwirkungen  des  Bergbaues«  und  es  ist  in  den  Motiven  des  R^ierungsent- 
wurfs  zu  diesem  §.  ausdrücklich  bemerkt: 

»der  Fall  einer  gemeinschädlichen  Einwirkung  li^e  recht  eigentlich 
vor,  wenn  es  sich  um  eine  Verunreinigung  fliessender  Gewässer 
handele"  (vgl.  Anlagen  zu  den  stenographischen  Berichten  des  Herren- 
hauses 1865  S.  215). 

»)  Höhere  Temperaturen  der  Schmutzwässcr  befördern  natunremass  das  Wachsthum  schäd- 
licher Keime;  es  dürfen  daher  auch  heisse,  im  Uebrigen  aber  reine  rffissigkeiten  oder  Wasserdampf 
in  Vorfluther  nur  insoweit  abgeführt  werden,  als  dadurch  die  Temperatur  des  Vorflttthwassers  nicnt 
erheblich  erhöht  wird  (nach  Prof  Dr.  König  nicht  über  -f-200  C;  s.  Anm.  1  c,  S.  432). 
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Demnach  kann  es  keinem  begründeten  Zweifel  unterliegen,  dass  es  in 
erster  Linie  zu  den  Aufgaben  der  Bergbehörden  gehört,  die  nöthigen  polizei- 
lichen Anordnungen  zu  treffen,  um  eine  gemeinsdiädliche,  bezw.  eine  im  Sinne 
des  §.  3  des  Gesetzes  über  die  Benutzung  der  Privatfiüsse  vom  28.  Februr  1843 
(G.S.  S.  41  ff.)  unzulässige  oder  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Schutz 
der  Fischerei  zuwiderlaufende  Verunremigung  von  fliessenden  Gewässern  durch 
Grubenwasser  zu  verhindern.  Was  in  dieser  Beziehung  vom  Bergbau  gilt,  trifft 
gleichmässig  hinsichtlich  der  Aufbereitungsanstalten  des  Bergwerkseigenthümers 
zu,  da  die  Bergpolizd  sich  nach  §.  196  Abs.  2  a.  a.  O.  auch  auf  diese  An- 
lagen erstreckt. 

Freilich  steht  andererseits  den  Ortspolizeibehörden  die  Handhabung  der 
Wasserpolizei  zu,  und  es  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  diese  Behörden 
in  deren  Ausübung  dazu  befugt  sein  würden,  die  Einführung  der  Abgänge  von 
Gruben  oder  Aufbereitungsan^alten  in  einen  Bach  oder  Fluss  im  Interesse  des 
Gemeinwohls  zu  untersagen.  Zu  einem  solchen  Verbote  wird  die  Ortspolizei- 
behörde indessen  nicht  schreiten  können,  ohne  die  in  Betracht  kommenden 
Interessen  des  betreffenden  bergbaulichen  Unternehmens  zu  berücksichtigen  und 
abzuwägen,  ob  nicht  durch  Einrichtungen  beim  Grubenbetriebe  (Herstellung 
von  Klärsümpfen,  Teichen,  Sand-  oder  Schlammfängen  bezw.  durch  Abänderung 
oder  Ergänzung  von  vorhandenen  Anlagen  dieser  Art)  den  hervorgetretenen 
Uebelständen  Abhülfe  geschafft  werden  l^nn.  Einer  sorgsamen  Abwägung  der 
kollidirenden  Interessen  des  Oberflächen  -  Eigenthums  und  des  Bergbaus  würde 
sich  die  Ortspolizeibehörde  um  so  weniger  entziehen  dürfen,  als  ein  Verbot 
der  Abführung  der  Grubenwasser  in  den  betreffenden  Fluss  oder  Bach  unter 
Umständen  das  Erliegen  des  Grubenbetriebs  zur  Folge  haben  kann,  und  nicht 
ausser  Acht  bleiben  darf,  dass  ein  solches  Ereigniss  für  den  Nahrungsstand 
der  Umgegend  Nachtheile  hervorrufen  kann,  die  ausser  Verhältniss  zu  den  durch 
eine  Trübung  des  zu  Wirthschaftszwecken  dienenden  Wassers  eintretenden 
Uebelständen  stehen. 

Die  Herstellung  entsprechender  Klarvorrichtungen  oder  sonstiger  Ein- 
richtungen beim  Grubenbetriebe  kann  nicht  von  der  Ortspolizeibehönle,  viel- 
mehr nur  von  der  zuständigen  Bergbehörde  angeordnet  werden. 

Daraus  ergiebt  sich  als  nothwendige  Konsequenz,  dass  ein  einseitiges 
Vorgehen  der  Ortspolizeibehörde  —  abgesehen  von  Fällen  einer  dringlichen  Ge- 
fahr —  weder  zweckmässig,  noch  zielführend  sein  würde. 

Der  Regel  nach  sind  daher  Beschwerden  der  in  Frage  stehenden  Art  an 
den  zuständigen  Revierbeamten  abzugeben,  wobei  es  der  Ortspolizeibehörde, 
an  welche  dieselben  gerichtet  wurden,  anheimgestellt  bleibt,  um  Mittheilung 
über  die  Ari  und  Weise  der  Erledigung  zu  ersuchen. 

Bei  wichtigeren  Fällen  hat  eine  gemeinschaftliche  Erörterung  der  Be- 
schwerden seitens  beider  betheiligten  Behörden  zu  erfolgen,  um  eine  Verständigung 
darüber  herbeizuführen,  welche  polizeilichen  Maassnahmen  in  Beziehung  au!  die 
Abführung  der  Grubenwasser  bezw.  deren  Klärung  zu  treffen  sind. 

Die  Ueberwachung  der  Ausführung  der  Auflagen,  welche  dem  Berg- 
werksbetreiber dieserhalb  zu  machen  sind,  ßllt  in  den  Kompetenzbereich  der 
Bergbehörde  — -  unbeschadet  der  Befugniss  der  Ortspolizeibehörde,  sich  in 
Kenntniss  von  den  Ergebnissen  der  angeordneten  Maassregeln  zu  erhalten  und 
nach  Befinden  deren  Ergänzung  in  Anregung  zu  bringen. 

Sofern  eine  Verständigung  unter  den  zunächst  betheiligten  Behörden  nicht 
zu  erzielen  sein  möchte,  bleibt  es  denselben  überlassen,  die  Beschlussnah me 
der  vorgesetzten  Aufsichtsinstanz  herbeizuführen.* 

Die  vorstehenden,  in  dem  Ministerial-Erlass  vom  20.  Fe- 
bruar IQOl  niedergelegten  Grundsätze  fs.S.  428)  werden  demnach  bis 
auf  Weiteres  für  die  hygienische  Beurtneilung  von  Kanalisations- 
anlagen maassgebend  sein  müssen,  i)  Mit  Recht  ist  in  ihnen  aber 


*)  Als  Ergänzung  hierzu  möeen  noch  die  vor  Kurzem  von  Prof.  Dr.  König- 
Münster  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  betreffs  der  Ableitung  der  Ab- 
wässer in  Vorfluther  gemachten  Vorschläge  erwähnt  sein,  die  sich  zwar  im 
Grossen  und  Ganzen  mit  den  oben  wiedergegebenen  Grundsätzen  des  Minist. 
Erl.  vom  20.  2.  1901  decken,  aber  gerade  für  die  Beurtheilung  im  Einzelfalle 
manche  beachtenswerthe  Gesichtspunkte  enthalten.  Prof.  König  vertritt  in 
diesen  Vorschlägen  folgenden  Standpunkt: 
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hervorgehoben,  dass  sich  allgemein  gültige  feste  Verhältnisszahlen 
für  die  Abwässermengen  zu  den  Wassermengen  des  Vorfluthers 
nicht  geben  lassen,  da  hierfür  noch  eine  Reihe  anderer  Momente 
(Stromgeschwindigkeit,  Beschaffenheit  des  Flussbettes  und  der 
Flussufer,  Vorhandensein  von  Schleusen,  Mühlen  oder  sonstigen 
Stauwerken,  Benutzung  des  Wassers  von  den  Anliegern  u.  s.  w.) 
in  Betracht  kommen.  Wenn  z.  B.  v.  Pettenkofer  früher  eine 
Verdünnung  von  1 :  15  bei  mindestens  gleicher  Geschwindigkeit 

,,a)  Abwässer  oder  Abgänge  dürfen  in  Vorfluther  nicht  direkt  eingeleitet 
werden,  wenn  sie,  wie  die  aus  Ortschaften,  Schlächtereien,  Abdeckereien,  Fell- 
aufbcrdtungs-Anstalten  u.  a.  auch  nur  zeitweise  menschliche  oder  thierische  In- 
fektionskeime enthalten  können  oder  selbst  nach  Verdünnung  durch  den  Vor- 
fluther die  menschliche  oder  thierische  Gesundheit  zeitweise  zu  schädigen  ver- 
mögen. Diese  Art  Abwässer  sind  selbst  unter  günstigen  Vorfluthverhältnissen  stets 
einer  entsprechenden  Vorreinigung  zu  unterziehen. 

b)  Abwässer,  die  keine  Infektionskeime,  sowie  keine  groben  Fasern,  dagegen 
im  Liter  1000  mg  Abdampfrückstand  mit  500  mg  organischen  (gelösten  und 
Schwebe-)  Stoffen  —  etwa  30  bis  40  rag  Stickstoff  einschliessend  —  enthalten, 
dürfen  in  Vorfluther,  die  bis  70  Kilometer  unterhalb  nicht  für  Trinkwasser- 
versorgung benutzt  werden,  abgelassen  werden,  wenn  diese  Bestandtheile  darin 
selbst  bei  Niedrigwasser  eine  30-  oder  mehrfache  Verdünnung  erfahren,  die 
Stromgeschwindigkeit  des  Vorfluthers  0,8  Meter  und  mehr  in  der  Sekunde  be- 
trägt und  der  Vorfluther  keine  Abgänge  aufnimmt,  welche  das  organische  Leben 
dann  zerstören. 

c)  Schutthalden  aller  Art  müssen  so  eingefriedigt  werden,  dass  davon  selbst 
bei  starken  Regengüssen  keine  festen  Bestandtheile  in  den  Vorfluther  gelangen. 

d)  Abwässer  aus  mineralischen  Wäschereien  (Braunstein-,  Kie&-,  Kohle-  u.s.  w. 
Wäschereien)  müssen  frei  von  Schwebestoffen  sein  oder  dürfen  die  Menge  der 
Schwebestoffe  in  dem  Vorfluther  mit  einer  Stromgeschwindigkeit  von  0,8  Meter 
in  der  Sekunde  höchstens  um  etwa  10  bis  20  mg  für  1  Liter  erhöhen. 

e)  Wasserdampf  und  heisse,  selbst  reine  Flüssigkeiten  dürfen  in  Vorfluther 
nur  insoweit  abgeführt  werden,  dass  dadurch  die  Temperatur  des  Vorfluthwassers 
nur  bis  höchstens  20  Grad  C.  erhöht  wird  (nach  den  Grundsätzen  des  Min.-Erl. 
vom  20.  2.  1901  soll  die  Temperatur  der  eingeleiteten  Abwässer  +  30®  C.  nicht 
übersteigen). 

f)  Abwässer  bezw.  Abgänge,  welche  akut  wirkende  Gifte  wie  Arsen,  freie 
unorganische  oder  organische  Säuren,  freies  Alkali  oder  Erdalkali,  Cyankalium, 
Salze  der  Schwermetalle  u.  s.  w.  enthalten  oder  welche  in  Fäulniss  begriffen  sind, 
femer  Abgänge  der  Gasanstalten,  Theer-  und  Pelroleumdestillation  bezw.  Petro- 
leum selbst  dürfen  in  Vorfluther  ohne  vorherige  Entfernung  oder  Unschädlich- 
machung des  schädlichen  Bestandtheiles  nicht  eingeführt  werden. 

g)  Bei  Abwässern  bezw.  Abgangen,  die  nur  bedingungsweise  schädliche 
Stoffe  enthalten  und  nur  zeitweise  im  Betriebe  abfallen  oder  sich  in  ihrer  schäd- 
lichen Wirkung  gegenseitig  aufheben,  ist  anzuordnen,  dass  dieselben  durch  ent- 
sprechende Vomchtungen  in  gleichmässigen  Mengen  fortgesetzt,  bezw.  nach 
gegenseitiger  Durchmi^ung  dem  Vorfluther  zugeführt  werden.  Auch  muss 
darauf  hingewirkt  werden,  dass  dort,  wo  es  angeht,  diese  Art  Abwässer  bezw. 
Abgänge  nicht  an  einer  Stelle,  sondern  thunlicnst  durch  das  ganze  Strombett 
vertheilt  oder  in  der  Mitte  des  Stromes  bezw.  an  der  Stelle  der  grössten  Strom- 
geschwindigkeit dem  Vorfluther  zugeführt  werden. 

h)  Für  Abwässer  bezw.  Abgänge,  die  keine  akut  wirkenden  Gifte  wie  Farb- 
stoffe, Chlornatrium,  Chlorcalcium,  Chlormagnesium  u.  s.  w.  enthalten,  können 
die  Grenzen  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  und  dem  Nutzungszweck  des  Vor- 
fluthers in  jedem  Falle  festgesetzt  werden.  Farbstoffe  aller  Art  können  z.  B.  das 
Wasser  eines  Vorfluthers  für  fast  alle  Nutzungszwecke  (häusliche,  gewerbliche 
und  landwirthschaftliche  Nutzungszwecke)  unbrauchbar  machen.  Die  zulässige 
Menge  an  Chloriden  ist  je  nach  dem  Nutzungszweck  eines  Wassers  sehr  ver- 
schieden. Ein  Gehalt  von  200-300  mg  Chloride  in  1  Liter  schadet  schon  für 
eine  Verwendung  als  Kesselspeisewasser  und  für  manche  sonstigen  gewerblichen 
Zwecke,  ein  Gehalt  von  mehr  als  500  mg  in  1  Liter  für  die  Wiesenberieselung; 
für  die  Viehtränke  kann  unter  Umständen  noch  ein  Gehalt  von  3,0  g,  und  für 
die  Fischzucht  ein  solcher  von  8,0— 10,0  g  in  1  Liter  zugelassen  werden." 
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des  Vorfluthers  mit  derjenigen  der  Abwässer  (aber  nicht  unter 
0,6  m  pro  Sekunde)  für  ausreichend  erachtet  hat,  so  dürfte  dies 
keineswegs  für  alle  Fälle  passen,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
das  Maass  der  Verdünnung  verhältnissmässig  niedrig  bemessen  ist, 
und  andere  Autoren  eine  wesentlich  grossere,  z.B.  Prof.  König-Mün- 
ster 1 :30  (s.  vorher  S.  432,  Anm.  1,  b),  verlangen.  Ebenso  muss  man 
sich  hüten,  die  sogenannte  Selbstreinigung  der  Gewässer  zu  über- 
schätzen, wenn  diese  auch  ein  wichtiges  Hülfsmittel  ftir  die  Rein- 
haltung der  Flüsse  bildet.  Dieser  Selbstreiniguhgsprozess  beruht 
auf  Verdünnung  der  Abwässer  (je  grösser  die  Wassermenge  des  Vor- 
fluthers, je  reiner  sein  Wasser  ist,  je  gleichmässiger  und  schneller 
die  Mischung  mit  den  Abwässern  erfolgt,  desto  günstiger),  auf  Ab- 
lagerung der  Schwimm-,  Schwebe-  und  Sinkstoffe,  sowie  auf 
Zersetzungsvorgängen  der  sedimentirten  Stoffe  am  Flussboden,  auf 
chemischen  Vorgängen  (z.  B.  Neutralisirung  von  freien  Säuren), 
Oxydation  durch  die  Luft,  Verdunstung  bezw.  Gasaustausch 
(z.  B,  Verflüchtigung  der  bei  Fäulniss  der  Schmutzstoffe  er- 
zeugten Gase,  wie  des  flüchtigen  Ammoniaks),  auf  dem  Bin- 
fluss  des  Lichtes  und  nicht  zum  kleinsten  Theile  auf  der 
Thätigkeit  von  zahlreichen  niederen  und  höheren  Wasser- 
pflanzen und  Wasserthieren,  welche  die  für  ihre  Entwick- 
lung erforderliche  Nahrung  aus  den  Schmutzstoffen  der 
Abwässer  entnehmen.  Fische,  Krebse  etc.  verzehren  be- 
kanntlich viel  Unrath;  weit  wichtiger  ist  aber  die  durch 
Bakterien  bedingte  Zersetzung  der  organischen  Bestandtheile, 
die  deren  Mineralisirung,  d.  h.  Ueberführung  in  anorganische 
Stoffe  bewirkt.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Mitwirkung 
der  Wasserfadenpilze,  Algen  und  sonstigen  Wasserpflanzen; 
hier  darf  jedoch  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  bei 
einem  üebermaass  von  Pflanzennährstoffen  durch  Zuleitung 
von  Abwässern  auch  eine  zu  starke  Pflanzenvermehrung  und 
daraus  eine  Verkrautung  des  Wasserlaufs  u.  s.  w.  eintreten 
kann.  Endlich  hängt  die  Selbstreinigung  wesentlich  davon  ab, 
dass  der  Wasserlauf  keine  Zuflüsse,  z.  B.  aus  chemischen  Fabriken, 
erhält,  die  das  organische  Leben  zu  zerstören  geeignet  sind. 
Man  braucht  sich  daher  nur  alle  für  den  Selbstreinigungs- 
prozess  der  Flüsse  maassgebenden  Faktoren  zu  vergegenwärtigen, 
um  im  Einzelfalle  beurtheilen  zu  können,  ob  und  in  welchem 
Grade  auf  einen  solchen  unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen 
Verhältnisse  zu  rechnen  ist  Selbst  im  günstigsten  Falle  ist 
aber  stets  ein  Abfangen  aller  gröberen  Schwimmstoffe 
durch  Schlamm-  und  Sandfänge,  Rechen,  Gitter  oder  Eintauch- 
platten vor  jeder  Ausmündung  eines  Kanals  erforderlich,  und 
diese  selbst  nicht  nur  unterhalb  von  Ortschaften,  Häfen,  Anlage- 
und  Wasserentnahmestellen,  Bade-  oder  Waschanstalten,  sondern 
auch  möglichst  weitab  vom  Ufer,  bei  Flussläufen  in  die  Mitte 
des  Stromes,  zu  verlegen,  um  eine  möglichst  rasche  Vermischung 
der  Spüljauche  mit  dem  Flusswasser  zu  bewirken.  Eine  Ein- 
leitung von  Schmutzwässem  in  stehende  Gewässer  (Teiche, 
Seen  u.  s  w.)  wird  überhaupt  nur  ausnahmsweise  bei  ganz 
geringen  Abwassermengen  oder  sehr  wasserreichen  Seen  und 
nur  dann  zu  dulden  sein,  wenn  deren  Wasser  nicht  zu  Wirthschafts-, 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachver^ndige.    II.  28 
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Bade-  u.  s.  w.  Zwecken  benutzt  wird.  Auch  wenn  es  sich  um 
Ableitung  der  Abwässer  in  die  See  handelt^  sind  entsprechende 
Vorsichtsmaassregeln  zu  fordern;  ausserdem  ist  hier  der  durch 
den  Wechsel  von  Ebbe  und  Fluth  bedingte  Rückfluss  zu 
berücksichtigen. 

Was  nun  die  verschiedenen  Reinigungsverfahren  der  Ab- 
wässer, deren  Zahl  fast  eine  Legion  ist,  anlangt,  so  giebt  es 
kein  „bestes"  Verfahren;  bei  seiner  Auswahl  muss  man  sich 
vielmehr  den  zu  reinigenden  Schmutzwässern  sowie  den  ort- 
lichen, finanziellen  und  wirthschaftlichen  Verhältnissen  anpassen. 
In  erster  Linie  kommt  allerdings  auch  jetzt  noch  immer  das 
Berieselungsverfahren  in  Betracht  Hinsichtlich  seiner 
reinigenden  Wirkungen  sagt  Prof.  Dr.  C.  Fränckel-Halle:^) 

„Der  Boden  wirkt  hier  einmal  als  Qrob-  und  Feinfilter,  hält  also  die 
ungelösten  Bestandtheile,  auch  solche  kleinsten  Umfan^es,  wie  z.  B.  die 
BaKterien,  harmloser  oder  schädlicher  Art,  in  seinen  oberflächlichen  Schichten 
zurück;  er  wirkt  femer  als  Absorptionskörper,  d.  h.  er  reisst  die  gelösten 
Substanzen  in  mehr  oder  minder  erheblichem  Maasse  an  sich,  indem  er  mit 
ihnen  innere  Verbindungen  eingeht,  und  entfernt  also  die  fäulnissfähigen 
Elemente  auch  gelöster  Natur;  erwirkt  drittens  als  Nitrifikationsapparat,  indem 
er  mit  Hülfe  der  in  seinen  oberflächlichen  Schichten  hausenden  Bakterien  die 
organischen  Stoffe  zersetzt,  zu  Kohlensäure  und  Wasser  verbrennt,  den  Stick- 
stoff in  Ammoniak  und  schliesslich  in  salpetrige  Säure  und  Salpetersäure 
fibolührt,  und  so  also  die  Nährsalze  für  die  höheren  Pflanzen  ent- 
stehen lässt;  er  wirkt  endlich  aber  als  Ku  Iturstätte  für  die  letzteren,  die  die 
ihnen  gebotene  Speise  annehmen,  verzehren,  auch  das  Wasser  aufsaugen  und 
so  Raum  für  immer  neue  Zufuhr  schaffen,  d.  h.  das  Erdreich  vor  Ueber- 
sättigung  und  Versumpfung  schätzen." 

Das  Berieselungsverfahren  stellt  somit  ein  natürliches  bio- 
logisches Verfahren  dar.  Seine  Vorbedingungen  sind:  gut 
durchlässiger,  gut  filtrirfähiger  Boden  —  lockerer,  reiner  oder 
mit  nur  wenig  Lehm  vermischter  Sand  — ,  nicht  zu  hoher 
Grundwasserstand  —  mindestens  1 — 1,5  m  unter  der  Erd- 
oberfläche — ,  hochwasserfreie,  ausreichend  grosse  Rieselfläche 
(1  Hektar  auf  250  Personen  oder  10-20000  cbm^)  Abwasser); 
desgleichen  dürfen  die  Abwässer  keine  pflanzenschädlichen  Stoffe 
enthalten.  Ausserdem  muss  die  Durchlässigkeit  des  Bodens  durch 
Drainage  erhöht  und  vor  Allem  eine  rationelle  Anlage,  sowie 
eine  methodisch  gut  geordnete  und  gut  überwachte  Bewirth- 
schaftung  der  Rieselfelder  durch  ein  geschultes  Personal  sicher- 
gestellt werden.  Man  darf  eben  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass 
die  reinigende  Kraft  des  Bodens  eine  begrenzte  ist;  er  kann  auf 
die  Dauer  nur  soviel  verarbeiten  und  unschädlich  machen,  als  die  in 
ihm  wurzelnden  Pflanzen  —  am  Besten  eignen  sich  zum  Anbau  Gras, 
Wurzelgewächse,  Weiden  etc.  —  aufzunehmen  vermögen.  Wird 
ihm  zuviel  Spüljauche  zugeführt,  oder  wird  er  zu  anhaltend 
und  zu  rasch  aufeinanderfolgend,  ohne  freie  Zwischenzeiten, 
berieselt,  so  wird  er  gleichsam  übersättigt;  seine  reinigende  Kraft 
nimmt  ab  und  hört  schliesslich  ganz  auf,  so  dass  die  organischen 
Fäulnissstoffe  der  Abwässer  mit  in  das  Drain-  bezw.  Grund- 
wasser   übergehen.      Da   die    städtischen  Abwässer   ausserdem 


»)  Technisches  Gemeindeblatt;  1903,  No.  10. 

^  In  Berlin  werden  auf  1  Hektar  täglich  35  cbm,  d.  h.  im  Jahre  rund 
13000  cbm  zugeführt,  in  Breslau  68  bzw.  25000  cbm. 
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durchweg  zuviel  Stickstoff  enthalten,  so  ist  ein  zeitweises 
Mergeln  oder  Kalken  der  Rieselfelder  erforderlich,  um  die 
Oxydationsfähigkeit  des  Bodens  zu  heben  und  das  Missverhält- 
niss  zwischen  Stickstoff  bezw.  Salpetersäure  und  den  anderen 
Pflanzennährstoffen  auszugleichen.^)  Immerhin  bildet  das  Be- 
rieselungsverfahren zur  Zeit  das  relativ  wirksamste  und  sicherste 
unter  den  zahlreichen  anderen  Verfahren;  denn  es  bewirkt  neben 
Ausscheidung  sämmtlicher  suspendirter  und  fäulnissfähiger  Stoffe 
nicht  nur  eine  Verringerung  der  Keime,  sondern  fast  vollständige 
Keimfreiheit  Die  Vorbedingung-en  zu  seiner  Durchführung  sind 
aber  nicht  überall  gegeben;  desgleichen  erfordert  es  durch  die 
hohen  Anlagekosten,  namentlich  für  den  Bodenerwerb,  eine 
grosse  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  betreffenden  Gemeinden, 
wenn  sich  auch  die  Kosten  speziell  für  Bodenerwerb  durch  das 
Trennsystera,  oder  durch  Vorbehandlung  der  Spüljauche  (me- 
chanische Klärung  bezw.  Faulverfahren)  wesentlich  verringern 
lassen,  weil  dann  1  Hektar  für  500—1000  Einwohner  ausreichen 
dürfte.  Eine  solche  Vorbehandlung  der  Abwässer  ist  daher  bei 
der  Berieselung  besonders  in  dem  Falle  angezeigt,  wo  zu  geringe 
oder  mit  Rücksicht  auf  ihre  Bodenbeschaffenheit  nicht  fjanz  ge- 
nügende Rieselflächen  zur  Verfügung  stehen.  Alle  diese  Ver- 
hältnisse muss  der  Mediziualbeamte  bei  Prüfung  und  Begut- 
achtung eines  derartigen  Projektes  berücksichtigen;  es  gehört 
dazu  vor  allem  eine  genaue  örtliche  Besichtigung  der  zu  Riesel- 
zwecken bestimmten  Grundstücke  in  Bezug  auf  Bodenbe- 
schaffenheit, Grundwasserstand,  Möglichkeit  einer  Drainage,  Vor- 
fluthverhältnisse,  Lage  zu  bewohnten  Ortschaften  u.  s.w.;  denn 
wenn  auch  an  sich  die  Rieselfelder  keinen  nachtheiligen  Ein- 
fluss  auf  die  Gesundheit  der  Anwohner  haben,  so  können  sie  doch 
eine  Verseuchung  benachbarter  Brunnen  herbeiführen,  sowie  bei 
schlechter  Bewirtiischaftung  durch  üble  Gerüche  die  Anwohner 
belästigen.  Die  letzteren  Uebelstände  machen  sich  bei  der  so- 
genannten intermittirenden  Bodenfiltration,  bei  der  die 
Rieselfelder  ohne  jede  landwirthschaftlische  Ausnützung,  unter 
Einhaltung  von  bestimmten  Ruhepausen  mit  Jauche  beschickt 
werden,  in  höherem  Grade  bemerkbar.  In  seiner  Wirkung 
steht  dieses  System  jedoch  der  Berieselung  nicht  nach,  es  hat  ihr 
gegenüber  ausserdem  den  Vorzug,  deiss  es  erheblich  weniger 
Bodenfläche  beansprucht,  und  dass  die  Abwässer  auch  pflanzen- 
schädliche Stoffe,  z.  B.  grössere  Mengen  mineralischer  Bestand- 
theile  aus  chemischen  Fabriken  u.  s.  w.,  mit  sich  führen  können. 
Nächst  dem  Berieselungsverfahren  ist  das  künstliche 
biologische  oder  Oxydationsverfahren  wohl  zur  Zeit  das 
empfehlenswertheste.  Bei  diesem  Verfahren  werden  die  Schmutz- 
wässer zunächst  von  den  gröbsten  Schwebstoffen  durch  Rechen, 
Eintauchplatten  und  Sandfänge  befreit,  sodann  auf  besondere 
Filtrir-Oxydationskörper  gebracht  und  hier  unter  Anwendung 
einer  intermittirenden  oder  kontinuirlichen  Filtration  der  Oxy- 
dation unterworfen. 


*)  Siehe  J.  König:   Die  Verunreinigung  der   Gewässer.     Berlin    1899. 
I.  Bd;  S.  286  u.  287. 
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Nach  Prol  Dunbar  beruht  bei  diesem  Verfahren,  ebenso 
wie  bei  dem  natürlichen  biologischen  Verfahren  (Berieselung-), 
der  ,,Reinigungsvorgang,  soweit  die  Beseitigung  der  gelösten  faul- 
nissfahigen  Stoffe  in  Betracht  kommt,  auf  Absorption,  Zersetzung 
und  Oxydation.  Man  muss  deshalb  bestrebt  sein,  die  Oxydations- 
körper so  zu  bauen,  dass  sie  bei  grösstmöglichster  Oberflächenent- 
wicklung möglichst  günstige  Bedingungen  für  die  Entwicklung 
von  pflimzlichen  und  thierischen  Lebewesen  bieten,  und  dass 
sie  dem  Luftsauerstoff  möglichst  ungehinderten  Zutritt  ge- 
währen"«^) Die  Konstruktion  der  aus  Koaks,  Schlacken,  Ziegel- 
steinbrocken oder  Kies  herzustellenden  Oxydationskörper  ist 
bei  kontinuirlichem  Betrieb  (Tropfverfahren)  eine  etwas  andere, 
als  bei  intermittirendem  Betrieb*),  bei  dem  die  Spüljauche 
eine  gewisse  Zeit  (2 — 4  Stunden)  im  Filter  verweilen 
und  diesem  dann  vor  einer  Wiederbeschickung  genügend  Zeit 
(6 — 8  Stunden)  zur  gehörigen  Aufnahme  von  Sauerstoff  gegeben 
werden  muss,  damit  die  Mikroorganismen  die  ihnen  obliegende 
Rolle  in  wirksamer  Weise  spielen  können.  Das  Tropfverfahren 
(kontinuirlicher  Betrieb)  hat  dem  intermittirenden  Betriebe 
gegenüber  den  Vorzug,  dass  es  eine  Aufstauung  der  Abwässer 
in  dem  Reinigungskörper  überflüssig  macht,  und  demgemäss  auch 
der  Abfluss  ständig  offen  bleibt,  während  er  bei  jenem  ab- 
wechselnd geöffnet  und  geschlossen  werden  muss.  Der  konti- 
nuirliche  Betrieb  ist  also  einfacher  und  gestattet  ausserdem, 
dem  Vorfluther  die  gereinigten  Abwässer  ständig  und  in  gleich- 
massiger  Menge  zuzuführen,  was  namentlich  bei  Vorfluthern 
mit  geringen  Wassermengen  ins  Gewicht  fällt.  —  Zur  Rei- 
nigung von  je  1  cbm  Abwasser  ist  etwa  eine  Piltermasse  von 
P/t''2  cbm  nöthig;  es  lässt  sich  danach  die  erforderliche  Grösse 
einer  derartigen  Anlage  im  Einzelfalle  leicht  berechnen.  Sie  eignet 
sich  besonders  für  solche  Fälle,  bei  denen  nicht  zu  grosse  Mengen 
von  Abwässern  zu  reinigen  sind.  Ob  sie  auch  für  grössere  Städte 
brauchbar  ist,  muss  die  Zukunft  lehren;  jedenfalls  hat  sie  für 
diese  den  grossen  Vortheil  der  Raumerspamiss  und  des  Fehlens 
erheblicher  Schlammmassen.  Auch  der  Betrieb  ist  ein  verhält- 
nissmässig  einfacher  und  nicht  kostspieliger;  die  Anlagekosten 
sind  dagegen  nicht  gering,  wenn  auch  nicht  so  hoch  als  bei 
der  Berieselung,  aber  doch  höher  als  bei  der  einfachen  Klärung. 
Die  Qualität  der  Abwässer  ist  ohne  Bedeutung,  nur  wird  darauf 

')  Prof.  Dr.  Dun  bar:  Zur  Beurtheilun?  der  biologischen  Abwässer- 
Reinigunc^methoden.    Gesundheits-Ingenieur  1903,  No.  34  und  35. 

")  Bei  dem  Tropfverfahren  werden  die  Oxydationsicdrper  aus  grösseren 
4 — 8  cm.  Komgrösse  bis  icindskopfgroasen  Schiackenstücken,  Steinen  u.  s.  w.  auf- 
gebaut. Die  Aufbrinfi^ung  und  vertheilung  der  Abwässer  erfolgt  durch  Sprenger 
oder  ähnliche  Vorriditungen.  Bei  dem  intermittirenden  Verfahren  werden  in 
der  Regel  zwei  Oxydationslcörper,  der  erste  aus  grobkörnigem  (8—25  mm  Kom- 
grösse), der  zweite  aus  etwas  feinkörnigerem  (3 — 8  mm  Korn^össe)  Material 
hergestellt.  Bei  beiden  Verfahren  muss  ein  einfaches  Sandfiiter  zur  Klar- 
madiung  des  Filtrats  angeschlossen  werden.  Der  Schwerpunkt  für  die  Wirk- 
samkeit der  Anlage  liegt  m  der  richtigen  Bemessung  der  Grösse  des  Oxydations- 
körpers, in  der  Wahl  des  zu  seinem  Aufbau  benutzten  Materials,  und  in  der 
sorgfältigen  Ausführung  des  Aufbaues  selbst;  man  soll  deshalb  die  Anlage, 
mindestens  die  Herstellung  der  Oxydationskörper,  nur  von  einer  schon  bewährten 
Firma  ausführen  lassen. 
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zu  achten  sein,  dass  fettige  Substanzen,  Oele  u.  s.  w.  durch 
Einschaltung  von  Pett&igem  in  die  Hausableitungen  der  dafür 
hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Betriebe  (Schlächtereien, 
grossere  Gastwirthschaften  u.  s.  w.)  möglichst  zurückgehalten 
werden.  Früher  wurde  allgemein  (z.  B.  von  Dibdin,  Schweder 
u.  a.)  vor  dem  Oxydationsfilter  noch  ein  überdeckter  Faul- 
raum eingeschaltet,  in  dem  die  Schmutzwässer  durch  dieThätig- 
keit  der  anaerobiotischen  Bakterien  und  durch  die  in  dem  Faul- 
raum vorhandene  Wärme  zersetzt  werden  sollten.  Nach  den 
Versuchen  von  Dunbar  und  Thumm  ist  aber  ein  zu  voriges 
Faulverfahren  für  die  Wirkung  der  Oxydationskorper  nicht 
erforderlich,  für  die  kontinuirlich  arbeitenden  sogar  nachtheilig; 
denn  auf  diese  müssen  die  Abwässer  möglichst  schnell  gebracht 
werden,  ehe  sie  durch  den  Einfluss  der  Mikrobien  zu  faulen 
beginnen.  Das  Faulverfahren  ist  hauptsächlich  als  Vorreinigungs- 
mittel anzusehen,  durch  das  die  ungelösten  Stoffe  ziemlich 
vollständig  beseitigt  werden,  und  das  gegenüber  der  mechanischen 
und  chemischen  Klärung  den  Vorzug  einer  gleichzeitigen  und  zwar 
erheblichen  Schlammverminderung  („Schlammverzehrung")  be- 
sitzt, die  sowohl  im  geschlossenen  Faulraum,  als  im  offenen  Faul- 
becken eintritt  Es  lässt  sich  daher  ausser  als  Vorbehandlung  bei 
dem  künstlichen  biologischen  Verfahren  (z.  B.  wenn  hier  wegen 
unregelmässigen  Zuflusses  der  Abwässer  sowieso  ein  Aufstau 
stattfindet),  auch  bei  der  Berieselung  in  gleicher  Weise  mit  Vortheil 
verwenden;  es  hat  allerdings  den  Nachtheil,  dass  seine  Abflüsse 
üble  Gerüche  entwickeln  und  dadurch  zu  einer  Belästigung 
der  Umgebung  führen  können.  Jedenfalls  genügt  das  Faul- 
verfahren niemals  allein  zur  Reinigung  der  Abwässer,  wie  früher 
von  mancher  Seite  behauptet  wurde;  es  muss  stets  eine  Nach- 
behandlung durch  geeignete  Reinigungskörper  (Rieselfelder, 
Oxydationskörper)  folgen.  Dagegen  ist  der  Erfolg  des  Oxydations- 
verfahrens ein  recht  guter;  denn  es  werden  nicht  nur  die  sicht- 
baren Schwimmstoffe  vollständig,  sondern  auch  die  gelösten 
or|^anischen  Substanzen  bis  zu  80%  beseitigt,  so  dass  das  Filtrat 
bei  ordnungsmässigeni  Betrieb  fast  färb-  und  geruchlos  —  es  riecht 
etwas  modrig  — ,  klar  und  vor  allem  nicht  mehr  fäulnissfähig  ist. 
Nur  von  etwaigen  Keimen  wird  es  nicht  in  dem  Maasse  wie  bei 
der  Berieselung  beireit;  in  Epidemiezeiten  muss  deshalb  noch 
für  eine  wirksame  Desinfektion  gesorgt  werden,  falls  eine 
solche  nicht  in  anderer  Weise  sichergestellt  ist. 

Die  Reinigung  der  Abwässer  durch  Klärung  geschieht 
entweder  auf  mechanische  oder  chemische,  bezw.  auf  mechanische 
imd  chemische  Weise. 

Die  einfachste  mechanische  Klärung  besteht  lediglich 
im  Zurückhalten  der  gröbsten  Schmutzstoffe  durch  Sandfänge, 
Siebe,  Eintauchplatten  u.  s.  w.  (selbstthätiger  Filterrechen  von 
Riehnsch);  sie  kann  ebenso  wie  die  Klärung  mittelst  grosser 
Klärbecken  nur  dann  in  Betracht  kommen,  wenn  die  Ab- 
leitung in  einen  verhältnissmässig  wasserreichen  Vorfluther 
möglich  ist.  Durch  die  Klärung  werden  nur  die  suspendirten 
organischen  und  unor garnischen  Stoffe  abgeschieden;  je  geringer 
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die  Durchlaufsgeschwindigkeit  der  Abwässer  in  den  dazu  her- 
gestellten, wasserdicht  anzulegenden  Ellärbecken  ist,  desto  grosser 
ist  der  Erfolg;  im  günstigsten  Falle  ist  auf  eine  Ausscheidung 
von  QO^/o  jener  Stoffe  zu  rechnen.  Die  Durchlaufsgeschwindig- 
keit sollte  deshalb  nicht  grosser  als  5  mm  in  der  Sekunde,  am 
besten  nur  2  mm  bemessen  imd  danach  die  Grösse  der  Klärbecken 
so  berechnet  werden,  dass  die  Abwässer  4 — 6  Stunden  im  Becken 
verweilen.  Ausserdem  ist  selbstverständlich  auch  für  ent- 
sprechende Einrichtung  zum  etwaigen  Abfange  von  gröberen 
Schmutzstoffen,  sowie  für  Klärbecken  zum  Wechseln  und  für 
im  Boden  und  auf  den  Seiten  wasserdicht  herzustellende  Lager 
für  die  Schlammmassen  zu  sorgen,  deren  Menge  eine  ausser- 
ordentlich grosse  ist;  auf  1000  cbm  Abwässer  sind  etwa  3  cbm 
Schlamm  zu  rechnen.  Die  Verwerthimg  des  Schlamms  spielt 
somit  bei  dem  Klärverfahren  eine  grosse  Rolle;  in  Kassel  hat  man 
in  jüngster  Zeit  nach  dem  sogenannten  De  gen  er  sehen  Ver- 
fahren mit  recht  gutem  Erfolge  —  auch  in  finanzieller  Hin- 
sicht—  versucht,  den  Schlamm  auf  Fett-  und  Kunstdünger 
zu  verarbeiten.^)  Dieses  Verfahren  hat  ausserdem  den 
grossen  Vorzug,  dass  durch  den  Schwefelsäurezusatz  und  die 
nothwendig  angewandten  hohen  Temperaturgrade  die  Krank- 
heitskeime zerstört  werden.  Einen  gleich  guten  Erfolg  in  Be- 
zug auf  die  Verwerthung  der  Schlammmassen  hat  das  Degener- 
Rothesche  Kohlenbrei-Verfahren,  bei  dem  die  Jauche  mit 
feingeschlemmter  Braunkohle  und  mit  geringen  Mengen  Eisen- 
salz vermischt  wird.  Bei  diesem  Verfahren,  bei  dem  ausserdem 
in  Folge  der  absorbirenden  Wirkung  der  Braunkohle  auf  die 
gelösten  organischen  Stoffe  diese  ihre  Fäulnissfähigkeit  verlieren, 
werden  die  Rückstände  getrocknet,  gepresst  und  zu  Dünger 
oder  als  Brennmaterial  benutzt  Das  Verfahren  ist  jedoch  kost- 
spielig, auch  hat  es  den  Fehler,  dass  die  gereinigten  Abwässer 
durch  die  Braunkohle  braun  gefärbt  werden. 

Statt  horizontaler  Klärbecken  finden  bei  dem  Röckner- 
Roth  eschen  Verfahren  Klärthürme  (aufrechtstehende  Sedimentir- 
Zylinder),  bei  dem  Verfahren  von  Müller-Nahnsen,  Friedrich 
und  Eichen  Brunnen  zur  Klärung  der  Abwässer  Verwendung; 
ausserdem  sind  alle  diese  Klärsysteme,  ebenso  wie  diejenigen 
von  Hulwa,  Riehnsch,  Proskowitz  u.  s.  w.^)  mit  einer 
chemischen  Klärung  verbunden,  um  durch  Zusatz  von  Chemi- 
kalien nicht  nur  eine  stärkere  Sedimentirung  der  suspendirten 


^)  Dieses  Verfahren  löst  sich  in  folgende  Einzelprozesse  auf:  1.  Befreiung 
des  Schlammes  von  Lumpen,  Holztheilen  u.  s.  w.,  2.  Mischen  desselben  mit 
einer  hinreichenden  Menge  von  Schwefelsäure,  3.  Erhitzen  dieser  Mischung  in 
Montejus  auf  etwa  100®  C.,  4.  Abpressen  der  erhitzten  Massen  in  Filterpressen, 
5.  Zerkleinern  und  Trocknen  der  gewonnenen  Presskuchen,  6.  Entfetten  der  ge- 
trockneten FYesskuchen  durch  Benzol,  7.  Befreiung  der  ausgezogenen  Fettmassen 
sowie  der  entfetteten  Presskuchen  von  Benzol,  8.  Nachtrocknen  der  Rückstände, 
9.  Destillation  des  erhaltenen  Fettes. 

*)  Eine  selbst  noch  so  kurze  Besprechung  der  einzelnen  Reinigungsverfahren 
würde  über  den  Rahmen  des  Werkes  ninausgehen;  es  wird  in  dieser  Beziehung 
auf  das  vorzügliche  Werk  von  Prof.  Dr.  König  „Verunreinigung  der  Oewässer" 
Berlin  1899,  verwiesen,  das  auch  durch  Min.-Erl.  vom  11.  September  1900  den 
betheiligten  Behörden  und  Beamten  zur  Anschaffung  empfohlen  ist. 
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Stoffe,  sondern  auch  eine  Beseitigung  der  gelosten  Stoffe  und 
der  Mikroorganismen  herbeizuführen.  Die  Wirkung  aller  dieser 
Verfahren  t^chränkt  sich  aber  im  Allgemeinen  nur  auf  Be- 
seitigung der  suspendirten  Stoffe,  die  gelosten  bleiben  dagegen 
ebenso  unberührt,  als  die  Mikroorganismen;  denn  um  die  letzteren 
zu  vernichten,  sind  die  Mengen  der  zugefügten  Chemikalien 
viel  zu  gering.  Hauptsächlich  sind  aber  die  betreffenden  Ver- 
fahren durch  die  grossen,  dabei  zurückbleibenden  und  nicht  ver- 
werthbaren  Schlammmassen  in  Miskredit  gekommen;  ausserdem 
sind  die  durch  Chemikalien  gereinigten  Abwässer  für  die  Fische  ge- 
fährlich, desgleichen  bilden  sie  meist  nachträglich  in  den  Gewässern 
Niederschläge  oder  gehen  in  Fäulniss  und  Zersetzung  über.  Zur 
Verwendung  kommen  bei  dem  mechanisch-chemischen  Klärver- 
fahren besonders  Kalk,  Chlorkalk,  schwefelsaure  Thonerde,  Kiesel- 
säure^ Eisensalze  (Eisenchlorid  und  Eisensulfat),  Magnesiumsalze, 
Braunstein,  sowie  Verbindungen  mehrerer  dieser  Chemikalien 
(Ferrozone,  Polarit  usw.). 

Eine  Desinfektion  von  Abwässern  geschieht  am  zweck- 
mässigsten  durch  Kalk  (1:1000)  oder  Chlorkalk  (1:5000);  sie 
wird  aber  in  der  Regel  nur  bei  kleineren  Mengen  in  Frage 
kommen.  Dasselbe  gilt  betreffs  der  Sterilisirung  (z.  B.  in 
KLrankenhäusem). 

Die  Versuche,  Abwässer  mittelst  Elektrizität  (Webster  u. 
Hermite)  zu  reinigen,  haben  bis  jetzt  zu  keinem  günstigen  Erfolg 
geführt. 

Bei  der  Legion  von  Reinigungsverfahren  sowie  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  immer  wieder  von  Neuem  derartige  Verfahren 
auftauchen,  und  ihre  Vorzüge  mit  den  lebhaftesten  Farben  von 
den  interessirten  Firmen  geschildert  werden,  ist  es  selbstver- 
ständlich von  dem  Medizinalbeamten  nicht  zu  verlangen,  dass 
er  über  jedes  einzelne  genau  informirt  ist;  um  so  mehr  ist  er 
aber  verpflichtet,  sich  bei  der  Prüfung  darüber  zu  informiren  und 
demgemäss  die  dazu  nothwendigen  Unterlagen  einzufordern. 
Desgleichen  empfiehlt  es  sich,  einen  bestimmten  Grad  der  Wirk- 
samkeit, z.  B,  dass  die  Abwässer  nicht  mehr  fäulniss- 
fähig sein  dürfen,  dass  sie  von  allen  Schwimm-  und  Sinkstoffen 
bis  zu  einer  bestimmten  Grösse  (von  z.  B.  2 — 3  mm  Durch- 
messer) befreit  sind  u.  s.  w.,  zu  verlangen.  Manche  Abwässer, 
besonders  solche,  die  vorwiegend  mineralische  Bestaudtheile, 
z.  B.  nur  Alkali-  und  Erdalkalisalze  oder  Salze  der  Schwermetalle, 
enthalten,  entziehen  sich  überhaupt  jeder  Reinigung,  es  sei  denn, 
dass  sie  so  reich  an  diesen  Salzen  sind,  dass  sie  sich  mit 
kleinem  Vortheil  auf  Gewinnung  des  Salzes  (z.  B.  Eisen- 
vitriol, Kupfer  U.S.W.)  verarbeiten  lassen;  andernfalls  kann  ihre  Un- 
schädlichmachung nur  durch  längeres  Stehen  an  der  Luft  und 
langsames  Fliessen  in  langen  Rinnen  und  die  dadurch  bedingte 
Oxydation  der  Salze  erzielt  werden.  Ist  endlich  eine  Reini- 
gung der  Abwässer  gar  nicht  zu  erreichen,  wenigstens  nicht  in 
ausreichendem  Maasse,  so  müssen  unter  Umständen  ganze  Bach- 
läufe preisgegeben  werden,  um  einer  unbedeutenden  Fischzucht 
gegenüber  eine  steuerkräftige  Industrie  zu  erhalten.   Hier  kommt 
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dann  die  Entschädigungsfrage  der  An-  und  Unterlieger  inBetracht, 
die  aber  nicht  auf  hygienischem  Gebiete  liegt  Jedenfalls  soll,  wie 
Koenig  mit  Recht  sagt,  der  Hygieniker  „nichts  Unmögliches  ver- 
langen, aber  das  Mögliche  mit  allem  Nachdruck   anstreben.^' 

Die  Prüfung  der  Kanalisationsprojekte  durch  den  Medi- 
zinalbeamten muss  sich  aber  nicht  nur  auf  die  Art  der  Beseitigung 
oder  Klärung  der  Abwässer,  sondern  auch  auf  die  Anlage  des 
Kanalnetzes  selbst  erstrecken,  namentlich  auf  Weite^,  Quer- 
schnitte^ und  Herstellungsart*)  der  Kanäle,  frostfreie  Lage, 
ausreichendes  Gefälle  (je  nach  der  Weite  der  Röhren  1:50 — 100 
für  Hauskanäle,  1 :  150—500  für  kleinere  und  mittlere,  1 :  500— 1000 
für  grosse  Strassenkanäle),  erforderliche  Anzahl  vonStrassenguUies 
(auf  30 — 50  m  Entfernung),  Revisionsschächten  (auf  50—80  m) 
und  Nothauslässen  (die  oberhalb  von  Bade-  und  Waschanstalten, 
Schiffsanlageplätzen  u.  s.  w.  nicht  ausmünden  und  erst  bei  5  facher 
Verdünnung  in  Wirkung  treten  dürfen,  sowie  mit  Vorrich- 
tungen zur  Zurückhaltung  der  gröberen  Schwimmstoffe  ver- 
sehen sein  müssen)*),  auf  Einschaltung  von  Revisionsschächten 
zwischen  Haus-  und  Strassenleitung,  mit  Sicherung  gegen 
Rückstau  (bei  Hochwasser),  auf  Wasserverschlüsse  (bes.  in  den 
Hausleitungen),  genügende  Lüftung*)  und  Spülung  des  Rohr- 
netzes  u.  s.  w. 

Alle  die  hier  für  die  Anlage  von  Kanalisationsprojekten 
und  Reinigungsanlagen  von  Abwässern  maassgebenden  Gesichts- 
punkte sind  auch  bei  der  Untersuchung  bestehender  Anlagen 
zu  beachten,  die  selbstverständlich  eine  sorgfältige  örtliche  Be- 
sichtigung der  ganzen  Anlage  einschliesslich  der  nächsten  Um- 
gebung und  des  Vorfluthers  erfordert,  wobei  auch  dem  Betriebe 
eine  besondere  Aufmerksamkeit  namentlich  auf  nicht  erlaubte 
Nothauslässe  oder  unerlaubte  Ableitung  ungeklärter  Abwässer 
(während  der  Nacht)  zu  schenken  ist.  Die  Besichtigungen  müssen 
nöthigenfalls  zu  verschiedenen  Tagesstunden  (auch  des  Nachts), 
in  Zeiten  nach  längerer  Trockenheit  oder  grossen  Niederschlägen 
vorgenommen  und  Proben  von  ungeklärtem  und  geklärtem 
Abwasser  zur  weiteren  Untersuchung  entnommen  werden.  Bei  dieser 
Untersuchung  sind  Farbe,  Geruch,  Klarheit  u.  Reaktion  der  Wasser- 
proben,   ihre    chemische   und   bakteriologische    Beschaffenheit*) 


M  Für  Hauskanäle  15—20,  kleinere  Strassenkanäle  20-30,  mittlere  30-60, 
grosse  60—100.  Hauptstränge  100—200  cm  lichte  Weite  (begehbar). 

*)  Bis  30  cm  empfehlen  sich  runde,  darüber  hinaus  eiförmige  (im  Ver- 
hältniss  von  3:2). 

«)  Die  begehbaren  Rohrleitungen  sind  aus  Klinkern  in  Zement  gemauert 
herzustellen,  die  grossen  aus  Zementrönren,  die  übrigen  aus  gebrannten  Thonröhren 
In  den  Häusern  sollen  grundsätzlich  nur  eiserne  Röhren  Verwendung  finden. 

*)  Bei  schiffbaren  Oewässem  ist  auch  darauf  zu  achten,  dass  der  Schiffs- 
bevölkerung  einwandfreies  Trinkwasser  an  den  Anlagestellen  und  Lagerplätzen 
zu  Gebote  steht. 

*)  Werden  zur  Lüftung  die  Regenabfallrohre  benutzt,  so  ist  darauf  zu 
achten,  dass  diese  vom  Dach  nicht  unterhalb  von  Fenstern,  sondern  wenigstens 
3  m  davon  ausmünden. 

«)  Die  chemische  und  bakteriologische  Untersuchung,  sowie  die  Fest- 
stellung der  Flora  und  Fauna  geschieht  am  besten  in  einem  staatlichen  Unter- 
suchungsamt, hygienischen  Institute  oder  in  der  Versuchsstation  für  Wasserver- 
sorgung und   Abwässerbeseitigung  in   Berlin.    Das  Ergebniss  der  chemischen 


—  441    — 

sowie  das  Plankton  (die  darin  vorhandene  niedrige  Pflanzen-  und 
Thierwclt,  —  Flora  und  Fauna)  festzustellen.  Auch  der  Boden 
des  Vorfluthers,  namentlich  etwaige  Schlammablagerungen  auf 
diesem,  sind  chemisch,  bakteriologisch  und  biologisch  zu  unter- 
suchen; desgleichen  empfiehlt  es  sich  Wasserproben  in  Glas- 
flaschen bei  Zimmertemperatur  aufzubewahren,  um  ihre  Fäul- 
nissfähigkeit nachzuweisen,  oder  durch  Einsetzen  von  Fischen 
in  Wasserproben  deren  Lebensfähigkeit  zu  beobachten. 
Uebrigens  sei  hier  bemerkt,  dass  das  Fischsterben  nur  aus- 
nahmsweise und  zwar  dann  durch  Spüljauche  verursacht 
wird,  wenn  diese  zuviel  schädliche  Chemikalien  aus  Industrien, 
inbesondere  Säuren  und  Alkalien,  enthält,  oder  wenn  dem 
Wasserlauf  plötzlich  grosse  Mengen  von  Unrat,  Fäkalien,  Faser- 
stoffen usw.  bei  grossen  Niederschlägen  zugeführt  werden;  in 
letzterem  Falle  wird  das  Sterben  dann  durch  Erstickung  bedingt 

Aus  der  einschlägigen  Rechtsprechung  über  Kanalisa- 
tion, Reinhaltung  der  Gewässer  u.  s.  w.  sind  ausser  den 
bereits  (S.  410  u.  folg.)  erwähnten  gerichtlichen  Entscheidungen 
noch  die  nachstehenden  beachtenswerth: 

Polizeiverordnungen,  welche  die  Abführung  von  Schmutz- 
wasser aus  Entwässerungsanlagen  vorschreiben,  sind  rechtsgültig. 

Urtheil  des  Kammergerichts  vom  23.  Mai  1887. 

Die  Polizeibehörden  sind  berechtigt,  von  den  Grundstücksbesitzern  die 
Einreichung  von  Prospekten  über  den  Anschluss  ihrer  Grundstücke  an  die 
städtische  Kanalisation  zu  verlangen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  6.  Juni  1898. 

Die  Genehmigung  einer  Kanalisationsanlage,  durch  die  Jauche, 
Od)rauchs-  und  Klosettwasser  einem  Fluss  zugeführt  weraen  soll,  kann  aus  dem 
Grunde  versagt  werden,  dass  die  Anlage  versagen  und  in  Folge  dessen  eine 
Ableitung  ungereinigter  Abwässer  in  den  Fluss  erfolgen  könnte. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichtes  vom  29.  Oktober  1896: 

„Ob  nach  dem  Prospekt  eme  völlige  oder  eine  ausreichende  Reinigung 

des  Gebrauchs-  und  Klosettwassers  vor  der  Zuleitung  in  die  Saale  erreioibar 
sein  würde,  bedarf  nicht  erst  der  Feststellung.  Denn  dies  selbst  angenommen, 
so  bleibt  doch  immer  die  nicht  gerade  femliegende  Möglichkeit  bestehen,  dass 
die  Anlage  aus  irgend  welchen  Gründen  vorübergehend  versagt,  und  also  zeit- 
weilig die  Abwässer  ungereinigt  zuf Hessen,  ohne  dass  dies  alsbald  erkennbar 
wird.  Dass  dem  Kläger  schon  mit  Rücksicht  auf  diese  Möglichkeit  die  Ge- 
nehmigung für  die  Zuleitung  kurz  vor  dem  Ueberfallwehr  versagt  worden  ist, 
war  nicht  unberechtigt.  Es  ist  anzuerkennen,  dass  in  der  Nähe  des  Ueberfall- 
wehres  die  Reinhaltung  des  Russes  dringend  geboten  ist,  weil  in  Folge  der  An- 
stauung die  Verunreinigung  des  Wassers,  wie  auch  die  Ansammlung  der  Sink- 
stoffe gerade  auf  dieser  Strecke  sich  in  erhöhtem  Maasse  durch  die  Erzeugung 
von  üblen  Gerüchen  und  wohl  auch  von  Krankheitserregern  fühlbar  machen  muss. 
G^enüber  den  Klosettwässem  ist  namentlich  die  weitgehendste  Vorsicht  geboten. 

Ob  der  Saale  auf  dieser  Strecke  schon  durch  den  Dorf-Kanal  ungereinigtes 
Wasser  zugeführt  wird,  kann  dahingestellt  bleiben.  Hierauf  allein  Hesse  sich 
dn  Anspruch  des  Klägers  auf  Zulassung  seiner  Abwässer  auch  in  ungereinigtem 
Zustande  nicht  gründen.  An  der  Befugniss  der  Behörden,  der  weiteren  Verun- 
reinigung entgegenzutreten,  wird  hierdurch  nichts  geändert.  Dass  diese  Befugniss 
für  den  Kegierungs-Präsidenten  aber  schon  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Cabinets- 
ordre  vom  24.  Febr.  1816  (G.  S.  S.  108)  begründet  ist,  nimmt  der  Kläger  zu 
Unrecht  in  Abrede.    Die  hier  getroffene  Anordnung:  »dass  Niemand,  der  eines 

Untersuchung  wird  als  ein  befriedigendes  bezeichnet  werden  können,  wenn  sich  eine 
Beseitigung  der  suspendirten  Stone,  eine  Abnahme  der  gelösten  organischen  und 
insbesondere  eine  Mineralisirung  der  gelösten  stickstoffhaltigen  Stoffe,  also  eine 
erhebliche  Abnahme  des  zur  Oxydation  erforderlichen  Sauerstoffs  und  bedeutende 
Zunahme  von  salpetriger  und  Salpetersäure  ergiebt. 


—   442    — 

Flusses  zu  seinem  Gewerbe  sich  bedient,  Abgänge  in  solchen  Massen  in  den 
Fluss  werfen  darf,  dass  derselbe  dadurch  nach  dem  Urtheil  der  Provinzialbehörde 
erheblich  verunreinigt  werden  kann,*  ist  dem  Sinn  und  Wortlaut  nach  auch 
für  die  Falle  der  Zuleitung  des  in  Folge  des  Gewerbebetriebes  angesammelten 
Schmutzwassers  —  und  hierum  handelt  es  sich  bei  der  Anlage  des  Klägers  — 
maassgebend.  Ein  Recht  auf  die  Zuleitung  des  Gebrauchs-  und  Klosettwassers 
in  ungereinigtem  Zustande,  wofür  ihm  die  Genehmigung  versagt  ist,  hat  der 
Kläger  hiemach  nicht,  und  eine  hiervon  abweichende  Auffassung  ist  auch  in 
dem  Bezug  genommenen  Urtheil  des  Reichsgerichts  nicht  vertreten." 

Die  Polizeibehörde  ist  befugt,  der  städtischen  Verwaltung  die  gesund- 
heitsgefährliche   Benutzung  der   städtischen   Kanalisationsanlage 
zu  verbieten. 
Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichtes  (III.  Sen.)  vom  19.  Oktober  1896: 

„In  der  Verfügung  wird  die  jetzige  Art  und  Weise  der  Abführung  der 
städtischen  Abwässer,  weil  diese  „stark  mit  Abgängen  des  menschlichen  Lebens* 
gemischt  und  deshalb  als  Träger  von  Ansteckungsstoffen  der  menschlichen  Ge- 
sundheit ausserordentlich  getänrlich"  seien,  eine  Aenderung  erfahren  .  .  .  Der 
nicht  misszu verstehende  Sinn  der  polizeilichen  Anordnung  ist  demnach,  dass  die 
jetzige  Art  der  Ableitung  der  Abwässer  verboten,  und  die  Einführung  der  Ab- 
wässer in  die  D.  nur  gestattet  wird,  wenn  durch  von  der  Klägerin  zu  veranlassende 
Vorrichtungen  die  Sinkstoffe  zur  Niederschlagung  gebracht  und  desinfizirt  werden. 
Der  materielle  Inhalt  der  Verfügung  liegt  also  in  dem  Verbote  der  Benutzung 
der  städtischen  Kanalisationsanlage  in  der  bisherigen  gesundheitsgefährlichen 
Weise.  Wie  die  Klägerin  dem  Abwasser  die  Gesundheitsgefährlichkeit  zu  nehmen 
hat,  ist  nicht  polizeilich  angeordnet. 

Die  Annahme  des  ersten  Richters,  dass  die  Abwässer  auch  menschliche 
Exkremente  enthalten,  ist  allerdings  nicht  zutreffend ....  Dieser  Umstand  ist 
aber  an  sich  nicht  von  Ausschlag  gebender  Bedeutung,  da  auch  die  jetzt  ein- 
geführten Wässer  infektiös,  d.  h.  gesundheitsschädlich  wirken  können,  weil  sie 
alle  Stoffe  enthalten,  die  in  der  menschlichen  Wäsche  sich  anhäufen  .  .  .  Nach 
dem  von  den  Sachverständigen  geschilderten,  von  der  Klägerin  nicht  bemängelten 
Abflussverhältnissen  der  D.  ist  anzunehmen,  dass  bei  niedrigem  Wasserstande 
sich  stark  belästigende  Fäulniss  im  Flussbette  entwickelt,  und  die  in  den  Ab- 
wässern enthaltenen  Mikroorganismen  die  Ansteckung  der  Uferbewohner  herbei- 
zuführen geeignet  sind.  Damit  waren  die  Voraussetzungen  für  das  Ein- 
schreiten der  Polizei  gegeben.* 

Im  sanitätspolizeilichen  Interesse  kann  dem  Eigenthümer  eines  Grund- 
stückes polizeilicherseits  die  Beseitigung  einer  Rohrleitung,  durch  die 
Wirthschaftswässer  in  das  Gemeindestrasse-Entwässerungsrohr  und  durch  dieses 
in  einen  Fluss  geleitet  werden,  untersagt  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  14.  Dezember  1894. 

Die  Polizei  kann  die  Beseitigung  des  Anschlusses  eines  Pissoirs 
an  eine  Rohrleitung  fordern,  die  zur  Ableitung  der  Hauswässer  in  einen  Graben 
dient,  wenn  der  Anschluss  des  Pissoirs  als  eine  der  Ursachen  des  gesundheits- 
gefährlichen Zustandes  des  Grabens  anzusehen  ist. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  4.  Januar  1899. 

Befugniss  der  Polizei,  die  Beseitigung  einer  in  einen  Graben 
mündenden  unterirdischen  Kanal  an  läge  zu  verlangen,  wenn  eine  solche  Be- 
seitigung zur  Abwendung  von  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  des 
Publikums  geboten  ist. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (IH.  S.)  vom  8.  Februar  1899. 

Die  Gemeinde  ist  entschädigungspflichtig,  wenn  in  Folg:e  miss- 
bräuchlicher  Benutzung  der  städtischen  Kanalisation  verunreinigende 
Abwässer  auf  benachbarte  Grundstücke  abgeführt  werden. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  (V.  Z.  S.)  vom  15.  Dezember  1900. 

Die  bisher  geduldete  Benutzung  einer  öffentlichen  Strasse  zur 
Entwässerung  angebauter  Häuser  kann  polizeilich  auf  Grund  des  §  10, 
Th.  11  Tit.  17  A.  L.  R.  verboten  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  11.  Juli  1898. 
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Die  thatsächliche  Verwendung  eines  Grabens  zur  Abführung  un- 
reiner Flüssigkeiten,  z.  B.  seitens  der  Stadt  als  Theil  der  städtischen  Ent- 
wässerung, hat  mr  den  Unternehmer  die  polizeilich  erzwingbare  Verbindlichkeit 
zur  Folge,  für  eine  dem  öffentlichen  Gesundheitszustände  unnachtheilige  Be- 
schaffenheit der  von  ihm  benutzten  Anlage  Sorge  zu  tragen.  Eine  Verpflichtung 
der  Behörde  sich  nur  an  den  Eigenthümer  des  Grabens  zu  halten,  besteht  nicht. 
Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  15.  April  1884: 
»Die  angeordnete  Reini^ng  und  Spülung  hat  keinen  anderen  Gegenstand 
und  Zweck,  a&  der  Stadt  die  von  ihr  unternommene  und  fortgesetzte  At)- 
leitung  der  mitteist  städtischer  Entwässerungsanstalten  abg;eleiteten  Effiuvien 
aus  den  Gräben  in  einer  der  Gesundheit  unnachtheiligen  weise  zur  Pflicht  zu 
zu  madien ;  das  liegt  durchaus  innerhalb  der  gesetzlichen  Befugnisse  der  Polizei 
und  ein  dementsprSdiendes  Verhalten  ebenso  innerhalb  der  gesetzlichen  Pflicht 
der  Stadtgemeincie,  auch  dann,  wenn  der  Graben  im  Eigenthum  Dritter  steht." 

Die  Kanalisirung  eines  Grabens  und  Errichtu  ng  von  Klär-  und 
Desinfektionsani a^en  behufs  Abwendung  gesundheitlicher  Gefahren  fällt 
nicht  unter  den  Begriff  der  Räumung  und  kann  deshalb  von  dem  zu  dieser 
Verpflichteten  nicht  gefordert  werden. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  Januar  1881. 

Dadurch,  dass  einem  Graben,  der  ursprünglich  zur  Abführung  von 
Grund-  und  Niederschlagswasser  bestimmt  war,  auch  Haus-,  Wirth- 
schafts-  und  Kloakenwässer  zugeführt  werden,  wird  die  Reinigungs- 
pflicht der  Eigenthümer  des  Grabens  der  Polizei  gegenüber  nicht  beseitigt. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  25.  September  1897, 
4.  November  1899  und  19.  Dezember  1900. 


Gemeinden  können  zur  Herstellung  von  Einrichtungen  zur  Ab- 
fangung von  Schmutzwässern  im  Interesse  der  Reinhaltung  von 
Wasser  laufen  nur  insoweit  angehalten  werden,  als  hierzu  verpflichtete  Dritte 
nicht  vorhanden  sind. 

Handelt  es  sich  um  einen  Privatfluss  oder  -Graben,  so  lässt  sich 
dem  sanitätspolizeilichen  Missstande  durch  Räumung  gemäss  §  7  des  Privat- 
flussgesetzes vom  28.  Februar  1843  oder  §  100  Allg.  L.  R.  Th.  I,  Tit.  8  ab- 
helfen, da  der  zu  seiner  Räumung  verpflichtete  Dritte,  in  jedem  Falle  aber  Urheber 
der  Verunreinigung  vorhanden  sind.  Dabei  kann  jedoch  der  einzelne  Urheber, 
beim  Vorhandensein  mehrerer,  nur  für  sein  Antneil  an  der  Verunreinigung 
verantwortlich  gemacht  werden. 

Den  zur  Räumung  eines  Wasserlaufes  Verpflichteten  kann  aber 
nicht  die  weitergehende  Pflicht,  Sammelkanäle  zur  Abfangung  der  Schmutz- 
wasser oder  Klärbassins  einzurichten,  auferlegt  werden. 

Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  10.  September  1891, 
22.  Dezember  1894,  19.  September  1895,  23.  Juni  1897  und  31.  Mai  1899. 

Die  Polizeibehörde  kann  von  einer  Stadtgemeinde  die  Beseitigung  des 
gesundheitsgefährlichen  Zustandes  eines  Stadtgrabens  verlangen. 
Gesundheitliche  Gefahr  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  einem  gesundheit- 
lichen Nothstand. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  26.  Novbr.  1896: 
»Es  ist  der  Stadtgemeinde  nicht,  weil  sie  hinsichtlich  des  Stadtgrabens 
eine  dauernde  Räumungspflicht  habe,  die  Beschaffung  von  Vorfluth  aufgegeben, 
sondern  es  ist  von  ihr  die  Beseitigung  eines  gesundheitsgefährlichen  und  des- 
halb polizeiwidrigen  Zustandes  als  von  der  Urheberin  desselben  verlangt  worden. 
Ob  noch  andere  Eigenthümer  an  der  Verunreinigung  des  Grabens  betheiligt  und 
zu  dessen  Reinigung  verpflichtet  sind,  ist  unwesentlich;  zur  Begründung  der 
Verbindlichkeit  des  Urhebers,  den  gesundheitlichen  Zustand  zu  beseitigen,  ist 
für  genügend  erachtet  worden,  dass  er  in  wesentlicher  Weise  zur  Herbeiführung 
des  Zustandes  mitgewirkt  hat.  Ebenso  unerheblich  ist  es,  dass  verschiedene 
Eigenthümer  die  Reinigung  nicht  dulden  wollen  ....  Dass  die  Feststellungen 
des  Vorderrichters,  wonach  der  Stadtgraben  sich  in  einem  gesundheitsgefähr- 
lichen Zustande  befindet  und  dieser  von  der  Klägerin  zu  einem  wesentlichen 
Theile  mit  verursacht  worden  ist,  auf  einem  Rechtsirrthum  beruhen  oder  am 
wesentlichen  Mangel  des  Valahrens  leiden,  ist  weder  aus  den  Ausführungen  der 
Klägerin,  noch  sonst  ersichtlich.    Wenn  die  Klägerin  geltend  macht,  es  sei  keine 
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Oesttndhdtsgcfahr  vorhanden,  weil  der  heutige  Zustand  des  Wassergrabens  set 
Menschengedenken  bestehe,  und  dieser  bisher  und  noch  heute  bestehende  Zustand 
keine  Oenhr  für  das  Publikum  oder  dessen  Mitglieder  enthalte,  so  stimmt  dies 
mit  dem  Outachten  des  Kreisphvsikus  Dr.  B.  nicht  fiberdn;  ...  wie  dem  jedoch 
nun  sein  möge,  jedenfalls  wenfe  aus  jenen  Ausführungen  dodi  nur  folgen,  dass 
die  Polizei  sdion  längst  hätte  einschreiten  sollen,  nicht  aber,  dass  keine  Gefahr 
im  Sinne  des  §  IV  Tit  17  Th.  II  des  Allg.  L.  R.  besteht  Die  Klägerin  scheint 
eine  solche  Gdahr  mit  einem  hiervon  vmchiedenen  plötzlichen  Nothstand  zu 
verwechseln.« 


Verpflichtung  der   Stadt   zur   Räumung   eines   Staudeiches  oder 
Grabens,  der  durch  städtische  Kanalwässer  verechlammt  wird. 
Urtheile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  8.  April  u.  19.  Septbr.  1895. 


Räumung    eines  Teiches.     Der  Eigenthümer  muss  einen  Teich  in 
einem  mit  dem  Gemeinwohl  verträglichen  Zustande  erhalten. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts (III.S.)  vom  15.0ktoberl898: 
»Dass  der  Teich  in  seinem  gegenwärtigen  verunreinigten  Zustande  zu 
gesundheitlichen  Gefahren  für  die  Nachbarschaft  führt  und  die  angeordnete 
Schlämmung  desselben  daher  geboten  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Nach  der 
konstanten  Rechtsprechung  des  Gerichtshofes  ist  aber  der  Eigenthümer  öffent- 
lich rechtlich  verpflichtet,  sein  Eigenthum  jederzeit  und  dauernd  in  einem  mit  dem 
Gemeinwohl  verträglichen  Zustande  zu  erhalten  und  nur  so  zu  benutzen,  dass 
polizeilich  zu  schützende  Interessen  nicht  beeinträchtigt  und  gefährdet  weiden. 
An  dieser  Verpflichtung  wird  dadurch  nichts  geändert,  dass  der  gesundheitsge- 
fährliche Zustand  des  klägerischen  Teiches  möglicherweise  durch  die  Zersetzung 
übehiechender  Abwässer  seitens  der  Nachbarn  des  Klägers  herbeigeführt 
worden  ist« 


Die  Polizei  ist  berechtic;t,  die  Beseitigung  des  in  einem  Teich  be- 
findlichen, mit  gesundheitsschädlichen  Stoffen  durchsetzten 
Schlammes  anzuordnen.  Dieselbe  kann  sowohl  dem  Eigenthümer,  als  dem 
Urheber  aufgegeben  werden. 

Urlheile  des  Oberverwaltungsgerichtes  vom  14.  Februar  1900 
und  14.  November  1901. 


Die  Ortspolizeibehörde  ist  berechtigt,  bei  Mündung  des  Küchenab- 
flussrohres  in  einen  öffentlichen  Wasserlauf  im  gesundheitspolizeilichen 
Interesse  die  Herstellung  geeigneter  Vorrichtungen  z.  B.  einer  vor- 
schriftsmässigen  Schlammkiste  mit  festem  Deckel  zu  verlangen,  damit  die  Ab- 
lagerung der  Sinkstoffe  vor  dem  Einlaufen  in  den  Wasserlauf  er- 
igen kann. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom    l.  Juli  1896. 


lag 
fo& 


Verbot  des  Ablassens  von  unzureichend  gereinigtem  Abwasser 
einer  Malzfabrik  in  einen  Fluthgraben. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (III.  S.)  vom  19.  Januar  1901. 


Verbot,  das  in  Gerbereien  benutzte  Wasser  in  Flüsse  abzuleiten. 
Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichtes  (III.S.)  vom  20.  Mai  1901: 
»Das  Inkrafttreten  derGesetzes^timmung  ist  nach  §  3  des  Gesetzes  vom  28. 
Febr.  1843  über  die  Benutzung  der  Privatflüsse  schon  dann  zulässig,  wenn  durch  die 
von  der  Beklagten  untersagte  Zuleitung  eine  erhebliche  Belästigung  des  Publi- 
kums verursacht  wird.  Das  ist  aber  der  Fall,  denn  die  Kläger  stellen  nicht  in 
Abrede,  dass  dem  Kalkgraben  üble  Gerüche  entsteigen.  Dass  diese  die  Anwohner 
in  hohem  Grade  schädigen  und  eine  Belästigung  im  Sinne  des  §  3  des  Privat- 
flussgesetzes herbeiführen,  kann  nach  den  zahllosen  B^chwerden  und  den 
Feststellungen  der  Sachverständigen  einem  Zweifel  nicht  unterliegen.  Nach  dem 
Ei]gebniss  des  Beweisverfahrens  muss  femer  angenommen  werden,  dass  die 
Kläger  zur  Verunreinigung  des  Kalkgrabens  in  wesentlicher  Weise  beitragen; . . . 
Das  polizeiliche  Einschreiten  gegen  sie  wird  aber  nicht  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  sie  nicht  die  alleinigen  Urheber  des  polizeiwidrigen  Zustandes  sind,  sondern 
zu  diesem  auch   von  anderer  Seite  beigetragen  wird.    Ebensowenig   kann   es 
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darauf  ankommen,  dass  bei  Nichteinführung  der  Abwässer  aus  den  klägerischen 
Gerbereien  die  Belästigung  noch  nicht  aufhört  Die  Polizeibehörde  kann  jedem 
Miturheber  aufgeben,  dass  er  seinerseits  das  unterlässt,  wodurch  er  zu  dem 
polizeiwidrigen  Zustand  wesentlich  beiträgt." 

Ein  polizeiliches  Verbot,  Abwässer  einer  Färberei  in  einen  offenen 
Graben  zu  leiten,  ist  berechtigt,  wenn  durch  diese  Abwässer  nicht  nur  eine 
Belästigung,  sondern  eine  Gesundheitsgefahr  bedingt  wird. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  (IIL  Sen.)  v.  10.  Oktober  1901: 

.  .  .  »Dem  Kläger  ist  nun  die  Einleitung  solcher  Abwässer  in  den  kleinen 
Graben  der Strasse  verboten,  die  geeignet  sind,  zu  dem  nach  den  Ergeb- 
nissen der  Beweisaufnahme  thatsächlich  vorhandenen  gesundheitsgefährlidien 
Zustande  des  Grabens  beizutragen.  Ist  nun  der  Kläger  Miturheber  dieses  Zu- 
Standes  dadurch  gewesen,  dass  er  in  den  Graben  Abwässer  einleitete,  die  zu 
dem  Zustande  beitrugen,  so  konnte  ihm  die  Einleitung  nach  dem  §  10  Tit  17 
Th.  II  der  Allg.  L.  R.  untersagt  werden,  gleichviel,  ob  gegen  die  übrigen  Ur- 
heber ebenfalls  vorgeschritten  worden  ist  oder  nicht,  und  ob  dadurch,  dass  er 
allein  die  Einleitunc;  unterlässt,  die  Gesundheitseefahr  beseitigt  wird. 

Richtig  ist,  dass  blosse  Belästigungen  das  Verbot  noch  nicht  zu  begründen 
vermochten.  Es  liegt  aber  nicht  nur  eine  Belästigung  vor,  sondern  eme  Ge- 
sundheitsgefahr dural  die  Ausdünstungen  des  innerhalb  dichtbebauter  und  stark 
bevölkerter  Strassen  und  unmittelbar  an  Wohnhäusern  entlang  fliessenden  Grabens, 
wenn  nicht  in  unmittelbarer  Weise,  so  doch  jedenfalls  deshalb,  weil  die  An- 
wohner durch  die  in  der  heissen  Jahreszeit  aus  dem  Graben  aufsteigenden  Dünste 
und  Gerüche  gezwungen  werden,  die  Fenster  ihrer  Wohnungen  geschlossen  zu 

halten Dass  endlich  das  Grundstück  des  Klägers  sein  natürliches  Gefälle 

nach  dem  Graben  hat,  giebt  ihm  noch  kein  Recht  darauf,  durch  die  Einleitung 
unreiner  gewerblicher  oder  wirthschaftlicher  Abwässer  zu  einer  Gefährdung  der 
Gesundheit  seiner  Mitbürger  mitzuwirken." 

IV.  Müllbeseitigung.    Strassenhygiene. 
k.  Millbmitigung. 

Der  sogenannte  Müll  setzt  sich  aus  dem  Haus-  und  Strassen- 
kehricht  sowie  Abfällen  gewerblicher  Anlagen  usw.  zusammen;  er 
besteht  danach  meist  aus  Asche  und  Kehricht,  Abfällen  wirthschaft- 
licher (Küchenabfällen  usw.),  landwirthschaftlicher  und  gewerb- 
licher Art  Daraus  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  er  in  hygieni- 
scher Hinsicht  als  ein  sehr  bedenkliches  Material  angesehen 
werden  muss,^)  das  in  Bezug  auf  Aufsammlung  am  Entstehungs- 
orte, Portschaffung,  Aufstapelung  und  schliessliche  Verwerthung 
besondere  Vorsichtsmaassregeln  erfordert  Dahin  gehört  in  erster 
Linie  Aufsammlung  in  wasserdichten,  überdeckten  und  feuer- 

^)  In  einem  von  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Me- 
dizinalwesen unter  dem  11.  Oktober  1899  erstatteten  Gutachten  (Referenten: 
Rubner  und  Schmidtmann)  heisst  es:  »Müll  ist,  welcher  Herkunft  er  auch  sein 
mag,  als  ein  vom  sanitären  Standpunkt  bedenkliches  Material  zu  betrachten, 
welches  nicht  nur  der  Träger  von  allerlei  Infektionsstoffen  sein  kann,  sondern 
auch  je  nach  Beschaffenheit  gelegentlich  günstige  Wachsthumsbedingungen  für 
weniger  anspruchsvolle  Krankheitserreger  bietet,  zum  Mindesten  aber  dieselben 
länger  in  wirksamer  Qualität  beherbergen  kann.  Abgesehen  hiervon  giebt  Müll 
recht  häufig  zu  einer  unleidlich  stinkenden  Zersetzung  des  organischen  Materials 
Anlass,  und  die  gasförmigen  Emanationen  sind  ebenso  wie  die  in  den  Sommer- 
monaten von  hier  ausschwärmenden  Fliegen  und  die  an  solchen  Plätzen  sich 
sammelnden  Ratten  von  der  Nachbarschaft  mit  Recht  gefürchtet.  Die  Zer- 
störung der  organischen  Substanzen  und  ihre  endgültige  Mineralisirung  lässt 
lange  auf  sich  warten,  und  man  stösst  oft  noch  naoi  zwei  Jahrzehnten  bei  der 
Umarbeitung  solcher  Plätze  auf  fäulnissfähiges  Material,  das  alsbald,  indem  es 
mit  der  warmen  Luft  in  Berührung  gelangt,  mit  Schnelligkeit  in  stinkende 
Fäulniss  übergeht«.  (Viertel),  f.  gerichl.  Mediz.  u.  s.  w.;  N.  F.,  XIX  B.,  2.  H.  1900. 
Seite  317.) 
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festen  Gruben  oder  in  eisernen,  mit  Deckeln  versehenen  Tonnen, 
Kästen  usw.  auf  den  betreffenden  Grundstücken,  sowie  staub- 
freie und  genügend  häufige  Portschaffung  (2mal  wöchentlich) 
am  besten  in  überdeckten,  eigens  dazu  konstruirten  Wagen, 
bei  deren  Benutzung  die  Fortschaffung  auch  am  Tage  erfolgen 
kann.  Binschüttung  von  Müll  in  Strassenkanäle,  um  ihn  auf 
diese  Weise  fortzuschlemmen,  ist  unzulässig,  dagegen  ist  gegen 
die  Beseitigung  des  Schnees  auf  diesem  Wege  nichts  einzuwenden. 
—  Nothwendig  ist  weiterhin  eine  zweckmässige  Lage,  Einrichtung 
und  Betrieb  der  Lagerplätze  —  genügende  Entfernung  von 
bewohnten  Städten,  Verkehrsstrassen,  Brunnen,  Wasserläufen, 
geschützte  Lage  sowohl  gegen  vorherrschende  Windrichtung 
(durch  Baumpflanzungen),  als  gegen  Ueberschwemmungen,*) 
Ueberdeckung  des  Mülls  womöglich  nach  jeder  Abladung 
mit  Erde,  Verhinderung  des  Aussuchens  (durch  Kinder, 
Lumpensammler  usw.)  an  den  Abladeplätzen  usw.  —  sowie 
einwandsfreie  Verwerthung.  Der  vielfach  allgemein  üblichen 
landwirthschaftlichen  Verwerthung  des  Mülls  stehen  an  sich 
keine  hygienische  Bedenken  entgegen,  vorausgesetzt,  dass  er 
sofort  untergepflügt,  bei  einer  provisorischen  Lagerung  mit 
Erde  bedeckt  oder  kompostirt  wird,  so  dass  ein  Verwehen 
und  Verstreuen  ausgeschlossen  ist  Desgleichen  lässt  sich  gegen 
das  Ausfüllen  von  Wasserlöchem,  Gräben,  Bodenvertiefungen  usw. 
mit  Müll  nichts  einwenden,  wenn  diese  später  nur  als  Kulttir- 
und  nicht  als  Bauland  benutzt  werden  sollen.  Dagegen  ist  die 
Benutzung  von  Müllablagerungsplätzen  —  alten  Festungs- 
gräben usw.  —  als  Bauland  erst  nach  einer  möglichst  lang  zu 
bemessenen  Frist  —  mindestens  10  besser  15  —  20  Jahre  —  zu 
gestatten. 

Eine  recht  zweckmässige  Polizeiverordnung  über  Ab- 
fuhr und  Lagerung  von  Müll  hat  der  Königl.  Reprierungs- 
Präsident  in  Potsdam  für  einzelne  Theile  der  Kreise  Teltow  und 
Niederbarnim  (Umgegend  von  Berlin)  unter  dem  15.  Februar  1900 
erlassen,  die  folgenden  Wortlaut  hat: 

«§§  1  u.  2.    Der  Inhalt  dieser  §§  interessirt  hier  nicht. 
§  3.    Die  mittelst  Fuhrwerks,  Handwagen  und  Karren  erfolgte  Beförde- 
rung, das  Abladen  und  die  Lagerung  v?n: 
a)  Küchen-   und  Fleischabfällen,   Müll,   Asche,   Schlacken,  Abraum,  Schutt. 
Kehricht,  Modder,  Kanalisationsschlamm,  Scherben,  Fabrikabgängen  und 
von  anderen  ähnlichen,  sowie  von  allen  übelriechenden  Stoffen,  mit  Aus- 


»)  In  dem  vorher  erwähnten  Gutachten  (S.  445,  Anm.  1 )  kommen  die  Referenten 
zu  dem  Schluss,  dass  eine  allgemeine  Erlaubniss  zur  Anlage  derartiger  Plätze  im 
Ucbcrschwemmungsgebiete  in  keiner  Weise  zu  befürworten,  sondern  jeder 
Fall  nach  lokalen  Verhältnissen  zu  entscheiden  sei.  Maassgebend  für  diese  Entscheidung 
müsse  sein:  »die  Ausdehnung  und  Tiefe  der  Lagerstätte,  die  Wasserführung  des 
Flusses,  sowie  die  Art  seiner  Benutzung  flussabwärts,  die  Mächtig:keit,  Häufig- 
keit und  Eintrittszeit  des  Hochwassers,  die  chemische  und  physikalische  Be- 
schaffenheit des  Bodens,  die  mittlere  Tiefe  des  Grundwassers  unterhalb  des 
Ueberschwemmungsgebietes,  die  Lage  des  Müllplatzes  zu  benachbarten  Brunn  n, 
Wohnstätten  und  Ortschaften.«  Stets  sei  eine  Abdämmung  nach  dem  Flusse  zu, 
sowie  eine  Bedeckung  der  planirten  Fläche  mit  Erde  zu  fordern;  eine  etw.iige 
Benutzung  der  Abladeplätze  als  Bauplätze  dürfe  nicht  eher  gestattet  werden, 
als  bis  die  Zerstörung  der  organischen  Substanz  so  weit  vorgeschritten  sei,  wie 
in  dem  benachbarten  reinen  Boden. 
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nähme  rein  thierischen  Düngers,  sowie  des  von  Papierresten  gereifiigten 
Strassenkehrichts, 
b)  Schnee 
unterliegt  den  nachfolgenden  Bestimmungen: 

Beförderung. 

§  4.  Die  Beförderung  der  im  §  3  unter  a  bezeichneten  Stoffe  darf, 
sofern  diese  nicht  bereits  in  dicht  verschlossenen,  undurchlässigen  Behältern 
untergebracht  sind,  nur  mittelst  solcher  Wagen  geschehen,  die  mit  staubdichten 
Böden  und  Seitenwänden,  sowie  mit  dichtschliessenden  Deckeln  versehen  und 
während  der  Fahrt  dergestalt  dicht  verschlossen  sind,  dass  jede  Staubentwicke- 
lung durch  die  beförderten  Stoffe  und  jedes  Durchstreuen  derselben  ver- 
minen wird. 

Der  Regierungspräsident  ist  ermächtigt,  Abfuhrsysteme,  welche  den  An- 
forderungen des  Ateatzes  1  in  ausreichendem  Maasse  genfigen,  oder  welche 
ihnen  nicht  oder  nicht  mehr  entsprechen,  öffentlich  bekannt  zu  geben. 

Für  die  ordnungsmässige  Beschaffenheit  der  Wagen  sind  die  Besitzer, 
für  die  Befolgung  der  übrigen  Vorschriften  der  Führer  der  Wagen  verantwortlich. 

§  5.  Mit  Wagen,  die  zur  Beförderung  der  im  §  3  unter  a  bezeichneten 
Stoffe  benutzt  werden,  darf  innerhalb  der  Ortschaften  auf  Strassen,  Plätzen, 
Chausseen  und  Wegen,  sowohl  in  beladenem,  wie  in  unbeladenem  Zustande  nur 
im  Schritt  gefahren  werden. 

Die  wagen  müssen  in  einem  Abstände  von  mindestens  10  Metern  von 
einander  fahren. 

Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung,  wenn  nur  zwei  Wagen  gleich- 
zeitig fahren. 

§  6  Die  Ladung  der  zur  Beförderung  von  Schnee  auf  den  Strassen, 
Plätzen,  Chausseen  und  wegen  benutzten  Wagen  muss  derart  vertheilt  und  be- 
festigt sein,  dass  sie  weder  ganz,  noch  theilweise  herabfallen  kann. 

Für  die  Befolgung  dieser  Vorschrift  sind  die  Führer  der  Wagen  verant- 
wortlich. 

§  7.  Der  Führer  jedes  Wagens,  der  mit  dem  im  §  3  unter  a  und  b  be- 
zeichneten Stoffen  beladen  ist,  muss  eine  auf  seinen  Namen  lautende  Fahrkarte 
bei  sich  führen.  Der  Fuhrwerksbesitzer  ist  für  die  Befolgung  dieser  Vorschrift 
mit  verantwortlich. 

Die  Fahrkarte  wird  auf  den  Antrag  des  Fuhrwerksbesitzers  bei  der  Poli- 
zeibehörde des  Betriebsortes  desselben  ausgestellt;  sie  muss  den  Namen  und  die 
Wohnung  des  Fuhrwerksbesitzers  enthalten.  Behufs  ihrer  Ausstellung  ist  eine 
Bescheinigung  über  die  am  Wohnorte  des  Wagenführers  erfolgte  polizeiliche 
Anmeldung  desselben  vorzulegen. 

Lagerung. 

§  8.  Das  Abladen  und  die  üigerung  der  im  §  3  unter  a  angegebenen 
Stoffe  darf  n^r  auf  den  von  der  Ortspolizeibehörde  genehmigten  und  gemäss 
nachstehender  Bestimmungen  einzurichtenden  Abladeplätzen  erfolgen. 

Die  nachstehenden  Bestimmungen  finden  jedoch  keine  Anwendung  auf  das 
Abladen  von  Jauche  und  von  menschlichen  Exkrementen  zum  Zweck  der 
Düngung  landwirthschaftlich  genutzter  Ackerflächen,  sowie  auf  die  Verwendung 
von  Jauche  zur  Düngung  in  Oärtnereibetrieben,  soweit  das  Abladen  zur  Nacht- 
zeit erfolgt.  Die  Stoffe  müssen  innerhalb  24  Stunden  durch  Unterpflügen  oder 
Untergraben  mit  Erde  bedeckt  werden,  dürfen  jedoch  nicht  tiefer,  als  1  m  unter 
die  Fläche  des  umgebenden  Erdreichs  gebracht  werden. 

Als  Nachtzeit  gelten  die  Stunden  von  10  Uhr  Abends  bis  6  Uhr  Morgens. 

§  9.  Jeder  Unternehmer,  welcher  einen  derartigen  Abladeplatz  neu  ein- 
richten oder  einen  bereits  bestehenden  weiter  benutzen  will,  hat  vor  der  Er- 
öffnung oder  Fortsetzung  der  Benutzung  desselben  die  Genehmigung  der  zu- 
ständigen Polizei behöi  de  einzuholen.  Dem  Gesuche  ist  ein  Plan  in  doppelter 
Ausfertigung,  aus  welchem  Lage,  Ausdehnung  und  Umgebung  des  Platzes  deut- 
lich ersichtlich  sind,  sowie  eine  Erläuterung  gleichfalls  in  doppelter  Ausfertigung 
beizufügen.  Aus  der  Erläuterung  muss  genau  ersichtlich  sein,  wie  den  Vor- 
schriften dieser  Polizeiverordnung  genügt  werden  soll. 

Die  Genehmigung  zur  Weiterbenutzung  bestehender  Abladeplätze  ist  vor 
dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  nachzusuchen. 

§  10.  Jeder  Abladeplatz  muss  von  Eisenbahnen,  sowie  von  allen  öffentlichen 
Strassen ,  Plätzen ,  Chausseen ,  W^en  und  Brücken  mindestens  200  m  und  von 
den  nächstgelegenen  bewohnten  Gebäuden  mindestens  500  m  entfernt  sein. 
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Für  die  von  einer  Gemeinde  eingerichteten  Abladeplätze  können  die  Ent- 
fernungen des  Absatzes  1  nach  dem  Ermessen  der  Polizeibehörden  bis  auf  50 
bezw.  300  m  ermässigt  werden. 

§  11.  Die  Ausdehnung  eines  Abladeplatzes  darf  einen  Flächenraum  von 
10000  qm  nicht  überschreiten,  doch  ist  die  zuständige  Polizeibehörde  befugt, 
ausnahmsweise  eine  Ausdehnung  auf  einen  Qesammtflächenraum  von  höchstens 
20000  qm  zu  gestatten. 

Ist  das  reste^esetzte  Höchstmaass  erreicht,  so  darf  im  Umkreise  von  500  m 
ein  weiterer  Abladeplatz  nicht  angelegt  worden. 

§  12.  Jeder  Abladeplatz  muss  mit  einem  festen,  mindestens  2  m  hohen, 
durch  didit  an  einander  schliessende  Bretter  hergestellten  Zaun  umfriedigt  sein. 
In  dem  Zaune  muss  wenigstens  ein  jeder  Zeit  in  brauchbarem  Zustande  befind- 
liches, in  eisernen  Angeln  nängendes,  verschliessbares  Zufallstlior  angebracht  sein. 

Die  Abladestelle  muss  durch  den  Zaun  derartig  abgeschlossen  sein,  dass 
eine  Staubentwickelung,  sowie  ein  Umheriliegen  von  Papierschnitzeln  u.  s.  w. 
über  die  Grenze  der  Abladestelle  hinaus  ausgeschlossen  ist. 

§  13.  Die  Zufahrten  nach  einem  Abladeplatze,  sowie  die  Ein-  und  Aus- 
fahrten desselben  müssen  feste,  das  Erdreich  bedeckende  Fahrbahnen  bilden. 
Dieselben  sind  in  einem,  dem  beabsichtigten  Zwecke  entsprechenden  Zustande 
herzustellen  und  zu  erhalten. 

§  14.  Auf  jedem  Abladeplatze  muss  mindestens  eine  vom  Unternehmer 
anzustellende  Person  während  der  Zeit,  während  welcher  dort  abgeladen  wird, 
zum  Anweisen  und  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  ununterbrochen  an- 
wesend sein. 

Diese  Zeit  hat  der  Unternehmer  in  seinem  Genehmigungsgesuch  anzugeben. 

Aenderungen  der  Zeit  sind  der  Polizeibehörde  anzuzeigen. 

§  15.  Die  Genehmigung  (§  9)  kann  auch  versagt  werden,  wenn  der  Be- 
trieb vermöge  der  besonderen  örtlichen  Lage  oder  Beschaffenheit  des  Ablade- 
platzes trotz  Erfüllung  der  Vorschriften  der  §§  9  bis  14  erhebliche  Nachtheiie, 
Gefahren  oder  Belästigungen  für  die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter 
Grundstücke  oder  für  den  öffentlichen  Verkehr  herbeizuführen  geeignet  ist. 

§  16.  Die  Höhe  der  gelagerten  Stoffe  darf  2  m  nicht  übersteigen.  Ist 
diese  Höhe  erreicht,  so  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  die  gelagerten  Stoffe 
mit  einer  mindestens  0,30  m  hohen  Schicht  fester  Erde  zu  bedecken. 

Sand  oder  Grus  sind  als  Bedeckungsmaterial  unzulässig. 

§  17.  Wenn  ein  Abladeplatz  den  in  den  §§  10  bis  14  und  16  festge- 
setzten Anforderungen  nicht  mehr  entspricht,  so  ist  er  auf  Anordnung  der  Poli- 
zeibehörde zu  schliessen. 

8  18.  Das  Schaalen  (Aussuchen)  und  Fortschaffen  der  auf  einem  Ablade- 
platze lagernden  Stoffe  kann  von  der  Polizeibehörde  bei  einer  vorhandenen  oder 
zu  befürchtenden  Epidemie,  sowie  zu  Zeiten  anhaltender  Dürre  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  untersagt  werden. 

Das  einzdne  Verbot  gilt  höchstens  für  4  Wochen  und  verliert  seine  Gültig- 
keit, wenn  es  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit  nicht  erneuert  wird. 

§  19.  Die  Polizeibehörden  sind  befugt,  bei  eintretendem  Bedürfniss 
Desinfeldion  der  abgeladenen  Stoffe  anzuordnen. 

§  20.  Die  Polizeibehörden  sind  befugt,  aus  besonderen  Gründen  (z.  B. 
zwecks  Aufhöhung)  das  Abladen  und  Lagern  von  Bauschutt  an  bestimmten 
Stellen  ausserhalb  der  eieentlichen  Abladeplätze  zu  genehmigen,  sowie  die  Ver- 
wendung von  Asche  und  Formsand  zu  baulichen  Zwecken  zu  gestatten. 

^i  Ertheilung  der  Genehmigung  sind  die  erforderlichen  Bedingungen 
vorzuschreiben. 

§  21.  Der  Kreisausschuss,  in  Stadtkreisen  der  Bezirksausschuss,  ist  be- 
^St,  in  geeigneten  Fallen  Dispensationen  von  den  Bestimmungen  über  die 
Lagerung  (§  8  ff.)  zu  ertheilen. 

§  22.  Werden  entg^en  den  Bestimmungen  dieser  Polizeiverordnung, 
Stoffe  der  im  §  3  unter  a  angeführten  Art  abgeladen,  so  sind  die  Unternehmer, 
durch  dessen  Angestellte  oder  mit  dessen  Betriebsmitteln  dies  geschieht,  und  — 
in  zweiter  Reihe  -  der  Grundstückseigenthümer  verpflichtet,  auf  polizeiliche 
Aufforderung  binnen  24  Stunden  die  Stoffe  fortzuschaffen,  widrigenfalls  ausser 
der  Bestrafung  die  Fortschaffung  auf  Kosten  des  Verpflichteten  bewirkt 
werden  kann. 

§  23.  Schnee  darf  auf  öffentlichen  Strassen,  Plätzen,  Chausseen  und 
Wegen  nicht  abgeladen  und  gelagert  werden. 
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Die  zur  Ablagerung  bestimmten  Flächen  müssen  mindestens  40  m  von 
Wohngebäuden  entfernt  sein  und,  soweit  es  nach  polizeilichem  Ermessen  er- 
forderlich ist,  mit  den  nöthigen  Abzugsvorrichtungen  versehen  werden." 

Hygienisch  einwandsfrei  ist  die  allerdings  nur  in  grossen 
Städten  durchführbare,  mit  erheblichen  Kosten  verknüpfte 
Verbrennung  oder  Verschmelzung  des  Mülls  in  besonders 
dazu  eingerichteten  Oefen.  Nicht  so  einwandsfrei  ist  die  ma- 
schinelle Sortirung  des  Mülls,  bei  dem  die  aussortirten  Gegen- 
stände (Metall,  Glas,  Knochen,  Hom,  Lumpen,  Papier  u.  s.  w.) 
entweder  an  der  Sammelstelle  selbst  verarbeitet  oder  fest  ver- 
packt an  Fabriken  zur  Weiterverwendung  geschickt  oder  nach 
gründlicher  Reinigung  (z.  B.  Flaschen)  direkt  verkauft  werden, 
während  der  übrig  bleibende,  nicht  nutzbare  Rest  verbrannt 
wird.  Der  Betrieb  solcher  Anlagen  bedarf  zweifellos  einer  sorg- 
fältigeren Kontrolle,  als  die  MüU-Verbrennungs-  imd  Ver- 
schmelzungsanstalten. An  einzelnen  Orten  hat  man  auch  den 
Versuch  der  Sortirung  an  der  Aufsammlungsstelle,  also  auf  dem 
Hausgrundstücke  selbst,  gemacht.  Es  werden  hier  je  drei  ver- 
schiedene Behälter  —  einer  für  Speisereste  und  Küchenabfälle, 
ein  zweiter  für  Asche  und  Kehricht,  ein  dritter  für  Sperrstoffe  — 
aufgestellt,  und  der  Inhalt  getrennt  fortgeschafft,  um  dann  an 
den  Sammelstellen  in  gleicher  Weise  wie  bei  den  vorgenannten 
Anlagen  behandelt  zu  werden. 

In  allen  etwas  grosseren  Gemeinden  sollte  die  Müllabfuhr 
gemeindeseitig  übernommen  und  nicht,  wie  dies  bisher  selbst  in 
mittleren  Städten  noch  vielfach  üblich  ist,  den  Hausbesitzern  und 
Privatunternehmern  überlassen  werden. 


B.  StrasssnbygiBiL 

Von  dem  Gesammtgebiete  der  Strassenhygiene  sind 
bereits  mehrere  wichtige  Punkte:  Anlage,  Breite,  Richtung  u.  s.  w. 
der  Strassen,  Anlage  von  Vorgärten  und  öffentlichen  Plätzen,  Ent- 
wässerung der  Strassen,  Beseitigung  des  Strassenkehrichts,  An- 
strich der  Häuser,  u.  s.  w.  besprochen;  es  bleibt  demgemäss 
nur  noch  die  Besprechung  der  Strassen-Pflasterung  und  Strassen- 
Reinigung  übrig,  die  beide  für  die  Reinhaltung  der  Luft  und 
des  Bodens  nicht  nur  in  grösseren,  sondern  auch  in  kleineren 
Orten  von  grosser  Bedeutung  sind. 

Strassenpfiasterung,  Vom  hygienischen  Standpunkte 
aus  sind  diejenigen  Strassenbefestigungen  die  besten,  die  sich 
am  wenigsten  und  am  gleichmässigsten  abnützen,  möglichst  wenig 
Staub  und  Geräusch  verursachen,  sich  leicht  reinigen  lassen 
und  schnell  abtrocknen,  die  Verum-einigung  des  Untergrunds  am 
sichersten  verhindern  und  weder  zu  unangenehmen  Gerüchen, 
noch  zu  starker  Wärmestrahlung  im  Sonnenschein  Veran- 
lassung geben.  Allen  diesen  Anforderungen  entspricht  bis  jetzt 
eigentlich  keine  Befestigungsart;  am  wenigsten  genügt  in 
hygienischer  Hinsicht  das  namentlich  in  Dorfstrassen  und  kleinen 
Orten  wegen  seiner  Billigkeit  noch  allgemein  übliche  Kopf- 
steinpflaster, denn  es  ist  sehr  uneben,  hat  meist  grosse  und 
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tiefe  Fugen,  verursacht  demgemäss  sehr  viel  Geräusch  und 
lässt  sich  schwer  reinhalten.  Günstiger  liegen  die  Verhältnisse 
bei  dem  sogenannten  Reihenpflaster  aus  guten,  harten 
Granit-  oder  Basaltsteinen,  besonders  wenn  es  nicht  in  Kies 
verlegt  ist,  sondern  eine  Chaussirung  als  Unterlage  erhalten 
hat,  und  die  möglichst  engen  Fugen  mit  Zement  oder  Asphalt 
ausgegossen  sind.*)  Noch  besser,  namentlich  weniger  ge- 
räuschvoll als  das  Reihenpflaster,  ist  das  Kleinpflaster, 
das  aus  kleinen  unregelmässigen  Steinwurfeln  mosaikartig  auf 
Chaussirung  als  Unterlage  hergestellt  wird,  nur  geringe  Fugen 
hat,  eben  und  dauerhaft  ist  Chaussirung  (Steinschlag  mit 
Packlage)  —  nach  dem  Ingenieur  Mac-Adam  auch  Mak- 
adamisirung  genannt,  —  ist  zwar  ziemlich  geräuschlos,  empfiehlt 
sich  aber  wegen  der  grossen  Staub-  und  Schmutzbildung  in 
bebauten  Ortschaften  nur  für  ruhige,  wenig  befahrene  Strassen; 
ausserdem  ist  bei  dieser  Strassenbefestigungsart  die  Verwendung 
von  kalkhaltigen  Steinen  zu  vermeiden.  Dagegen  entspricht 
Zement-Makadam  in  Bezug  auf  Reinhaltung,  Geräusch- 
losigkeit, ebene  Beschaffenheit  u.  s.  w.  allen  Anforderungen; 
es  erhält  aber  häufig  Risse,  lässt  sich  schwer  aufbrechen 
und  repariren.  Dieser  Nachtheil  fällt  bei  dem  Asphaltpflaster 
fort:  Es  ist  geräuschlos,  völlig  eben  und  wasserdicht,  hat 
ein  sauberes  Aussehen,  lässt  sich  leicht  und  schnell 
reinigen,  trocknet  schnell  ab,  auch  seine  Abnutzung  ist 
gering.  Gleichwohl  ist  auch  diese  Strassenbefestigungsart 
mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  verhältnissmässig  er- 
hebliche Staubbildung,  die  starke  Wärmestrahlung  und  den  mit- 
unter recht  bemerkbaren  Asphaltgeruch  an  heissen  Tagen  hy- 
gienisch nicht  als  völlig  einwandsfrei  anzusehen;  dazu  kommt 
noch  seine  grosse  Glätte,  die  seine  Anwendung  nur  bis  zu 
einer  Steigung  von  1 :  70—80  gestattet.  Will  man  dem- 
nach bei  grosseren  Steigungen  ein  geräuschloses  Pflaster 
haben,  so  muss  man  Holzpflaster  wählen,  das  in  Bezug  auf 
Geräuschlosigkeit  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt,  aber  sowohl 
in  seiner  Anlage  als  Unterhaltung  sehr  theuer  ist,  da  es  sich 
verhältnissmässig  schnell  abnutzt.  Auch  sieht  es  nicht  sehr 
sauber  aus  und  ist  trotz  Bettung  in  Asphalt  und  Theer  nicht 
völlig  wasserdicht;  desgleichen  ist  seine  Reinhaltung  erschwert 
und  wird  immer  schwieriger,  je  mehr  das  Pflaster  durch 
ungleichmässige  Abnutzung  oder  durch  Fäulniss  einzelner  Holz- 
würfel seine  ebene  Beschaffenheit  einbüsst,  was  meist  schon 
ziemlich  bald  der  Fall  ist 

Für  die  Befestigung  der  Bürgersteige  eignen  sich  am 
besten  Thon-  oder  Zementplatten,  Klinker,  Asphalt  oder  Mosaik- 
pfiaster  aus  weicheren  Gesteinarten  (bes.  Kalkstein). 

Die  Reinhaltung  der  Strassen  wird  am  zweckmässigsten 
mit    der    Müllabfuhr    verbunden     und     gemeindeseitig    über- 

0  Zu  dem  Reihenpflaster  lassen  sich  auch  künstliche  Steine  verwenden, 
wenn  sie  die  erforderliche  Härte  und  Widerstandsfähigkeit  haben;  wie  z.  B. 
die  Mansfelder  Schlackensteine;  in  einzelnen  Gegenden,  (z.  B.  Ostfriesland) 
werden  auch  vielfach  sogenannte  Klinker  (besonders  hart  gebrannte  Ziegel- 
steine) dazu  benutzt 
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nommen.  Im  hygienischen  Interesse  liegt  es,  dass  alle 
schmutzigen,  insbesondere  übelriechenden  oder  der  Verwesung 
leicht  unterliegenden  Stoffe  und  Flüssigkeiten  von  den  Strassen 
femgehalten,  und  die  letzteren  von  dem  sich  sonst  natur- 
gemäss  durch  den  Verkehr  ansammelnden  Schmutze  regel- 
mässig imd  genügend  häufig  gereinigt  werden.  Dieses  Be- 
dürfniss  macht  sich  an  jeder  bewohnten  Strasse  geltend,  in 
dicht  bevölkerten  und  grosseren  Orten  selbstverständlich  in 
höherem  Maasse  als  in  kleineren  und  weitläufig  gebauten 
ländlichen  Ortschaften,  aber  auch  hier  sollte  doch  eine  min- 
destens wöchentlich  zweimalige  Strassenreinigung  verlangt  und 
daneben  für  einen  geregelten  Abfluss  der  Strassenwässer,  sowie 
für  ein  Verbot  jedes  Zuflusses  von  Düngerstatten  u.  s.  w.  auf 
die  Strassen  gesorgt  werden.  Jede  Strassenreinigung  soll  unter 
möglichst  wenig  Staubentwicklung  erfolgen,  was  am  sichersten 
durch  ausreichende  zu  vorige  Sprengung  der  Strassenoberfläche  und 
durch  Benutzung  vonStrassenkehrmaschinen  erreicht  wird.  Ueber- 
haupt  ist  namentlich  zur  trocknen  Jahreszeit  und  nicht  nur  an 
heissen  Tagen  auf  eine  möglichst  häufige  und  genügende 
Strasse n-Besprengung  hinzuwirken,  um  das  belästigende 
Staubaufwirbeln  zu  verhüten.  In  neuerer  Zeit  ist  zur  Staub- 
verhütung die  Besprengung  mit  Petroleum  (Amerika),  sowie 
die  Theerung  der  Strassen  (Guglielminetti  in  Italien, 
Schottelius  in  Deutschland)  empfohlen.  Die  Theerung  muss 
bei  trockenem  und  warmem  Wetter  geschehen;  die  Strassen 
müssen  in  gutem  Stande  und  vor  allem  ihre  Oberfläche  eben, 
trocken,  sauber  und  staubfrei  sein.  Der  Theer  wird  warm 
aufgetragen  und  2—3  Stunden  später  etwas  Sand  darüber  ge- 
streut Das  Verfahren  ist  jedoch  nicht  billig,  zumal  es  min- 
destens halbjährlich  wiederholt  werden  muss. 

Nicht  nur  für  die  Strassenpassanten  höchst  unangehm, 
sondern  auch  hygienisch  recht  bedenklich  ist  die  an  manchen 
Orten  noch  vielfach  übliche  Sitte  des  Ausschütteins  von 
Teppichen,  Tischtüchern  u.s.w.  aus  den  Fenstern;  gegen  eine 
derartige  Unsitte  muss  energisch  eingeschritten  und,  wenn 
wiederholte  öffentliche  Bekanntmachungen  und  Warnungen 
seitens  der  Polizeibehörde  ohne  Erfolg  bleiben  sollten,  ein  Ver- 
bot durch  Polizeiverordnung  erlassen  werden. 

Ein  weiteres  Erfordemiss  für  die  Reinhaltung  der  Strassen 
ist  die  Anlage  von  öffentlichen  Bedürfnissanstalten  in 
genügender  Zahl  und  zweckmässiger  Vertheilung  in  der  Nähe 
sehr  verkehrsreicher  Strassen  (Marktplätzen  u.  s.  w.).  Dass  Ge- 
meinden hierzu  durch  die  Polizeibehörde  gezwungen  werden 
können,  hat  das  Oberverwaltungsgericht  mehrfach  in  bejahen- 
dem Sinne  entschieden  (s.  S.  411);  die  Anstalten  müssen,  be- 
sonders in  grossen  Städten,  nicht  bloss  Pissoirs,  sondern  auch 
Aborteinrichtungen  enthalten,  desgleichen  ist  für  ständige  Auf- 
sicht und  geeignete  Bedienung  zu  sorgen. 

Hygienisch  nicht  unwichtig,  namentlich  mit  Rücksicht  auf 
die  Verhütung  von  Unfällen,  ist  eine  ausreichende  Be- 
leuchtung der  Strassen;  auch  dasBestreuen  der  Fusssteige 

29* 
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mit  Asche,  Sand  u.  s.  w.  bei  Glatteis,  die  Anordnung  von  Ein- 
friedigungen, sowie  das  Verbot  der  Verwendung  von 
Stacheldraht  zu  Einfriedigungen  an  der  Strassenseite  fallen 
unter  diesen  Gesichtspunkt. 

Zur  Durchführung  aller  dieser  Maassnahmen  stehen  der 
Polizeibehörde  und  damit  auch  dem  Medizinalbeamten,  der 
solche  erforderlichen  Falls  in  Anregung  zu  bringen  hat,  hin- 
reichend gesetzliche  Bestimmungen  zu  Gebote.  Dahin  gehören 
ausser  den  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  (s.  S.  46 — 48 
u.  52—55)  noch  §  73  d.  AUg.  L.  R.  Th.  Tit  8 1  (s.  S.  341),  §  366 
No.  8  u.  IQi)  sowie  §  367  No.  12  des  Str.  G.  B.  (s.  S.  340). 

Aus  dem  Gebiete  der  Rechtsprechung  sind  ferner  abge- 
sehen von  den  schon  vorher  angeführten  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen über  Vorgärten  und  den  Anstrich  der  Gebäude 
nach  der  Strassenseite  zu  (s.  S.  365  u.  366),  über  Gesundheits- 
gefährdung durch  Staub  (s.  S.  395),  über  Entwässerung  der 
Strassen  (s.  S.  410  u.  441)  und  Anlegung  von  öffentlichen  Be- 
dürfnissanstalten (s.  S.  411]  noch  folgende  zu  erwähnen: 

Die  Polizeibehörden  sind  oefugt,  Polizeiverordnungen  über  Anlegung 
und  Beschaffenheit  der  Bürgersteige  zu  erlassen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  15.  Januar  1879. 

Eine  Polizeiverordnung,  die  den  Eigenthümem  von  Orundstücken  resp. 
deren  Vertretern  die  Verpflichtung  zur  Reinigung  der  ihrem  Gebrauchs- 
rechte unterliegenden  Strasse  oder  eines  Theiles  derselben  auferlegt, 
steht  nicht  mit  dem  Gesetz  in  Widerspruch  und  ist  deshalb  rechtsverbindlich. 

Urtheil  des  Kammergerichts  vom  20.  Mai  1886. 


Das  Bestreuen  des  Bürgersteiges  bei  Glatteis  durch  die  Anlieger 
kann  polizeilich  vorgeschrieben  werden. 

Urtheil  des  Kammergerichts  vom  16.  Mai  1895. 


Verpflichtung  der  Gemeinde,  die  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden, 
von  ihr  zu  unterhdtenden  Plätze  und  Strassen  bei  durch  Witterungsverhält- 
nisse eingetretener  Glätte  -  Glatteis  -  mittelst  Bestreuens  oder  auf  andere 
Weise  gefahrlos  zu  machen.  Diese  Verpflichtung  besteht  aber  nicht  auch  für 
die  seitens  der  Gemeinden  in  städtischen  Anlagen   hergestellten  Spazierwege. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  (VI.  Z.  S.)  vom  18.  Januar  1900. 


Die  Anlage  von  Dachrinnen  kann  auf  Grund  des  §  6 f.  des  Polizei- 
verwaltungsgesetzes vom  6.  März  1850  polizeilich  gefordert  werden  zur  Be- 
seitigung eines  den  Verkehr  auf  öffentlicher  Strasse  belästigenden  Zu- 
standes  und  zur  Verhütung  von  Gesundheitsgefahren. 

UrtheiledesOberverwaltungsgerichts  vom  2.  Juni  1891,  10.  Sep- 
tember 1892  (s.  Anm.  1  auf  S.  348)  und  11.  November  1896. 

Die  Polizeibehörde  kann  verlangen,  dass  Dachabfallrohre  so  einge- 
richtet sind,  dass  sie  einen  ordnungsmässigen  Gebrauch  der  Bürger- 
steige ermöglichen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  14.  August  1897. 


1)  Nach  §  366  Str.  G.  B.  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder  mit  Haft 

bis  zu  14  Tagen  bestraft 

„8.  wer  nach  einer  öffentlichen  Strasse  oder  Wasserstrasse  oder  nach  Orten 
hinaus,  wo  Menschen  zu  verkehren  pflegen,  Sachen,  durch  deren  Umfallen 
oder  Herabfallen  Jemand  beschädigt  werden  kann,  ohne  gehörige  Befestigung 
aufstellt  oder  aufhängt,  oder  Sachen  auf  eine  Weise  ausgiesst  oder  auswirft, 
dass  dadurch  Jemana  beschädigt  oder  verunreinigt  werden  kann." 

10.  s.  S.  410. 
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Polizeilich  kann  die  Einfriedigung  eines  Grundstückes  auf  der 
Strassenseite  angeordnet,  aber  nicht  bestimmt  werden,  welches  Material  dazu  zu 
verwenden  ist. 

Urtheil  des  Obcrverwaltungsgerichts  vom  30.  Januar  1895. 

Ein  polizeiliches  Verbot  der  Errichtung  eines  Stacheldrahtzaunes  in 
unmittelbarer  Nähe  eines  öffentlichen  Weges  ist  zulässig. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  21.  April  1886. 

Die  Polizei  kann  die  Entfernung  von  Bienenständen  aus  der  Nähe 
von  öffentlichen  Strassen  verlangen. 

Urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  27.  Februar  1894. 

Die  Polizei  ist  berechtigt,  die  Beleuchtung  von  Privatstrassen  seitens 
der  Eigenthümer  zu  fordern. 

urtheil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  23.  November   1889. 

Schadenersatz  wegen  Gefährdung  der  Gesundheit  durch  mangelhafte 
Beleuchtung  eines  Weges. 

Urtheil  des  Oberlandesgerichts  Naumburg  vom  23.  Mai  1903: 
»Unterlässt  es  eine  Stadtgemeinde,  einen  für  den  öffentlichen  Fussgänger- 
verkehr  bestimmten  Weg  zu  einer  Abendzeit  zu  beleuchten,  während  der  all- 
gemeine öffentliche  Strassenverkehr  noch  besteht,  so  handelt  sie  grob  fahrlässig 
und  haftet  für  den  daraus  entstehenden  Schaden.  Das  gleiche  ist  der  Fall, 
wenn  sie  den  Verkehr  hindernde  Vorrichtungen  —  in  concreto  Drahtzaun  — 
an  Stellen  anbringt,  wo  solche  eriahrungsgemäss  nicht  vermutet  werden,  gleich- 
wohl aber  keine  ausreichenden  Sicherheitsmaassregeln  trifft,  um  das  Publikum, 
zu  dem  auch  die  Nichtortskundigen  gehören,  zum  mindesten  für  diejenige  Zeit, 
während  welcher  der  regelmässige  Strassenverkehr  zu  gewärtigen  ist,  vor  ^aden 
zu  bewahren* 
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Herzogl.  Bayerischer  Hof-  und  Erzherzogl.  Kammer -Buchhändler 
in  Berlin  W.  35,  Lützowstrasse  10. 


Adler,  Dr.  Otto,  Die  mang^elhafte  Qeschlechtsempfindung  des  Weibes. 

Anaesthesia   sexualis   feminarum.      Dyspareunia.     Anaphrodisia.      1904. 
Geh.  5  Mk.,  geb.  6  Mk. 
Bayer,   Prof.  Dr.  C,  Qrandrlss  der  ciiirurglsciien  Operationstecimik. 
Mit  212  Abbildungen.    1894.    Geh.  4.80  Mk.,  geb.  5.50  Mk. 

—  Die  Chirurgie  in  der  Landpraxls.  Kurzgefasstes  Nachschlagebuch  für 
prakt.  Aerzte.    3.  Auflage.    Mit  41  Abbildungen.    1901.    Geb.  4.80  Mk. 

Broesike,  Dr.  G.,  Lehrbuch  der  normalen  Anatomie  des  menscht. 
KOrpers.  7.  neubearbeitete  Auflage.  Mit  50  Abbildungen  und  zwei 
Tafeln.    1904.    Geh.  16  Mk.,  geb.  18  Mk. 

—  Anatomischer  Atlas  des  gesamten  menschlichen  KOrpers,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Topographie.  Band  I:  Knochen, 
Bftnder  und  Muskeln.  Abteilung  I:  Kopf,  Hals  und  Rumpf.  Mit 
146  Abbildungen.    1900.    Geh.  8  Mk. 

—  —  Bd.  1,  Abteilung  II:  Obere  und  untere  Bxtremitit.  Mit  154 
Abbildungen.    1901.    Geh.  10  Mk. 

—  —  Bd.  II:  Herz,  Blutgefässe  und  Nerven.  Abteilung  I:  Obere 
Rumpfhlifte.    Mit  99  Abbildungen.    1903.    Geh   7  Mk. 

Die  folgenden  Abtheilungen  sind  bereits  im   Druck,  beziehentlich  in  Vorbereitung. 
Dm  Werk  lit  aehelmrat  Prof.  Dr.  Wllh.  Wftldeyer  gewidmet  I 

von   Brkelens,   Dr.,  Strafgesetz  und   widematllrllche  Unzucht.    1895. 

Geh.  1.20  Mk. 
Ewer,  Dr.  L,  Kursus  der  Massage,    a.  verm.  und  verb.  Auflage.    Mit 

78  Abbildungen.    1901.    Geh.  5  Mk.,  geb.  6  Mk. 

—  Der  Bau  des  menschlichen  KSrpers.  Ein  Leitfaden  für  Masseure. 
Mit  21  Abbildungen.    1901.    Geh.  1  Mk. 

—  Gymnastik  für  Aerzte  und  Studierende.  Mit  76  Abbildungen.  1901. 
Geh.  4  Mk. 

P^r^,  Prof.  Gh.,  Moderne  Nervosität  und  ihre  Vererbung.  2.  Abdruck, 
deutsch  von  Dr.  H.  Schnitzer.    Mit  20  Abbildungen.    1898.    Geh.  3  Mk. 

Priedlaender,  Prof.  Dr.  C,  Mikroskopische  Technik  zum  Gebrauch  bei 
medizinischen  und  pathologisch-anatomischen  Untersuchungen.  6.  ver* 
mehrte  und  verb.  Auflage,  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  C.  J.  Eberth  in 
Halle.    Mit  86  Abbildungen.    1900.    Geh.  9  Mk.,  geb.  10  Mk. 

Fromme,  Landger.-Direktor,  Die  rechtliche  Stellung  des  Arztes  und  seine 
Pflicht  zur  Verschwiegenheit  im  Beruf.    1902.    Geh.  1.20  Mk. 

Qoldschelder,  Prof.  Dr.  A.,  Diagnostik  der  Krankheiten  des  Nerven- 
systems. Eine  Anleitung  zur  Untersuchung  Nervenkranker.  3.  verb. 
und  verm.  Auflage.   Mit  53  Abbildungen.   1903.   Geh.  8  Mk.,  geb.  7  Mk. 

Qutzmann,  Dr.  H.,  Vorlesungen  über  die  Störungen  der  Sprache  und 
ihre  Hellung,  gehalten  in  den  Lehrkursen  über  Sprachstörungen  für 
Aerzte  und  Lehrer.  Mit  36  Abbildungen.  1893.  Geh.  7.50  Mk.,  geb.  8.50  Mk. 

Hartmann,  Prof.  Dr.  A.,  Die  Krankheiten  des  Ohres  und  deren  Be- 
handlung. 7«  verb.  u.  verm.  Aufl.  Mit  68  Abbildungen.  1902. 
Geh.  7.50  Mk,  geb.  8.50  Mk. 

Helmann,  Dr.  Ernst,  Internationale  Sehprobentafel  für  Kinder.  Mit 
Text  in  deutscher,  französischer,  englischer  und  russischer  Sprache.  1902. 
In  Mappe.    2  Mk. 

Hirschfeld,  Dr.  Hans,  üeber  den  diagnostischen  und  prognostischen 
Werth  von  Leukocsrthenuntersuchungen.  1903.  (Berliner  Klinik 
183.)    60  Pf. 

Jacobson,  Med  -Rat  Kreisarzt  Dr.  G.,  Leitfaden  für  die  Revisionen  der 
Drogen-,  Qift-  und  Farbenhandlungen  nach  den  Vorschriften  vom 
1.  Februar  1894  zum  Gebrauch  für  Medizinalbeamte,  Apotheker,  Drogisten 
und  Behörden.    2.  umgearbeitete  Aufl.    1902.    Geb.  4  Mk. 

Kossei,  Prof.  Dr.  A.,  Leitfaden  für  medizinisch -chemische  Kurse. 
4*  verbesserte  Auflage.    1898.    Geh.  2  Mk.,  geb.  2.50  Mk. 
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Herzogl.  Bayerischer  Hof-  und  Erzherzog!.  Kammer- Buchhändler 
in  Berlin  W.  35,  Lützowstrasse  10. 


Mendel,  Dr.  K-,  Welchen  Schutz  bietet  unsere  Zeit  den  Geisteskranken? 

1902.  (Berliner  Klinik  171.)    1.20  Mk. 

Menzer,  Dr.,  Die  bakteriologische  Prflhdlagnose  des  Abdomlnaltyphus 
und  ihre  Anwendung  in  der  ärztlichen  Praxis.  1901.  (Berliner  Klinik 
160.)    60  Pf. 

Moll,  Dr.  A.,  Die  konträre  Sezualempflndung.  3.  teilweise  umgearb. 
u.  verm.  Auflage.    1899.    Geh.  10  Mk.,  geb.  11.50  Mk. 

—  Untersuchungen   Aber  die  Libido   sezualls.     Band  I  in  2  Teilen. 
1897.    Geh.  18  Mk.,  geb.  20  50  Mk. 

OMoszewskl,  Dr.  W.,  Die  geistige  und  sprachliche  Bntwlckelung  des 
iündes.    1897.    Geh.  1  Mk. 

—  Psychologie  und  Philosophie  der  Sprache.    1901.    Geh.  1.50  Mk. 
Placzek,  Dr.  S.,  Bin  deutsches  gerichtsflrztllches  LelchenOfffnungs-Ver« 

fahren.    1904     Geh.  1.50  Mk. 
Raffalovlch,    M.    A.,    Die   Bntwlckelung    der    Homosexualität.     1895. 
Geh.  1.20  Mk. 

Rehfisch,  Dr.  E.,  Der  Selbstmord.  Eine  kritische  Studie.  Mit  Vorwort  von 
Prof.  Dr.  E  Mendel.    1893.    Geh.  3  Mk. 

Richter,  San.-Rath  Dr.  A.  (Dalldorf),  Die  Balkenstrahlung  des  mensch- 
lichen Gehirns  nach  frontalen  Schnitten  der  rechten  Hemisphäre  einer 
sieben  Jahre  alten  Schussverletzung.    Mit  23  z.  T.  farbigen  Aobildungen. 

1903.  Geh.  2  Mk. 

Richter,  Kr:isphysikus  Dr.  Carl,  Grundrlss  der  Schulgesundheitspflege. 

Mit  3  Abbildungen.    1893.    Geh.  1  80. 
Rohleder,  Dr.  H.,  Die  Masturbation.  Eine  Monographie  für  Aerzte,  Pädagogen 

und  gebildete  Eltern.    Mit  Vorwort  von  Geh.  Ob.-Schulrat  Professor  Dr. 

H.  Schiller,    a.  verbesserte  Auflage.    1902.    Geh.  6  Mk.,  geb.  7  Mk. 

-  Vorlesungen  Aber  Sexualtrieb  und  Sexualleben  des  Menschen. 

1901.  Geb.  4.50  Mk. 

Rosen,  Dr.  R.,  Die  Krankenpflege  In  der  irztlichen  Praxis.  Mit  75  Ab- 
bildungen.   1902.    Geh.  3.50  Mk., 

Rosenbach,  Prof.  Dr.  O.,  NervOse  Zustlnde  und  ihre  psychische  Be- 
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Nachtrag  zum  zweiten  Bande. 


Zu  Seite  40  Anm.  3. 

Unentgeltliche  Lieferung  der  OesetZBammliuig  an  die  Kreis« 
und  Qerichtsirzte« 

R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.- Angel,  vom  16.  Dezember  1903 
an  sämmtliche  Köniel.  Reg.-Präsidenten. 

Euer  Hochwonlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  in  die  im  Laufe  dieses 
Monats  neu  aufzustellenden  Normallisten  über  die  Gratis-Empfänger  der  Gesetz- 
Sammlung  auch  die  Kreisärzte  (Oberamtsarzte)  und  die  besonderen  Oerichts- 
ärzte  mit  aufzunehmen  oder,  falls  die  Liste  an  die  Ober-Post-Direktion  bo-eits 
abgesandt  sein  sollte,  die  für  die  Kreis-  und  Gerichtsärzte  erforderlichen  Gratis- 
exemplare durch  eine  Ei^änzungsnachweisung  der  Ober-Post-Direktion  mit- 
zutheilen.  

Lieferung  eines  Freiexemplars  des  statistischen  Jalirbuchs  für 
das  Königreich  Preussen  an  die  Kreisärzte. 

R.-Erl  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angelegenheiten  vom  9.  No- 
vember 1903. 

In  den  letzten  Jahren  sind  den  Kreisärzten  die  Hefte  der  »Preussischen 
Statistik",  welche  die  Nachrichten  üoer  die  Bewegung  der  Bevölkerung  und  über 
die  Todesursachen  der  Gestorbenen  enthalten,  von  dem  Königlichen  statistischen 
Bureau  unentgeltlich  zugestellt  worden. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  alljährliche  Herausgabe  eines  statistischen 
Jahrbuches  für  das  Königreich  Preussen,  dessen  erstmaliges  Erscheinen  bereits 
im  Dezember  d.  Js.  zu  erwarien  ist,  stattfinden  und  ein  Freiexemplar  des  Buches 
den  Kreisärzten  geliefert  werden  soll,  wird  von  der  Uebersendung  jener  Hefte 
an  die  Kreisärzte  künftig  Abstand  genommen. 

Wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinalwesen. 

Zu  Seite  69. 

Zuziehung  der  Mitglieder  der  KOnigl.  WiBsenBchaftliclien  Depu- 
tation für  das  Medizinalwesen  als  SachverstSndige  in  gerichtlichen 
Angelegenheiten. 

Erl.  des  Justizministers  vom  15.  August  1902. 

Die  Mitglieder  der  Königlichen  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das 
Medizinalwesen  sind  in  den  letzten  Jahren  seitens  der  Gerichtsbehörden,  na- 
mentlich denenigen  in  Berlin,  zur  Erstattung  medizinischer  Gutachten  ganz  be- 
sonders häufig  herangezogen  worden.  Sie  haben  in  solchen  Fällen  wiederholt 
die  Vermittelung  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizi- 
nal-Angelegenheiten  angerufen,  um  mit  Rücksicht  auf  die  ihnen  aus  ihren  amt- 
lichen Stellungen  erwadisende  sehr  bedeutende  Arbeitslast  ihre  Entbindung  von 
der  Erstattung  des  Gutachtens  zu  erwirken.  Diese  Vermittlung  hat  der  genannte 
Herr  Minister  jedesmal  eintreten  lassen. 

Die  Wissenschaftliche  Deputation  hat  nunmehr  den  Wunsch  ausgesprochen, 
es  möchte  die  Zuziehung  ihrer  medizinischen  Mitglieder  als  Sachverständige  in 
gerichtlichen  Angelegenheiten,  wenn  nicht  ganz  beseitigt,  doch  möglichst  ein- 
geschränkt werden.  Mit  dem  genannten  Herrn  Minister  muss  ich  diesen  Wunsch 
als  berechtigt  anerkennen. 

Die  medizinischen  Mitglieder  der  Deputation  gehören  zum  Theil  der 
Medizinalabtheilung  des  Ministeriums  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medi- 
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zinal-Angelegenheiten  als  Referenten,  zum  grösseren  Theile  aber  der  medizinischen 
Fakultät  der  hiesigen  Universität  als  Dozenten  an.  Sie  sind  in  Folge  der  ausser- 
ordentlichen Fülle  von  amtlichen  Arbeiten  derartig  in  Anspruch  genommen, 
dass  sie  selten  in  der  Lage  sind,  dem  Ersuchen  der  Gerichte,  als  Sachverständige 
zu  fungiren,  ohne  Nachtheile  für  die  dienstlichen  Interessen  zu  entsprechen. 

Hierzu  kommt  noch  ein  zweiter,  nicht  minder  schwerwiegender  Umstand. 
Von  den  Justizbehörden  werden  häufig  Ersuchen  an  den  Herrn  Minister  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Angelegenheiten  gerichtet,  die  Wissen- 
schaftliche Deputation  mit  der  Erstattung  emes  Obergutachtens  zu  beauftragen. 
Als  Referent  vrird  in  einem  solchen  Falle  fast  ausnahmslos  dasjenige  Mitglied 
der  Deputation  ernannt,  in  dessen  besonderes  Fach  die  zu  begutachtende  Sache 
einschlägt.  Dies  würde  jedoch  unmöglich  sein,  wenn  dieses  Mitglied  seitens 
des  Gerichts  in  der  Sache  als  Sachverständiger  bereits  vernommen  worden 
wäre.  Die  Wissenschaftliche  Deputation  würde  in  einem  solchen  Falle  vielfach 
in  die  Lage  kommen,  die  Erstattung  des  erforderten  Obergutachtens  ablehnen 
zu  müssen. 

Ich  ersuche  deshalb,  die  unterstellten  Behörden  darauf  hinzuweisen,  dass 
es  sich  aus  den  angegebenen  Gründen  empfiehlt,  von  der  Zuziehung  von  Mit- 
gliedern der  Deputation  als  medizinische  Sachverständige  thunlichst  abzusehen 
und  jedenfalls  sie  auf  das  nothwendigste  Maass  zu  beschränken. 

Provinzial-Medizinal-KoUegien. 

Zu  Seite  84  u.  folg. 

Absrabe  «:erichtlich  geforderter  Gutachten  seitens  der  Mitglieder 
der  Medizinal-Kollegien. 

Erl.  des  Ministers  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  13.  Mai  1903. 

Es  ist  wiederholt  vorj^ekommen,  dass  Medizinal-Kollegien  die  lirsiattung 
eines  gerichtlich  erforderten  Gutachtens  über  den  Geisteszustand  einer  Person 
abgelehnt  haben,  weil  der  Fachreferent  des  Kollegiums  bereits  in  einem  früheren 
Stadium  des  Verfahrens  ein  Gutachten  zur  Sache  abgegeben  hatte,  und  das  Kolle- 
gium in  Fol^e  dessen  die  Mitwirkung  des  wesentlich  in  Betracht  kommenden  Mit- 
gliedes bei  dem  erneuten  Gutachten  hätte  entbehren  müssen. 

In  solchen  Fällen  habe  ich  auf  Ersuchen  der  Gerichte  mehrfach  Veran- 
lassung genommen,  das  Medizinal-Kollegium  einer  anderen  Provinz  mit  der 
Abgabe  des  Gutachtens  zu  beauftragen. 

Es  erscheint  im  dienstlichen  Interesse  erwünscht,  wenn  derartigen  Vor- 
kommnissen und  den  aus  denselben  hervorgehenden  Unzuträglich keiten  für  die 
Zukunft  nach  Möglichkeit  vorg  beugt  werde.  Zu  diesem  Zwecke  ersuche  ich 
Ew.  Excellenz  ergebenst,  in  Fallen  der  gedachten  Art,  sofern  eine  Begutachtung 
durch  das  Kollegium  voraussichtlich  später  in  Frage  kommen  wird,  von  dem 

r;etzlicht-n  Einspruchsrechte  auf  Grund  des  §.  76  Abs.  1  der  Str.-P.-Ö,  und  des 
408  Abs.  2  der  Z.-P.-0.  Gebrauch  zu  machen  und  die  Mitglieder  des  Medi- 
zinal-Kollegiums  anzuweisen,  unbeschadet  der  seitens  der  Gerichte  zu  erstattenden 
Benachrichtigungen  (vergl.  Allg.  Verfügung  des  Justizministers  vom  18.  Mai 
1883,  J.-M.-Bl.  S.  155)  von  jeder  gerichtlichen  Vorladung  zur  Vernehmung  als 
Sachverständige  unter  Angabe  des  Gegenstandes  Ew.  Excellenz  sofort  Anzeige 
zu  machen.       ,  

Tagegelder  der  Mitglieder  der  Medizinal-Kollegien  bei  ihrer  Ver- 
nehmung als  gerichtliche  Sachverständige. 

Erl.  des  Ministers  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  21.  März  1903. 

Mit  den  Ausführungen  m  dem  gefälligen  Berichte  vom  .  .  Januar  d.  J. 
erkläre  ich  nach  Benehmen  mit  dem  Herrn  Justizminister  mich  dahin  ergebenst 
einverstanden,  dass  der  Erlass  vom  15.  August  1901  -  Justiz-Min.  Illa  1911, 
M.  d.  g.  A.  M.  3093  -  auf  die  Mitglieder  der  Medizinal-Kollegien  keine  An- 
wendung findet.  Hinsichtlich  der  Höhe  der  Tagegelder  der  Mitglieder  der  ge- 
dachten Kollegien  bei  ihrer  Vernehmung  als  gerichtliche  Sachverständige  ist 
nach  wie  vor  die  im  diesseitigen  Einverständnisse  ergangene,  unterm  20.  Juli 
1893  -  M.  7514  -  dem  dortigen  Medizinal-Kollegium  mitgetheilte  Verfügung 
des  Herrn  Justizministers  vom  10.  April  1893  —  I.  1381  -  maassgebend,  nach 
welcher  die  fraglichen  Tagegelder  gemäss  den  für  die  Dienstreisen  geltenden 
Vorschriften  zu  berechnen  sind. 
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Versuchs-  und  Prüfungsanstalt  für  Wasserversorgung  und 
Abwässerbeseitigung. 

Zu  Seite  76  und  79. 

Ablnderuns:  der  Qebflhrenordnung  der  Königlichen  Versuciis« 
und  Prflfunssanstalt  für  Wasserversorguns:  und  Abwlsserbeseitlguns; 
In  Berlin. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med. -Angel,  vom  12.  Dezember  1903. 

Im  Einverständnisse  mit  den  betheiligten  Ministerien  ist  die  Bestimmung 
in  Nr.  4  der  unter  dem  27.  August  1901  für  die  Königliche  Versuchs-  und 
Prüfungsanstalt  für  Wasserversorgung  und  Abwässerreinigung  in  Berlin  er- 
lassenen Gebührenordnung  —  Min.-Bl.  von  1901,  S.  246  —  dahin  abgeändert 
worden,  dass  für  die  Inanspruchnahme  eines  Sachverständigen  der  Anstalt  bei 
auswärtigen  Geschäften  neben  den  Tagegeldern  und  Reisekosten  in  Zukunft  der 
Betrag  von  20  —  statt  30  —  Mark  in  Rechnung  zu  stellen  ist. 

Dienstobliegenheiten  des  Regierungs-  und  Med.-Raths  und  amt- 
liche bakteriologische  Untersuchungsstellen  bei  den  Regierungen. 

Zu  Seite  97  u.  folg. 

Annahme  von  NebenSmtem  seitens  der  Reg,"  und  Med.-Rlthe 
und  Kreismedizinalbeamten. 

R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  16.  September  1903. 

»Ich  habe  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  mehrere  Kegierungs-  und 
Medizinalräthe,  welche  im  Besitze  von  Nebenämtern  sind,  mit  denen  eine  fort- 
laufende Vergütung  verbunden  ist,  die  hierzu  erforderliche  Genehmigung  der 
Zentralinstanz  nicht  eingeholt  haben. 

'  Euer  Hochwohlgeboren  ersuche  ich,  auch  im  Hinblick  auf  die  Vorschrift 
im  §  26  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1898  —  G.  S.  S.  77  — »)  ergebenst,  sofern 
der  dortige  Regierungs-  und  Medizinalrath  ein  Nebenamt  bekleidet,  7U  dessen 
Uebernahme  bisher  die  Genehmigung  nicht  eingeholt  worden  ist,  hierüber  unter 
Angabe  der  damit  verbundenen  Vergütung  zu  berichten,  auch  den  Regierungs- 
und Medizinalrath  auf  die  Verpflichtung  zur  Nachsuchung  der  Genehmigung 
bei  der  Uebernahme  von  Nebenämtern  allgemein  hinzuweisen.  In  gleicher 
Weise  ist  hinsichtlich  der  vollbesoldeten  und  der  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte 
(vergl.  §  27,  Nr.  2  und  Nr.  4,  Abs.  2  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte) 
zu  verfahren."  ")  

Mttwirkung  der  Regleruns^s-  und  Medizinalräthe  In  Fragen  des 
Fleisches  als  Nahrungsmittel. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  20.  Februar  1903. 

Ein  Spezialfall  giebt  mir  Veranlassung,  dahin  Anordnungen  zu  treffen, 
dass  in  Zukunft  bei  allen  Fragen,  die  das  Fleisch  als  Nahrungsmittel  betreffen, 
der  Regierungs-  und  Medizinalrath  im  Korreferate  mitzuwirken  hat. 

Ew.  Hochwohlgeboren  wollen  für  die  Beobachtung  dieser  Bestimmung 
gefälligst  Sorge  tragen.  

Mitwirkung  der  Reg.-  und  Med.-Rlthe  bei  Bearbeitung  der  den 
Verkehr  mit  Wein  betreffenden  Angelegenheiten. 

Erl.  der  Minister  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.,  des  Innern,  für  Handel 
und  Gewerbe  und  für  Landwirthschaft  vom  28.  Juli  1903. 

...  Bei  der  Bearbeitung  aller  den  Verkehr  mit  Wein  betreffenden  Angelegen- 
heiten ist,  sofern  dies  bisher  nicht  geschehen  ist,  der  Regierungs-  und  Medizi- 
nalrath zu  betheiligen.  

Bericht  Aber  Krels-Medlzinalbeamte. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  23.  Oktober  1903. 


*)  Nach  diesem  Gesetz  sind  in  den  dem  Landtage  vorzulegenden  Spezial- 
Etats bei  dem  betreffenden  Besoldungsfonds  die  Einnahmen  der  Beamten  aus 
Nebenämtern  nachrichtlich  mitzulheilen. 

^  Siehe  S.  207. 
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Auf  den  Bericht  vom  7.  Oktober  d.  Js.  ~  I  b  5543  -  erwidere  ich  Ew. 
Hochwohlgeboren  ergebenst,  dass  nach  dem  Runderlasse  vom  2.  Juli  1902  — 
M.  1711  —  nur  die  regelmässige  Berichterstattung  über  Wünsche  der  Kreis- 
medizinalbeamten wegen  Versetzung  in  eine  andere  Stelle  —  Ziffer  7  des  Er- 
lasses vom  7.  lull  1898  (M.  2450)»)   -  in  Fortfall  kommen  sollte. 

Ueber  die  Kreismedizinalbeamten,  welche  zur  Verwendung  in  der  Bezirks- 
instanz —  als  ständiger  Hilfsarbeiter  bezw.  als  R^erungs-  und  Medizinalrath 
—  geeignet  sind  (Ziner  8  des  Erlasses  vom  7.  Juli  1898),  ist  auch  fernerhin 
alljärlich  zum  1.  Oktober  zu  berichten.    Fehlanzeige  ist  nicht  erforderlich. 

R«geluiis  der  Oeschlftsthfttlskeit  und  des  Betriebes  der  bakterlo« 
lofiechen  Untersachuiigssteileii. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  22.    Juli  1903. 

Nachdem  in  Verfolg  meines  Erlasses  vom  25.  Mai  1901  —  M.  2085  — 
nunmehr  in  neun  Regierungsbezirken  bakteriologische  UntersudiungssteHen")  ge- 
schaffen und  betriäsfertig  eingerichtet  sind,  theile  ich  Ew.  Hochwohl- 
geboren  nachstehend  die  Gesichtspunkte  ergebenst  mit,  welche  bis  auf  weiteres 
bei  der  Regelung  der  Geschäftsthätigkeit  und  des  Betriebes  zu  beachten  sind. 

Die  Einnchtung  führt  einheitlich  die  Bezeichnung  „Bakteriologische 
Untersuchungsstelle  der  Königlichen  Regierune  zu " 

Zweckbestimmung  dieser  Stellen  ist,  die  Medizinal -Verwaltung  in  der 
Erfüllung  ihrer  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege 
zu  unterstützen  und  die  erheblichen  Fortschritte,  welche  die  wissenschaftliche 
Hygiene  in  der  Erkennung,  Verhütung  und  Bekämpfung  der  ansteckenden 
Krankheiten  gemacht  hat,  insbesondere  auch  in  den  Regierungsbezirken  praktisch 
nutzbar  zu  machen,  in  denen  ein  hygienisches  Institut  zur  raschen  Erledigung 
solcher  sich  darbietenden  Aufgaben  und  nothwendiger  Feststellungen  nicht  zur 
Verfügung  steht. 

Ihre  Aufgabe  ist  daher  eine  wesentlich  praktische,  und  das  Arbeitsgebiet 
befasst  sich  mit  der  wissenschaftlichen  Klarstellung  und  Feststellung  nach  den 
gegebenen  thatsächlichen  Verhältnissen  des  Falles,  nicht  mit  der  wissenschaft- 
richen  Forschung.  Die  zur  Anwendung  kommenden  Untersuchungsmethoden 
sollen  bewährte  und  von  der  Wissenschaft  anerkannte  sein;  in  ihrem  Werthe 
noch  zweifelhafte  Methoden  sind  bei  den  Untersuchungen  der  Stellen  auszu- 
schliessen.  Indessen  steht  nichts  entgegen,  gebräuchliche  Untersuchungsmethoden 
in  einer  für  die  speziellen  Zwecke  der  Untersuchungsstelle  geeigneten  Weise 
zu  gestalten.  Auch  ist  es  Pflicht  der  an  der  Untersuchungsstelle  beschäftigten 
Medizinalbeamten,  sich  über  neu  auftretende  Untersuchungsveriahren  eingehend 
zu  unterrichten,  diese  soweit  thunlichst  selbst  nachzuprüfen  und  sich  solche 
Verfahren,  die  hierbei  oder  von  zuverlässigen  Forschem  als  brauchbar  erwiesen 
sind,  zu  eigen  zu  machen. 

Die  niemach  den  Stellen  zufallenden  Arbeiten  lassen  den  Thier versuch 
im  allgemeinen  als  entbehrlidi  erscheinen;  soweit  ein  solcher  Versuch  sidi  im 
Einzeluille  als  nothwendig  in  Ei^änzung  der  sonstigen  Befunde  erweisen  sollte, 
ist  anzunehmen,  dass  dem  Bedürfnisse  durch  den  Versuch  an  kleinen  Thieren 
genügt  werden  kann,  welche  in  Gläsem  oder  sonstigen  geeigneten  Behältern 
aufb^ahrt  werden  und  die  Bereitstellung  von  anderweiten  Unterkunftsräumen 
nicht  erfordem. 

Die  Untersuchung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  für  sanitäts- 
polizeilicheZwecke  wird  nur  insoweit  zu  den  Aufgaben  der  Stelle  ausnahmsweise 
zu  rechnen  sein,  als  sie  sich  als  rein  mikroskopische  darstellen  sollte;  ebenso  ist 
die  Untersuchung  forensischer  Objekte  nicht  in  die  regelmässige  Geschäfts- 
thätigkeit einzub^iehen.  Unter  anderen  Erwägungen  spricht  gegen  die  Ueber- 
nahme  derartiger  Arbeiten,  dass  hiermit  Anlass  gegeben  sein  loinn,  die  mit  den 
Anstaltsarbeiten  betrauten  Anstaltsbeamten  ihrem  Dienste  durch  Wahmehmung 
von  Gerichtsterminen  zu  entziehen.  Die  Inanspmchnahme  der  Untersuchungs- 
stelle seitens  der  Kreisärzte  in  ihrer  Eigenschart  als  Gerichtsärzte,  wie  seitens 
der  besonderen  Gerichtsärzte  und  Geriditsbehörden,  erscheint  daher  nur  unter 
besonderen  Umständen  zulässig. 

1)  Siehe  auch  S.  143,  Anm.  3. 

')  Ausser  den  hygienischen  Instituten  an  den  Landesuniversitäten  sind 
bakteriologische  Untersuchungsstellen  z.  Z.  eingerichtet  bei  den  Regiemngen 
in  Gumbinnen,  Marienwerder,  Stettin,  Stralsund,  Potsdam,  Oppeln, 
Magdeburg,  Schleswig,  Hannover,  Münster,  Wiesbaden  und  Trier. 
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Die  bakteriologischen  Untersuchungsstellen  sollen  nach  der  für  ihre 
Gründung  und  Ausstattung  maassgebenden  Absicht  den  Medizinalbehörden  des 
Bezirks  vornehmlich  bei  den  Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  ansteckenden 
Krankheiten  durch  bakteriologische  Sicherstellung  zweifelhafter  Fälle  dienst- 
bar sein. 

Unter  den  hier  in  Betracht  kommenden  Krankheiten  steht  an  erster 
Stelle  der  Unterleibstyphus,  der  als  endemische  Seuche  die  Bevölkerung  am 
schwersten  heimsucht  und  schädigt.  Eine  Hauptaufgabe  der  Untersuchungs- 
stellen ist  daher  in  der  rechtzeitigen  Feststellung  erster  Fälle  mittels  der  ge- 
bräuchlichen bakteriologischen  Verfahren  zu  erblicken.  Ausserdem  kommen  in 
Fracke  Ruhr,  Diphtnerie,  Cerebrospinalmeningitis,  Gonorrhoe, 
Tuberkulose,  Lepra,  Malaria,  auch  Milzbrand,  Anchylostomiasis, 
Aktynomjrkosis. 

Hinsichtlich  der  Cholera  und  Pest  ist  zu  beachten,  dass  ihre  sanitäts- 
polizeiliche Feststellung  in  Gemässheit  des  diesseitigen  Erlasses  vom  6.  No- 
vember 1902  —  M.  13571  II  U  I  und  der  vom  Bundesrat  erlassenen  »Anweisung 
zur  Bekämpfung  der  Pest*  vom  3.  Juli  1902  bezw.  des  diesseitigen  Erlasses  vorti 
26.  Novemoer  1902  —  M.  13  369  —  eine  gesonderte  Regelung  erfahren  hat. 

Ich  sehe  davon  ab,  die  Geschäftsthätigkeit  im  einzelnen  festzulegen  und 
gleichmässig  vorzuschreiben,  welches  Krankheitsmaterial  untersucht  werden  soll, 
vielmehr  überlasse  ich  Ew.  Hochwohlgeboren  je  nach  den  besonderen  Verhält- 
nissen des  dortigen  Bezirkes,  den  Ihnen  für  die  Arbeiten  der  Untersuchungs- 
stelle zur  Verfügung  stehenden  Räumen  und  Kräften  zunächst  selbständig 
darüber  zu  befinden,  wie  der  Umfang  der  Thätigkeit  der  Stelle  zweckdienlich 
zu  gestalten  ist  Vor  allem  ist  dabei  zu  beachten,  dass  die  Aufgaben,  welche 
der  Stelle  zugewiesen  werden,  unter  allen  Umständen  sachgemäss  geleistet 
werden  können;  auch  ist  zu  berücksichtigen,  dass  der  Betrieb  ein  stetiger  sein 
und  auch  bei  Beurlaubung  oder  anderweiter  Inanspruchnahme  der  damit  be- 
trauten Medizinalbeamten  aufrecht  erhalten  werden  muss.  Ich  nehme  an,  dass 
durch  die  zum  Theil  ausgeführte  und  weiterhin  vorgesehene  Anstellung  von 
bakteriologisch  geschulten  Kreisassistenzärzten  an  den  Sitzen  der  mit  bakterio- 
logischen Untersuchungsstellen  ausgestatteten  Regierungen  diese  Forderung  sidi 
ermllen  lässt,  und  dass  die  Aufrechterhaltung  des  ununterbrochenen  Betriebes 
Schwierigkeiten  nicht  begegnen  wird. 

Femer  ist  Bestimmung  zu  treffen  über  das  bei  der  einzelnen  Krankheit 
einzusendende  Material,  seine  Entnahme,  die  Art  der  Verpackung  und 
Uebersendung;  dabei  ist  die  letitere  durch  Zustellung  von  gebrauchsfertigen 
Versandgefässen  zu  erleichtern.  Wenn  hierbei  zunächst  nur  die  Medizinal- 
beamten (Kreisärzte  und  Kreisassistenzärzte)  in  Frage  kommen  und  zumeist  auch 
die  von  diesen  zu  beschaffenden  Untersuchungsobjekte  für  die  nothwendigen  Fest- 
stellungen ausreichend  sein  werden,  so  ist  es  mit  der  Zweckbestimmung  der 
bakteriologischen  Untersuchungsstellen  wohl  vereinbar,  gegebenen  Falles,  wenn 
es  das  Interesse  der  Sache  in  Epidemiezeiten  und  -orten  rechtfertigt,  die  Be- 
nutzung der  Stelle  auch  den  praktischen  Aerzten  zu  empfehlen  und  sie  gleich 
den  Medizinalbeamten  mit  Versandgefässen  zu  versehen. 

Um  das  Interesse  wach  zu  halten  und  die  Beziehungen  zwischen  der 
Stelle  und  den  Einsendern  von  Untersuchungsmaterial  lebendig  zu  gestalten,  ist 
darauf  zu  halten,  daß  den  betreffenden  Medizinalbeamten  und  Aerzten  das 
Ergebniss  der  Untersucjhung  des  übersandten  Materials  thunlichst  alsbald 
mitgetheilt  wird. 

Die  bakteriologische  und  chemische  Wasseruntersuchung  ist  nach 
Bedarf  auszuüben. 

Von  der  in  dem  Erlasse  vom  25.  Mai  1901  —  M.  2085  —  in  Erwägung 
genommenen  Beschaffung  von  Farbstoffen,  Reag^entien,  Nährböden  und  dergL 
durch  eine  Zentralstelle  habe  ich  vorerst  Abstand  genommen,  um  auch  in  dieser 
Hinsicht  die  freie  Entwickelung  der  einzelnen  Stelle  nicht  zu  behindern  und  die 
Stetigkeit  des  Betriebes  nicht  zu  gefährden. 

Die  zur  Unterhaltung  und  zum  Betriebe  der  Stelle  erforderlichen  Mittel 
sind  bei  mir  von  Jahr  zu  Jahr  zu  beantragen. 

Des  weiteren  ist  ins  Auge  zu  fassen,  ob  und  inwieweit  die  bakterio- 
logische Untersuchungsstelle  für  die  Bekämpfung  der  Infektionskrankheiten 
auch  dadurch  nutzbar  zu  machen  sein  wird,  dass  sie  zur  Stätte  ausgebildet 
wird,  an  der  eine  Unterweisung  von  Desinfektoren  ausgeführt  werden 
kann,  um  den  Gemeinden  die  ihnen  obli^ende  Ausbildung  von  solchen  Personen 
zu  erleichtem. 
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Als  Umstände,  welche  eine  mildere  Beurtheilung  zulassen,  können  hierbei 
alle  diejenigen  Umstände  in  Betracht  kommen,  welche  überhaupt  für  die  Straf- 
zumessung von  Erheblichkeit  sind  (vergl.  §  17  des  Gesetzes).  Insbesondere 
brauchen  die  zu  berücksichtigenden  Umstände  nicht  nothwendig  dem  besonderen 
Thatbestande  des  abzuurtheilenden  Disziplinarfalles  anzugehören,  sondern  es 
können  auch  andere,  ausserhalb  dieses  Thatbestandes  Übende  Milderungs- 
gründe berücksichtigt  werden,  z.  B.  bisherige  tadellose  Führung,  lange  vorwurfs- 
freie Dienstlaufbahn,  früher  erworbene  besondere  Verdienste,  eifriges  Bemühen, 
die  Folgen  der  Strafthat  wieder  gut  zu  machen  u.  dergl.  Die  hiervon  ab- 
weichenden Bestimmungen  des  Erlasses  unserer  Amtsvorgänger  vom  14.  April  1889 
(Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  161)  treten  ausser  Kraft. 

2.  Das  Gesetz  spricht  aus,  dass  die  in  Rede  stehende  Bewilligung  »als 
Unterstützung«  eriolgt  und  giebt  dadurch  zu  erkennen,  dass  nach  der  Absicht 
des  Gesetzes  die  äusseren  Verhältnisse  des  Angeschuldi^en  ebenfalls  in  Betracht 
gezogen  werden  sollen.  Hierauf  ist  bereits  in  dem  Erlasse  unserer  Amtsvor- 
gänger vom  23.  Dezember  1883  hingewiesen  und  dabei  hervoi^ehoben  worden, 
dass  es  beispielsweise  nicht  gerechtfertigt  sein  würde,  verhältnissmässig  jungen 
und  völlig  erwerbsfähigen  Beamten  erhebliche  Bruchtheile  der  gesetzlichen 
Pension  wohl  gar  auf  Lebenszeit  zu  bewilligen.  Ein  solches  Verfahren  würde, 
wie  in  dem  erwähnten  Erlasse  femer  ausgeführt  ist,  die  Bedeutung  und  die 
Wirkung  der  Dienstentlassung  als  des  schwersten  Disziplinarmittels  illusorisch 
machen  und  einem  unwürdic'en  Beamten  die  Vortheile  der  Pensionierung 
mittelst  Dienstvergehens  erreidibar  erscheinen  lassen  unter  Umständen,  unter 
denen  dieselben  emem  würdigen  und  zum  Rücktritte  vom  Staatsdienste  geneigten 
Beamten  versagt  bleiben  müssen.    Diese  Grundsätze  sind  auch  femer  zu  beachten. 

3.  Wie  sich  aus  Vorstehendem  ergiebt,  gehört  die  Bedürftigkeit  des  An- 
geschuldigten begrifflich  nicht  zu  den  unter  No.  1  erörterten  besonderen  Um- 
ständen, welche  eine  mildere  Beurtheilung  zulassen.  Vielmehr  ist  die  Frage,  ob 
die  äusseren  Verhältnisse  des  Angeschuldigten  die  Anwendung  der  in  Rede 
stehenden  gesetzlichen  Vorschrift  rechtfertigen,  selbstständig  neben  der  Frage 
nach  dem  Vorhandensein  der  unter  No.  1  ba:eichneten  Strafmilderungsgründe 
zu  prüfen.  Um  Unklarheiten  und  Irrthümer  zu  vermeiden  und  eine  sachgemässe 
Prüfung  der  getroffenen  Entscheidung  in  der  Berufungsinstanz  zu  ermöglichen, 
ist  bei  Anwendung  der  bezeichneten  Gesetzesvorschrift  in  den  Disziplinar- 
Erkenntnissen  ersiditlich  zu  machen,  in  welchen  Thatsachen  das  Gericht  die 
besonderen  Umstände  erblickt  hat,  welche  eine  mildere  Beurtheilung  zulassen. 

b)   R.-Erl.  d.  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  3.  März  1903. 

In  dem  Runderlasse  des  Herm  Ministers  der  Finanzen  und  des  Innern 
vom  18.  November  1898  (mitgetheilt  durch  die  diesseitige  Verfügung  vom 
13.  Dezember  1898  -  G.  III  2895  -  Zentralbl.  d.  ges.  Unterr.  Verw.  1899 
S.  204  — )  sind  die  Gesichtspunkte  hervorgehoben  worden,  nach  welchen  bei 
Anwendung  der  Vorschrift  im  §  16,  letzter  Absatz  des  Disziplinargesetzes  vom 
21.  Juli  1852  zu  verfahren  ist.  Im  Widerspmche  mit  den  dort  gegebenen  Be- 
stimmungen hat  in  einem  Falle  eine  Disziplinarbehörde  erster  Instanz  einem 
zur  Dienstentlassung  vemrtheilten  Lehrer,  obwohl  er  erst  46  Jahre  alt  war,  zwei 
Drittel  der  Pension  auf  Lebenszeit  als  Unterstützung  zugebilligt.  Ich  nehme 
hieraus  Veranlassung,  die  Königlichen  Regierungen  auf  die  genaue  Beachtung 
der  in  dem  Runderlasse  vom  18.  Novemt^  1898  ausgesprochenen  Gmndsätze 
hinzuweisen. 

§  32  des  Disziplinargesetzes,  S.  155,  Anm.  155. 

Im  Disziplinarverfahren  Ist  behufs  Beschaffung  von  Beweisen  auch  eine 

Durchsuchung  oder  Beschlagnahme  unter  Beachtung  der  Vorschriften 

der  Strafprozess-Ordnung  zulässig. 

Beschluss  des  Kammergerichts  vom  12.  Januar  1903;    mitgeth 
durch  Erl.  d.  Ministers  des  Innern  vom  14.  September  1903. 

Zu  §  19  der  Dienstanweisung.    Seite  168. 

Ladung  von  Beamten  als  Zeugen  pp.  vor  die  MllltSrgerlchte« 

a.  Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  23.  August  1902. 
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Die  nachgeordneten  Behörden  erhalten  nachstehend  Abschrift  der  Ver- 
fügung, welche  der  Herr  Kriegsminister  hinsichtlich  der  Ladune  von  Beamten 
als  Zeugen  oder  Sachverständige  vor  die  Militärgerichte,  entsprechend  den  von 
dem  Herrn  Justizminister  für  die  bürgerlichen  Gerichte  getroffenen  Anordnungen, 
unter  dem  I.Juli  d.  J.  an  die  Generalkommandos  erlassen  hat,  zur  Kenntniss- 
nähme  und  geeigneten  weiteren  Veranlassung. 

b.  Erl.  des  Kriegsministers  vom  1.  Juli  1902. 

In  allen  Fällen,  in  denen  auf  Anordnung  eines  Militärgerichts,  eines 
richterlichen  Militäriustizbeamten  oder  eines  Gerichtsoffiziers  ein  Reichs-  oder 
unmittelbarer  Staatsbeamter  zu  seiner  Vernehmung 

1.  als  Sachverständiger, 

2.  ausserhalb  seines  Wohnortes  als  Zeuge 

geladen  wird,  ist  eine  Abschrift  der  Ladung  sofort  bei  deren  Abgang  der  vor- 
gesetzten Behörde  des  Beamten  zu  übersenden.  Die  Uebersendung  geschieht 
ohne  Anschreiben  mittelst  Briefumschlages. 

In  gleicher  Weise  ist  die  vorgesetzte  Behörde  von  einer  etwaigen  Auf- 
hebung des  Termins  und  einer  Abbestellung  des  Zeugen  oder  Sachverständigen 
zu  benachrichtigen. 

Für  Mittneilungen  der  vorber^en  Art  sind  Schreibgebühren  und  andere 
baare  Auslagen  einer  zur  Tragung  der  Kosten  etwa  verpflichteten  Partei  nicht 
in  Rechnung  zu  stellen. 

Zu  §  24  der  Dienstanweisung,  Abs.  2,  No.  1;  Seite  177. 

Qehaltszahluns« 

a)    R.-Erl.  des  Finanzministers  vom  1.  April  1896. 

Im  Interesse  der  schnelleren  Abfertigung  des  Publikums  und  der  Er- 
leichterung der  Kassirer  der  Regierun|^HauptKassen  ermächtige  ich  in  Er- 
gänzung meines  Erlasses  vom  20.  Juni  1894  die  Königliche  Regierung,  die 
Besoldungen  der  Beamten  fortan  auch  dann,  wenn  der  Fälligkeitstag  nicht  auf 
einen  Sonn-  oder  Festtag  fällt,  schon  am  letztvorhergehenden  Werktage  zahlen 
zu  lassen. 

In   den   Fällen,  wenn   der  Fälligkeitstag  auf  einen  Sonn-  oder  Festtag 

fällt,  ist  nöthigenfalls  für  die  alsdann  am  vorhergehenden  Werktage  stattfindenden 

Besoldungszahlungen  eine  besondere  Zahlstelle  zu  errichten  und  eine  bestimmte 

Zeit  festzusetzen. 

b)  R.-Erl.  d.  Finanzmin.  vom  27.  August  1903  mitgetheilt  durch  den 

R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  23.  September  1903. 

Die  Anordnung  in  dem  Runderlasse  vom  14.  Dezember  1902  (I.  18581), 
wonach  die  postnumerando  fälligen  fortlaufenden  Zahlungen  schon  am  vor- 
letzten Tage  des  betreffenden  Monats  geleistet  werden  dürfen,  wenn  der  letzte 
Tag  auf  emen  Sonntag  oder  Festtag  fällt  und  auch  der  folgende  Tag  ein  Feier- 
tag ist,  wird  mit  Zustimmung  der  Königlichen  Ober-Rechnungskammer  dahin 
erweitert,  dass  die  am  Monats-  oder  Vierteljahrsende  fällig  werdenden  Dienst- 
bezüge der  Beamten  fortan  allgemein,  sobald  der  letzte  Tag  des  Monats  auf 
einen  Sonntag  oder  Festtag  fällt,  schon  am  vorhergehenden  Tage,  und  falls 
dieser  gleichfalls  ein  Sonn-  oder  Festtag  ist,  bereits  am  drittletzten  Tage  des 
Monats  zu  zahlen  sind.  Die  zahlenden  Kassen  sind  jedoch  zu  einer  ausnahms- 
weisen  Verweigerung  der  verfrühten  Zahlung  befugt,  wenn  besondere  Gründe 
einen  Verlust  besorgen  lassen. 

Zu  §  24,  Abs.  2,  No.  1  der  Dienstanweisung,  S.  180  u.  folg. 

Qebflhren  der  volibesoldeten  Kreisarzt«  für  Verrichtungen »  für 
welche  den  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzten  Oebflhren  aus  der  Staats» 
kasse  zu  zahlen  sind. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  8.  Juni  1903. 

Nach  dem  Erlass  haben  die  vollbesoldeten  Kreisarzte  für  Verrichtungen, 
für  welche  den  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzten  Gebühren  aus  der  Staatsl^e 
zu  zahlen  sind,  insbesondere  für  die  Untersuchung  der Schutzmannsprobisten, 
vor  deren  endgültiger  Anstellung  im  Königlichen  Polizeidienst  Gebühren  nicht 
zu  erheben  und  in  das  nach  §  120  der  Dienstanweisung  zu  führende  Ver- 
zeichniss  nicht  einzutragen. 
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Für  Ort8b«8ichtls:onseii  u.  s.  w.  kann  nicht  ein  der  Termins- 
gebühr  entsprechender  Thell  der  Tagejrelder  als  penslonsfflhig  In  das 
Qebflhrenverzeichnlss  eins^etraj^en  werden. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med. -Angel,  vom  24.  August  1903. 
Als  Termine    sind   die   von  den  Kreisärzten  abgehaltenen  Ortsbesichti- 

Singen  und  Revisionen  von  Krankenanstalten  im  Sinne  des  §  2,  No.  1  des 
esetzes  vom  9.  März  1872  nicht  anzusehen.  Es  steht  deshalb  den  nicht  voll- 
besoldeten Kreisärzten  ein  Recht,  für  solche  Besichtigungen  oder  Revisionen 
ausserhalb  ihres  Wohnortes  einen  dem  Betrage  der  Termingebühr  entsprechenden 
Theil  der  Tagegelder  in  das  Gebührenverzeichniss  einzutragen,  nicht  zu. 

Zu  §  24,  No.  3  der  Dienstanweisung. 

Reisekosten  und  Tagegelder. 

Ausfflhrangsbestimniunsen  zu  den  Vorschriften  Aber  die  Tas^e- 
selder  nnd  Reisekosten  der  Staatsbeamten. 

Beschluss  des  Staatsministeriums  vom  11.  November  1903. 

Ges.-S.  Nr.  29,  1903,  S.  231.*)*) 

Qemä^  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897  (Ocsetz-S.  S.  193) 
bestimmt  das  Staatsministerium  unter  Aufhebung  der  entgegenstehenden  Vor- 
schriften folgendes :  ^  *) 


*)  Für  die  Reichsbeamten  sind  durch  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom 
13.  Oktober  fast  gleichlautende  Ausführungsbestimmungen  erlassen;  die  wenigen 
Abänderungen  sind  in  Kursivschrift  im  Text  oder  in  Anmerkung  beigefügt. 

*)  Hierzu  ist  der  nachstehende  R.-Erl.  des  Fi n. -Min.  vom  1 1.  Dezember 
1903,  mitgetheilt  durch  R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom 
30.  Dezember  1903,  ergangen: 

»Ew.  pp  (die  pp)  weisen  wir  darauf  hin,  dass  das  Königliche  Staats- 
ministerium unterm  11.  November  1903  anderweite  Ausführungsbestimmungen 
zu  den  Vorschriften  über  die  Tagegelder  und  Reisekosten  der  Staatsbeamten 
erlassen  hat,  welche  im  Stück  29  der  üesetzsammlung  vom  26  November  1903  ver- 
öffentlicht worden  sind.  Diese  Ausführungsbestimmungen,  welche  mit  dem  I.Januar 
1904  in  Kraft  treten,  enthalten  gegen  die  früheren  Vorschriften  wesentliche  Ab- 
weichungen, besonders  in  Bezug  auf  die  Kleinbahnreisen  (Abschnitt  C),  die  An- 
erkennung der  Entfemungskarten  als  amtliche  Unterlagen  zur  Feststellung  der 
massgebenden  Entfernungen  (Abschnitt  D  No.  3,  letzter  Absatz)  und  den  Ueber- 

fing  von  einer  Eisenbahnstation  oder  einem  Schiffsanlegeplatz  zu  einer  anderen 
isenbahnstation  oder  einem  anderen  Schiffsanlegeplatz  an  zwischenorten,  in  denen 
nicht  übernachtet  und  kein  Dienstgeschäft  vorgenommen  wird  (Abschnitt  G  No.  6). 

Aber  auch  sonst  haben  die  bisherigen  Vorschriften  in  mannigfacher  Be- 
ziehung theils  zur  Entscheidung  inzwischen  aufgetretener  Zweifelsfragen,  theils 
wegen  der  gegen  früher  veränderten  Verhältnisse  Aenderungen  erfahren. 

Ew.  ppf.  (die  pp.)  wolle(n)  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  mit  der  Bearbeitung 
der  Reisekosten- Angelegenheiten  betrauten  Beamten  sich  alsbald  mit  den  neuen 
Bestimmungen  vertraut  machen;  zur  Erläuterung  der  wichtigsten  Punkte  sind 
in  einem  Anhang  graphische  Beispiele  gegeben. 

Die  noch  vorhandenen  Liquidationsformulare  sind  aufzubrauchen  und  nur 
nach  Massgabe  des  den  Grundsätzen  beigefügten  Schemas  handschriftlich  zu 
ergänzen. 

Was  endlich  die  amtlichen  Entfemungskarten,  welche  bereits  für  mehrere 
Regierungsbezirke  angefertigt  sind,  anlangt,  so  empfiehlt  es  sich  solche  auch 
für  die  übrigen  Regierungsbezirke  im  Interesse  einer  Entlastung  der  Kataster- 
ämter herstellen  zu  lassen.« 

3)  Aufgehoben  sind  insbesondere  die  Vorschriften  des  Staatsministerial- 
beschlusses  vom  30.  Oktober  1895  (s.  S.  186),  die  Ausführungsanweisung  hierzu 
vom  1.  September  1897  (s.  S.  187),  die  Staatsministerialbeschlüsse  vom  13.  Mai 
1884  (s.  S.  189  und  195),  vom  12.  August  1896  (s,  S.  189  und  195),  vom 
25.  Oktober  1898  (s.  S.  190  und  191),  die  Allgemeine  Verfügung  hierzu  vom 
25.  Dezember  1898,  der  Min.-Eri.  vom  6.  Oktober  1899  (s.  S.  192)  und  der 
Staatsministerialbeschluss  vom  16.  Juli  1900  (s.  S.  193). 

*)  In  der  Verordnung  für  die  Reichsbeamten  heisst  die  einleitende  Be- 
stimmung:  Zur  Ausführung   der  gemäss  §  18  des  Reichsbeamtengesetzes  er- 
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A.  Begriff  und  Ausgangsort  einer  Dienstreise. 

1.  Bei  einer  vom  Wohnort  angetretenen  Dienstreise  gilt  als  Ausgangsort 
der  dienstliche  Wohnort  des  Beamten 

Ist  das  Dienstgeschäft  am  thatsächlichen,  vom  dienstlichen  verschiedenen 
Wohnorte  des  Beamten  oder  in  einer  geringeren  Entfernung  als  2  Kilometer 
vom  thatsächlichen  Wohnort  auszuführen,  so  bleibt  der  dienstliche  Wohnort 
ausser  Betracht.  Köthigen  dienstliche  Gründe  dazu,  die  Reise  vom  dienstliehen 
Wohnort  aus  anzutreten,  so  sind  die  wirklich  entstehenden  Auslagen  zu  er- 
statten, deren  Biegung  nicht  erforderlich  ist. 

2.  Die  Gänge  eines  Beamten  zwischen  seinem  Wohnort  und  seiner  regel- 
mässigen Dienststätte  sind  auch  dann  nicht  als  Dienstreisen  anzusehen,  wenn 
die  Dienststätte  2  Kilometer  oder  mehr  von  der  Grenze  des  Wohnorts  ent- 
fernt liegt. 

Ordnet  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  an,  dass  der  Beamte  zur  Be- 
schleunigung die  sich  darbietenden  regelmässigen  Beförderungsgelegenheiten 
benutzt,  so  sind  die  ihm  wirklich  entstehenden  Auslagen  zu  erstatten,  deren 
Belegung  nicht  erforderlich  ist. 

3.  Bei  einer  Dienstreise  im  Zusammenhang  mit  einer  Urlaubsreise  ^)  wird 
der  Berechnung  der  Reisekosten  nur  die  dienstlich  zurückgelegte  Entfernung 
zu  Grunde  gelegt.    Als  dienstlich  zurückgelegt  gilt: 

a)  beim  Anschluss  einer  Urlaubsreise  an  eme  Dienstreise  die  Entfernung  vom 
Wohnorte  zum  Geschäftsort  und  zurück; 

b)  beim  Anschluss  einer  Dienstreise  an  eine  Urlaubsreise  die  Entfernung  vom 
Urlaubsorte  nach  dem  Geschäftsorte  und  von  diesem  nach  dem  Wohnort, 
insoweit  als  sie  diejenige  Entfernung  übersteigt,  die  der  Beamte  auch  ohne 
das  Dienstgeschäft  zur  Rückkehr  vom  Urlaub  hätte  zurücklegen   müssen; 

c)  beim  Unterbrechen  des  Urlaubs  durch  eine  Dienstreise  die  Entfernung  vom 
Urlaubsorte  zum  Geschäftsort*)  und  von  diesem  zu  dem  Orte,  an  welchem 
der  Beamte  seinen  weiteren  Urlaub  verbringt,  die  letztere  Entfernung 
jedoch  nur  insoweit,  als  sie  nicht  grösser  ist  als  die  erstere; 

d)  in  den  Fällen  b  und  c,  sofern  der  Auftrag  zu  dem  Dienstgeschäfte  schon 
vor  Antritt  der  Urlaubsreise  ertheilt  und  die  Urlaubsreise  mit  Rücksicht 
hierauf  eingerichtet  ist,  die  Entfernung  vom  Wohnorte  zum  Geschäftsorte 
und  zurück. 

Erfordert  die  Erledigung  des  Dienstauftrags  für  den  beurlaubten  Beamten 
überhaupt  keine  Reise,  wie  z.  B.  bei  Vornahme  des  Dienstgeschäfts  am  Urlauhs- 
orte  selbst  oder  in  einer  geringeren  Entfernung  als  2  Kilometer  von  ihm,  so 
hat  der  Beamte  nur  Anspruch  auf  Tagegelder  für  die  zur  Erledigung  des  Auf- 
trags erforderliche  Zeit. 

B.  Zalil  der  Reisetage. 

1.  Dienst-  und  Versetzungsreisen  müssen,  sofern  die  Zahl  der  Reisetage 
dadurch  beeinflusst  werden  sollte  und  nicht  besondere  dienstliche  —  bei 
späterem  Antritte  der  Reise  in  dem  Forderungsnachweise  kurz  zu  erläuternde  — 
Umstände  ein  anderes  bedingen,  in  den  Monaten  April  bis  September  von 
6  Uhr  und  in  den  Monaten  Oktober  bis  März  von  7  Uhr  morgens  ab  ange- 
treten werden. 

2.  Bei  Reisen,  welche  mit  der  Eisenbahn,  der  Post  oder  dem  Schiffe  be- 
gonnen oder  beendigt  werden,  ist,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  unter  Ziffer  3, 
Abs.  2,  für  die  Berechnung  der  Zahl  der  Reisetage  die  fahrplanmässige  Ab- 
gangs- und  Ankunftszeit  an  den  Eisenbahn-   und  Poststationen  oder  Anlege- 

Elätzen  maassgebend.    Verspätungen  kommen  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie 
esonders  nachgewiesen  werden. 

3.  Bei  Reisen,  welche  nicht  mit  der  Eisenbahn,  der  Post  oder  dem  Schiff 
ausgeführt  werden,  gilt  als  Zeitpunkt  für  den  Beginn  oder  die  Beendigung  die 
Stunde  des  Verlassens  oder  des  Wiederbelretens  der  Wohnung. 

lassenen  Verordnungen  über  die  Tagegelder  und  Fuhrkosten  der  Reichsbeamten 
wird  auf  Grund  des  §  4  IV,  des  §  10  und  des  §  23  der  Verordnung  vom 
25.  Juni  1901  (Reichs-Ges,'BL  S,  241)  folgendes  bestimmt 

*)  Die  Verbindung  einer  Dienstreise  mit  einer  Urlaubsreise  ist  wie  bisher 
nur  mit  Genehmigung  der  zuständigen  Dienstbehörde  zulässig. 

2)  Auch  wenn  dies  der  dienstliche  Wohnort  ist.  -  Tagegelder  sind  über 
die  Reisetage  hinaus  am  Wohnorte  nicht  zu  gewähren. 
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Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Entfernung  zwischen  der  Ortsgrenze  des 
Wohnorts  und  der  zugehörigen  Eisenbahnstation  oder  dem  Anlegeplatz  2  Kilo- 
meter oder  mehr  betr^. 

4.  Soweit  die  vorhandenen  Verkehrsmittel  es  ermöglichen,  sind  Dienst- 
reisen ohne  andere  als  die  zur  Erledigung  der  Dienstgeschäfte  erforderlichen 
Unterbrechungen  zurückzulegen. 

Wird  eine  Unterbrechung  durch  Krankheit  ödere  andere  besondere  Um- 
stände nothwendig,  so  wotlen  für  die  dadurch  bedingten  Liqvtage  Tagegelder 
gezahlt.  Eine  derartige  Unterbrechung  ist  dem  nächsten  Dienstvorgesetzten 
ungesäumt  zu  melden,  sowie  in  dem  Forderungsnachweis  ersichtlich  zu  machen 
und  zu  begründen. 

Zum  Zwecke  des  Uebemachtens  sind  Unterbrechungen  nur  bei  Reisen, 
deren  Zweck  eine  aussergewöhnliche  Beschleunigung  nicht  bedingt,  gestattet, 
und  zwar: 

a)  bei  Benutzung  von  Eisenbahnen  oder  Schiffen,  wenn  trotz  vor- 
schriftsmässigen  Antritts  der  Reise  (Ziffer  1)  nach  Lage  der  bestehenden 
Verbindungen  das  Reiseziel  erst  nach  einer  zwölfstündigen  Reisezeit  er- 
reicht werden  kann,  bei  Benutzung  von  Schiffen  ausserdem  nur  unter 
der  ferneren  Voraussetzung,  dass  an  Bord  keine  Schlafeinrichtungen  für 
Reisende  vorhanden  sind  und  durch  eine  Ausschiffung  die  Reisedauer 
infolge  ungünstiger  weiterer  Beförderungsgelegenheit  nicht  wesentlich  ver- 
grössert  wird; 

b)  bei  Benutzung  des  Landwegs  nach  Zurücklegung  einer  Strecke  von 
75  Kilometern. 

Nothwendig  gewordene  Abweichungen  von  den  zu  a  und  b  gegebenen 
Regeln  sind  in  dem  Forderungsnachweise  zu  erläutern. 

Durch  Unterbrechungen  der  Dienstreisen  aus  privaten  Rücksichten  dürfen 
der  StaatsLR^/c^5]kasse  keinerlei  Mehrkosten  erwachsen. 

5.  Zur  Reise  sind,  wenn  dadurch  Mehrkosten  vermieden  werden  können, 
auch  Sonn-  und  Feiertage  zu  benutzen. 

Wird  die  dienstliche  Thätigkeit  während  einer  Dienstreise  durch  Sonn- 
und  Feiertage  oder  durch  besondere  dienstliche  Umstände  unterbrochen,  so  hat 
der  Beamte  auf  die  Tagmlder  für  die  Aufenthaltstage  oder  auf  die  Reisekosten 
für  die  Rückkehr  zum  Wohnort  und  die  nochmalige  Reise  zum  Bestimmungs- 
ort Anspruch,  je  nachdem  die  Berechnung  sich  für  die  Staats[/?^ir/t5]kasse  vor- 
theilhafter  gestaltet. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  bei  einer  mehrere  Tage  erfordernden  dienstlichen 
Verrichtung  die  tägliche  Rückkehr  an  den  Wohnort  ausgeschlossen  ist 

6.  Ein  Beamter,  welcher  für  die  auf  der  Eisenbahn  zurückzulegende 
Dienstreise  an  Reise[/7f  AH  kosten  im  Inlande  7  Pfennig  oder  mehr  für  das  Kilo- 
meter zu  beanspruchen  hat,  ist  zur  Benutzung  von  Schnell-  und  Durchgangs- 
(D-)  Zügen  verpflichtet,  wenn  dadurch  eine  im  dienstlichen  Interesse  liegende 
Abkürzung  der  gesammten  Dauer  der  Dienstreise  ermöglicht  oder  eine  Unter- 
brechung der  Reise  vermieden  wird. 

Die  gleiche  Verpflichtung  haben  auch  die  übrigen  Beamten,  sofern  jene 
Züge  die  dritte  Wagenklasse  führen. 

7.  Die  Weiter-  oder  Rückreise,  namentlich  bei  kürzeren  Reisewegen,  ist 
nach  beendetem  Dienstgeschäfte  möglichst  noch  an  demselben  Tage  anzutreten, 
und  zwar  von  den  Beamten,  welche  für  Reisen  auf  Landwegen  60  Pfennig  für 
das  Kilometer  an  Reise[/=tfÄr|kosten  erhalten,  erforderlichenfalls  unter  Benutzung 
von  Extrapost  oder  Lohnfuhrwerk. 

Hat  das  Dienstgeschäft  oder  die  Hinreise  nebst  dem  Dienstgeschäft  7 
Stunden  und  darüber  in  Anspruch  genommen,  so  werden  unter  kürzeren  Reise- 
wegen solche  verstanden,  welche  in  höchstens  2  Stunden  zurückgelegt  werden 
können. 

Abweichungen  von  der  Regel  sind  in  dem  Forderungsnachweise  zu 
begründen. 

C.  Benutzung  von  Kleinbahnen. 

1.  Als  Kleinbahnen  gelten  die  im  Reichskursbuch  als  solche  bezeichneten 
Verkehrsmittel.  Sie  werden  in  nebenbahnähnliche  Kleinbahnen  und  in  Strassen- 
bahnen  unterschieden.  Ob  eine  Kleinbahn  im  Sinne  der  nachstehenden  Be- 
stimmungen als  nebenbahnälmliche  oder  als  Strassenbahn  anzusehen  ist,  ent- 
scheidet im  Zweifelsfalle  die  Angabe  im  Kursbuche,  nöthigenfalls  der  [Reichs- 
kanzler] Ressortchef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister. 


—   15  — 

2.  Die  Beamten  sind  verpflichtet,  bei  ihren  Dienstreisen  Kleinl>ahnen  zu 
benutzen. 

3.  Sie  erhalten  bei  Benutzung  von  nebenbahnähnlichen  Kleinbahnen  die- 
selben Reise[/=tfA/jkosten  einschliesslich  Zu-  und  Abgangsgebühr,  wie  bei  Be- 
nutzung der  Eisenbahn.')  Bei  Benutzung  von  Strassenbahnen  werden  ihnen 
dagegen  4iur  die  wirklich  verauslagten  Beträge  für  die  Fahrt,  sowie  bis  zur 
Höhe  der  gesetzlichen  [verordnungsmässigen]  Gebühr  auch  für  Zu-  und  Ab- 
gang erstattet.    Eine  Belegung  ist  nicht  erforderlich. 

4.  Ist  für  eine  Reise,  die  mit  einer  Kleinbahn  hätte  zurückgelegt  werden 
können,  ein  Fuhrwerk,  eine  Eisenbahn  oder  ein  Schiff  benutzt,  so  ist  die  etwa 
höhere  [verordnungsmässige]  Entschädigung  hierfür  dann  zu  gewähren,  wenn 
die  Benutzung  der  Kleinbahn  im  Interesse  einer  angemessenen  Erledigung  der 
Reise  ungeeignet  gewesen  ist. 

Als  Fälle  dieser  Art  gelten: 

a)  wenn  durch  die  Benutzung  eines  anderen  Beförderungsmittels  als  der 
Kleinbahn  eine  erhebliche,  im  dienstlichen  Interesse  liegende  Zeiterspamiss 
erzielt  wird; 

b)  wenn  dadurch  eine  zweckmässigere  Zeiteintheilung  hinsichtlich  der  zu 
erledigenden  auswärtigen  Diens^eschäfte  ermöglicht  wird; 

c)  wenn  die  Kleinbahn  sich  zur  S^förderung  nothwendig  mitzuführenden 
Q^cls  nicht  eignet; 

d)  wenn  die  Kleinbahn  mit  Rücksicht  auf  die  dienstliche  Stellung  des  Be- 
amten als  ein  angemessenes  Beförderungsmittel  nicht  zu  erachten  ist. 
Kleinbahnen,  die  mehrere  Wagenklassen  führen,  sind  in  keinem  Falle  aus 
Gründen,  welche  die  dienstliche  Stellung  des  Reisenden  betreffen,  als  un- 
geeignet zur  Benutzung  anzusehen. 

5.  Seitens  des  Beamten  sind  in  dem  Forderungsnachweise  die  Gründe 
der  Nichtbenutzung  der  Kleinbahn  anzugeben.  Die  Entscheidung  darüber,  ob 
diese  Gründe  gerechtfertigt  sind,  steht  vorbehaltlich  einer  abweichenden  An- 
ordnung dem  Ressortchef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister  zu  [der 
obersten  Reichsbehörde  der  Dienststelle  zu,  welche  die  Richtigkeit  des  Forderungs- 
nachweises  zu  bescheinigen  hat\. 

6.  In  den  Forderungsnachweisen  sind  benutzte  Strassenbahnen  als  solche 
ersichtlich  zu  machen. 

D.  yortLU8B9tzung  für  die  Qewlhrans  von  Reisekosten. 

1.  Der  Wohnort  des  Beamten  und  der  Bestimmungsort  seiner  Dienst- 
reise gelten  nur  dann  als  mindestens  2  Kilometer  von  einander  entfernt,  wenn 
sowohl  die  Entfernung  von  der  Grenze  des  Wohnorts  bis  zur  Mitte  des  Be- 
stimmungsorts, als  audi  die  Entfernung  von  der  Ortsgrenze  des  letzteren  bis 
zur  Mitte  des  ersteren  mindestens  2  Kilometer  beträgt. 

Beträgt  nur  eine  dieser  Entfernungen  2  Kilometer  oder  mehr,  so  kann 
allein  die  Erstattung  der  wirklich  verauslagten  Reise-  [Fuhr-]  und  sonstigen 
Unkosten  (Brücken-,  Fährgeld)  [gemäss  §8.  Abs.  1,  Satz  2  der  Verordnung  vom 
25.  Juni  1901]  in  Frage  kommen,  und  zwar  auf  Grund  besonderer  Angaben, 
deren  Belegung  jedoch  nicht  erforderlich  ist. 

Der  Anspruch  auf  Tagegelder  und  Reise-[/7xÄr-]kosten  wird  im  Falle  des 
ersten  Satzes  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  die  auf  Eisenbahn,  Kleinbahn 
oder  Schiff  zurückzulegende  Reisestrecke  weniger  als  2  Kilometer  beträgt. 
2.  a)  Als  Ort  ^Ziffer   1)  gilt  der  hauptsächlich   von   Gebäuden  oder  einge- 
friedigten Grundstücken  eingenommene  Theil  eines Gemeinde-(Guts-)bezirks, 
so  dass  die  Ortsgrenze  ohne  Rücksicht  auf  einzelne  Ausbauten  oder 
Anlagen  durch  die  Aussenlinie  jenes  Bezirktheils  gebildet  wird.   Derartig 
räumlich    zusammenhängende,  demselben   Gemeinde-(üuts-)bezirk  ange- 
hörende, von  Gebäuden  oder  eingefriedigten  Grundstücken  eingenommene 
Flächen  gelten  auch  dann  als  ein  einziger  Ort,  wenn  etwa  für  einzelne 
Theile  bindere  Ortsbezeichnungen  üblich  sind, 
b)  Sind  in  einem  Gemeinde-(Guts-)bezirke  mehrere  getrennt  von  einander 
liegende  geschlossene  Ortschaften  vorhanden,  so  ist  jede  Ortschaft  für 
sich  als  ein  Ort  anzusehen.    Die  durch  öffentliche  Anlagen,  Gewässer, 

0  Wo  diese  Ausführungsbestimmungen  von  Eisenbahnen  oder  Eisenbahn- 
stationen sprechen,  sind  die  nebenbahnähnlichen  Kleinbahnen  oder  deren  An- 
haltestellen  mit  inbegriffen,  soweit  sich  nicht  etwa  ein  anderes  aus  der  betr. 
Vorschrift  ergiebt. 
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Festungswerke  und  Rayonbeschränkungen  bedingten  Unterbrechungen 
des  baulichen  Zusammenhanges  mehrerer  Ortschaften  bewirken  für  sich 
allein  keine  Trennung  des  Ortes  in  mehrere  Ortschaften  im  Sinne  dieser 
Vorschrift. 

c)  Hat  der  Beamte  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  ausserhalb  eines  Ortes 
(a  und  b),  sei  es,  dass  in  dem  (Jem ei nde-(Guts-) bezirk,  in  welchem  der 
Wohn-itz  sich  befindet,  ein  durch  die  ges(hlos^ene  Lage  der  Wohnstätten 
kenntlicher  Ortsbering  überl  aupt  nicht  vorhanden  ist,  sei  es,  dass  die 
dem  Beamten  angewiesene  Wohnstälte  ausserhalb  der  Grenze  des  ge- 
schlossenen Ortsberinges  liegt,  so  gilt  das  Wohnhaus  des  Beamten  als 
Anfangspunkt  der  Dienstreise. 

d)  Handelt  es  sich  um  die  Erledigung  eines  Dienstgeschäfts  an  einer  be- 
stimmten Stelle  ausserhalb  eines  Ortes  (a  und  b),  so  gilt  dieser  Punkt 
als  Endpunkt  der  Dienstreise. 

e)  In  den  Fällen  zu  c  und  d  findet  die  Bestimmung  unter  1  sinngemässe 
Anwendung. 

3.  Zur  Feststellung  der  hiernach  maassgebenden  En'fernungen  sind,  falls 
diese  Feststellung  nicht  unter  Benutzung  der  zu  F  5  [^  angegebenen  Hilfs- 
mittel erfolgen  kinn,  die  Bescheinigungen  sachkundiger  Behörden  und  hinsicht- 
lich der  im  Auslande  gemachien  Dienstreisen  Beschemi^un^en  der  Kaiserlichen 
Gesandtschaften  oder  Konsulate  beizubringen.  Soweit  für  einen  Bezirk  durch 
die  zuständigen  Regierungen  [Behörden]  amtliche  Entfernungskarten  aufgestellt 
sind,  treten  diese  hinsichtlich  der  aus  ihnen  hervorgehenden  Entfernungen  an 
die  Stelle  vorstehender  Bescheinigungen. 

£.  Berechnung  der  Tagejcelder. 

1.  Der  Tag  der  Abreise,  sowie  der  Tag  der  Ankunft  werden  als  Reise- 
tage gerechnet,  unbeschadet  der  Verpflichtung  des  Beamten,  die  Reisetage 
thunlichst  auch  zur  Erledigung  der  Dienstgeschäfte  zu  benutzen. 

2.  Tagegelder  können  für  ein  und  denselben  Tag  auch  bei  mehreren 
Reisen  nur  einmal  gewährt  werden  und  zwar,  wenn  mehrere  Reisen  an  einem 
und  demselben  Tage  oder  an  zwei  Tagen  innerhalb  24  Stunden  angetreten  und 
beendet  sind,  nach  den  etwa  dafür  vorgesehenen  ermässigten  Sätzen. 

[Sind  jedoch  nach  Sonderverordnungen  geringere  Tagegelder  als  nach 
der  Verordnung  vom  25.  Juni  1901  zu  gewähren,  so  kann  eine  Erhöhung  bis  zu 
den  Sätzen  der  letzteren    von  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  bewilligt  werden."] 

3.  Ein. Beamter,  der  bei  einer  vorübergehenden  Beschäftigung  ausserhalb 
seines  Wohnorts  die  vollen  Tagegelder  bezieht,  erhält  daneben  bei  weiteren 
Dienstreisen  keine  Tagegelder. 

Bezieht  er  für  eine  derartige  Beschäftigung  hinter  den  [gesetz-  oder]*) 
verordnungsmässigen  zurückbleibende  Tagegelder  oder  eine  Pau^ch Vergütung, 
so  erliält  er  bei  weiteren  Dienstreisen  daneben  die  [gesetz-  oder)')  verordnungs- 
mässigen Tagegelder  unverkürzt. 

4.  Bewegt  die  Dienstreise  eines  Beamten,  welchem  für  de  Zeit  seines 
Aufenthalts  im  Auslande  höhere  Tagegelder  als  für  das  Inland  bewilligt  sind, 
sich  an  einem  Tage  innerhalb  und  ausserhalb  des  Reichsgebiets,  so  wird  für 
den  Tag  des  Ueberganges  in  das  Ausland  der  höhere,  für  den  Tag  der  Rück- 
kehr in  das  Inland  der  niedrigere  Tagegeldersatz  gewährt.  Erfolgt  der  Ueber- 
gang  in  das  Ausland  und  die  Rückkehr  in  das  Inland  an  demselben  Tage,  so 
ist  der  höhere  Tagegeldersatz  zu  zahlen. 

F.  Berechnung  der  Relsef/^ir/rrlkosten. 

1.  Sind  nach  D  Reise[/^«ÄH kosten  zu  gewähren,  so  ist  für  ihre  Berech- 
nung bei  Eisenbahn-  oder  Schilfswegen  die  Entfernung  von  Eisenbahnstation 
oder  Anlegeplatz  zu  Eisenbahnstation  oder  Anlegeplatz,  bei  Landwegen  die 
Entfernung  von  Ortsmitte  zu  Ortsmitte  maassgebend. 

Bestehen  in  einem  Orte  mehrere  Eisenbahnstationen  oder  Anlegeplätze, 
so  ist  der  letzte  dieser  Punkte  des  Ausgangsorts  und  der  erste  des  Endorts 
der  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen.  Nähere  Bestimmungen  für  einzelne  Orte 
bleiben  vorbehalten. 

Für  die   Berechnung  der  Entfernung  auf  dem  Landwege  tritt  in  den 


0  [  1  A^^^  '^  ^^  Ausführungsbestimmungen  fär  die  Reichsbeamten. 
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Fällen  zu  D  2  c  und  d  an  die  Stelle  der  Ortsmitte  das  Wohnhaus  des  Beamten 
oder  der  Endpunkt  der  Dienstreise. 

2.  Die  Berechnung  der  Reise[/7rAf]kosten  erfolgt  ohne  Rücksicht  darauf, 
welchen  Weg  der  Beamte  thatsächlich  eingeschlagen  und  welches  Beförderungs- 
mittel er  benutzt  hat,  nach  demjenigen  Wege,  welcher  sich  für  die  Staats- 
\Reichs]kasse  unter  Mitberücksichtigung  des  Tagcgelderbezuges  als  der  mindest 
kostspielige  darstellt  und  nach  dem  Zwecke  der  Reise  und  den  Umstanden  des 
besonderen  Falles  auch  von  den  Beamten  wirklich  hat  benutzt  werden  können. 

Hat  der  Beamte  auf  Orund  der  Bestimmung  zu  B8  einen  Schnell-  oder 
Durchgangszug  benutzen  müssen,  so  wird  der  infolgedessen  etwa  zurückgelegte 
weitere  Weg  der  Entfemungsberechnung  zu  Grunde  gelegt. 

3.^)  Ist  nach  dem  Grundsätze  zu  2  im  Falle  D  1,  Abs.  3  dem  Forderungs- 
nachweise der  Eisenbahn-  oder  Schiffsw^  zu  Grunde  zu  l^en,  so  ist  die  Ent- 
fernung auf  2  Kilometer  anzunehmen  und  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
abzurunden. 

4.  Bei  Reisen,  die  theils  auf  der  Eisenbahn  oder  zu  Schiff,  theils  auf  dem 
Landwefi;e  zurückzul^en  sind,  werden  die  Entfernungen  für  die  auf  Eisenbahn 
oder  Sdiiff  zurückzulegenden  Strecken  einerseits  und  die  Landwegestrecken 
anderseits  besonders  berechnet  und  für  sich  abgerundet,  soweit  nicht  die  Vor- 
schriften zu  H  1  u.  2  entg^enstehen.  [Beträgt  eine  der  nach  Vorstehendem  ge- 
sondert zu  berechnenden  Strecken  im  Ganzen  weniger  als  2  Kilometer,  so  bleibt  sie 
ausser  Ansatz.  Dabei  gelten  Hin-  und  Rückreisen  als  verschiedene  Reisen ;  eine 
sogenannte  Rundreise  (§  5  des  Gesetzes  vom  24.  März  1873)  als  eine  Reise.]*] 

5.  Für  die  Feststellung  der  Entfernungen  sind  bei  Reisen  auf  Eisen- 
bahnen die  Angaben  des  Reic^skursbuchs  maassgebend.  Bei  Kleinbahnstrecken, 
für  welche  die  Entfernungen  aus  dem  Reichskursbuche  nicht  ersichtlich  sind, 
entscheiden  die  von  den  Kleinbahnuntemehmungen  bekannt  gemachten  Fahr- 

Eläne  oder  Entfemuncstafeln,  i«  deren  Ermangelung  die  amtlichen  Entfern ungs- 
arten  (D  3)  oder  die  Auskunft  der  Genehmigungs-  und   Aufsichtsbehörae 
[(§§  3,  22  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1892)]«) 

Bei  Reisen  auf  Schiffen  werden  der  Entfemungsberechnung  die  Angaben 
der  Post-  und  Eisenbahnkarte  des  Deutschen  Reichs,  und  wenn  die  Entfernungen 
darauf  nicht  verzeichnet  sind,  diejenigen  des  Reicnskursbuchs,  bei  Reisen  auf 
Landwegen  die  Angaben  der  Post-  und  Eisenbahnkarte  zu  Grunde  gelegt 

Fehlen  solche  Angaben,  so   findet  die  Vorschrift  zu  D  3  Anwendung. 

6.  Soweit  Dienstreisen  mit  unentgeltlich  gestellten  Verkehrsmitteln  aus^ 
geführt  werden,  sind  an  Reise[7^aA/j kosten  vorbehaltlich  der  Vorschriften  zu 
G  8  nur  die  bestimmungsmässigen  Entschädigungen  für  Zu-  und  Abgang  zu 
gewähren  \§  8  der  Verordnung  vom  25.  funi  1901)], 

Unter  unentgeltlich  gestellten  Verlcehrsmitteln  sind  solche  zu  verstehen, 
deren  Kosten  aus  öffentlichen  Kassen  bestritten  werden,  bei  Reisen  auf  der 
Eisenbahn,  Kleinbahn  oder  zu  Sdiiff  auch  solche,  welche  dem  Beamten  mit 
Rücksicht  auf  den  Zweck  der  Dienstreise  von  dritter  Seite  zur  unentgeltlichen 
Benutzung  gestellt  worden  sind.  Freie  Beförderung  auf  Grund  besonderer 
persönlicher  Beziehungen  zwischen  dem  Beamten  und  einem  Dritten  kommen 
nicht  in  Betracht*) 

Allerhöchste  Anordnungen  über  die  Vergütung  bei  Reisen  mit  den  aus 
Kronfideikommissfonds  bezahlten  Verkehrsmitteln  werden  hierdurch  nicht  berührt 

G.   Besondere  Bestimmungen  Aber  Zu-  und  Abgang« 

Ein  Zu-  und  Abgang  im  Sinne  des  §  4 1  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897 
[der  Verordnung  vom  25.  Juni  1901]  kann  nur  bei  Dienstreisen  entstehen, 
welche  auf  Eisenbahnen  oder  Schiffen  gemacht  werden. 


0  Absatz  3  fehU  in  den  Ausfuhrungsbestimmungen  flir  die  Reichsbeamten, 
die  Abs.  4,  5  und  6  haben  daher  die  Nummern  3,  4  und  5. 

*)  M  fehä  in  den  Ausfuhrungsbestimmungen  für  die  ReichsbeanUen. 
)  y  f^hU  in  den  Ausfuhrungsbestimmungen  fär  die  Reichsbeamten. 

^  Demnach  kann  der  Kreisarzt,  wenn  er  als  Bahnarzt  freie  Eisenbahn- 
fahrt hat,  bei  amtlichen  Reisen  Reisekosten  berechnen,  da  die  »freie  Beförde- 
rung'' in  diesem  Falle  als  eine  auf  Grund  persönlicher  Beziehungen  zwischen 
ihm  und  dem  Eisenbahnfiskus  anzusehen  ist;  die  freie  Beförderung  bildet 
ausserdem  hier  einen  Theil  seiner  Entschädigung  für  die  bahnärztliche  Thätigkeit 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  nnd  Irztliche  Sachverständige.  Snpplementband.  2 
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2.  Auch  für  die  Zu-  und  Abgangsgebühr  gelten  die  Hin-  und  die  Rück- 
reise als  besondere  Reisen. 

3.  Die  Gebühr  enthält  die  Vergütung  für  den  Zugang  und  für  den  Ab- 
gang; sie  kommt  daher,  wenn  nur  ein  Zugang  oder  ein  Al^ang  stattfindet, 
nur  im  halben  Betrage  zum  Ansätze. 

4.  In  der  Regel  entsteht  ein  Zu-  und  Abgang  nur  bei  der  Hinreise  und 
ein  zweiter  bei  der  Rückrdse. 

Ein  Zugang  entsteht  jedoch  nicht,  wenn  die  Hin-  oder  [diä[  Rückreise 
bei  Eisenbahnreisen  vom  Bahngebiete,  bei  Schiffsreisen  vom  Anlege-  oder  Liege- 
platz, vom  Ufer  oder  von  dem  Gebiete  der  Strom-  oder  Hafenanlagen  aus  an- 
getreten wird. 

Desgleichen  entsteht  kein  Abgang,  wenn  am  Endpunkte  der  Hin-  oder 
der  Rückreise  die  vorbezeichneten  Gebiete  nicht  verlassen  werden  müssen. 

5.  An  Zwischenorten  entsteht  nur  dann  ein  Zu-  und  Abgang,  wenn  da- 
selbst übernachtet  oder  ein  Dienstgeschäft  vorgenommen  und  zu  diesem  Zwecke 
bei  Eisenbahnreisen  das  Bahngebiet,  bei  Sehiffereisen  der  Anlege-  oder  Liege- 
platz, das  Ufer  oder  das  Gebiet  der  Strom-  oder  HafenanTagen  verlasen 
werden  muss. 

6.  Wenn  an  Zwischenorten,  an  denen  nicht  übernachtet  und  kein  Dienst- 
geschäft vorgenommen  wird,  eine  Eisenbahnstation,  eine  Anhaltestelle,  ein  An- 
lege- oder  Liegeplatz  verlassen  und  die  Reise  von  einer  anderen  Eisenbahn- 
station, einer  anderen  Anhaltestelle,  einem  anderen  Anlege-  oder  Liegeplatz 
aus  fortgesetzt  werden  muss  oder  wenn  daselbst  ein  Uebergang  von  Eisenbahn 
oder  Schiff  zur  Strassenbahn  oder  umgekehrt  stattfindet,  so  werden  für  den 
Uebergang.  sofern  er  nicht  mittels  durchgehender  oder  unmittelbar  anschliessen- 
der Züge  über  eine  Verbindungsbahn  erfolgen  kann,  die  baren  Auslagen  in  den 
Grenzen  der  ge$etz[K/n7n//w/i^] massigen  Gebühr  für  Zu-  und  Abgang  erstattet. 
Einer  Belegung  der  Auslagen  bedarf  es  nicht. 

Ob  an  einem  Orte  mehrere  Eisenbahnstationen  oder  Schiffsanlegeplätze 
sich  befinden,  sowie  darüber,  ob  zwischen  diesen  Punkten  für  den  Personen- 
verkehr benutzbare  Verbindungsbahnen  vorhanden  sind,  entscheidet  die  Angabe 
im  Reichskursbuche. 

7.  Falls  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  unter  4  und  5  ein  Zu- 
oder  Abgang  ausnahmsweise  nicht  besteht,  so  können  demjenigen  Beamten,  der 
für  die  Keise  wejg^en  unentgeltlicher  Benutzung  des  Beförderungsmittels  Kilo- 
metervergütung nicht  zu  beanspruchen  hat,  etwa  entstandene  bare  Nebenkosten 
auf  Grund  besonderer  Angaoen  erstattet  werden,  deren  Belegung  nicht  er- 
forderlich ist. 

8.  Die  Gebühr  für  Zu-  und  Abgang  kann  nur  zur  Hälfte  beansprucht 
werden,  wenn  die  Beförderung  des  Beamten  nach  und  von  der  Eisenbahn- 
station, dem  Anltt^e-  oder  Liegeplatze  durch  unentgeltliche  (vergl.  F6  [5])  Ge- 
stellung eines  Beförderungsmittels  erfolgt.  Sie  ist  überhaupt  nicht  zahlbar, 
wenn  eine  derartige  Beförderung  sowohl  nach,  wie  von  der  Eisenbahnstation, 
dem  Anl^e-  oder  Liegeplatz  stattfindet. 

H.  Strassenbahn-  und  Landwegestrecken  In  Verbindung  mit 
Zu-  und  Abgang. 

1.  Die  Gebühr  für  Zu-  und  Abgang  schliesst  die  Entschädigung  für  die 
Benutzung  der  Strassenbahn  und  die  Reise[/7iAf]kosten  für  Landw^  in  sich, 
sofern  die  auf  der  Strassenbahn  oder  dem  Landwege  zurückzulegende  Ent- 
fernung weniger  als  2  Kilometer  beträgt. 

2.  Neben  der  Gebühr  oder  der  Erstattung  der  baren  Auslagen  (C  3)  für 
Zu-  und  Abgang  werden  die  Reise[/^»Ar] kosten  für  Landweg  nur  gewährt,  so- 
fern die  auf  diesem  zurückzulegende  Entfernung  mindestens  2  Kilometer  beträgt. 

3.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Voraussetzung  von  1  und  2  vor- 
liegt, erfolgt  nach  den  Grundsätzen  zu  D.  Zutreffenden&lls  erfolgt  die  Be- 
reomung  der  für  die  Höhe  der  Reise{/\cfA/jkosten  maassgebenden  Entfernung 
nach  den  Vorschriften  zu  F.  Bei  diesen  Berechnungen  tritt  an  die  Stelle  des 
Anfangs-  und  Endpunkts  der  Dienstreise  der  Anfangs-  und  Endpunkt  der  Land- 
wegstrecke oder  (Ziffer  1)  der  Strassenbahnfahrt. 

4.  Wenn  nach  Verlassen  der  Eisenbahn  [der  Kleinbahn]  oder  des  Schiffes 
die  Dienstreise  Dienstgeschäfte  halber  oder  zum  Zwecke  des  Uebemachtens 
unterbrochen  und  demnächst  auf  dem  Landwege  fortgesetzt  wird,  so  wird  die 
auf  letzterem  zurückgelegte  Entfernung  [bei  Berechnung  der  Gesammtlandweg- 
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strecke  (F  4)]^)  selbst  dann  mitgezählt  [vergütet],  wenn  sie  weniger  als  2  Kilo- 
meter beträgt. 

I.  Vorscbttsszahlttng  und  Fordemngtnachwelse.') 

1.  Dem  Beamten,  der  eine  Dienst-  oder  Versetzungsreise  auszuführen 
hat,  können  auf  seinen  Antrag  in  Grenzen  der  Gebühren  Vorschüsse  gezahlt  werden. 

2.  Die  Bezahlung  der  Reisegebühmisse  erfolgt  auf  Grund  des  Forderungs- 
nachweises, durch  dessen  Vollziehung  der  Beamte  die  Verantwortung  für  die 
Richtigkeit  der  gemachten  Angaben  übernimmt.  Nothwendige  Erläuterungen 
übo*  die  Zahlbarkeit  der  Gebühren  sind  in  den  Nachweis  aufzunehmen.  Ebenso 
sind  entstandene  nothwendige  Auslagen  erforderlichenfalls  zu  begründen  und, 
sofern  nach  vorstehenden  ^Stimmungen  nicht  davon  abgesehen  werden  darf, 
nachzuweisen.  Der  Beginn  und  die  Beendigung  der  Dienst-  oder  Versetzungs- 
reise müssen,  sofern  die  Höhe  der  Vergütung  davon  abhängt,  nach  Tag  und 
Stunde  genau  angegeben  werden.  Bei  Erhd)ung  eines  Vorschusses  ist  eine 
Angabe  über  seine  Höhe  und  die  Kasse,  aus  der  er  empfangen  ist,  erforderlich. 

3.  Der  Forderungsnachweis  ist  von  der  zuständieen  Dienststelle  mit  der 
Bescheinigung  der  Richtigkeit  zu  versehen,  welche  das  Anerkenntniss  der  Noth- 
wendigkeit  der  Reise,  der  geschehenen  Ausführung  der  Dienstgeschäfte,  sowie 
der  Angemessenheit  der  zu  den  letzteren  verwendeten  Zeitdauer  und  der  Rich- 
tigkeit der  angegebenen  Dauer  überhaupt  in  sich  b^eift. 

4.  Die  Aufstellunc;  des  Forderungsnachweises  soll  nach  dem  als  Anlage 
beigegebenen  Muster  erfolgen  vorbehaltlich  der  durch  besondere  Verhältnisse 
gebotenen  Aenderungen. 

K.   Schltttsbestlmmttogen. 

1.  Dieser  Erlass  findet  auf  die  Dienstreisen  Anwendung,  welche  nach 
dem  31.  Dezember  1903  angetreten  werden. 

2.  Bei  Reisen  im  Auslande  bleiben  seine  Bestimmungen  insoweit  ausser 
Anwendung,  als  dies  durch  die  besonderen  Verhältnisse  des  Auslandes  jeweilig 
geboten  ist.  Inwieweit  dies  zutrifft,  entscheidet  die  cUe  Richtigkeit  des  Forde- 
rungsnachweises bescheinigende  Dienststelle. 

3.  Auf  Dienstreisen  der  gesandtschaftlichen  und  Konsularbeamten  finden 
die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  Anwendung;  [Jur  die  von  Beamten  des 
Auswärligen  Amts  auszuf&nrenden  Dienstreisen  sind  sie  nur  dann  massgebend, 
wenn  Attfangs-  und  Endpunkt  der  Reise  innerkalb  des  Reicksgebiets  li^n.] 


*)  [  ]  fekä  in  den  Ausfährungsbestimmungen  für  die  Reidisbeamten, 
')  In  den  Beslimmunf^  fOr  die  Reicksbeamlen  ist  dies  Abscknitl  K 
Als  Abscknitl  I  entkalten  diese  folgende  Vorsckriflen: 

Pausckvergälungen  für  Dienslreisen, 

1,  Die  Feslselzung  von  Pausckv^gOlungen  für  bestimmte  einzelne  Fülle 
bleibt  vorbekalten.    Bereits  erfolgte  Festsetzungen  bleiben  in  Kraft, 

2,  Die  Pauschvergätungen  entkalten  die  Entschädigung  flir  die  Hin-  und 
Rückreise  und  die  wälu'end  des  AufentkaUs  am  Bestimmungsort  entstekenden 
Ausgaben,  Sie  bleiben,  soweit  es  sick  nickt  um  Pausckentsckädigungen  kandelt, 
weldie  zur  Abgeltung  sämmtUcher  in  einem  gewissen  Zeiträume  gemackter  Dienst- 
reisen bestimmt  sind,  auf  diejenigen  Dienstreisen  besckränkt,  bei  denen  die  Rück- 
kekr  nock  an  demselben  Tage  erfolg.  Andernfalls  sind  die  verordnunosmässii^en 
Qebükren  zu  gewäkren.  Die  Bestimmungen  zu  B  5,  Abs,  2  und  3  finden  auck 
kier  Anwendung,  Für  Versetzungsreisen  sind  stets  die  verordnungsmässigen 
Gebühren  zu  ^wzhren, 

3,  Neben  der  Pausckvergütung  sind  Fuhrkosten  für  einen  mitgenommenen 
Diener  nickt  zu  gewäkren, 

4,  Wenn  auf  Grund  sonstiger  Vorschriften  die  für  Dienstreisen  zu  ge- 
währenden Vergütungen  sich  niedr^er  stellen  ms  die  Pcuisckvergätungen,  so  be- 
kält  es  bei  den  ersteren  sein  Bewenden, 

5,  Die  Reisen,  für  welcke  Pausckvergütungen  gewährt  werden,  sind  nur 
in  dem  Falle  mit  anderen  Dienstreisen  zu  verbinden,  dass  dienstliche  Gründe  es 
notwendig  macken  oder  dadurch  keine  Mehrkosten  entsteken. 
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Pordernngsnacbwels 


Muster. 


über  Tag^ielder  und  Reise|/^ifAr]^<>sten  für  die  nachbezeichnete,   auf  Grund 

der  Verfügung    de vom 

von  dem  Unterzeichneten  ausgeführte  Dienstreise. 


Zeit 

der 

Ausführung 


Monat.  Tag. 


Stunde 

a)  des  Be- 
ginns, 

b)  der  Be- 
endigung 
der  Reise. 


Zahl 
der  Tage. 


ll| 


NÄT3 


Reiseweg 

und 

Angabe  der 
dienstlichen  Ver- 
richtungen. 


Kilometer 


•82-g 

C:cd  C 


•8.-S 


N 


iOiä 


Berechnung  der  Tagegelder  und  Reise[/7iAr] kosten. 


A.  Tagegelder,  volle,  für Tage  je Mark.  .  .  .  .  . 

•  ermissigte,  für Tage,  je Mark  .  . 

•  IVi  fache,    für  mal   24  Stunden,    je 

Mark 

B.  Reise[/7fAf]kosten  für Kilometer  Eisenbahn,  neben- 

bahnähnliche Kleinbahn  oder  Schiff, 
für  jedes  Kilometer  Pf 

„  für    Kilometer    Landweg,    für 

jedes  Kilometer  Pf 

»  für    Mitnahme     eines    Dieners*)    auf 

Kilometer,  für  jedes  Kilometer 

5  Pf 


Zu-  und  Abgänge  zum  Satze  von  Mark . 

C.  Auslagen  oei  P 
a)  ftr  Fahrt . 


Benutzung  der  Strassenbahn : 


Geldbetrag 


Mark. 


Pf. 


b)  beim  Zu-  und  Abgange 

c)  für  Mitnahme  eines  Dieners') 

D.  Auslagen    für  Zu-  und   Abgang  beim   Bahnhofswechsel 

sowie  beim  Uebergange  zwischen  Eisenbahn  und  Strassenbahn 

Zusammen  .... 

Auf  obigen  Betrag  habe  ich  einen  Vorscfauss  von  Mark  aus  der 

Kasse  erhalten. 

*) 

») 

N.,  den  

(Name  und  Dienststellung  des  Fordemden.) 


1)  Wenn  die  Dienstreise  an  einem  und  demselben  Tage  angetreten  und 
beendet  wird  (§  1  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897)  [AlUAöchsU  Ver^ 
Ordnung  vom  25.  Juni  1901  §  1  Abs.  3\, 

•)  Wenn  eine  Dienstreise  sich  auf  2  Tage  erstreckt  und  innerhalb  24 
Stunden  beendet  wird  (a.  a.  O.  §  1  Abs.  2). 

»)  Die  im  Artikel  1  §  1  unter  I  bis  IV  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897 
[im  §  1  unter  I  bis  IV  der  Verordnung  vom  25,  Juni  1901]  bezeichneten  Be- 
amten bei  Reisen  auf  Eisenbahnen,  Schinen  oder  Kleinbahnen. 

*)  Begründung  der  Nichtbenutzung  der  Kleinbahn. 

")  Amtliche  Versicherung,  dass  ein  Diener  mitgenommen  ist 
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Nach  den  Entfernungen,  den  Sätzen  und  rechnerisch  richtig  (berichtigt  auf 

» Mark Pf.). 

N.,  den  

(Name  und  Stellung  des  Rechnungsbeamten.) 
Die  Richtigkeit  wird  bescheinigt. 

Die  Kasse  wird  angewiesen,  den  vorstehenden  Betrag  mit Mark 

Pf.  in  Worten zu  zahlen  und  bei 

Kap Titel  des  Etats  zu  verrechnen. 

N.,  den 

(Behörde,  Unterschrift) 

An  die  Kasse. 

Quittung. 
Betrag  erhalten. 

N.,  den 

(Unterschrift) 

Anhang. 
Brlittterttngen. 

I.  Zu  D2c 

i]| % 

Die  Dienstreise  wird  von  dem  ausserhalb  eines  Ortes  liegenden  Wohn- 
haus A  des  Beamten  nach  dem  Orte  B  ausgeführt  (2  c);  dann  werden, 
da  nach  den  Grundsätzen  zu  Dl,  um  den  Anspruch  auf  Tagegelder  und 
Rei$e[/7iAf]kosten  zu  begründen,  auch  die  Entfernung  von  &c  Grenze 
des  Ortes  B  nach  A  2  Kilometer  betragen  muss,  Tagegelder  und  Reise- 
kosten nicht  gewährt,  wenn  diese  Entfernung  geringer  ist  als  2  Kilometer, 
auch  wenn  die  Mitte  von  B  über  2  Kilometer  von  A  entfernt  ist 

2g JI 

Das  gleiche  gilt,  wenn  von  dem  Wohnorte  B  aus  ein  Diens^eschäft 
an  der  ausserhalb  eines  Ortes  liegenden  Stelle  A  vorzunehmen  ist  (2d). 

3-5l  I 

Liegen  sowohl  das  Wohnhaus  des  Beamten  als  auch  die  Stelle  des 
Dienstge^äfts   ausserhalb   von   Orten,   so  entscheidet  die  Entfernung 
zwischen  diesen  beiden  Punkten. 
II.  Zu  H  2  und  3. 

Eisenbahn  Landweg 

o o o 

^'  A  B  C 

Der  Anfangspunkt  der  Landwegstrecke  (Bahnhof  B)  und  der  End- 
punkt C  liegen  innerhalb  je  eines  Ortes. 

Reise[JFViAf]kosten  für  die  Landweestrecke  werden  gewährt^  wenn 
sowohl  die  Entfernung  von  der  Grenze  des  Ortes  B  nach  der  Mitte  des 
Ortes  C,  als  auch  diejenige  von  der  Grenze  des  Ortes  C  nach  der  Mitte 
des  Ortes  B  2  Kilometer  betragen  (D  \). 

Die  für  die  Höhe  der  Reise[/7i/tr]kosten  maassgebende  Entfernung 
wird,  wenn  diese  Voraussetzung  zutrifft,  von  Mitte  B  nach  Mitte  C  be- 
rechnet (F  1  Abs.  1). 

Eisenbahn  Landweg 

^'  A  B  C 

Der  Anfangspunkt  der  Landwegstrecke  (Bahnhof  B)  liegt  innerha 
der  Endpunkt  C  ausserhalb  eines  CMes. 

Reise[/7zAr]  kosten  für  die  Landwegstrecke  werden  gewährt,  wenn 
die  Entfernung  von  der  Grenze  des  Ortes  B  nach  dem  Punkt  C  2  Kilo- 
meter beträgt  (D  2  d,  e). 

Die  für  die  Höhe  der  ReiseT/Tf^lkosten  maassgebende  Entfernung 
wird  zutreffendenfalls  von  Mitte  B  nach  C  berechnet  (F 1  Abs.  1  und  3). 

Eisenbahn  B  C 

3.  9 »  O^ Q 

^  Bahnhof  B  Landw^ 

Der  Anfangspunkt  der  Landwegstrecke  (Bahnhof  B)  liegt  ausserhalb 
eines  Ortes,  der  Endpunkt  C  innerhalb  eines  solchen. 
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Reise[/7iAr]kosten  für  die  Landwegstrecke  werden  gewährt,  wenn  die 
Entfernung  von  Bahnhof  B  nach  der  Grenze  von  C  2  Kilometer  beträgt, 
ohne  dass  es  auf  die  Entfernung  zwischen  Bahnhof  und  Ort  B  ankommt 
(D  1,  2  c,  e). 

Zutreffendenfalls  wird  die  für  die  Höhe  der  Reise[/7rAr]kosten  maass- 
gebende  Entfernung  von  Bahnhof  B  bis  zur  Ortsmitte  C  berechnet 
(F  1  Abs.  1  und  3). 

Eisenbahn  Landweg 


\of  B    B  C 

Der  Anfangspunkt  der  Landwegstrecke  (Bahnhof  B)  und  die  Stelle 
des  Dienstgeschäfts  (Cj  liegen  ausserhalb  von  Orten. 

Reise[/^a/tr]kosten  für  die  Landwegstrecke  werden  gewährt,  wenn  die 
Entfernung  zwischen  Bahnhof  B  und  Punkt  C  2  Kilometer  beträgt.  Diese 
Entfernung  wird  auch  der  Kostenberechnung  zu  Grunde  gelobt  (D  1, 
2c  d,  e,  Fl  Abs.  3). 

In  gleicher  Weise  gestaltet  sich  die  Anwendung  der  Grundsätze, 
wenn  die  Landwegstrecke  der  Eisenbahn-  u.  s.  w.  Fahrt  vorhergeht,  also 
zwischen  dem  Abgangs-  und  demjenigen  Punkte  licjgt,  an  welchem  der 
Uebergang  auf  die  Bann  u.  s.  w.  stattfindet.  Das  Gleiche  gilt  auch,  wenn 
die  Landwegstrecke  weder  am  Anfange,  noch,  am  Ende  einer  Dienstreise 
liegt,  sondern  das  Zwischenglied  zweier  Eisenbahn-  u.  s.  w.  Reisen  bildet. 
111.    Zu  H4. 

Eisenbahn  Landweg 

5 f 8 

Der  Beamte  eriedigt  nach  Verlassen  der  Eisenbahn  in  B  Dienstgeschäfle 
oder  nächtigt  daselbst  Sodann  bmebt  er  sich  zur  Erledigung  von  Dienst- 
geschäflen  auf  dem  Landwege  nach  C. 

Selbst  wenn  die  Streate  B  C  unter  2  Kilometer  beträgt,  hat  er  Anspruch 
auf  Fahrkosten, 

IV,  Die  unter  U  und  III  angegebene  Berechnungsart  findet  auch  An- 
wendung, wenn  in  den  Beispielen  daselbst  die  Reisestrtdie  A  B  staä  mä  der 
Eisenbahn  mit  der  Strassenbahn  mruckgdegt  wird. 

Zu  §  26  der  Dienstanweisung.    Seite  202.    Anm.  1. 

KreiMssIstenzlrzte  und  Aerzte  haben  bei  Ihrer  Bmenottog  %u  Kreis- 
irzten  keinen  Anspruch  auf  Unizugskosten« 

R.-Erlass  des  Ministers  der  usw.  Med. -Angelegenheiten  vom 
16.  Oktober  1903. 

Bei  Geles[enheit  der  Ernennung  von  Kreisassistenzärzten  zu  Kreisärzten 
ist  in  mehreren  Fällen  angeregt  worden,  denselben  Umzugskosten  zu  gewähren. 
Im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Finanzminister  bemerke  ich  ergebenst,  dass 
dies  nach  Lage  der  geltenden  Bestimmungen,  insbesondere  nach  8  8  des  Ge- 
setzes, betreffend  die  Umzugskosten  der  Staatsbeamten,  vom  24.  Februar  1877, 
nicht  angängig  ist.  Abgesehen  davon,  dass  die  Kreisassistenzärzte  ihr  Dienst- 
einkommen nicht  aus  einem  Besoldungsfonds  beziehen,  sondern  nur  g^en 
Renumeration  im  Staatsdienste  beschäftigt  werden,  ist  ihre  Stellung  auch  keine 
dauernde  im  Sinne  des  §  3  a.  a.  O.  Wenn  femer  die  Beschäftigung  als  Kreis- 
assistenzarzt auch  in  der  Regel  eine  der  Hauptsache  nach  vorbereitende  für 
den  Spezialdienst  des  beamteten  Arztes  ist,  so  ist  doch  die  Anstellung  als 
Kreisarzt  von  einem  vorrangigen  Assistentendienst  nicht  abhängig.  Hiemach 
sind  die  verschiedenen  hierher  gerichteten  diesbezüglichen  Anträge  ablehnend 
zu  bescheiden.  In  den  Fällen,  wo  derartige  Umzugskosten  bereits  gezahlt  sind, 
sind  die  betreffenden  Kreisärzte  zur  Rückzahlung  derselben  zu  veranlassen. 

Zu  §  28  der  Dienstanweisung,  S.  213. 

Die  Zeit«  während  der  ein  Kreisarzt  vor  seiner  Anstellung  eine 
praktisciie  Irztliciie  Thltigkeit  ausgeflbt  hat,  Icann  auch  nicht  zum 
Theil  auf  die  penslonsflhige  Dienstzeit  angerechnet  werden. 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  31.  März  1903. 
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Nach  dem  Erlasse  —  M.  No.  772  -  kann  der  Bestimmung  im  §  3,  No.  4, 
der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte,  nach  welcher  der  Anstellung  als  Kreis- 
arzt in  der  Regel  eine  fünfjährige  selbstständige  praktische  Thätigkeit  als  Arzt 
voraufgehen  soll,  nicht  die  Bedeutung  beigelegt  werden,  dass  diese  Thätigkeit 
auf  die  pensionsfähige  Dienstzeit  anzurechnen  wäre.  Die  Vorschrift  des  §  14, 
No.  4  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  März  1891  (Q.-S.  S.  268)  ist  auf  diesen 
Fall  nicht  anwendbar. 

Zu   §   28   der  Dienstanweisung,   Abs.    2.    Seite    213  und  folg. 
und  Seite  177.   Anm.  2. 

Berechnung  des  Dttrchscbnittssatzes  des  Wohnungsgeldzttscbttsses 
bei  Bemessung  der   Pension  an  die    unmittelbaren    Staatsbeamten« 

a)  Gesetz  vom  15.  April  1903. 

Der  §  6,  Abs.  2  des  Gesetzes,  bch*.  die  Gewähruns;  von  Wohnungsgeld- 
zuschüssen an  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  vom  12.  Mai  1873  (Gesetzsamml. 
S.  209)  wird  dahin  abgeändert,  dass  vom  1.  Oktober  1902  ab  bei  Bemessung 
der  Pension  der  Durchschnittssatz  des  Wohnungsgeldzuschusses  ffir  die  Berns- 
klassen  I  bis  IV  in  Anrechnung  gebracht  wird. 

In   dem   dem  Gesetze  von   1873   beigefügten  Tarife  fällt  die  Servis- 
Idasse  V  fort, 
b)  R.-Erl.  des  Fin.-Ministers  und  des  Min.  des  Innern  vom  9.  Mai  1903.^) 

Durch  das  Gesetz  vom  15.  April  1903  ist  der  §  6,  Abs.  2  des  Gesetzes 
betr.  die  Gewährung  von  Wohnungsgeldzuschüssen  an  die  unmittelbaren  Staats- 
beamten vom  12.  Mai  1873  (G.-S.  S.  209)  dahin  abgeändert  worden,  dass  vom 
1.  Oktober  1902  ab  bei  Bemessung  der  Pension  der  Durchschnittssatz  des 
Wohnungsgeldzuschusses  für  die  Servisklassen  I— IV  in  Anrechnung  gebracht 
wird.  Femer  ist  bestimmt  worden,  dass  in  dem  dem  Gesetze  vom  12.  Mai  1873 
beigefügten  Tarife  die  Servisklasse  V  fortfällt. 

Demzufolge  beträgt  der  bei  Bemessung  der  Pensionen  und  der  davon 
abhängigen  Hinterbliebenenbezüge  von  dem   gedachten  Zeitpunkte  ab  anzu- 
rechnende Durchschnittssatz  des  Wohnungsgeldzuschusses 
für  die  Beamten  der  Rangklasse  1      ....    855  M.  (früher  804       M.^ 

•  •  m         »  w  2und3..690»(»       660        •) 

•  •  n         •  •  4  und  5  .    .    525   ;•  (    »       492        •  ) 

•  *   übrigen  Beamten  mit  Ausschluss  der 

Önterbeamten 327   „(    „      297,60  „  ) 

„     „    Unterbeamten 126   „(    „      112,80  „  ) 

Wir  ersuchen  Sie,  hiemach  in  Zukunft  zu  verfahren,  sowie  wegen  ander- 
weiter Festsetzung  der  Pensionen  der  von  Ihnen  in  den  Ruhestand  versetzten 
Beamten  bezw.  wegen  anderweiter  Festsetzung  der  von  Ihnen  angewiesenen 
Hinterbliebenenbezüge  und  w^en  Nachzahlung  der  erhöhten  Beträge  das  Er- 
forderliche zu  veranlassen.  Hierbei  bemerken  wir  ausdrücklich,  dass  die  ver- 
änderte Pensionsvorschrift  nur  auf  diejenigen  Beamten,  deren  Dienstzeit  über 
den  30.  September  1902  hinausgereicht  hat,  und  auf  die  Hinterbliebenen  solcher 
Beamten  Anwendung  findet.  Die  bereits  zum  1.  Oktober  1902  in  den  Ruhe- 
stand versetzten  Beamten  sind  also  nicht  zu  berücksichtigen.  Auch  sind  in  den 
Fällen,  wo  der  Beamte  zwar  vor  dem  1.  Oktober  1902  gestorben  ist,  aber  mit 
Rücksicht  auf  die  Gnadenkompetenzen  die  2^hlung  der  Hinterbliebenenbezüge 
erst  am  1.  November  1902  oder  später  begonnen  hat,  die  Wittwen-  und  Waisen- 
gelder nicht  abzuändern,  da  für  inre  Bemessung  diejenige  Pension  maassgebend 
ist,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt  gewesen  sem  würde,  wenn  er  am 
Todestage  in  den  Ruhestand  versetzt  wäre  (§  8  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1882, 
betr.  die  Fürsorge  für  Witlwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten.) 

Einer  Neuaufstellung  der  Pensionsnachweisung  bezw.  der  Wittwen-  nnd 
Waisengeldnachweisung  bedarf  es  nicht.  Es  wird  genügen,  die  Rejgiemngs- 
Hauptkasse  usw.  unter  Bezugnahme  auf  die  ihr  zugegangene  Nachweisung  an- 
zuweisen, an  Stelle  des  ursprünglich  berechneten  Betrages  den  in  Folge  Aen- 
demng  des  Durchschnittssatzes  des  Wohnungsgeldzuschusses  anderweit  fest- 
gesetzten Betrag  von  dem  betreffenden  Zeitpunkte  ab  zu  zahlen. 


0  Durch  R.-Erl.  des  Medizinalministers  vom  28.  Mai   1903  den  nach- 
geordneten Behörden  mitgetheilt. 
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Die  Nadiwcisungen  der  von  uns  während  des  in  Fra^  kommenden 
Zeitpunktes  fcs^esetzten  Pensionen  bezw.  Wittwen-  und  Waisengelder  sind 
behufs  anderweiter  Festsetzung  der  Beträge,  nach  den  einzelnen  Verwaltungen 
geordnet,  sobald  als  möelich  einzureichen. 

Schliesslich  bemerken  wir,  dass  die  auf  Orund  des  §  2,  Abs.  3  und  des 

i7  des  Pensionsgesetzes  bewilligten  Pensionen,  sowie  die  auf  Orund  des  §  14, 
bs.  1  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1882  bewilligen  Wittwen-  und  Waisengelder 
keine  Abänderung  erfahren,  da  es  sich  bei  ihnen  um  Onadenbewilligungen 
handelt,  für  die  im  Gesetz  nur  eine  Höchstgrenze  vorgesehen  ist. 

Zu  §  31,  Abs.  3  der  Dienstanweisung.     Seite  235.    Anm.  7. 

Bntscbidifttngsansprflcbe    des  Stellvertreters    eines    vollbcsoldeten 

Kreisarztes. 

Erlass  des  Min.  der  usw.  Mediz. -Angelegenheiten  vom  23.  Sep- 
tember 1903. 

Nach  §  31  Abs.  3  der  Dienstanweisung  für  Kreisärzte  erhält  der  Stell- 
vertreter eines  vollbesoldeten  Kreisarztes  nur  diejenigen  Entschädigungen,  auf 
welche  der  Vertretene  selbst  Anspruch  gehabt  hätte.  Dem  vollbesoldeten  Kreis^ 
arzte  steht  ein  persönlicher  Anspruch  auf  Bezug  von  Gebühren  für  amtliche 
Gebühren  nicht  zu;  er  hat  vielmehr  die  Gebühren  an  die  Staatskasse  abzu- 
führen. Dasselbe  hat  auch  durch  seinen  Stellvertreter  für  die  Dauer  der  Stell- 
vertretung zu  geschehen. 

Eintragung  der  Qebflhren  eines  Kreisarztes  wibrend  seiner  Vertretung 
in  das  Qebflbrenverzeicbniss. 

Erl.  d.  Min.  der  u.  s.  w.  Med.- Angel,   vom  21.   Dezember  1903. 

Auf  den  Bericht  vom  17.  November  v.  J.  —  Pa.  VI  5284  —  erwidere 
ich  Ihnen  sehr  ergebenst,  dass  die  Gebühren,  welche  der  Vertreter  eines  Kreis- 
arztes gemäss  §  31,  Abs.  3  der  Dienstanweisung  erhebt,  stets  in  dasGebühren- 
verzeichniss  des  vertretenen  Kreisarztes  einzutragen  sind. 

Der  Kreisarzt  als  Stellvertreter  in  gerichtsärztlichen  Geschäften. 
Zu  §§  31  und  43  der  Dienstanweisung;  S.  235  u.  257. 

Wenn  an  Steile  eines  behinderten  Kreisarztes  ein  anderer  Kreis- 
arzt als  gericbtiicher  Sachverständiger  zugezogen  wird,  so  bat  er  An- 
spruch auf  die  ihm  gesetzlich  zustehenden  Qebflhren,  Tagegelder  und 
Reisekosten,  gleichgflitig,  ob  dadurch  hOhere  Kosten  als  durch  Zu- 
ziehung des  behinderten  Kreisarztes  erwachsen  wflrden,  oder  nicht. 

Erl.  d.  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  25.  März  1903  (a)  und 
Beschluss  des  Königl.  Landgerichts  zu  Verden  vom  29.  August  1903  (b). 

a. 

Die  vorgelegten  Entscheiduneen  des  Amtsgerichts  in  Lehe  vom  25.  Juli 
1901  und  des  Landgerichts  zu  Verden  vom  20.  September  1901  gehen  davon 
aus,  dass  im  Entmündigungsverfahren  der  zur  Kostenerstattung  verpflichteten 
Partei  durch  die  Vernehmung  des  Vertreters  des  beurlaubten  Kreisarztes  (Ge- 
richtsarztes) als  Sachverständigen  keine  höheren  Kosten  erwachsen  dürfen,  als 
durch  die  Zuziehung  des  beurlaubten  Kreisarztes  entstanden  sein  würden,  und 
dass  der  überschiessende  Betrag  sich  als  Kosten  der  Stellvertretung  darstelle, 
für  welche  die  Partei  nicht  aufzukommen  habe.  Es  wird  angeführt,  dass  in 
dieser  Beziehung  keine  anderen  Grundsätze  Anwendung  finden  könnten  wie 
beispielsweise  in  dem  Falle,  wenn  ein  Amtsrichter  einen  Richter  eines  benach- 
barten Amtsgerichts  vertritt  und  Kraft  dieser  Vertretung  einen  Lokaltermin  in 
dem  Bezirke  des  anderen  Amtsgerichts  wahrnimmt.  Der  für  diesen  Fall  geltende 
Grundsatz,  dass  die  Parteien  durch  die  Behinderung  des  an  sich  zuständigen 
Richters  keinen  Nachtheil  erleiden  sollen,  sei  in  gleicher  Weise  auf  die  ärzt- 
lichen Sachverständigen  auszudehnen. 

Diese  Ausführungen  und  die  darauf  b^[ründete  Entscheidung  vermag  ich 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Herrn  Finanzminister  als  zutreffend  nicht  anzu- 
erkennen.   Das  Gericht  ist  eine  organische  behördliche  Einrichtung,  und   die 


-  25  — 

Zuständigkeit  wie  der  Sitz  der  Amtsgerichte  ist  gesetzlich  festgelegt.  Es  ist 
deshalb  ganz  gerechtfertigt,  wenn  Vorsorge  getroffen  ist,  dass  aus  der  vorüber- 
gehenden Behinderung  des  Inhabers  des  Richteramts  den  Parteien  Nachtheile 
nicht  erwachsen. 

Diese  Verhältnisse  sind  aber  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  anwendbar. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Thätigkeit  einer  Behörde,  sondern  um  die 
Erstattung  des  Gutachtens  eines  medizinischen  Sachverständigen,  auf  welche 
die  Vorsdiriften  des  §  402  ff.  der  Zivilprozessordnung  Anwendung  zu  finden 
haben.  Der  Sachverständige  wird  in  Jedem  einzelnen  Falle  von  dem  Qerichte 
ernannt;  dasselbe  kann  sich  auf  die  Ernennung  eines  einzigen  Sachverständigen 
beschränken,  ist  auch  nicht  gehindert,  an  Stelle  der  zuerst  genannten  Sachver- 
ständigen andere  zu  ernennen.  Ob  der  zu  vernehmende  Sichverständige  ein 
Kreisarzt  oder  ein  Privatarzt  ist,  begründet  für  die  Anwendung  dieser  Vor- 
schriften und  die  rechtliche  Anpassung  der  Sache  keinen  Unterschied;  auch 
das  Gutachten  des  Kreisarztes  entbehrt  des  behördli(;)ien  Charakters  und  stellt, 
wie  dasjenige  jedes  andern  medizinischen  Sachverständigen,  lediglich  eine 
Aeusserung  der  persönlichen  Auffassung  des  Gutachters  dar.  Diese  grund- 
sätzliche uleichstellnng  der  Kreisärzte  mit  den  andern  Sachverständigen  erleidet 
auch  weder  durch  die  Eigenschaft  des  Kreisarztes  als  eines  für  medizinische 
Dinge  öffentlich  bestellten  Sachverständigea  (§  404,  Abs.  2  Z.  P.  O.),  noch 
auch  durch  die  Verpflichtung  des  Kreisarztes,  der  Ernennung  als  Sachverständiger 
Folge  zu  leisten,  eine  Alteration. 

Kann  aber  die  Thätigkeit  des  Kreisarztes  als  gerichtlichen  Sachverständigen 
als  eine  behördliche  nicht  angesehen  werden,  so  loinn  auch  von  einer  amtlichen 
Vertretung  des  Kreisarztes  auf  gerichtsärztlichem  Gebiete  keine  Rede  sein. 
Wird  an  Stelle  des  behinderten  Kreisarztes  des  Bezirks  ein  anderer  Kreisarzt 
ab  gerichtlicher  Sachverständiger  zugezogen,  so  ergiebt  sich  von  selbst,  dass 
die  ihm  gesetzlich  zustehenden  Gebühren,  wie  auch  die  Tagegelder  und  Reise- 
kosten im  vollen,  nach  Maassgabe  seiner  Verhältnisse  zu  berechnenden  Betrage 
aus  der  Gerichtskasse  zu  zahlen  sind. 

b. 

Wie  die  Akten  ergeben,  ist  Herr  Kreisarzt  Dr.  H.  direkt  als  Sach- 
verständiger zu  dem  Termine  geladen,  nicht  etwa  bloss,  während  der  Kreisarzt 
in  Lehe  geladen  war,  als  dessen  Vertreter  erschienen.  Die  Auswahl  des  Sach- 
verständigen erfolgt  nach  §  73  Straf-Prozess-Ordnung  durch  den  Richter.  Dieser 
war  auch  im  voni^enden  Falle  nicht  etwa,  wie  bei  einer  Obduktion,  ver- 
pflichtet, einen  Gerichtsarzt  zuzuziehen  (8  87  Straf-Prozess-Ordnung),  sondern 
er  hatte  freie  Wahl,  und  wenn  auch  im  allgemeinen  der  Gerichtsarzt  als  Sach- 
verständiger zugezogen  zu  werden  pflegt,  wie  dies  ja  seiner  Stellung  entspricht, 
so  ist  der  Richter  doch,  im  Falle  derselbe  verhindert  ist  und  der  Stellvertreter 
entfernt  wohnt,  nicht  verpflichtet,  diesen  Stellvertreter  zuzuziehen.  Thut  er  es 
dennoch,  so  ist  er  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Kreisarzt,  sondern,  ebenso 
wie  der  Kreisarzt  selbst,  nur  als  besonders  geeigneter  Sachverständiger  zuge- 
zogen und  hat  deshalb  ebenso,  wie  der  Kreisarzt  selbst,  ein  Recht  auf  Ver- 
gütung und  Reiseentschädigung  von  seinem  Wohnorte  aus  wie  jeder  andere 
Sachverständige  aus  der  Gerichtskasse.  (§  1  Gebühren-Ordnung  für  Zeugen 
und  Sachverständige.) 

Der  auf  §  17  der  Gebühren-Ordnung  gestützten  Beschwerde,  die  recht- 
zeitig und  formgemäss  eingeliefert  ist,  war  dsuier  stattzugeben,  und  zwar  dahin, 
dass  das  Amtsgericht  angewiesen  wird,  die  vollen  dem  Sachverständigen  zu- 
stehenden Tagegelder  und  Reisekosten  für  die  Reise  anzuweisen. 

Zu  §  45,  Abs.  3  der  Dienstanweisung;  S,  261. 

B«rlchti|:ung  des  preusslschen  Medizinalkalenders. 

R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angelegenh.  vom  13.  Juli  1903. 
Entspricht  seinem  Inhalte  nach  dem  Erl.  vom  H.Juli  1902;  Anm.  2  auf  S.  261. 

Zu  §  46  der  Dienstanweisung.     S.  261  und  262.     Anm.  2. 

Nach  dem  preusslschen  Gesetze«  betr.  die  Dienststellung  des 
Kreisarztes  und  die  Bildung  von  Qesundheitslcommissionen  vom 
i6.  September  1899  {0.^8.  S.  17a)»  ist  der  Kreisarzt  berechtigt.  Straf- 
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•ntnig  wegen  Vergehens  gegen  §  4  des  Qesetxes  xnr  Bekimpfung 
des  unUttteren  Wettbewerbes  vom  a7.  Mal  1S96  (Q.-S.  S.  145)  x«  stellen. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  19.  Februar  1903. 

Der  Angeklagte,  welcher  sich  loliiber  eines  Hdlinstituts  nennt,  ist  in 
Folge  eines  von  dem  Kreisarzte  in  Hannover  gestellten  Strafantrages  wegen 
Vergehens  gegen  §  4  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes vom  26.  Mai  1896  verurtheilt  worden. 

Seine  gegen  diese  Entscheidung  eingelegte  Revision  bezeichnet  die  An- 
wendung der  genannten  Norm  als  rechtsirrthümlich  und  bekämpft  die  Rechts- 
giltigkeit  des  von  dem  Kreisarzt  gestellten  Strafantrages  mit  der  Behauptung, 
dass  derselbe  zu  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  gehöre  und  diesen  durch  §  3, 
Abs.  4  des  preussischen  Gesetzes,  betreffend  die  Dienststellung  des  Kreisarztes 
und  die  Bildung  von  Gesundheitskommissionen  vom  16.  September  1899  die 
Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  ausdrucklich  untersagt  sei. 

Das  Rechtsmittel  war  indess  zu  verwerfen.  Nach  §  12,  Abs.  1  des  Ge- 
setzes zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  steht  jedem  der  in  §  1, 
Abs.  1  dieses  Gesetzes  bezeichneten  »Gewerbetreibenden«  das  Recht  zu,  in  den 
Fällen  des  §  4  das.  Strafantrag  zu  stellen,  und  es  ist  anerkannten  Rechts,  dass 
den  in  §  1  bezeichneten  Gewerbetreibenden  die  praktischen  Aerzte  zuzu- 
rechnen sind. 

Es  ist  daher  unbedenklich,  dass  jeder  praktische  Arzt  als  solcher  befugt 
ist,  wegen  Verfehlungen,  die  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes begreift,  und  die  seinen  Gewerbebetrieb  berühren,  rechtswirksam  Straf- 
antrag zu  stellen. 

Das  Gesetz  vom  16.  September  1899  hat  nun  den  Kreisärzten  als  solchen 
ein  Recht,  wegen  derartiger  Verstösse  im  Interesse  des  ärztlichen  Standes  die 
strafrechtliche  Verfolgung  herbeizuführen,  wie  dies  die  preussische  Verordnung, 
betreffend  die  Errichtung  einer  ärztlichen  Standesvertretung  vom  27.  Mai  1887 
bezüglich  der  Aerztekammem  gethan,  nicht  eingeräumt. 

Träfe  daher  die  Behauptung  des  Beschwerdeführers  zu,  dass  der  Kreis- 
arzt zu  Hannover  zu  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  gehöre,  und  dass  diesen 
durch  §  3  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899  die  Ausübung  jeder  ärztlichen 
Praxis  untersagt  sei,  so  würde  allerdings  der  von  ihm  gestellte  Strafantrag,  da 
er  aus  der  Reihe  der  »Gewerbetreibenden«  des  §  1  und  %  12  des  Gesetzes  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettl>ewerbes  ausscheiden  würde,  als  ein  rechts- 
wirksamer nicht  erachtet  werden  können. 

Allein,  der  Angeklagte  hat  nicht  beachtet,  dass  Abs.  4  des  §  3  des 
Gesetzes  vom  16.  November  1899  den  vollbesoldeten  Kreisärzten  die  Ausübung 
der  ärztlichen  Praxis  nicht  in  vollem  Umfange  untersagt,  vielmehr  für  dringende 
Fälle  und  Konsultationen  mit  anderen  Aerzten  ausdrücklich  gestattet,  und  dass 
daher  auch  die  »vollbesoldeten "  Kreisärzte  als  »Gewerbetreibende"  im  Sinne  des 
§  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  zu  erachten 
und  somit  in  dieser  Eigenscha3ft  nach  §  12  des  Gesetzes  zur  Stellung  eines  Straf- 
antrages befugt  sind. 

Die  erhobene  Rüge  war  daher  verfehlt.  .  .  . 

Zu  §  46  der  DienstanweLsung;  S.  261,  Anm.  3. 

Die  auf  Qrttnd  des  MlnisterialerUsses  vom  a6.  Juni  1903  er- 
lassenen Polizeiverordnungen»  durch  die  nicht  approbirten  Personen« 
welche  die  Heilkunde  gewerbsmässig  ausüben  wollen«  die  Verpflich* 
tung  zur  Meldung  bei  dem  Kreisarzte  auferlegt  Ist«  sind  rechtsgültig. 

Urtheil  des  preuss.  Kammergerichts  (St.-S.)  vom  16.  April  1903. 

Die  auf  Qrund  des  Ministerlalerlasses  vom  36«  Juni  190a  erlas- 
senen Polizeiverordnungen  sind  auch  Insoweit  rechtsgültig«  als  sie 
Öffentliche  Anzeigen  von  nicht  approbirten  Personen,  welche  die 
Heilkunde  gewerbmässig  ausüben«  verbieten«  sofern  sie  über  Erfolge 
dieser  Personen  zu  tiuschen  geeignet  sind. 

urtheil  des  preuss.  Kammergerichts  (St.-S.)  vom  28.  Mai  1903. 
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Zu  §  49  der  Dienstanweisung:  S.  263. 

Bin  Apotbekenbesitzer»  der  in  den  Besitz  einer  Apothelcenlcon- 
zetsion  gelang  hat  die  bisher  von  Ihm  betriebene  Apotheice  so  lange 
zu  verwalten,  bis  sein  Nachfolger  die  Konzession  erhalten  und  die 
QeschäftsfQhrung  fibernommen  hat. 

Erlass  des  Min.  der  u.  s.  w.  Medizin.-Angelegenheiten  vom 
24.  Februar  1903. 

Zu  §  51  der  Dienstanweisung,  S.  264. 

Annahme  von  Apothekerlehrlingen« 

R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  27.  August  1903. 

Damach  kann  einem  Apotheker,  der  keinen  Gehülfen  hält,  die  Erlaubnisse 
einen  Lehrling  auszubilden,  vom  Regierungs-Präsidenten  generell  gegen  Wider- 
ruf ertheilt  werden. 

Wechselt  ein  Lehrling  während  der  Lehrzeit  die  Lehrstelle,  so  hat 
er  von  dem  für  die  neue  Lehrstelle  zuständigen  Kreisarzt  das  Zulassungs- 
zeugniss  genehmigen  zu  lassen.  In  dem  Abgangszeugniss  aus  der  früheren 
Stelle  ist  der  Qrund  des  Abganges  von  dem  Lehrnerm  anzugeben.  Ohne  ein 
so  ergänztes  Zulassungszeugniss  darf  kein  Lehrling  von  einem  anderen  Lehr- 
herm  angenommen  werden. 

Zu  §  54  der  Dienstanweisung,  S.  265. 

Brs^nzung  der  Kaiserlichen  Verordnung  Aber  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln  ausserhalb  der  Apotheken. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  I.Oktober  1903. 

Zu  §  54  u.  55  der  Dienstanweisung,  S.  265. 

Regelung  des  Oeheimmlttelverkehrs. 

Bundesrathsbeschluss  vom23.  Mai  1903  und  R.-Erl.  des  Min.  d.  Inn.,  der 
u.  s.  w.  Med.-Angelegenheiten  und  des  Handels  vom  8.  Juli  1903. 

Qebflhren    der  Kreisärzte  für  Revision  von  Drogenhandiungen. 

R.-Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Medizin.-Angelegenheiten  vom 
6.  März  1903. 

Als  »Abwartung  von  Terminen"  im  Sinne  des  §  3,  No.  1  des  Gesetzes 
vom  9.  März  1872,  G.  S.  S.  265,  kann  die  Revision  der  Drogenhandlungen 
nicht  angesehen  werden.  Unter  der  »Abwartung  eines  Termins"  kann  nur  die 
Theilnahme  an  einer  von  einer  Behörde  anberaumten  und  vor  einer  Behörde  statt- 
findenden Verhandlung  nach  Art  der  Termine  in  Partei-  und  Untersuchungs- 
sachen verstanden  werden.  Wenn  ein  Kreisarzt  an  einem  Tage  mehrere 
Drogengeschäfte  revidirt,  so  wird  die  hierfür  von  den  Gemeinden  zu  entrich- 
tende Gebühr  unter  Zugrundelegung  einer  Tagesentschädigung  von  15  Mark 
(§  1  Abs.  3  des  gedachten  Gesetzes)  nach  der  Dauer  der  auf  die  Revision  ver- 
wendeten Zeit  mit  der  Maassgabe  zu  berechnen  sein,  dass  bei  Dienstreisen  die 
gesetzlichen  Tagegelder  statt  der  Gebühren  beansprucht  werden  können. 

Zu  §  69  der  Dienstanweisung,  Seite  271  u.  folg. 

Betheiligung  militärischer  Sachventindiger  bei  den  Ortsbesich- 
tigttngen  der  Kreisirzte  im  ManOvergelände« 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  6.  Mai  1903. 

Wegen  der  von  dem  Herrn  Regierungspräsidenten  dortselbst  in  dem  ab- 
schriftlich eingereichten  Berichte  vom  15.  Dezember  1902  —  I.  8.  7079  —  ge- 
äusserten Wünsche  hinsichtlich  der  frühzeitigen  Bekanntgabe  des  Manövcrgelänoe 
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an  die  Zivilbehörden  und  der  Hinzuziehung  militärischer  Sachverständiger  bd 
den  durch  die  Kreisärzte  vorzunehmenden  Ortsbesichtigungen  in  diesem  Qelände 
bin  ich  mit  dem  Herrn  Kriegsminister  in  Verhandlung  getreten.  Derselbe  hat 
die  Beaditung  der  ausgesprochenen  Wünsche,  betremnd  Betheiligung  militä- 
rischer Sachverständiger  bei  den  Ortsbesichtigungen  der  Kreisärzte  im  Manöver- 
gelände, soweit  es  die  hygienischen  Verhältnisse  bestimmter  Bezirke  erforderlich 
erscheinen  lassen,  zugess^  und  die  Generalkommandos  mit  entsprechender 
Weisung  versehen.  Ew.  Exzellenz  ersuche  ich  eiigebenst,  die  betheiligten  nach- 
geordneten Behörden  hiervon  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Besichtigung  des  ManOvergeiindes  durch  den  Kreisarzt« 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  4.  September  1903. 

Alljährlich  wiederholt  sich  die  Erfahrung,  dass  im  Heere  während  und 
kurz  nach  den  Herbstübungen  unter  den  Mannschaften  des  Heeres  Fälle  von 
Unterleibstyphus  und  Ruhr  auftreten,  welche  auf  Infektionen  zurückgeführt 
werden,  die  den  Mannschaften  in  den  Manövercjuartieren  sei  es  durdi  den 
Oenuss  nicht  einwandfreien  Trinkwassers,  sei  es  in  Folge  direkter  Ansteckung 
von  Person  zu  Person  sich  zugezogen  haben.  Derartige  vprkommnisse  sind  in 
doppelter  Beziehung  unerwünscht,  sie  beeinträchtigen  nicht  nur  den  Gesund- 
heitszustand der  Truppen  selbst,  sondern  geben  auch  Veranlassung  ziu*  Ein- 
schleppung der  Seuchen  in  die  Zivilbevölkerung  der  Qarnisonorie. 

Erfahrungen  dieser  Art  haben  die  Regierungspräsidenten  einiger  Bezirke, 
in  denen  Unterleibstyphus  und  Ruhr  regelmässig  vorkommen,  veranlasst,  all- 
jährlich diejenigen  Ortschaften,  in  denen  nach  Mittheilung  des  betreffenden 
Generalkommandos  die  Herbstübungen  stattfinden,  einige  Wochen  vor  Beginn 
derselben  durch  den  zuständigen  Kreisarzt  besichtigen  und  besonders  auf  den 
Stand  von  Typhus  und  Ruhr  sowie  auf  die  Beschaffenheit  der  öffentlichen  Wasser- 
versoigungsanlagen  prüfen  zu  lassen. 

Auf  mein  Ersuchen  hat  der  Herr  Kriegsminister,  wie  ich  in  meinem  Erlass 
vom  6.  Mai  d. ),  mitgetheilt  habe,  sich  damit  einverstanden  erklärt,  dass  bei 
den  Ortsbesichtigungen  der  Kreisärzte  im  Manövergelände,  soweit  es  die  hygie- 
nischen Verhältnisse  bestimmter  Bezirke  erforderlich  erscheinen  lassen,  militärische 
Sachverständige  betheiligt  werden  können,  und  die  Generalkommandos  mit  ent- 
sprechender Weisung  versehen. 

Es  sind  nun  Zweifel  hervorgetreten,  in  welcher  Weise  die  Besichtigung 
des  Manövergeländes  durch  den  Kreisarzt  eriolgen,  ob  die  Anregung  dazu  von 
der  Militärbehörde  eriolgen,  und  ob  auch  das  Brigadeexerziren  hierbei  berück- 
sichtigt werden  soll.  Zur  Behebung  dieser  Zweifel  bestimme  ich  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Herrn  Minister  des  Innern  Folgendes. 

Sobald  ihnen  die  Bestimmungen  über  die  Herbstübungen  seitens  des  zu- 
ständigen Truppenkommandos  zugehen,  haben  die  Landräthe  mit  den  Kreis- 
ärzten die  Gesundheitsverhältnisse  derjenigen  Ortschaften,  welche  für  die  Ein- 
(juartirung  in  Aussicht  genommen  sind  oder  auch  nur  in  dem  Gelände  li^en, 
in  welchem  grössere  Truppenübungen  stattfinden  sollen,  auf  Grund  der  vor- 
liegenden Meldungen  von  übertragbaren  Krankheiten  und  unter  Berücksichtigung 
aller  ihm  sonst  bekannten  Verhältnisse  eingehend  zu  prüfen.  Ergiebt  sich  hierbei 
ein  Zweifel  über  den  Gesundheitszustand  gewisser  Ortschaften,  so  ist  unter 
kurzer  Darlegung  der  Verhältnisse  bei  dem  Regierungspräsidenten  die  Erlaubniss 
zur  Anordnung  einer  unverzüglichen  Besichtigung  durch  den  Kreisarzt  zu  be- 
antragen. Ist  nach  dem  Ermessen  des  Regierungspräsidenten  die  Betheiligung 
eines  militärischen  Sachverständigen  an  dieser  Ortsbesichtigung  erwünscht,  so 
ist  dies  dem  betreffenden  Generalkommando  mitzutheilen. 

Für  diese  Besichtigungen  gelten  im  Allgemeinen  die  Vorschriften  des 
§  69  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März  1901,  jedoch  mit 
der  Einschränkung,  dass  sie  sich  entsprechend  ihrem  Zweck,  hauptsächlich  auf 
eine  Prüfung  der  Oesundheitsverhältnisse  der  Bevölkerung,  auf  eine  Untersuchung 
verdächtiger  Wasserversorgungsanlagen,  Sammelmolkereien  und  ähnlicher  An- 
lagen, welche  für  die  Verbreitung  von  Unterleibstyphus  und  Ruhr  erfahrungs- 
gemäss  von  Bedeutung  sind,  sowie  auf  die  Einsicht  der  Sterbelisten  der  Stan- 
desämter, der  Schulversäumnisslisten  und  der  Krankenlisten  der  Krankenkassen 
zu  beschränken  haben.  Etwa  für  erforderlich  gehaltene  weitergehende  Unter- 
suchungen, z.  B.  chemisch-bakteriologischeWasseruntersuchungen,  Vidal'sche  Blut- 
prüfungen u.  dergl.,  sind  bei  dem  Regierungspräsidenten  zu  beantragen. 
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Die  behufs  dieser  C)rtsbesichtic[ungen  erforderlichen  Reisen  sind  möglichst 
im  Zusammenhange  und  mit  thunlichster  Kostenerspamiss  auszuführen  und 
überhaupt  auf  das  unbedingt  nothwendige  Maass  zu  beschranken. 

Ortschaften,  deren  Biegung  mit  Truppen  nach  dem  Ausfall  dieser  Er- 
mittelungen zu  Bedenken  Anlass  geben  würde,  sind  dem  zuständigen  General- 
kommando mit  thunlichster  Beschleunigung  bekannt  zu  geben. 

Zu  den  Herbstübungen  sind  auch  das  Regiments-  und  das  Brieadeexer- 
ziren  sovie  Schiess-  und  Pontonirübungen  zu  rechnen,  soweit  dabei  Bdegungen 
von  Ortschaften  mit  Mannschaften  stattfinden. 

Ew.  Hochwohlgeboren  gebe  ich  hiemach  das  Weitere  ergebenst  anheim 
mit  dem  Ersuchen,  von  jetzt  ab  alljährlich  zum  1.  Dezember  über  den  Umfang 
der  aus  Anlass  der  Herbstübungen  angeordneten  Ortsbesichtigungen  und  die 
dabei  gemachten  Erfahrungen  an  mich  zu  berichten. 

Zu  §  80  der  Dienstanweisung,  S.  277. 

Besettis^ttog  des  AufsIchtsrechtB  darKrelsirzte  Aber  die  Trlctainen- 
schatter* 

Erl.  der  Minister  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  und  für  Landwirth- 
Schaft  u.  s.  w.  vom  1.  Juli  1903. 

Ein  Bedürfniss  für  die  formelle  Aufhebung  der  Vorschriften  in  §  80, 
Absatz  2—5  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  vom  23.  März  1901  liegt 
nicht  vor,  da  die  Vorschriften  mit  den  Worten  eingeleitet  sind:  „Soweit  die 
Trichinenschauer  seiner  (des  Kreisarztes)  Aufsicht  unterstehen."  Nachdem  diese 
Aufsicht  durch  die  Neuregelung  der  Trichinenschau  in  den  Ausführungs- 
bestimmungen zum  Fleischbeschaugesetz  beseitigt  worden  ist,  haben  die  Vor- 
schriften ohne  Weiteres  ihre  prakti^e  Bedeutung  verloren. 

Zu  §  100  der  Dienstanweisung,  S.  288;  Anm.  6. 

Oenesungshelme. 

Das  Datum  des  hier  angeführten  Min.-Erlasses  über  Genesungsheime 
muss  .12.  Februar  1903«  statt  »12.  Dezember  1902«  lauten. 

Zu  §  116  der  Dienstanweisung,  S.  296;    Anm.  2. 

Weitere  Bestimmungen  wegen  der  neuen  deutschen  Recht- 
schreibung. 

Staatsministerialbeschluss  vom  18.  Juni  1903.  Erl.  des  Min. 
der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  25.  August  1903. 

In  dem  Erlasse  vom  31.  Dezember  1902  ist  w^en  des  Gebrauches  der 
in  dem  Wörterverzeichniss  für  die  deutsche  Rechtschreibung  »neue  Bearbeitung, 
Berlin  1902«  vorgesehenen  Doppelschreibungen  einzelner  Wörter  die  weitere 
Bestimmung  vorbehalten  worden. 

Hinsichtlich  dieser  Doppelschreibung  hat  das  Königliche  Staatsministerium 
in  Verfolg  des  mitgetheilten  Beschlusses  über  die  Anwendung  der  neuen  Schreib- 
weise im  amtlichen  Verkehr  der  Behörden  vom  23.  Dezember  1902  in  seiner 
Sitzung  vom  11.  Juni  d.  J.  Folgendes  bestimmt: 

1.  Die  in  dem  neuen  Wörterverzeichniss  (entsprechend  meinen  Vorschlägen) 
gestrichenen  Doppelschreibungen  fallen  fort 

2.  Der  Gebrauch  aer  in  Klammem  hinzugefügten   Doppelschreibungen   ist 
an  sich  nicht  unzulässig,  aber  thunlichst  zu  vermeiaen. 

3.  Bei  den  übrigen  verbleibenden  Doppelschreibungen  steht  die  Wahl  der 
Schreibung  bis  auf  Weiteres  frei. 

Nach  Maassgabe  dieses  Beschlusses  habe  ich  das  in  einem  Exemplar  bei- 
gefügte »Amtliche  Wörterverzeichniss  für  die  deutsche  Rechtschreibung  zum 
Gebrauch  in  den  preussischen  Kanzleien"  ausarbeiten  lassen,  welches  durch  die 
Weidmannsche  Buchhandlung,  Berlin  S.W.  12,  Zimmerstrasse  94  und  im 
Buchhandel  überhaupt  zum  Preise  von  10  Pf.  für  das  einzelne  Exemplar  zu 
beziehen  ist 
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Indem  ich  noch  besonders  auf  die  diesem  Wörtervcncichniss  vor- 
gedruckten Bestimmungen  verweise,  beauftrage  ich  die  nachgeordneten  Behörden, 
demgemäss  sowohl  für  Ihre  eigenen  Beamten  u.  s.  w.,  insbesondere  die  Kanzleien, 
wie  auch  für  die  Ihnen  untergebenen  Geschäftsstellen  u.  s.  w.  schleunig  die 
nöthigen  Anordnungen  zu  treffen.  Dabei  ist  jedem  Beamten  ein  aus  Fonds  der 
Behörde  anzuschaffendes  Exemplar  des  amtlichen  Wörterverzeichnisses  zu* 
zustellen. 

Indem  ich  bestimme,  dass  die  Schreibung  nach  diesem  Verzeichnisse  so- 
fort zur  Anwendung  zu  bringen  ist,  bemerke  ioi  zugleich,  dass  es  im  Uebrigen 
bei  den  Vorschriften  des  Erlasses  vom  31.  Dezember  v.J,  bis  auf  Weiteres  das 
Bewenden  behält. 

Zu  §  116  der  Dienstanweisung;  S.  301,  Anm.  1. 

Beftimmttiigeii  Aber  das  von  den  StaatabebOrden  zu  varwendanda 
Papier. 

Staatsministerialbeschluss  vom  28.  Januar  1904. 

Durch  diese  Bestimmungen  sind  diejenigen  vom  17.  November  1891  auf- 
gehoben, sie  weichen  jedoch  von  diesen  fast  giar  nicht  ab,  insbesondere  sind  in 
Bezug  auf  die  hier  in  Betracht  kommenden,  §.  301  Anm.  1,  mitgetheilten  Vor- 
schriften Aenderungen  nur  insofern  eingetreten,  als  für  Briefbogen  im  Quart- 
format die  Grösse  26,5  X  21  mit  einem  Gewicht  für  2000  Bogen  von  5,2  Kilo 
elormalpapier  3  a)  bezw.  4,8  Kilo  (Normalpapier  4  a)  und  für  Schreibmaschinen- 
urchscnlagpapier  die  Grösse  von  32  X  42  mit  einem  Gewicht  von  7,0  Kilo 
(Normalpapier  3  a)  vorgeschrieben  ist. 

Ausserdem  fungirt  nicht  mehr  die  König),  mechanisch-technische  Ver- 
suchsanstalt in  Charlottenburg,  sondern  das  Königl.  Materialprüfungsamt 
in  Dahlem  als  Prüfungsamt;  es  dürfen  demgemäss  nur  solche  Papiere  der 
Klassen  1  bis  4  zum  amtlichen  Gebrauche  verwendet  werden,  deren  Wasser- 
zeichen bei  diesem  Prüfungsamte  eingetragen  ist. 

Zu  §  118,  Abs.  2  der  Dienstanweisung;  S.  307,  Anm.  2. 

Ricbtigkeltsbescbelnigungen  der  Liquidationen  der  Kretslrzte 
Aber  die  aus  Staatsfonds  zu  bezahlenden  Tagegelder  und  Reiseicosten« 

Erl.  des  Min.  der  u.  s.  w.  Med.-Angel.  vom  26.  September  1903. 

Es  lassen  sich  allgemeine  Regeln  darüber  nicht  aufstellen,  auf  welche 
Weise  sich  der  Regierungspräsident  b^w.  der  Landrath  die  nöthigen  Unterlagen 
für  die  von  ihnen  zu  ertheilenden  Bescheinigungen  zu  den  Liquidationen  der 
Kreisärzte  über  die  aus  Staatsfonds  zu  bezahlenden  Tagegelder  und  Reisekosten 
zu  beschaffen  haben.  Es  muss  vielmehr  den  Beamten  nach  ihrem  pfliditmässigen 
Ermessen  und  nach  La^e  des  Einzelfalls  überlassen  bleiben,  wie  sie  sich  die 
Ueberzeugung  von  der  Richtigkeit  der  Liquidationen  verschaffen  wollen.  Selbst- 
versländlich  kann  dieses  auch  durch  Rückfrage  bei  den  liquidirenden  Kreis- 
ärzten geschehen. 

Zu  §  121  der  Dienstanweisung,  S.  316. 

Begriff  ^Ortstendungen^. 

Das  Datum  des  hier  unter  Q.  angeführten  Min.-Erl.  muss  »21.  Februar 
1903«  statt  »31.  Dezember  1902«  lauten. 


IL 

Formulare 

für  die 

amtliche  Thätigkeit  des  Kreisarztes/^ 


^)  Die  Formulare  I~XV  sind  durch  die  Dienstanweisung  vorgeschrieben 
und  dieser  als  Anhang  beig^eben. 
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Tae,  Jahr 
und  Ort 
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Tag  J ah r 
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Promo- 
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12 
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Tag 
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j.  Zahn- 
Gleichlautend 

3«  Apothekenbesltzer^  Apotheken- 
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Vor-  und  Zuname 


Geburts- 


Tag 
und 
Jahr 


Ort 


Religion 


Tag.  Jahr 
und  Ort  der 
Oehfllfen 
prfifun^. 
Approtuition 
und  der 
Doktor- 
Promotion 


Tag,  Jahr 
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Prüfung  als 
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mittel- 
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Vor-  und  Zuname 


Oeburts- 


Tag 
und 
Jahr 


Ort 


Rtligion 


Ledig  oder 

ver- 

heirathet? 

Stand  des 

Ehe- 
mannes? 


Tag,  Jahr 
und  Ort  der 
Ausstellung 

des 
PrQfungs- 
zeugntsses. 


5.  Sonstiges 


Vor-  und  Zuname 

Geburts- 

Religion 

Be- 
zeichnung 
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Thätigkeit 

Tag,  Jahr 

2 

i 

Tag 
und 
Jahr 

Ort 

und  Ort  des 
Erwerbs  des 
Prüfungs- 
zeugnisses 
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Medizinalpersonen 


Pormalar  1. 

45,  Abs.  2  der  Anweisung.) 


Aerzte. 

Titel,  Orden 
und  Aus- 
zeichnun- 
gen, welche 
und  seit 
wann? 

Niedergelassen 

Verzogen 

Ge- 
stor- 
ben 

am 

wann? 

in? 

wann? 

wohin  ? 

Bemerkungen 

irzte. 

wie  1. 


yorstand»  Qebfliffeo  aod  Lehrllnse. 


Titel,  Orden 
und  Aus- 
zeich- 

Erwerb der  Apotheke 

(bei  Oehfilfen  und  Lehrlingen 

Eintritt  iti  die  Apotheke). 

Verzogen 

Ge- 
stor- 
ben 

am 

Bemerkungen 

nungen, 
welche  und 
seit  wann? 

wann? 

welche? 
wo? 

wann? 

wohin? 

amnien. 

Nach- 
prüfungen, 
wann,  wo 
und  mit 
welchem 
Erfolge? 

Niedergelassen 

Verzogen 

Ge- 
stor- 
ben 

am 

Bemerkungen, 

inbesond.  Aber  Oehalt, 

Remuneration  und 
sonstige  Anstellangsbe- 
dingungen. 

wann? 

in? 

wann? 

wohin? 

Hellpersonal. 

Nach- 
prüfungen, 
wann,  wo 
und  mit 
welchem 
Erfolge? 

Niedergelassen 

Verzogen 

Ge- 
stor- 
ben 

am 

wann? 

in? 

wann? 

wohin? 

Bemerkungen, 

insbesondere  über  Ge- 
halt und   Einkommen - 
Verhältnisse. 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  nnd  ärztliche  Sachverständige.  Supplementband. 
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Pormalar  II. 

(§.  45,  Abs.  3  der  Anweisung) 


Der  Kreisarzt 
des  Kreises 

J.-Nr. 


.,  den 


ten 


190 


Nachweisung  der  Veränderungen 
unter  den  Aerzten,  Zahnärzten  und  Apothekern 

des  Kreises 
für  den  Monat  


3 


Vor- 
und  Zuname 


Stand, 
Titel  (ob 

pro- 
moviert). 


Wohnort 


bisheriger    jetziger 


Datum  und 
Ort  der  Aus- 
fertigung 
der  Appro- 
bation. 


Bemerkungen: 
(erateNiedgUsanmr 
—  vcntorbcii  —  bei 

Apothekern  mch 
Angabe  des  Vofbe- 

sitien  oder  Ver- 
walten). 


An 
den  Herrn  Regienings-Präsidenten 
zu 
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Poraitilar  111. 

(§.  46  Abs.  2  der  Anweisung.) 


Verzeichniss 

derjenigen  Personen,  die,  ohne  approblrt  zu  sein, 
gewerbsmässig  die  Heilkunde  ausüben. 

Kreis 


Anmerkong:  Zu  Spalte  7  ist  aazogeben»  ob 

Sympathie,  Hypnotismus,  Homöopathie,  Elektro- 
homöopathie,  Elektrizität,  Magnetismus,  Naturheil- 
kunde, Wasserbehandlung,  Kneipp'sches  Verfahren, 
Massage,  Orthopädie,  Besichtigung  von  Ham- 
proben und  Aehnliches  geübt  wird. 

Ztt  Spalte  8t  ob 

Chirurgie:  Behandlung  von  Panaritien,  Wunden, 
Untersdienkelgeschwüren,  Verrenkungen,  Knochen- 
brüchen u.  s.  w., 

Innere  Medizin:  Behandlung  von  Qicht,  Rheuma- 
tismus, Geschlechts-  und  Hautkrankheiten  11.  s.  w., 
Behandlung  von  Frauen-,  Kinder-,  Augen-.  Ohren-, 
Nasen-  und  Zahnkrankheiten,  ob  Hebammen- 
pfuscherei oder  die  gesammte  Heilkunde  ausgeübt 
wird. 

3* 
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-   Lide.  Nr. 
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Formular  IV. 

(§.  55  der  Anweisung.) 


Zusammenstellung: 

über  das  Ergebniss 

der  im  Jahre  19 . . .  stattgehabten  Besichtigungen 

von  Drogen-,  Material-,  Parbwaaren-  und 

ähnlichen  Handlungen. 
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f 

Si 
1 

s. 

n 
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i_ 

Arzneimittel 
und  Gifte 


nur 
Arzneimittel 


nur  Gifte 
und  Farben 


darunter  sind 
Drogen- 
schränke 


Zahl  der  einer  Besich- 
tigung überhaupt 
unterliegend.  Drogen- 
u.  s.  w.  Handlungen 
(je  besonders) 


Medizinal- 
beamten 


Apothekern 


Beiden 


^  er. 


3    Ä         SÄ 


sr 

3 

> 

S 
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Arzneimittel 
und  Gifte 


nur 
Arzneimittel 


nur  Gifte 
und  Farben 


darunter 
Drogenschränke 


Strafbefehl 


Erkenntniss 


Strafmaass 


Besondere  Vorkomm- 
nisse, Anfertigung 
von  Rezepten,  Haus- 
suchungen u.  s.  w. 
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Pormalar  V. 

(§.  57  der  Anweisung). 


Zusammenstellung 


der 


von  den  Hebammen  im  Kreise  •  .  •  .  wälirend 
des  Jalires  19  .  .  .  geleiteten  Entbindungen. 
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Lfde.  Nr. 
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Formular  VI. 

60  der  Anweisung.) 


Der  KOolgliche  Kreisarzt 
des  Kreises 


J.-No 

(Stempel  1^  Mk.) 


Fähigkeitszeugniss 
ffir  die  Zulassung  zum  Hebammenberufe. 

Ausgestellt  auf  Ersuchen  des 


1.  Persooalien. 

Vor-  und  Zuname: 
Familienstand: 
Ehefrau,  Wittwe,  ledig: 
Tag  und  Jahr  der  Geburt: 
Geburtsort,  Kreis: 
Stand  der  Antragstellerin: 
bezw.  des  Ehemannes: 
Wohnort  des  Ehemannes: 
Religion: 

II.  Qimlifilaitloii. 

1.  Intellektuelle: 

Lesen: 
Schreiben: 
Rechnen : 
Auffassung: 
Gedächtniss: 

2.  Moralische:  (cfr.  Führungszeugniss.) 

3.  Körperliche: 

Sinnesorgane  (Hören,  Sehen,  Fühlen): 

Qliedmassen  (Hände,  Fortbewegung): 

Schwangerschaft : 

Chron.  ansteckende  Leiden:   (Lues,  Tuberkulose  u.  s.  w.) 

Ekelerregende  Entstellungen : 

Impfung,  Wiederimpfung:  (cfr.  Impfschein  d.  d ) 

111.  Urthell. 

Die ist  hiemach  ....  geeignet  (nicht  geeignete 

für  die  Zulassung  zu  dem  Hebammenberufe. 

,  den 19  .   . 

(Siegel.)  Der  Königliche  Kreisarzt. 

Dr 
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Pormalar  Vit. 

(§.  69  der  Anvdsung). 


Muster 

für 

Ortsbesichtigungen. 

Kreisarztbezirk 

Gemeinde 

Einwohnerzahl 

Zahl  der  Aerzte,  Apotheker,  Heilgehülfen  u.  s.  w. 
Besichtigt  am von 

I.  Qeflttndheitsverhiltoisse: 

Allgemeine  Schilderung: 

Sind  ansteckende  Krankheiten  epidemisch  aufgetreten? 

und  welche? 
Ueberwachung  der  Prostitution. 
Sonstige  bemerkenswerthe  Vorkommnisse. 

II.  WohnsUtten: 

a.  Allgemeiner  Charakter  der  menschlichen  Wohnungen. 
Baupolizeiliche  Vorschriften  von  gesundheitlicher  Bedeutung. 
Vorgänge  mit  Bezug  auf  gesundheitswidrige  Wohnungen. 

b.  Massenwohnungen. 
Schlafstellen  und  Kostgängerwesen. 
Asyle. 

c.  Art  der  Behandlung  der  unreinen  Abgänge  auf  den  Grundstücken,  in 

den  Ortschaften. 
Schmutzwasserleitungen,  Rinnsteine,  geschlossene  Kanäle. 
Verbleib  der  Schmutzwässer. 
Blondere  Vorgänge. 
Strassenreinigung. 
Pflasterung. 

HL  Wasser: 

a.  Wasserversorgung  der  Ortschaft. 
Zentrale  Leitungen. 

Brunnen  (ev.  Orundwasserstandsbeobachtungen). 
Kontrolle. 

b.  Oeffentliche  Wasserläufe. 
Zustand  derselben. 

Missstände  durch  Verunreinigung  ev.  durch  Ueberschwemmungen. 

IV.  Natarungs-  und  Qenussmlttelt  Qebraactass:egenstlnde. 

Findet  eine  Kontrolle  des  Verkehres  mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
statt?    insbesondere  des  Verkehres  mit  Milch? 
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Untersuchungsanstalten. 
Schlachthäuser  (öffentliche  oder  private). 
Mineralwasserfabriken. 
Bestrafungen. 

Sind    in    der   Berichtszeit   Gesundheitsschädigungen    durch    verfälschte 
oder  verdorbene  Nahrungsmittel  u.  s.  w.  bekannt  geworden? 

V.  Gewerbliche  Betriebe  und  deren  gesundheitliche  Polgen 
für  die  Arbeiter,  Nachbarschaft  n.  s.  w. 

VI.  Schulen. 

Wieviele  und  welcher  Art? 
Vergleiche  Formular  IX. 

Vli.  Qeffftngnisse. 

Gesundheitliche  Einrichtungen  und  Zustände. 

Vili.  Fürsorge  für  die  Kranicen  und  Gebrechlichen. 

Art  und  Zustand  der  Armenkrankenpflege. 

Armenärzte. 

Kommunale  Krankenhäuser. 

Sonstige    zur   Heilung    und    Pflege    von   Siechen    und   Gebrechlichen 

dienende  Anstalten. 
Irrenpflege. 

IX.  Haiteldnderwesen. 

X.  Bider. 

Oeffentliche  und  private  Badeanstalten  für  warme  und  kalte  Bäder. 

Schwimmanstalten. 

Sicherheitsvorrichtungen. 

Heilquellen. 

XI.  Begrftbnisswesen. 

B^^räbnissplätze. 
Leichenhallen. 

Sind    gesundheitsschädliche   Einflüsse    durch   die   Begräbnissplätze   be- 
obachtet ? 
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Pormalar  Vlll. 

(§.  85  der  Anweisung). 
(Zu  dem  Formular  können  Postkarten  verwendet  werden.) 


Wöchentliche  Nachwelsung  Ober  die 
angemeldeten  Erkrankungs-  u.  Sterbe- 
fälle an  ansteckenden  Krankheiten. 

Kreis 

Jahr 


vom 

bis 

Name 
der  Ortschaft 

Bezeichnung 
der 

Krankheiten 

der  ange 

Er- 
krankungen 

Lhl 
meldeten 

Todesfälle 

Kreisarzt. 
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Formular  IX. 

(§.  94  der  Anweisung). 


Uebersicht 


Über 

das  Ergebniss  der  kreisärztlichen  Besichtigung 

der  Schule 

in  ,  Schulgemeinde 

Kreis 
vorgenommen  durch 
am 
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1. 

Lage,   Umgebung,   Beschaffenheit  und 
Grösse  des  Schulgebäudes: 

Befinden  sich  in  der  Nähe  übelriechende,  schäd- 
liche Ausdünstungen  oder  störendes  Geräusch? 

2. 

Konstruktion  des  Gebäudes: 
Massiv  oder  von  Fachwerk,   —  gesichert  gegen 
durchdringende      Schlagregen      und      aufsteigende 
Feuchtigkeit,    —    Dachnnnen,    —    Traufpflaster,    — 
Unterkelierung,  —  Höhe  des  Fussbodens  über  dem 
Erdgeschosse,     —    Lehrerwohnung,    —    besonderer 
Eingang  zu  dieser? 

3. 

Schulzimmer:  wie  viele: 
linge,  —  Breite,   —  Höhe,   ~  Raumgehalt,   - 
Anstrich  der  Wände  und  Decken,   —   Schliessen  die 
Thüren  etc   nach  aussen,   —  Zahl   und  Glasfläche 
der  Fenster*)  sowie  ihre  Vertheilung  in  den  Wänden 
der   Schulzimmer    und    ihre    Himmelsrichtung,    — 
Schutz  geztn  Sonnenlicht,  —  Stellung  und  Beschaffen- 
heit des  Ofens,  —  Schutz  gegen  strahlende  Wärme, 

—  Temperatur?  —  Thermometer  vorhanden?  —  Be- 
schaffenneit  der  Fussböden,  eben,  dicht,  geölt  oder 
etwa  mit  Sand  bestreut?  — Ventilationsvorrichtungen? 

—  Luftbeschaffenheit?  -  Reinlichkeit,  —  durch  wen 
wird  die  Reinigung  der  Zimmer  ausgeführt?  —  durch 
Schulkinder? 

4. 

Einrichtung  der  Schulzimmer: 
Zahl  und  Beschaffenheit  der  Bänke,  —  Stellung 
derselben  zum  Licht  und  zum  Katheder?  —    Spuck- 
näpfe? 

5. 

Garderobe: 
Vorhanden,    —   innerhalb   oder  ausserhalb  der 
Zimmer? 

■ 

6. 

Gänge  und  Treppen: 
Material,  —  Beleuchtung,  —  Steigung,  -  Breite, 
-  Geländer? 

7. 

Lage  und  Grösse  des  Turn-  oder  Spiel- 
platzes: 
Ist  derselbe  eingefriedigt  oder  sonst  abgeschlossen? 

Turnhalle. 
Grösse,  —  Einrichtung. 

8. 

Abortanlagen: 
System,    —   genügende   Zahl,    —  Zustand,    — 
Ventilation,  —  Entfernung  vom  Schulhause,  —  Lage 
zum  Brunnen?  —  Zemcntirte  und  bedeckte  Gruben, 

—  gewölbt  und  mit  Entlüftungsvorrichtung  versehen? 

—  Ist  ein   Rssoir  vorhanden   und  wie  beschaffen? 

—  Sind  die  Anlagen  genügend  beleuchtet?    —  Ent- 
leerung wie  oft? 

>)  Es  empfiehlt  sieb»  hier  such  die  Ocsammtgrösse  der  Maueröffnungen  für  die  Fenster 
anzugeben,  die  y^  der  Bodeniläcbe  betrafen  soll.  Demzufolge  wird  als  Mindest  -  OlasfUdie  etwa 
Vy  der  Bodenfläcne  anzunehmen  sein. 
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9. 

Trinkwasser: 
Leitung  oder  Brunnen,    —    Güte  desselben,   — 
Reinlichkeit,  —  Auskömmlichkeit,  —  Trinkeinrichtung 
(Becher)?  —  Beschaffenheit  der  Wasserversorgungsstelle 
(Art   der  Brunnenwandungen,  der  Abdeckung,   der 
Entnahme  u.  s.  w.)?  —  Sind  nach  Lage  der  Wasser- 
versorgungsstelle Bedenken  gegen  das  Trinkwasser  zu 
erheben? 

10. 

Sind  Badeeinrichtungen  vorhanden? 
Wie  beschaffen,  —  wie  viele,  —  wie  werden  sie 
benutzt? 

11. 

Schulkinder: 
Wie  viele  in  jeder  Klasse?  —  Kubikraum  in  jeder 
Klasse  für  jedes  Kind?  —  Zahl  der  anwesenden?  — 
Es  fehlen :  —  Gründe  des  Fehlens?  —  Reinlichkeit  des 
Körpers  und  der  Kleider?  —  Allgemeiner  Emährungs- 
und  Gesundheitszustand? 

12. 

Krankheiten  der  Schulkinder: 
Von  den  anwesenden  waren  krank?  —  An  welchen 
Krankheiten?   —  Von  den  anwesenden  waren  kurz- 
sichtig? —  Von  den  anwesenden  waren  schwerhörig? 
—  Zum  Schutze  g^en  die  ansteckenden  Krankheiten 
ist  erforderlich?  —  Haben  seit  der  letzten  Besichtigung 
Epidemien  geherrscht  und  herrschen  z.  Z.  welche?  — 
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Pormular  X. 

(§.  100  der  Anweisung.) 


Plan 

für  die  Besichtiguns: 

von  Krankenhäusern  und  ähnlichen  Anstalten. 

(Zugleich  Vorschrift  für  die  Verhandlung). 

1.    Bezeichnung  der  bei  der  Besichtigung  betheiligten  Personen. 

2.*  Lage  der  Anstalt.  Umgebung  im  Gelände.  Nachbarschaft  (geräuschvolle 
Gewerbe,  Tanzlokale,  Schankstätten  u.  s.  w.)  Entfernung  der  nächsten 
Gebäude.    Hofraum.    Garten.    Grundfläche  für  jede  Lagerstelle. 

3.*  Bauart.    Einheitsbau.    Pavillon.    Beschreibung  der  Gebäude. 

4.*  Bei  Einheitsbauten:  Lage  der  Hausgänge  (Korridore)  und  deren  Breite, 
Belichtung,  Flure. 

5.    Zahl  der  Stockwerke. 

6.*  Lage,  Zahl  und  Beschaffenheit  der  Treppen. 

7.*  Zahl  und  Lage  der  Krankenzimmer. 

8.*  Besondere  Räume  für  gemeingefährliche  Kranke. 

a.  für  Infektionskranke  mit  Ausschluss  von  Venerischen. 

b.  IT    Venerische  und  Krätzige. 

c.  m    passante  Geisteskranke.    (Zwangsmittel.) 


(Beschreibung  der  Einrichtung  für  c) 
Geschlechter.    Kinder. 


9.*  Trennung  der 

10.*  Erholungsraum  für  Genesende  (Tageraum,  Liegehallen,  Veranden). 

IL*  Heizung  und  Lüftung  aller  bewohnten  Räume,  der  Hausgänge  und  Flure. 

12.*  Beschaffenheit  der  Fussböden,  Wände  und  Decken  (Anstrich). 

13.*  Lage  und  Grösse  der  Fenster  im  Verhältniss  zum  Krankenzimmer 
(Oberlicht). 

14.*  Künstliche  Beleuchtung  der  Räume. 

15.*  Waschgelegenheit  für  die  Kranken. 

16.*  Zahl  und  Beschaffenheit  der  Badeeinrichtungen. 

17.*  Beschaffenheit  der  Lagerstellen  und  der  Bettwäsche. 

18.*  Luft-  (Kubik)  -  Raum  für  jede  Lagerstelle. 

19.*  Beschreibung  des  Operations- (Entbindungs)  -  Zimmers.     Instrumentarium. 

20.*  Sonstige  Einrichtungen.  (Röntgen-Apparat.  Einrichtungen  zur  Heil- 
^mnastik  und  dergleichen). 

21.*  Chemisches  und  bakteriologisches  Laboratorium.    Einrichtung. 

22.*  Lage  und  Beschaffenheit  der  Abtritte.  Nachtstühle,  Bettschüsseln.  Urin- 
gefässe.    Speigefässe.    Mit  Wasser  gefüllte  Speinäpfe. 

23.*  Beseitigung  der  menschlichen  und  wirthschanlichen  Abgänge. 

24.*  Trinkwasserversorgung.    Beschaffenheit  des  Wassers. 

25.*  Einrichtung  der  Kochküche.  Raum  für  Speisevorräthe.  Menge  und  Be- 
schaffenheit derselben. 

26.  Beschaffenheit  der  Krankenkost  am  Besichtigungstage. 

27.  Formen  der  Verpflegung.  Küchenzettel.  Verpflegungskosten  für  die  ein- 
zelnen Kranken. 

28.*  Waschküche,  Roll-  und  Plättkammer,  Trockenboden.    Wäschedepot. 
29.*  Leichenkammer.    Raum  für  Leichenöffnungen. 
30.*  Desinfektionsapparat. 
31.    Eiskeller. 
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BInrIchtans:.    Verwaltung. 

32*  Leitende  Behörde.  (Kuratorium.  Kirchliche  Genossenschaft,  Verein  u.  s.  w.) 

33.  Leitender  Arzt  und  Hülfsärzte. 

34.  Zahl  der  Wärter  und  Wärterinnen.  (Ausbildung,  Fortbildung,  Wohnung, 
Beköstigung,  Versorgung  für  den  Fall  des  Alters  und  der  Invalidität, 
Pfl^ethätigkeit). 

35.*  Befnedigung  des  religiösen  Bedürfnisses  (Kapelle). 

36.  Reinlichkeit  und  Ordnung  in  sämmtlichen  Räumen. 

37.  Zahl  der  am  Besichtigungstage  belegten  Krankenbetten.    Höchste  Belegzahl. 

38.  Art  der  Krankheiten  (im  Allgemeinen). 

39.  Wieviel  Kranke  werden  jährlich  nach  dem  dreijährigen  Durchschnitte  be- 
handelt und  zwar  in  jeder  Klasse? 

40.  Führung  des  Krankentagebuchs.    Registratur. 

41.  Hausapotheke. 

42.  Etwaige  Beschwerden  von  Kranken. 

43.  Gesammtergebniss  der  Besichtigung  und  sonstige  Bemerkungen. 

44.  Verbesserungsvorschläge. 


Anmerkung:  Die  mit  einem  *  versehenen  Fragen  sind  nur  bei  der  ersten  Beüchtigting 
eingehend  zu  beantworten.  Bei  späteren  Besichtigungen  Können  die  Fragen  offen  bleiben,  Talls 
nicht  besondere  Veränderungen  zn  verzeichnen  sind. 


Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.    Supplementband         4 
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Formular  XI. 

(§.  117  der  Anweisung. 


Muster 
für  den  Jahresbericht« 


Abschnitt  I.    aesandhelts-Verlilltnisse. 


1)  Wichtige  Mittheilungen  über  Krank- 
heiten, welche  nicht  zu  den  In- 
fektionskrankheiten gerechnet  wer- 
den, z.  B.  Krebs,  Schlangenbiss. 
Kratze,  Trichinose,  Bandwurmkrank- 
heit,  pflanzliche  Vergiftungen  (Pilze, 
Schiriinge,  Nachtschatten  u.  s.  w.) 

2)  Infektionskrankheiten. 

a.  Allgemeines.  Meldepflicht.  Kon- 
statirung  der  ersten  Fälle.  Kran- 
kenabsonderung. Quarantäne- 
wesen. Auswandererkontrolle. 
Sachsengängerei.    Desinfektion. 

b.  Spezielle  Besprechung  der  ein- 
zelnen Infektionskrankheiten.    In- 


fluenza, Cholera,  einheimischer 
Brechdurchfall,  Unterleibstyphus, 
Pest,  Fleckfieber,  Rückfallfieber, 
Ruhr,  Wechselfieber,  epidemische 
Genickstarre,  Granulöse,  Pocken 
und  Impfwesen,  Wundinfektions- 
krankheiten (Rose,  Starrkrampf 
u.  s.  w.),  Syphilis  und  Prostitu- 
tion, Kindbettflebcr,  Diphtherie. 
Scharlach,  Masern  und  Rötheln, 
Keuchhusten,  Tuberkulose,  Lepra, 
übertragbare  Thierkrankheiten 
Rotz,  Milzbrand,  Wuth,  Maul- 
und  Klauenseuche). 


Abschnitt  J. 

1.  Regelung  u.  Beaufsichtigung  der 
Wohnungshygiene,  Baupolizeiver- 
ordnungen, Wohnungsaufsicht. 

2.  Besprechung  der  verschiedenen 
Wonnungen,  insbesondere  Woh- 
nungen m  den  Städten.  Landliche 
Wohnungen.  Arbeiterwohnungen 
und  Arbeiterquartiere.  Schlafstellen. 


Wohnungen. 

Herbergen  und  Asyle  für  Obdach- 
lose. Verpflegungsstationen.  Ar- 
beiterkolonien. 
3.  Arbeitsstätten  für  Hausgewerbe 
(Bäcker,  Schneider  u.  s.  w.).  Thea- 
ter. Räume  für  grössere  Menschen- 
ansammlungen. 


Abschnitt  j«    Beschaffenheit«  Relnlichlceit,  Beleuchtung  der  Strassen 
und  Verlcehr  In  denselben. 


Abschnitt  4.    Wasserversorgung. 

1.  Brunnen. 

2.  Wasserleitungen:  Oberflächenwasser 
mit   und   ohne  Filtration,   Grund 


Wasser  mit  und  ohne  Enteisenung, 
Quellen. 


Abschnitt  5*    Beseitigung  der  Abfalistoffe. 


1.  Exkremente,    Haus-     und    Regen- 
wasser. 

2.  Strassenkehricht  und  Hausmüll. 


3.  Gewerbliche      Abwässer      (Venm- 
reinigung  öffentlicher  Wasserläufe). 
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Abschnitt  6.    Nahruns^s-  und  QenuMiiiittel. 


l   Allgemeines.  Nahrungsmittelaufsicht. 

Oenentliche  Untersudiungsanstalten. 

Gesundheitsschädigungen        durch 

Nahrungsmittel. 
2.  Spezielle  Besprechung  der 

a.  Nahrungsmittel, 

a)  animalische:    Fleisch.    Wurst. 

Geflügel  und  Eier.   Fische  und 

Schalthiere.    Milch.    Butter  u. 

Kunstbutter.  Käse.  Schmalz, 
ß)  vegetabilische:   Mehl   u.  Back- 

waaren  (Mutterkorn),  Obst  und 
^  und  Gemüse,  Speiseöl,  Pilze. 

b.  Genussmittel:  Kaffee,  Kakao  und 
Chokolade,  Gewürze,  Essig,  Zucker 
und  Honig,  Wein,  Bier,  Brannt- 


wein    (Alkoholismus),     Aether, 
Mineralwasser,  Taback. 

c  Gebrauchsgegenstände:  (Kaiser- 
liche Verordnung,  betr.  den  Ver- 
kehr mit  giftigen  Farben,  vom 
1.  Mai  1882  -  R.-0.-BI.,  S.  55  -, 
Reichsgesetz,  betr.  den  Verkehr 
mit  blei-  und  zinkhaltigen  Gegen- 
ständen, vom  25.  Juni  1887  - 
R.-G.-BL,  S.  273  — ,  Rdchsgesetz, 
betr.  die  Verwendung  gesundheits- 
schädlicher Farben  bei  Herstellung 
von  Nahrungsmitteln,  Genussmit- 
teln und  Gebrauchsgegenständen 
vom  5.  Juli  1887,  R.-O.-Bl., 
S.  277  -). 


1.  Schulkrankheiten. 

2.  Schulbauten. 

3.  Lehrmittel. 


Abschnitt  ^.    Schalen. 

I  4.  Lehrpläne. 
I  5.  Schulärzte. 
;  6.  Sonstiges. 


Abschnitt  8.    Gewerbliche  Anlagen. 


1.  Art  und  Häufigkeit  der  Betriebe. 

2.  Gewerbeaufsicht. 

3.  Arbeitsräume. 

4.  Arbeitszeit. 

5.  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter. 

6.  Unfälle  und  deren  Verhütung. 

7.  Belästigung  für  die  Nachbarschaft. 

8.  Besprechung  der  einzelnen  Betriebe. 

a.  Bergbau-,  Hütten-  und   Salinen- 
wesen. 

b.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

c.  Metallverarbeitung. 

d.  Chemische  Indushie.  Elektrizität. 

e.  Gewinnung  forstwirthschaftlicher 


Nebenprodukte.  Leuchtstoffe,  Aze- 
tylen- und  Wassergas,  Fette,  Gele, 
Firnisse. 

f.  Textilindustrie. 

2.  Papier-  und  Lederindustrie. 

h.  Inaustrie  der  Holz-  und  Schnitz- 
stoffe. 

i.  Nahrungs-  und  Genussmittel. 

k.  Bekleidung  und  Reinigung. 

1.  Polygraphische  Gewerbe. 

m.  Darmsaitenfabriken. 

n.  Sonstige  Industriezweige. 
9.  Wohlfahrtseinrichtungen. 


Abschnitt  9«    Fürsorge  für  Kranke  and  Qebrecliliclie. 


1.  Allgemeine  Krankenhäuser.  Kran- 
kenbewegune  in  denselben. 

2.  Privat  -  Krankenanstalten.  Konzes- 
sionspflichtige und  Wohlthätigkeits- 
anstalten.  Trinkerheilanstalten  und 
Asyle. 

3.  Beaufsichtigung  der  Krankenan- 
stalten (§.  100  der  Anw.) 

4.  Heilanstalten  besonderer  Art. 

5.  FürsorgefürGeisteskrankeeinschl.der 
in   Familienpfl^e  untergebrachten. 

6.  Anstalten  für  Epileptische  und  für 
Idioten. 

7.  Fürsorge  für  Verunglückte.  Sama- 
riter- und  Rettungswesen. 


8.  Krankenkassen,  soweit  ein  sanitäts- 
oder  medizinalpolizeiliches  Interesse 
in  Betracht  kommt.  (Vorkommen 
von  Infektionskrankheiten,  insbe- 
sondere Lues,  von  gewerblichen 
Krankheiten,  z.  B.  Phosphor-,  Blei-, 
Arsenver^iftungen,  Errichtung  von 
Kassen-,  Kranken-  oder  Genesungs- 
häusem,  Tuberkulosen-Heimstätten, 
Apotheken). 

9.  Alters-  und  Invaliden  Versorgung. 

10.  Siechenhäuser. 

11.  Haltekinderwesen. 


Abschnitt  io.    Qefinfniese. 
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Abschnitt  II.    Bider. 


1.  Fluss-,  See-  und  Warmbadeanstalten. 
Volksbäder. 

2.  Kur-  und  Badeorte  (§.  109  d.  Anw.) 


a.  Mineraibäder.    Brunnenversand. 

b.  Seebäder. 

c.  Klimatische  Kurorte. 


1.  Leichenschau. 

2.  Leichenhalle. 

3.  Begräbnissplätze. 


Abschnitt  ij.    Leicheowesen. 


4.  Feuerbestattung. 

5.  Leichentransporte. 


Abschnitt  13«    Medizlnalpersonal. 

L  Aerzte. 


a.  Personal  und  Thätigkeit  der  beam- 
teten Aerzte.1) 

b.  Nicht  beamtete  Aerzte. 


c   Aerztekammer.    Ehrengerichte, 
d.  Zahnärzte. 


2.  Arzneiversorgung. 


a.  Apotheker  und  Apothekenwesen.') 

b.  Handel  mit  Arzneimitteln  und  Giften 
ausserhalb   der   Apotheken   (§.  55 


der  Anweisung,  Formular  IV). 
c.  Geheimmittel. 


3.  Niederes  Heilpersonal. 


a.  Hebammen  (§§.  57,  61  der  Anw., 
Formular  V)  und  Hebammenlehr- 
anstalten. 


b.  Heilgehfllfen  und  Masseure.    Des- 
infektoren und  Desinfektionswesen. 


Abschnitt  14-    Kurpfuscherei  (§.  46  d.  Anw.) 


')  Das  für  die  amtliche  Thätigkeit  vorgeschriebene  Formular  ist  S.  304 
und  folgende  abgedruckt. 

')  Hier  ist  nach  dem  Min.-Erl.  vom  2.  Dezember  1903  von  den  Kreis- 
ärzten die  nachstehende  Uebersicht  beizufügen: 


Zahl  der  Apotheken: 


Apo- 
thekenbe- 
sitzer 


b. 
Apo- 
theken- 
verwalter 


Appro- 
bierte Ge- 
hilfen 


d. 
Nichtap- 
probierte 
Gehilfen 


Lehr- 
linge 


g 

c 

t 

B 


a.  Vollapotheken    .    . 

b.  Zweigapotheken 

c  Dispensieranstalten 


—  53  — 

Kreisarzt  des  Kreises.  Fornmlar  XII. 

J.-No f§118d.  Anweisung) 

Nachweisung') 

der 

ven  dem  Kreisarzte zu 

Im  Monat  19 aasgeführten  Dienstreisen»  für  welche 

die  Verglltang  ans  dem  Reisekostenfonds  d Königlichen 

zu  ztt  zahlen  ist« 

m 

,  den  19 

Die  Richtigkeit  wird  bescheinigt. 
Die  Königliche                      .-Hauptkasse  wird  angewiesen,  dem  Kreisarzte 
zu       für  die  in  der  umstehenden  Nach- 
weisung bezeichneten,  während  der  angegebenen  Zeit  ausgeführten  Dienstreisen 
den  festgesetzten  Betrag  von 

Mark  Pf., 

buchstäblich   

zu  zahlen  und  bei  Kapitel         Titel        des Etats  für  19...  nach- 
zuweisen. 

Der  Regierungs-(Polizei)-Präsident. 

An 
die  Königliche  Regierungs-Hauptkasse 

hier. 

Quittung. 

Betrag  erhalten. 

,  den 19 


Kreisarzt 

*)  In  der  durch  die  Ausführungsbestimmungen  vom  11.  Novmber  1903 
(s.  S.  21)  abgeänderten  Fassung. 
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Zeit  dtf  Ausführung. 


Monat        Tag 


Stunde 

a)  des 
Beginnes 

b)  der 
Beendigung 

der  Reise. 


Reiseweg 

und 

Angabe  der  dienstlichen 

Verrichtungen. 


Der  Auftrag  zu  den 
betreffenden  Geschäften 
ist  ertheilt 


von  I 

4 

r 
I 


am 
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Wirkliche      |    Abgerundete 
Entfernung  in  km 


Eisen* 
bahn, 
neben- 
bahn- 
ähnlicfae 
Klein- 
bahn od. 
Schiff. 


Land- 
weg. 


Eisen- 
bahn, 
nebcn- 
bahn- 
ihnliche 
Klein- 
bahn od. 
Sdiif. 


Land- 


Zu-  n.  Abgang 
wenn  Eisen-, 
bahn,  neben- 
bahnfihnlidie 
Kleinbahn 
oder  Schiff 
benutzt  ist. 


mit 
vollen 
Tage- 
geldern 


Zahl 
der  Tage 


mit 

ermissig- 

ten 

Tage- 

ge!denii), 


Zahl  der 

Zeit- 
abschnitte 
bis  zu  24 

Stunden 
mit  dem 
li/i  fachen 

Satze.*) 


Bemerkungen. 


*)  Wenn  Dienstreise  an  einem  und  demselben  Tage  angetreten  und  beendet  wird 
(§  1,  Abs.  3  des  Ges.  vom  21.  Juni  1897). 

^  Wenn  eine  Dienstreise  sich  auf  zwei  Tage  erstreckt  und  innerhalb  34  Stunden  beendet 
wird  (§  1,  Abs.  2  des  Ges.  vom  21.  Juni  1897). 
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Berechnung 
der  Tagegelder,  Reisekosten,  Fuhrkostenauslagen  u.  ••  w. 


A.  Tagegelder,  voll,  für      .  Tage,  je M. 

n  ennässigte,  »    »      »  «   .    . 

»  iVtfache,     n  »      mal  24  Stunden,  je M. 


B.  Reisekosten  für  km  Eisenbahn,    nebenbahnähnliche    Kleinbahn   oder 

Schiff,     für  jedes  Kilometer         Pf 

»     Landweg  »      v  »         * 

^            für  Mitnahme  eines  Dieners*)  auf Kilometer,  für  jedes  Kilo- 
meter 5  Pf 

Zu-  und  Abgänge  für  zwei  Sätze  von M. 


C  Auslagen,  bd  Benutzung  der  Strassenbahn: 
a.  für  Fahrt 


b.  beim  Zu-  und  Abgang  .    .    . 

c.  für  Mitnahme  eines  Dieners  *) 


D.  Auslagen   für  Zu-  und  Abgang  beim  Bahnhofswechsel,  sowie  beim  Ueber- 
gange  zwischen  Eisenbahn  und  Strassenbahn 


•) 
') 


Oeldbctras 


M. 


Zusammen 


,  den 


19 


Pf. 


Kreisarzt. 

Nach  den  Entfernungen,  den  Sätzen  und  rechnerisch  richtig  (berichtigt  auf  M Pf.) 

,  den 19 


(Name  der  Dienststellen,  der  Rechnungsbeamten.) 


1)    Die  im  Artikel  1,  §  1  unter  5—18  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897  bezeichneten 

Beamten  bei  Reisen  auf  Eisenbahnen,  Schiffen  oder  Kleinbahnen. 
•)    Begründung  der  Nichtbenutzung  der  Kleinbahn. 
*)    Amtliche  Versicherung,  dass  ein  Diener  mitgenommen  ist. 
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Pormular  Xlll. 

(§.  119  der  Anweisung.) 


Qebfihrenverzeichniss . 


n 


a 

o 

S 


Bezeichnung 

des 
Auftraggebers 


Nähere  Angabe 

der 
Amtsverrichtung 


Erhobene 
Gebühr 

M.       Pf. 


Be- 
merkungen 


Pormular  XIV. 

(§.  120  der  Anweisung.) 

Verzeichniss 

der  von  dem  Kreisarzte zu 

im  Monat    19 für  die  Staatskasse  vereinnahmten 

amtsarztlichen  Gebühren. 


Tag  der 
Amts- 
handlung 


Bezeichnung 

des 
Auftraggebers 


Nähere  Angabe 

der 
Amtsverrichtung 


Be- 
merkungen 


58 


Ude.  Nr. 


'S 

C 

o 

3* 


(B 


59 


Formular  XVI. 

(§.  122  der  Anweisung. 


Verzeichniss  der  Akten 

der  KrelsarstBtelle  des  Kreises 


Lfdc. 
Nr. 


Akten- 
zeichen. 


Bezeichnung  des 
Inliaits  der  Akten. 


An- 
gelet 

im 
Jahre. 


Abge- 
schlos- 
sen 
im 
Jahre. 


Kassirt 

im 
Jahre. 


Bemerkunsren. 
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Pormabir  XVII. 

(§.  122  der  Anweisung.) 

Verzeichniss 
der  Bücher,  Drucksachen  und  Karten 

der  Kreisarztsteile  des  Kreises  


Udc. 
Nr. 


Datum 
des 
Ein- 
gangs. 


Stück- 
zahl. 


Kurze  Bezelchnans:  der 
Qegenstlnde. 


Datum 
des 
Ab- 
gangs 


Bemerkan^en. 


Formular  XVIII. 

(§.  122  der  Anweisung.) 

Verzeichniss 
der  Instrumente  und  sonstis:en  Inventarstficke 

der  Krelsarctstelle  des  Kreises  


Lfde. 

Nr. 


Datum 
des 
Ein- 
gangs. 


Stück- 
zahl. 


Kurze  Bezeichnung  der 
Qegenstlnde. 


Datum 
des 
Ab- 
gangs. 


Bemerkuos^B* 
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Pormalar  XIXa. 

Zu  §.  121  der  Dienstanweisung. 


Muster  für  Portobuch. 


z 

I 

2 


I 


n 

23p 


Art  der  Sendung 


tC**  Ol 


Empfänger 

oder 
Absender 


Auslagen  beim 


Eingang 


^ 


11 


Ausgang 


^    ^ 


Be- 
merkung 


Pormalar  XlXb. 


Muster  für  Liquidation 

Aber  In  Staatsdlenst-Angelesenhelten  fflr  die  Zelt 

19-         ■    bis   19 

vorschusswelse  vorausgabtes  Postporto*  Telegramm-  u.  s«  w.  OebUhreo« 
Laut  Portobuch  sind  verausgabt  worden:  Betrag: 

a)  an    nicht  aversionirten    Porto-    u.  s.  w. 

Beträgen JC  -/ 

b)  an  sonstigen  Frachtgebühren  für  dienst- 

liche Sendungen „  „ 

c)  für  Tel^jamme-  und  Telephongespräche   »  » 

Zusammen:  JC  ^ 

Beschelolgung: 

Es  wird  hierdurch  bescheinigt,  dass  die  von  dem  Unteneichneten  vor- 
stehend liquidirten  Auslagen  von  JC  ^  buchstäblich 

lediglich  für  Sendungen  in  Staatsdienst-Angelegenheiten  erwachsen  sind  und 
dass  sich  darunter  keine  Beträge  befinden,  die  von  Privatpersonen  oder  anderen 
Kassen  zu  erstatten  sind. 

.den  19 


Kreisarzt. 
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Der  Königliche  Kreisarzt  Formular  XX. 

des  Kreises (Zu  §.  118  der  Dienstanweisung). 

Muster 

ffir 

Liquidationen 

iD  gerlchtsirztlichea  osw.  Aogeiegenlielteii. 

In  der  sache 

berechne  ich  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  9.  März  1872  in  Verbindung  mit  Art.  I  §  4  des  Gesetzes  von  21.  Juni  1897 
folgende  Gebühren: 

1.  Für  ein        unter  dem  '  erstattete 

Mk. 

(§  des  Gesetzes  9.  März  1872). 

2.  Für  Abwartung  eines  Termins  am  Mk. 

(§.  3  Nr.  I  des  Gesetzes  vom  9.  Mirz  1872). 

3.  Für  eine  am  ausgeführte  Reise  nach 

behuii» 

a.  Tagegelder  tür  Tag  M.  M. 

b.  Reisekosten  für       km  Landweg         Pf.  M. 

0  0  0  Eisenbahn, 
nebenbahnähnliche  Kleinbahn 
oder  Schiff Pf.  M. 

0  0        Zu-  u.  Abgang        M.  M. 

c.  Auslagen  bei  Benu Izung  der  Strassenbahn : 

a.  für  Fahrt M. 

b.  beim  Zu-  und  Abgange  M. 

d.  Aussagen  für  Zu-  und  Abgang  beim  Bahn- 

hofswechsel  sowie  beim   Uebergang 

zwischen  Eisenbahn  und  Strassenbahn M. 

zusammen  Mk. 

(§.  2  des  Gesetzes  vom  9.  Mirz  1872  u.  Art.  1  §.  4  d.  Gts.  vom 
21.  Juni  1397.) 

4.  Für  Vorbesuche  am 

behufs  ärztlicher  Untersuchung  und  Beobachtung    .  Mk. 

(§.  6  des  Gesetzes  vom  9.  März  1872). 

5.  Für  Abschreibegebühren  (       .  kanzleimässig  berechnete 

Bogen  ä  25  Pf.) Mk. 

(§.  3,  letzter  Abs.,  des  Gesetzes  vom  9.  März  1872).        Zusammen  Mk. 

,  den  190 

An 

(üuierschrifij 
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Pornmlar  XXI. 

(Zu  §.  26  der  Dienstanweisung.) 


Kostenrechnung 

über  Umzugskosten  sowie  über  Reisekosten  und  Tagegelder 
infolge  Versetzung  von  nach 

auf  Grund    des  Erlasses   des  Herrn  Ministers   der   geistlicheu 

Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  vom 190 

M.  N: 

A.  Umzugskosten. 

1.  Allgemeine  Kosten  gemäss  §.  1,  IV  bezw.  §.  5  des  Gesetzes 

vom  24.  Februar  1877;  a.  300  M.;   b.  150  M.^) 

2.  Transportkosten 

Schienenweg  von 
über 

nach  N.  uz  4Q5,7  km 
rund  500  km 

für  je  10  km  8  Mark  a.  400  M.;   b.  200  M. 

Sa.:  A.  a.  700  M.;   b.  350  M 

B.  Reisekosten  und  Tagegelder. 

Am  10.  und  11.  April  1901  Reise  von 
(Abfahrt  8  Uhr  10  Min.  Vormittags)  über 

nach     

Ankunft  4  Uhr  59  Min.  Nachmittags. 

=  495,7  Km.  rund 
496  Km.  Eisenbahn  ä  9  Pfg.  =  44  M.  64  Pig. 

1  Zu-  und  Abgang  ä  3  M.  =  3    „ 

Tagegelder,  ermässigt  für 

1  Tag  zz:  12  M. 

Sa.:  B.  =    59  M.  64  Pig. 
Hinzu  Sa.    A.  a.  700  M.    b.  350  M. 


Insgesammt  a.  759  M.  64  Pfg.    b.  409  M.  64  FU. 

O ,16.  April  1903 

N.  N.  Kreisarzt 

*)  a.  Umzugskosten  für  einen  verheirateten ,  b.  für  einen  unverheirateten 
Beamten. 
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Pormolar  XXII. 

(Zu  §  57  der  Anweisung.) 


Der  Königliche  Kreisarzt 

des  Kreises 

No. 


StenpcliDulic  ; 
1,50  M. 


Bef  AhigunsTSzeugniss 


zum 


Apothekerlehrling. 


geboren 

IS        zu.  (Rg.-Bz ), 

d.  Js.indie  'sehe  Apotheke 

als  Apothekerlehrling  eintreten  will,  wird,  nachdem 


Dem 

am        ten 

der  am        ten 

zu 

mir  derselbe 

1.  das  nach  Massgabe  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
5.  März  1875  §.  4  Nr.  1  erforderliche  wissenschaftliche  Befähigungs- 
zeugniss  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst,  ausgestellt  von  dem 

Direktor  und  dem  Lehrerkollegium  de 

zu  unter  dem         ten  19       , 

2.  einen  Revacdnationsschein  vom ten 189      sowie 

3.  einen  selbstgeschriebenen  Lebenslauf 

persönlich  überreicht  hat  und  die  vorgelegten  Zeugnisse  von  mir  den  gegebenen 
Vorschriften  entsprechend  befunden  worden  sind,  hierdurch  das  Beföhigungs- 
zeugniss  zur  Erlernung  der  Apothekerkunst  ertheili 


den 


ten 


19. 


(LS) 


Dr. 
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Formular  XXlll. 

(Zu  §  111  der  Dienstanweisung.) 

Der  Königliche  Kreisarzt 

des  Kreises. 

J.-No 


Amtsärztliche  Bescheinigung 
behufs  Nachsuchens  eines  Leichenpasses/) 

Behufs  Nachsuchens  eines  Leichen  passes  bescheinige  ich  hiermit,  dass  der 

auf  dem  Landwege  —  auf  der  Eisenbahn  —  von 

nach  zu  bewirkenden  Ueberführung  der  Leiche  de 

am  ten zu  nach 

den  von  mir  angestellten  Ermittelungen  —  laut  Attest  des  praktischen  Arztes, 

Herrn  Dr zu — ■  an 

im  Alter  von  Jahren  verstorbenen 


gesundheitspolizeiliche  Bedenken  nicht  entgegenstehen,  da  der  Tod  nicht  in  Folge 
einer  ansteckenden  Krankheit  erfolgt  ist,  und  derartige  Krankheiten  auch  zur  Zeit 
in  nicht  epidemisch  herrschen. 

den         ten  190 


(Unterschrift.) 


^)  Die  Bescheinigung  ist  nicht  stempelpflichtig. 
Rapmnnd,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.    Supplementband.       5 
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Journal  fiber  das  Auftreten 

im  KrcU« 
Nam«  4«r   Kraakheit: 


B 

z 

4» 

c 


Vor-  und  Zaname 

des 

BrkraokteD 


Alter 


Jahre 


Ge- 
schlecht 


m.    w. 


Wohnort 
bezw.  Wohnung 
(Strasse,  Haus- 
nummer, Stock- 
werk, Vor-  oder 
Hinterhaus) 


6 

Stand 

oder  Oewerbe 

(bei  Kindern 

unter  14  Jahren 

der  Eltern, 

Pfl^eeltem  usw.) 

sowie  Stelle  der 

Beschäftigung 


s 

I 

.2 


2  g 

ZU 
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Pormolar  XXIV 

(zu  ^82-85  der  Dienstianweisuns:). 


ansteckender  Krankheiten 


Ausgang 

der  Erkrankung 


10 

Name  und  Wohnort 
des  behandelnden 
Arztes  (bei  Wochenbett- 
fieber-Erkrankungen 
auch  der  Hebamme) 


11 

Ob  der  Erkrankte  von 
ausserhalb  zugereist  war 
und  woher,  oder  ob  er 
noch  vor  der  Genesung 

nach  ausserhalb 

abg^:angen,  wann  und 

wohin? 


12 

Bemerkuogen. 

(Ob  schulpflichtige  Kinder  in 
dem  betreffenden  Hausstande 
vorhanden  ?  Ob  sich  die  Diag- 
nose bei  verdächtigen  &- 
krankungen  nachträglich  als 
zutreffend  herausgestellt  hat? 
Ob  Desinfektion  statt- 
gefunden u.  s.  w.) 
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Tabellarische  Uebersicht  fibefr  das 
im  Kreise 

Bezelchnons  der  Krankheit: 
Jahr 


i 

Ortschaft 

r 

' 

Woche 

18il9  2~0 

■ 

i 

i 

I  ;  2^3  14    5|(),7;S    9|10[]1I12 

13|14il5  16'17 

21i22  2324125  26127; 

1 

\ 

1 

,    1    J 

-■ 

TxTlIl 

— 

_. 

- 

- 

' 

-- 

t- 

2 

-t 

T 

- 

- 

-1- 

^1 

_ 

I 

-4~f  - 

. 

- 

3 
4 



5 

\ 

6 

1     . 

4    t 
-4  4   - 

1 

\— 

- 

-■ 

- 

7 
8 
9 
10 



1 
1 

- 

~ 

- 

- 

- 

'  r  ■ 

! 

11 

12 

1 

-- 

- 

- 

-1 

■- 

- 

-- 

-h 

1 

13 

1 

- 

- 

4. 

- 

- 

- 

-1- 

- 

1 

- 

1 

14 



15 

1 

■   ■ 

-- 

- 

- 

16 

1   J 

-- 

17 

T 

18 

19 

20 
21 

— 

— 

- 

-- 

-- 

_. 

-    i 

- 

- 

- 

i 
1 

-■ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

— 

■  - 

22 

-H 

■- 

23 

-  ■ 

- 

_.. 

_. 

-1 

-^ 

- 

24 

1 
1 

i 

-- 

-- 

— 

- 

2=^ 

27 

28" 

3'/ 
31 
32 

- 

- 

-- 

- 

— 

-^ 

— 

- 

_.. 

- 

r 

-- 

-- 

- 

-- 

- 

- 

- 

- 

- 

— 

-- 

^ 

-- 

- 

— 

.  _ 

^'      T 

1 

— H 

- 

■  1 

i 

, 

I 

- 

-- 

-- 

-■ 

33 

- 

=^ 

- 

z 

=: 

•~ 

- 
"" 

- 

- 

-■ 

34 
35 

t 

-- 

- 

-- 

— 

-- 

i 

J^ 

1 

t- 

:^6 

li 

- 

— 

- 

37 
38 

1 

1 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

-^ 

- 

1 
1 

39 

40 

41 

43 
44 

-1 

- 

- 

-- 

1    1 

1 

_i 

t 

-- 

- 

— 

- 

— 

-- 

'- 

— 

- 

__ 

1 

; 

- 

- 

- 

- 

1 

— 

-- 

- 

- 

- 

45 

1, 

46 

47 

— 

■1 

— 

— 

- 

- 

-- 

- 

14 

— 

-^ 

— 

- 

- 

— 

— 

-■ 

-- 

1 

1    : 
1 i  j. 

48 
49 
50 

1 

- 
5 

— 

— 

"1 

— 

n 

ii 

j| 

15 

16 

— 

— 

-- 

-- 

2 

Z 

— 
4 

25 

36; 

^-^---  - 

6 

-- 
1 

1 

\ 

lÖ 

17 

1.8 

19 

20 

11 

.22 

ö 

14 

27 
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Formular  XXV. 

(Zu  §§.  82-85  der  Dienstanweisung.) 

Auftreten  von  Infektionskrankheiten 
nach  Wochen  und  Ortschaften. 


Woche 

2«. 
saiD- 

Bemerkungen 

1 

28  29130131  I32|33|34|35  36|37138|•J9,40^41,42|43I44L45[46|47|48|49)50|51|52 

men 

- 

[ 

-- 

-- 

f 

1 

- 

! 

-- 

- 

- 

1 

— 

j 

-4  - 

- 



— 

1 

1     1 

T 

1 

1 
1 

-     4- 
1 

! 

"T ;  1 

~ 

1 

1     1 

— 

-- 

-- 

1 

\ 

-- 

— 

! 

— 

- 

— 

- 

-- 

- 

- 

- 

1 

- 

.--. 

-- 

- 

-- 

1 

— 

■ 

._.  L. 

- 

- 

- 

- 

1 

|j 

1  - 
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Formular  XXVI. 

(§.  122  der  Anweisung.) 


Muster 

für 

Terminkalender. 


a.  Regeltnässis:  wiederkehrende, 

sowie  sonstige  Termine  für  die  preussischen 

Kreisärzte.i)2) 


>)  Die  in  Spalte  1  beigefügten  Ziffern  bedeuten  die  einschlägigen  Para- 
graphen der  Dienstanweisung. 

*)  Die  vorgedruckten  regelmässig  wiederkehrenden  Termine  gelten  sämtlich 
fQr  Berichte  usw.  an  den  Regierungspräsidenten. 
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Januar. 


Datam  des 

Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 

Ist  er- 
ledigt am 

(Datum 

Auftrages, 
Erlasses 

Ter- 

Auftraggebers 

u.  No.  des 
Tage- 
buchs) 

usw. 

mins 

§  45,  Abs.  3 

1.-5. 

Nachweisung    über    Zu-    und   Abgang    der 
Aerzte  usw. 

§  118 

n 

Monatliche  Reiseliquidation. 

§  120 

H 

Monatliches  Gebührenverzeichniss  und  Ablie- 
ferung der  Gebühren  seitens  der  vollbe- 
soldeten Kreisärzte. 

§  119 

m 

Vierteljährliches  Gebührenverzeichniss  seitens 
der  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte. 

§85 

4. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

11. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§69 

15. 

Verzeichniss  der  im   laufenden  Jahre  zu  be- 
sichtigenden Ortschaften. 

Erl.  19.;i.  87 

n 

Bericht  über  das  Vorkommen  der  epidemischen 

u.  29./6.  Ol 

Genickstarre. 

Erl.  26.  3.  Ol 

u 

Einreichung  der  statistischen  Uebersichten  über 

u.§I00.Abs.4 

Privat-Irren-  usw.  Anstalten  (von  den  Vor- 
ständen dieser  Anstalten  dem  Kreisarzt  bis 
zum  8.  Januar  einzusenden). 

Erl.  22./8. 

n 

Bericht  über  sittenärztliche  Untersuchung  der 

1900  u.  §  90 

Prostituirten. 

Erl.  10./2. 

v 

Weiterreichung  der  im  Laufe  des  Vorjahres 

1902 

von  den  Polizeibehörden  und  Standesämtern 
dem   Kreisarzt  zugegangenen  Zählkarten 
über  Selbstmorde    an   das    Königl.   sta- 
tistische Bureau  in  Berlin  (SW  68,  Linden- 

strasse  28). 

§85 

18. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

25. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 
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Februar. 


Datum  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  G^enstandet  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 
(Datum  u. 
No.  des 
Tage- 
buchs) 


§85 
§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


Erl.  12./10.97 
1./3.  99, 
16./5.  02 

u.  24./6.  03. 

§  33.  Abs.  3 


1. 
1.— 5. 


§85 


§85 


§85 


§83 


15. 


22. 


29. 


Meidekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Qebührenverzeichniss  und  Ab- 
lieferung der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte. 

Bericht  über  Bissverletzungen  durch  toUwuth- 
kranke  Thiere. 


Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Kreisassistenz- 
ärzte. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


—  74  — 


März. 


Datam  des 

Bezeidinung  des  O^gcnstandes  und  des 
AuftragSfcbers 

Ist  er- 
ledigt am 

Auftrages, 

Erlasses 

usw. 

Ter- 
mins 

(Datum 

u.  No.  des 

Tage- 

budis) 

§  45,  Abs.  3 

1.-5. 

Nachweisung    über  Zu-    und   Abgang   der 
Aerzte  usw. 

§  118 
§  120 

§  89,  Erl. 
26./7.  84 

m 
v 

Monatliche  Reiseiiquidation. 

lieferung  der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte. 
Impfbericht. 

§  101  u. 

M.-Erl.  V. 

21./1.  02 
u.  25./2.  03. 
Schreiben  des 
statistischen 
Amtes  vom 
20./1.  1903. 

M 

Weiterreichung  der  Zählkarten  u.  Uebersichten 
über  die  Krankenbewegung  u.  die  Kranken- 
anstalten an  das  König!  statistische  Bureau 
in  Berlin  -  Berlin  SW  68,  Undenstr.  28 
(die  Vorstände  der  Krankenanstalten  haben 
diese  dem  Kreisarzt  bis  zum   1.  Februar 
j.  J.    einzusenden). 

§85 

7. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

14. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§117 

15.-31. 

Jährlicher  Oesundheitsbericht. 

§85 

21. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

28. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 
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April. 


Datam  des 

Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 

Ist  er- 
ledigt am 

Auftrages, 

Erlasses 

usw. 

Ter- 
mins 

(Datum 
u.  No.  des 
Tage- 
buchs) 

§  45,  Abs.  3 

1.-5. 

Nachweisung    über    Zu-    und  Abgang   der 
Aerzte  usw. 

§  118 
§  120 

it 

Monatliche  Reiseiiquidation. 

Monatliches  Gebührenverzdchniss   und  Ab- 
lieferung der  Gebühren  seitens  der  voU- 
besoldeten  KreisäiTte. 

§  119 

m 

Vierteljährliches  Gebührcnverzeichniss  seitens 
der  nichtvoUbesoldeten  Kreisärzte. 

Erl.  26./3.  Ol 

"•*i.T 

m 

Bericht  über  das  Eigebniss  der  während  der 
Wintermonate  ausgeführten  Revisionen  der 
Privat-Irren-  usw.  Anstalten. 

§  85 

4. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

11. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

18. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 

§85 

25. 

Meldekarte  über  ansteckende  Krankhaten. 

—   76  — 


MaL 


Datttm  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 

(Datum 
u.  No.  des 

Tai 


ge- 

cns) 


buchs') 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


§85 


1.-5. 


§85 


§85 


§  85 


§85 


9. 


16. 


23. 


30. 


Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monath'ches  Gebührenverzeichniss  und  Ab- 
lieferung der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


—   77   — 


JunL 


Datam  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 

(Datum 
u.  No.  des 

Tai 

bu 


ige- 
chs) 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


§85 


§  85 


§85 


§85 


1.-5. 


13. 


20. 


27. 


Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Gebührenverzeichniss  und  Ab- 
lieferung der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoideten  Kreisärzte. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 
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Juli. 


Datum  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 

(Datum 
u.  No.  des 


Tage- 
buchs) 


IS) 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


§  119 


85 


§85 


Erl.26./3.01 
§100,  Abs.  4 


85 


§85 


1.-5. 


11. 


15. 


18. 


25. 


Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Oebührenverzdchniss  und  Ab- 
lieferung der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisarzte. 

Vierteljährliches  Gebührenverzeichniss  edtens 
der  nichtvolibesoldeten  Kreisärzte. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Einreichun^  der  statistischen  Uebersichten 
über  Privat-Irren-  usw.  Anstalten  Tvon  den 
Vorständen  dieser  Anstalten  dem  Kreisarzt 
bis  zum  8.  )uli  einzusenden). 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


—    79  — 

August. 


Datam  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 

(Datum 
u.  No.  des 

Tage- 

(buchs) 


§85 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


§  45,  Abs.  3; 

Erlv. 

29./7.  02. 

u.  13./7.  03. 


§85 


§85 


§85 


§85 


1.-5. 


7. 


15. 


22. 


29. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Nachweisung    über  Zu- 
Aerzte  usw. 


und   Abgang   der 


Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Qebührenverzeichniss  und  Ablie- 
ferung der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte. 

Berichtigung  des  preussischen  (Hirschwald- 
schen)  Medizinalkalenders. 

(Die  Kreisärzte  erhalten  dazu  Ausschnitte  aus 
dem  betr.  Kalender  des  Vorjahres  zur  Be- 
richtigung zugesandt.) 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 
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September. 


Datnm  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 
(Datum 
u.  No.  des 

buc 


rage 

)Udl! 


*s) 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


Erl.  7./7.  98 
Erl.  15./4.99 


§85 


§85 


§85 


§85 


1.-5. 


5. 


12. 


19. 


26. 


Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Gebührenverzeichniss  und  Ablie- 
ferunc:  der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte. 

Bericht  über  die  Aspiranten  für  die  Medizinal- 
beamtenlaufbahn. 

Anmeldung  des  Abonnements  für  die  „Ver- 
öffentlichungen des  Kaiserl.  Gesundheits- 
amtes". 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


—  81   — 


Oktober. 


DAtam  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 
(Datum 
u.  No.  des 

Tai 


3is) 


buchs) 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


§  119 

ErI.26,/3.01 
u.  100,  Abs.  4 


§  85 


§85 


§85 


§85 


§85 


1.-5. 


10. 


17. 


24. 


31. 


Nachweisung    über    Zu-   und    Abgang   der 

Aerzte  usw. 
Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Gebührenverzeichniss  und  Ablie- 
ferung der  Gebühren  seitens  der  voU- 
besoldeten  Kreisärzte. 

Vierteljährliches  Gebührenverzeichniss  seitens 
der  nichtvollbesoldeten  Kreisärzte. 

Bericht  über  das  Ergebniss  der  während  der 
Sommermonate  ausgeführten  Revisionen 
der  Privat-Irren-  usw.  Anstalten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverstibidise.    Supplementband.      6 
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November. 


Datum  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebeis 


Ist  er- 
ledigt am 
(Datum 
u.  No.  des 
Taffe- 
buchs) 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


Erl.  4./9.  03. 


1.-5. 


§85 


7. 


§85 


14. 


§85 


12. 


§85 


28. 


Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Qebührenverzeichniss  und  Ablie- 
ferung der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten  Kreisärzte. 

Bericht  über  Ortsbesichtigungen  aus  Anlass 
der  Herbstübungen. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


—  83  — 


Dezember. 


Datum  des 


Auftrages, 

Erlasses 

usw. 


Ter- 
mins 


Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Auftraggebers 


Ist  er- 
ledigt am 
(Datum 
u.  No.  des 

buch 


§  45,  Abs.  3 

§  118 
§  120 


§85 


§85 


85 


§85 


1.-5. 


12. 


19. 


26. 


Nachweisung  über  Zu-  und  Abgang  der 
Aerzte  usw. 

Monatliche  Reiseliquidation. 

Monatliches  Oebührenverzeichniss  und  Ablie- 
ferune der  Gebühren  seitens  der  voll- 
besoldeten Kreisärzte. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


Meldekarte  über  ansteckende  Krankheiten. 


—   84  ~ 
b.  Sonstige  Termine^). 


Alle  5  Jahre. 

15.  J  a  n  u  a  r :  Allgemeiner  Plan  über  die  Reihenfolge  und  die  Zeiträume 
der  Ortsbesichtigungen  (§  69,  Abs.  2). 

Alle  8  Jahre. 

15.  Januar:  Bericht  über  Sublimatvergiftungen  (Min.-Erl.  v.  20./11. 1896 

und  1./5.  1903). 
1.  Februar:   Bericht  über  alle  öffentlichen   und   privaten  Heil- 
anstalten  einschliesslich    Lungenheilanstalten,    Sanatorien   usw.   nebst 
Zusammenstellung  über  diese   Anstalten  (Min.-Erl.    v.  2./3.   1900  und 
28./6.  1902). 

Binnen  8  Tagen  ist  jede  von  dem  Standesbeamten  dem  Kreisarzt  zugestellte 
Zählkarte  über  einen  Pockentodesfall  in  Bezu^  auf  ihre  Richtig- 
keit zu  prüfen,  sodann  auf  Qrund  der  An|;aben  die  vorgeschriebene 
Meldekarte  auszufüllen  und  an  den  Reg.- Präsidenten  einzureichen  (Min.- 
Erl.  V.  28/5.  1886  und  29./7.  1902). 

Sofort  zu  berichten  Ist: 

1.  Bei  Vorladung  des  Kreisarztes  als  Sachverständiger  oder  Zeuge  vor 
den  ordentlichen  Gerichten,  Militär-  und  Marinegerichten  oder  Verwaltungs- 
gerichten,  abgesehen  von  den  Fällen,  wo  er  von  diesen  Gerichten  seines 
Bezirkes  oder  vom  Reichsversicherungsamt  oder  den  Schiedsgerichten  für 
Arbeiterversicherung  als  Zeuge  oder  Sachverständiger  herangezogen  wird 
(§§  19  und  20,  sowie  Erl.  v.  23./8.  1902); 

2.  vor  Annahme  von  allen  Nebenämtern  und  Nebenbeschäftigungen 
seitens  des  vollbesoldeten  Kreisarztes  (§  27,  Nr.  2  und  3); 

3.  vor  Annahme  von  nichtärztlichen  Nebenämtern  und  Neben- 
beschäftigungen seitens  des  nicht  vollbesoldeten  Kreisarztes  oder  des 
Kreisassistenzarztes;  sowie  der  Stelle  eines  Krankenkassenarztes  (§27,  Nr.  4 
und  Eri.  V.  15./2.  1902), 

4.  vor  Uebemahme  der  Mitgliedschaft  des  Vorstandes,  des  Auf- 
sichts-  oder  Verwaltungsrathes  von  Aktien-  usw.  Ottdlschaften, 
eines  besoldeten  oder  unbesoldeten  Amtes  in  der  Gemeinde- 
verwaltung, einer  Vormundschaft  oder  Oegenvormundschaft 
oder  vor  Beginn  eines  gewerblichen  Betriebes,  auch  seitens  der 
Ehefrau  (§  27,  Nr.  5  und  6); 

5.  beiUnterbrechungdesordnungsmässigen  Betriebeseiner  Apotheke  in 
Folge  von  Erkrankung,  Tod  usw.  des  Apothekenvorstandes  usw.  (9  49,  Abs.  3); 

6.  über  ungünstige  Befunde  bei  Apothekenmusterungen  (§  47,  Abs.  3) 
und  Prüfung  von  Apothekerlehrlingen  (§  51,  Abs.  2); 

7.  bei  Untersagung  der  Berufsthätigkeit  der  Hebammen  (§  59); 

8.  über  die  Termine  zu  den  Nachprüfungen  der  Hebammen  (sowohl 
dem  Reg.-Präsidenten  wie  dem  ärztlichen  Leiter  der  zuständigen  Hebammen- 
lehranstalt) und  zwar  14  Tage  vorher  (§  61,  Abs.  4); 

9.  überjedenersten(auchnurverdächtigen)ErkrankungsfalI  von  Cholera, 
Lepra,  Pocken,  Fleckfieber,  Pest  (§82,  Abs. 3)  u.  Min.-Erl.  vom 22./1. 
1903,  sowie  bei  epidemischem  Auftreten  einer  anderen  Seuche 
und  bei  Massenerkrankungen  von  Menschen  (Min.-Erl.v.20./6. 1893 
und  §  82,  Abs.  3); 

10.  über  etwaige  Impfbeschädigungen(Min.-Erl.  V.22./5. 1895  und  §  88). 


*)  Die  im  Text  angeführten   Paragraphen  entsprechen  denjenigen  der 
Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte. 
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c.  Regelmässig  wiederkehrende  Amtsgeschäfte. 


1.  Apothekenmusterungen  mit  Prüfung  der  Apothekerlehrlinge,  jährlich  ein- 
mal (§  47,  Abs.  2  und  §  51); 

2.  Besichtigung  der  Drogenhandlungen  (§  54); 

3.  Nachprüfungen  der  Hebammen  im  dreijährigen  Umlauf  (§  61); 

4.  Ortsbesichtigungen  im  fünfjährigen  Umlauf  (§  69); 

5.  Besichtigung  der  zentralen  Wasserleitungen,  jährlich  wenigstens  einmal 
(§  74  und  Min.-Erl.  v.  24./8.  1899  und  25./9.  1902); 

6.  Kontrolle  der  Nahrungsmittel-Untersuchungsanstalten  (§  78); 

7.  Revision  der  öffentlichen  Desinfektionsanstalten  (Min.-Erl.  v.  25./5.  1902); 

8.  Revisionen  der  Mineralwasseranstalten  auf  Ersuchen  der  Ortspolizeibehörde 
(§  81); 

9.  Revision  öffentlicher  und  privatärztlicher  Impf-  und  Nachschautermine 
in  3-5  jährigem  Umlauf  (§  87,  Abs.  3  und  Min.-Erl.  v.  28./2.  1900  und 
25.  Juli  1902); 

10.  Kontrolle  der  sittenärztlichen  Untersuchung  der  Prostituirten,  jährlich 
mindestens  einmal  (§  90); 

11.  Besichtigung  der  unter  Aufsicht  der  Regierung  stehenden  Schulen,  Klein- 
kinderbexrahranstalten  usw.  im  fünfjährigen  Umlauf  (§  94,  Abs.  2  und  4) 

12.  Besichtigung  der  Haltekinderstellen,  nach  Bedarf  (§  98,  Abs.  2); 

13.  Besichtigung  der  öffentlichen  und  privaten  Kranken-  usw.  Anstalten,  jähr- 
lich einmal,  abwechselnd  im  Sommer  und  Winter  (§  100,  Abs.  1); 

14.  Besichtigung  der  Privat-Irren-  usw.  Anstalten,  jährlich  zweimal,  je  einmal 
im  Sommer  und  Winter  (Anweisung  vom  26./3.  1901,  §  27,  Nr.  1); 

15.  Kontrolle  der  in  Privatpflege  untergebrachten  Geisteskranken  usw.,  nach 
Bedarf  (§  105); 

16.  Besichtigung  öffentlicher  und  privater  Badeanstalten,  Kurbäder  usw.,  nach 
Bedarf  (§  107,  Abs.  1); 

17.  Besichtigung  der  Heilquellen  und  Kurorte,  jähriich  einmal  (§  108); 

18.  Besichtigung  der  Begräbnissplätze,  bei  Gelegenheit  anderer  Dienstgeschäfte 
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Formular  XXVll. 

(Zu  §.  28  der  Dienstanweisung.) 


Pensionsnachweisuns: 

für  den 

nicht  voUbesoldeten  Kreisarzt^  Geheimen 
Medizinalrath  Dr.  A. 


SU 


wohahaft  bei  Beginn  der  Zahlung  In  B* 


StaatahauahalUeUt  Kapital  6a  Tltal  3: 

•Panalonan  fflr  ZlvUbaamta  and  für  dla  Landgandannarlat 

•InachllaMllcli  der  Offiziere.« 


An 

Königliche  Regierung. 

die  Königliche  Regierung 

,  den                            19 

in 
frei  IL  Avers. 

1)  Einzutragen  in  das  Kataster. 

AnUgen. 

2)  Nachricht  dem  Empfönger  nach 
Formular. 

3)  Urschriftlich  nebst           Anlagen 

an  die Kasse 

—  das  Haupt-Steuer-Amt  — 
in 

zur  Zahlung. 

88  — 


Lebensalter. 

Dlenstseit. 

(a)  im  Militär  -  b)  im  Zivil.) 

Jahre    Tage. 

1 

2 

68 

103 

a)  MUiardlenstz^lt: 

1. 

Vom  1.  6.  1859  bis  31.  5.  1860  als  Einjährig-Freiwilliger. 

geboren  am 

19.  12.  1834 

2. 

3. 

Vom  15.  5.  bis  15.  9.  1866. 

Vom  18.  7.  1870  bis  31.  7.  1871. 

4. 

Kriegsjahre: 

1866,  begründet   durch  den   statutenmässigen   Besitz    des   Erin- 
nerungskreuzes; 

1870/1871,  war  in  jedem  der  beiden  Jahre  bis  zum  2.  März  1871 

über  2  Monate  aus  dienstlicher  Veranlassung  in  Frankreich. 

b)  ZivUdlenstzelt:  (vereidigt  am  21.  10.  1875) 
Vom  21.  10.  1875  bis  30.  6.   1883  Kreiswundarzt,   von 
da  bis  31.  3.  1903  Kreisphysikus  bezw.  Kreisarzt  des  Kreises  .  . 


a) 


b) 
hierzu  a) 


zusammen 


—  89  — 


Rechnung! 
In  welcher 

Betrag 
der 

Betrag  der 
erdienten,  auf 

Etwaige 
Orfinde, 

Bemerkuagen. 

Davon  s.  pensionsfä- 

(a)  Grund  der 
Pensionierung, 

hjfir  (V.Beginn  des 21. 
Lebensjahres    ab    - 
Militardienstzeit    im 
Falle  d.  §16Ab».2Z. 
P.O. schon  früher-). 

Penslons- 

das  letzte 

d.  Zivilpens, 
anzur.  Milit.- 
(Inv.-od.Offi. 
ziers-)Pcns. 

Beginn 

aus  welch. 

flblg^ea  Dienst- 
einkommen. 

Dienstein- 
kommen 

nach- 
gewiesen 

genau  und 

(§  9  Ziv. 

Pens.Oes.) 

abge- 
rundet -. 

der 
Zahlung. 

Wittwen-u. 

Waisen- 
geld s.  Z. 

nicht  zu 

b)Fonds,  welchem 
d.  Invalidenpens. 
(SD.7)z.Ltstfillt, 
c)Sonstiges-An- 

Jahre.    |      Tage. 

wird. 

JC. 

zahlen  ist 

lagen  etc.  -). 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

a)Oehalt2700M. 

37/60 

nicht 

I.April 

nicht 

a)  Ist  in  Folge 

M.) 

1 

des 

erdient 

1903 

vor- 

seiner kör- 

1 

— 

Cd 

c 

Dienst- 

han- 

perlichen 

M.) 

N 

eink. 

den 

Schwäche 

b)  Pensionsfähige 

-2614,1 6M. 

zur  Erfül- 

124 

Gebühren 
1899-1340 

-2517  M. 

lung  seiner 
Amts- 

1 

14 

1900-1183 
1901-1608 

Q.    ^ 

pflichten 
dauernd 

Sa.       4131 

unfähig. 

Durchschnitt 

3     ^ 

Cd     u 

1377  M. 

•SS 

^    hü 

1 

Sa.      4077  M. 
Das  pensions- 
fähige Einkom- 

11 

b)        - 

2 

men  eines  voll- 

1' 

besoldeten  Kreis- 

8 

c)  Anliegend : 

arztes  von  glei- 

t 

2  Hefte  Qe- 

chem  Dienstalter 

hu 

bührcnver- 

würde 

B 

3 

zeichnisse. 

5700  M.  Gehalt 
525  M.  Woh- 

C 

5 

138 

1 

nungsgeld- 

162 

zuschuss 

6225  M.  betragen. 

27 

Rechnerisch  richtig. 

C. 
Regierungssekretär. 

27 

162 

Die  Richtigkeit  wird  bescheinigt. 
D.,  den  Iten  Februar  1903. 

5 

138 

32 

300 

Der  Königliche  Regierungs-Präsident: 

l 

4.  N. 

—  91 


Formular  XXVIII. 

(Zu  §.  29  der  Pienstanweisung.) 


Wittwen-  und 
Waisengeldnachweisung 

für 

die  Hinterbliebenen  des  verstorbenen  nicht 
vollbesoldeten  Kreisarztes  Medizinalraths  Dn  P. 

zu  G. 
wohnhaft  bei  Beginn  der  Zahlung  in  H. 


Staatshaushalisetat  Kapitel  62  Titel  5a: 
ffOesetzliche  Witwen-  und  Waisengelder.« 


An 

Königliche  Regierung. 

die  Königliche  Regierung 

D,  den                     19 

in 

1)  Einzutragen  in  das  Kataster. 

rei  It.  Avers. 

2)  Nachricht  der  Empfängerin  nach 

Anlagen. 

Formular. 

3)  Urschriftlich  nebst     Anlagen 

an  die Kasse 

—  das  Haupt-Steuer-Amt  — 
in 

zur  Zahlung. 
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Der  Witwe 

Des 
Ehemannes 

a)  Geburtstag, 

b)  Sterbetag. 

Tag  der 

Ehe- 
schlies- 
sung. 

Der  Waisen 

a)  Zu-,  Vor- (Ruf-) 
und   Oeburts- 
name, 

b)  Geburtstag. 

Vor- 

Ifd. 

Nr. 

;Ruf-)name. 

Geburts- 
tag. 

Dienstzeit. 

(a)  im  Militär 
b)  im  Zivil.) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

a)  F. 
Anna 

geb.  J. 

b)  24.  9.  1860 

a)  17.9. 1849 

b)  30.3.1903 

29.  5. 
1886 

1. 
2. 

Anna 
Heinrich 

18.  7.  87. 
16.  2. 90. 

a)Mlliardlenst- 
zeit: 

Vom  1.  7.  1865 
bis  30.  9.  1866. 
Vom  27.  8.  1870 
bis  15.  6.  1871. 

Kriegsjahre: 
1866,  begründet 
durch  den  Statuten- 
massigen  Besitz  des 
Ennnerungskreuzes. 

1870/71,  hat  an  de 
Schlacht  bei  Scdan 
(1.9.70)  und  an  der 

Belagerung  von 
Longwy  (1871)  teil- 
genommen. 

a) 

b)  ZlvIldlensUelt:  (vereidigt  am  30.  7.  87). 
Kreiswundarzt  vom  30.  7.  1887  bis  31.  3.  1901,  von  da  bis  30.  3. 1903  Kreisarzt  des  Kreises  O. 


zusammen 
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Davon  s.  pensionsfi- 
hig(v.  Beginn  des  21, 
Lebensjahres  ab  Mili- 
tärdienstzeit im  Falle 
des816Abs.2Z.P.O. 

schon  frfiher  -). 

Jahre.    |     Tage. 


92 
298 


385 


20 


244 


244 
20 


264 


Pensions« 

fihfses 

Dienst« 

einkommen. 


8 


a)  Gehalt  1800  M 

b)  Pensionsfähige 
Zulage  1200M 

c)  Pensionsfähige 
Gebühren 

190N206 

1902*245 

Sa.  451, 

mithin 
Durchschnitt 

225,50 
Sa.  3225,50 

Das  pensionsfä- 
hige Einkommen 
eines  vollbesol- 
deten Kreisarztes 

von  gleichem 
Dienstalter  würde 
3600  M.  Gehalt 
525  „  Woh- 
nungsgeld- 
zuschuss 
4125  M.  betragen 


Betrag  der 
Pension - 
genau  u.  § 
7Zi  V.Pens. 
Ges.)  ab- 
gerundet. 


25/60 

des 

Dienstein 

kommens 

«1343,96  M. 

1344      „ 


Betrag  des 


Witwen- 1  Waisen- 
geldes. 

(40v.  H.dcr|cVBOd.V,d. 
Pension.)     Wtw.  Geldes 


10 


537 


60 


11 


21 


Be- 
ginn 

der 
Zah- 
lung. 


12 


I.Juli 
1903 


Bemerkungen. 

(a)  Rechnung;,  In  der  das 
letzte  Dienste! nkom- 
men  nachgeidesen ; 

b)  Angabe,    dass    Ans- 
schliessungsgrfinde 
nicht  vorhanden  sind; 

c)  Sonst. -Anlagen  etc.). 


13 


a)  Rechnung  der  hie- 
sigen Regierungs- 
hauptkasse von 
der  Medizinalver- 
waltung für  1903. 

b)  Gesetzl.  Gründe, 
nach  welchen  den 
Hinterbliebenen 

ein  Anspruch 
auf  Witwen-  und 
Waisengeld  nicht 
zusteht, sind  nicht 
vorhanden. 

c)  Anlagen  (5): 
I.Heiratsurkunde 

2.  Sterbeurkunde 

3.  Geburtsurkunden 
der  beiden  wai- 
sengeldberechtig- 
ten  Kinder 

4. 1  Gebührenver- 
zeichniss. 


Rechnerisch  richtig 

Regierungs-Sekretär. 

Die  Richtigkeit  wird  bescheinigt. 

den  190 

Der  Königliche  Regierunss-Präsident: 


-  94  — 


Pensions-  und 


A 

.  ffflr  nicht  voll- 

bei  einem  pensionsfähigen  Dienstdnkommen 

2400  ./K  1  2700^1  3000^  |  3300^  |  3600  ^|  3900^  |4200 

beträgt  die  Pensionsquote 

Dienstjahre 

AO  JC       1  45  ^  1   50  ^ 

t 

Pens 

5  ^.   1  60  ^  1  t5  JC      I  70 

und  somit  die 

on  (P.)  auf  volle  Thaler  abgerandct 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

^. 

^ 

^ 

J(. 

^ 

^ 

^ 

^ 

./H 

JH 

^ 

JH 

jm 

10  =  »/« 

600 

240 

675 

270 

750 

300 

825 

330 

900 

360 

975 

390 

1050 

11=-"/« 

642 

256,80 

720 

288 

801 

320,40 

882 

352,80 

960 

384 

1041 

416,40 

1122 

12  =  "/«» 

681 

272,40 

765 

306 

852 

340,80 

936 

374,40 

1020 

408 

1107 

442,80 

1191 

13  =  »/« 

720 

288 

810 

324 

900 

360 

990 

396 

1080 

432 

1170 

468 

1260 

14  =  »/« 

762 

304,80 

855 

342 

951 

380,40 

1047 

418,80 

1140 

456 

1236 

494,40 

1332 

15  =  »/« 

801 

320,40 

900 

360 

1002 

400,80 

1101 

440,40 

1200 

480 

1302 

520,80 

1401 

16  =  "/« 

840 

336 

945 

378 

1050 

420 

1155 

462 

1260 

504 

1365 

546 

1470 

17  =  "/«» 

882 

352,80 

990 

396 

1101 

440,40 

1212 

484,80 

1320 

528 

1431 

572,40 

1542 

18  =  »/« 

921 

368,40 

1035 

414 

1152 

460,80 

1266 

506,40 

1380 

552 

1497 

598,80 

1611 

19  =  -/«» 

960 

384 

1080 

432 

1200 

480 

1320 

528 

1440 

576 

1560 

624 

1680 

20  =  »/« 

1002 

400,80 

1125 

450 

1251 

500,40 

1377 

550,80 

1500 

600 

1626 

650,40 

1752 

21=»/« 

1041 

416,40 

1170 

468 

1302 

520,80 

1431 

572,40 

1560 

624 

1692 

676,80 

1821 

22  =  "/« 

1080 

432 

1215 

486 

1350 

540 

1485 

594 

1620 

648 

1755 

702 

1890 

23  =  "/« 

1122 

448,80 

1260 

504 

1401 

560,40 

1542 

616,80 

1680 

672 

1821 

728,40 

1962 

24  =  "/« 

1161 

464,40 

1305 

522 

1452 

580,80 

1596 

638,40 

1740 

696 

1887 

754,80 

2031 

25  =  »/« 

1200 

480 

1350 

540 

1500 

600 

1650 

660 

1800 

72C 

1950 

780 

2100 

26  =  "/« 

1242 

496,80 

1395 

558 

1551 

620,40 

1707 

682,80 

1860 

744 

2016 

806,40 

2172 

27  =  »/« 

1281 

512,40 

1440 

576 

1602 

640,80 

1761 

704,40 

1920 

766 

2082 

832,80 

2241 

28  =  "/« 

1320 

528 

1485 

594 

1650 

660 

1815 

726 

1980 

79: 

2145 

858 

2310 

29  =  «*/« 

1362 

544,80 

1530 

612 

1701 

680,40 

1872 

748,80 

2040 

816 

2211 

884,40 

2382 

30  =  "/« 

1401 

560,40 

1575 

630 

1752 

700,80 

1926 

770,40 

2100 

840 

2277 

910,80 

2451 

31=»/« 

1440 

576 

1620 

648 

1800 

720 

1980 

792 

2160 

864 

2340 

936 

2520 

32  =  "/« 

1482 

592,80 

1665 

666 

1851 

740,40 

2037 

814,80 

2220 

888 

2406 

962,40 

2592 

33  =  "/« 

1521 

608,40 

1710 

684 

1902 

760,80 

2091 

836,40 

2280 

912 

2472 

988,80 

2661 

34  =  "/« 

1560 

624 

1755 

702 

1950 

780 

2145 

858 

2340 

936 

2535 

1014 

2730 

35  =  "/« 

1602 

640,80 

1800 

720 

2001 

800,40 

2202 

880,80 

2400 

960 

2601 

1040,40 

2802 

36  =  «/« 

1641 

656,40 

1845 

738 

2052 

820,80 

2256 

902,40 

2460 

984 

2667 

1066,80 

2871 

37  =  "/« 

1680 

672 

1890 

756 

2100 

840 

2310 

924 

2520 

1008 

2730 

1092 

2940 

38  =  "/« 

1722 

688,80 

1935 

774 

2151 

860,40 

2367 

946,80 

2580 

1032 

2796 

1118,40 

3012 

39  =  "/« 

1761 

704,40 

1980 

792 

2202 

880,80 

2421 

968,40 

2640 

1056 

2862 

1144,80 

3081 

40  =  "/« 

1800 

720 

2025 

810 

2250 

900 

2475 

990 

2700 

108( 

2925 

1170 

3150 
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Wittwengeld-Tabelle 


Tabelle  XXIX,  A. 

(Zu  §§  28  u.  29  der  Dienstanweisung:.) 


besoldete  Krelsirzte 

(Oehalt,  pensionsfähige  Zulage  und  Gebühren)  von 

jß        1  4500^1     4800^    1     5100  .Ä    |  5400  ^| 

5700  ^    1 

6000  ^1     6225  ^ 

Qlm  für  jedes  volle  Dienstjahr): 

JL        1    75  ^.  1       80  ^      1       85  ^      1    90  ^   1 

95  JL      1 

100  ^     1  103,75  JL 

bezw.  das  Wittwengeld  (W.)  (40%  der  Pension): 


W. 


W. 


J^. 


w. 


JL 


JC. 


w. 


jß 


JL 


P. 


.K. 


W. 


JL 


W. 


JL 


JL 


W. 


420 

448,80 

476,40 

504 

532,80 

560,40 

588 

616,80 

644,40 

672 

700,80 

728,40 

756 

784,80 

812,40 

840 

868,80 

896,40 

924 

952,80 

980,40 

1008 

1036,8012775 

1064,4ob850 

1092 

1120,80 

1148,40 

1176 

1204,80  3225 

1232,40  3300 

1260  13375 


1125 
1200 
1275 
1350 
1425 
1500 
1575 
1650 
1725 
1800 
1875 
1950 
2025 
2100 
2175 
2250 
2325 
2400 
2475 
2550 
2625 
2700 


450 
480 
510 
54C 
570 
600 
630 
660 
690 
720 
750 
780 
810 
840 


1200 
1281 
1362 
1440 
1521 
1602 
1680 
1761 
1842 
1920 
2001 
2082 
2160 
2241 


870  2322 
900  2400 


930 


2481 


2925 
3000 
3075 
3150 


960  2562 
990  2640 
1020  2721 
10502802 
1080  2880 
1110  2961 
1140  3042 
11703120 


1200 


3201 


12303282 
1260  3360 
12903441 
1320  3522 
135ob600 


480 

512,40 

544,80 

576 

608,40 

640,80 

672 

704,40 

736,80 

768 

800,40 

832,80 

864 

896,40 

928,80 

960 

992,40 

1024,80 

1056 

1088,402892 

1120,80 

1152 

1184,40 

1216,80 

1248 

1280,40  3402 

1312,803486 

1344 

1376,40p657 

1408,80  3741 

1440  13825 


1275 
1362 
1446 
1530 
1617 
1701 
1785 
1872 
1956 
2040 
2127 
2211 
2295 
2382 
2466 
2550 
2637 
2721 
2805 


2976 
3060 
3147 
3231 
3315 


510 

544,80 

578,40 

612 

646,80 

680,40 

714 

748,80 

782,40 

816 

850,80 

884,40 

918 

952,80 

986,40 

1020 

1054,80 

1088,40 

1122 

1156,30 

1190,40 

1224 

1258,80  3330 

1292,40 

1326 

1360,80 

1394,40 

1428 

1462,80 

1496,403960 

1530   4050 


1350 
1440 
1530 
1620 
1710 
ISOO 
1890 
1980 
2070 
2160 
2250 
2340 
2430 
2520 
2610 
2700 
2790 
2880 
2970 
30C0 
3150 
3240 


540 
576 
612 
648 
684 
720 
756 


1425 
1521 
1617 
1710 
1806 
1902 
1995 


792  2091 


828 


864  2280 


900 


2187 
2280 
2376 


9362472 


972 
1008 
1044 


2565 
2661 
2757 


10802850 
11162946 
1152  3042 
1188  3135 
1224  3231 
12603327 
12963420 


3420 
3510 
3600 
3690 
3780 
3870 


1332 
1368 
1404 


3516 
3612 
3705 


570 

608,40 

646,80 

684 

722,40 

760,80 

798 

836,40 

874,80 

912 

950,40 

988,80 

1026 

1064,40 

1102,80 

1140 

1178,40 

1216,80 

1254 

1292,- 

1330,80 

1368 

1406/ 

1444,1 

1482 


14403801 
14763897 


1512 
1548 
1584 


3990 
4086 
4182 


1548  4086 


162014275 


1500 
1602 
1701 
1800 
1902 
2001 
2100 
2202 
2301 
2400 
2502 
2601 
2700 
2802 
2901 
3000 
3102 
3201 
3300 
,40  3402 
3501 
3600 
,40  3702 
803801 
3900 
1520,404002 
1558,8014101 
1596 
1634,404302 
1672,8014401 
1710 


600 

640,80 

680,40 

720 

760,80 

800,40 

840 

880,80 

920*40 

960 

1000,80 

1040/ 

1080 

1120,80 

1160,40 

1200 

1240,80 

1280,40 

1320 

1360,) 

1400,40 

1440 

1480,1 

1520,40 

1560 

1600,80 


4500 


1557 
1662 
1764 
1869 
1974 
2076 
2181 
2283 
2388 
2490 
2595 
40  2700 
2802 
2907 
3009 
3114 
3219 
3321 
3426 
80  3528 
3633 
3735 
,80  3840 
3945 
4047 
4152 
1640,40  4254 
1680  4359 
1720,80  4464 
1760,404566 
1800  14671 


622,80 

664,80 

705,60 

747,60 

789,60 

830,40 

872,40 

913,20 

955,20 

996 

1038 

1080 

1120,80 

1162,80 

1203,60 

1244,60 

1287,60 

1328,40 

1370,40 

1411,20 

1453,20 

1494 

1536 

1578 

1618,80 

1660,80 

1701,60 

1743,60 

1785,60 

1826,40 

1868,40 
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Pensions-  und 


B.  rOr  vollbetoldete  Kreiarzte  and 

bei  einem 

durchschnittlichen  Wohnungsgeld- 

3600  ^   1   4200  ^   1   4700  ^   |   4800  ^   |  5200 

beträgt  die  Pensionsquote 

Dienstjahrc 

68,75 -Ä      78,75^   |   87,08  V.  ^  |   88,75^   |95,41V« 

und 

somit  die  Pension  (P.)  auf  volle  Thaler  abgerundet 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

^ 

^ 

JC 

^ 

JC 

JL 

JL 

JL 

J{. 

10  =  »/« 

1032 

412,80 

1182 

472.80 

1308 

523,20 

1332 

532,80 

1434 

11  =  »/« 

1101 

440,40 

1260 

504 

1395 

558 

1422 

568,80 

1527 

I2  =  »lm 

1170 

468 

1341 

536,40 

1482 

592,80 

1509 

603,60 

1623 

13  =  »/« 

1239 

495,60 

1419 

567,60 

1569 

627,60 

1599 

639,60 

1719 

14  =  «/« 

1308 

523,20 

1497 

598,80 

1656 

662,40 

1689 

675,60 

1815 

15  =  »/«, 

1377 

550,80 

1575 

630 

1743 

e97;20 

1776 

710,40 

1911 

16  =  "/« 

1446 

578,40 

1656 

662,40 

1830 

732 

1866 

746,40 

2004 

17  =  »/« 

1515 

606 

1734 

693,60 

1917 

766,80 

1953 

781,20 

2100 

18  =  -/« 

1584 

633,60 

1812 

724,80 

2004 

801,60 

2043 

817^0 

2196 

19  =  **/« 

1650 

660 

1890 

756 

2091 

836,40 

2130 

852 

2292 

20  =  "/« 

1719 

687,60 

1971 

788,40 

2178 

871,20 

2220 

888 

2383 

21=-/« 

1788 

715,20 

2049 

819,60 

2265 

906 

2310 

924 

2481 

22  =  "/«, 

1857 

742,80 

2127 

850,80 

2352 

940,80 

2397 

958,80 

2577 

23  =  "/«, 

1926 

770,40 

2205 

882 

2439 

975,60 

2487 

994,80 

2673 

24="/« 

1995 

798 

2286 

914,40 

2526 

1010,40 

2574 

1029,60 

2769 

25=«/« 

2064 

825,60 

2364 

945,60 

2613 

1045,20 

2664 

1065,60 

2865 

26  =  "/«, 

2133 

853,20 

2442 

976,80 

2700 

1080 

2754 

1101,60 

2958 

27  =  »/« 

2202 

880,80 

2520 

1008 

2787. 

1114,80 

2841 

1136,40 

3054 

28  =  -/« 

2271 

908,40 

2601 

1040,40 

2874 

1149,60 

2931 

1172,40 

3150 

29  =  "/« 

2340 

936 

2679 

1071,60 

2961 

1184,40 

3018 

1207,20 

3246 

30  =  «/« 

2409 

963,60 

2757 

1102,80 

3048 

1219,20 

3108 

1243,20 

3342 

31=»/« 

2475 

990 

2835 

1134 

3135 

1254 

3195 

1278 

3435 

32  =  "/«, 

2544 

1017,60 

2916 

1166,40 

3225 

1290 

3285 

1314 

3531 

33  =  "/«, 

2613 

1045,20 

2994 

1197,60 

3312 

1324,80 

3375 

1350  ~ 

3627 

34  =  "/« 

2682 

1072,80 

3072 

1228,80 

3399 

1359,60 

3462 

1384,80 

3723 

35  =  «/« 

2751 

1100,40 

3150 

1260 

3486 

1394,40 

3552 

1420,80 

3819 

36  =  «/« 

2820 

1128 

3231 

1292,40 

3573 

1429,20 

3639 

1455,60 

3915 

37  =  «/« 

2889 

1155,60 

3309 

1323,60 

3660 

1464 

3729 

1491,60 

4008 

38=«/« 

2958 

1183,20 

3387 

1354,80 

3747 

1498,80 

3819 

1527,60 

4104 

39  =  «/« 

3027 

1210,80 

3465 

1386 

3834 

1533,60 

3906 

1562,40 

4200 

40  =  «/« 

3096 

1238,40 

3546 

1418,40 

3921 

1568,40 

3996 

1598,40 

4296 
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Wittwengeld-Tabelle 


Tabelle  XXIX.  B. 

(Zu  28  u.  29  der  Dienstanweisung.) 


Reglentngs«  und  Medizinal  rithe 


zuschuss  von  525  Mk.  und  einem  Oehalt  von 


Jk  I        5400  JL        I        5700  JL        \        6000  JL        \        6600  ^       |      7200  JL 

f/«  fOr  jedes  volle  Dienstjahr): 

JL  I        98,75  JL       I       103,75  JL      \       108J5  ^      |      118,75  -^      |     128,75  ^ 


bezw.  das  Wittwcngeld  (W.)  (40 ' 

/o  der  Pension): 

W.    R 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

P. 

W. 

JL 

JL 

A. 

JL 

JL 

JL 

JL 

JL 

JL 

X 

JL 

573,60 

1482 

592,80 

1557 

622,80 

1632 

652,80 

1782 

712,80 

1932 

772,80 

610,80 

1581 

632,40 

1662 

664,80 

1740 

696 

1902 

760,80 

2061 

824,40 

649,20 

1680 

672 

1764 

705,60 

1851 

740,40 

2019 

807,60 

2190 

876 

687,60 

1779 

711,60 

1869 

747,60 

1959 

783,60 

2136 

855,60 

2319 

927,60 

726 

1878 

751,20 

1974 

789,60 

2067 

826,80 

2259 

903,60 

2448 

979,20 

764,40 

1977 

790,80 

2076 

830,40 

2175 

870 

2373 

950,40 

2577 

1030,80 

801,60 

2076 

830,40 

2181 

872,40 

2286 

914,40 

2496 

998,40 

2706 

1082,40 

840 

2175 

870 

2283 

913,20 

2394 

957,60 

2613 

1045,20 

2835 

1134 

878,40 

2274 

909,60 

2388 

955;20 

2502 

1000,80 

2733 

1093,20 

2964 

1185,60 

916,80 

2370 

948 

2490 

996 

2610 

1044 

2850 

1140 

3090 

1236 

955,20 

2469 

987,60 

2595 

1038 

2721 

1088,40 

2970 

1188 

3219 

1287,60 

992,40 

2568 

1027,20 

2700 

1080 

2829 

1131,60 

3090 

1236 

3348 

1339,20 

1030,80 

2667 

1066,80 

2802 

1120,80 

2937 

1174,80 

3207 

1282,80 

3477 

1390,80 

1069,20 

2766 

1106,40 

2907 

1162,80 

3045 

1218 

3327 

1330,80 

3606 

1442,40 

1107,60 

2865 

1146 

3009 

1203,60 

3156 

1262,40 

3444 

1377,60 

3735 

1494 

1146 

2964 

1185,60 

3114 

1244,60 

3264 

1305,60 

3564 

1425,60 

3864 

1545,60 

1183,20 

3063 

1225,20 

3219 

1287,60 

3372 

1348,80 

3684 

1473,60 

3993 

1597,20 

1221,60 

3162 

1264,80 

3321 

1328,40 

3480 

1392 

3801 

1520,40 

4122 

1648,80 

1260 

3261 

1304,40 

3426 

1370,40 

3591 

1436,40 

3921 

1568,40 

4251 

1700,40 

1298,40 

3360 

1344 

3528 

1411,20 

3699 

1479,60 

4038 

1615,20 

4380 

1752 

1336,80 

3459 

1383,60 

3633 

1453,20 

3807 

1522,80 

4158 

1663,20 

4509 

1803,60 

1374 

3555 

1422 

3735 

1494 

3915 

1566 

4275 

1710 

4635 

1854 

1412,40 

3654 

1461,60 

3840 

1536 

4026 

1610,40 

4395 

1758 

4764 

1905,60 

1450,80 

3753 

1501,20 

3945 

1578 

4134 

1653,60 

4515 

1806 

4893 

1957,20 

1489,20 

3852 

1540,80 

4047 

1618,80 

4242 

1696,80 

4632 

1852,80 

5022 

2000 

1527,60 

3951 

1580,40 

4152 

1660,80 

4350 

1740 

4752 

1900,80 

5151 

2000 

1566 

4050 

1620 

4254 

1701,60 

4461 

1784,40 

4869 

1947,60 

5280 

2000 

1603,20 

4149 

1659,60 

4359 

1743,60 

4569 

1827,60 

4989 

1995,60 

5409 

2000 

1641,60 

4248 

1699,20 

4464 

1785,60 

4677 

1870,80 

5109 

2000 

5538 

2000 

1680 

4347 

1738,80 

4566 

1826,40 

4785 

1914 

5226 

2000 

5667 

2000 

1718,40 

4446 

1778,40 

4671 

1868,40 

4896 

1958,40 

5346 

2000 

5796 

2000 

Rapmund,  Der  beamtete  Arzt  und  är?tliche  Sachverständige.  Suppicmentband. 


III. 

Chronologisches  Verzeichniss. 


L  Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  u.  s.  w.O 

i  liiebigiiitzliebi  Biitiiiiigei. 

1512. 

K.  V.  Anstellung  von  Physikern  in  Reichsstädten.  II  12. 

1582. 

2.  Juni.    Peinliche  Hals-  und  Gerichtsordnung  Karls  V.  I  1. 

1869. 
21.Juni.    Reichsgewerbeordnung  II  18,  50,  213,^294,  340,  370,  390,  425. 

1871. 
16.  April.  Reichsverfassung  II  18,  31,  234. 


0  Abkürzungen: 

I.  II.  I.  bezw.  II  B. 

Anw.:  Anweisung. 

A.  O.,  A.  V.,  K.  O.,  K.  V.:  Allerhöchste,  Kabinetts-,  Königliche  Ordre 
bezw.  Verordnung. 

Ausf.  Best:  Ausfühningsbcstimmungen. 

Bek.:   Bekanntmachung. 

Besch.:   Bescheid. 

R-R.:  Bundesrath. 

Entsch . :    En  tscheidung. 

Rek.-Ent.,  Rev.-Entsch. :  Rekurs-  oder  Revisions-Entscheidung  desReichsr 
versicherungsamtcs. 

Erl.,  R.  Erl.:  Min.-Erlass,  Min.-Runderlass,  und  zwar  in  der  Regel  des 
Ministers  der  Med.-Angelegenheiten. 

Ges.:  Gesetz. 

Fin.-Min.:  Finanzminister. 

H.-Min.:  Minister  für  Handel  und  Gewerbe. 

Instr.:  Instruktion. 

{ust-Min.:   lustizminister. 
Cr.-Min.:  Kriegsminister. 
Liindw.-Min..  Landwirthschaftsminister. 
Min.  d.  I.:  Minister  des  Innern. 
Min.  d.  öff.  Arb.:  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 
Med.-Min.:    Minister  der  geistlichen,    Unterrichts-   und   Medizinal-An- 
gd^nhdten. 

Min.- Anw.:  Ministerial-Anweisung. 

0.-R.-K.:  Oberrechnungskammer. 

Pol.-Ver.:   Polizeiverordnung. 

Reg.-Präs.:  Regierungspräsident. 

Rek.-Rev.-Entsch.  s.  Entscheidung. 

R.-K.:  Reichskanzler. 

Rcskr.:  Reskript. 

S.:  Supplementheft. 

Urth.:  Urtheil. 

Sehr.,  R.-Schr.:  Schreiben  oder  Rundschreiben. 

St.-M.-B.:  Staatsministerialbeschluss. 

Verf.,  Allg.  Verf.,  R-Verf.:  Verfügung,  Allgemeine  Verfügung,  Rund- 

.  Dep.:  Wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinalwesen. 
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15.  Mai.     Strafgesetzbuch  §  51  I  319;  8§  55^58  I  324-326;  §  139  I  42;  §169, 
I  281;   §  174,  1269;   §  175  I  278;  §f  176-178  I  269-270;  §8  181 


183  I  270;  §§  207  und  208  I  134;  §§  211-216  I  134;  §  217  I  299 
§§218-220  1288;  §§222-233, 1102-104;  §222  1134;  §  239  1  104 
M  277-280  I  44;  §  291  I  104;  §  300  I  40  II  163;  §  324  I  105 
^  326,  327  I  105;  §  331  II  327;  §§  332,  335  II  328;  §§  330,  II  339 
§  366  II  410,  427,  452;  §  367  II  340,  370;   §  368  II  340. 

1874. 
8.  April.  Impfgesctz  I  18,  II  282. 
2.Afid.     Rcichsmilitäi^esctz;     II  173,  234  u.  294. 

1876. 

26.  Febr.   Strafgesetzbuch  in  abgeändeter  Fassung  (s.  vorher  Oes.  15.  Mai  1871). 

1877. 

27.  Jan.     Gerichtsverfassungsgesetz  I  11. 

30,  Jan.  Zivilprozessordnung;  §  82-91  I  20-24;  §  95  I  42;  §§  144,  371,  372, 
383-385  I  38  u.  39;  §§  402  bis  414  I  13-26;  §  623  I  133,  356; 
§§  645-656  I  361,  362;  §§  659-661,  664,  665,  668,  671,  672,  675, 
676,  678,  679  I  361-364;  &  686-687  I  370,  371;  §  906  I  133. 
l.Fcbr.  Strafprozessordnung;  §§  51,  52,  54,  57  I  38;  §  56  I  334;  §§  74 
bis  79  I  13-17,  35  u.  38;  §§  80  u.  81  I  18,   19,  34,  336;  §|82-91 


§§  111  u.  lY7  II  55;   §§1157,    191,  l53,  218,  219,^222,  238,  239,  255 
I  24-26;   §  203  1  333;    §  260  I  334;  §  485  I  281 ;  §  487  I  133,  335. 


I  20-24;   §§90  I  299j  §  94  I  55;  |  95  I  42;    §§98  uM(fi  II  56j 

,  193, 

\:     ' 

1878. 
30.  Juni.    Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige.    II  185. 

1879. 
14.  Mai.    Nahrungsmittelgesetz  II  276. 

1880. 

6.  Mai.    Rdchsmilitärgesetz  (in  neuer  Fassung)  II  173,  234  u.  294. 

1888. 

I.Juni.    Reichsgewerbeordnung  (in  neuer  Fassung)  II  18,  50,  213,  294,  340, 
370,  390,  425. 

1887. 
25.  Juni.    Gesetz  betr.  bld-  und  zinkhaltige  Gegenstände  II  276. 
29.]uni.    Zusatzgesetz  zum  Nahrungsmittelgesetz  II  276. 
5.  Juli.     Gesetz  über  die  Verordnung  gesundheitsschädlicher  Farben  II  276. 

1888. 
22.  Nov.    Deutsche  Wehrordnung  II  181  u.  294. 

1889. 
18.  Mai.    Bek.  d.   Reichskanzlers,  betr.  Betrieb  von  Quecksilber- Spiegelbelag- 
anstalten II  295. 

1892. 
24.  März.  Desgl.  betr.  die  Arbeiterinnen  in  Steinkohlenbergwerken  u.  s.  w.  II  295. 

1893. 

8.  Juli.     Bek.  d.  Reichskanzlers  über  Anlagen  zur  Anfertigung  von  Zündhölzern 

II  294. 

8.  Juli.     Desgl.   über  Errichtung  und  Betrieb  von  Bleifarben-  und  Bleizucker- 
fabnken  II  294. 

1895. 
22.  Mai.    Gesetz  über  Unterstützung  von  Militärinvaliden  II  294. 

1896. 

18.  Aug.    Bürgerliches  Gesetzbuch;   §§  1  u.  6  I  340;   §§  104-1161348;  §131 
"    -^       "-►O  II  372;   § 


I  351;  §§  544,  548  u.  550  II  372;  §  823  I  43,  126,  359;  §  824  I  43; 
§  825  I  126,  270;  §  826  I  43;  §  827  u.  828  I  360;  §  832  I  359; 
§§  842-845,  847  I  127;  §  852  1  43;  §  906  II  393.  §  1298  I  127; 
§  1300  I  270;  §  1304  I  351 ;  §  1313  I  280;  §  1316  I  127;  §§  1325, 
1331  u.  1334  I  354  u.  355;  §  1333  I  270;  §  1337  I  356;  §  1437 
I  351;  §   1478  I  358;   §  1516  I  351;   §  1568  I  127  u.  264;  §  1569 
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I  356;  §  1583  I  358;  §§  1591-1592  u.  1600  I  280;  §  1595  I  351; 
§  1602  I  328;  §  1631  I  345;  §  1666  I  328;  §  1717  I  280;  §§  1729, 
1748,  1751  I  351;  §  1784  u.  1788  II  212;  §  1786  I  128;  §  1800 

I  345;  §  1906  u.  1908  I  345;  §  1910  I  328  und  345;  §  1912  I  280; 
§§  1918  u.  1920  I  346;  §§  1923,  2043  I  281;  §§  2229,  2230,  2243, 
2253  I  353;  §§  2275,  2290,  2296  u.  2347  I  351. 

1897. 

17.  luni.    Gesetz  über  Verkehr  mit  Butter  ctc  II  277. 

26.  Juni.    Bek.  des  R.-K.  betr.  die  Prüfung  und  Anstellung  von  Nahrungsmittel- 

Chemikern  II  277. 

2.  Juli.     Bek.  d.  Reichskanzlers  über  Fabriken  von  Alkali-Bromat-Fabriken  II 295. 

1898. 

11.  Mai.     Bek.  d.  R.-K.  fiber  den  Betrieb  von  Akkumulatoren-Fabriken  II  295. 

1899. 
25.  April.  Bek.  d.  R.-K.  über  Betrieb  von  Thomasschlackenmühlen  II  295. 
13.  Juli.     Invalidenversicherungsgesetz  I  488  n.  folg.  II  387. 
4.  Dez.    K.  O.  Amtsbezeichnung  des  Vorstandes  des  Kaiserl.  Gesundheitsamtes 

II  34. 

1900. 

6.  Febr.  Bek.  d.  R.-K.  über  Betrieb  von  Zinkhütten. 

3.  Juni.   Fleischbeschaugesetz  II  19,  31,  277. 

10.    •       Reichsseuchengesetz  II  19,  31,  105.  278,  410  (§  35),  420  (§  41). 

30.    .      Unfallversicherungsgesetz  §§  1  -  5  I  405  u.  406;  §§  3  u.  8;  I  409  u.  410; 

§§  9  u.  10  I  427;   §  11   I  413  u.  418;  §§  22,  23,  24  I  418  u.  419; 

§  63  I  414;  §  69  1  408  u.  429;  §§  70-72  I  430;  §  75  I  408  u.  430; 

§  80  I  430,  432;  §§  88-95  I  436-438;  Gewährung  von  Baudarlehn 

seitens  der  Berufsgenossenschaften  II  382. 

2.  Juli.     Gesetz  über  die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  II  66. 

1901. 

3.  März.  Geschäftsordnung  für  den  Reichsgesundheitsrat  II  36. 

18.  Juni.    Unfallfürsorgegesetz  für  Beamte  und  Personen  des  Soldatenstandes  1 404. 

1.  Okt    Weingesetz  11  277. 

22    »       Kaiserl.  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  ausserhalb  der 
Apotheken  II  265. 

1902. 
Mäiz,    Bek.  d.  R.-K.  über  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  u.  s.  w.  in  Glas- 
hütten II  295. 
10.  Mai  u.  10.  Juli.    Ausführungsbestimmungen  zum  Fldschschaueesetz  II  277. 

27.  *       Bek.  d.  Reichskanzlers  über  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  u.  s.  w. 

in  Walz-  und  Hammerwerken  II  295. 

2.  Juni.   Unfallfürsoigegesetz  iür  Beamte  II  215. 

7.  Juli.     Saccharingesetz  II  277. 

22.  »       Bek.  d.  Reichskanzlers  über  gegenseitige  Benachrichtigung  der  Militär- 

u.  Zivilbehörden  vom  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  II  282. 
17.  Okt.    Verf. ,  betr.  unfrankirte  Postkarten  zur  Meldung  ansteckender  Krank- 
heiten II  316. 

1903. 

23.  März.  Ausführungsbestimmungen  zum  Saccharingesetz  II  277. 

24.  I»      Bek.  d.  Reichskanzlers  oetr.  jugendliche  Arbeiter  in  Steinkohlenberg- 

werken II  295. 

23.  Mai.    Bundesrathsbeschluss  über  den  Verkehr  mit  Geheimmitteln  S.  27. 
l.Okt.    Ergänzung  der  Kaiserl.  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln S.  27. 

13.  Okt.    Verordnung  des  Reichskanzlers  über  Reisekosten  und  Tagegelder  S.   14 

B«  LuietgesetzlielB  BettiMiigei. 

1669. 
Aug.    Ordonnance  sur  le  fait  des  eaux  et  for^ts  II  428. 

1685. 

12.  Nov.    Edikt  des  Kurfürsten  Friedr.  Wilhelm :  Gründung  des  G>llegium  medicum 

II  13. 
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1724. 

4.  Sept.    Edikt  betr.  Errichtung  der  Provincial-Collegia  medica  II  13. 

1725. 
27.  Sept.   Medizinal-Edikt  II  13. 

1726. 

1.  Febr.  K.  V.  betr.  Einschreiten  g^en  Kurpfuscherei  II  13. 

1727. 

22.  April.  K.  V.  betr.  Bekämpfung  der  Kurpfuscherei  II  13. 

1764. 

5.  Dez.    K.  V.  Prüfungsordnung  für  Physiker  II  14. 

1794. 

I.Juni.  Allgemeines  Landrecht  Th.  I  Tit.  8  §  37-40,  71,  72,  78,  125,  126, 
128-131,  137,  142,  143,  340,  365-367,  II  341,  370,  Th.  II  Tit.  1% 
§  84  II  144;  Th.  II  Tit.  17  §  10  II  52,  370;  Th.  II  Tit  10  §  360  II  327. 

1801. 
11.  Okt.    Revidirte  Apotheker-Ordnung  II  16. 

1805. 
11. Dez.    Kriminalordnung  §§  173-177  II  87;  §  312  II  155. 

•    1808- 
16.  Dez.    A.  O.:  Errichtung  einer  Medizinalabtheilung  im  Ministerium.  Gründung 
der  wissenschaftH  Deputation  für  das  Medizinalwesen.   Aufhebung  des 
Ober-CoUegium  medicum  et  sanitatis  II  14—15,  68. 


16.  Dez.    (resp.  26.  Dez.)  K.  V.  Anstellung  der  Physiker  durch  die  R^ierung  II 14. 
16.    „       A.V.  Zuständigkeit  desMinisters  der  geistlichen  pp.  Angelegenheiten  II 67. 

26.  „      K.  V.  Zwangsbefugnisse  der  Regierungen  II  46. 

1813. 
16.  Okt.    Erl.  Revision  der  Obduktionsverhandlungen  II  90. 

1816. 

24.  Febr.   K.  O.  Verhütung  der  Verunreinigung  von  Flüssen  II  423. 

27.  April.  K.  O.  Onadenquartal  II  178,  228. 

31.  Dez.    Instr.  betr.  Wirkungskreis  des  Landraths  II  62,  112. 

1817. 

26.  Jan.      Instruktion  für  die  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinal- 

wesen II  15. 

7.  Febr.   K.  V.  Rangverhältnisse  der  Preussischen  Zivilbeamten  II  144. 
20.  März.  Errichtung  des  Staatsraths  II  41. 

23.  Okt.     Regierungsrlnstruktion  §§  22-28,  §§  34-38,  42  u.  47,  II  96,  99—102. 
3.  Nov.    A.  O.  Errichtung  eines  eigenen  Ministeriums  für  Kultus  und  Unter- 
richt II  15. 

1818. 
31.  Jan.     Erl.  Revision  der  Gutachten  über  zweifelhafte  Oemüthszustände  II  90. 

1819. 
20.  März.  Erl.  Revision  der  Obduktionsverhandlung  durch  den  Reg.-  und  Medi- 
zinalrath  II  91. 

8.  Sept.  Erl.  Rangverhältnisse  der  Medizinal-Räthe  u.  Medizinal-Assessoren  II 85. 
15.  Nov.    K.  O.  Gnadenquartal  II  178,  228. 

1820. 

7.  Mai.    A.  O.  Kürzung  des  Gehalts  bei  Freiheitsstrafen  II  159,  178. 

1821. 

2.  Febr.   Erl.  Prämien  für  Wiederbelebungsversuche  bei  Schdntodten  II  202. 

1822. 

3.  Aug.    K.  O.  50 jähriges  Dienstjubiläum,  Onadenbezeugung  II  328. 

1824. 

27.  März.  Erl.  Provinzialstände  in  der  Provinz  Posen  II  65. 

1825. 

29.  Jan.     A.  O.  Abgrenzung  der  Ressorts  des  Ministeriums  des  Innern  u.  des 

Kultus  II  15,  67. 
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31.  Dez.    Instr.  Oesdiiftskreis  des  Ober-Präsidenten  und  des  R^erungs-Prä- 
sidenten  II  42,  83,  84,  96,  234. 

1826. 
13.  Jan.     Erl.  Prämien  für  Wiederbelebungsversuche  bei  Sdidntodten  II  792. 

1828. 
8.  Mai.    St-M.-B.  betr.  Dienstzeit  II  217. 

1832. 

7.  ApriL  Erl.  d.  Fin.-Min.  Amtliche  Atteste  11  252. 

Technische  Kommission  für  pharmazeutische  Angelegenheiten  II  72. 


16.  Juli.     Erl.  Stimmrecht  der  Mitglieder  der  Prov.  Med.  Kollegien  II  86. 

1885. 
8.  Aug.   Regulativ.  Maassregeln  gegen  die  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten 

IllT.  134,  331.   ^      *^ 
lO.Okt    Erl.  Prämien  für  Wiederbelebungsversuche  bei  Schdntodten  II  292. 
19.   •       K.  O.  Remuneration  von  Stellvertretern  II  161,  214. 
21.  Nov.    K.  O.  Amtsverschwiegenheit  II  162,  163. 

1886. 

24.  Dez.    K.  O.  Trunkenheit  im  Dienst  II  150. 

1839. 
23.  Febr.  K.  O.  50- jähriges  Dienstjubiläum  II  328. 
13.  Juli.     K.  O.  Nebenämter  II  208,  213 

1840. 

3.  Jan.     bezw.  6.  März.  Erl.  betr.  Abschriften  der  Obduktionsverhandlungen  1191. 

25.  Aug.    Allg.  Verf.  Nebenämter  11  209,  210. 

25.  Nov.    R.  Erl.  des  Generaldirektors  der  Steuern:  Miethsentschädigung  bei 
Versetzung  11  206. 

1841. 
12.  Mai.    K.  O.  Schuldenmachen  seitens  der  Beamten  II  150. 
6.  Dez.    A.  O.  Stellvertretung  des  Ober-Präsidenten  II  86. 
1 9.  Dez.    Erl.  Regierungs-  und  Medizinalrath  am  Amtssitz  des  Oberpräsidenten  II 85. 

1842. 
8.  Mai.    Erl.  Verbot  des  Schankwirthschaftsbetriebes  seitens  der  Beamten  II 213. 

1843. 
28.  Febr.  Oes.  über  Benutzung  der  Privatflusse  II  428. 

1844. 

4.  Jan.     Erl.  Abrundung  der  Entfernungen  II  197. 

31.  „        Erl.  Transportate,  deren  Untersuchung  und  Behandlung  II  294. 
16  Febr.    Erl.  Gesundheitsatteste  über  unmittelbare  Staatsbeamte  II  293. 

1845. 


17.  Jan.     Allgemeine  Gewerbeordnung  II  212. 
23.  Ju -    s-   -  -     . 


23.  Juli.     Landgemeindeordnung  für  Rheinland  II  58. 

1846. 

24.  Juni.    K.-O.  Tragen  ausländischer  Orden  II  "146. 

16.  Dez.    Erl.  Stellvertretungskosten  bei  Freiheitsstrafen  II  235. 

1847. 
19.  Mai.    Reskr.  Dienstaufwandsentschädigung,  Zahlung  an  Hinterbliebene  II  178. 

16.  Sept.    Erl.  Annahme  von  Geschenken  II  327. 

29.  Okt.    Erl.  Abschriften  von  gerichtsärztlichen  Outachten  II  91. 

1848. 
26.  Febr.  Reskr.  Disziplinarische  Versetzung.    Zuständigkeit  II  160. 

1849. 

17.  März.  Erl.  Tagegelder  bei  Wartegeldbezug  und  bei  Kommissorien  II  189. 
22.  Juni.    A.-O.  zutneilung  der  Medizinalverwaltung  und  der  Sanitätspolizei  an 

das  Ministerium  der  geistlichen  und  Unterrichtsangelegenheiten  II  15. 
22.  Aug.   Erl.   Revision  der  Obduktions-Verhandlungen  durch  die  Prov.  Med. 
Kollegien  II  89. 
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24.  Aug.    Erl.  Anzeigepflicht  bei  Verhinderung  im  Amte  II  234. 
27.  Okt.     Instr.  für  den  Oeschäftsg[ang  der  technischen  Kommission  für  phar 
mazeutische  Angel^enheiten  II  72—73. 

1850. 

31.  Jan.     Preussische  Verfassungsurkunde  II  39,  234,  330. 

2.  März.  St.-M.-B.  Geldstrafen  als  Ordnungsstrafen  II  153. 

11.     „      Polizeigesetz  §§  1—3,  5,  6,  11,  12,  4,  16,  17,  20  II  53—55. 

30.  April.  Reskr.  Ausserordentliche  Unterstützungen  II  232. 
11.  Mai.     Reskr.  Verletzung  der  Amtspflicht  II  149. 

1851. 

24.  März.  St.-M.-B.  Amt  als  Oemeinde-Verordneter  II  211. 

11.  Juli.     M.-E.  Befreiung  vom  Dienst,  Erholungsurlaub  II  234. 

3.  Okt.    Erl.  Abrundung  der  Entfernungen  II  197. 

1852. 

20.  Jan.     Erl.  Form  von  amtsärztlichen  Gesundheits-Attesten  I  36,  134. 

21.  Juli.     Disziplinargesetz  §§  1-54.  II  149-160  und  235,  §§  87-95,  II  160  bis 

162,  §§  97  u.  100,  II  162. 

1853. 

31.  Jan.  bezw.  12.  März.    Reskr.  Entscheidung  in  Disziplinarverfahren  II  157. 

30.  Mai.    Städteordnung  für  die  alten  Provinzen,  §§  17,  30,  57,  II 57,  §  59  II  60. 
9.  Aug.   Reskr.    Wohnungsgeldzuschuss    bei    Suspension    im    Disziplinarver- 
fahren II   160. 

1854. 
16.  Jan.     Reskr.  Verletzung  des  Amtsgeheimnisses  II  149. 
2.  Febr.   Erl.  Stellvertretungskosten  11235. 

31.  Mai.    St.-M.-B.  Auszahlung  der  Pension  II  225. 

1855. 

15.  Mai.     Erl.  Miethsentschädigung  bei  Versetzung  II  206. 

1856. 

19.  März.  Städteordnung  für  Westfalen  II  59. 
15.  Mai.    Städteordnung  für  Rheinland  II  59. 
15.  Juni.    Erl.  Annahme  von  Geschenken  II  327. 
24.  Sept.   Tragen  ausländischer  Orden  II  146. 

1857. 

27.  Mai.    Reskr.  Umzugskostenvergütigung  II  202. 

12.  Aug.   Eri.  Verlängerung  des  Urlaubs  II  234. 

26.  Okt.    Reskr.  Entscheidung  im  Disziplinarverfahren  II  187. 

1858. 
24.  März.  Verf.  des  Gen.-Direktors  der  Steuern  betr.  Reisekosten  bei  Versetzung 

in  ein  Amt  mit  jgeringerem  Range  II  205. 
24.  Juni.    Städteordnung  für  Hannover  II  59. 

1859. 

28.  April.  Landgemeindeordnung  für  Hannover  II  59. 

6.  Juli.    Erl.  Kein  Anspruch  auf  Pension  bei  vorübergehender  amtlicher  Thätig- 

keit  II  215. 
9.  Nov.    Erl.  Prämien  für  Wiederbelebungsversuche  bei  Scheintodten  II  292. 

1860. 

22.  Sept.    Erl.  Untersuchung  unbemittelter  Militärreklamanten  II  294. 

1861. 
Erl.  Lehrer  als  unmittelbare  Staatsbeamte  II  293. 
Erl.  Kein  Pensionsanspruch  bei  vorübergender  amtlicher Thätigkeit  II 215. 
Reskr.  Beiordnung  emes  Oehülfen  im  Dienst  II  161. 
Ges.  betr.  Erweiterung  des  Rechtsweges  II  173. 
Erl.  Pension  bei  Aufenthalt  ausserhalb  des  Reichsgebiets  II  225. 
Besch.  Gesetzsammlung  und  Amtsblatt  der  Regierung  II  40. 

1868. 
Erl.  Anspruch  auf  TagM^elder  II  186. 
St.-M.-B.  Miethsentschädigung  bei  Versetzung  II  205. 
Eri.  Stellvertretungskosten  II  235. 


28.  Febr. 

ZO.        w 

16.  Mai. 
24,    , 

17.  Juni. 
28.  Nov. 

3.  Jan. 
S.Dez. 
12.    » 
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1864. 

18.  Mai.     Reskr.  Remunerationen  sind  nicht  pensionsfähig  II  178. 

1865. 

27.  Febr.   Reskr.  Suspension  des  Wohnungsgeldzuschusses  im  Disziplinarverfahren 

II  160. 

21.  März.  Erl.  Transportmittel  bei  Dienstreisen  11  193. 

29.  0      K.  O.  Tragen  ausländischer  Orden  II  146. 

24.  Mai.    St.-M.-B.  Abstimmung  im  Disziplinarverfahren  II  156. 
24.  Dez.    Allgemeines  Berggesetz  II  426,  430. 

1866. 

5.  Juli.     Reskr.  Exekutivmittel  im  Disziplinarverfahren  II  153. 
31.  Aug.    Erl.  Annahme  von  Geschenken  II  327. 

30.  Sept.    Erl.  Dienst-,  Stellen-,  Orts-  etc.  persönliche  Zulagen  II 216. 

1867. 

15.  Jan.     Reskr.  Vergütung  der  Umzugskosten  II  202. 

15.   0        Reskr.  Miethsentechädigung  bei  Entfernung  aus  dem  Amte  II  206. 

19.  Febr.   Erl.  Rundreisen  II  193. 

28.  März.  Erl.  Umzugskosten  bei  Strafversetzungen  II  205. 

18.  April.  St.-M.-B.  Miethsentschädigung  beim  Besitz  eigener  Wohnung  II  206. 

6.  A4i.     K.  V.  Form  des  Diensteides  II  146  u.  147. 

13.  0       A.  V.  Zuständigkeit  des  Ministers  der  geistl.  pp.  Angelegenheiten  II 67. 
23.    0       Erl.  Amtsärztliche  Atteste  II  181. 

12.  Aug.    A.  V.  Bildung  des  Reichsamtes  des  Innern  II  32. 

20.  Sept    K.  V.  Einführung  des  Polizeigesetzes  in  die  neuen  Provinzen  II  85. 

22.  0       K.  V.  Einführung  der  Prov.  Med.  Kollegien  in  die  neuen  Provinzen  II 85. 

23.  »      K.  V.  Einführung  des  Disziplinai^gesetzes  in  die  neuen  Landcstheile  II 149. 
23.    0      K.  V.  Einführung  des  §  19  der  AUgem.  Oewerbe-Ordnuug  in  die 

neuen  Provinzen  II  212. 

23.  0      K.  V.  Gemeinde-Einkommensteuer  II  329. 

4.  Okt.    St.  M.  B.  Stellvertretungskosten  II  235. 

1869. 
8.  Jan.     Erl.  Förmliches  Disziplinarverfahren  II  154. 
19."rcbr.   Erl.  Abrundung  von  Entfernungen  bei  Dienstreisen  II  193. 
31. März.  Verf.   des   Gen.-Direktors  der    Steuern:   Umzugskosten   nach  kom- 
missarischer Verwaltung  einer  etatsmässigen  Stelle  II  205. 

14.  April.  Städteordnung  für  Schleswig-Holstein  II  59. 

2.  Juni.    Eri.  Super-Revision  von  Gemüthszustandsattesten  II  90. 

8.  Juni.    Erl.  25-  und  60jährige  Dienstjubiläen  II  328. 

24.  Okt     St.-M  -B.  Stellvertretungskosten  II  235. 

1870. 

3.  Juni.    Eri.  Militärdienstzeit,  Anrechnung  auf  Zivildienstzeit  II  220,  328. 

11.  Aug.    Eri.  Umzugs-Reisekosten  kommissarisch  angestellter  Beamten  II  205. 

1871. 

26.  März.  Eri.  25-  u.  60jährige  Dienstjubiläen  II  328. 

17.  Mai.     Eri.  Abschriften  von  Obduktionsverhandlungen  II  91. 

18.  *        K.  O.  Anrechung  der  Gefangenschaft  im  franösischen  Kri^e  als  Dienst- 

zeit II  221. 

27.  Juli.     Erl.  Prämien  für  Wiederbelebungsversuche  bei  Scheintodten  II  292. 

5.  Aug.    K.  O.  Beurlaubungsrecht  der  Regierungs-  u.  Ober-Präsidenten  II  234. 

4.  Okt.     Erl.  Amtsärztliche  Gebühren  II  180. 

4.  Dez.    K.  V.  Anlegung  der  Preussischen  Orden  II  145. 

1872. 

27.  Febr.   Erl.  Gendarme  u.  Reichspostbeamte  als  unmittelbare  Staatsbeamte  II 293. 

9.  März.  Gebührengesetz  I  411,  II  126,  185. 

19      0       Erl.  Prämien  für  Wiederbelebungsversuche  II  292. 
27.     0       Pensionsgesetz  II  177,  210,  214,  228,  293. 

27.  April.  A.  O.  Ueberweisung  des  Veterinärwesens  an  das  Landwirtschaftsmini- 
sterium II  15,  67. 
24.  Juli.     Eri.  Dienstunfähigkeit,  amtsärztliches  Attest  II  222. 

15.  Okt.     Erl.  Amtsarztliche  Gebühren  II  181. 
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13.  Dez.    Kreisordnung  für  die  östlichen  Provinzen  §  8  II  57,  §  21  II  60,  §§  46 

bis  73  II  60-62,  §§  74-77  II  62,  §§  115-125  II  62,  §§  130-137 
II  63-64,  §  167  II  64,  §§  169,  170,  177,  180  II  64. 

1878. 

4.  Jan.     R.-Erl.  Bezug  von  Diensteinkommen  II  172. 
4.    „       Reisekosten  bei  der  ersten  Anstellung  II  197. 

23.  Mirz.  Oes.  Einführung  des  Disziplinargesetzes  im  Jad^ebiet  II  149. 

24.  »      Gesetz  über  Tagegelder,  Reisekosten  II  98,  185. 

24.  April.  Erl.  Ausserstaatsdienstliche  Beschäftigung  als  Dienstzeit  II  222. 
16.  Mai.    Reskr.  WohnungSjg:eldzuschuss  II  98,  175—177. 

20.  Juni.    Erl.  Ausserstaatsdienstliche  Beschäftigung  als  Dienstzeit  II  222. 

28.  Aug.    Erl.  Dienstrang  II  203. 

24.  Nov.    Erl.    Mandat  der  Kreistagsabgeordneten  II  212. 

30.  Dez.    Reskr.  Wohnungsgeldzusdiuss  bei  Suspension  II  175. 

1874. 

3.  Jan.     Reskr.  Wohnungsgeldzuschuss  bei  Kommissorien  II  175. 

19.    m      Reskr.  Suspendhie  Beamte,  Verlassen  ihres  Wohnsitzes  II  159. 

31.  m       Reskr.  Wohnungsgeldzuschuss  bei  probeweiser  Anstellung  II  17S 
19.  März.  Reskr.  Fristen  im  Disziplinarverfahren  II  157. 

31.    w       Reskr.  Besondere  Umstände  im  Disziplinarverfahren  II  153. 
I.April.  Ausserordentliche  Unterstützungen  II  232. 

12.  »      Ausführungsgesetz  zum  Reichsimpfgesetz  II  282. 

29.  Mai.    St.  M.  B.Minderung  des  Diensteinkommens  im  Disziplinarverfahren  II 153. 

30.  »        Fischereigesetz  II  427. 

10.  Juni.    Ges.  Verbot  der  Mitgliedschaft  beim  Vorstand,  Aufsichtsrat  etc.  von 

Aktien-  pp.  Gesellschaften  II  211. 

11.  m       Enteignungsgesetz  II  373. 

8.  luli.     R.-E.  Unentgeltliche  Ausstellung  von  Attesten  11  293. 

4.  Nov.    K.  V.  Fuhrkostenentschädigung  bei  gerichtsärztlicher  Thätigkeit  II  194. 

1875. 

6.  Jan.  bezw.  13.  Febr.    Regulativ  über  das  Verfahren  der  Gerichtsärzte  bei  den 

gerichtlichen  Untersuchungen  menschlicher  Leichen  I  51—81. 
2.  Mai.    Befreiung  vom  Dienst  und  Erholungsurlaub  II  234. 

28.  Juni.    Gesetz  über  Tagegelder  und  Reisekosten  II  98,  185. 

29.  m       Provinzialordnung  II  64—66. 

2.  Juli.     Ortsbebauungsgesetz  II  342,  343,  352,  371,  376. 

5.  Okt.     Erl.  Transportaten,  deren  Untersuchung  und  Behandlung  II  294. 
1 1 .  Dez.    Erl.  Attest  behufs  Zulassung  als  Staatsbeamter  II  293. 

1876. 

8. Jan.     Eri.  Meldepflicht  der  Militärarzt.^  II  260. 

7.  April.  Erl.  des  Min.  f.  Landw.,  H.  u.  Gew.    betreffend  Verunreinigung  der 

Gewässer  durch  den  Bergbau  II  430. 
15.     w      K.  V.  Reisekostenentschädigung  II  185,  193—198. 

3.  Mai.     Reskr.  Suspendiertes  Diensteinkommen,  Auszahlung  an  Erben  II  159. 
8. Juli.     Provinzial-botationsgesetz  II  66. 

25.  Aug.    Ansiedelung&KCsetz  II  343. 

10.  Nov.    R.-Erl.  des  Gen.-Direktor  der  Staatsarchive:  Vernichtung  von  Akten 
•    II  325,  326. 

1877. 
15.  Feb.     Erl.   Zusammenstellung  der  Obduktions-  pp.  Gutachten  durch  den 

Reg.-Med.-Rat  II  92. 
24.    m       Umzugskostengesetz  §§  1—9  II  201—207. 

4.  Mai.    Min.-Anw.  Umzugskosten  bei  Versetzungen  II  202,  203,  205. 

6.  Juni.    R.-Erl.  Kanalisationsanlagen  II  418. 

21.  m       Reskr.  Einstellung  des  Disziplinarverfahrens  II  156. 

14.  Aug.    Erl.  Fuhrkosten-Entschädigung  II  194. 
l.Sept.    Erl.  betr.  Kanalisationsanlagen  II  418. 

1878. 
4.  Febr.   R.-Erl.  Nachweisung  der  Unterstützungen  für  Medizinalpersonen  II 103. 
28.    m       Ges.  Einführung  des  Disziplinargesetzes  in  Lauenburg  II  143. 

13.  März.  Ges.  Fürsorge  für  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  II  66. 
4.  Nov.    Erl.  Amtliche  Atteste  über  Militärtauglichkeit  II  18h 
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26.  Nov.    Erl.  Wohnunesgeldzuschuss  II  176. 
28.    •       Erl.  AmtsärztB<£e  Gebühren  II  181. 

1879. 

8.  Mal.    Erl.   Umzugskosten  beim   Uebertritt  aus  dem  Reichsdienst  in  den 

preussischen  Staatsdienst  II  207. 
15.  Sept.    Erl.  Hulfsorgane  der  Staatsanwaltschaft  II  56. 

1880. 

2.  Jan.     M.-Erl.  Pension  beim  Uebertritt  in  den  Kommunaldienst  II  226. 
I.April.  Feld-  und  Forstpolizeigesetz  II  427. 

23.     »      M.-Erl.  Nachweisung  der  Heilanstalten  II  106. 

28.  Aug.    Min.-Erl.  Ocrtliche  und  provinzielle  Bauordnungen  II  344—347. 

9.  Nov.    Reskr.  Fristen  im  Disziplinarverfahren  II  157. 

17.  Dez.    Pol.-Ver.  d.  Pol.-Präs.  m  Berlin  über  das  Schlafstellenwesen  II  389. 

1881. 

15.  Jan.  bezw.  23.  Mai.   Meldekarten  über  ansteckende  Krankheiten  II  196. 
2.Feb.    R.-Erl.  über  das  Schlafstellen wesen  II  389. 

6.  m       Ges.  Zahlung  von   Beamtengehälter,   Gnadenquartal  §§  1—5  II  177 

bis  179,  II  228. 
22.Mflrz.  Provinzialordnung  II  42,  65. 

27.  April.  Erl.  Gerichtliche  Obduktionen  durch  Medizinalbeamte  I  22. 
31.Juliresp.  16.  Aug.   R.-Erl.  Umzugskosten  für  Beamten  mit  Familie  II  206. 

28.  Juli.    R.-Erl.  Unen^eltliche    Verwaltung  von  Beamtenstellen  während  des 

Gnadenquartaß  II  179. 

1882. 
28.  Jan.     R.-Erl.  des  Min.  d.  öff.  Arb.  über  Reinigung  der  Zuführungskanfile 
bei  Luftheizungen  II  403. 

9.  Febr.   Erl.  Super-Revision  der  Obduktionsverhandlungjen  etc.  II  92. 
13.    m       R.-Eri.  betr.  Reinigung  der  Zuführungskanäle  bei  Luftheizungen  II 403. 
10.  Mal.    Pensionsgesetz  II  127,  161. 
21.    IT       Fürsorgegesetz  II  229-232. 

5.  Juni.    Ausf.-Anw.:  Wittwengeld  nach  Ehescheidung  II  229. 
13.  Okt.     Erl.  Miethsentschädigung  bei  Versetzungen  11  205. 

4.  Nov.    Meldepflicht  der  Militärärzte  II  260. 
13.  Dez.    R.-Erl.  Zahlung  der  Gehälter  und  Pensionen  II  177-178. 

1883. 
17.  Jan.    Erl.  Dienstreisen  mit  der  Eisenbahn  und  auf  dem  Landweg  II  193. 

7.  Febr.   Erl.  Nebenamt,  Pensionsanspruch  II  217. 

10.  April.  Anw.  Berechnung  der  Dienstzeit  li  218—220. 
23.     *      Ges.  Polizeiliche  Strafverfügungen  II  56. 

27.  »      Erl.  Amtsärztliche  Atteste  11  181. 

25.  Mai.    R.-Erl.  Zeugen-  und  Sachverständigen-Zwang  von  Beamten ,  Anzeige- 

pflicht I  15  u.  16. 

28.  „       Bc^lff  .Staatsdienst«  II  226. 

26.  Juli.     ErL  General-Impfljericht  II  106. 

30.    »       Landesverwaltungsgcsetz  §§  3-7,  8—10,  18—28,  30,  36,  37,  48,  127, 
130,  132,  133,  136-144  II  41-47;  §§  109—120  II  51,  52;  §§  127,  132, 
143-145  II  113  u.  330. 
1.  Aug.    Zuständigkeitsgesetz  §§  5,  7,  18,  19,  24  II  49;  §§  109,  114,  119  II  113'; 
§  145  II  343. 

13.  Nov.    Erl.  Rundreisen;  Tagegelder,  Reisekosten  II  194. 

21.    V       Erl.  Zu-  und  Abgänge  von  Medizinalpersonen  II  104. 

3.  Dez.    Erl.  Medizinalbeamte  als  Gerichtsärzte  und  Sachverständige  bei  Schieds- 

gerichten I  16. 
23.    „      Erl.  Besondere  Umstände  im  Disziplinarverfahren  II  153. 

1884. 
9.  Febr.  M.  Verf.  Verantwortlichkeit  der  Regierungsbeamten  II  99. 

11.  April.  R.-Erl.  Kriegsjahre  bei  Pensionsber^nung  II  221. 
7.  Mai.    Provinzialordnung  für  Hannover  II  64. 

13.    „       St.-M.-B.  Gebühren  bei  Reisen  ins  Ausland  II  189. 

13.    „       St.-M.-B.  Berechnung  der  Entfernungen  bei  Dienstreisen  II 195 - 196,204. 

27.  Juni    K.  O.  Uebernahme  eines  Nebenamtes  in  einem  andern  Staate  II  209. 


7.J 
5.J 


29.  Juli  bezw.  24.  Okt.  Eri.  Berechnung  der  Pension  II  223-225. 
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1885. 
29.  Okt.     Vorschr.  d.  O.-R.-K.  Auszahlung  der  Pension  II  225. 

11.  Nov.    Erl.  Urlaub  zum  Provinzial-Landtag  11  234. 

3.  Dez.     Erl.  Genehmigung  des  Königs  bei  Dienstentlassung  II  159. 

5.    „       R.-Verf.  Waisengeld  für  ein  eheliches  nach  dem  unadenquartal  ge- 
borenes Kind  II  231. 

1886. 
28.  Mai.     Erl.  Todesfälle  an  Pocken  oder  nach  der  Impfung  II  105. 
U.Juni.    Erl.  Oeldsammlungen  für  Geschenke  an  Vorgesetzte  II  327. 
28.    ,,       Gutachten  der  Wiss.-Dep.  über  gesundheitsdiädliche  Verunreinigung 
der  Luft  durch  Gase  u.  s.  w   II  392. 
1.  Aug.    Provinzialordnung  für  Westfalen  II  65. 
20.  Aug.    Erl.  Diensteinkommen  während  der  Einberufung  zum  Militär  II  173. 

26.  „       R.-Erl.  d.  M.  d.  I.  über  Gast-  und  Schankwirthschaftcn  II  390. 

8.  Sept.    R.-Erl.  betr.  Kanalisationsanlagen  II  419. 

10.  Dez.    Erl.  Abschriften  der  Obduktionsverhandlungen  II  91. 

1887. 

12.  Jan.     Erl  Kollektiv-Petitionen  II  330. 

19.  „       Erl.  Epidemische  Genickstarre  II  105. 

17.  Febr.    B.-R.-Beschluss:  Bildung  der  ständigen  Kommission  für  das  Deutsche 
Arzneibuch  II  34—35. 

20.  „      Sek.  der  Gen.-Ordenskommission:  Verbleib  der  Orden  nach  dem  Tode 

der  Inhaber  II  146. 
10.  März.  Min.-Verf.  Einsendung  der  Protokolle  über  die  peisönliche  Vernehmung 

der  zu  Entmündigenden  II  92. 
15.  Mai.    K.V.  Bildung  der  Aerztek^mmern  II  69. 

25.  „       Erl.  Bildung  von  Aerztekammern  II  23. 

27.  m       K.-V.  Vertrauensärzte  der  Schiedsgerichte  I  410. 
I.Juni.    Provinzialordnung  für  Rheinland  II  65. 

5.  „       Erl.  Form  der  Berichte  II  301. 

15.  Aug.  Erl.  Freiheitsstrafen  statt  Dienstentlassung  II  159. 

16.  Sept.  Erl.    Revision    und   Superrevision   der   Obduktions-   und    Gemüths- 

zustandsverhandlungen  ll  72,  88—90. 

26.  Sept.    Erl.  Amtsärztliche  Atteste  behufs  Pensionirung  II  181. 

4.  Nov.    R.-Erl.  d.  Min.  d.  H.  u.  d.  Med.-Ang.:  Zulassung  von  Wasserkloscts 

II  414 
24.  Dez.    Eri.  Annahme  von  Geschenken  II  91. 

1888. 
3.  Jan.     Erl.  über  Reinigung  der  Luftzuführungskanäle  bei  Luftheizungen  II 403. 
20.  Febr.    Eri.  Doppelte  Tagegelder  und  Reisekosten  II  188. 

28.  März.  Fürsorgegesetz  II  229-232. 

I.April.  R.-Erl.  betr.  Leichentransportatteste  II  181. 

6.  ^      R.-Erl.  über  denselben  Gegenstand  II  181. 

9.  „      R.-Frl.  Maassregeln  bei  Ueberschwemmungen  II  404. 

10.     n  R.-Erl.  Provinzial-Medizinalkollegien  und  Keichsversicherungsamt  I  8. 

8.  Mai.  R.-Erl.  Austrocknung  von  Neubauten  II  361. 

27.  »  Provinzialordnung  für  Schleswig-Holstein  II  65. 

29.  »  Erl.  Meldepflicht  der  Aerzte  an  geschlossenen  Anstalten  II  260. 

30.  Juni.    St.-M.-B.  Befangenheit  der  Disziplinarbehörde  II  155. 

2.  Okt.     Eri.  d.  Min.  d.  I.  Warnung  vor  Karbon-Natron-Oefen  II  402. 

9.  m      Geschäftsanweisung  für  die  wissenschaftl.  Deputation  für  das  Medi- 

zinalwesen II  69—72. 

1889. 
6.  April.  Erl.  Gutachten  über  Pensionirung  von  Gendarmen  II  109. 
9.     »       Erl.  Maassregeln  bei  Ueberschwemmungen  II  404. 
14.     »      St.-M.-B.  Dienstreisen  von  weniger  als  2  klm  II  195. 
9.  Juli.     St.-M.-B.  Dienstreisen   bei  vorübergehender  Beschäftigung  ausserhalb 

des  Wohnorts  II  189. 
12.  Okt.     R.-Erl.  d.  Min.  d.  öff.  Arb.    Die  Anlage  von  Theatern  usw.  II  391. 
14.    n       Erl.  Leichentransport  II  292. 

19.  Nov.   A.  V.  Anrechnung  v.  Kri«[sjahren  bei  Expeditionen  im  Kolonialdienst 
II  221. 
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1890. 

3.  Febr.  ErL  Sachverständige  Zeugen  I  20—21. 

17.    0  Erl.  Leichentransport  II  292. 

1.  März.  R.-Erl.  d.  M.  d.  1.  über  Gast-  u.  Schankwirthschaften  II  390. 

30.  Juni.  Erl.  Oerichtl.  Obduktionen  durch  Medizinalbeamte  I  22. 

13.  NOV.  Erl.  Selbstbeurlaubung  II  234. 

23.    m  Erl.  Beschaffung  des  Obduktionslokals  durch  die  Ortspolizeibehörde  1 53. 

1891. 
6,  März.  ErL  Stempelpflichtigkeit  des  Zeugnisses  fiber  die  Apothekergehülfen- 


ErL  Stempelpflichtigkeit 

Prüfung  U  253. 

R.-ErL  d.  Min.  d.  off.  A 


18.     •      R-ErL  d.  Min.  d.  off.  Arb.    Die  Anlage  von  Theatern  usw.  II  391. 
22.  März.  Ges.  Einführung  des  Disziplinargesetzes  in  Helgoland  II  149. 

13.  April.  Erl.  d.  F.  Ortsgrenzen  von  Berlin  II  196. 
3.  Juni.    Erl.  Meldepflicht  II  330. 

22.  Juni.    R.-Eri.  Amtsärztliche  Atteste  in  Strafsachen  I  35. 

3.  Juli.     Landgemeindeordnung  für  die  alten  Provinzen  §§  65,  53,  90,91, 123, 

141  n  57-58. 
11.  Juli.    Ausführunesgesetz  zum  Reichsgesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz 
(Fürsorge  der  Provinzialverwaltung  u.  Landarmenverbände  mr  hülfbe- 
dürftige Geisteskranke,  Idioten,  Epileptische,  Taubstumme,  Blinde  und 
Siecht  II  66. 

23.  Sept    Min.-Verf.  Recht  auf  Hinterbliebenenunterstützung  II  233. 

1892. 

15.  Febr.  Eri.  Beschaffenheit  des  Papieres  für  amtliche  Berichte  II  301. 
25.    »       Erl.  d.  F.  Ortsgrenzen  von  Berlin  II  196. 

7.  März.  Erl.  Bericht  üte-  die  Krankenanstalten  und  deren  Revision  II  106. 

20.  April.  Gesetz  über  die  Kosten  der  örtlichen  Polizeiverwaltung  II  54. 

24.  Juni.  Allgemeines  Berggesete  II  426,  430. 

27.     »      Erl.  Bericht  über  Trichinen-  und  Finnenschau  II  107. 
9.  Juli.     Reskr.  Führung  fremdherrlicher  Titel  II  146. 

21.  »        Reskr.  Fristen  im  Disziplinarverfahren  II  157. 

5.  Sept.  u.  5.  Dez.    A.  V.  Anrechnung  von  Kriegsjahren   bei  Expeditionen  im 

Kolonialdienste  II  221. 
18.  Okt.     Erl.  Neuanlagen  und  Erweiterungen  von  Begräbnissplätzen  II  108. 

1893. 

30.  Jan.  resp.  1.  März.  Erl.  Pro  physicatu  geprüfte  Aerzte  als  zweite  Obduzenten  1 22. 
I.April.  Orossherzgl.  Hessisches  Miethswohnungsgesetz  II  371. 
18.     »       Filialaootheken  II  84. 

22.  Mai.    Ges.  Verjährung  von  Pensionsansprüchen  II  228. 

25.  *       Eri.  Amt  als  Gemeindeverordneter  II  211/212. 
20.  Juni.    R.-Eri.  Bericht  bei  Epidemien  II  105. 

5.  Juli.     A.  O.  Anrechnung  von  Kriegsjahren  bei  Expeditionen  im  Kolonial- 

dienste II  221. 

14.  n       Kommunalabgabengesetz  II  329. 

24.  m      Reskr.  Fristen  im  Disziplinarverfahren  II  157. 

20.  Okt.    A.  O.  Laufende  Unterstützungen   für  pensionirie  Beamte  und  deren 

Hinterbliebenen  II  233. 
22.  Nov.    Eri.  d.  Hand.-Min.  Untersuchung  gewerblicher  Arbeiter  II  183,  II  294. 
7.  Dez.    Eri.  Amtsärztliche  Atteste  II  181. 

16.  n      AUg.  Anw.  über  den  Betrieb  von'Apotheken  II  86. 

1894. 

6.  Jan.      Erl.  Fristen  im  amtlichen  Geschäftsverkehr  II  297. 
2.  Febr.   Erl.  Besichtigung  der  Drogenhandlungen  II  105. 

7.  »       St.-M.-B.  u.  Eri.  vom  26.  Februar  1894.  AmtlichePostsendungen  II  310. 

6.  März.  Erl.  Unerlaubte  Veröffentlichung  amtlicher  Erlasse  II  163. 

7.  Mai.  Erl.  Ausführliche  Outachten   über  unmittelbare  Staatsbeamte  II  293. 
10.     n  Kommunalabgabengesetz  II  329. 

15.  n  Eri.  Amtsärztliche  Atteste  II  181. 

S.Juni.    Erl.  Pension  im  Hauptamte  beim  Verbleib  im  Nebenamte  II  226 

25.  Aug.    R.-Erl.  Missbrauch  des  Aversionirungsstempels  II  312—313. 
5.  Sept.  &-1.  Wiederverleihung  von  Apothekengereditigkeiten  II  84. 

15.     »      Erl.  Amtsärztliche  Atteste  II  181. 
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26.  Dez.    R.-Erl.  Amtliche  Postsendungen  II  313  u.  314. 

26.  m      R.-Erl.  Aversionirungsstempel  II  303. 

1895. 

28.  Jan.    Erl.  Amtsärztliche  Gebühren  II.  181. 
1.  Febr.  Erl.  d.  Med.-Min.  Adoptivkinder,  Fürsoi|:ebrechtigung  derselben  11  228. 

28.  Febr.   Erl.    Obduktionsverhandlungen   und   Oemüthszustanduntersuchungen 

II  86,  92. 

16.  März.  Erl.  Abschrift  der  Obduktionsverhandlungen  II  91. 

9.  April.  Erl.  d.  Rn.-Min.,  Vorüber^hende  Beschäftigung,  Begriff  derselben  II 227. 

14.  „      Erl.  d.  Min.  d.  I.  Beaufsichtigung  der  Gefängnisse  und  Strafanstalten 

II  108. 

30.  „     Reskr.  Zeugnisszwang  in  der  Disziplinaruntersuchung  II  155. 

4.  Mai.    Erl.  Genehmigung  von  Filialapotheken  II  84. 

15.  „       Technische  Anleitung  zur  Ausführung  der  Gewerbeordnung  II  425. 
22.   „        R.  Erl.  Bericht  bei  Impfbeschädigungen  II  283. 

29.  „        Erl.  Prüfung  und  Anstellung  von  Nahrungsmittelchemikem  I!  277. 

22.  Juni.    R.  Erl.  Amtliche  Postsendungen,  Meldekarten  über  ansteckende  Krank- 

heiten II  314. 

31.  Juli.     Stempelsteuergesetz  II  243—257. 

13.  Aug.    Gesetz  betr.  Bau  von  Beamtenwohnungen  u.  s.  w.  II  381,  386. 

17.  Sept.    Erl.  Fahrkostenentschädigung  bei  gerichtsärztlicher  Thätigkdt  II  194. 
15.  Okt.    Erl.  Obemitachter  für  Berufögenossenschaften  I  9. 

23.  „       A.  O.  Bedingte  Begnadijeung  jugendlicher  Verbrecher  I  327. 

30.  „       St.  M.  B.  Dienstreisen,  Berechnung  der  Reisetage  II  186--187,  192. 
U.  Nov.   Poliz.-Verord.  des  Reg.-Präs.  in   Düsseldorf  über  Wohnungsaufsicht 

II  371. 

15.  „      Min.-Erl.  Bau  von  Volksschulen  II  286. 

5.  Dez.    Revisionsbemerkungen  über  Obduktions-  und  Gemütszustandsverhand- 

lungen II  93. 

14.  „     Erl.  d.  Fin.-Min.  Prüfung  des  Papieres  II  301. 

1896. 

5.  Jan.     Erl.  Geldsammlungen  für  Geschenke  an  Vorgesetzte  II  327. 

6.  „       Min.-Ver.  Bildung  eines  Aerzte-  und  Apothekerkammer-Ausschusses 

II  82. 
9.  „       Technische  Anleitung  zur  Ausführung  der  Gewerbeordnung  II  425. 

16.  „        Erl.  Mittheilung  wichtiger  sanitätspolizeilicher  Verordnungen  II  103. 

31.  „     bezw.  12.  Febr.  Gerichtsärztliche  Obergutachten  der  Prov.-Med.-Kollegien 

II  88. 
13.  Eeb.    Ausführungsanweisung  zum  Stempelsteuergesetz  II  245,  246,  248. 
21.   „        Erl.  Pflicht  der  Baupolizeibehörden  II  341. 
21.   „        Erl.  Baudispense  II  343. 
20.  März.  Min.-Erl.  Ueberwachung  der  Haltekinder  II  287. 
30.   „        R.  Erl.  Kanalisationsanlagen  II  108,  418. 

1.  April.  Erl.  Wohnungsgeldzuschuss  und  Dienstaufwandsentschädigung  II  177. 

1.     „      R.  E.  Bericht  der  Trichinen-  und  Finnenschau  II  107. 

1.     „      Eri.  d.  Fin.-Min.  Gehaltszahlung,  S.  11. 

17.  „      R.  Erl.  des  Landw.-Min.  Schau  der  nicht  schiffbaren   Flüsse  II  42L 

18.  „      Min.-Beschl.  Petitionen  II  149. 

18.     „  St.-M.-B.  Petitionen  gegen  Regierungsvorlagen  II  330. 

29.  „  Min.-Verf.  Bildung  des  Apotheker-Rats  II  23,  73. 
12.  Mai.  Geschäftsanweisung  für  den  Apotheker-Rat  II  74. 

27.  „  Ges.  betr.  unlauteren  Wettbewerb  (anwendbar  gegen  Kurpfuscher)  1 126 

II  262,  S.  26. 
12.  Aug.    St.-M.-B.  Zu-  und  Abgang  bei  Reisen,  Berechnung  der  Entfernung  bei 
Diensh-eisen  II  189-190,  105-196,  204. 

24.  „       Erl.  Meldepflicht  der  Militärärzte  II  260.- 

30.  Sept.    Eri.  d.  Königl.  Sachs.  Min.  über  Ortsbebauungspläne  II  353. 

17.  Nov.    Besch.  des  F?ov.-Steuerdirektors  in  Cöln  Zuständigkeit  bei  Ausstellung 

von  Zeugnissen  II  252. 
20.    „       R.  Eri.  Bericht  über  Sublimatvergiftungen  II  105. 
12.  Dez.    Verf.  d.  Reg.-Präs.  in  Düsseldorf.    Amtliche  Atteste  in   Privatsachen 

II  252. 
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18»7. 

24.  Febr.   Erl.  Fuhrkostenentschädigung  bei  gerichtsärzth'cher  Thätigkeit  II.  194. 

6.  März.  Erl.  Stempelpflichtigkeit  der  Gesundheitsatteste  für  Militäranwärter  II 253. 
9.     „      Erl.  d.  Fin.-Min.  ftüfungsgebühr  für  Papier  II  302. 

12.     „      Erl.  Stempelpflichtigkeit  von  Attesten  II  255. 

15.  „      K.  V.  Anlegung  von  preussischen  Orden  II  145. 

16.  „      Pol.-Ver.  d.  R^.-Präs.  in  Arnsberg  über  Wohnungsaufsicht  II  372. 

17.  „      Besch.  des  Prov.  Steuerdirektors  zu  Cassel  über  Stempelfreiheit  der 

Servierzeugnisse  der  Apotheker-Oehülfen  und  Lehrlinge  II  256. 
31.     „      R.-ErL  Revision  der  Impftermine  II  106. 

7.  April.  Erl.  Verheiratung  von  Staatsbeamten  II  327. 

20.  ,,      R.-Erl.  Meldekarten  für  ansteckende  Krankheiten  II  316. 
12.  Mai.    A.  O.  Beaufsichtigung  der  Provinzial-Anstalten  II  66,  84. 

I.Juni.    Fürsorcfegesetz  II  229—232. 

6.  „      Ges.  Klasseneinteilung  der  Orte  II  176. 

16.  „      Erl.  Direktes  Ersuchen  seitens  der  Oberpostdirektionen  und  der  höheren 

Provinzialbehörden  an  die  Kreisärzte  II  164. 

21.  „      Gesetz  betr.  Tagegelder  und  Reisekosten  II  185—194,  198. 

17.  Juli.     Erl.  Geldsammlung  für  Geschenke  an  Vorgesetzte  II  327. 

31.   „       R.-Erl.  Stempelpflichtigkeit  beglaubigter  Abschriften  der  polizeilichen 
Führungszeugnisse  der  Apotheker  II  254. 
4.  Aug.    Städteordnung  für  Hessen-Nassau  II  59. 
12  Aug.    bczw.  21.  Okt.    R.-Erl.  Geschäftsverkehr  der  preussischen  Staats-  und 

Kommunalbehörden  II  297-304. 
l.Sept    Min.-Anw.  betr.  Dienstreisen  II  187. 

16.  „       Erl.  Revision  der  Obduktions-  und  Oemütszustandsverhandlungen  II 93. 
12.  Okt.     R.-Erl.  Bissverletzungen  durch  tollwuthkranke  Tiere  II  105. 

20.  „       Erl.  d.  Fin.-Min.  Zu-  und  Abgangs^ebühr  II  190. 

21.  „       Laufende  Unterstützungen  für  pensionirte  Beamte  und  deren  Hinter- 

bliebene II  233. 
23.    „       Erl.  d.  Landw.-Min.  Schau  der  nicht  schiffbaren  Flüsse  II  421. 
28.    „      Erl.  Stempelfreiheit  der  Servierzeugnisse  der  Apothekerlehrlinge  und 

Gehülfen  II  256. 
10.  Nov.    Erl.  des  Fin.-M.  Ortsgrenzen  von  Berlin  II  196. 
1 5.    „       Erl.  Zuziehung  des  Reg.-  u.  Med.-Raths  durch  den  Oberpräsidenten  II 84. 

18.  „       Erl.  Bericht  über  Finnenbefunde  in  Schlachthäusern  11  107. 

1898« 

15.  Jan.     Erl.  Bekämpfung  der  Tuberkulose  II  105. 

7.  Febr.    Eri.  Bestellgeld  und  Postsendungen  im  Ortsverkehr  II  310,  315. 

17.  „       Eri.  Hufeland'sche  Stiftungen  II  104. 

28.    „       R.-Erl.  Ausführung  von  Dienstreisen  II  187—188. 

16.  März.  Technische  Anleitung  zur  Ausführung  der  Gewerbeordnung  II  425. 
6.  April.  Erl.  Abonnement  auf  die  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtes II  34. 

25.  „      Erl.  Beaufsichtigung  der  in  Privatpfl^e  untergebrachten  Geisteskranken 

II  290. 

Kontrolle  über  Untersuchung  der  Prostituirten  II  108. 
Erl.  d.  Rn.-Min.  Tagegelder  bei  vorübergehender  Beschäftigung  ausser- 
halb des  Wohnorts  II  188. 
R.-Erl.  Bestellung  von  Schulärzten  II  285. 

Pol.-Ver.  d.  Reg.-Präs.  in  Düsseldorf  über  Wohnungsaufsicht  II  371. 
Hambumsches  Gesetz  über  Wohnungspflege  II  371. 
Erl.  d.  Fin.-Min.  Reisekosten  bei  Versetzungen  II  197. 
Technische  Anleitung  zur  Ausführung  der  Gewerbeordnung  II  425. 
Gesetz  betr.  Bau  von  Beamtenwohnungen  und  Gewährung  von  Bau- 
darlehn  II  381,  386. 

Erl.  Stempelpflichtigkeit  der  Gesundheitsatteste  für  Kandidaten  des 
höheren  Schulamts  Tl  253. 

Eri.  Stempelfreiheit  der  Zeugnisse  für  Präparanden  u.  Seminaristen  II 254. 
R.-Erl.  Aversionirungsstempel  II  303. 
Erl.  Wiederbesetzung  erledigter  Kreisarztstellen  II  103,  143. 
R.-Eri.  Bissverletzungen  durch  tollwuthkranke  Thiere  II  105. 
Min.-Anw.  Mitwirkung  des  Reg.-  u.  Med.-Raths  auf  dem  Gebiete  der 
Gewerbehygiene  II  108. 

Ripmond,  Der  beimtete  Arzt  nnd  IrztUche  Sachventindige.  Supplementband.        8 
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15.  Aug.    R.-£rl.  StempeUtrafen  II  246. 

24.  *       Erl.  Direktes  Ersuchen  seitens  der  Oberpostdirektionen   und  anderer 

höherer  Provinzialbehörden  an  die  Kreismedizinalbeamten  II  164. 

1.  Sept.    R.-Erl.  Anträge  auf  Gewährung  des  Onadenquartals  II  17Q. 

25.  Okt    St.-M.-B.  Reisen  auf  Kleinbahnen  II  189,  191. 

10.  Nov.    Pol.-Ver.  d.  R^.-Präs.  in  Lüneburg  über  Wohnungsaufsicht  II  372. 
18.    ,,       R.-Erl.  des  Min.  d.  Fin.  u.  d.  Innern  betr.  Unterstützungen  an  im 
Disziplinarwege  entlassene  Beamte  S.  9. 

13.  Dez.    Erl.  Mittheilung  des  vorstehenden  Erlasses  S.  9. 

14.  ,,       Dienstreisen  auf  dem  Wasserwege  II  190;    Benutzung  unentgeltlidi 

festellter  Beförderungsmittel  II  197. 
jl.  d.  Min.  der  öffenti.  Arb.  über  Wohnviertel  II  362. 

18»9. 

4.  lan.     Doppelte  Tagegelder  und  Reisekosten  II  188. 

10.  rebr.   R.-Erl.  Vermeidung  von  Fremdwörtern  und  Fachausdrücken  in  Attesten 

I  37,  II  243. 

I.März.  R.-&1.  Bissverletzungen  durch  tollwuthkranke  Thiere  II  105. 

26.  März.  Erl.  Amtliche  Atteste  über  Militärtauglichkeit  II  181. 
13.  April.  Erl.  Auftauung  gefrorener  Leichen  I  53. 

15.  H      Erl.  Abonnement  auf  die    Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Qe- 

sundheitsamtes  II  34. 
17.  Mai.    St.-M.-B.  Gänge  zwischen  Wohnort  und  Dienststätte  II  194. 

26.  •       R.-Erl.  Dienstobliegenheiten  des  R^ierungs-  und  Medizinalraths  II  102. 

27.  „       R.-Erl.  Verkehr  mit  Milch  II  277. 

l.Juli.     St.-M.-B.  Wittwengeld  neben  etatsmässigem  Gehalt  II  229. 

2.  Aug.    Erl.  Meldepflicht  der  Vorstände  der  Irrenanstalten   bei  Entweichung 

geisteskranker  Verbrecher  I  337. 
9.    m       bezw.  24.  Aug.  Ausf.-Anw.  zur  Gewerl)eordnung  II  283,  425. 

23.  »       Ges.  betr.  Bau  von  Beamtenwohnungen  und  Genehmigung  von  Bau- 

darlehen II  381,  386. 

24.  m       R.-Erl.  Zentrale  Wasserversorgungs-Anlagen  II  107. 

7.  Sept.    Pol.-Verord.  des  Reg.-Präs.  in  Cöln  über  Wohnungsaufsicht  II  372. 

16.  »       Kreisarztgesetz  II  113,  118,  129  und  folg. 

6.  Okt.     Erl.  Abrundung  der  Entfernungen  bei  Dienstreisen  II  193. 

11.  m       Gutachten   der   Wiss.    Dep.    für  das  Medizinal wesen    über   Müllbe- 

seitigung li  445. 
16.    »       Erl.  d.  Min.  d.  öff.   Arb.   über  bautechnische  Beaufsichtigung  der 

Neubauten  II  359. 
13.  Nov.    St.-M.-B.  Ortsgrenze  von  Cöln  II  196. 
27.    »       R.-Erl.  Amtsärztliche  Zeugnisse  zum  privaten  Gebrauch  II  243. 

27.  n       Verf.  d.  Just.  Protokoll  über  die  persönliche  Vernehmung  des  zu 

Entmündigenden  11  92. 

28.  «       Ges.  Aerztliche  Ehrengerichte  11  82. 

28.    »       Erl.  Verfahren  bei  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit  oder  Geistes- 
schwäche I  365—368. 

7.  Dez.     R.-Erl.  Vernehmung  durch  die  Polizeibehörden  I  27. 

20.    m       Erl.  Mitwirkung  des  Reg.-  und  Med.-Raths  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 

weibehvgiene  11  108,  283. 
22.    •       St.-M.-B.  Kürzung  des  Gehalts  bei  Verbüssung  von  Freiheitsstrafen  II 178 

1900. 

15.  Febr.  Polizei -Verf.  des  R^.-Präsidenten  in  Potsdam  über  Müllbeseitigung 

II  446. 

16.  Febr.  Veri.  des  Reg.-Präs.  in  Bromberg  über  Feststellung  des  Feuchtigkeits- 

gehalts in  Neubauten  II  360. 

28.  m      R.-Erl.  Ausführungs-Anweisung  für  Impfärzte  II  106,  282. 

2.  März.  Erl.  Bericht  über  die  Krankenanstalten  und  deren  Revision  II  106. 
26.  April.  Erl.  Entschädigung  für  Vertretung  des  Reg.-  und  Medizinalraths  II  99. 
26.    „       Erl.  Prüfung  von  Arzneirechnungen  II  106. 

29.  Mai.     R.-Erl.  Verkehr  mit  Milch  II  277. 

12.  Juni.    R.-Erl.  über  Einführung  von  Oelpissoirs  II  416. 

23     »       Erl.  d.  Min.  d.   öff.  Arb.   über  bautechnische   Beaufsichtigung  von 

Neubauten  II  359. 
6.  Juli.     Ausführungsbestimmungen  zur  Einkommensbesteuerung  II  328. 
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9.  Juli.     Oes.  betr.  Bau  von  Beamtenwohnuiigen  und  Gewährung  von  Bau* 
darlehen  II  381,  386. 

Erl.  Aufsicht  über  Kranken-  und  staatliche  Unfallversicherung  II  109, 
R.-Erl.  d.  Fin.-Min.  Prüfungsgebühr  für  Papier  II  302. 
Erl.  Kontrolle  der  Sittenärzte  JI  283. 
Ausführungs-Anweisung  zur  Gewerbeordnung  II  425. 
Ausführungs-Anw.  des  Fin.-Min.  zum  Stempeleesetze  II  245,  246,  248. 
R.-Erl.  Zahlung  der  Wittwen.  und  Waisengelder  durch  Postanweisung 
II  231—232. 

Erl.  betr.  Empfehlung  des  Königschen  Werkes  über  Verunreinigung 
der  Gewässer  II  438. 

Baupolizei-Verordnung  für  den  Reg.-Bez.  Minden  II  347-351. 
Erl.  Stempel  für  Apothekenkonzession  II  249. 
ErL  Berechnung  der  pensionsfähigen  Dienstzeit  II  220. 
Erl.  d.  Min.  f.  Handel  u.  Gewerbe:  Aerztliche  Sachverständige  bei  den 
Schiedsgerichten  für  Arbeiter-Versicherung  I  410,  II  169. 

1901. 

Erl.  d.  Fin.-Min.  Berechnung  der  Wittwen-  und  Waisengelder  II  229. 
Erl.  Zählkarten  u.  Uebersicnten  über  Krankenbewegung  u.  Kranken- 
anstalten II  289. 

Erl.  d.  H.-Min.  Aerztliche  Sachverständige  bei  den  Schiedsgerichten 
für  Arbeiterversicherung  I  410,  II  169. 
K.  V.  Bildung  von  Apothekerkammem  II  23,  82. 
K.  V.  Staatsaufsicht  über  die  Apothekerkammem  II  84. 
Erl.  d.  H.-Min.  über  Verhütung  übermässiger  Rauchentwicklung  II  400. 
Kgl.  bayrische  Verordnung  über  Wohnungsaufsicht  II  371. 
Pol.-V.  d.  R^.-Präs.  in  Münster  über  Wohnungsaufsicht  II  372. 
ErL  Reinhaltung  der  Gewässer  II  108,  276,  420,  431. 
Geschäftsanweisung  für  die  Gesundheitskommissionen  II  1 19,  332—336. 
R.-Erl.  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  II  274,  379. 
A.  V.  d.  Just.-Min.  Vereidigung  von  Sachverständigen  I  519. 
Erl.  Aufnahmezeugnisse  in  Privat-Irren-  etc.  Anstalten  II  181. 
Dienstanweisung  für  Kreisärzte  II  23,  119,  125,  128,  137  u.  folg. 
Anweisung  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  von  Zentral-Lüftungs- 
und  Heizungsanlagen  II  4(M. 
Erl.  Dienstsiegel  der  Kreisärzte  II  146. 

Anweisung  über  die  Beaufsichtigung  der  Privat-Irren-  etc.  Anstalten 
II  106,  289. 

Kreisärztliche  Prüfungsordnung  II  113,  126,  138—143. 
April.  Erl.  Besoldungsdienstalter  des  Reg.-  und  Medizinalraths  II  97,  198. 
Erl.  Ständige  medizinische  Hilfsarbeiter  bei  den  Regierungen  II  111. 
R.-Erl.  Gehalt  der  vollbesoldeten  Kreisärzte  II  174,  175. 
R.-Erl.  Dienstobliegenheiten  des  Reg.-  u.  Med.-Raths.  II  102. 
Erl.  Gründung  des  Ministerialblattes  für  Medizinal-  und  medizinische 
Unterrichts-Angelegenheiten  II  40. 
Erl.  Einstweiliger  Ruhestand,  Suspension  II  217. 
Erl.  d.  Min.  f.  Hand.  u.  Gewerbe.  Vereidigung  der  Sachverständigen, 
in  Schiedsgerichtssachen  der  Arbeiterversicherung  I  530 
L  1.  Meldung  zur  krdsätztlichen  Prüfung  II  139. 
Erl.  Reisekosten  und  Tagegelder  der  Mäizinalbeamten  II  185. 
K.  V.  Anlegung  von  preussischen  Orden  II  145. 
R.-Erl.  Berechnung  des  Lebensalters  der  Waisen  II  232. 
Erl.  Kreisassistenzarzt,  dienstliche  Stellung  etc.  II  237. 
Kgl.  Württembergische  Verordnung  über  Wohnungsaufsicht  II  369. 
En.  Aerztevereins-Ehrengerichte  II  148. 
Erl.  Ausserordentliche  Unterstützungen  II  232. 
R.-Erl.  Hebammen- Auszeichnungen  II  105. 
Erl.  Instanzenweg  bd  Gesuchen  II  148. 
K.  V.  Titel-  und  Rangverhältnisse  der  Kreisäizte  II  144. 
K.  V.  Dienstreisen  mit  Segelboot  II  191. 
Erl.  Amtliche  Kreisarztkonferenzen  II  103,  259. 
Erl.  Versetzung  in  den  einstweiligen  Ruhestand,  Suspension  im  Amte  II217. 
Erl.  Behandlung  im  unmittelbaren  Staatsdienst  oeschäftigter  Personen 
gegen  Entgelt  11  294. 
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10.  Juli.     Erl.  Verldhung  des  Titels  ,^edizinalnth"  und  ,,Odi.  Mediziiudnth" 
an  Kreisärzte  U  103. 

24.  „       R.-Erl.  Kreisärzte  und  Oeverbeaulsichtsbcanite  II  168,  284. 
27.  ,,       Erl.  Diensteinkommen  im  Sinne  des  Pensionsgttetzes  II  226. 

27.  ,,       Erl.  Pensionsberechnune  nach  Entlassune  durch  Disziplinarverfahren 
II  226-227. 

30.  ,,       Erl.  Obduktionsgebühren  II  182. 

7.  Aug.   Erl.  Gehalt  der  nicht  vollbesoldeten  Kreisärzte  II  200. 

8.  „       A.  V.  Anrechnung  der  Dienstzeit  bei  der  Expedition  gegen  China  als 

Kriegsiahre  II  221. 

15.  ,,       Bek.  der  Polizeibehörde  in  Hamburg  betr.  Oas-Heiz-,  Koch-  u.  Bade- 

öfen II  403. 

20.  „      Erl.  Zählkarten  der  Sterbefälle  und  Selbstmorde  II  292. 

27.  „       R.-Erl.    Errichtung   einer   staatl.  Versuchs-  und   Prüfungsanstalt  für 

Wasserversorgung  und  Abwässerbeseitigung  II  23,  76. 
2T.    „       Qeschäftsanweisung  u.  Gebührenordnung  für  die  Versuchs-  und  Prü- 
fungsanstalt für  Wasserversorgung  und  Abwässerbeseitigune  II  76—82. 

31.  ,.       Erl.  Stempelgebühr  für  den  Titel  „Sanitätsrath"  u.  „Geh.  Sanitätsrath" 

II  250  u.  251. 

16.  Sept.    Erl.  Sachverständigenthätigkeit  im  staatlichen  Versicherungswesen  II 184. 
1.  Okt.     Erl.  Generalsanitätsbericht  der  Regierungs-  und  Med.-Räthe  II  106. 

1.    „       Erl.  Amtsärztliche  Gebühren  II  181. 

1.  „       Eri.  Amtliche  Zeugnisse  der  Gerichtsäizte  II  257.  293. 

16.  Nov.    Erl.  Verzeichniss  der  von  den  Hebammen  des  Beziria  geleiteten  Ent- 

bindungen II  267. 

25.  „       Erl.  Richtigkeitsbescheinigung  der  Reisekostenliquidationen  II  307. 

26.  „       Eri.  Gebühren  für  Obduktionen  u.  Obduktionsberichte  II  182. 
26.    „       R.-Erl.  Epidemische  Genickstan«  II  105. 

26.    „       Erl.  Reklamationszeugnisse  II  181,  294. 

26.    „       R.-Erl.  Todesfälle  an  Pocken  oder  nach  der  Impfung  II  105. 

2.  Dez.    Eri.  Fuhrkostenentschädigung  II  194. 

18.  „       R.-Erl.  Schulhygiene  II  285. 

21.  „       Erl.  Bestrafung  der  Kurpfuscher  II  262. 

28.  ,,       Erl.  Auslagen  für  Wasseruntersuchungen  II  184. 

1902. 

10.  Jan.     R.-Eri.  d.  Min.  über  Heiz-  und  Lüftungsvorrichtungen  in  Gastwlrth- 
schaften  und  Restaurationen  II  391. 

17.  „        Erl.  Richtigkeitsbescheinieung  der  Reisekostenliquidationen  II  308. 
25.    «        Verf.  d.  Just.-Min.  Wahl  des  zweiten  Obduzenten  bei  gerichtl.  Ob- 
duktionen I  519,  II  257,  258.  . 

15.  Febr.    Eri.  Zentrale  Wasserleitungen  II  276. 

.18.   n       Apothekenbetriebsordnung   nebst    Anweisung    für   die   amtliche  Be- 
sichtigung II  HO,  263. 

19.  n        Erl.  Privatpraxis  und  Nebenämter  des  Kreisassistenzarztes  II  237. 

20.  »        Verf.  d.  Med.-Min.  betr.  Wahl  des  zweiten  Obduzenten  bei  gerichtl. 

Sektionen  I  519,  11  257. 

28.  V        Erl.  Gegenseitige  Benachrichtigung   der  Zivil-    und    Miltärbehörden 

beim  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  II  282. 

4.  März.  K.  V.  Inkrafttreten  des  Kreisarztgesetzes  u.  des  Gesetzes  über  die  Ge- 
sundheitskommission II  137. 

4.     if      Reskr.  Entscheidungen  in  der  II.  Instanz  im  Disziplinarverfahren  II  157. 

14.  »      Erl.  Gebühren  bei  auswärtigen  Dienstgeschäften  II  182. 

29.  »      Erl.  d.  Just-Min.  Diensteid    des   Kreisarztes,  gilt   für  seine  gerichts- 

ärztliche Thätigkeit  I  519,  II  147. 

15.  April.  Erl.  Heilquellen  und  Kurorte  II  292. 

16.  m      Ges.  betr.  Bau  von  Beamtenwohnungen  und   Gewährung  von  Bau- 

darlehnen II  386. 
23.     ,      Erl.  Berechnung  der  amtsärztlichen  Gebühren  und  des  Dienstalters 
II  213,  214. 

30.  Mai.     Erl.  d.  H.-Min.  über  Einrichtung  von  Heizkursen  II  401. 

3.  Juni.    Ausführungs-Bestimmungen,   ministerielle  über  die  Gewährung  von 

Baudarlehnen  II  387. 
12.    m       Eri.  Stempelpflichtigkeit  der  Fähigkeitszeugnisse  für  Hebammenschü- 
lerinnen II  253,  268. 
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U.Juni.    PoL-Verond.  d.  Pol-Präs,  in  Berlin   betreff.   Einrichtung  von   Spül- 
kästen bei  Aborten  II  415. 
Erl.  Einnahmen  aus  Nebenämtern  II  210. 
R.-Eri.  Zahlung  der  Gehälter  und  Pensionen  II  177,  178. 
Erl.  Bericht  über  Kranken-  etc  Anstalten  II  289. 
Preussisches  Ausfuhrungsgesetz  zum  Meischbeschaugesetz  II  277. 
Erl.  des  Kr.-Min.  Ladung  von  Beamten  als  Zeugen  dieser  vor  die 
Militärgerichte  S.  11. 

Erl.  Wiederbesetzung  erledigter  Kreisarztstellen  II  103,  143. 
Gesetz  betr.  Klasseneinteilung  der  Orte  II  176. 
Erl.  Amtliche    Konferenzen  der  Medizinalbeamten  des  R«:.-Bezirks 
II  259. 

Erl.  Berichtigung  des  Medizinalkalenders  II  261. 
Lübecksches  Gesetz  über  Wohnungspflefi:e.  II  371. 
Erl.  Beaufsichtigung  der  Impfärzte  aurch  den  Kreisarzt  11  282. 
Erl.  Meldepflicht  nicht  approbierter  gewerbsmässiger  Heilkundiger  II 
261-262. 

Ausf.  Best,  zum  Fleischbeschaueesetz  II  277. 

Erl.  Zuziehung  der  Mitglieder  der  Wiss.  Deputation  f.  d.  Medizinal- 
wesen als  Sachverständige  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  S.  3. 
Erl.  Ladung  von  Beamten  als  Zeugen  u.  s.  w.  vor  die  Militärgerichte 
S.  10. 

Erl.  Schulschliessung  wegen  Unterleibstyphus  II  287. 
Erl.  d.  H.-Min.  über  Einrichtung  von  neizkursen  II  401. 
Erl.  Berichte  der  Kommunal-Armenärzte  II  288. 
Zentrale  Wasserleitungen  II  276. 

Verf.  d.  Jusi-Min.  Sachverständige  bei  Entmündigungen  I  528,  II  257. 
Ausführungsbestimmungen  zum  rleischbeschaugesetz  II  277. 
Erl.  Bericht  beim  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  II  281. 
R.-Erl.  Leichenschau  II  292. 

Erl.  Aufnahmezeugnisse  für  Taubstummenanstalten  II  181* 
Erl.  Statistik  über  Taubstummenanstalten  II  289. 
R.-Erl.  Bau  von  Volksschulen  II  286. 

R.-Erl.  Revision  der  Drogen-  u.  Farbwarenhandlungen  II  266. 
R.-Erl.  Neue  Rechtschreibung  II  296. 

ErL  Benachrichtigung  der  Militärbehörden  beim  Auftreten  ansteckender 
Krankheiten  II  282. 

1»08. 
Schreiben  des  Direktors  des  Statist.  Amtes  betr.  Zählkarten  und  lieber- 
sichten  über  Krankenbewegungen  II  289. 

R.Erl.  d.  Min.  d.öff.Arb. betr.  Bau  von  Arbeiter-  und  Beamtenwohnungen 
II  388. 

Erl.  Bericht  beim  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  II  282. 
Erl.  Mindestforderungen  an  Bäder  II  291. 
ErL  Meldepflicht  der  Zahntechniker,  Heilgehilfen  u.  s.  w.  II  262. 
R.  Erl.  Bestellung  von  Sachverständigen  bei  Entmündigungen  I  52  8 
II  257. 

R.  Erl.  Gebühren  der  Kreisärzte  für  die  Thdlnahme  an  den  Hebammen- 
prüfungen II  268. 

R.  Erl.  Genesungsheim  II  288  u.  S.  29. 

R.  Erl.  Prüfung  und  Beaufsichtigung  von  Heilgehülfen  und  Masseuren 
II  270. 

Mitwirkung  der  Reg.-  und  Med.-Rathe  in   Fragen  des  Fleisches  als 
Nahrun^mittel  S.  5. 

R.  Erl.  Bericht  der  „Ortssendungen"  II  316  u.  S.  30. 
Erl.  Apothekenverwaltung  durch  den  bisherigen  Konzessionär  bis  zu 
deren  Uel)emahme  durch  den  neuen  Konzessionär  S.  27. 
Erl.  Zählkarten  und  Uebersichten  der  Krankenbewegung  in  Kranken- 
anstalten II  289. 

Erl.  Gewährung  von   Unterstützungen  an   im   Disziplinarwege  ent- 
lassene Beamte  S.  10. 

R.  ErL  Meldekarten  im  Ortsverkehr  über  bestehende  Krankheiten  II  316. 
R.  Erl.  Bestellgeld  u.  Aversionirungsstempel  im  Ortsverkehr  II  315. 
R.  Erl.  Gebühren  d.  Kreisärzte  für  Revision  von   Drogenhandlungen 
I  S.  27. 
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20.  März.  Ausfühningsbestimmungen  zum  Fldschsdiaugcsetz  II  277. 

21.  „       Erl.  Tagegelder  der  Mitglieder  der  MediziiuükoUegien  S.  4. 

23.  „       R.  ErlTSdiulhyriene  II  285. 

25.  ,,       Erl.  des  Med.-AQn.  betr.  die  vom  Stellvertreter  fflr  den  vertretenen 

Kreisarzt  eingenommenen  Gebühren  S.  24. 
31.  „       Erl.  Die  praJctische  ärztliche  Thätigkeit  eines  Kreisarztes  vor  seiner 

Anstellung  kann  auch  nicht  zum  Thdl  als  pensionsfähige  Dienstzeit 

angesehen  werden  S.  22. 
1.  April   R.  Erl.  Amtliche  Postsendungen  II  310—312. 
15.  „       Gesetz  über  Bestimmung  des  pensionsfthigen  Durcfaachnittsatzes  des 

Wohnungsgeldzuschusses  S.  23. 

21.  ,.      Erl.  d.  Pol.  PrSs.  in  Berlin.    Errichtung  von  Spülkästen  bd  Aborten 

mit  Wasserspülung  II  415. 
28.    „      Erl.  d.  Min.  d.  auswärtigen  Angd.  betr.  die  Rückgabe  ausländischer 

Orden  S.  8. 
4.  Mai.    Gesetz  über  Bau  von  Beamtenwohnungen  und  Gewährung  von  Bau- 
darlehen II  386. 
6.  „       R.-Erl.    Bethdligung   militärischer   Sachverständiger   bd   Ortsbcsidi- 

tigungen  im  Manöver^lände  S.  27. 
9.  „       Ausf.  Anw.  d.  Fin.-Min.  über  die  Berechnung  des  pensionsßhigen 

Durchschnittsatzes  des  Wohnungsgddzuschusses  S.  23. 

Erl.  Abgabe  gerichtlich  gdorderter  Gutachten  sdtens  der  Mitglieder 

der  Medizinalkollegien  S.  4. 

27.  ,,       Erl.  Annahme  von  Geschenken  II  327  u.  328. 

28.  ,,       Erl.  Mitthdlung  der  Ausf.-Bcst  des  Fin.-Min.  vom  9.  Mai  1903  (s.  vorher) 

S.  23. 
8.  Juni.    Gebühren  der  vollbesoldeten  Kreisärzte  S.  11. 
18.  ,,       Si-M.-B.  Neue  deutsche  Rechtschrdbung  S.  29. 
l.juli.    Erl.  d.  Med.-Min.,  des  Laudw.-Min.  Besdtigung  des  Aufsichtsrechtes 

der  Kreisärzte  über  die  Trichinenschau  S.  29. 

8.  „       R»  Erl.  d.  Min.  d.  Inn.  u.  d.  Med.-Min.  Verkehr  mit  Geheim  mittdn 

S.  27. 
13.  ,,       R.  Erl'  Berichtigung  des  preuss.  Med.-Kalenders  S.  25. 

22.  „       Erl.  Geschäftsthätigkdt  u.  Betrieb  der  bakteriologischen  Untersuchungs- 

stellen S.  6. 

24.  „       Allg.   Verf..  d.  Tust-Min.  Uhlenhutsche  Blutuntersuchungsmethode 

mittelst  Serum  I  522. 
28.  .,       Erl.  d.  Min.  d.  Med.,  d.  Inn..  f.  Handd  u.  Gew.  u.  f.  Landw.  Bearbdtung 
der  den  Verkehr  mit  Wdn  betreffenden  Angdegenhdten  durch  den 
Reg.-  oder  Med.-Rath  S.  5. 
R.  £rl.  Massr^eln  bd  Ueberschwemmungen  II  407. 
R.  Erl.  Tag^elder  für  auswärtige  Ortsbesichtigungen   können  nicht 
als   Terminsgebühren    verrechnet  und   als   pensionsfähig   angesehen 
werden  S.  12. 

Erl.  Neue  deutsche  Rechtschrdbung  S.  29. 
Erl.  d.  Fin.-Min.  Gehaltszahlung  S.  11. 
R.  Erl.  Annahme  von  Apothekerlehrlin^en  S.  27. 
R.  Erl.  Besichtigung  des  Manövergeländes  durch  den  Krdsarzt  S.  28. 
Erl.  betr.  Uhlenhutschen  Blutuntersuchungsmethode  mittelst  Serum 
I  522. 

Erl.  d.  Min.  d.  I.  Zulässigkdt  der  Durchsuchung  und  Beschlagnahme 
im  Disziplinarverfahren  S.  10. 

R.-Eri.  Nebenämter  der  Reg.-  und  Med.-Aerzte  und  Kreisärzte  S.  5. 
Erl.  Entsdiädigungsansprüdie  des  Stellvertreters  eines  vollbesoldeten 
Kreisarztes  S.  24. 
Erl.  Gehaltszahlung  S.  11. 

Richtigkeits-Bescheinigungen  der  Liquidation    über    Tagegdder   und 
Rdsekosten  der  Kreisärzte  S.  30. 

Erl.   Kreisassistenzärzte  und  Aerzte  haben  bd  ihrer  Ernennung  zu 
Krdsärzten  keinen  Anspruch  auf  Umzugskosten  S.  22. 
Erl.  Bo-icht  über  die  Kreismedizinalbeamten  S.  5. 
Erl.  Berechtigung  der  Hinterbliebenen  der  auf  Wartegeld  gestellten 
Kreismedizinalb^mten  auf  Reliktenversorgung  S.  8. 

9.  Nov.    R.-Erl.  Freiexemplar  des  preussischen  statistischen  Jahrbuchs  an  die 

Kreisärzte  S.  3. 
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11.  Nov.  St-M.-B.  Ausführungsbestimmungen  über  Tagegelder  und  Reisekosten 
der  Staatsbeamten  S.  12. 

11.  Dez,  bezw.  16.  Dez.  R.-Erl.  betr.  Tagegelder  und  Reisekosten  S.  12. 

12.  „       Erl.  d.  Min.  d.  Med.-Angel.  betr.  Abänderung  der  Gebührenordnung 

der  Königl.  Versuchs-  und  Prüfungsanstalt  für  Wasserversorgung  S.  5. 

16.  „  R.-Erl.  unentgeltliche  Lieferung  der  Gesetzsammlung  an  die  Kreis- 
ärzte S.  3. 

21.  „  Erl.  Eintragung  der  Gebühren  eines  Kreisaiztes  während  seiner  Ver- 
tretung in  das  Gebührenverzeichniss  S.  24. 

30.  „  R.-Erl.  des  Min.  der  Med.-Angel.  betr.  Reisekosten  und  Tagegelder 
S.  12. 


IL  Rechtsprechung. 
A.  Eittchelduigei  das  Relchtgerlchtt. 

1880. 

17.  Jan.     Verhandlungsfähigkeit  Geisteskranker  I  333. 
10.  März.  Gefährliche  Werkzeuge  I  107. 

23.  April.  Aerztliche  Kunstfehler  I  118. 

S.Mai     und  26.  Okt.  Allgemeiner  Sachverständigen-Eid  I  21. 

24.  „       und  10.  Juni.  Strafbarer  Versuch  der  Fruchtabtreibung  I  288. 

1881. 

7.  März.  Verlust  eines  wichtigen  Gliedes  I  109. 

19.  Mai.     Allgemeiner  Sachverständigen-Eid  I  21. 

8.  Juli.     Eine  das  Leben  gefährdende  Behandlung  I  107. 

9.  ,,       Vollendete  vorsätzliche  Fruchtabtreibung  I  288. 
28.  Sept   Sdiwere  Körperverletzung  I  108. 

28.    .,       Verlust  des  Sehvermögens  I  109. 

30.  Nov.   Geisteskrankheit  im  Sinne  des  §  176  Str.  G.  B.  I  277. 

30.  „       Beischlaf  mit  geisteskranken  Personen  I  331. 

1882. 
9  Jan.     Trunkenheit  als  Krankheit  im  Sinne  des  §  221  Str.  G.  B.  I  102. 

18.  Jan.     Mangelnde  Einsicht  eines  Taubstummen  I  326. 
l.rebr.  Dauernde  Entstellung  1  111. 

17.  März  und  23.  März  Unzüchtige  Handlungen,  deren  Begriff  I  270. 

31.  „       Giessen  ätzender  Flüssigkeiten   ins  Gesicht  —  eine  das  Leben  ge- 

fährdende Behandlung  I  108. 
12.  April.  Kurpfuscher.    Bestrafung  bei  Kunstfehlern  I  124. 
9.  Juni.    Verlust  von  Fingei^liedem  keine  schwere  Körperverletzung  I  109. 

1888. 

30.  März.  Strafbarer  Versuch  der  Fruchtabtreibung  I  288. 
4.  Juni.    Schwere  Körperverletzungen  I  108. 
14.   „       Unzüchtige  Handlungen,  deren  Begriff  I  270. 

2.  Okt.    Verlust  des  Sehvermögens  I  109. 

1884. 
27.  März.  Hebammen  sind  keine  approbirten  Medizinalpersonen  1  44. 

8.  April.  Stoss  ins  Wasser  eine  das  Ldben  gefährdende  Behandlung  I  108. 

20.  Mai.    Aerztl.  Kunstfehlcr  (Verschlimmerung  einer  Krankheit)  I  118. 

3.  Juli.     Aerztl.  Kunstfehler  (Verstösse  g^en  die  Antisepsis)  I  120. 

1885. 

9.  April.  Verfall  in  Siechthum,  dessen  Begriff  I  112. 

22.  Mai.    Busse  nach  Körperverletzungen  mit  tödtlichem  Ausgang  I  104. 

25.  Sept    Allgemeiner  Sachverständigen-Eid  121. 
22.  Okt.     Privat-Geheimniss,  dessen  Begriff  !  40. 
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1886. 

4.  Mai.    Verlust  des  Sehvermögens  I  109. 

12.  Juni.    Veninreinieung  der  Oewässer  II  424. 

11.    f,      Duldung  der  Untersuchung  durch  Sachverständige  I  21—22. 
14.  Sept    Ausschluss  der  freien  Willensbestimmung  I  320. 

l.Okt.    Dauernde  Entstellune:,  deren  Betriff  I  111. 

6.  Dez.     Eine  das  Leben  gefährdende  Behandlung,  Begriff  ders.  I  108. 

6.    ,t      Hetzen  eines  bösartigen  Hundes  eine  das  Leben  gefährdende  Behand- 
lung I  108. 

1887. 

11.  Febr.   Pension  nach  strafrechtlicher  Verurtheilung  II  226. 

23.  Sept.    Fahrlässige  Körperverletzung,  Strafbarkeit  derselben  I  116. 

1888. 

13.  Tan.     Verfall  in  Siechthum,  dessen  Begriff  I  112. 

18. Mai.     Einflössen  bitterer  Flüssigkeit;  körperliche  Misshandlung  I  106. 
9.  Okt.    Pension  nach  strafrechtlicher  Verurtheilung  II  226. 

1889. 

14.  März.  Beamtenbestechung  II  328. 

16.  April.  Körperliche  Misshandlung,  Begriff  I  106. 

20.  Mai.    Verschlimmerung  einer  bestehenden  Krankheit  als  Oesundheitsbeschä- 

dieung  I  107. 

5.  Nov.  Eidesfähigkeit  geistesschwacher  oder  geisteskranker  Personen  I  335. 
9.  Dez.    Abgabe  mündlicher  Gutachten,  Benutzung  von  Notizen  I  34. 

1890. 

1.  Mai.    Wiederholte  Beobachtung  eines  Angeklagten  in  einer  Irrenanstalt  I  336. 

18.  Okt.    Trichinose  eine  ansteckende  Krankheit  im  Sinne  des  §  327  Str.-G.-B. 

I  105. 
8.  Dez.    Verfall  in  Siechtum  I  112. 
8.  Dez.    Verfall  in  Lähmung,  Begriff  I  112. 

1891. 

13.  Okt.    Fahrlässigkeit  im  Sinne  des  Str.O.B.  I  116. 

1892. 
13.  Juli.     Wiederholte  Beobachtung  eines  Angeklagten  in  einer  Irrenanstalt  I  336. 

1893. 

21.  März.  Theilnahme  am  Feldzug  II  221. 

15.  Juni.    Obduktionen  in  Unfallversicherungssachen  I  482. 
21.  Sept.   Zeugniss  über  den  Gesundheitszustand  I  45. 

21.     »      Wissentlich  falsches  Zeugniss  I  45. 

26.  Okt.    Fahriässige  Körperverletzung  durch  Kurpfuscher  I  125. 

1894. 

12.  Jan.     Aerztliche  Kunstfehler  I  118. 

6.  April.  Belästigung  der  Nachbarn  durch  Rauch  II  397. 

6.  „      Gesunaheitsgefährdung  durch  übermässige  Geräusche  II  398. 
26.  Mai.    Berufsgeheimniss  I  70. 

31.   „       Vorsätzlichkeit  im  Sinne  §  233  Str.O.B.  I  116. 

31.   „       Chirurgische  Operation,  Einwilligung  des  Kranken  I  121. 

7.  luni.    Gefährliche  Werkzeuge  I  107. 

30.  Nov.   Durch  Täuschung  hervorgerufene  Selbstbeschädigung  als  Körperletzung 
im  Sinne  des  §  223  Str.  G.  B.  I  107. 

1895. 

6.  März.  Verlust  des  Sehvermögens  I  109. 

12.    »       Begriff  der  schweren  Körperverletzung  I  108. 
12.    «       Verfall  in  Geisteskrankheit.    Ursächlicher  Zusammenhang  mit  Körper- 
verletzung I  112. 

7.  Mai.     Hirnblutung  nach  Schädelkontusion  und  Unfall  I  481. 
S.Juli.     Wiederholte  Beobachtung  in  einer  Irrenanstalt  1  336. 

23.  Sept.   Geschlechtliche  Erkrankung  als  Ehescheidungsgrund  I  132. 

28.  „       Gesundheitsbeschädigung  durch  Hausschwamm  II  340. 

29.  »       Wissentlich  falsches  Zeugniss  I  45. 

28.  Nov.   Grobe  Misshandlung  als  Ehescheidungsgrund  I  131. 
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1896. 
30.  Jan.     Seelische  Eirtgang  durch  körperliche  Misshandlung  I  131. 

2.  April.  Körperliche  A^sshandlung  I  106. 

10.  Juli.     Rccnt  der  Polizeibehörde,  den  Arbeitgeber  zur  Sorge  für  ordentliche 

Schlafstellen  seiner  Arbeiter  zu  zwingen  II  375. 

25.  m       Verhandlun^fähigkeit  Geisteskranker  I  333. 

12.0kt    Fahrlässigkeit:  Uebemahme  einer  Berufsthatigkeit  ohne  erforderliche 

Befähigung  I  124. 
12.  Nov.    Verunreinigung  der  Gewässer  II  424. 
17.    m       Krankhafte  Störung  der  Geistesthätigkeit    mit    Gemeingefährlichkeit 

kein  Entmündigungsgrund  I  342. 

1897. 

8.  Jan.     Verhandlungsfähigkeit  Geisteskranker  I  333. 

17.  Mai.    Offenbarung  des  Berufsgeheimnisses  im  Interesse  des  Kranken  oder 

Dritter  I  42. 

3.  Juni.    Fuhrkostenentschädigung  II  194. 

18.  m      Durchbruch  eines  Darmgeschwürs  nach  schwerem  Heben  kein  Betriebs- 

unfall I  481. 

1898. 
18.  Febr.   Begriff  des  »Betriebsunfalls«  I  419. 
12.  Mai.    Anrechnung  der  Urlaubszeit  II  235. 

1899.  ' 

11.  April.  Alteration  des  seelischen  Wohlbefindens  keine  körperliche  Misshandlung 

I  106. 

12.  Juli.     Abfuhr  der  Fäkalien  II  412. 

1900. 

18.  Jan.     Verpflichtune  der  Gemeinden,  öffentliche  Wege  bei  Glatteis  gefahrlos 

zu  machen  fl  452. 
29.   m       Kunstfehler:  Unkenntniss  und  mangelnde  Vorbildung  I  124. 

19.  Febr.    Fahrlässigkeit  im  Sinne  des  Str.  G.  B.  I  116. 
12.  März.  Abfuhr  der  Fäkalien  II  412. 

26.  Mai.    Fahrlässige  Tödtung  I  125,  523. 

24.  Okt.     Entmündigung  w<^en  Geisteskrankheit  oder  Geistesschwäche  I  526. 
15.  Dez.    Entschädigungspflicht  der  Gemeinden  bei  Verunreinigung  durch  Ab- 
wässer II  442. 

1901. 

21.  Jan.     Aufkratzen  einer  durch  Insektenstich  veranlassten  Pustel  als  Unfall  im 
Sinne  der  Privatunfallversicherung  I  535. 

28.  „       Giltigkeit  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Gesetz  über  die  Tage- 

f eider  u.  s.  w.  vom  20.  Juni  1897  II  198. 
Ehescheidung  wegen  Geisteskrankheit  I  527. 
14.    „      Versuch  der  Kindesabtreibung  mit  untauglichen  Mitteln  I  526. 

29.  „       B^iff  Unzucht  I  325. 

29.    „       Begriff  widernatüriiche  Unzucht  I  525. 

9.  Juni.    Ausgiessen  einer  ätzenden  oder  giftigen  Flüssigkeit  ist  kein  gefähr- 

liches Werkzeug  l  523. 
2.  Juli.     Unterbringung  eines  Angeschuldigten  zur  Beobachtung  in  eine  Irren- 
anstalt I  519. 

12.  „       Begriff  „gefähriiches  Werkzeug"   („Topf  mit  heissem  Wasser)  I  523. 
7.  Okt.     Begriff  des  Betriebsunfalls  I  419. 

18.  Nov.   Trunkenheit  als  Ehescheidungsgrund  I  524. 

1902. 

5.  Jan.     Ablehnung  eines  Sachverständigen  wegen  Befangenheit  I  518. 

13.  „       Geschlechtlicher  Missbrauch  als  Ehescheidungsgrund  I  525. 

14.  Febr.  Verlesung  ärztlicher  Atteste  über  leichte  Körperverletzungen   in  der 

Hauptverhandlung  I  520. 

20.  „       Fahrlässige  Tödtung  bei  einer  ihrer  Körperbeschaffenhdt  nach  schon 

vorher  geschwächter  Person  I  524. 
l.Okt.     Ablehnung  eines  Sachverständigen  wegen  Befangenheit  I  518. 

6.  „        Bfötellung  eines  Pflegers  bei  Geisteskranken  u.  Geistesschwachen  I  527. 
9.   „        Bestellung  eines  Pflegers  bei  geschäftsunfähigen  Geisteskranken  oder 

Geistesschwachen  I  527. 
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24.  Okt.    Verantwortlichkeit  des  Arztes  oder  Kurpfuschers  für  etvaige  Qesund- 
heitsbeschidigungen  I  524. 

14.  Nov.   Oiltigkeit  der  vom  Kreisarzt  getroffenen  voriäufieen  Anordnungen  II 238. 

22.     „      Der  Richter  hat  in  Zivilprozesssachen  nicht  das  Recht,  eine  irztlidie 

Untersuchung  einer  Person  zu  erzwingen  I  519. 
5.  Dez.    Ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  Tod  und  Unfall  auch  bei  ge- 
ringerer Widerstandsföhigkeit  gegen  UnßUle  I  535. 

18.  „       Begriff  widernatürliche  Unzucht  I  526. 

1908. 

Q.Jan.     Verlesung  ärztlicher  Atteste  über  Körperverletzung  in  der  Hauptver- 
handlune  I  520. 

19.  „       Berufsgjcneimniss  und  Zeugnissverweigerung  des  Arztes  I  521. 

19.  Febr.  Berechtigung  des  Kreisarztes  zur  Stellung  von  Strafantragen  gegen 
Kurpfuscher  wegen  unerlaubtem  Wettbewots  S.  26. 

19.    „      Berufsgeheimniss  und  Zeugnissverweigerun|;  der  Beamten  I  522. 
5.  März.  Ehescheidung  ist  wegen  Geistesschwäche  nicht  zulässig  I  527. 

16.    „      Verlesung  ärztlicher  Atteste  über  Körperverletzungen  in  der  Haupt- 
verhandlung I  520. 


B.  Eitsehiidaigii  du  Priassiscbii  Obirtribiiiis 
lind  KimiiiirKiriGhts,  dir  ObirliidisgiriGliti  aid  Liidtirichti. 

1845. 

14.  Dez.    Ob.-Trib.VermindeningdesWassersinBrunnendurchNeuanlagenII341 

1868. 

14.  Nov.   Ob.-Trib.  Betheiligung  an  Demonstrationen  gegen  die  Regierung  II 149. 

1877. 

15.  März.  Ob.-Trib.  Baupolizeiverordnungen  für  das  platte  Land  II  341. 

24.  Sept.    Ob.-Trib.  Einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Wartegeld 
im  Disziplinarverfahren  II  159. 

1881. 

5.  Dez.    Kammei^gericht.   Verbot  von  Ofenklappen  II  366. 

1886. 

20.  Mai.    Kammei^gericht    Verpflichtung  zur  Reinigung  einer  Strasse  II  452. 

1887. 
23.    „       Kammeiiger.   Gültigkeit  der  Polizeiverordnung  betr.  Abführung  der 
Schmutzwässer  in  Entwässerungsanlagen  II  441. 

1890. 

22.  Mai.    Kammergericht.    Verbot  des  Haltens  von  Schweinen  in  bestimmten 
Stadttheilen  II  362. 

1892. 

12.  März.  Kammergjer.  Rechtsgültigkeit  der  Polizeiverordnungen  betr.  Entleerung 

von  Abtrittsgruben  auf  pneumatischem  Wege  II  412. 
26.    „      Ob.-L-Q.  Posen.  Antritt  von  Dienstreisen  11  188. 

1898. 
20.  Jan.     L-0.  Koblenz.  Kunstfehler  I  119. 
31.  Aug.    0.-L.-Q.  Stettin.  Antritt  von  Dienstreisen  II  188. 

1894. 

6.  Febr.  L.-0.  Berlin.    Haftpflicht  bei  Ausstellung  falscher  Zeugnisse  I  46. 

1895. 

14.  März.  Kammerger.  Gewerbsmässiger  Betrieb  der  Fäkalienabfuhr  II  413. 

16.  Mai.     Kammerger.  Bestreuen  des  Bürgersteiges  bei  Glatteis  II  452. 

1896. 

13.  Febr.   Kammerger.  Gewerbsmässiger  Betrieb  der  Fäkalienabfuhr  II  413. 
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1898. 
24.  Febr,   Kammerger.  Rechtsgültigkeit  von  Polizeiverordnungen,  durch  die  das 

Musiziren  bei  offenem  Fenster  verboten  wird  II  399. 
2.  Der.    Kammerger.  Polizeiverordnungen  über  Arbeiterwohnungen  II  375. 

1901. 

22.  Mai.    Bayrisches  Ob.-L-G.  Meldepflicht  der  Militärärzte  II  261. 
21.  Juni.    Kammerger.    Verpflichtung    der   Strassenbahn- Gesellschaft    zur   Be- 
sprengung  der  Strassen  wegen   vermehrter  Staubentwickelung  durcli 
die  Strassenbahn  II  395. 
8.  Aug.    Kammerger.  Form  von  Polizeiverordnungen  II  47. 

1902. 

17.  ApriL  Kammciiger.  Gültigkeit  der  Polizei  Verordnungen  für  Arbeiterwohnungen 

16.  Mai.    Ob.-L-G.  in  Karlsruhe.    Berufsgeheimniss  und  Zeugnissverweigerung 

des  Arztes  I  520. 
5.  Dez.    Kammmerger.  Gültigkeit  der  Polizeiverordnungen  über  Wohnviertel 

20.    „      Hanseat  Ob.-L-G.  in  Hamburg.    Berufsgeheimniss  und  Zeugnissver- 
weigerung des  Arztes  I  521. 

1908. 

12.  Jan.     Kammei^er.  Zulässigkdt  der  Durchsuchung  u.  Beschlagnahme  im  Dis- 

ziplinarvmahren  S.  10. 
16.  April.  Kammerger.  Gültigkeit  der  Polizeiverordnungen  über  Anmeldepflicht 

der  Kurpfuscher  etc.  S.  26. 
23.     „      Ob.-L-G.  Naumburg.   Schadenersatz   bei  mangelhafter   Beleuchtung 

eines  Weges  II  453. 
28.  Mai.    Kammerger.  Giltickeit  von  Polizeiverordnungen,  durch  die  reklamen- 

artige  önentliche  Anbietungen  von  Kurpfuschern  usw.  verboten  werden 

S.  26. 
23.  Aug.    L-G,  Verden  Gebühren  für  den  Kreisarzt  der  an  Stelle  eines  anderen 

als  gerichtl.  Sachverständiger  zugezogen  wird  S.  24. 


e.  {ittebtNiiiti  Ut  Ctriebttbtft  fir  Itaptteaikttiflikti. 

1867. 
9.  März.  Streitigkeiten  über  den  Umfang  der  Dienstverpflichtung  eines  Beamten 
II  238. 

1868. 
JO.  Okt    Klasse  gegen  die  Entscheidung  des  Verwaltungschefe  und  der  Ober- 
Rechnungskammer  II  173. 

1870. 
14.  Mai.    Anspruch  auf  Bewilligung  des  Gnadenmonats  seitens  Hinterbliebener 

1884. 
14.  Mai.    Versetzung  in  den  Ruhestand  wegen  dauernder  Dienstunfähigkeit  II  215. 


i  Eittebtidiiiti  dtt  Prtittitcbta  Obtr-Vtrwaltui|t|tricbtt. 

1877. 
16.  Juni.    PolJzeil.  Verbot  der  Anhäufung  von  Unrath  auf  Grundstücken  II  411. 
6.  Okt.     Polizeil.  Untersagung   des  Bewohnens  von   Räumen,  die  nicht  die 
vorgeschriebene  Mindesthöhe  haben  II  374. 

1879. 

15.  Jan.     Anlegung  von  Bürgersteigen  II  452. 
2.  Juli.     Herstellung  einer  genügenden  Anzahl  von  Aborten  II  366. 

1880. 
-4.  Febr.   Ordnungsstrafen  im  Disziplinarverfahren  II  153,  154. 
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1881. 

2.  Jan.     Errichtung  von  Klär-  und  Desinfektionsanlagen  II  443. 

10.  Nov.   Verbot  von  Ofenklappen  II  366, 

21.  „  Polizeil.  Verbot  der  Zuleitung  übelriechender  Flüssigkeiten  in  Rinn> 
steine  etc  II  411. 

1882. 

27.  April.  Belästigung  durch  Rauch  und  Russ  II  394. 

27.  Dez.    Gefahr  im  Sinne  des  §  10  Th.  II  Tit  17  des  Allgemeinen  Landrechts 

II  52. 

1888. 

1.  Aug.   Religionswechsel,  keine  Verletzung  der  Amtspflicht  II  149. 
8.  Sept.   Dienstentlassung,  förmliches  Disziplinarverfahren  II  152. 

1884. 
16.  Jan.,  5.  April  tu  16.  Mai.  Herstellung  einer  genügenden  Anzahl  von  Aborten 

28.  Febr.   Räumung  bei  polizeiwidrigem  Zustand  eines  Gebäudes  kann  polizeilich 

aufgegel^n  werden  II  375. 

15.  April.  Verwendung  eines   Grabens  zur  Abführung   unreiner   Flüssigkeiten 

II  443. 

13.  Nov.    Polizdl.  Verbot  des  Bewohnens  von  Räumen,  die  nicht  die  vorge- 

schriebene Mindesthöhe  haben  II  374. 

1885. 

3.  Juni.    Polizeil.  Verordnung  betr.  Beschaffung  öffentlicher  Bedürfnissanstalten 

II  53,  412. 

19.  Sept.    Beleuchtung  von  Treppen  und  Fluren  kann  von  der  Polizei  verlangt 

werden  II  375. 

1886. 
18.  März.  Zulässige  Bebauung  II  364. 
21.  April.  Polizeil.  Verbot  der  Errichtung  eines  Stacheldrahtzaunes  II  486. 

20.  Mai.     Strassenreinigung  II  452. 

20.  Sept.    Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien,  Schmieden  etc.  II  308. 
25.  Okt.     Gesundheitsgefahrdung  durch  üble  Ausdünstungen  II  396. 

18.  Dez.  Polizeil.  Verbot  der  Zuleitung  übelriechender  Flüssigkeiten  in  Rinn- 
steine etc.  II  411. 

1887. 

11.  März.  Beseitigung   oder   Abänderung   einer   Baupolizei  Verordnung    Anlage 

II  363. 

21.  „       Polizeil.  Verbot  der  Zuleitung  übelriechender  Flüssigkeiten  in  Rinn- 

steine etc.  II  411. 

16.  Sept.    Küchen,  Restaurationsräume  und  Werkstätten  sind   zum  dauernden 

Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte  Räume  II  364. 

1888. 
11.  Jan.     Wahlagitationen,  Verletzung  der  Amtspflicht  II  149. 
21.   m       Anzeigepflicht  bei  Verhinderung  im  Amte  II  234. 
27.   «        Räumung  ungesunder  Gebäude  auf  polizeil.  Befehl  II  375. 

29.  Feb.    Ordnungsstrafen  im  Disziplinarverfahren  II  153,  154. 

6.  und  23.  März  und  6.  Nov.  Zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  be- 
stimmte Räume,  Begriff  II  364. 

21.  April.  Hauseigenthümer  sind  verpflichtet,  ihre  Häuser  in  polizeimässigem  Zu- 
stande zu  halten  II  374. 

23.  Dez.  Polizeil.  Verbot  der  Zuleitung  übelriechender  Flüssigkeiten  in  Rinn- 
steine etc  II  411. 

1889. 

25.  Jan.     Anforderungen  an  Bedürfnissanstalten  II  365. 

14.  Juni.    Zulässige  Bebauung  II  365. 

10.  Sept.  Badeanstalten  und  Badezimmer  als  zum  dauernden  Aufenthalt  von 
Menschen  bestimmte  Räume  II  364. 

26.  „       Vorgärten  II  365. 

17.  Okt.     Missbrauch  von  ungeeigneten  Räumen   als  Schlaf-  und  Wohnräume 

II  364. 
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21.  Okt.    Gesundheitsgefährdende    Luftverunreinigung    durch    Ausdünstungen 

einer  Brauerei  II  397. 
23.  Nov.   Beleuchtung  von  Privatstrassen  II  453. 

1890. 
16.  Febr.  Waschküchen  als  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte 

Räume  II  364. 
11.  April.  Polizdl.  Anforderungen  an  Wohn-  und  Schlafräume  II  374. 

16.  m      Verweigerung  des  urusses  gegen  Vorgesetzte,  Verletzung  der  Amts- 

pflicht II  14Q. 
7.  Mai.    Oeldbusse  im  Disziplinarverfahren  II  156. 
4.  Juni,    und  4.  Dez.  Disziphnarbestrafung,  Verjährungsfrist  II  152. 

17.  „       Räumung  einer  zu  früh  bezogenen  Wohnung  II  363. 

27.    m      Abtragung  der  Aufhöhung  eines  Qrundstücks  kann  von  der  Polizei 

gefordert  werden  II  375. 
27.    „       Höhe  der  Gebäude  II  365. 

Polizeilicher  Schutz  der  einzelnen  Person  II  52. 


17.  Juli. 
l.Okt. 


Gesundheitseefährdung  durch  übermässige  Rauchentwicklung  II  394. 

27.    „       Polizeiliche  Berechtigung  zur  Einschreitung  g^en  gesundheitsschädl. 

Ausdünstungen  II  396. 
11.  Dez.    Befugnisse  der  Polizei,  Geltung  für  die  ganze  Monarchie  II  52. 
11.    „       Uebomässiges  Geräusch  durch  Teppichklopfen  II  398. 

1891. 

6.  Jan.     Ableitung  der  Gebrauchs-  und  Niederschlagswasser  II  411. 

11.  März.  Polizeil.  Warnung  vor  Kurpfuschern  und  Schwindeldrogisten  II  53. 
3.  April.  Verbot  eines  für  die  Augen  schädlichen  Anstriches  der  Gebäude  II  366. 

14.    „       Regelung  der  Entwässerung  der  Wohngebäude  ist  Sache  der  Polizei 

II  410. 
2.  Juni.    Polizeilich  kann  die  Anlage  von  Dachrinnen  gefordert  werden  II  452. 
10.  Sept.    Anlage  von  Sammelkanälen  und  Klärbassins  II  445. 

12.  Nov.    Berechtigung  der  Polizei  zum  Einschreiten  gegen  nicht  genehmigungs- 


pflichtige gewerbliche  Betriebe  II  426. 
Poli -      .     - 


23.  Nov.   Polizeiverbot;  Ableiten  von  Jauche  II  53  u.  411. 

2.  Dez.    Polizeil.  Verbot  der  Zuleitung  übelriechender  Flüssigkeiten  in  Rinn- 
steine etc.  II  53,  411. 

1892. 

24.  April.  Zu  frühes  Beziehen  von  Neubauten  II  363. 

10.  Juni.    Regelung  der  Entwässerung  der  Wohngebäude  ist  Sache  der  Polizei  II 410. 

10.  Sept.    Anbringen  von  Dachrinnen  etc.  II  348,  452. 

10.    „      Zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte  Räume,  Begriff 

II  363. 
26.    n       Uebermässige  Geräusche  durch  Schreinereien  II  398. 

25.  Okt.     Erhöhte  Anforderungen  an  Stallen  unter  Wohnungen  II  365. 
17.  Nov.    Gesundheitsgefährdung  durch  üble  Ausdünstungen  II  396. 

1893. 

31.  Jan.     Zulässige  Bebauung  II  364. 
6.  März.  Einkommensbesteuerung  II  329. 
23.    „       Uebermässiges  Geräuscn  durch  Abladen  von  eisernen  Schienen  II  398. 

26.  Mai.     Zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte  Räume  II  364. 
4.  Nov.    Polizeil.  Verbot  der  Ableitung  von  Düngerjauche  in  einen  offenen 

Graben  II  411. 
20.    »       Polizeil.  Einschreiten  g^en  üblen  Geruch  aus  Käsehandlungen  II  396. 

1894. 

6.  Jan.     Begriff:  ortspolizeiliche  und  landespolizeiliche  Maassnahmen  II  54. 
13.   „       Einschränkung  der  Baufreiheit,  Wohnviertel  II  362. 

15.  Febr.   Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien  etc  II  398. 

27.  „       Entfernung  von  Bienenständen  aus  der  Nähe  von  Strassen  II  454. 

7.  März  Hauseigenthümer  sind  verpflichtet,  ihr  Haus  in  polizeimässigem  Zu- 

stande zu  halten  II  374. 
6.  April.  Belästigung  der  Nachbarn  durch  Rauch  II  394. 

16.  „       Polizeil.  Verbot  des  Auskochens  von  Fett  in  Abdeckereien  II  396. 
23.  Mai.     Vorgärten  II  365. 
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15.  Juni.    Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien  etc  II  398. 
17.    „       Polizeil.  Verbot  der  Benutzung  gesundheitsschädlicher  Wohnungen- 
II  374. 

27.  „      Gesundheitsschädlich    wirkende  Oebrauchsart    von    Mictswohnungen 

II  374. 
30.    n      Beseitigung  eines  ohne  Genehmigung  errichteten  Bauwerks  II  363. 

15.  Okt.     Gesundheitsgefährdung  im  Sinne  des  §  10  Theil  II  Tit.  17  des  All* 

gemeinen  Landrechts  fl  53. 
14.  Nov.    Regelung  der  Entwässerung  der  Wohngebäude  istSache  derPolizd  II410. 
I.Dez.    Verweigerung  des  Baukonsens  wegen  fehlenden  Nachweises  der  Ent- 
wässerung 11  363. 

13.  Dez.    Polizeiverbot  des  Lagems  von  Fellen  II  53,  396. 

14.  „       Beseitigung  einer  Rohrleitung  II  442. 

22.  „      Anlage  von  Sammelkanälen  und  Klärbassins  II  443. 

1895. 

30.  Jan.     Polizeil.  Verordnungen  über  Einfriedigungen  von  Grundstücken  II  53. 

11.  Febr.  Uebermässige  Geräusche  durch  Sägewerke  II  398. 
5.  März.  Anlage  undurchlässiger  Sammelbehälter  II  410. 

3.  April.  Anbringen  von  Handläufem  und  Geländern  an  Treppen  II  366. 

3.     „      Räumung  ungesunder  Räume  bezw.  Einstellung  ihrer  Benutzung  II  375. 

8.  ,,      Reinigung  eines  durch   städtische  Abwässer  verschlammten  Grabens 

II  444. 
20.     n      Räumung  ungesunder  Gebäude  auf  polizeil.  Befehl  II  375. 
1.  Mai.     Belästigung  durch  Rauch  II  394. 

16.  „       Uebermässiges  Geräusch  durch  Abladen  von  Schienen  u.  $.  w.  II  398. 

24.  ,,       Errichtung  öffentlicher  Bedümissanstalten  II  412. 

17.  Juni.    Polizeil.    Berechtigung    zur    Einschreitung    gegen    gesundheitsschäd- 

liche Ausdünstungen  Tl  396. 

29.    .,       Polizeil.  Verbot  der  Benutzung  gesundheitsschädl.  Wohnungen  II  374. 

3.  Juli.     Polizeil.  Anordnung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Klosetts  II  53,366. 

19.  Sept.    Verpflichtung  zur  Anlage  von  Klärbassins  u.  Sammelkanälen  II  443. 

19.    „       Reinigung  eines  durch  städt.  Abwässer  verschlammten  Grabens  II  443. 

23.  „       Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien,  Schmieden  etc  II  398,399. 

28.  „       Polizeiverordnungen  über  Wohnviertel  sind  zulässig  II  362. 

25.  Nov.   Verunreinigung  eines  Baches  seitens  der  Uferbesitzer  II  421. 
27.    „      Baudispense  II  343. 

27.  „       Küchen-,  Restaurationsräume  und  Werkstätten  sind   zum  dauernden 

Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte  Räume  II  364. 

28.  „       Verbot  einer  mit  einer  Molkerei  verbundenen  Schweinezüchterei  II  53,397. 
28.    „       Gesundheitsgefährdung  durch  üble  Gerüche  II  423. 

10.  Dez.    Polizeil.  Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc.  II  53,  396. 

12.  „      Polizeil.  Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc  II  396. 
16.    „      Polizeil.  Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc  II  396. 

1896. 

9.  Jan.     u.  22.  Juni.    Polizeil.  Verbot  von  lärmenden  nächtlichen  Betrieben 

II  399. 

11.  „       Ausdehnung  von  Baupolizei  Verordnungen  auf  bestehende  Gebäude  II 

363,  366. 
11.  Febr.  Ortspolizeiliche  oder  landespolizeiliche  Maassnahmen  II  54. 

27.  März  u.  27.  Juni  Räumung  oder  Instandsetzung  polizeiwidriger  Räume  auf 

polizeiliches  Gebot  11  375. 
I.April.  Entfemung  der  Fäkalien  bildet  einen  Gegenstand  ortspolizeiL  Vor- 
schriften fi  53,  411. 

28.  Juni.    Polizeil.  Verbot   einer  mit   einer  Molkerei    verbundenen   Schweine- 

züchterei II  397. 
I.Juli.    Vorrichtungen  bei  Einmündung  von  Küchenabflfissen  in  einen  öffent- 
lichen Wasserlauf  II  444. 

10.    „      Berechtigung  der  Polizeibehörde,  vom  Arbeitgeber  angemessene  Schlaf- 
stellen mr  die  Arbeiter  zu  fordern  II  375. 

19.  Sept.   Beseitigung  eines  polizeiwidrigen  Zustandes  auf  Grundstücken  II  375. 

19.  Okt.    Berechtigung  der  Polizeibehörde,   die  gesundheitsgdährl.  Benutzung 
der  städt.  Kanalisationsanlage  zu  verbieten  II  442. 

25.    „      Polizeil.    Berechtigung    zur  Einschreitung   gegen   gesundheitsgefährl. 
Ausdünstungen  II  397. 
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29.  Okt.    Versaguns:  der  Oenehmiguns:  einer  Kanalisationsanlaee  II  441. 

10.  Nov.    Polizeil.  Verordnung  betr.  die  Beseitigung  der  Fäkalien  von  Grund- 

stücken II  53. 

11.  ,,       Anlage  von  Dachrinnen  II  452. 

26.    tt      Polizeil.  Forderung  der  Beseitigung  des  gesundhdtsschädl.  Zustandes 
eines  Stadtgrabens  II  443. 

18W. 

20.  März.  Zulässige  Bebauung  II  364. 

26.  „      Oewerl^mässiger  Betrieb  der  Fäkalienabfuhr  II  413. 
H.Mai.    Freie  Hoffläche,  B^Ti^f  II  365, 

Notwendigkeit  der  polizeil.  Anordnungen  II  52. 
Uebermässiges  Oerausch  durch  Oasmotorenbetrieb  II  398. 
Polizeil.  Vorschrift  für  Entleerung  der  Abortgruben  II  413. 
Verpflichtung  zur  Anlage  von  Sammelkanälen  u.  Klärbassins  II  443. 
Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien,  Schmieden  etc.  II  398. 
Polizeil.  Verbot  von  lärmenden  nächtl.  Betrieben  II  399. 
Ordnungsmässige  Anlai^e  von  Dachabfallröhren  II  452. 
Räumungspflicht  der  Eigenthümer  eines  Grabens,  dem  Abwässer  zu- 

Peführt  werden  II  443. 
olizeil.  Anordnungen  gegen   übermässiges  Geräusch  durch  Musik- 
aufführungen II  399. 

Beibringung  der  Unterlagen  für  Bauerlaubniss  II  363. 
Uebermässige  Geräusche  in  Schreinereien  II  398. 
Gesundheitegefährdender  Lärm  in  Fabrikorten  II  398. 
Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien,  Schmieden  etc.   II  398. 
„Bevorstehen^^  einer  Gefahr,  Begriff,  Schliessung  einer  Wasserleitung  II 53. 

1898. 

8.  Febr.   Polizeil.  Anordnung  der  Beseitigung  unterirdischer  vorschriftswidriger 

Kanalanlagen  II  53. 
T.März.  Räume  im  Dachgeschoss  II  365. 

Zulässige  Bebauung  II  364. 

Verbot  des  Lagems  von  Fellen  u.  s.  w.  II  396. 

Einreichung  von  Projekten  über  den  Kanalisationsanschluss  II  441. 

Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc.  II  396. 

Poliz.  Verbot  der  Benutzung  öffentl.  Strassen  zur  Entwässerung  an- 
gebauter Häuser  II  442. 

Polizeil.  Verbot  der  Herstellung  von  Mineralwasser  aus  nicht  destillirtem 

Wasser  11  53. 

Entziehung  des  Hebammenprüfungszeugnisses  II  267. 

Räumung  eines  Teiches  II  444. 

Polizeiverordnungen  über  Wohnviertel  sind  zulässig  II  362. 

Uebermässige  Geräusche  durch  Klopf-  oder  Schleifmaschinen  II  398. 

Beseitigung  gesundheitsgefährdender  Schmutzwässer  auf  Grundstücken 

II  411. 
29.    „      Warnung  gegen  das  gefährliche  Treiben  der  Kurpfuscher  oder  Seh windel- 

drogisten  11  53. 

12.  Dez.    Erfordernisse  für  Wohnungen  von  gewerblichen  Arbeitern  II  375. 

1899. 

4.  Jan.     Beseitigung  des  Anschlusses  eines  Pissoirs  II  441. 
8.rebr.   Beseitigung  einer  Kanalanlage  II  441. 

21.  „      Bevorstehen    einer   Gefahr,    landespolizeiliche   Maassregeln,    Begriff, 

Schliessung  von  Brunnen  II  53,  54. 
4.  März.  Uebermässige  Geräusche  durch  Klempnereien,  Schmieden  etc.  II  398. 

27.  „       Unzulässigkeit  einer  Stallung  mit  17  Pferden  im  Wohnviertel  II  362. 

28.  „       Polizeil.  Verbot  des  Lagems  von  Dünger  II  53. 

27.  Mai.    Polizeil.  Verbot  eines  Betriebes  mit  üblen  Ausdünstungen  II  397. 
27.    „       Polizeiverordnungen  über  die  Anlage  von  Privat-Kranken-  p.  p.  An- 
stalten sind  ungültig  II  290. 
31.    „      Verpflichtung  zur  Anlage  von  Sammelkanälen  und  Klärbassins  II  443. 

2.  Juni.    Zulässigkeit  der  Bertillon'schen  Messungen  II  52. 
24.    „       Polizeil.  Verbot  von  lärmenden  nächtl.  Betrieben  II  399. 

4.  Okt.    Uebermässige  Geräusche  durch  Klopf-  oder  Schleifmaschinen  II  398. 
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4.  Nov.   Reinigunespflicht  von  Gräben  II  443. 

8.  H       Polizeil.  Verbot,  gesundheitsschädl.  Oel  in  Porzellanfabriken  zu  be- 

nutzen II  396. 

1900. 

13.  Jan.     Polizeil.  Verbot  des  Auskochens  von  Fett  in  Abdeckereien  II  396. 
T.rebr.   Einschreiten  der  Polizei  wegen  übermässigen  Geräusches  II  399. 

14.  f,       Beseitigung  des   mit   gesundheitsschädigenden   Stoffen   durchsetzten 

Schlammes  in  einem  Teiche  II  444. 

9.  Mai,    7.  Nov.  u.  7.  Dez.  Uebermässige  Geräusche  durch  Abladen  dsemer 

Schienen  etc.  II  398. 
9.  Juni.    Belästigung  der  Nachbarn  durch  Rauch  II  394. 

2.  Juli.     Polizeiverordnungen  über  Wohnviertel  sind  zulässig  II  362. 

3.  „       Lagerräume  als  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte 

Räume  II  364. 
7.  Sept.  u.  10.  Okt.  Polizeil.  Verbot  gesundheitsschädigender  Geräusche  wegen 
Störung  der  Nachtruhe  II  53,  399. 

21.  Okt.     Widerruf  eines  Baukonsenses  II  363. 

19.  Dez.  Räumungspflicht  der  Eigenthümer  eines  Grabens,  dem  Abwässer  zu- 
geführt werden  II  443. 

1901. 

19.  Jan.     Vert>ot  des  Ablassens  ungenügend  gereinigter  Abwässer  einer  Malz- 

fabrik in  einen  Fluss  II  53  u.  444. 

13.  April.  Polizeil.  Verbot  des  Auskochens  von  Fett  in  Abdeckereien  II  396. 

9.  MaL    Polizeil.  Verbot  gesundheitsschädl.  Oel   in   Porzellanfabriken  zu  be- 
nutzen II  396. 

20.  „      Verbot  der  Ableitung  des  in  Gerbereien  gebrauchten  Wassers  in  einen 

Fluss  II  444. 
10.  Okt.    Polizeil.  Verbot,  Abwässser  einer  Färberei  in  einen  offnen  Graben  zu 
leiten  II  445. 

4.  Nov.    Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc.  II  396. 

14.  „       Beseitigung    des    mit    gesundheitsschädlichen    Stoffen    durchsetzten 

Schlammes  eines  Teiches  II  444. 

1902. 

17.  Febr.  Nichtbeachtung  ärztl.  Gutachten  bei  Ansprüchen  auf  Invalidenrente 
ist  ein  wesentlicher  Verfahrensmangel  I  535. 

17.    „       Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc.  II  396. 

17.  März.  Gesundheisgefährliche  Stauberregung  und  Geräusche  durch  Teppich- 
klopfen II  395,  398. 

21.  April.  Verbot  des  Lagems  von  Fellen  etc.  II  396. 

24.    „       Polizeiverordnungen  über  Wohnviertel  sind  zulässig  II  362. 

29.  Mai.    Verbot  des  Lageras  von  Fellen  etc.  II  396. 

13.  Juni.  u.  18.  Sept.  Uebermässige  Geräusche  durch  Gasmotorenbetrieb  II  398. 
7.  Aug.    Polizeil.  Berechtigung,  die  Beseitigung  eines  mit  dem   Baurecht  in 
Widersprach  stehenden  Zustandes  zu  verlangen  II  374. 

30.  Sept.    Polizeil.  Recht,  Aborte  für  Arbeiterhäuser  zu  verlangen  II  376. 

1908. 

23.  Jan.  Verbot  des  Bewohnens  eines  Gebäudes  an  einer  unfertigen  Strasse 
11  373. 

31.  März.  Ortspolizeiliche  Anordnungen  auf  Grand  des  §  35  des  Reichsseuchen- 

fesetzes  II  410. 
Jebermässige  Geräusche  durch  Orchestrion  II  400. 
28.  Mai.     Uebermässige  Geräusche  in  Schreinereien  II  398. 


t.  EattcbBidiigBD  des  ReicbsversicbBriiisaiittO 

1887. 
12.  Febr.   Krampfaderbrach  und  Betriebsunfall  l  478. 
22.  April.  Beinbrach  beim  scherzhaften  Ringen  kein  Betriebsunfall  I  422. 

*)  Wo   keine  besondere  Angabe  hinzugefügt  ist,  handelt  es  sich  stets 
um  eine  Rekurs-  bezw.  Revisions-Entscheidung  des  Rdchsversicherangsamtes. 
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!  26.  Nov.    Beurtheilung  der  Erwerbsf^higkeit  I  435. 

j  23.  Dez.    Unfall  auf  dem  Heimweg  ausserhalb  der  Betriebsstätte  kein  Betriebs- 

^  Unfall  I  422. 

1888. 

1  I.Jan.  Anleitung  d.  R.  V.  A.:  Bestimmung  des  Jahresarbeitsverdienstes  I  428 
429.  436. 

14.  „  Unfall  auf  dem  Heimweg  ausserhalb  der  Betriebsstätte  kein  Betriebs- 
unfall I  422. 

20.  Mai.    Verletzung  eines  Werkmeisters  im  Tiefbaubetriebe  bei  Reparatur  einer 
Jagdflinte  ein  Betriebsunfall  I  421. 
1  28.    „      Gewöhnung  an  die  Unfallfolgen  I  437. 

11.  Juni.    Aenderung  des  Arbeitsgebers  oder  der  Arbeitsgelegenheit  I  437. 

11.    „      Höheres  Einkommen  in  anderer  Stellung  1  437. 

24.  Juli.     Augenverletzung  im  epileptischen  Anfall  ein  Betriebsunfall  I  421. 

10.  Dez.    Venetzung  durch  Hundebiss    beim  Aufsuchen  der  Bedürfnissanstalt 

kein  Betnebsunfall  1  422. 

1889. 

13.  Juni.    Blutsturz  kein  Betriebsunfall  1  475. 
Juli.     Tod  durch  Selbstmord  als  Folge  eines  Betriebsunfalls  I  425. 

Aov,   Zeit  zur  Gewöhnung  an  die  Unfallfolgen  I  437. 

1890. 

11.  Febr.   Blutsturz  als  Folge  eines  Betriebsunfalles  I  475. 
27.  Juni.    Beurtheilung  der  Erwerbsfähigkeit  bei  land- und  forstwirthschaftlichen 

Arbeiten  I  435. 

1891. 

11.  April.  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  um  5%  keine  wesentliche  Aenderung 

im  Sinne  des  §  88  O.  U.  G.  I  437. 
23.  Juni.    Blutsturz  als  Folge  eines  Betriebsunfalles  I  475. 

3.  Okt  Kräftezunahme  des  verletzten  Gliedes  in  Folge  natürlicher  Entwicke- 
lung  eines  jugendlichen  Verletzten  I  437. 

1892. 

23.  Sept.  Begriff  der  wesentlichen  Veränderung  im  Sinne  des  §  88  U.  V.  O. 
I  436,  437. 

14.  Okt.    Schwielenbildung  mit  Eiterung  kein  Betriebsunfall  I  421. 

1898. 

30.  Okt.  Verschlimmerung  der  Unfallfolgen  bei  der  Arbeit  nach  anfänglicher 
Besserung  in  einer  Heilanstalt  I  437. 

18.  Dez.  Verletzung  eines  Dienstmanncs  beim  Fahren  eines  Gespannes  als  Be- 
triebsunfall I  421. 

1894. 

17.  Febr.   Ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  Delirium  tremens 

I  466. 
30.  Nov.  Schenkel-  u.  Nabeibruch  als  Betriebsunfall  I  478. 

1895. 

6.  Mai  u.  25.  Nov.  Beweisführung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen 
Selbstmord  und  Unfall  I  425. 

21.  ff  Zellgewebsentzündung  durch  Infektion  einer  Brandblase  ein  Betriebs- 
unfall I  425. 

4.  Juli.    VersiDätete  Anmeldung  von  Unfällen  I  485. 
7.  Okt.    Schwielenbildung  mit  Eiterung  ist  kein  Betriebsunfall  I  421. 
9.  Nov.    Tod    an    eiteriger    Rippenfeüentzündun^   nach    Knochenhaut-    und 

Sehnenvereiterung  am  Daumen  kein  Betnebsunfall  I  424. 
3.  Dez.    Verspätete  Anmddung  von  Unfällen  I  485. 

1896. 

7.  Jan.     Tod  eines  Seemannes  in  Folge  Genusses  auf  hoher  See  gefangener 

Fische  als  Betriebsunfall  I  421. 
13.   „       Verletzung  beim  Böllerschiessen  und  Betriebsunfall  1  421. 

24.  Febr.  Vergiftung  durch  Gase,  Erkrankung  an  Milzbrand  nach  Verarbeitung 
von  Haaren  und  Fellen  milzbrandkranker  Tiere  als  Betriebsunfälle  1  420. 

11.  Sept.  u.  21.  Nov.  Tod  durch  Selbstmord  oder  innere  infektiöse  Krankheiten 
als  mittelbare  Folgen  eines  Betriebsunfalls  I  425. 

RApmund,  Der  beamtete  Arzt  und  ärztliche  Sachverständige.  Sapplementbtnd.        9 
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24.  Nov.   Muskellähniung  und  Betriebsunfall  I  421. 

25.  „      Bauch-  oder  Nabelbruch  als  Betriebsunfall  I  478. 

17.  Dez.    Orad  der  Erwerbsbeschränkung  bei  Verlust  eines  Auges  I  469 — 470. 

1897. 
16.  April.  Erblindung  durch  plötzliche  Zugluft  als  Betriebsunfall  I  420. 
30.  Mai.    Rückenmarksleiden  nach  plötzlicher  Abkühlung  als  Betriebsunfall  I  420. 

11.  Okt.     Brucheinklemmung  und  Betriebsunfall  I  478. 
16.    ,,       Hitzschlag  als  Betriebsunfall  I  420. 

1898. 

29.  Jan.     Muskeliähmung  und  Betriebsunfall  I  421. 

12.  Febr.  Nachweis  des  ursächlichen   Zusammenhanges   zwischen    Unfall   und 

Wundinfektion  I  429. 

12.  März.  Unfall  beim  Umzug  von  einem  Oute  auf  ein  anderes  und  Betriebs- 

unfall I  422. 

24.  Okt.    Medikomechanische  Behandlung  Unfallverletzter  I  419. 
28.    ,i       Bruchleiden  und  Betriebsunfall  I  477. 

1899. 

13.  luni.    Blutsturz  als  Unfallfolce  I  475.  ' 

5.  Okt    Insektenstich  als  Betriebsunfall  I  420. 

1900. 

30.  März.  Erwerbsbeschränkung  durch  Schwerhörigkeit  I  472. 

16.  Mai.    Verletzung  eines  Scnulknaben  beim  Malkäf ersammeln  als  Betr.-Unfall 
1  422. 

25.  Juli.    Verletzung  eines  Ackerers  beim  Kastriren  fremden  Viehes  kein  Betriebs- 

unfall I  422. 
9.  Sept   Oehimkrankheit  nach  zwangsweisem  Waschen  des  Kopfes  mit  kaltem 

Wasser  als  Betriebsunfall  I  420. 
3.  Dez.    Erbringung  des  Nachweises  des  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen 

Unfall  und  Gesundheitsbeschädigung  I  422. 

1901. 

13.  Febr.  Berücksichtigung  ärztlicher  Outachten  durch  die  Schiedsgerichte  I  412. 
21.    „      Unzulässifi^keit  der  Berücksichtigung  eines  erst  nach  der  Entscheidung 

des  Schieqsgerichtes  abgegebenen  ärztlichen  Gutachtens  I  413. 

23.  „       u.  16.  April.  Unterlassung  des  Anhörens  des  behandelnden  Arztes  I  409. 
I.Juni.    Begriff  Hülflosigkeit  im  Sinne  des  O.  U.  V.  O.  I  531. 

25.  „       Outachten  der  Reg.-  u.  Med.-Räte,  Professoren  etc  in  Schiedsgerichts- 

angelegenheiten I  529. 

19.  Sept.    Begriff  Hülflosigkeit  im  Sinne  des  O.  U.  V.  O.  I.  531. 

20.  „  Verlust  der  grossen  Zehe.    Orad  der  Erwerbsminderung  I  533. 

24.  „  Oebärmuttervorfall  und  Betriebsunfall  I  48a 

25.  ,,  Mittheilung  ärztlicher  Outachten  an  Rentenbewerber  I  528. 

26.  ,,  Die  Möglichkeit  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  mit  einem  Un- 

fall genügt  nicht  zur  Begründung  eines  Rentenanspruchs  I  530. 

14.  Okt.    Verlust  der  2.  u.  3.  linken  Zehe  bedmgt  keine  &werbsDeschränkung  1 533. 

26.  „       Mittheilung  ärztlicher  Outachten  an  Rentenbewerber  I  529. 

28.    „      Verlust   des  Endgliedes  des  rechten  Zeigefingers;   keine  Erwerbsbe- 
schränkung I  532. 
10.  Dez.    Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  Invalidenversicherungsgesetzes  I  536. 

31.  „       Rundschr.  des  Reichsversich.- Amtes  und  Mitwirkung  der  Aerzte  bei 

Feststellung  des  Maasses  der  Erwerl)sunfähigkeit  I  528. 

1902. 

10.  Febr.  Verlust  der  grossen  Zehe,  Orad  der  Erwerbsminderung  I  533. 

11.  März.   Hilflosigkeit  (eines  Blinden)  im  Sinne  des  O.  U.  V.  ü.  I.  531. 

6.  Mai.     Verletzungen  auf  Reisen  zu  Heilungs-  und  Untersuchungszwecken  als 

Betriebsunfall  I  530. 
28.    „       Heilverfahren  bei  Weichselzopf  I  536. 
25.  Juni.    Oesammtrente  bei  mehreren  Unfällen  I  531. 
28.    „       Veränderung  der  Verhältnisse  bei  Festsetzung  der  Rente  I  532. 
16.  Sept.    Geisteskrankheit  und  Unfall.    Beweispflicht  dabei  I  534. 
19.    „      Tuberkulöse  Gehirnhautentzündung  als  Betriebsunfall  I  530. 
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2.  Okt.    Verlust  des  Nagelgliedes  des  rechten  Daumens;  Orad  der  Erwerbs- 

beeinträchtigung  I  532. 
10.    „       Hysterie  als  Betriebsunfall  I  534. 
30.    „       Gewährung  von  Hilfslosenrente  I  532. 
29.  Nov.    Erwerbsminderung  bei  traumatischem  Plattfuss  I  533. 

1903. 

10.  Jan.     Verlust  der  beiden  Endglieder  des  linken  Zeigefingers  verursacht  keine 
nennenswerte  Erwerbsunfähigkeit  I  532. 

12.  „       Geringes  Emphysem  beding  keine  theilweise  Erwerbsunfähigkeit  I  532. 

13.  „       Veränderung  der  Verhältnisse  im  Sinne  des  Invalidenversicherungs- 

gesetzes I  536. 

24.  Febr.  Geringe   Winkelstellung   der   Bruchenden    nach  Bruch    des  Unter- 

schenkels bedingt  keine  Erwerl)sminderung  1  532. 

14.  März.  Gewährung  von  Hilfsmitteln  (Stützapparate  usw.)  I  532. 

25.  Mai.    Verlust  des  Nagelgliedes  des  linken  Mittelfingers  bedingt  keine  Er» 

werbsminderung  I  522. 
6.  Juni.    Lungenentzündung  in  Folge  von  Erkältung  als  Betriebsunfall  I  530. 
20.    „       Anhörung  des  bdiandelnoen  Arztes  im  Bescheide-  und  Rechtsmittel- 
verfahren. I  529. 

3.  Juli.     Erwerbsminderung  bei  glattem  Verlust  des  linken  Mittelfingers  I  532. 
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Sachregister. 


Abänderung  der  Rente  I  436—440. 
Abfallstoffe,  Beseitigung  II  345,  408. 
Abfuhr,  ger^elte,  b.Orubensystem  II 412. 
Aborte  fi  345,  349,  565. 
Abortivmittel  s.  Fruchtabtreibungsmittel. 
Abortus  I  297. 
Abschreibegebühr  II  185. 
Abstinenz,  bei  Alkoholismus  I  392,  bei 

Morphinismus  I  394. 
Abwässer  II  409,  428,  434. 
Adipodre-Biidung  s.  Leichen. 
Aequivalent,  epileptisches  I  381. 
Aetner,  Vergiftung  durch  I  248. 
Affekt  I  320  u.  325;  bei  Epilepsie  und 

d^enerativem  Irresein  I  381,  384. 
Akonitin,  Vergiftung  I  261. 
Akten,  Verzeichnis  derselben  S.  61. 
Aktien-,  Kommandit-  und  Bergwerks-Oe- 

sellschaften,  Verbot  der  Mi^liedschaft 

im  Vorstand   oder    Aufsichtsrath  für 

Beamte  II  211. 
Alimentationspflicht  I  359. 
Alkaloide,  Vereiftunc;  I  257,  258. 
Alkohol,  Vergiftung  1  249,  pathologische 

Reaktion  auf  I  390. 
Alkoholismus  I  344,345, 384,  bei  Epilepsie 

I  382,  390;  Seelenstörungen  I  381, 
389—391-  Entmündigung  und  Ge- 
schäftsunfähigkeit deswegen  I  344, 345, 
392;  strafrechtliche  Zurechnungsfähig- 
keit I  389. 

Ammoniak,  Vergiftung  I  238,  239. 

Amnesie  I  321,  bei  Epilepsie  I  381. 

Amt,  Verbrechen  und  Vergehen  im  II 
150,  151. 

Amtsgericht,  Zuständigkeit  I  11. 

Amtsunkostenentschädigung  der  Kreis- 
ärzte II  184,  201. 

Amtsverschwi^enheit  II  162,  163. 

Androgynie  I  278. 

Anlagen,  gewerbliche  II  50,  51,  Kon- 
zessionen   II   51,   52,    Ueberwachung 

II  28S-285,  383,  389. 
Anordnungen,    polizeiliche,    des    Kreis- 
arztes II  238,  239. 

Ansiedelungsgesetz  II  343. 

Anstalts  -  Beobachtung  Geisteskranker 
oder  der  GeisteskranTcheit  verdächtiger 
Personen  1 336, 337, 338,  368, 369,  519. 

Anstrich  der  Häuser  II  346,  366. 


Anthroporaetrie  I  157. 

Apotheken,  Ueberwachung  des  Geschäfts- 
betriebs (Musterung)  IT  262,  Besichti- 
gungen II  263.  Vorstände  II  263,  264, 
Krankenhaus-A.  II 265,  Anlegung  neuer 
A.  II  265,  Betriebsordnung  11  263, 
Verwaltung  bei  Bcsitzwechsel  S.  27. 

Apotheker  11  263,  S.  27,  36. 

Apothekergehülfen  II  264,  Servierzeug- 
nisse derselben  II  256,  polizeiliche 
Führungszeugnisse  derselben    II   254. 

Apothekerlehriinge,  II  264,  265,  Muster 
für  Befähigungszeugniss  S.  34,  An- 
nahme S.  27. 

Apothekerrath  II  23,  73,  74,  -Kammern 
II  23. 

Apparate,  pneumatische,  deren  Vcrwen- 
cfung  bei  der  Abfuhr  II  412. 

Arbeiterschutzgesetze  II  19. 

Arbeiterwohnungen  II  366,  386. 

Arbeitsgelegenheit  I  434-436. 

Ar^entum  nitricum,  Vergiftung  I  239. 

Arm,  Unfallverletzungen  desselben  I  456, 
457,  532. 

Arsenige  Säure,  Vergiftung  I  241—244,. 
Verlauf  I  241,  242,  Leichenbefund  I 
242,  chemischer  Nachweis  I  242—244. 

Arzneimittelverkehr  ausserhalb  der  Apo- 
theken II  19,  S.  27,  Revision  der  be- 
treffenden Handlungen  II 104, 265, 266, 
S.  27. 

Arzneirechnungen  II  106. 

Arzt,  behandelnder,  in  Unfallsachen  I 
429,  bei  Ermittelungen  über  ansteckende 
Krankheiten  II  172,  Meldepflicht  II 
260,  261,  Formular  für  Verzeichniss- 
I  411,  Berufsgeheimniss  und  Zeugniss- 
verweigerung I  39—42,  511,  II  163, 
Verantwortlichkeit  für  Oesundheitsbe- 
schädigung  I  520,  Vertretung  bei  Un- 
fall- und  Invaliditäts- Angelegenheiten 
I  528,  Anhörung  des  behandelnden 
Arztes  in  Unfallsachen  I  529. 

Aerztekammem  II  23. 

Aerztliche  Hülfe  in  Nothfällen   II  290. 

Atteste,  ärztliche,  Verlesung  in  der  Haupt- 
verhandlung I  520. 

Atropin,  Vergiftung  I  259,  Veriauf  I  260, 
Sektionsbefund  1 260,  chemischer  Nach- 
weis I  260. 
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JVufgd>ot"Hindemiss  I  131. 

Augen,  Unfallvcrlctzungen  I  468  bis  471. 

Augenschein,  gerichtl.  T  28—32,    82,  83. 

Ausdünstungen,  üble,  II  391,  396. 

Ausweiskarte  II  242. 

Auszeichnungen,  deren  Verleihung  II 225. 

Badestuben,  als  Räume  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Menschen  II  364. 

Bamberger,  peinliche  HalsgerichtsnOrd- 
nung  I  1. 

Bäder,  öffenll.,  Beaufsichtigung  II  106,291. 

Bauabnahme  II  363. 

Bauaufsicht  II  358. 

Bauerlaubniss,  polizeiliche  II  347,  363. 

Bauordnung  II  339—358. 

Baupolizei,  deren  Handhabung  II  346, 
358,  359,  Mitwirkung  der  Medizinal- 
beamten dabei  II  273,  275,  354. 

Baupolizeiliche  Vorschriften  II  339—352, 
354-358. 

Bauvereine,  gemeinnützige  II  387. 

Bauwerk,  Beseitigung  eines  solchen  II 363. 

Beamte  als  Zeugen  bei  Militärgerichten 
S.  10. 

Beamten-Erpressung  II  150,  -Bestechung 
II  150,  -äesteuerung  II  328,  329. 

Beamtengehälter,  Zahlung  derselben,  Ge- 
setz §§  1-5  II  177-179,  Porto  bei 
Auszahlung  durch  die  Post  II   178. 

Bebauung  II  353,  Zulässigkeit  II  355, 
Anforderungen  II  355,  365,  deren  Ab- 
stufung II  356,  357,  Zulässigkeit  II 
347   355  u.  364. 

Bebauungsplan  II  342,  352,  355,  367. 

Bedürfnissanstalten  II  365,  451,  s.  auch 
Aborte. 

Beeidigung,  allgemeine,  von  gerichtlichen 
Sachverständigen  I  17,  519,  II  147. 

Begnadigung  jugendlicher  Verbrecher  I 
327,  328,  bedingte  I  327. 

Begräbnissplätze,  Anlegung,  Erweiterung, 
Beaufsichtigung  II  108,  293. 

Bein,  Unfallverletzungen  desselben,  I  457 
bis  461,  533. 

Beischlaf,  Nachweis  des  stattgehabten  I 
273;  gewaltsamer  I  276—278;  mit 
geisteskranken  Personen  I  330,  331. 

Beischlafsfähigkeit  I  264,  265,  267. 

Belastung,  erbliche,  bei  d^enerativem 
Irresein  I  386. 

Beobachtung  Geisteskranker  in  An- 
stalten s.  Anstaltsbeobachtung. 

Bergbauarbeiter,  deren  Unterbringung  II 
283. 

Bergwerke,  Verunreinigung  v.  Gewässern 
durch  diese  II  430. 

Bergrevierbeamte,  Verhältniss  zum  Kreis- 
arzt II  169-171, 

Berieselungsverfahren  11  434. 

Berufsgenossenschaften  1 407,409;  Renten- 
festsetzung durch  dieselben  1 427—433. 

Berufsgeheimniss,  Verletzung  desselben  i 
39-42,  I  520,  II  163;  Schadensersatz- 
pflicht bei  seiner  Verletzung  I  43. 


Berufung  gegen  die  Feststellung  der  Be- 
rufsgenossenschaft  I  432,  des  Schieds- 
gerichts I  432. 

Bttchlagnahme  des  Diensteinkommens  II 
1737329. 

Betriebe,  staatliche,  Beaufsichtigung  durch 
den  Kreisarzt  II  285. 

Betriebsunfall  s.  Unfall. 

Beurlaubung  der  Kreisärzte  II  233,  234. 

Bewusstlosigkeit,  I  320-323,  360. 

Bewusstseinsstörungen  der  Gebärenden 
I  321,  322,  im  Sinne  des  §  51  Str.-O.-B. 
I  350,  381,  384,  386,  bei  Delirium 
tremens  I  390. 

Bildungswesen,  medizinisches  II  19. 

BissverTetzungen  I  177,  durch  toUwuth- 
kranke  Tiere  II  105. 

Blausäure,  Vergiftung  I  249—251;  Ver- 
lauf I  250;  Sektionsbefund  I  250,  251; 
chemischer  Nachweis  I  251. 

Blei,  Vergiftung  I  240. 

Blinder,  ist  hümos  im  Sinne  der  Unfall- 
versicherung I  531. 

Blitzschlag,  Tod  durch  1 223;  Blitzfiguren 
1 223;  DurchlöcherungenderHautT223; 
Sektionsbefund  I  223. 

Blödsinn  I  395. 

Blut,  Aspiration  von  I  113,  142,  162; 
-Spuren  am  Thatort  I  83,  forensisdier 
Nachweis  desselben:  mikroskopisch  1 
87-89:  chemisch  I  89-91;  spektro- 
skopisch 1 91— 94,  mittels  Serum  (Uhlen- 
huthsche  Methode)  I  522. 

Blutbeschaffenheit  beim  Erstickungstode 
I  189-191. 
-Gesammtmenge  des  Blutes  I  161. 

Blutgifte  I  251. 

Hodenlucken  II  349. 

Bruchleiden  als  Unfallfolge  I  476-478. 

Brunnen  II  345,  450. 

Brustorgane,  Unfallverletzungen  derselben 
I  472-474. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  §§1,6!  340; 
§§  104—116  I  348;  §  131  I  351;  §  823 
I  43,  126  u.  359;  §  824  I  43;  §  825 
I  126,  270;  §  826  I  43;  §§  827  u.  828 
I  360;  §  832  I  359;  §§  842—845,  847 
I  127;  §  852  I  43;  §  1298  I  127;  §  1300 
l  270;  §  1304  I  351,  §  1313  I 
§  1316  I  127;  §§  1325,  1331  u. 
I  354  u.  355;  §  1333  I  270;  § 
I  356;  §  1437  I  351;  §§  1478  I 
§  1516  I  351;  §  1568  I  127  u. 
§  1569  I  356;  §  1583  I  358;  §§  1591, 
1592,  1600  1 280;  §  1595  I  351 ;  §  1602 
I  328;  §  1631  I  345;  §  1666  I  328; 
§  1717  I  280;  §§  1729,  1748,  1751 
I  351;  §§  1784  u.  1788  II  212;  §  1786 
I  128;  §  1800  I  345,  §§  1906  u.  1908 
I  345;  §  1910  I  128  u.  345;  §  1912 
1  280:  §§  1918.  1920,  I  346;  §§  1923, 
2043  I  281,  §§  2229,  2230,  2243, 
2253  I  353;  §§  2275,  2290,  2296,  2347 
I  351. 

Busse,  nach  Körperverietzungen    I    128. 


280; 
1334 
1337 
358; 
264; 
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Caissonkrankheit  I  213. 
Carbolineum,  Vergiftung  I  236. 
Chemiker,  Gerichts-  I  23. 
Chloralhydrat,  Vergiftung  I  249. 
Chloroform,  Vergiftung  1247,  248;  Ver- 
lauf I  247,  248;  Sektionsbefund  I  248. 
Chromsäure,  Vergiftung  I  234,  235. 
Circuläres  Irresein  I  376. 
Codex  Justinianus  I  1. 
Coilegium  medicum  II  13. 
Collegium  sanitatis  II  13. 

Dächer  und  Dachrinnen  II  348. 

Dachräume  II  346,  351,  358,  365. 

Dämmerungszustände,  epileptische  381, 
bei  traumatischem  Irresein  I  386. 

Defloration  I  275,  276. 

Degenerativer  Affekt  I  381,  384. 

Degencratives  Irresein  I  386,  387. 

DeUktfähigkeit  Geisteskranker  1359-361. 

Delirium  tremens,  nach  Unfall  I  466,  s. 
auch  Alkohol  und  Alkoholismus  in 
Seelenstörungen. 

Deputation,  Königl.  Wissenschaftl. ,  II 
o8,  Zuziehung  von  deren  Mitgliedern 
als  Gerichts-Sachverständiee  S.  3. 

Dentition,  Bestimmung  des  Lebensalters 
nach  derselben  I  153. 

Desinfektion  bei  Ueberschwemmungen 
II  405. 

Desinfektoren,  Ausbildung.  Prüfung  II 
270,  271. 

Diensteinkommen  bei  militärischen 
Uebungen  II  173;  Beschlagnahme, 
Pfändung  desselben  II  173;  des  Kreis- 
arztes s.  Kreisarzt. 

Dienstaufwandsentschädigung  II  177, 
184-185. 

Dienstjubiläum,  50jähriges  II  328. 

Dienstreisen  II  186—198;  deren  Begriff 
S.  13;  Formular  für  Nachweisung  und 
Kostenberechnung  S.  20,  58. 

Dienstunfähigkeit  beiPensionieruneII222. 

Dienstzeit,  Berechnung  derselben  II  214; 
218-220;  S.  22;  Anrechnung  der 
Kriegsjahre  II  219-221;  Anrechnung 
der  Zeit  ausserdienstlicher  Beschäfti- 
gung II  222. 

Dipsomanie  I  391. 

Dispense,  baupolizeiliche  II  343. 

Dissimulation  der  Paranoia  I  377. 

Disziplinargesetz  II  149-162,  S.  10. 

Drogenhandlungen  II  104,  265,  266;  Ge- 
bühren für  Revisionen  S  27;  Formular 
für  die  Zusammenstellung  über  das 
Ergebniss  der  Besichtigungen  S.  39. 

Dungstätten  II  349. 

Ecchymosen,  beim  Verblutungstode  1 166, 
beim  Erstickungstode  I  188,  192,  193. 

Ehe,  deren  Anfechtung  I  354;  arglistige 
Täuschung  beim  Eingehen  I  336. 

Ehescheidung,  wegen  groberMisshandlung 
I  131;  w^en  geschlechtlicher  Er- 
krankung 1 132;  wegen  Geisteskrankheit 


I  354-358,  527;  bei  Hysterie  1385; 
wegen  Trunkenheit  I  527;  wegen  ge- 
schlechtlichtlichen  Missbrauchs  I  525. 

Ehrengericht,  vereinsärztliches  II  148. 

Eid,  Diensteid  des  Kreisarztes;  Form  II 
147;  Ausdehnung  auf  gerichtsärztiiche 
Thätigkeit  II  147. 

Eidesfähigkeit  I  334,  335,  354. 

Eifersuchtswahn,  bei  Alkoholikern  I  390. 

Eisenhut,  Vergiftung  s.  Akonitin. 

Elektrizität,  Reinigung  der  Gewässer 
durch  diese  II  439. 

Elektrische  Ströme,  Tod  durch  I  223; 
Verlauf  I  223;  Sektionsbefund  I  223. 

Emphysem,  geringes,  bedingt  an  sich 
keine  Erwerbsb^inträchtigung  I  532. 

Empfängnisszeit  I  286. 

Entbindungen,  Zusammenstellungen  über 
dieim  Laufe  des  Jahres  von  Hebammen 
geleiteten  S.  41. 

Entfernungen,  Berechnung  bei  Dienst- 
reisen 11  195. 

Entmündiguug,  allgemeines  Verfahren 
I  361  u.  folg.,  1 526, 528,  wegen  Geistes- 
krankheit und  Geistesschwäche  I  341 
bis  344,  526,  527,  wegen  Trunk- 
sucht I  344—345;  Antras:  auf  Ent- 
mündigung I  361,  364,  beim  Amts- 
gericht I  364;  Sachverständige  bei 
Entmündigung  I  364—365;  Verfahren 
dabei  I  365—367;  Termin  I  368:  Vor- 
führung des  zu  Entmündigenden  I  368; 
Beobachtung  desselben  in  einer  Irren- 
anstalt I  368, 369;  Beschwerde  dagegen 
I  369;  Anfechtung  der  Entm.  I  369, 
Wiederaufhebung  der  Entm.  I  370; 
Entm.  wegen  Trunksucht  I  370  bis 
372,  392;  bei  Melancholie  I  374; 
bei  Manie  1 375, 376-  bei  Folie  drculaire 
I  376;  bei  akuter  Paranoia  I  377;  bei 
chronischer  Paranoia  I  379,  380;  bei 
Epilepsie  I  383;  bei  Hysterie  I  385; 
bei  progressiver  Paralyse  I  388;  bei 
seniler  Seeienstörung  1 388 ;  bei  Schwach- 
sinn I  396. 

Entstellung,  erhebliche,  dauernde  I  111. 

Epilepsie  1  381  und  folg.,  transitorisdhe 
Bewusstseinsstörungen  dabei  I  381; 
psychische  Störungen  und  Schwach- 
sinn, dabei,  I  381,  Charakterverände- 
rung Epileptischer  I  381 ;  intellektuelle 
Störungen  bei  E.  I  372;  Reizbarkeit 
im  Affekt  1 382;  pathologische  Reaktion 
auf  Alkohol  I  382,  Geschäftsfähigkeit 
und  Entmündigung  bei  E.  I  383;  nach 
Unfall  I  466,  467. 

Erdrosseln,  Tod  durch;  Verlauf  I  203; 
Sektionsbefund  I  203  u.  204. 

Erfrieren,  Tod  durch  I  224;  Erscheinun- 
gen desselben  I  224,  225;  Sektions- 
befund I  225. 

Erhängen,  Tod  durch  1 195-203;  Strang- 
werkzeuge I  195,  Strangmarke  I  199, 
200;  Erscheinungen  des  Erh.-Todes 
I  196-198;  Leichenbefund  I  197, 199; 
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Verletzungen  des  Kehlkopfs  I  200; 
Ruptur  der  Intima  der  Carotis  I  201 ; 
retropharyngeale  Blutung  I  201;  Ver- 
letzungen der  Halswirbelsäule  I  201; 
Mord,  Selbstmord  oder  Unglücksfall 
durch  Erhängen  I  201-203. 

Erlasse,  amtliche,  deren  unerlaubte  Be- 
kanntgebung II  163. 

Erschütterungen  des  Oehims  I  168,  des 
Rückenmancs  I  169,  des  Thorax  I 
169,  der  Abdomens  I  169. 

Erstickung,  Begriff  derselben  I  186, 187, 
Symptome  I  187,  188,  Sektionsbefund 
I  188- 194,  Definition  der  E.  I  194, 195, 
durch  feste  Körper  I  209,  durch  Ver- 
schluss von  Mund  und  Nase  I  210; 
mit  Betten  I  210,  mit  Erde  I  210, 
durch  Abschluss  der  Luftwege  I  211, 
durch  Speisemasse  1 211,  durch  andere 
FremdkorperI212;  durch  Verhinderung 
der  Athembeweeungen  I  212;  im  al> 
geschlossenen  Raum  1  212,  durch 
doppelseitigen    Pneumothorax  I  213. 

Ertrinken,  Tod  durch;  Verlauf  I  205, 
206;  Leichenerscheinungen  an  der  Haut 
I  206,  an  der  Zunge  I  206, 207;  in  den 
Luftwegen  1 207;  postmortale  Verletzun- 

§en  I  207,  208,  Mord  oder  Selbstmord 
urch  Ertr.  I  208,  209. 

Erwerbsfähigkeit,  deren  Abschätzung  bei 
Unfällen  11  130,  433-436. 

Erwerbsunfähigkeit,  im  Sinne  der  In- 
validenversicherung II  492,  494  u.  532, 
536,  Mitwirkung  der  Aerzte  bei  deren 
Feststellung  I  528. 

Erwürgen,  Twi  durch ;  Erscheinungen  des- 
selben! 204,  Sektionsbefund  I  204,  205. 

Essigsäure,  Vergiftung  I  235. 

Exhibitionismus  I  272. 

Fälligkeitstermine  bei  Unfallsachen  1 43Q. 

Fahrlässigkeit  1  116. 

Femstellen  II  346. 

Fäkalienabfuhr  II  412. 

Fetischismus  I  271. 

Fettembolie  I  113,  142. 

Fettwachsbildung  s.  Leichen. 

Feuchte  Wohnungen,  II  360. 

Feuerungsanlagen,  Grundsätze  zur  Ver- 
hütung der  Kauchentwickelung  II  401. 

Fingerverletzungen  durch  Unfall,  s.  Hand. 

Fleisch-Vergiftungen  I  262. 

Fleisch  s.  Nahrungsmittel. 

Fleischbeschau-Gesetz  II  19,  277. 

Flussverunreinigung,  s.  Gewässer. 

Folie  circulaire  I  376,  377. 

Formulare,  s.  Muster. 

Fortbildungskurse  für  Kreisärzte  II  120. 

Fortpflanzungsfähigkeit  I  264. 

Frakturen  und  Luxationen  I  172,  173. 

Fruchtabtreibung,  kriminelle  I  288; 
Mittel  zur  Fr.-A.  innere  I  289-294, 
mechanische  I  294-297;  Nachweis 
der  Fr.-A.  I  297,  Versuch  mit  un- 
tauglichen Mitteln  I  526. 


Fuhrkostenenschädtgung  bei  amtlichen 
Verrichtungen  am  Wohnort  II  194. 

Fürsorge  für  die  Wittwen  und  Waisen. 
Gesetz  §§  7-23,  II  229-232. 

Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  I  328. 

Fusstritte, Verletzungen  durch  solchel  177. 

Fussverletzungen  durch  Unfall  I  468  bis 
461,  533. 

Gasöfen  II  403. 

Gase,  giftige  II  391. 

Gastwirthschaften,  Bauanforderungen  II 
390. 

Gebäude,  Anforderungen  an  diese,  deren 
zulässige  Höhe  u.  s.  w.  II  345,  348, 
355,  365,  deren  Benutzung,  II  376. 

Gebühren,  amtsärztliche,  der  Kreisärzte 
II  179-184,  S.  11,  pensionsfähige 
II  213;  Erhebung  derselben  II  307  bis 
309;  der  Reg.-  und  Med.-Räthe,  Pro- 
fessoren u.  s.  w. 

Gebührenverzdchniss,  Formular  dafür 
S.  59. 

Geburt,  Nachweis  der  statts^ehabten  I 
298 ;  Verzeichniss  der  durch  Hebammen 
besorgten  S.  40. 

Gefängnisspsychosen  I  377. 

Geheimniss  -  Privatgeheimniss  I  40-43 
s.    Berufseeheimniss. 

Geheimmittelverkehr,  dess.  Regelung  S.  27. 

Gehimhautverletzung,  Tuberkulose  und 
Betriebsunfall  I  530. 

Gehirnschlag  und  Unfall  I  467. 

Gehör,  dessen  Verlust  I  110,  111. 

Gehörorgan,  Unfallverletzungen  des- 
selben I  471. 

Gehör-  und  Gesichtstäuschungen  I  378. 

Geisteskrankheit,  Verfall  in  diese  1 1 12;  nach 
Körperverletzung  I  331,  332;  Simu- 
lation von  I  339;  nach  Unfall  I  466, 
534;  Entmündigung  I  526  s.  auch 
Seelenstörungen,  Schwachsinn  u.  Ent- 
mündigung. 

Geisteskranke,  verbrecherische  1 337;  Für- 
sorge für  G.  II  290. 

Geistesschwache,  s.  Entmündigung. 

Gemeindevertretung,  II  57,  Nichtwähl- 
barkeit  zu  derselben  II  57,  211. 

Gemeingefähriichkeit,  kein  Grund  zur 
Entmündigung  I  342. 

Gemüthserkrankungen  I  373-377. 

Generalsanitätsbericht  II  106,  107. 

Genesungsheime  S.  29. 

Genossenschaften  II  387. 

Genickstarre,  epidemische,  I  105. 

Geräusche,  starke,  Schutz  gegen  diese 
II  391,  397. 

Gerichtsarzt  I  13-20;  Kreisarzt  als  G. 
II  257;  besondere  G.-A.  II  125,  133, 
257;  Vereidigung  II  147;  bei  Ent- 
mündigungen U.Obduktionen  s.  diese; 
als  zweiter  Obduzent  II  257-258; 
Thätigkeit  des  Ger.  I  518;  unentgelt- 
liche Lieferung  der  Gesetzsammlun- 
gen an  diesen  S.  3. 
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Oerichtsverfassungsgesetz  §  12  I  11,  §§ 
166,  170,  172,  167,  178,  179  I  12. 

Geschäftsbücher  des  Kreisarztes  II  317. 

Geschäftsfähigkeit  1 348;  Aufhebung  der- 
selben I  348-351;  wegen  jugendlichen 
Alters  1 348;  wegen  Störung  der  Geistes- 
thätigkeit  I  349;  wegen  Geisteskrank- 
heit 1  349;  Willenserklärung  bei  Auf- 
hebung der  G.  I  350,  351 ;  beschränkte 
G.  I  351,  352;  Gutachten  über  G.  I 
354;  bei  Verstandeserkrankungen  1 379; 
bei  Epilepsie  I  383;  bei  Hysterie  I  385; 
bei  progressiver  Paraljrse  I  388;  bei 
Alkonolismus  1 392 ;  bei  Morphinismus 
I  393. 

Geschäftsunfähigkeit  I  341,  348-351,  Be- 
stellung   eines   Pflegers    bei    solcher 

I  527. 

Geschäftsverkehr  der  preussischen  Staats- 
und Kommunalbehörden  II  297-304. 

Geschenke,  deren  Annahme  II  327,  Be- 
stechung durch  solche  II  328. 

Geschlecht,  dessen  Bestimmung  bei 
Leichen  I  155. 

Geschlechtsorgane ,  Unfallverletzungen 
detselben  478-480. 

Geschlechtstrieb,  perverser,  1 271,396,397. 

Geschosse,  zulässige  Zahl  und  Höhe  II 351 . 

Gesetzgebung,  Reichs-  und  Landesgesetz- 
gebung II  30-32. 

Gesetzsammlung,  deren  unentgeltliche 
Lieferung  an  Kreis-  und  Gerichtsärzte 
S.  3. 

Gesicht,  Unfallverletzungen  dess.  I  401. 

Gesundheitsamt,  kaiserliches  II 9, 33  -  35. 

Gesundheitsbehörden  1124-30;  Reichs- 
behörden II  32-38,  Organisation  der- 
selben II 67 ;  Zentralbehörden  II 67  -  83 ; 
Provinzialbehörden  II  83-95;  Bezirks- 
behörden II  96;  Kreisbehörden  II  112 
u.  folg. 

Gesundheitsbeschädigungen  durch  Kur- 
pfuscher I  524. 

Gesundheitskommissionen  II 14,  23,  167, 
331;    Geschäftsanweisung    für    diese 

II  333,  334;  Aufgaben  derselben  II 
334;  Verhältniss  zum  Kreisarzt  II  335; 
Mitwirkung  bei  Wohnungsaufsicht  II 
368;  Geschäftsordnung  II  336. 

Gesundheitswesen,  öffentliches  II  4-9, 
134  und  135. 

Gewässer,  deren  Reinhaltung  II  275,  276, 
408,  419,  gesetzl.  Vorschr.  427. 

Gewerbe-Ordnung  §§  109-115, 117, 118, 
120,  121.  131,  II  51,  52;  340. 

Gewerbe-Aufsicht,  Mitwirkung  des  Kreis- 
arztes bei  dieser  II  284,  285. 

Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  §§  1 
bis  3,  I  405,  406;  §§  9,  10  I  427, 
428;  §§  22-24,  I  418,  419;  §  63 
I  414;  §§  69-75  I  439,  430;  §  80 
I  432;  H  88-95  I  436-440,  Nach- 
trag der  Rechtsprechung  I  528  u.  s.  w. 

Gewehröl,  Vergiftung  I  236; 

Gift,  Definition  1225;  Toleranz  gegen  G. 


I  226,  227;  Wirkung  desselben  1228; 
Handel  mit  G.  II  266. 

Glied,  Verlust  eines  wichtigen  I  108, 109. 

Qnadenquartal,  Gesetz  ül^r  dessen  Ge- 
währung II  177—179. 

Oräfe'scher  Versuch  II  110. 

Qrubensystem  II  412. 

Gutachten,  gerichtsärztliche  I  32—35; 
mündliche,  schriftliche  I  35—38;  bei 
Obduktionen  I  85—87;  des  psychia- 
trischen Sachverständigen  I  317,  318; 
Pflicht  zur  Abgabe  I  39;  Befreiung 
davon  I  14;  Verweigerung  derselben 
I  39,  40;  in  Unfallsachen,  Abfassung 
I  451,  452;  Zustellung  an  den  Ver- 
letzten I  429,  430;  in  Invaliditätssachen 
I  493-496;  Muster  tür  Begutachtung 
über  psychopathische  Zustände  I  513; 
von  Körperverletzungen  I  517;  Mit- 
teilung an  Rentenbewerber  I  528,  529; 
s.  auch  Atteste. 

Haare,  deren  Untersuchung  I  95-99. 
Haftfähigkeit  bei  Geistesstörungen  I  133; 
bei     lebensgefährlichen     Krankheiten 

I  133. 

Haftpflicht,  Geisteskranker  1 360,  Minder- 
jähriger I  369;  der  Ärzte  u.  s.  w. ;  s. 
Schadenersatzpflicht. 

Haltekinderwesen,  Ueberwachung  II  287, 
288. 

Halluzinatorisches  Irresein  I  377. 

Hand,  Verlust  und  Verletzung  durch  Un- 
fall I  452-455,  532. 

Handlungen,  unerlaubte  I  128,  129;  un- 
züchtige 1 270—273;  erschwerende  Um- 
stände I  276-278. 

Hausfriedensbruch  II  150. 

Hautabschürfungen  I  167. 

Hebammen,  Beaufsichtigung  II  266,  267, 
Verwarnungen  und  Bestrafungen  II 
267;  Untersagung  der  Berufsthätigkeit 

II  267,  268;  Prüfung  der  zum  Heb- 
ammenberuf sich  meldenden  Personen 
II  268;  Prüfung  und  Nachprüfung  der 
Heb.  II  105,  268,  269;  Hebammen- 
bezirke II  269;  Hebammenpfuscherei 
II  269;  Formular  für  Verzeichniss  S.  32, 
desgl.  für  Verzeichniss  der  von  ihnen 
besorgten  Entbindungen  S.  40;  desgl. 
für  Fähigkeitszeugniss  S.  43. 

Heilgehülfen  s.  Heiipersonal. 
Heilkunde,    deren    Ausübung    II     18; 

durch  nicht  approbierte  Personen  II 

261,  262   S.   26;  Verzeichniss  dieser 

Personen  (Muster)  S.  37. 
Heilpersonal,  niederes,  Ueberwachung  und 

Prüfung  II  104,  270;  Formular  zum 

Verzeichniss  S.  32. 
Heilverfahren,  bei  Unfallverletzten  1 148 

bei  Invaliden  I  490. 
Heilquellen,  Kurorte,  Beaufsichtigung  II 

291,  292. 
Heirathsfähigkeit  der  Geisteskranken  und 

beschränkt  Geschäftsfähigen  I  355. 
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Heizungsvorschriften  11  402. 

Herbergen  II  366,  389. 

Herbstzeitlose  s.  Kolchizin. 

Hermaphrodismus  I  265,  266. 

Herzerlcrankungen  durch  Unfall  I  476. 

Hiebverletzungen  I  162—164. 

Hitzschlag,  Tod  durch  H.  I  221,  222,  Er- 
scheinungen desselben  I  222,  Sektions- 
befund I  222. 

Hofräume,  nothwendige  Grösse  II,  344, 
356,  365. 

Homosexualität  I  278. 

Hülflosigkdt  im  Sinne  der  Unfallver- 
sicherung I  531,  532. 

Hülfsarbeiter,  medizinischer,  des  R^c- 
rungs-  und  Medizinalraths  II  111. 

Hülfsapparate,  Lieferung  seitens  der  Un- 
fall- und  Berufsgenossenschaften  I  532. 

Hufelandsche  Stiftungen  II  104. 

Hymen  I  273-275. 

Hypnose  I  278,  322,  323,  360. 

Hypostase  I  144. 

Hysterie  I  384,  Affekt  bei  H.  I  384, 
mangelnde  Reproduktionstreue  I  384; 
Inkubationszeit  I  384,  385;  Beein- 
trächtigungsideen dabei  I  305;  als  Un- 
fallfolge I  465,  534. 

Idioten  u.  Epilepsie  I  381. 

Imbezillität  und  Epilepsie  I  381. 

Impfgesetz  II 18;  Impfärzte,  Ueberwachung 
der  Impfung  II  282  u.  283. 

Impfung,  s.  Schutzpockenimpfung. 

Instanzenweg  II  148. 

Institut  für  Schiffs-  und  Tropenkrank- 
heiten II  38,  für  Infektionskrankheiten 
II  75,  für  experimentelle  Therapie  II 
75,  zur  Gewinnung  thierischer  Lymphe 
II  75,  für  Hygiene  in  Posen  II  75. 

Intoxikationspsvchosen  I  38Q,  393. 

Invalidenversicherung,  Oi^anisation  I 
488;  Beiträge  I  488;  Kreis  der  Ver- 
sicherten, Ansprüche,  Wartezeit  I  489; 
Entziehung  der  Rente  I  489;  Ueber- 
nahme  des  Heilverfahrens  I  490;  Er- 
werbsunfähigkeit I  492;  Höhe  der 
Rente  I  492;  ärztliche  Mitwirkung  I 
536;  Nach  trag  der  Rechtsprechung  1 535. 

Invalidenversicnerungsgesetz  §§  1,  28, 29, 
47,  48;  I  488-490;  §§  18-22  I  490, 
491;  §  16  I  492;  §  113  I  493,  535. 

Irrenanstalt;  Beobachtung  in  derselben 
I  19,  336;  Entweichung  aus  derselben 
1 337 ;  Meldepflicht  1 337  -  339 ;  Schaden- 
ersatzpflicht der  Anstaltsärzte   I  359. 

Irresein,  cirkuläres  376;  d^eneratives  I 
386,  387;  Zwangszustände  I  387;  Ge- 
schäftsfähigkeit oei  demselben  I  387; 
Zurechnungsfähigkeit  bei  demselben  I 
387. 

Jahrbuch,statistisches  fürPreussen,  dessen 
Lieferung  an  die  Kreisärzte  S.  3. 

Jahresarbeitsverdienst,  Berechnung  des- 
selben I  427-429. 


Jahresbericht  des  Kreisarztes  II  304,  305, 

Formular  für  denselben  S.  52. 
Jauchebehälter  II  349. 
Jugendliche  Verbrecher  I  324-328. 

Karbolsäure,  Vergiftung  I  235,  Verlauf 
235,  236,  Leichenbefund  I  236,  Karbol- 


ganmn  I  236. 

ili  diloricum,  Vei^iftune  I 


Kali  chloricum,  Vei^iftung  I  251,  252, 
Verlauf  I  252.  Sektionsbefund  I  252. 

Kalilauge,  Vergiftung,  Verlauf  I  237,  238, 
Sektionsbefund  1 238,  chemische  Unter- 
suchung I  238. 

Kaliseifen,  Vet^giftung,  s.  Kalilauge. 

Kanalisation  II  408,  deren  Beurmdlung 
II  431. 

Karbon-Natronöfen,  deren  OcfiUiriichkdt 
II  402. 

Karenzzeit  s.  Wartezeit. 

Kaustische  Soda  s.  Kalilauge. 

Kellerwohnungen  II  358. 

Kindesabtreibung  I  526. 

Kindesmord  I  299,  Kriterien  des  Neu- 
geborensejns  I  299-301,  Reife  und 
Lebensfähigkeit  1 301  -  303,  Feststellung 
des  Lebens  I  303—306,  Todesursache 
I  306-311. 

Klasseneintheilung  der  Orte  II  176. 

Kleinbahnen,deren  Benutzung  II 191, S.  14. 

Kleesalz  s.  Oxalsäure. 

Knochenkem  in  der  Epiphyse  des  Ober- 
schenkels I  76. 

Knochenlänge  im  Verhältniss  zur  Körper- 
grösse  I  153,  154. 

Kochöfen  II  403. 

Körpergrösse  luden  verschiedenen Lebens- 
aUem  I  152-153. 

Körperverletzungen  I  105,  leichte  I  106, 
107,  gefilhriiche  I  107,  108,  schwere 
I  108-112,  mit  tödtlichem  Ausgang 
I  112-115,  vorsätzliche  I  115,  116, 
fahrlässige  I  116. 

Kohabitation  s.  Beischlaf. 

Kolonialabtheilung,  Medizinalabtheilung 
in  derselben  II  38. 

Kommunalgesetzgebung  II  56—66. 

Kohlendunst-Vergiftung  I  256,  257. 

Kohlenoxyd-Vergiftung    I   254,  Verlauf 

I  255,  Sektionsbefund  1 255,  chemischer 
Nachweis  I  255,  256,  spektroskopischer 
Nachweis  I  255. 

Kohlensäure-Vergiftung  I  257. 
Kolchizin- Vergiftung  I  261,  262. 
Konferenzen,  amtliche,  der  Kreisärzte  II 

259,  260. 
Konkurrenzfähigkeit  I  434. 
Konträre  Sexuaiempfindungen  I  397. 
Kontusionen,  s.  Erschütterungen. 
Konzessionen,  gewerbliche  II  51,  52. 
Kopf,  Unfallverletzungen  desselben  1 461. 
Kostgängerwesen  II  389. 
KranKen-  etc.  Anstalten,  Beaufsichtigung 

II  288,  289;  Krankenbewegung  in  den- 
selben II  289;  Neu-  und  Umbauten  II 
289,  Formular  für  Besichtigungen  S.  50. 
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Kranken  -  Kassen  -Versicherung,  Ueber- 
wachung  II  109. 

Krankenwärter  s.  Heilpersonal. 

Krankheiten,  gemeingefährliche,  Ver- 
hütung und  Bekämpfung  II  278—282; 
Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  II 
279,  280;  Schutzmaassregeln  II  280, 
281;  Anzeige  bei  Todesfällen  II  281; 
Konstatirung  der  ersten  Erkrankungs- 
fälle II  281;  Mitteilungen  an  Minister 
II  281;  Benachrichtigung  zwischen 
Zivil-  und  Militärbehörden  II  282; 
Formular  für  wöchentlicheNachweisung 
S.  46;  Journal  über  das  Vorkommen 
ansteckender  Krankheiten  S.  48;  Ta- 
bellarische Uebersicht  S.  50. 

Kreisarzt,  Gesetz  über  dessen  Dienst- 
stellung II 125—137;  Prüfungsordnung 
II  138-143. 

—  Dienstanweisung  für  denselben: 
Allgemeine  Amtspflichten  II  125,  137; 
Amtsbezirk  und  Amtssitz  II  128,  137; 
Voraussetzungen  der  Anstellung  II  137, 
138,  Anstellung,  Rang,  Uniform  II 126, 
143—146;  Dienstsiegel,  Unterschrift  II 
146;  Einführung  in  das  Amt  II  146 
bis  148-  vorgesetzte  Dienstbehörde 
II  148;  DiszipUnarverhältnisse  II  148; 
Amtsversdiwi^nheit  II  162;  Beauf- 
sichtigung der  ueschäftsführung  II  163; 
Verhältnisszu  anderen  Behörden  II 164, 
zum  Landrat  II  131,  164,  165;  zu  den 
Ortspolizeibehörden  II  131,  165,  166; 
zum  Kreis-  und  Bezirksausschusse  II 
1 66, 167 ;  zum  Kreisausschuss,  Kreistag  II 
167;  zu  den  Gesundheitskommissionen 
II  133-135,  167,  168;  zu  den  anderen 
technischen  Beamten  des  Kreises  II 
168;  zudenGerichtsbehörden  168,  II 169, 
411;  zum  Reichsversicherungsamt  und 
den  Schiedsgerichten  für  Arbeiter- 
versicherung II  169;  zu  den  Bei]g- 
behörden  II  169;  zu  Privatpersonen  II 
170,  171;  zu  den  nicht  beamteten 
Aerzten  II  172;  Diensteinkommen 
der  vollbesoldeten  K.-A.  II  127  u.  128, 
172—198,  S.  11;  Gebühren  II  178 
bis  179,  S.  11 ;  Amtsunkostenentschädi- 
gung II 184 ;  Tagegelder  u.  Reisekosten 
II  185,  S.  12  u.  30;  Diensteinkommen 
des  nicht  vollbesoldeten  K.-A.  11 127  bis 
128, 198— 201;  Umzugskostenentschädi- 
gung II  201,  S.  22;  ärztliche  Praxis  und 
Nebenämter  11  207-213,  S.  5;  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand,  Pension  II 
213,  214;  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen II  228  S.  8;  Beurlaubung  II 
233—235;  Stellvertretung  II  235,  236; 
Verhältniss  zum  Kreisassistensarzt  II 
128,  130,  236;  allgemeine  Dienst- 
obliegenheiten II  237,  238;  polizeiliche 
Anordnungen  bei  Gefahr  im  Verzuge 
II  132,  238;  Beobachtung  der  gesund- 
heitlichen Verhältnisse  des  Bezirks  II 
239;  Vornahme  von  Untersuchungen 


II  240;  Anr^ung  zur  Beseitigung  von 
Missständen  fl  240;  Besichtigung  von 
Anstalten  etc.  II 241 ,  242 ;  Durchführung 
der  Gesundheitsgesetzgebung  II  242; 
amtliche  Zeugnisse  II  242,  243;  Be- 
achtung der  Stempelgesetzgebung  11 
243;  Gerichtsarzt  II  133,  257,  258; 
Fortbildung,  Konferenzen  II  258,  259; 
Meldepflicht  der  Medizinalpersonen  II 
260,  261.  Ausübung  der  Heilkunde 
durch  nicht  approbirte  Personen  II 
261, 262;  Apothekenwesen  II 262—265, 
461 ;  Ueberwachung  des  Arzneimittel- 
verkehrs etc.  ausserhalb  der  Apotheken 
II  265,  266,  S.  23;  Hebammen wesen  II 
266—270;  Prüfung  und  Ueberwachung 
des  niederen  Heilpersonals  11  270;  Orts- 
besichtigungen II 271,272, S.  27;  Volks- 
und Wohnungshygiene  II  273—275, 
Mitwirkung  dabei  II  354,  368;  Wasser- 
versorgung etc  II  275,  276;  Nahrungs- 
mittelhygiene II  277;  Verhütung 
und  Bekämpfung  gemeingefährlicher 
Krankheiten  II  278-282,  400;  Ueber- 
wachung der  Schutzpockenimpfung  II 
282,  283;  der  Prostitution  II  283;  der 
Gewerbehygiene  II  283  —  285;  der 
Schulhygiene  II  285—287;  des  Halte- 
kinderwesens II  287,  288;  der  Kranken 
etc  Anstalten  II  288-290:  Fürsorge 
für  Geisteskranke  etc.  II  290;  ärztliche 
Hülfeleistung  in  Notfällen  II  290;  Be- 
aufsichtigung der  öffentlichen  Bade- 
etc  Anstalten  II 291 ;  der  Heilquellen  u. 
Kurorte  II  291;  des  Begräbnisswesens 
II  292,  293;  vertrauensärztliche  Thätig- 
keit  II  293—296;  Geschäftsführung  II 
296-298;  Jahresbericht  II  304,  305; 
Erhebung  der  Gebühren  etc.  des  nicht 
voUbcsoldeten  K.-A.  II  307,  308;  Ge- 
bühren-Nachweisungen desselben  II 
308, 309;  Gebühren  der  Vertreter  S.  24; 
des  vollbesoldeten  II 308, 309 ;  amtl.  Post- 
sendungen II  309, 310;  Geschäftsbücher 
und  Listenführung  II  317;  Registratur 
II  317,  318;  Schlussbestimmungen  II 
327;  Formulare  für  seine  amtliche 
Thätigkeit;  Formulare  S.  33— 64;  unent- 
geltlidie  Lieferung  der  Gesetzsamm- 
lung und  des  statistischen  Jahrbuches 
S.  3;  Rücklieferung  von  Orden  bei 
Todesfällen  S.  8. 

Kreisarztstellen,  Verfahren  bei  deren 
Wiederbesetzung  II  143,  144. 

Kreisassistenzarzt  il  123,  124,  129:  nicht 
pensionsberechtigt  II  215;  Umzugs- 
kosten  II  202,S.20;  Remuneration,  dienst- 
liche Stellung,  Privatpraxis  11236,237. 

Kreisbehörden  II  112-114;  Landrat  II 
112,  113;  Kreis-  bezw.  Stadtausschuss 
II  113;  Kreismedizinalbeamten  II  113 
bis  125. 

Kreisordnung  II  60—64. 

Kreosot-Vergiftung  I  236. 

Kunstfehler,  ärztliche,  I  116-124;   der 
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Hebammen  und  Heilgehülfen  I  124 
bis  126. 

Kurorte  s.  Heilquellen. 

Kurpfuscher,  Üeberwachung  II  112; 
JVfeldepflicht  II  261,  S.  26;  Verfolgung 
derselben  I  125;  Bestrafung  derselben 
II  262;  Verantwortlichkeit  für  Qesund- 
heitsbeschädigunc;en  I  524,  525;  For- 
mular für  Verzeichniss  der  Kurpfuscher 
S.  37. 

Lähmung,  Verfall  in  I  112;  der  Oefäss- 

nerven  I  113. 
Lagerräume,  als  Räume  zum  dauernden 

Aufenthalt  von  Menschen  11  364. 
Landesverwaltung,  allgemeine,    Preuss., 


§§  132,  133,  136-144  II  46-48. 

Landgemeindeordnung  II  57—59. 

Landgerichte,  deren  Zuständigkeit  I  11. 

üindrecht,  Allgemeines  Th.  I  Tit.  1  §  45 
II  186;  Th.  I  Tit.  8  §§  37-40,  65 
bis  67,  69,  71,  72,  78,  125,  126,  128 
bis  131,  137,  142  II  340  u.  341;  Th.  II 
Tit.  17,  §  10  II  52;  Th.  II  Tit.  20  §  360 
II  327  u.  373. 

Landesversicherungsanstalten  I  413,  414, 
48S. 

Lauge,  Laugen-Essenz  s   Kalilauge. 

Lebensdauer,  Abschätzung  der  muth- 
maasslichen  I  130. 

Lebensversicherung,  private  I  497,  durch- 
schnittliche Lebensdauer  I  497,  haus- 
ärztliche Atteste  I  500,  vertrauensärzt- 
liche Atteste  1  500. 

Leichen,  Zersetzung,  Temperatur,  Ver- 
trocknung,  Imbibition  I  144—147, 
Fäulnissemphvsem  I  148,  Fäulniss  der 
Leichen  I  149,  Leichenalkaloide  I  149, 
Mumifikation  I  150,  Fettwachsbildung 
I  150,  151,  208,  Rekognition  der  L 
1 152-156,  Wasserleichen  1 208,  Algen- 
bildung an  Leichen  I  208. 

Leichenbeschauer  II  271. 

Leichenöffnung,  gerichtliche  s.  Ob- 
duktion. 

Leichenpass,  Muster  für  amtsärztliche  Be- 
scheinigung S.  65. 

Leichenschau  I  26,  29,  -Transport  II  292, 
-Ausgrabung  II  295. 

Leuchtgas-Vergiftung  s.  Kohlenoxyd. 

Lex  Cornelia  I  1. 

Liquidationen,  Muster  für  diese  S.  17,  64. 

Luftembolie  I  113,  142,  161. 

Luftheizung  II  403. 

Lungen,  Äim  Erstickungstode  1  190, 
191,  beim  Tode  durch  Ertrinken  I  206, 
207,  traumatische  Erkrankungen  der- 
selben I  474-476. 

Lungenentzündung  als  Betriebsunfall  I 
530. 

Lungen-Schwimmprobe  I  77,  78,  303. 

Lysol-Vergiftung  I  236. 


Magendarm-Schwimmprobe  I  78. 

Manie  I  375-377,  Entmündigung  bd 
dieser  1 375, 376,  periodisches  Auftreten 
I  376. 

Manövergelände,  dessen  Besichtigung 
durch  den  Kreisarzt  S.  28. 

Masochismus  I  271. 

Massenquartiere  11  366,  389. 

Masseure  s.  Heilpersonal. 

Medizinalbeamte  s.  Kreisärzte. 

Medizinal-Edikt  von  1725  I  13. 

Medizinal -Kollegien  s.  Provinzial-Medi- 
zinal-Kollegien. 

Medizinalpersonen,  Formular  zum  Ver- 
zeichniss S.  34,  Formular  zur  Nach- 
weisung über  Veränderungen   S.  36. 

Medizinalwesen,  Abtheilung  dafür  im  Mi- 
nisterium, s.  Ministerium,  wissenschaft- 
liche Deputation  für  dasselbe  II  15, 
68-72,  §.  3. 

Medizinal-Kalender,  Berichtigung  durch 
die  Kreisärzte  II  261,  S.  25. 

Melancholie  I  373,  Impulse  bei  derselben 

I  373,  Raptus  melancholicus  I  373, 
Selbstanschuldigungen  I  374,  Ent- 
mündigung bei  M.  I  374. 

Meldepflicht   der  Medizinalpersonen    II 

260,  der  Militärärzte  M  260,  261,  nicht- 
approbirter  ärztlicher  Stellvertreter  II 

261,  nicht    approbirter    Heilkundiger 

II  261,  nicht  geprüfter  Zahnkünstler^ 
Heilgehülfen  etc.  II  262,  der  Mcdizinal- 
beamten  II  329. 

Meldekarten  über  ansteckende  Krank- 
heiten I  104,  II  316. 

Miesmuschel-Vergiftung  I  262,  263. 

Miethwohnungen  II  377. 

Milch  s.  Nahrungsmittel. 

Militärgericht,  Ladung  von  Beamten  als 
Zeugen  S.  11. 

Mineral  Wasserfabriken  II  278. 

Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts- 
und Medizinal- Angelegenheiten  II  15^ 
67,  68,  82,  83. 

Mirbanöl  s.  Nitroglyzerin. 

Mittelfinger,  Erwerbsminderung  bei  Ver- 
lust des  linken  I  532. 

Mord  I  139. 

Morphinismus  I  393. 

Morphium-Vergiftung  I  258,  Verlauf  I 
258,  259,  Sektionsbefund  I  259,  che- 
mischer Nachweis  I  259. 

Mündigkeit  s.  Geschäftsfähigkeit. 

Mumifikation  der  Leichen  I  150. 

Muster  für  Obduktionsprotokolle  I  506 
bis  513,  für  gerichtsärztlichc  Gut- 
achten I  513-517,  für  Unfallsachen  I 
452,  für  Invaliditätssachen  I  496,  für 
amtliche  Thätigkcit  des  Kreisarztes  S. 
33-64. 

Müllbcseitigung  II  445. 

Nabelschnurrest    bei    Leichen     Neuge- 
borener I  76. 
Nachtwandeln  I  321-322. 
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Nahrungsmittelgesetz  II  18,Ueber«rachung 
des  N.  II  276,  277. 

-Chemiker  II  277,  Untersuchungs-An- 
stalten II  107,  277. 

Natronlauge  s.  Kalilauge. 

Nebenamt,  Nebenbeschäftigung  11  208 
bis210,S.  3;  Oenehraigung  zur  Ueber- 
nahme  beim  Kreisarzt  fl  209;  bei 
Stadtärzten  II  209;  in  einem  andern 
Staate  II  209;  als  Kassenarzt  II  211; 
im  Vorstande  von  Aktien-,  Komman- 
dit-  und  Bergwerksgesellschaften  II 21 1 ; 
in  der  Gemeinde -Vertretung  II  211; 
im  Kreistage  II  212,  bei  Uebemahrae 
einer  Vormundschaft  II  212,  des  Amtes 
als  Schiedsmann  II  212. 

Nebenumstände  s.  Augenschein. 

Nervensystem,  Erkrankungen  nach  Un- 
fällen I  461-467. 

Neurasthenie,  nach  Unfällen  I  465. 

Nichtigkeit  der  Ehe  I  354. 

Nikotin-Vergiftung  I  262. 

Nitrobenzol-Vergiftung  I  252,  Verlauf 
I  253;  Sektionsbelund  I  253. 

Nitroglyzerin -Vergiftung  I  253. 

Nystensches  Gesetz  I  146. 

Obduktion,  gerichtliche  I  22—24;  sani- 
tätspolizeiliche I  24;  Auswahl  der  Ob- 
duzenten  I  22,  51,  52,  519,  II  257; 
Instrumente  1 52;Obd.-RaumI  53;  Obd. 
gefrorener  Leichen  I  53;  mikro- 
skopische Untersuchungen  I  54;  83 
bis  85;  bei  Vergiftung  I  74;  bei  Neu- 
geborenen I  76,  77;  spektroskopische 
Untersuchungen  I  85;  Obd.-Protokoll 
I  85,  86,  506;  vorläufiges  Gutachten 

I  86  87;  Gbd.-Bericht  187;  Revision 
der  Gbduktions -Verhandlungen  I  88 
bis  96. 

Obduktionsprotokoll,  Muster  I  506. 
Ober-Collegium  medicum  II  13. 
Ober-Collegium  sanitatis  II  13. 
Ober-Collegium    medicum    et    sanitatis 

II  13. 

Ober-Landesgerichte,  deren  Zuständigkeit 

I  11. 

Obergutachten  für  Berufsgenossenschaf- 
ten I  9. 

Ober-Präsident  II  83,  84:  Beuriaubungs- 
recht  II  234; 

Oeffentlichkdt  der  Gerichtsverhand- 
lungen I  12;  Ausschluss  der  Oeffent- 
lichkdt dabei  I  12. 

Oelpissoirs  II  416. 

Ofenklappen,  Verbot  Anbringung  ihrer 

Orden,  preussische  II  145,  ausländische 

II  146,  S.  8. 
Ortsbebauungsgesetz  II  342. 
Ortsbebaungspläne  s.  Bebauungspläne. 
Ortsbehörden,     Ortspolizeibehörden    II 

330,  331. 
Ortsbesichtigungen  durch  den  Kreisarzt 
II 271-273,  S.27;  Formular  dafür  S.44. 


Ortsgrenzen  II  195;   von  Cöln  II  196 
von  Beriin  II  198. 

Ortspolizeibehörde  s.  Verwaltungsbe- 
hörden. 

Ortssendungen,  deren  B^ff  S.  30. 

Operation,  Verweigerung  seitens  Unfall- 
verletzter II  413. 

Oxalsäure -Vergiftung  I  236;  Verlauf  I 
237;  Sektionsbefund  I  237. 

Oxjrdationsverfahren  bei  Abwässerrei- 
nigung II  435. 

Paederastie,  s.  widernatürliche  Unzucht. 

Papier,  Vorschriften  über  Geschäfts- 
papiere II  301,  S.  30. 

Paralyse,  s.  progressive  Paralyse. 

Paranoia,  akute  I  377,  378;  der  Wöch- 
nerinnen I  377;  chronische  I  378 
bis  380. 

Pension,  Berechnung  derselben  bei  den 
nicht  vollbesoldeten  Kreisärzten  II  213, 
214,  S.  22;  bei  Entlassung  durch  Dis- 
ziplinaruntersuchung naoi  zuvoriger 
Wiederanstellung  II  226;  Muster  für 
Nachweisung  II  S.  87;  Tabelle  für  Be- 
rechnung II  S.  94—97. 

Pensionsgesetz  II  214—228. 

Periodische  Psychosen  I  376  und  391. 

Periodischer  Geschlechtstrieb  I  396. 

Perverser  Geschlechtstrieb  I  306. 

Petitionen  II  148. 

Petitionsrecht  der  Beamten  II  330. 

Petroleumöfen  II  403. 

Pflegschaft,  wegen  körperlicher  Gebrechen 
I  132;  wegen  Geisteskrankheit  oder 
Geistesschwäche  I  345—348,  u.  527. 

Pharmazeutische  Angelegenheiten,  tech- 
nische Kommission  für  dieselben  II 
72,  73. 

Physiker  II  12,  14. 

Photographiezur  Rekognition  von  Leichen 
I  354. 

Phosphor -Vergiftung  I  244;  Verlauf  I 
245;  Differenzial-Biagnose  1 245;  chro- 
nische Vergiftung  I  240;  Sektionsbefund 

I  246;  chemischer  Nachweis  I  246. 
Pneumothorax,  doppelseitiger  I  213. 
Polizei -Verordnungsrecht    II    47,    48; 

-Gesetzgebung  I  52,  53 ;  -Verwaltung, 
Gesetz  über  die  P.-V.  §§  1-12  II  53 
bis  55;  §8  15-20  II  55;  -Strafver- 
füguns^n  II  56;  -Beamte;  Recht  zur 
vorläufigen  Festnahme  von  Personen 

II  56. 

Portobuch,  Muster  dafür  S.  63. 
Postepileptisches  Irresein  I  381. 
Postsendungen,  amtliche,  Bestimmungen 

dafür  II  310-317. 
Privat-Geheimniss  I  40-43. 
Präepileptisches  Irresein  I  381. 
Privat- Kranken-,   Irren-  etc.    Anstalten, 

deren    Konzessionierung   II  18,   290; 

deren  Besichti^ng  II  290. 
Privat-Unfallversicherung  I  534. 
Progressive  Paralyse  I  387—388;  Sittlich- 
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keitsvergehen  bei  derselben  1 387;  straf- 
bare Handlungen  I  387;  Entmündigung 
wegen  derselben  I  387;  Geschäftsfähig- 
keit bei  derselben  I  388. 

Provinzial-MedizinalkoU^ium  I  8  11  13, 
14j  84-96,  S.  1. 

Provinzial-Ordnung  II  64 — 66. 

Prostitution,  deren  Ueberwachung  II 
108,  283. 

Prozessfähigkeit  I  354. 

Pseudologia  phantastica  I  306. 

Pupillar-Membran  I  76. 

Pupillenreaktion  bei  transitorisdien  Be- 
wusstseinsstörungen  I  390. 

Quartalssäufersucht  I  391. 
Quartiergängerwesen  II  389. 
Querulanten-Wahnsinn  I  378;  Entmündi- 
gung 1  380. 
Quetschungen  I  167—168. 
Quetschwunden  I  168. 

Räume,  zum  dauernden  Aufenthalt  von 
Menschen,  s.  Wohnräume. 

Rangverhältnisse  der  preussischen  Zivil- 
beamten II  144. 

Raptus  melancholicus  I  373. 

Rauch,  Schutz  gegen  diesen  II  391,  404. 

Rauchrohre  II 349;  Verbot  von  Abschluss- 
klappen in  solchen  II  366. 

Rausch,  normaler  und  pathologischer  1 390. 

Rechtschreibung,  neue,  Bestimmungen 
über  diese  II  296,  S.  29. 

Regierungs-  und  Medizinalrat  II  91,  92; 
96—112;  Personal-Angelegenheiten  II 
97-99;  Dienstobliegenheiten  II  85, 
99—110  S.  5  U.6;  ständigemedizinische 
Hülfsarbeiter  derselben  II  111;  Ge- 
bühren für  Gutachten  in  Unfallsachen 

I  529;  Nebenämter  S.  3. 
ROTerungs-Präsident  I  367.  370;  II  96; 

Beurlaubungsrecht  II  232. 

Registratur  des  Kreisarztes  II  318—325; 
Formulare  dafür  S.  33—64. 

Regulativ  über  das  Verfahren  derOerichts- 
ärzte  bei  den  gerichtlichen  Unter- 
suchungen menschlicher  Leichen  I  51 
bis  81. 

Rdchsamt  des  Innern  11  32. 

Reichsgericht,  Zuständigkeit  I  11. 

Reichsgesundheitsrat  II  19,  35-38. 

Reichsgewerbeordnung,  s.  Gewerbeord- 
nung. 

Reichskanzler  II  32. 

Reichsversicherungsamt  I  413;  Obergut- 
achter bei  demselben  I  413;  Amtliche 
Nachrichten  1  44;  Entscheidungen  des- 
selben I  416,  419,  420-425,  436,  437, 
469,  472,  475-477,  480. 

Reinigungsverfahren  der  Abwässer  II  434. 

Reisekosten  und  Tagegelder  der  Medizinal- 
beamten II  185  S.  12;  Gesetz  über 
dieselben  für  Staatsbeamte  §§  1—12 
II 185— 198,  S.  12— 20;  beiVersetzungen 

II  197;  der  praktischen  Aerzte  II  185, 


Rentenansprüche  I  530. 

Revision  der  Obduktionsvcrhandlungen 
und  Oemütszustandsuntersuchungen  I 
7  II  88-96. 

Riss  wunden  I  168. 

Rohbau-Abnahme  II  346,  347. 

Ruhestand,  Versetzung  in  denselben  II 
223-225. 

Rückenmark,Unfallvcrlctzungen  desselben 
I  467,  468. 

Rupturen  innerer  Organe  I  169,  der 
Aorta  I  170,  der  Lunge  I  170,  des 
Oesophagus  I  170,  der  Milz  I  170,  der 
Nieren  I  170,  des  Uterus  I  170,  der 
Tube  bei  Tubergravidität  I  170,  der 
Vagina  I  170,  der  Blase  I  170,  des 
Magens  I  170,  der  Leber  I  170,  der 
Pankreas  I  170,  des  Darmes  1   170. 

Rutenhiebe,  Verletzungen  durch  diese 
I  177. 

Russ,  Schutz  gegen  diesen  II  391. 

Sachverständige,  ärztliche  bezw.  gerichts- 
ärztliche I  10  u.  folg.,  S.  2;  in  Un- 
fallsachen I  27,  440,  445;  in  Polizei- 
sachen I  27;  in  psydiiatrische  I  364  u. 
368;  in  Invalidenversicherungssachen 
I  493,  535;  in  Lebensversicnerunp<- 
sachen  I  493;  Ablehnung  wegen  Be- 
fangenheit I  588;  allgemeine  Beeidigung 
I  519,  530. 

Sadismus  I  271. 

Salzsäure,  Vergiftung  I  234;  Verlauf  I 
234,  Sektionsbefund  I  234. 

Salpetersäure,  Vergiftung  I  234,  Verlauf 
I  234,  Sektionsbefund  234. 

Sanitätskommission,  s.  Gesundheitskom- 
mission. 

Sarggeburt  I  148. 

Schadenersatzpflicht,  bei  Verletzung  von 
Berufs-  und  Privatgeheimnissen  I  43; 
bei  wider  besseres  Wissen  erstatteten 
Gesundheitsattesten  I  44,  45;  Aus- 
dehnung 1 129, 130;  der  Geisteskranken 

I  359,  360;  Ausschluss  I  360;  Minder- 
jähriger I  360,  361. 

Scnankwirtschaften  —  Bauanforderungen 

II  390. 

Schiedsgerichte  für  Arbeiterversicherung 
I  403 — 413;  Vertrauensärzte  derselben 

I  410-412;  Laienbeisitzer  I  412. 
Schiedsrath     bei      privater     Unfallver- 
sicherung I  487. 

Schlachthäuser,  öffentliche  II  52. 
Schlafstellen  II  366,  für  Arbeiter  II  377, 

389. 
Schlaftrunkenheit  I  321. 
Schöffengericht,  dessen  Zuständigkeit  111. 
Schreyer  I  2,  303. 
Schriftverkehr  s.  Geschäftsverkehr. 
Schularzt  II  285. 
Schulen,  gesundheitliche  Beaufsichtigung 

II  108,  285;  Neubauten  II  286; 
Schliessungen  II  286,  287;  Formular 
für  Besichtigung  S.  47. 
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SchuasverletzunRen  des  Schädels  I  180; 
der  Lungen  I  180,  181;  des  Herzens 

I  181;  des  Abdomens  I  181;  der  Ex- 
tremitäten I  181;  Kriterien  derSchuss- 
Verletzungen;  Einschuss  I  181;  Nach- 
sdiussl  182;  Femsdiussl  183;  Schuss- 
kanal I  183;  indirekte  Effekte  der 
Schosse  I  183,  184;  Ausschuss  I  184. 

Schutzpockenimpfung  II  16,  282;  An- 
stellung der  Impfärzte  II  282;  Be- 
aufsichtigung des  Impfgeschäfts  II 
282;  Irapfbeschädigungcn  II  282;  Be- 
richt über  diese  II  283;   Impfbericht 

II  283. 

Schwachsinn,  dessen  Zeichen  I  393,  394; 
Affekt  bei  Schw.  I  395;  Nothzuchts- 
versuche  I  395;  Entmündigung  I  396; 
Geschäftsfähigkeit  I  396. 

Schwangerschaft  I  281 ;  Diagnose  der- 
selben I  282—285;  Dauer  I  285— 287 ; 
mehrfache  I  287;  Unterbrechung,  s. 
Fruchtabtreibung. 

Schwefelsäure,  Vergiftung  I  232;  Verlauf 
1233;  Komplikationen  1233;  Sektions- 
befund 1233;  chemische  Untersuchung 
I  233,  234. 

Schwefelwasserstoff,  Vergiftung  I  253; 
Verlauf  I  253;  Sektionsbefund  I  253, 
254. 

Schweine,  deren  Halten  in  bestimmten 
Stadtgtt'enden  ist  unzulässig  II  362. 

Schwemmkanalisation  II  417. 

Schwurgericht,  Zuständigkeit  1,  11. 

Seelenstörungen,  traumatische  1386,  senile 
I  388, 389,  alkoholische  1 389,  Delirium 
tremensI390;  nach  Morphinismus  1393. 

Sehvermögen,  dessen  Verlust  1 109, 110. 

Seifenstein  s.  Kalilauge. 

Selbstmord  I  137-139;  durch  Schuss  I 
184,  185;  bei  der  privaten  Unfall- 
versicherung I  482. 

Selbstreinigung  der  Gewässer  II  433. 

Seuchen,  s.  Krankheiten. 

Sexualtrieb  s.  Geschlechtstrieb. 

Shock  I  113. 

Siechtum,  Verfall  in  dieses  I  111,   112. 

Simulation  von  Geisteskrankheiten  I  339; 
Unfall  verletzer  I  442-444. 

Sittlichkeit,  Verbrechen  gegen  diese; 
bei  progressiver  Paralyse  T  387;  bei 
seniler  Seelenstörung  I  388;  bei 
Schwachsinn  I  395. 

Somnambulismus  I  322. 

Sonnenstich,  Tod  durch  diesen  I  222. 

Sperma,  Nachweis  I  99-101;  beim  Er- 
stickungstode I  189;  bei  Defloration 
I  275. 

Sprache,  deren  Verlust  I  111. 

Sprechstunden,  amtliche  II  171. 

Spülkanalisation  II  417. 

Staatsanwaltschaft,  Mitwirkung  bei  Ent- 
mündigungen I  365,  366. 

Stadtärzte  II  124,  236. 

Städteordnung  II  59,  60. 

Statistisches  Amt  II  38. 


Staub,  Schutz  gegen  diesen  11  391 ;  Ge- 
sundheitsgefänrdung  durch  diesen  II 
395; 

Stellung  gefundener  Leichen  I  82. 

Stellvertreter  des  vollbesoldeten  Kreis- 
arztes, dessen  Entschädigungsansprüche 
S.  24. 

Stempel  fürApothekenkonzessionen  II 249 ; 

Stempelfreiheit  für  Verleihung  des  Titeis 
Sanitätsrat  und  Geh.  Sanitätsrat  II  250. 

Stempelpflichtigkeit  von  Attesten  II  251 
bis  254;  -freiheit  11  254-257. 

Stempelsteuergesetz  II  243—257. 

Stempelstrafen  II  246;  Stempelerstattnng 
II  248. 

Stichverletzungen  I  164—167. 

Stigmata  hcredidatis  I  386. 

Stimmungsanomalien,  siehe  Gemüthser- 
krankungen. 

Ställe,  deren  Anlagen  in  Wohnviertel  II 
362;  Ernährung  II  365. 

Stockhiebe,   Verletzungen   durch   diese; 

I  177. 

Strafaussetzung,  bedingte  I  327. 

Strafgesetzbuch  §  51  I  319;  §  55-57, 
58  I  325-326;  §§  174,  176-178,  181 
u.  183  I  269,  270;  §§  206,  207,  211 
216  I  135;  §§2ia-220I288,§221  I 
102§222  1 135; §§223— 2331 102—104; 
§§  278-280  I  44;  §§  291,  324. 
326,  327  I  104  u.  105;  §§  331-359 

II  150,  151;  §§  330,  367,  368  II  339, 
340;  §  485  I  281. 

Strafprozessordnung  §§  51,  52,  54,  57  I 
38;  §561  334;  §&I  42;  §§72-91, 
I  13;  §  90  1 299;  §§  157, 193, 218-222, 
238,  247-250,  252-255  I  13-26; 
§  487  I  138;  §§  485,  487  I  335. 

Sfrafmündigkeit  1 324  -  328;  Taubstummer 
I  326. 

Strafvollzugsfähigkeit  I  335. 

Strafvollzug  bei  Geisteskranken  I  335; 
bei  Schwangeren  I  335. 

Strangmarke  I  199. 

Strangwerkzeug  I  195. 

Strassenhygiene  II  449. 

Strassenptlasterung  II  449;Reinigung  II 450 

Sublimat- Vergiftung  1 239;  Verlauf  I  240; 
Sektionsbefund  I  240. 

Suggestion  I  323. 

Tagegelder  II  185  u.  folg.,  S.  12,  For- 
mular für  deren  Berechnung  S.  53. 

Tagewässer,  Ableitung  II  345. 

Tagebuch  für  Kreisärzte,  Formular  dafür 
S.  60. 

Taubstumme,  Strafmündigkeit  derselben 
I  326. 

Terminfähigkeit  I  132. 

Terminkalender,  Muster  dafür  S.  71— 85. 

Testaments-  und  Testierfähigkeit  I  352 
bis  354,  379,  385. 

Titel,  fremdherrliche  II  146;  des  Kreis- 
arztes II  144;  im  Amtsverkehr  II  298 
bis  300. 
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Tödtung,  fahrlässige  I  117,  135,  523,  524, 

Tod,  Lfrsachen  des  T.;  unmittelbare  I 
113;  mittelbare  I  113-115;  der  plötz- 
liche, natürliche  I  136,  137;  der  ge- 
waltsame I  137-139;  Priorität  des  T. 
I  139,  140;  Konkurrenz  der  Todes- 
ursachen I  140,  141 ;  Todtenflecke  I 
145, 146;  Todtenstarre  I  146;  Bestim- 
mung der  Zeit  des  T.  I  151;  Tod 
durch  Verblutung  I  160,  161;  durch 
Schnittverlctzungen  I  159—162;  durch 
Hiebverletzungen  I  162—164;  durch 
Stichverletzungen  I  164—167;  durch 
stumpfe  Gewalt  I  167—173;  durch 
Sturz  I  173—176;  durch  Ueberfahren 
I  176.  177;  durch  stumpfe  Gewalt 
mit  umschriebener  Angriffsfläche  I 
177—180;  durch  Schussverletzungcn 
I  180-186;  durch  gewaltsame  Er- 
stickung I  186-195. 

Tollkirschen,  s.  Atropin. 

Tonnensystem  11  413. 

Trichinenschauer  II 278;  Kreisärzte  haben 
kein  Aufaichtsrecht  mehr  S.  29. 

Trichinose  als  ansteckende  Krankheit  1 105. 

Transitorische  Bewusstseinsstönmgen  I 
381,  384  u.  386. 

Transjjortaten,  Behandlung  und  Unter- 
sucnung  II  294. 

Traumatisches  Irresein  I  386. 

Treppen  II  348,  Handläufer  II  366. 

Trockenfristen  II  358,  360. 

Trunkenheit  I  321;  als  Ehescheidungs- 
grund I  524. 

Trunksucht,  Entmündigung  wegen  T. 
I  370-372. 

Tuberkulose  nach  Trauma,  an  der  Lunge 
I  475;  des  Hoden  I  479;  der  Gelenke 

I  461. 

üeberfruchtung  I  287. 
Ueberschwängerung  I  287. 
Ueberschwemmung,   hyg.  Maassnahmen 

II  404,  408. 

Uebcrtreibung  Unfallverletzter  I  444, 445. 

Umzugskostengesetz  ß§  1—9 II 201—207. 

Umzugskosten  der  Kreisärzte  II  202,  S. 
22,  Muster  für  Kostenrechnung  S.  63 

Unfall,  Begriff  des  Betriebsunfalls  I  419 
bis  422. 

Unfallfürsorgegesetz  für  Beamte  II  215. 

Unfallversicherung,  öffentliche  1  404  bis 
480,  528;  private  I  481  bis  487, 
534;  Selbstmord  I  482;  Blutvergif- 
tung I  482,  ärztliche  Behandlung 
und  Mitwirkung  I  483,  534;  Schieds- 
rath  I  487;  Rentenanspruch  I  530. 
Unfall-Anzeige  I  414;  Tod  durch  U.  I 
414, 535;  gerichtliche  Obduktion  dabei  I 
414—416;  Verletzungen  durch  U.  I 
416-418;  Heilverfahren  I  416;  Be- 
handlung in  einer  Heilanstalt  I  418; 
ursächlidier  Zusammenhang  zwischen 
U.  und  Gesundheitsstörung  I  422  bis 
427,  530,  531. 


Unfallrente  I  427—439;  deren  Berech-* 
nung  bei  mehreren  Unfällen  I  531; 
Feststellung  bei  Aenderung  der  Ver- 
hältnisse I  431  u.  532. 

Unterhaltspflicht  I  131. 

Unterschlagung  II  150. 

Untersuchungsgefangene  s.  Transpor- 
taten. 

Untersuchungsstellen,  bakteriol.,  deren 
Betrieb  S.  6. 

Untersuchung  Unfallverietzter  I  445  bis 
451 ;  ärztliche  behufs  Feststellung  der 
Zeugungsfähigkeit  I  519. 

Unterstützungen,  ausserordentl.,  aktiver 
Beamter  11  232;  für  pensionirte  Be- 
amte und  deren  Hinterbliebene  11 
223,  S.  8;  an  im  Disziplinarverfahren 
entlassene  Beamte  S.  9. 

Unzucht,  Begriff  I  525;  widematüriiche 
I  278-280,  526. 

Unzurechnungsfäh  igkeit ,  strafrechtliche 
I  329. 

Urkundenfälschung  II  150. 

Verantwortlichkeit  des  Arztes  und  Kur- 
pfuschers für  Gesundheitsbeschädig- 
ungen I  524;  des  Irrenarztes  I  332. 

VerbFutungs-Tod  I  113. 

Verbrecher,  jugendliche  I  324—326,  327; 
geisteskranke  I  337. 

Verbrennen,  Tod  durch,  Verlauf  I  217, 
218;  Sektionsbefund  I  219—221;  Dif- 
ferenzial-Diagnostisches  I  221. 

Vereine,  ärztliche  II  172. 

Verfassung  in  Preussen  II  39. 

Verfolgungswahn  1  378,  380. 

Verfügungen,  polizeiliche  II  45,  Rechts- 
mittel dagegen  II  45. 

Vergiftung  I  225  u.  321,  giftige  Stoffe 
I  225,  Toleranz  gegen   Gifte  I  225, 

226,  Eingangspforten  I  227,  Selbst- 
mord,  Mord,  zufällige  Vergiftung   I 

227,  228,  Wirkungen  der  Güte  I  &8, 
Verlauf  der  Vergiftungen  1 228,  Sektions- 
befund I  228,  229,  Zeichen  vitaler 
Vergiftung  I  229,  chemische  Unter- 
suchung T  229-231,  physiologischer 
Nachweis  I  232,  Obduktion  beim  Ver- 
dacht einer  Vergiftung  I  74. 

Verhandlungsfähigkeit  I  333,  334. 

Verheirathung  von  Beamten  II  327. 

Verhungern,  Tod  durch  V.  1 213,  214,  Er- 
scheinungen I  214, 215,  Sektionsbefund 
I  215,  216. 

Verletzungen,  vitale  I  141,  agonale  I  143» 
144,  postmortale  I  143. 

Verschwendung  als  Entmündigungsgrund 
I  340. 

Vertrauensärzte  d.  Berufsgenossenschaften 
I  410-412,  der  Landesversicherungs- 
anstalt I  496,  der  Lebensversicherungs- 
gesellschaften I  437. 

Verwaltungsbehörden  II  41-44,  Ober- 
Präsident  II  41 ,  Provinzialrat  II  42, 
Regierungs-Präsident,  Bezirksr^erung, 
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Beziricsausscfauss  II  42,  43;  Kreis- 
behörden II  43,  Stellung  der  Behörden 
II  43,  Zwangsbefugnisse  derselben  II 
46,  47. 

Verwaltungssachen,  Streitverfahren  I  44, 
45;  Re±tsmittel  I  45. 

Veterinärwesen  II  15. 

Viraginität  I  278. 

Vorbesuchc  I  367. 

Vorfluther  II  428. 

Vorgärten  II  364. 

Vorstellung,  Verlangsamung  I  374. 

Vorschuss^lung  bei  Dienstreisen  S.  19. 

Wände,  feuchte,  deren  Austrocknung  II 
361. 

Wartezeit  bei  Unfällen  1  416. 

Waschküchen  II  364. 

Wasserklosetts  II  414. 

Wasserläufe,  Verunreinigung  II  275,  276, 
408,  419  u.  427. 

Wasserversorgung,  Versuchs-  u.  Prüfungs- 
anstalt 11  28.  76-82;  Ueberwadiung 
der  Wasserversorgung,  Abwässerbe- 
seitigung, Reinhaltung  öffentlicher 
Russläufe  II  275,  276,  408,  419  u.  427. 

Weichselzopf,  Anordnung  des  Heil- 
verfahrens auf  Orund  des  Invaliden- 
versicherungsgesetzes I  536. 

Werkzeug,  gefährliches,  Begriff  I  523. 

Wettbewerb,  unlauterer,  Stellung  eines 
Strafantrages  seitens  des  Kreisarztes 
S.  26. 

Widerrechtlichkeit  einer  Gesundheits- 
beschädigung I  126. 

Wiederbelebung  von  Scheintodten  II  292. 

Wiederbesetzung  vakanter  Kreisarztstellen 
II  143,  144. 

Wirbelsäule,  Verletzungen  derselben  durch 
Unfall  I  467. 

Wittwen-  und  Waisenversorgung,  Minde- 
rung derselben  II  229,  230,  Zahlung 
durch  Postanweisung  II 231,  Muster  so- 
wieTabellefür  BerechnungS.91,94  -  97. 

Wissenschaftliche  Deputation  für  das 
Medizinalwesen  s.  Medizinalwesen  und 
Deputation. 

Wochenbettfieber,  Ermittelungen  II  267. 

Wohnungen,  Beziehen  derselben  II  363. 

Wohnungsaufsicht  II  367,  376,  378. 

Wohnungsfürsorge  II  366,  379. 

Wohnungsgeldzuschussgesetz  §§  1 — 6  II 
175—177,  S.  23. 

Wohnungsgesetz  II  371—376. 

Wohnungshygiene  II  338,  339,  366. 

Wohnungsordnung  s.  Wohnun^ufsicht. 

Wohnungspolizei  s.  Baupolizei. 

Wohnräume  und  Wohnungen,  Anforde- 
rungen an  diese  II  346,  351 ,  355  bis 


358,  feuchten  360;  Beziehbarkeit  II 361, 
363;  Räumung  II  363;  Begriff  von 
Räumen  zum  dauernden  Aufenthalt 
von  Menschen  bestimmt  II  364;  Ueber- 
füllung  II  367. 

Wohnungsverhältnisse,  deren  Besserung 
II  386. 

Wohnviertel  II  351,  356,  362. 

Zählkarten  über  Krankenbewegung  II 289 ; 

über  Selbstmord  und  Sterbefälle  II  292. 
Zahlung  der  Gehälter  etc   mittels  der 

Post  II  177. 
Zahnärzte,    Formular    für    Verzdchniss 

S.  36. 
Zehen,  Unfallverletzungen,  s.  Bein. 
Zentralheizungen  II  403. 
Zeugnisse,  Gesundheits-fürBehörden  und 

Versicherungsgesellschaften  1 44;  wider 

besseres  Wissen  ausgestellte  I  44—45; 

von  approbirten  Medizinalpersonen  I 

44;  von  Kurpfuschern  I  44. 
-  behufs  Pensionirung  von  Beamten  II 

293;  für  Militärreklamanten  II  294;  für 

gewerbliche  Arbeiter  II  295. 
Zeugnissfähigkeit  1 334, 335;  bei  Epilepsie 

Zeugnissverweigerung  I  15,  38,  39,  362, 
519.  520,  522;  Zwangsmittel  dagegen 
I  42. 

Zeugungsfähigkeit,  Verlust  der  I  111 ;  266 
bis  268;  im  Z.-Pr.-V.  ist  der  Richter 
nicht  zur  Anordnung  einer  ärztlichen 
Untersuchung  behufs  Feststellung  der- 
selben berechtigt  I  519. 

Zisternen  II  350* 

Zivilprozessordnung,  §§  144,  371,  372, 
383-385  I  38,  39;  §§  402-414  I  13 
bis  26;  §  623  I  133,  356;  §§  645  bis 
656  I  361,  362;  §§  659-661,  664,  665, 
668,  671,  672,  675,  676,  678,  679  I 
361—364;  §§  680—687  I  370,  371; 
§  906  I  133. 

Zulage,  persönliche,  pensionsfähige  II 
198-201. 

Zurechnungsfähigkeit  I  319,  320,  330; 
der  Alkoholisten  I  389;  bei  Epilepsie 
1 382;  geminderteZurechnungsfähigkeit 
I  328-330. 

Zusammenhang,  ursächlicher,  zwischen 
Körperverletzung  und  Tod  I  113; 
zwischen  Schaden  und  schädigender 
Handlung  I  129;  zwischen  Unfall  und 
Gesundheitsstörung  I  422-427,  530 
und  Tod  531,  535. 

Zuständigkeitsgesetz  II  49,  50. 

Zutrittsrecht  des  Kreisarztes  II  241,  284. 

Zwangszustände  der  Degenerirten  I  387. 

Zwischenböden,  deren  Ausfüllung  II  358. 


Dentidie  Bvch-  and  Kunstdrackeni,  O.  m.  b.  H. 
Zotten -Berlin  SW.  11. 
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